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Das Bürgerrecht auf Bildung ist zunächst ein soziales Grundrecht aller Bürger, das 
gleichsam den Fußboden absteckt, auf dem jeder Staatsbürger stehen darf und stehen 
muß, um als solcher tätig zu werden. Dieses Recht ergänzt die anderen großen 
Bürgerrechte vor dem Gesetz und im Staate. Es hat in der allgemeinen Schulpflicht 
seine erste konkrete Gestalt gefunden und ist seither ständig durch neue Inhalte 
ergänzt worden. Dieser Prozeß der Ergänzung wird nie abgeschlossen sein. (Ralf 
Dahrendorf 1965: 27) 
In seinem einflussreichen Werk „Bildung ist Bürgerrecht“ konstatiert Ralf 
Dahrendorf, dass Bildung die fundamentale Voraussetzung für Menschen ist, an 
der Gesellschaft als freie und gleiche Individuen zu partizipieren. Um dieses Bür-
gerrecht jedoch zu verwirklichen, ist eine „aktive Bildungspolitik“ (Dahrendorf 
1965) notwendig. Das Ziel einer derartigen Politik lautet dabei „mehr Bildung für 
mehr Menschen“ (Dahrendorf 1965: 28), d.h. eine Expansion der Bildungsbetei-
ligung im gesamten Bildungssystem. Der Bildungsbegriff, welcher verwendet 
wird, zielt in dieser Hinsicht nicht nur auf Bildung zur Erhöhung von Human-
ressourcen, sondern primär auch auf die individuelle Regulierungsfähigkeit sowie 
gesellschaftliche Teilhabe und Chancengleichheit. Baethge et al. (2007) betonen, 
dass ein derartiges Verständnis von Bildung dazu führt, den Begriff Bildungsmo-
bilität als relevante Kategorie in das Zentrum der Analyse von Bildungssystemen 
zu stellen. 
Institutionell bedeutet Bildungsmobilität, dass die Grenzen zwischen den unter-
schiedlichen Bildungsbereichen durchlässig sind, individuell äußert sie sich darin, dass 
die Jugendlichen [bzw. Individuen, NB] die Kompetenzen erwerben, die für eine selb-
ständige Organisation ihrer Bildungsbiografie in der Perspektive lebenslangen Ler-
nens erforderlich sind. (Baethge et al. 2007: 7) 
Die vorliegende Studie fokussiert die institutionelle Perspektive – die der Durch-
lässigkeit im Bildungswesen, spezifisch zwischen beruflicher Bildung und Hoch-
schulbildung. Durchlässige Bildungssysteme sollen dabei verstanden werden als 
Systeme, in denen in jeder Lebensphase an vorhandene Abschlüsse und Kompe-
tenzen angeknüpft und begonnene Bildungskarrieren in verschiedene Richtungen 
fortgesetzt werden können. Durchlässigkeit heißt demnach, dass es keine Bil-
dungssackgassen geben darf. Die Möglichkeit zur Höherqualifikation wird bereits 
in Dahrendorfs Werk in den 1960er Jahren als signifikant erachtet. Seitdem hat 
die Bedeutung der Ermöglichung des kontinuierlichen Weiterlernens in moder-
nen Gesellschaften allerdings noch zugenommen, denn heutzutage ist ein gerin-
ges Qualifikationsniveau mit größeren Nachteilen für das Individuum und die 
Gesellschaft verbunden als früher (vgl. Pfahl/Powell 2010; Protsch 2014; Solga 
2002; Solga 2005b; Solga/Dombrowski 2009). 
Analysen hinsichtlich Strukturen des Bildungssystems und damit auch die 
Untersuchung der institutionellen Durchlässigkeit erbringen dabei Hinweise zum 
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Verständnis der Ursachen und Bedingungen sozialer Ungleichheit in modernen 
Gesellschaften. Bildung stellt sowohl eine bedeutende Determinante als auch eine 
Dimension sozialer Ungleichheit dar (vgl. Solga et al. 2009). Mayer (2004) unter-
streicht, dass die größte Varianz der Unterschiede in individuellen Lebensläufen 
durch externe Strukturen, welche besonders eng mit der Arbeitsteilung, Arbeits-
struktur und Berufsstruktur eines Landes assoziiert sind, verursacht wird. Diese 
Strukturen, wie bspw. das Bildungssystem, bilden die Grundlage für die Vertei-
lung der anfänglichen Ressourcen sowie die daraus resultierenden späteren Ein-
kommen. „Already the institutional contexts […] narrow down to a large extent 
which life avenues are open and which are closed“ (Mayer 2004: 165). Verände-
rungen der Bildungssysteme sind somit verbunden mit Veränderungen der Le-
benschancen der Individuen im Lebenslauf und beeinflussen dann den Verlauf 
von kumulativen Prozessen von Bildungsungleichheiten über den Lebensverlauf. 
Die Institutionen der Hochschul- und Berufsbildung bestimmen individuelle 
Möglichkeiten im Lebenslauf mindestens in Bezug auf vier Dimensionen: erstens 
die Chance auf einen Arbeitsplatz bei Eintritt in den Arbeitsmarkt, zweitens die 
mit der Ausbildung verbundenen Aufstiegsmöglichkeiten, drittens die Pfade der 
Weiterbildung und viertens das mit der Ausbildung und Arbeitsposition verbun-
dene Einkommen sowie die Statusposition. Zusammengefasst ist die Frage nach 
Durchlässigkeit zwischen beruflicher und Hochschulbildung insofern wichtig, als 
stratifizierte (Aus-)Bildungssysteme ohne Brücken zwischen einzelnen Bildungs-
sektoren den möglichst gleichen Zugang zu Bildungs- und Beschäftigungsoppor-
tunitäten behindern. Das Recht auf Bildung wäre demnach eingeschränkt. 
Aber nicht nur aus Perspektive individueller Bildungsmobilität, sondern auch 
aus gesellschaftlicher Perspektive sind die Durchlässigkeit von Bildungssystemen 
und die Verringerung von sozialen Ungleichheiten relevant, denn Bildung ermög-
licht gesellschaftliche Teilhabe. Soziale Ausschlüsse, hervorgerufen durch feh-
lende Teilhabemöglichkeiten, ziehen dagegen hohe gesellschaftliche Kosten nicht 
nur für die Sozialversicherungssysteme, sondern auch für die soziale Kohäsion, 
den sozialen Zusammenhalt einer Gesellschaft, nach sich (Autorengruppe Bil-
dungsberichterstattung 2014). 
Die Ermöglichung der Erhöhung des Bildungsstandes der Bevölkerung, für 
die ein durchlässiges Bildungssystem eine Voraussetzung darstellt, wird jedoch 
nicht nur aus der Perspektive der individuellen Grundrechte und des Abbaus so-
zialer Ungleichheiten als gesellschaftlich relevant erachtet. Vielmehr wird auch ein 
gestiegener Bedarf an gut ausgebildeten Individuen in modernen Gesellschaften 
festgestellt. 
Seit mehr als vierzig Jahren (Dostal 2001) vollzieht sich ein sektoraler Wandel 
von der Ökonomie der industriellen Produktion zu einer Ökonomie der Dienst-
leistungen und des Wissens (Baethge et al. 2007: 11). Damit einhergehend hat sich 
der Druck für bessere und mehr Bildung intensiviert, denn der sektorale Struk-
turwandel (Dostal 2001) läuft parallel zu einer Transformation der Arbeit und 
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führt auch zu tiefgreifenden Implikationen für die Prozesse des Kompetenzer-
werbs. Es geht bei dieser Transformation nicht allein um die Entwicklung von 
arbeitsspezifischen Fähigkeiten hin zu mehr analytischen allgemeinen Fähigkei-
ten, sondern auch um den Wandel von einer eher hierarchisch klar strukturierten 
Aufgabenbeschreibung hin zu einer autonomen Arbeitsweise in den Betrieben 
(vgl. Helmrich 2008; Mayer/Solga 2008). Auf dem Arbeitsmarkt werden durch 
diese Entwicklungen verstärkt allgemeines und theoretisches Wissen und Fähig-
keiten im Gegensatz zu eingegrenzten berufsbezogenen Kompetenzen verlangt, 
was eine Herausforderung für die berufliche Bildung darstellt (Mayer/Solga 2008: 
1ff.; Streeck 2012). Insgesamt kommt es damit zu einem Anstieg der wissensin-
tensiven Beschäftigtenkategorien und der durchschnittlichen Qualifikationsan-
forderungen (Baethge et al. 2007; Cordes/Gehrke 2012). Mit diesem Trend ist 
zudem ein viel schnellerer Verfall des bereits erworbenen Wissens verbunden, 
wodurch sich die Notwendigkeit eines kontinuierlichen Weiterlernens erhöht. 
Außerdem verändert sich die Zusammensetzung der Population durch die 
demografischen Entwicklungen, d.h. durch eine niedrige Geburtenzahl in vielen 
Ländern Europas und die Zunahme der Lebenserwartung. Es wird argumentiert, 
dass beide Prozesse zu einer Verlängerung der Lebensarbeitszeit führen, was die 
Bedeutung von lebenslangem Lernen unterstreicht (vgl. Jakobi/Rusconi 2008; 
Spermann 2013; Wolter 2011). Menschen tendieren allerdings immer noch zu der 
Annahme, wenn sie die Ausbildung abgeschlossen haben, reichten diese Investi-
tionen für ihr gesamtes Leben aus (Mayer/Solga 2008: 1). Und auch institutionell 
ist trotz der Veränderungen der letzten Jahrzehnte die Erstausbildung weiterhin 
von äußerster Relevanz für die individuellen Karriereverläufe. Um mit dem Wan-
del Schritt zu halten, ist es wichtig, dass sich Bildungsinstitutionen den neuen Ge-
gebenheiten und Bedürfnissen anpassen. Es geht daher um einen Perspektiven-
wechsel weg von einem Lebensarbeitsplatz beruhend auf der Erstausbildung hin 
zu einem kontinuierlichen Weiterentwickeln der individuellen Fähigkeiten im Le-
benslauf, weg von starren, hin zu flexiblen Bildungssystemen, in denen die künst-
liche Segregation der verschiedenen Lernorte und -pfade überwunden wird. 
Schließlich wird auch auf globaler und vor allem europäischer Ebene immer 
stärker auf die Notwendigkeit der Höherqualifizierung der Bevölkerungen hinge-
wiesen. Internationalisierungsprozesse sind daher als bedeutende Faktoren anzu-
sehen, welche die Transformation von Bildungssystemen beeinflussen 
(Powell/Solga 2010: 707; 2008). So versuchen Organisationen wie die OECD, 
bestimmte Bildungsmodelle, wie das des lebenslangen Lernens (vgl. Jakobi 2009) 
in den Nationalstaaten zu verbreiten. Auf europäischer Ebene wird Bildungspo-
litik primär als Marktschaffungspolitik gesehen (Trampusch 2008). Dabei haben 
in den letzten Jahren die Initiativen und Prozesse zugenommen, welche auf eine 
höhere Bildung der europäischen Bevölkerungen drängen. In der Lissabon-Stra-
tegie aus dem Jahr 2000 wird Bildung eine Schlüsselrolle zugeschrieben, um Eu-
ropa zum „wettbewerbsfähigsten und dynamischsten wissensbasierten Wirt-
schaftsraum der Welt werden [zu lassen, NB] – einem Wirtschaftsraum, der fähig 
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ist, ein dauerhaftes Wirtschaftswachstum mit mehr und besseren Arbeitsplätzen 
und einem größeren sozialen Zusammenhalt zu erzielen“ (Europäischer Rat 
2000). 
Als relevanter für Fragen der Durchlässigkeit zwischen Berufs- und Hoch-
schulbildung können allerdings die intergouvernementalen Bildungsprozesse Bo-
logna und Kopenhagen angesehen werden. Die Bologna-Erklärung wurde 1999 
von 29 europäischen Ländern unterzeichnet. Mit ihr wollen die europäischen 
Staaten die Entstehung eines europaweiten Hochschulraums fördern, um indivi-
duelle Mobilität, Transparenz und Anerkennung von Qualifikationen sowie eine 
Erhöhung von deren Qualität zu erleichtern. Die Kopenhagen-Erklärung wurde 
2002 von 31 Ländern unterschrieben, um die europäische Zusammenarbeit in der 
beruflichen Bildung zu verstärken (vgl. Balzer/Rusconi 2007). Wichtige Ziele des 
Prozesses sind die Schaffung eines einheitlichen Qualifikations- und Kompetenz-
rahmens, ein System von Leistungspunkten in der beruflichen Bildung, die Vali-
dierung informell erworbener Qualifikationen, die Schaffung gemeinsamer In-
strumente zur Qualitätssicherung und insgesamt die Verbesserung des Zugangs 
der Bürger zum lebenslangen Lernen. Generell versuchen beide Prozesse einen 
europäischen Bildungsraum zu erschaffen, der die Wettbewerbsfähigkeit der Mit-
gliedsländer im internationalen Vergleich stärkt und somit zu dem Erreichen der 
Lissabon-Ziele beiträgt. Ein gemeinsames Anliegen in beiden Prozessen ist dabei 
auch die Förderung durchlässiger Bildungsstrukturen (vgl. Bernhard et al. 2010; 
Powell et al. 2012b). 
Eine Höherqualifizierung der Bevölkerung wird demnach aus differenten 
Perspektiven – dem Blick auf individuelle Bildungsrechte, dem Abbau von sozia-
len Ungleichheiten, dem Fokus auf Veränderungen der Wirtschaftsstruktur und 
der Demografie sowie auch durch europäische Einflüsse – als wichtig angesehen. 
Durchlässigkeit von Bildungsstrukturen, insbesondere auch zwischen Berufs- und 
Hochschulbildung, ist dafür eine Voraussetzung, denn dies sind die Bildungsbe-
reiche, in denen nach Beendigung der Schulzeit die weitere formale Bildung er-
folgt. Insofern stellt sich die Frage, wie europäische Gesellschaften auf die hier 
skizzierten Herausforderungen reagieren. Ändern sich ihre Bildungsstrukturen 
hin zu mehr Durchlässigkeit? Dieser Frage soll in der vorliegenden Arbeit in ei-
nem Vergleich zwischen Deutschland und Frankreich nachgegangen werden. 
Insbesondere Länder, deren Bildungssysteme sich durch eine Trennung zwi-
schen Berufs- und Hochschulbildung auszeichnen, wie die sogenannten DACH-
Länder Deutschland, Österreich und die Schweiz, stehen somit vor besonders 
großen Herausforderungen (vgl. auch Graf 2013). Speziell in Deutschland ist eine 
starke Segmentierung der Berufs- und Hochschulbildung festzustellen. Baethge 
(2006) nennt es das deutsche „Bildungsschisma“, welches die Etablierung von 
durchlässigen Bildungsstrukturen zwischen Berufs- und Hochschulbildung er-
schwert. So sind kaum Übergänge aus dem einen in das andere System möglich. 
Des Weiteren werden durch diese strikte Segmentierung die Qualifikationen, wel-
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che in einem Bereich erlernt worden sind, wenig bis gar nicht im anderen aner-
kannt (Haugg 2008). So entstehen neben Bildungsbarrieren auch solche für Kar-
rierewege, wenn z.B. Absolvent_innen einer beruflichen Ausbildung keinen Zu-
gang zu Führungspositionen erhalten, da für diese implizit oder explizit ein aka-
demischer Abschluss vorausgesetzt wird (Thielen 2008). Solga und Dombrowski 
(2009: 20) fassen die deutsche Situation folgendermaßen zusammen: 
Insgesamt ist für Deutschland eine mangelhafte Durchlässigkeit zwischen beruflicher 
Bildung und Hochschule zu konstatieren, so dass frühe Bildungsungleichheiten nur 
selten und dann auch nur partiell nachträglich korrigiert werden können. 
Insofern würde eine zunehmende Durchlässigkeit zwischen den Bildungsberei-
chen zu einer Erhöhung der Bildungs- und sozialen Mobilität in Deutschland füh-
ren (vgl. Powell/Solga 2010; Powell/Solga 2008). 
Aber stellt sich die Frage nach Durchlässigkeit zwischen beruflicher und 
Hochschulbildung wirklich nur in Ländern, in denen diese Bereiche getrennt in-
stitutionalisiert sind? Welche Entwicklungen sind in Ländern wie Frankreich zu 
erkennen, die sich formal durch eine große Durchlässigkeit zwischen Berufs- und 
Hochschulbildung auszeichnen? 
Das französische Bildungssystem wird im Vergleich zum deutschen oft als 
nur moderat stratifiziert (Kerckhoff 2001) und als ein System beschrieben, wel-
ches den Zugang zur Hochschulbildung weniger stark einschränkt als das deut-
sche Bildungssystem, welches durch seine starke Berufsausbildung charakterisiert 
ist (vgl. Shavit/Müller 1998, 2000a, b). In Frankreich ist eine strikte Trennung 
zwischen Berufs- und Hochschulbildung nicht vorhanden, zumal beruflich orien-
tierte Bildung zu weiten Teilen ebenfalls im Hochschulsystem selbst stattfindet. 
Im Gegensatz zu Deutschland ist in Frankreich auch kein stark ausgebautes post-
sekundäres berufliches Weiterbildungssystem außerhalb der Hochschulen exis-
tent. Durchlässigkeit zwischen Berufs- und Hochschulbildung ist formal viel stär-
ker gewährleistet als in Deutschland, da Zugänge über die Berufs- zur Hochschul-
bildung möglich sind. Auch bestehen Anrechnungsverfahren in der Hochschul-
bildung, in denen berufliche Kompetenzen anerkannt werden. Trotzdem kann 
für Frankreich gezeigt werden, dass die formale Durchlässigkeit nicht zu einer 
tatsächlichen Durchlässigkeit für beruflich Qualifizierte führt, denn diese sind sys-
tematisch stärker von Studienabbrüchen betroffen als andere Bildungsgruppen 
(vgl. Beaud/Pialoux 2001; Duru-Bellat/Kieffer 2008). Ein Vergleich zwischen 
Deutschland und Frankreich bietet sich aber nicht nur aus der Logik der Unter-
schiedlichkeit an. Beide Länder sind wichtige und einflussreiche Mitgliedsstaaten 
der Europäischen Union sowie Mitbegründer und Initiatoren der Bologna- und 
Kopenhagen-Prozesse. Zudem zeichnen sich beide Länder durch traditionell ein-
flussreiche Bildungsmodelle aus (vgl. z.B. Goldschmidt 1991; Greinert 2005), wel-
che die transnationalen europäischen Bildungsprozesse mit beeinflussen können 
(vgl. Powell et al. 2012b). 
Vor dem Hintergrund der zuvor dargestellten Herausforderungen, denen 
sich europäische Länder stellen müssen, soll in der vorliegenden Arbeit daher die 
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Entwicklung der institutionellen Durchlässigkeitsstrukturen in Frankreich und 
Deutschland vergleichend untersucht werden. Durchlässigkeit kann als ein Merk-
mal der Ausgestaltung von Bildungssystemen erachtet werden. Sie wird aber 
durch die institutionelle Ausgestaltung des Bildungssystems, spezifisch der Struk-
turen, welche die Beziehung zwischen den Organisationsfeldern Berufs- und 
Hochschulbildung charakterisieren, mitbestimmt. Diese institutionellen Struktu-
ren, welche beeinflussen, inwieweit Bildungsmobilität zwischen Berufs- und 
Hochschulbildung möglich ist, werden in dieser Arbeit institutionelle Durchläs-
sigkeitsstrukturen genannt. 
Folgende drei Forschungsfragen stehen im Zentrum der Analyse: 
1. Inwiefern haben sich die institutionellen Durchlässigkeitsstrukturen in 
Deutschland und in Frankreich in dem Zeitraum von 1985/1990 bis 2012 
geändert und wie können diese Entwicklungen beschrieben werden? 
2. In welchem Ausmaß kann mit den nationalen Veränderungen auch eine An-
näherung der institutionellen Durchlässigkeitsstrukturen zwischen den bei-
den Ländern festgestellt werden? 
3. Welchen Einfluss hatten die europäischen Bildungsprozesse Bologna und 
Kopenhagen auf die festgestellten Entwicklungen bzw. inwiefern waren 
diese stärker endogen bedingt? 
Die vorliegende Studie zielt damit darauf ab, zum einen den institutionellen Wan-
del des Verhältnisses von Berufsbildung zu Hochschulbildung in Bezug auf 
Durchlässigkeit in Deutschland und Frankreich zu rekonstruieren und zum ande-
ren zu eruieren, welche Faktoren jewels die Richtung des Wandels sowie das Aus-
maß an Stabilität mitbestimmen. 
Der Untersuchungszeitraum in Deutschland beginnt mit der deutschen Ver-
einigung 1990, da diese als Chance für grundlegende Veränderungen im Bildungs-
system hätte genutzt werden können. In Frankreich wird der Zeitraum ab 1985 
betrachtet, da in diesem Jahr das berufliche Abitur und damit die Berechtigung 
zum Hochschulstudium über berufliche Bildungswege eingeführt wurde. Für 
beide Fallanalysen endet der Untersuchungszeitraum für das empirische Material 
2012.3 
Um die Forschungsfragen zu beantworten, wird in dieser Arbeit ein analyti-
sches Konzept entwickelt, in welchem eine diskursanalytische Perspektive (vgl. 
Keller 2006, 2007b, 2008, 2009) mit neoinstitutionellen Ansätzen, dem soziologi-
schen Neoinstitutionalismus (vgl. z.B. DiMaggio/Powell 1983; Hasse/ 
Krücken 2005; Meyer 1977; Meyer/Rowan 1977; 1992; Scott 2008) und dem his-
torischen Institutionalismus (vgl. Mahoney 2000; North 1994; Streeck/ 
Thelen 2005; Thelen 2004) verbunden wird. Auf diese Weise kann zudem eine 
3  Die empirischen Analysen enden weitestgehend zum Ende des Jahres 2012. Allerdings wurden 
wichtige v.a. rechtliche Veränderungen, die 2013 stattgefunden haben, mit berücksichtigt. 
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stärker institutionen- und konflikttheoretische Perspektive auf Bildung (vgl. 
Meyer 1977) und gesellschaftliche Entwicklungsprozesse eingenommen werden, 
aus der heraus betont wird, dass institutioneller Wandel von Durchlässigkeits-
strukturen keine bloße funktionale Anpassung an gesellschaftliche Veränderun-
gen wie etwa die demografische Entwicklung darstellt, sondern gleichfalls Aus-
druck von veränderten Machtverhältnissen in der Gesellschaft einerseits und ver-
änderter Legitimität bestehender Institutionen andererseits sein kann (vgl. Graf 
2013; Mahoney 2000: 517). Insbesondere wenn Institutionen wie die untersuch-
ten institutionellen Durchlässigkeitsstrukturen im Bildungssystem maßgeblich zu-
künftige Lebenschancen der Individuen und deren soziale Platzierung in der Ge-
sellschaft mitbestimmen, ist davon auszugehen, dass deutliche Verteilungskon-
flikte in der Gesellschaft bestehen. 
Mithilfe der diskursanalytischen Forschungsperspektive, welche sich primär 
an den Ansatz der wissenssoziologischen Diskursanalyse (vgl. Keller 2006, 2008, 
2009) und das Diskursverständnis von Foucault (u.a. Foucault 1981, 2003) an-
lehnt, werden die Veränderungen der Wissensordnungen in Bezug auf Durchläs-
sigkeit sowie die in den Diskursen kristallisierten Machtkonstellationen und Deu-
tungskämpfe analysiert. In Diskursen können Akteure Ereignisse, wie z.B. die eu-
ropäischen Bildungsprozesse, als Bestätigung bestehender symbolischer Ordnun-
gen interpretieren oder aber sie zum Anlass für Forderungen nach Umdeutungen 
oder institutionellen Änderungen nehmen und dadurch sozialen Wandel ermög-
lichen sowie fördern. Insofern ist anzunehmen, dass insbesondere in Zeiten, in 
denen Institutionen sich ändernden Bedingungen (wie Europäisierungsprozes-
sen) ausgesetzt sind, in den Diskursen verschiedenste Vorstellungen über den 
Wandel von Institutionen sichtbar werden. So werden durch die diskursanalyti-
sche Perspektive der prozesshafte Charakter sowie die Konflikthaftigkeit, welche 
mit der Transformation oder auch dem Erhalt institutioneller Ordnungen ver-
bunden sind, in den Vordergrund gerückt. 
Gleichzeitig werden durch den differenzierten Institutionenbegriff des sozi-
ologischen Neoinstitutionalismus, der die kulturell-kognitive, normative und re-
gulative institutionelle Dimension analytisch unterscheidet (Scott 2008), instituti-
onelle Veränderungen fokussiert. So sollen durch das breite Verständnis von In-
stitutionen institutionelle Durchlässigkeitsstrukturen in allen Dimensionen – auch 
in der kulturell-kognitiven und normativen – untersucht werden. Es sind somit 
nicht nur die formalen Regelungen, welche die Durchlässigkeit von Bildungssys-
temen bestimmen, sondern auch die vorherrschenden Vorstellungen zu Durch-
lässigkeit, die Normen und Standards. Weiterhin bietet der soziologische und his-
torische Neoinstitutionalismus eine Varianz an theoretischen Erklärungen an, wie 
Wandel beschrieben werden kann, wie er zustande kommt – z.B. über Diffusi-
onsprozesse von Regeln, Normen und Vorstellungen (vgl. Boli/Thomas 1997; 
Dobbin et al. 2007), – aber auch Hinweise darauf, was die Richtung des Wandels 
mitbestimmt. Durch Einbeziehung des historischen Institutionalismus fokussiert 
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die Analyse zudem nicht nur Diskontinuitäten, wie meist üblich in Diskursanaly-
sen, sondern berücksichtigt auch historisch gewachsene Strukturen und Abhän-
gigkeiten. 
1.1 Verortung der Arbeit 
Diese Studie ist an der Schnittstelle verschiedenster Forschungsausrichtungen, 
z.B. der Bildungs- und Wissenssoziologie, der vergleichenden Erziehungswissen-
schaft, der politischen und soziologischen Europäisierungsforschung, der Dis-
kursforschung sowie sozialen Ungleichheitsforschung und damit primär in der 
Soziologie, aber auch in Politik- und Erziehungswissenschaft verortet und soll 
auch einen Beitrag für diese leisten. 
Durch den Fokus dieser Arbeit auf Durchlässigkeit zwischen Berufs- und 
Hochschulbildung steht die Analyse der strukturellen Veränderungen des Ver-
hältnisses dieser beiden Organisationsfelder im Blickpunkt. Wie Graf (2013) so-
wie Powell und Solga (2010) kritisieren, besteht demgegenüber in der Forschung 
oft die Tendenz dazu, Veränderungen nur in einem der beiden Bildungsbereiche 
zu betrachten. Eine solche Begrenzung der Forschung ignoriert, dass Systeme der 
Berufs- und Hochschulbildung miteinander verbunden sind und Veränderungen 
in einem Bereich daher Veränderungen im anderen Bereich nach sich ziehen kön-
nen (Powell/Solga 2010). 
Es gibt nur wenige Arbeiten, die sich mit den Dynamiken im Verhältnis be-
ruflicher und hochschulischer Bildung befassen. So untersuchen etwa Forscher 
wie Young und Raffe (1998) die verschiedensten Szenarien, um Gleichwertigkeit 
zwischen Berufs- und Hochschulbildung zu erreichen, sowie unterschiedliche 
konzeptuelle Möglichkeiten, wie das Verhältnis beruflicher Bildung zur Hoch-
schulbildung institutionalisiert sein kann (ebd., aber auch Moodie 2008: 170ff.; 
Raffe 2003; Raffe et al. 1998; Young et al. 1997). Weitere Studien beschäftigen 
sich mit der zunehmenden Diversifizierung und Differenzierung zwischen Be-
rufs- und Hochschulbildung (Dunkel et al. 2009) oder mit der Konzeptualisierung 
verschiedener Arten der Verbindung beruflicher Bildung und Hochschulbildung 
(vgl. Ebner et al. 2013). Graf (2013) sowie Powell und Solga (2010: 706) weisen 
insbesondere auf die Bedeutung hybrider Organisationsformen für die Verbin-
dung von Berufs- und Hochschulbildung hin. 
Weitere Forschungsarbeiten, welche die Verbindung zwischen Berufs- und 
Hochschulbildung betrachten, sind Studien zur Durchlässigkeit zwischen diesen, 
primär im Hinblick auf Deutschland, aber auch auf andere Länder mit bestehen-
der Trennung zwischen Berufs- und Hochschulbildung. Auch wenn die Frage 
von Durchlässigkeit bereits im 20. Jahrhundert untersucht wurde (vgl. z.B. 
Hegelheimer 1986; Wolter 1994; Wolter/Reibstein 1991; Wolter/Scholz 1986), 
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hat die diesbezügliche Forschung insbesondere in den letzten Jahren zugenom-
men (vgl. z.B. Buhr et al. 2008; Freitag et al. 2011, 2015; Hanft/Brinkmann 2013). 
Auffällig ist dabei Folgendes: Erstens werden selten institutionelle Entwicklungen 
der Durchlässigkeitsstrukturen über einen längeren Zeitraum fokussiert (siehe 
aber Freitag 2012; Nickel/Duong 2012; Schwabe-Ruck 2010; Ulbricht 2012a; 
Wolter 2012), zweitens wird Durchlässigkeit mit jeweils unterschiedlichem Fokus 
untersucht, wobei die meisten Studien sich mit den Fragen des Zugangs von be-
ruflicher Bildung zur Hochschulbildung befassen (vgl. Hillmert/Jacob 2003; 
Nickel/Duong 2012; Nickel/Leusing 2009; Teichler 1990b; Teichler/Wolter 
2004; Ulbricht 2012a, 2014; Wolter 1994, 2012). Drittens wird die Frage von 
Durchlässigkeit selten ländervergleichend analysiert (siehe aber z.B. Bernhard et 
al. 2013; Ebner et al. 2013; Graf 2013) und viertens stehen im Zentrum der Ana-
lyse fast immer die rechtlichen Regelungen und ganz selten normative sowie kul-
turell-kognitive Strukturen (siehe aber Alheit 2009). 
Dagegen sollen in der vorliegenden Arbeit die Veränderungen der Durchläs-
sigkeitsstrukturen sowohl in den rechtlichen Änderungen als auch im Verständnis 
von Durchlässigkeit sowie die Argumentation zu Durchlässigkeit, d.h. die kultu-
rell-kognitive und z.T. die normative Dimension, über Diskurse analysiert wer-
den.4 Auf diese Weise ist es möglich, Veränderungen im Selbstverständnis von 
Gesellschaften wahrzunehmen, auch wenn diese noch nicht rechtlich festge-
schrieben sind. Gleichzeitig soll darüber jedoch ebenfalls deutlich werden, wenn 
Diskrepanzen zwischen Rechten und den Vorstellungen zu Durchlässigkeit be-
stehen. 
Um die institutionellen Durchlässigkeitsstrukturen adäquat analysieren zu 
können, wird in der vorliegenden Arbeit zuerst ein Konzept zu Durchlässigkeit 
aus der bestehenden Literatur erarbeitet, denn Durchlässigkeit stellt keinen klar 
definierten soziologischen Begriff dar (Freitag 2008), sondern kann äußerst diffe-
rent verstanden werden. Ein solches Konzept soll auch dazu dienen, die Frage 
von Durchlässigkeit in Ländern wie Frankreich, in denen Durchlässigkeit vor al-
lem als Folge eines begrenzten Verständnisses von Zugangs- und Anrechnungs-
möglichkeiten gemeinhin nicht als Forschungsproblem thematisiert wird, umfas-
sender zu untersuchen und zu begreifen. In Frankreich befassen sich Studien zum 
Verhältnis von Berufs- und Hochschulbildung bisher vor allem mit der Verberuf-
lichung der Hochschulbildung, es wird darin also eine immer stärkere Integration 
beruflich orientierter Bildungsgänge im tertiären Bildungssystem in den Blick ge-
nommen (vgl. z.B. Agulhon 2007, 2011; Maillard/Veneau 2008; Maillard et al. 
2004; Pinto 2008; Tanguy 2005). 
4  Die Analyse der Entwicklung von Bildungssystemen aus diskursanalytischer Perspektive hat in 
den letzten Jahren deutlich zugenommen (vgl. Pfahl 2011; Rothe 2011, 2013; Spilker 2012; 
Waldow 2007; Wrana 2006). Insbesondere auch der Bologna-Prozess wurde dabei in den Blick 
genommen (Angermüller/Scholz 2013; Maeße 2009, 2010). Aber wenn die Bedeutung der 
diskursiven Ebene für Bildungssysteme auch zunehmend in den Blick gerät, so fehlen dennoch 
Studien im Hinblick auf Durchlässigkeit oder das Verhältnis von Berufs- und Hochschulbildung. 
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Das hier erarbeitete Konzept von Durchlässigkeit sowie die Analyse nicht 
nur rechtlicher, sondern vor allem auch kulturell-kognitiver institutioneller Ent-
wicklungen ermöglichen es, Durchlässigkeit auch als relevantes Forschungspro-
blem für Frankreich zu untersuchen. Bei der Analyse von Durchlässigkeit interes-
sieren dann nicht nur der Zugang, sondern auch Fragen der Anrechnung, der 
organisationalen Verbindung und Strukturen, welche durch die Anerkennung der 
Heterogenität der Lernenden ein erfolgreiches Abschließen des Bildungsgangs in 
den Fokus rücken. So stellt sich für Frankreich heraus, dass die Durchlässigkeit 
zwischen Berufs- und Hochschulbildung zwar formal vielfach geregelt ist, in der 
Praxis jedoch beruflich Qualifizierte auf Sekundarbildungsniveau kaum eine 
Chance haben, ein Studium abzuschließen. Anhand dieser Durchlässigkeitspro-
blematik in Frankreich wird daher deutlich, dass Durchlässigkeit nicht bedeutet, 
lediglich die theoretische Möglichkeit zu erhalten, im anderen Bildungsbereich 
weiterzulernen, sondern auch eine realistische Chance, dies erfolgreich zu tun. 
Dies ist nur ein weiterer Hinweis, warum sich auch ein deutsch-französischer 
Vergleich als wertvoll für die Frage von Durchlässigkeitsstrukturen erweisen 
kann. Zudem ermöglicht eine solche Studie, das Verhältnis von Berufs- und 
Hochschulbildung in ländervergleichender Perspektive zu untersuchen. Der ver-
gleichende Ansatz dient dazu, nationale Selbstverständlichkeiten und Regelungen 
als kontingente Konstrukte aufzudecken, kulturelle Unterschiede zu verdeutli-
chen und nationale Entwicklungen in eine neue Perspektive zu rücken. Gleich-
zeitig kann durch den Vergleich untersucht werden, inwiefern exogene Einflüsse, 
wie die europäischen Bildungsprozesse, auf die Durchlässigkeitsstrukturen der 
beiden Länder wirken und ob sich im Laufe der Zeit auch die jeweiligen Bildungs-
strukturen angleichen. 
Deutsch-französische Vergleiche der Bildungssysteme wurden bereits einige 
angestellt, allerdings konzentrieren sie sich meist, wie auch die Forschung allge-
mein, auf nur einen Bildungsbereich und nicht auf deren Verbindung (siehe aber 
Bernhard et al. 2013; Powell et al. 2012c). So existieren mehrere Studien zu den 
institutionellen Unterschieden und Gemeinsamkeiten der Berufsbildungssysteme 
(vgl. Brauns et al. 1999b; Deißinger 2001b; Géhin/Méhaut 1993; Greinert 2005; 
Hörner 2006; Koch 1998; Lutz 1976; Moebus/Verdier 1998) und der Hochschul-
systeme (vgl. Böhlke et al. 2009; Friedberg/Musselin 1993; Goldschmidt 1991; 
Liebeskind 2011; Musselin 2005). Die vorliegende Studie jedoch leistet einen Bei-
trag zur vergleichenden Forschung dieser Bildungssysteme, indem das Verhältnis 
der Berufs- und Hochschulbildung in den Blick genommen wird. 
Mit der zweiten und dritten Forschungsfrage, der Frage nach der Annähe-
rung zwischen den deutschen und französischen Bildungssystemen sowie dem 
Einfluss Europas auf institutionelle Veränderungen, knüpft diese Arbeit an eine 
breite Literatur zur Internationalisierung, Europäisierung sowie dem Transfer von 
Politiken, Normen und Vorstellungen an. Bereits seit Jahren sind Globalisierung 
und Europäisierung Schlagworte für den Veränderungsdruck, welcher auf natio-
nale Gesellschaften wirkt. Dabei gibt es in der Literatur keinen Konsens darüber, 
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ob diese Prozesse auch zu einer übernationalen Konvergenz führen. Vertreter der 
vergleichenden Institutionenanalyse hinterfragen zumindest die Selbstverständ-
lichkeit und angenommene Geschwindigkeit solcher Prozesse. Stattdessen beto-
nen sie die den Veränderungsprozessen unterliegenden Mechanismen, die kausa-
len Konzepte von evolutionärem und inkrementellem Wandel sowie die bleiben-
den Differenzen zwischen den einzelnen Nationalstaaten bedingt durch deren 
Einbettung in die jeweiligen komplexen institutionellen Gefüge (vgl. Campbell 
2004; Hall/Soskice 2001; Meyer/Ramirez 2007; Streeck/Thelen 2005). 
Andererseits erkennen insbesondere world-polity-Forscher_innen die Durch-
setzung westlicher Standards, d.h. die weltweite Diffusion von Werten und 
Normen, die strukturierend auf Staaten, Organisationen und Individuen wirken. 
Bereits seit dem Beginn der vergleichenden internationalen Bildungsforschung 
haben Wissenschaftler sich mit Fragen des grenzüberschreitenden Imports und 
Exports von Bildungskonzepten beschäftigt. Dabei wurde die Diffusion einer 
quasi ideologischen bildungspolitischen Charta festgestellt (Meyer et al. 1977; 
Ramirez/Boli-Bennett 1982). So kam es nicht allein zu einer Bildungsexpansion, 
sondern auch zur Angleichung nationaler Curricula (Benavot et al. 1991; Kamens 
et al. 1996; Meyer et al. 1992, Meyer/Ramirez 2007) und der zunehmenden Beto-
nung von Bildung als Menschenrecht (Chabbott 2003)5. Andere dagegen argu-
mentieren, dass die weltweite Diffusion von Erwartungen, Werten und Struktu-
ren eher zu heterogenen Ergebnissen in Bildung und Wissenschaft geführt hat 
(u.a. Baker/LeTendre 2005; Krücken 2003; Schriewer 1987, 2007; Blanck et al. 
2013). 
In der vorliegenden Arbeit wird die Frage nach dem Einfluss der Bologna- 
und Kopenhagen-Prozesse auf die Durchlässigkeitsstrukturen zwischen Berufs- 
und Hochschulbildung in Deutschland und Frankreich im Zentrum stehen. Der 
Einfluss dieser europäischen Prozesse wurde in den letzten Jahren zunehmend 
untersucht, wobei ein stärkeres Interesse an den Entwicklungen im Hochschul-
system zu erkennen ist (u.a. Alesi et al. 2005; Dobbins 2009; Dobbins/Knill 2009; 
Finger 2011; Krücken 2007; Lörz et al. 2015; Musselin 2008; Powell/Finger 2013; 
Ravinet 2008; Reinalda/Kulesza 2006; Serrano-Velarde 2009; Voegtle et al. 2011; 
Witte 2006; Witte et al. 2008). Dobbins (2009) weist darauf hin, dass seit der Ini-
tiierung des Bologna-Prozesses im Jahr 1999 die Konvergenz europäischer Hoch-
schulsysteme ein häufig diskutiertes Phänomen in der einschlägigen Konvergenz-
literatur ist (vgl. Hackl 2001; Rakic 2001). Was die Auswirkungen des Bologna-
Prozesses anbelangt, beschränkten sich viele Arbeiten auf die Untersuchung der 
Angleichung von Studienprogrammstrukturen. Zudem wurden teilweise die kon-
kreten nationalen Umsetzungsprozesse untersucht, um auf diese Weise Bedin-
gungen für Konvergenz zu entziffern (Dobbins 2009). Die Annahme, dass durch 
5  Diese Betonung von Bildung als Menschenrecht wird dagegen auch durch 
Globalisierungsprozesse wie die GATS-Verhandlungen eingeschränkt, indem Bildung immer 
stärker kommodifiziert und als Ware behandelt wird (vgl. Scherrer 2007). 
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Bologna nationale Bildungssysteme auf ein gemeinsames Hochschulmodell zu-
steuern, wird dabei eher infrage gestellt (vgl. Musselin 2008; Witte 2006). Graf 
(2009) betont in einem Vergleich der Internationalisierungsprozesse von deut-
schen und britischen Hochschulen, dass die Einbettung der Hochschulsysteme in 
das jeweilige nationale Kapitalismusmodell zu differenten Internationalisierungs-
strategien der Hochschulen beiträgt. Witte et al. (2008) weisen unter anderem da-
rauf hin, dass Bologna partiell als Anlass für tiefgreifende Strukturreformen ge-
nutzt wurde, dies aber jeweils nur selektiv und entsprechend der vorherrschenden 
Präferenzen der beteiligten Akteure. Auch die unterschiedliche Konfiguration 
von Politiknetzwerken kann zusätzlich zu den verschiedenen nationalen politi-
schen Systemen Wirkungen transnationaler Trends beeinflussen (vgl. 
Theisens/Enders 2007). Die Mehrzahl der Studien zum Einfluss von Bologna 
untersucht jeweils nur ein Land, aber mittlerweile gibt es auch eine wachsende 
Anzahl von Ländervergleichen (u.a. Curaj et al. 2012; Dobbins/Knill 2009; Knill 
et al. 2013; Kozma 2014; Teichler 2005; Voegtle et al. 2011; Witte 2006; Witte et 
al. 2008). 
Konsequenzen globaler oder transnationaler Entwicklungstrends für die Be-
rufsbildungssysteme werden gemeinhin viel weniger untersucht als im Bereich der 
Hochschulbildung (siehe aber Deißinger 2001a; Hillmert 2008; Phillips/Ertl 
2003). Dies gilt ebenfalls für Studien, welche sich mit dem Einfluss des Kopen-
hagen-Prozesses beschäftigen, zumal dieser europäische Prozess erst später be-
gonnen hat als der von Bologna. Insofern sind die ersten Studien solche, die An-
nahmen über mögliche Auswirkungen der europäischen Berufsbildungspolitik 
anstellen (Baethge et al. 2007; Bouder 2006; Clement 2006; Grollmann et al. 2006; 
Rauner et al. 2006; Severing 2005). Mit der weiteren Entwicklung des Kopenha-
gen-Prozesses häuften sich auch die Studien zum konkreten Einfluss des Prozes-
ses (vgl. Baron 2007; Eckert/Zöller 2006; Hanf 2011; Trampusch 2008). Auch 
hier sind ländervergleichende Analysen deutlich unterrepräsentiert (siehe aber 
Bieber 2010a; Powell/Trampusch 2012; Trampusch 2009). In Bezug auf die For-
schung zum Einfluss der europäischen Bildungsprozesse ist zudem zu konstatie-
ren, dass erstens nicht nur selten die europäischen Prozesse Bologna und Kopen-
hagen zusammen betrachtet werden (siehe aber Balzer/Rusconi 2007; Bernhard 
et al. 2013; Graf 2013; Powell et al. 2012a; Powell/Solga 2010; Powell/Trampusch 
2012), sondern zweitens auch kaum deren Einfluss auf das Verhältnis von Berufs- 
und Hochschulbildung fokussiert wird (vgl. aber Bernhard et al. 2013; Dobischat 
et al. 2008; Graf 2013). Mittlerweile gibt es auch Studien zum Einfluss der Euro-
päisierungsprozesse auf die Durchlässigkeit zwischen Berufs- und Hochschulbil-
dung (vgl. z.B. Blings 2012; Blings/Ruth 2012; Freitag 2009a; Freitag 2012; 
Hartmann et al. 2009; Wanken et al. 2010), wobei Durchlässigkeit in diesem Kon-
text meist nur im Hinblick auf einen einzelnen Aspekt, z.B. Anrechnung, unter-
sucht wird. 
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In dieser Arbeit sollen die bisher meist getrennten Forschungsstränge zur 
Hochschulbildung und Berufsbildung sowie zu den einzelnen Europäisierungs-
prozessen zusammengeführt werden. Dabei wird insbesondere auch eine gemein-
same Betrachtung der Bologna- und Kopenhagen-Prozesse als wichtig erachtet, 
da diese auch auf europäischer Ebene, z.B. durch das europäische Rahmenpro-
gramm „Allgemeine und berufliche Bildung 2020“ (Europäischer Rat 2009), im-
mer stärker miteinander verbunden werden. Vor allem aber ist zu erwarten, dass 
induzierte Veränderungen im Hochschulsystem gleichzeitig auch Einfluss auf die 
institutionelle Verfasstheit des beruflichen Bildungssystems haben werden 
(Powell/Solga 2008, 2010). Um zu verstehen, welche Herausforderungen die Bo-
logna- und Kopenhagen-Prozesse im Hinblick auf die Durchlässigkeit von Be-
rufs- und Hochschulbildung bedeuten, werden diesbezügliche Vorstellungen, 
Normen und Standards, welche in den Prozessen festgehalten worden sind, ana-
lysiert und verglichen und können schließlich zu einem europäischen Durchläs-
sigkeitsmodell zusammengefasst werden. Denn auch in den Prozessen selbst wird 
die Verbindung zwischen Berufs- und Hochschulbildung fokussiert. Auf diese 
Weise werden nicht nur einzelne Elemente herausgepickt, die durchlässigkeitsre-
levant sein können, wie es in vielen Studien der Fall ist, sondern es wird ein ganz-
heitliches Bild der europäischen Vorgaben entwickelt. Auch werden zugeschrie-
bene Charakteristika der Prozesse nicht einfach ungeprüft übernommen, sondern 
die tatsächlich von den Mitgliedsstaaten beschlossenen Forderungen zu Durch-
lässigkeit aufgegriffen. Auf Basis dieses Modells kann im Anschluss viel umfas-
sender und differenzierter der Einfluss der Prozesse auf die Durchlässigkeits-
strukturen in Deutschland und Frankreich untersucht werden. Zudem verschafft 
auch die Analyse der diskursiven Strukturen in den beiden Ländern einen Er-
kenntnisgewinn gegenüber den meisten Studien zum Einfluss europäischer Bil-
dungsprozesse, die allein die regulativen Veränderungen betrachten (vgl. z.B. 
Bieber 2010b; Trampusch 2008, 2009). 
Mit dem Fokus auf Durchlässigkeit steht das Verhältnis zwischen den beiden 
Organisationsfeldern im Zentrum der Analyse. Fragen zur Bedeutung der euro-
päischen Prozesse und der Konvergenz zwischen dem europäischen Modell und 
den Entwicklungen in Deutschland und Frankreich werden somit im Hinblick auf 
das bislang zu wenig beachtete Verhältnis zwischen Berufs- und Hochschulbil-
dung, konkret in Bezug auf Durchlässigkeit, beantwortet. 
Die Bearbeitung der Forschungsfragen, wie sich die nationalen Durchlässig-
keitsstrukturen in Deutschland und Frankreich verändern, welchen Einfluss eu-
ropäische Bildungsprozesse dabei haben und inwiefern sich die institutionellen 
Strukturen der beiden traditionell als deutlich unterschiedlich typisierten Bil-
dungssysteme angleichen, leistet einen wichtigen Beitrag zur Bearbeitung der von 
Solga und Becker (2012: 29f.) identifizierten Forschungslücken der aktuellen bil-
dungssoziologischen Forschung: So werden ländervergleichend die institutionel-
len Bildungsstrukturen und deren Entwicklung sowie die Interdependenz von in-
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ternationalen und nationalen institutionellen Entwicklungen untersucht. Gleich-
zeitig kann in dieser Arbeit gezeigt werden, wie sich Entwicklungsprozesse in un-
terschiedlichen institutionellen Dimensionen vollziehen und was die Prozesse 
mitbestimmt. Auch soll die Arbeit ein besseres Verständnis von Durchlässigkeit 
und deren differenzierten und mehrdimensionalen Institutionalisierungsmöglich-
keiten ermöglichen, welches auch Hinweise für mögliche Reformen geben kann. 
In welcher Weise in diesem Buch die zuvor skizzierten Forschungsfragen be-
antwortet werden, soll nachfolgend erläutert werden. 
1.2 Aufbau des Buches 
Das Kapitel 2 dient der Klärung des Konzepts der Durchlässigkeit und seiner 
theoretischen Einbettung in die Theorieansätze sozialer Ungleichheit. Dabei wird 
erstens zwischen sozialer und institutioneller Durchlässigkeit unterschieden und 
herausgearbeitet, inwiefern institutionelle Durchlässigkeit eine Voraussetzung für 
ein sozial durchlässiges Bildungssystem sein kann. Anschließend wird auf Basis 
der bestehenden Literatur, welche primär die Durchlässigkeitsproblematik in 
Deutschland behandelt, ein Konzept institutioneller Durchlässigkeit erarbeitet, 
das aus mehreren Aspekten besteht. Durchlässigkeit kann danach als Frage des 
Zugangs zu Bildungsbereichen, der Anrechnung von bereits Gelerntem im jeweils 
anderen Bildungsbereich, der organisationalen Verbindung zwischen Bildungsbe-
reichen und schließlich auch als Frage des Umgangs mit heterogenen Bedürfnis-
sen der Lernenden gefasst werden. An diese Konzeption von Durchlässigkeit an-
knüpfend, wird anschließend die Frage nach Bildungsdurchlässigkeit aus einer 
strukturfunktionalistischen und einer stärker institutionen- und konflikttheoreti-
schen Perspektive betrachtet. Dabei werden die Fragen dieser Arbeit stärker aus 
letzterer Perspektive analysiert, da angenommen wird, dass institutioneller Wan-
del von Durchlässigkeitsstrukturen keine bloße funktionale Anpassung an Um-
weltveränderungen darstellt, sondern auch Ausdruck veränderter Machtverhält-
nisse in der Gesellschaft einerseits und veränderter Legitimität bestehender Insti-
tutionen andererseits ist. 
In Kapitel 3 wird der theoretische Rahmen dargestellt, welcher die Analyse 
des institutionellen Wandels der nationalen Durchlässigkeitsstrukturen anleitet. 
Entsprechend der stärker institutionen- und konflikttheoretischen Perspektive 
wird die Frage des institutionellen Wandels anhand der Verbindung des soziolo-
gischen und historischen Neoinstitutionalismus mit einer wissenssoziologischen 
Diskursperspektive untersucht. So kann mithilfe des soziologischen Neoinstituti-
onalismus analysiert werden, inwiefern die Institutionen im Hinblick auf Durch-
lässigkeit an Legitimität gewinnen oder verlieren und welche institutionellen Än-
derungen sich vollziehen. Andererseits werden aus der diskursanalytischen For-
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schungsperspektive die Konflikthaftigkeit und der prozesshafte Charakter, wel-
che mit institutionellem Wandel verbunden sind, betrachtet. Da in Diskursen die 
Prozesse der Institutionalisierung, der Reproduktion und der Veränderung von 
gesellschaftlichen Wissensvorräten, also den Ideologien, Leitbildern und Vorstel-
lungen, sichtbar werden, ist anzunehmen, dass auch gesellschaftliche Konfliktli-
nien nachvollziehbar werden. Das Kapitel ist in drei Abschnitte eingeteilt. Der 
erste dient der Klärung zentraler Begriffe und Konzepte, welche die Grundlage 
der empirischen Untersuchung sind, sowie deren Verhältnis zueinander. Im zwei-
ten Abschnitt wird dargestellt, was unter institutionellem Wandel verstanden wird 
und wie dieser erklärt und beschrieben werden kann. Und schließlich wird gezeigt, 
warum sich die institutionelle und die diskursanalytische Forschungsperspektive 
fruchtbar ergänzen und nur durch ihre Kombination für diese Arbeit den passen-
den Rahmen liefern. 
Darauf aufbauend werden in Kapitel 4 das qualitativ-explorative Forschungs-
design und der verwendete Methodenmix erläutert. So werden in einem ersten 
Schritt das vergleichende Fallstudiendesign, welches einen diskursanalytischen 
Forschungsansatz mit dem des process tracing verbindet, und die Anlage der Unter-
suchung, d.h. die Logik der einzelnen Analyseschritte, die Auswahl des Untersu-
chungszeitraums, die Fallauswahl sowie die Bedeutung des Vergleichs für diese 
Arbeit erklärt. Dabei beruht die Analyse der institutionellen Entwicklung primär 
auf der diskursanalytischen Auswertung von mehr als 250 bildungspolitischen 
Dokumenten der wichtigsten Akteure der Berufs- und Hochschulbildung in 
Frankreich und Deutschland. Um auch die regulative institutionelle Dimension 
zu erfassen, wird die Diskursanalyse durch eine Dokumentenanalyse rechtlicher 
Texte sowie durch 31 Expert_inneninterviews und eine Analyse von Sekundärli-
teratur ergänzt. Der Ansatz des process tracing leitet die Untersuchung im Hinblick 
auf die schrittweise Rekonstruktion der nationalen Entwicklungen und deren Er-
klärung durch exogene, d.h. europäische, aber auch endogene Einflüsse an. Die 
Analyse der europäischen Bildungsprozesse Bologna und Kopenhagen erfolgt 
primär auf Basis einer theoriegeleiteten qualitativen Inhaltsanalyse der Deklara-
tionen und Kommuniqués dieser Prozesse. Die Untersuchung der Frage nach de-
ren Einfluss  auf die nationalen Bildungssysteme erfolgt wiederum auf Basis des 
Vergleichs der nationalen Durchlässigkeitsstrukturen mit dem aus den europäi-
schen Dokumenten rekonstruierten Durchlässigkeitsmodell sowie durch Ex-
pert_inneninterviews. Da die europäischen Prozesse noch nicht sehr lange beste-
hen, sind es insbesondere Expert_innen, welche einen Eindruck der Wirkung eu-
ropäischer Prozesse vermitteln können. Die Frage der Konvergenz zwischen den 
Ländern kann anhand eines Vergleichs der analysierten Entwicklungen der natio-
nalen Durchlässigkeitsstrukturen beantwortet werden. 
Im zweiten Abschnitt von Kapitel 4 werden die methodischen Verfahren und 
das konkrete Vorgehen in dieser Arbeit für die erfolgte wissenssoziologische Dis-
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kursanalyse, die theoriegeleitete qualitative Inhaltsanalyse, die Ex-
pert_inneninterviews sowie die Dokumentenanalyse erklärt. Der dritte Abschnitt 
dient der Reflexion der Güte der durchgeführten Analysen. 
Mit Kapitel 5, in welchem die europäischen Entwicklungen aufgezeigt wer-
den, beginnt der empirische Teil der vorliegenden Studie. Ziel dieses Kapitels ist 
es, ein Bild davon zu erhalten, wie die Bologna- und Kopenhagen-Prozesse in die 
supranationale europäische Bildungspolitik eingebettet sind, welchen Stellenwert 
Durchlässigkeit zwischen Berufs- und Hochschulbildung einnimmt und welches 
Modell von Durchlässigkeit durch die Prozesse in die Nationalstaaten diffundie-
ren könnte, d.h., welche Art von Durchlässigkeitsstrukturen auf europäischer 
Ebene legitimiert werden. Dafür wird in einem ersten Schritt ein kurzer histori-
scher Überblick über die zunehmende Relevanz von Bildungsfragen in der euro-
päischen Bildungspolitik sowie das Verhältnis von Allgemein-, Hochschul- und 
Berufsbildung innerhalb dieser Politik vermittelt. Diese historische Einbettung 
dient vor allem der Abgrenzung und der Betonung der Spezifika der intergouver-
nementalen Bildungsprozesse Bologna und Kopenhagen und liefert die Begrün-
dung dafür, warum speziell diese Prozesse als besonders untersuchenswert für das 
Verhältnis von Berufs- und Hochschulbildung in den Nationalstaaten gelten kön-
nen. 
Im zweiten Schritt werden die Bologna- und Kopenhagen-Prozesse mithilfe 
der Inhaltsanalyse der verabschiedeten Deklarationen und Kommuniqués beider 
Prozesse genauer daraufhin untersucht, inwiefern und auf welche Weise Durch-
lässigkeit zwischen Berufs- und Hochschulbildung in ihnen thematisiert wird. So 
interessiert es, wie Durchlässigkeit jeweils verstanden und begründet wird, mit-
hilfe welcher Standards sie umgesetzt werden soll und wie die Forderungen regu-
lativ umzusetzen sind. Schließlich wird anhand des Vergleichs der beiden Pro-
zesse ein gemeinsames europäisches Durchlässigkeitsmodell rekonstruiert. 
Die Kapitel 6 und 7 dienen der Untersuchung der institutionellen Entwick-
lung in Deutschland. In Kapitel 6 wird die deutsche Durchlässigkeitsproblematik 
dargestellt. Dafür werden in einem ersten Schritt das von Baethge (2006) identi-
fizierte Bildungsschisma und daran anschließend die Organisation sowie Steue-
rung der Hochschul- und Berufsbildung in Deutschland beschrieben. Auch be-
stehende Übergänge zwischen den Bildungsbereichen werden identifiziert. Um 
die Veränderungen in Bezug auf Durchlässigkeit zwischen beruflicher und Hoch-
schulbildung in den letzten Jahrzehnten verstehen und einordnen zu können, wird 
in einem dritten Schritt die historische Entwicklung der deutschen Durchlässig-
keitsproblematik vor dem Untersuchungszeitraum dargestellt. Der Fokus liegt da-
bei auf der Frage des Hochschulzugangs für beruflich Qualifizierte, da dieser As-
pekt in den Quellen zur historischen Entwicklung der dominante war, an dem 
sich das Verhältnis der beiden Organisationsfelder herauskristallisierte. Zudem 
wird ein kurzer Einblick in die durchlässigkeitsrelevanten Strukturen des DDR-
Systems gegeben, denn mit der Wiedervereinigung hätten auch die Strukturen aus 
den neuen Bundesländern Einfluss auf die weitere Entwicklung haben können. 
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Ziel dieses Kapitels ist es, ein Verständnis des deutschen Bildungssystems zu er-
langen, welches notwendig ist, um die Entwicklungen der institutionellen Durch-
lässigkeitsstrukturen in den letzten 25 Jahren zu verstehen. 
Die Analyse der institutionellen Veränderungen in Kapitel 7 erfolgt in drei 
Schritten. Entsprechend der analytischen Unterscheidung in einen Untersu-
chungszeitraum vor dem Beginn der Bologna- und Kopenhagen-Prozesse (1990-
1998) und dem Zeitraum seitdem (1999-2012), welche wichtig ist, um einen Wan-
del besser darstellen und vor allem auch den Einfluss der europäischen Prozesse 
feststellen zu können, werden die institutionellen Veränderungen für die Unter-
suchungszeiträume unabhängig voneinander beschrieben. In einem dritten Schritt 
werden die Entwicklungen verglichen und eingeordnet. Diese Untersuchungen 
der institutionellen Entwicklung der Durchlässigkeitsstrukturen basieren primär 
auf der Diskursanalyse der Dokumente bildungspolitischer Akteure der Berufs- 
und Hochschulbildung, so dass der Fokus auf die Analyse der kulturell-kognitiven 
und teilweise auch der normativen institutionellen Dimension gelegt wird. Ge-
zeigt wird, wie in den jeweiligen Zeiträumen Durchlässigkeit von den bildungs-
politischen Akteuren konstruiert wird, aber auch, welche Deutungskämpfe und 
damit Infragestellungen der Legitimität bestehender Institutionen sichtbar wer-
den. Auf diese Weise kann die Dynamik institutioneller Entwicklungen dargestellt 
und bereits zum Teil erklärt werden. Aber auch regulative Entwicklungen, welche 
auf Basis der Dokumentenanalyse erfasst wurden, werden in die Analyse eingear-
beitet. 
Das Ziel des Kapitels besteht darin, die Entwicklungen der deutschen Durch-
lässigkeitsstrukturen darzustellen und zu analysieren, inwiefern der Wandel seit 
1990 zu einer Fortführung eingeschlagener Entwicklungspfade, ihrer Verände-
rung oder sogar einer gänzlichen Abkehr von historisch gewachsenen Institutio-
nen geführt haben. Während eine Weiterführung bedeuten würde, dass die histo-
risch gewachsene Hierarchie der Bildungsbereiche und die institutionelle Tren-
nung zwischen Berufs- und höherer Allgemeinbildung ohne Übergänge weiterbe-
stünde, hieße eine Abkehr von diesen institutionellen Prinzipien faktisch entwe-
der eine Gleichwertigkeit oder sogar Höherbewertung beruflicher Bildung sowie 
eine aufgehobenen Trennung der Bereiche. Insgesamt kann in Deutschland eine 
institutionelle Veränderung in Richtung einer größeren Durchlässigkeit zwischen 
Berufs- und Hochschulbildung, die sich sowohl in der kulturell-kognitiven als 
auch in der normativen und regulativen Dimension niederschlägt, festgestellt wer-
den. Doch wie ist diese Entwicklung genau einzuordnen? Im Rahmen der Analyse 
soll schließlich auch deutlich werden, inwiefern bestehende Barrieren zu Durch-
lässigkeit verringert wurden und worin weiterhin Barrieren bestehen. 
In Kapitel 8 stehen das französische Bildungssystem und die identifizierte 
Durchlässigkeitsproblematik für den französischen Fall im Vordergrund. Es dient 
als Grundlage für die Analyse des institutionellen Wandels der Durchlässigkeits-
strukturen in Frankreich in Kapitel 9. Es kann gezeigt werden, dass Durchlässig-
keit zwischen Berufs- und Hochschulbildung nicht nur ein Problem in Ländern 
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mit stark segmentierten Bildungsbereichen im Sekundar- und Tertiärbereich, wie 
in Deutschland, ist, sondern durchaus auch in einem weniger segmentierten und 
stratifizierten System wie Frankreich. Um das Problem des systematisch erhöhten 
Studienmisserfolgs beruflich Qualifizierter besser verstehen zu können, werden 
in einem zweiten Schritt die Organisationsfelder Berufs- sowie Hochschulbildung 
und deren Steuerung sowie die bestehenden Bildungswege zwischen den Organi-
sationsfeldern beschrieben. Schließlich erfolgt eine historische Einbettung der 
Durchlässigkeitsproblematik, die ebenfalls dem besseren Verständnis der gewach-
senen Bildungsstrukturen und Hierarchien zwischen Berufs- und Hochschulbil-
dung dient. Zudem ist die Kenntnis der historischen Evolution für die Analyse 
des institutionellen Wandels notwendig, denn nur so können endogene Struktu-
ren als pfadabhängige Faktoren identifiziert werden, was die Einschätzung da-
rüber ermöglicht, ob sich das Bildungssystem entlang bestehender Pfade oder 
durch die Schaffung neuer Strukturen weiterentwickelt. 
In Kapitel 9 sollen aufbauend auf den Darstellungen in Kapitel 8 die Verän-
derungen der institutionellen Durchlässigkeitsstrukturen von 1985 bis 2012 in 
Frankreich analysiert werden. Im Fokus der Analyse steht dabei die Durchlässig-
keit aus dem beruflichen Zweig der Sekundarbildung in das Hochschulsystem. 
Auch für den französischen Fall werden zwei Zeiträume unterschieden, die Phase 
vor 1999 und den Zeitraum danach, somit erfolgt die Analyse analog der Vorge-
hensweise zum deutschen Fall in Kapitel 7. Zuerst werden die institutionellen 
Entwicklungen in den beiden Zeiträumen dargestellt, wobei sowohl die durchläs-
sigkeitsrelevanten Debatten als auch die Struktur der Diskurse analysiert werden. 
Anschließend soll die Frage nach dem Wandel der Durchlässigkeitsstrukturen in 
Frankreich zusammenfassend beantwortet werden. Auch in Frankreich können 
signifikante Veränderungen der Durchlässigkeitsstrukturen festgestellt werden, 
wobei sich diese jedoch verstärkt in der kulturell-kognitiven institutionellen Di-
mension gezeigt haben. Die Einordnung dieser Veränderungen im Hinblick auf 
bestehende Entwicklungspfade erfolgt ebenfalls in Kapitel 9. 
Während in den Länderkapiteln gezeigt wird, dass und wie sich jeweils in 
Deutschland und Frankreich die institutionellen Dimensionen zur Durchlässig-
keit zwischen beruflicher und Hochschulbildung gewandelt haben, stehen in Ka-
pitel 10 der Vergleich zwischen den Ländern und die Frage nach dem Einfluss 
Europas im Vordergrund. So wird in einem ersten Schritt untersucht, inwiefern 
sich das Verständnis von einem durchlässigen Bildungssystem und dessen diskur-
sive Behandlung sowie die gesetzlichen Regelungen zu Durchlässigkeit zwischen 
Deutschland und Frankreich is heute angeglichen haben. Durch den Vergleich 
können nationale Selbstverständlichkeiten und Regelungen als kontingente Kon-
strukte aufgedeckt werden. Dabei wird festgestellt, dass zwar eine Annäherung in 
einem gewissen Ausmaß stattgefunden hat, diese aber nicht zu einer Konvergenz 
der Durchlässigkeitsstrukturen führt. 
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Im zweiten Teil dieses Kapitels wird eruiert, wie die obige und die nationalen 
Entwicklungen zu erklären sind. Welchen Einfluss haben die europäischen Bil-
dungsprozesse Bologna und Kopenhagen? Um diese Frage zu beantworten, wird 
untersucht, inwiefern es zu einer Annäherung der nationalen Strukturen an das in 
Kapitel 5 rekonstruierte europäische Modell von Durchlässigkeit in Deutschland 
und Frankreich gekommen ist. Dafür wird zuerst untersucht, inwiefern die insti-
tutionellen Strukturen der beiden Länder bereits vor 1999 den europäischen Vor-
gaben entsprachen, so dass die vermeintliche Stärke des normativen Anpassungs-
drucks auf die Länder sichtbar wird. Insbesondere da Frankreich und Deutsch-
land zu den Vorreiterstaaten der beiden untersuchten europäischen Bildungspro-
zesse gehören und die Prozesse mit der Methode der offenen Koordinierung 
(OMK) arbeiten und sich stark an bestehende Praktiken und Standards in den 
Mitgliedsstaaten anlehnen, ist es wichtig zu ergründen, inwiefern in den gemein-
sam verfassten europäischen Dokumenten nicht bereits die in den Ländern be-
stehenden Standards eingeschrieben wurden. In diesem Fall wäre der Handlungs-
druck wesentlich geringer. Anschließend wird analysiert, inwiefern die Verände-
rung der nationalen Durchlässigkeitsstrukturen zu einer Annäherung an die euro-
päischen Standards geführt hat. Für beide Länder kann dabei eine gewisse Ent-
wicklung in Richtung europäischer Vorgaben festgestellt werden. In einem dritten 
Schritt werden die Annahmen über den Einfluss der europäischen Prozesse, wel-
che aus der vorhergehenden Analyse entstanden sind, anhand der Bedeutungszu-
schreibung der europäischen Prozesse in den Diskursen und in den geführten 
Expert_inneninterviews6 geprüft. Die Kombination von Diskursen und der Be-
fragung von Expert_innen erscheint hier sinnvoll, da politische Akteure nicht im-
mer zugeben, dass Reformen durch exogene Kräfte beeinflusst wurden (vgl. Wal-
dow 2009: 478). Wurde in den Diskursen oder Interviews direkt auf europäische 
Prozesse oder Standards verwiesen? Welche Rolle messen die Expert_innen den 
europäischen Prozessen zu? 
Der letzte Abschnitt des Vergleichskapitels verbindet die Erkenntnisse zu 
den Entwicklungen der nationalen Durchlässigkeitsstrukturen mit dem analtisch 
erfassten Einfluss der Europäisierungsprozesse, um die nationalen Entwicklun-
gen unter Einbezug sowohl des Europäisierungseinflusses als auch endogener 
Faktoren zu erklären. Dabei können für Deutschland und Frankreich äußerst dif-
ferente Einflüsse auf die nationalen institutionellen Entwicklungen identifiziert 
werden, wobei in Deutschland europäische Prozesse einen stärkeren Einfluss auf 
die Entwicklungen genommen haben als in Frankreich. Kapitel 10 soll daher auch 
Aufschluss über die potenzielle Wirkmächtigkeit europäischer Prozesse und de-
ren Begrenzung durch nationale Entwicklungspfade geben. 
Abschließend werden in Kapitel 11 die theoretischen Überlegungen und 
zentralen Ergebnisse dieser Arbeit zusammengefasst, wobei die Beantwortung 
der drei leitenden Untersuchungsfragen im Zentrum steht. Anschließend werden 
6  Eine Auflistung der Expert_inneninterviews findet sich im Anhang. (vgl. Tabellen 45-47). 
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Grenzen der empirischen Untersuchung, wie die Beschränkung auf spezifische 
Analyseebenen und die damit einhergehende Vernachlässigung anderer, aufge-
zeigt und mögliche ergänzende Forschungsansätze erwogen. Schließlich werden 
in einem letzten Schritt gesellschaftliche Implikationen der Untersuchungsergeb-
nisse diskutiert. Was kann aus dieser Studie für Reformen von Bildungssystemen 
gelernt werden? So wird z.B. auf die Vielseitigkeit des Durchlässigkeitskonzepts 
und die Bedeutung der nicht zu vernachlässigenden unterschiedlichen institutio-
nellen Dimensionen, auf denen dieses institutionalisiert wird, verwiesen. 
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2 Durchlässigkeit – Eine konzeptionelle und 
theoretische Annäherung 
In der vorliegenden Arbeit sollen die Veränderungen nationaler Durchlässigkeits-
strukturen untersucht werden. Doch was ist Durchlässigkeit? Was steht hinter 
diesem häufig benutzten, dennoch wenig definierten und konzeptualisierten Be-
griff? 
Die Frage nach der Durchlässigkeit von Bildungssystemen ist seit mehreren 
Jahren in aller Munde, jedoch wird selten explizit dargelegt, was genau mit Durch-
lässigkeit gemeint sein soll. Dies gilt sowohl für politische als auch für sozialwis-
senschaftliche Publikationen (siehe aber BIBB 2011; Freitag 2008, 2009c; Wolter 
et al. 2014)7. Das liegt partiell ebenfalls daran, dass Durchlässigkeit keinen klassi-
schen soziologischen Begriff mit fester Definition darstellt. Dessen ungeachtet 
wird mit dem Begriff Durchlässigkeit in den Sozialwissenschaften gearbeitet. An-
hand dieser Arbeiten und dem darin verwendeten Verständnis von Durchlässig-
keit soll demgemäß ein Konzept von Durchlässigkeit herausgearbeitet werden, 
um dieses für die weitere Analyse fruchtbar zu machen. Dabei wurden insbeson-
dere Arbeiten verwendet, welche sich mit der Durchlässigkeit zwischen Berufs- 
und Hochschulbildung beschäftigen. 
Bevor das analytische Konzept vorgestellt wird, steht eine allgemeine Be-
griffsklärung im Vordergrund, wobei eine alltagspraktische Ebene von einer stär-
ker soziologischen Definitionsebene unterschieden wird. Aus letztgenannter Per-
spektive wird das allgemeine Verständnis von sozialer und institutioneller Durch-
lässigkeit sowie deren Verhältnis zueinander dargestellt. Dabei wird deutlich, dass 
die Analyse von institutionellen Durchlässigkeitsstrukturen gleichfalls aus einer 
sozialen Ungleichheitsperspektive relevant ist. Demgemäß wird in einem letzten 
Schritt, nachdem das erarbeitete Konzept institutioneller Durchlässigkeit darge-
legt wurde, das Problem von Durchlässigkeit aus zwei differenten theoretischen 
Perspektiven auf soziale Ungleichheit, einer stärker funktionalistischen und einer 
institutionellen konflikttheoretischen, betrachtet. 
7  Dieses Buch basiert auf der im April 2014 eingereichten Version der Dissertation, so dass neuere 
Literatur wie Wolter et al. 2014, die ebenfalls ein ausführlicheres Konzept von Durchlässigkeit 
entwickelt haben, bei der Erarbeitung dieses Konzepts noch nicht berücksichtigt werden konnte. 
Auf Ähnlichkeiten wird im Verlauf des Kapitels verwiesen. 
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2.1 Begriffsdeutung 
Wie von Freitag (2008: 111) bereits festgestellt, ist Durchlässigkeit ein wissen-
schaftlich unscharfer Begriff und bedarf einer genaueren Einbettung in die sozi-
alwissenschaftliche Literatur. Dies soll sowohl über eine stärker alltagspraktische 
als auch über eine soziologische Sichtweise erfolgen. 
Für die alltägliche Praxis, ist im Duden folgende Bedeutung von durchlässig 
zu finden: 
(von einem abgeschlossenen System o. Ä.) einen Austausch, Wechsel, Wandel o. Ä. 
ermöglichend (Duden 1976: 590)  
Aus dieser Begriffserklärung geht hervor, dass es zwar um die Möglichkeit des 
Austausches bzw. des Passierens aus einem Bereich in den anderen geht, aber 
nicht darum, die Bereiche oder Systeme an sich aufzulösen. Die Grenze zwischen 
den Systemen oder Bereichen wird passierbar, sie bleibt aber bestehen – ebenso 
wie die Bereiche selbst. Dies ist insofern wichtig, als die Frage der Durchlässigkeit 
einen eher strukturkonservativen Blick auf Systeme bietet. Eine Auflösung ist per 
se nicht vorgesehen. Diese Bedeutung von Durchlässigkeit erklärt damit aber wie-
derum auch, warum vor allem in Bildungssystemen mit starken Grenzziehungen 
zwischen einzelnen Bildungsbereichen und Organisationsfeldern Durchlässigkeit 
ein wichtiges Thema der Bildungspolitik und -forschung ist, während in anderen 
Ländern, welche weniger stratifizierte und segmentierte Bildungssysteme aufwei-
sen, Durchlässigkeit im Bildungssystem weniger problematisiert wird. Auf die Or-
ganisationsfelder Hochschul- und Berufsbildung bezogen erklärt sich daher auch 
die starke Fokussierung der deutschen sozialwissenschaftlichen Literatur auf 
Durchlässigkeit vor allem im Vergleich zu Großbritannien, den USA oder auch 
Frankreich – also Ländern, in welchen die Trennung zwischen der höheren All-
gemeinbildung und der Berufsbildung viel weniger ausgeprägt ist (vgl. 
Powell/Solga 2008). Gleichwohl weisen aber auch diese Bildungssysteme eine 
starke Differenzierung im Bildungssystem mit dazugehörigen Vor- und Nachtei-
len auf. 
2.1.1  Soziale und institutionelle Durchlässigkeit 
Der Begriff Durchlässigkeit wird in der Bildungssoziologie im Großen und Gan-
zen auf zweierlei Weise genutzt: einmal im Sinne sozialer Durchlässigkeit, d.h. als 
soziale Bildungsmobilität, und zum anderen als strukturelle Durchlässigkeit im 
Sinne der Möglichkeit des Wechsels von Bildungswegen und zwischen Bildungs-
systemen (vgl. Freitag 2008). 
Für erstere Bedeutung ist eher die Frage des sozialen Aufstieges über Bildung 
von Belang. Untersuchungen mit diesem Fokus analysieren die intra- oder inter-
generationale Mobilität im Bildungs- und Lebensverlauf – zumeist basierend auf 
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den Bildungsabschlüssen oder dem beruflichen Status sowie weiteren Merkmalen. 
(siehe z.B. Erikson/Goldthorpe 1992; Mayer/Solga 1994; Pollak 2010; 
Reimer/Pollak 2010). Es kann zwischen horizontaler und vertikaler Mobilität un-
terschieden werden. Der Wechsel von Individuen in statusähnliche Positionen 
fokussiert horizontale Mobilität während der Wechsel in Positionen mit differen-
tem Status vertikale Mobilität untersucht. Bei letzterem geht es daher um die 
Frage, ob Bildung in der Gesellschaft eher zur Auflösung von Klassen- oder 
Schichtzugehörigkeiten führt oder deren Reproduktion unterstützt. 
Die zweite Perspektive, die strukturelle Durchlässigkeit, richtet ihren Blick 
auf die institutionelle Ausgestaltung des Bildungssystems selbst. Der Fokus der 
Analyse ruht hier auf der Organisations- und Systemebene. Es wird eine meso- 
und makrosoziologische Perspektive eingenommen und analysiert, inwiefern das 
Bildungssystem mit seiner institutionellen Verfasstheit Übergänge von Lernenden 
aus Bildungsbereichen oder -gängen ermöglicht. Durch diesen Fokus auf Institu-
tionen wird in der vorliegenden Arbeit daher von institutioneller Durchlässigkeit 
gesprochen. Unterscheiden kann man auch hier horizontale institutionelle Durch-
lässigkeit, d.h. die Ermöglichung des Wechsels von Bildungsgängen auf formal 
gleichem Bildungsniveau, von der vertikalen institutionellen Durchlässigkeit, d.h. 
der institutionellen Ermöglichung des Wechsels in Bildungsgänge mit einem for-
mal höheren Bildungsniveau. 
Räumliche Durchlässigkeit kann beide Formen der institutionellen Durchläs-
sigkeit beinhalten, denn hier handelt es sich um die Möglichkeit der geografischen 
Bildungsmobilität meist zwischen Nationalstaaten, aber auch zwischen Bundes-
ländern, wobei die Mobilität dann sowohl horizontal als auch vertikal ausgerichtet 
sein kann. Um diese zu ermöglichen, müssen durchlässige Strukturen nicht nur 
innerhalb eines Bildungssystems, sondern auch zwischen Bildungssystemen auf-
gebaut werden. Insbesondere die in der vorliegenden Arbeit betrachteten Euro-
päisierungsprozesse – der Bologna- und der Kopenhagen-Prozess – zielen im 
Kern auf die Mobilität über nationalstaatliche Grenzen hinweg. Freitag 
(2008: 111, Hervorhebung im Original) stellt einen Diskurswandel fest: 
Wird Durchlässigkeit in den 1960er – 1980er Jahren als „soziale Durchlässigkeit“ 
stark im Zusammenhang mit sozialer (Bildungs-)Ungleichheit und Schicht themati-
siert, verliert der Erklärungszusammenhang gegen Ende des 20. Jahrhunderts an Be-
deutung. 
Seit den 1990er Jahren vollzieht sich ein Paradigmenwechsel und Durchlässigkeit 
wird im Diskurs vielmehr als strukturelle Durchlässigkeit mit einem Hauptfokus 
auf räumliche Mobilität gefasst (Freitag 2008). Letztere ist zwar eng mit den Eu-
ropäisierungsprozessen verknüpft, soll aber in dieser Arbeit nicht im Vorder-
grund stehen. 
Auch wenn soziale und institutionelle Durchlässigkeit partiell und zwar vor 
allem auch in der politischen Sphäre getrennt behandelt werden (vgl. Finger 2011; 
Powell et al. 2012a), sind diese jedoch keine unabhängigen Phänomene. So 
schreibt Archer (1986: 83) „educational systems are differentially penetrable to 
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different social groups; they are never equally permeable to all, and at any given 
time they are usually impenetrable to some“. Aber warum gibt es eine systema-
tisch unterschiedliche soziale Durchlässigkeit der Bildungssysteme und damit un-
terschiedliche soziale Mobilitätschancen für bestimmte Gruppen? Eine der Erklä-
rungen in diesem Kontext ist auch in der institutionellen Ausgestaltung der Bil-
dungssysteme zu suchen. Das bedeutet, dass die Grenzziehung zwischen Bil-
dungsbereichen als Mechanismus zu der sozialen Reproduktion gesellschaftlicher 
Ungleichheitsstrukturen beiträgt. Umgekehrt können dann institutionell durch-
lässige Systeme eine Voraussetzung für soziale Durchlässigkeit, d.h. für soziale 
Mobilität, sein. Dabei können institutionell durchlässige Bildungsstrukturen aber 
nur als eine von mehreren Bedingungen für soziale Durchlässigkeit oder Mobili-
tätschancen gelten. So zeigen auch Studien, dass Opportunitätsstrukturen allein, 
die z.B. das Nachholen von Abschlüssen ermöglichen, zumindest in Deutschland 
bisher nicht zu einer Verringerung sozialer Ungleichheit beitragen (vgl. 
Hillmert/Jacob 2005). Gäbe es allerdings institutionalisierte Übergangsmöglich-
keiten nicht und wären die einzelnen Bildungsbereiche abgeschottet und würden 
weiterhin systematisch unterschiedliche Lebenschancen für die Lernenden bereit-
stellen, wäre jede (Fremd- und Selbst-)Selektion im Bildungssystem eine finale. 
Auf diese Weise würden Sackgassen im Bildungssystem kreiert, welche eine bar-
rierefreie Bildungsbiografie sowie soziale Aufstiege verhindern (vgl. Stamm-
Riemer/Hartmann 2011). 
Es wird dementsprechend durch die dargestellte Verbindung zwischen sozi-
aler und institutioneller Durchlässigkeit deutlich, dass die Untersuchung der Ent-
wicklung der Durchlässigkeitsstrukturen aus Perspektive der sozialen Ungleich-
heitsforschung hochgradig relevant ist. Aus diesem Grund soll zum einen in Ab-
schnitt 2.3 eine Einbettung des Durchlässigkeitskonzepts in die Theorien der so-
zialen Ungleichheitsforschung erfolgen. Zuvor wird das Konzept der institutio-
nellen Durchlässigkeit genauer vorgestellt. 
2.2 Identifikation eines Durchlässigkeitskonzepts 
Institutionelle Durchlässigkeit zielt aus Systemsicht darauf, bestehende institutio-
nelle Trennungen von Bildungsbereichen, Bildungsgängen und Bildungsstufen so 
aufzuheben, dass flexible und funktionsfähige Übergänge im nationalen Bildungs-
system innerhalb eines Bildungsbereichs sowie an unterschiedlichen Schnittstel-
len von Bildungsbereichen möglich werden. Für Individuen eröffnet Durchläs-
sigkeit im Bildungssystem (und darüber hinaus) die Möglichkeit, in jeder Lebens-
phase an vorhandene Abschlüsse und Kompetenzen anzuknüpfen und Bildungs-
karrieren in verschiedene Richtungen fortzusetzen und vorherige Qualifikationen 
sowie Kompetenzen, unabhängig davon, von wem oder wo sie erworben wurden, 
anerkennen zu lassen. 
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Der Fokus der vorliegenden Arbeit ruht auf der Analyse von institutioneller 
Durchlässigkeit, spezifisch zwischen beruflicher Bildung und Hochschulbildung. 
Jedoch ist Durchlässigkeit auch zwischen anderen Bildungsbereichen ein wichti-
ges Thema. So kann z.B. die Frage nach Durchlässigkeit gestellt werden, wenn 
man sich die tatsächlichen Bildungsmöglichkeiten in Deutschland nach einem 
Hauptschulabschluss oder Sonder- bzw. Förderschulabschluss betrachtet, welche 
mittlerweile sehr stark begrenzt sind (vgl. Pfahl 2011; Pfahl/Powell 2011; Protsch 
2014; Solga/Wagner 2001). Ähnliches gilt auch für die Strukturen des deutschen 
Übergangssystems8, welches für diejenigen Lernenden eingerichtet wurde, welche 
Probleme haben, eine Berufsausbildung zu finden (vgl. Baethge et al. 2007; Solga 
2009). Obwohl gerade das Übergangssystem als Brücke zwischen Schul- und Be-
rufsbildungssystem eingerichtet wurde, um Durchlässigkeit zu erhöhen, kann 
konstatiert werden, dass dies nicht immer wie gewünscht gelingt und sogar nega-
tive Auswirkungen für die weitere Bildungskarriere haben kann (Gei et al. 2011: 
9). 
Institutionelle Durchlässigkeit zwischen getrennten Bildungsbereichen kann 
unterschiedlich erreicht und konzeptualisiert werden. Im Folgenden soll daher 
das analytische Konzept Durchlässigkeit, welches aus vier Aspekten besteht, ent-
wickelt werden. Die Aspekte beruhen dabei vor allem auf der Rezeption und Ana-
lyse der sozialwissenschaftlichen Literatur zu Durchlässigkeit zwischen Berufs- 
und Hochschulbildung (vgl. z.B. BIBB 2011; Buhr et al. 2008; Freitag et al. 2011; 
Frommberger 2009; Graf 2013; Hegelheimer 1986; Raffe et al. 1998; Wolter 
1994), sie können aber in den meisten Fällen auch davon abstrahiert und auf 
Durchlässigkeit zwischen Bildungsbereichen im Bildungssystem generell ange-
wendet werden, weshalb die Erklärung der einzelnen Durchlässigkeitsaspekte all-
gemeiner gehalten wird. Analytisch unterscheide ich diese vier Aspekt: 
1. Zugang in Bildungsbereiche, 
2. Anrechnung von Erlerntem, 
3. organisationale Verbindungen von Bildungsbereichen und 
4. institutioneller Umgang mit den heterogenen Bedürfnissen der Lernen-
den. 
Die betrachteten Aspekte sind dabei nicht als notwendige Komponenten von 
Durchlässigkeit zu verstehen, so dass nur, wenn alle Komponenten vorhanden 
sind, Durchlässigkeit erreicht ist. Es handelt sich vielmehr um unterschiedliche 
analytische Betrachtungsweisen, aber auch Möglichkeiten, Durchlässigkeit zu er-
8  Das Konsortium Bildungsberichterstattung (2006: 79) definiert als Übergangssystem alle 
Bildungsgänge, „die unterhalb einer qualifizierten Berufsausbildung liegen bzw. zu keinem 
anerkannten Ausbildungsabschluss führen, sondern auf eine Verbesserung der individuellen 
Kompetenzen von Jugendlichen zur Aufnahme einer Ausbildung oder Beschäftigung zielen und 
zum Teil das Nachholen eines allgemein bildenden Schulabschlusses ermöglichen“. 
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reichen. Trotzdem bauen die analytisch getrennten Aspekte partiell auch aufei-
nander auf bzw. integrieren Eigenschaften der anderen Aspekte. Nachfolgend 
wird dies auch verdeutlicht, u.a. darin wie sie institutionalisiert werden können 
und auch darin, für wen sie konzipiert sind. So zielen sie entweder auf die Erleich-
terung von Durchlässigkeit für Gruppen, für das einzelne Individuum oder eine 
Kombination von beiden. Im Folgenden soll dieser Fokus ebenfalls systematisch 
mitbetrachtet werden. 
Da jedoch Durchlässigkeit im Bildungssystem und damit auch die Anerken-
nung der unterschiedlichen Bildungswege nicht nur für das Bildungssystem an 
sich und für individuelle Bildungskarrieren von Bedeutung ist, geht es in einem 
fünften Punkt schließlich um die Anerkennung der Gleichwertigkeit von Hoch-
schul- und Berufsbildung in anderen gesellschaftlichen Teilsystemen, insbeson-
dere auf dem Arbeitsmarkt. Die bestehende Trennung zwischen den Bereichen 
kann somit sowohl im Bildungssystem als auch außerhalb wirksam sein, wenn 
z.B. im Arbeitsmarkt bestimmte Positionen systematisch nur mit Qualifizierten 
aus dem einen Bereich besetzt werden. In diesem Sinn kann sich die Segmentie-
rung von Bildungsbereichen in unterschiedliche Lernwege, Organisationen, Cur-
ricula auch in anderen gesellschaftlichen Teilbereichen systematisch fortsetzen. 
Deren Aufhebung wird daher zusammen mit den Aspekten von Durchlässigkeit 
mitdiskutiert, zumal in der Literatur ebenfalls auf diese Dimension des Verhält-
nisses von Berufs- und Hochschulbildung hingewiesen wird (vgl. Hegelheimer 
1986). 
Während also die vier Aspekte institutionelle Durchlässigkeit innerhalb des 
Bildungssystems betrachten, wird bei der Frage der Anerkennung in anderen ge-
sellschaftlichen Teilbereichen die Bedeutung der differenten Bildungswege außer-
halb des Bildungssystems und insbesondere auf dem Arbeitsmarkt näher beleuch-
tet. Allen vier Aspekten sowie dem Blick auf Anerkennung in anderen gesell-
schaftlichen Teilbereichen ist der Fokus auf institutionelle Bedingungen gemein-
sam, welche die Grenzen zwischen Bildungsbereichen aufweichen. 
2.2.1 Zugang 
Wenn über Durchlässigkeit nachgedacht wird, dann ist ein Aspekt, der stets als 
Strukturvoraussetzung für durchlässige Bildungssysteme verstanden wird, die Er-
möglichung des Zugangs von einem Bildungsbereich/-gang in den anderen. So 
haben sich viele Arbeiten, insbesondere im Hinblick auf Durchlässigkeit zwischen 
Berufs- und Hochschulbildung mit den Fragen des Zugangs beschäftigt (vgl. 
Banscherus 2007; Husemann et al. 1995; Nickel/Duong 2012; Teichler 1990b; 
Teichler/Wolter 2004; Ulbricht 2014, 2012b; Wolter/Scholz 1986). 
Es existieren mehrere Möglichkeiten, den Zugang zu Bildungsgängen zu re-
alisieren. Eine Variante wäre der unbeschränkte Zugang. Alle Lernenden könnten 
den Bildungsgang aufnehmen, ohne vorher festgesetzte Bedingungen erfüllen zu 
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müssen. Formal wäre der Zugang zur dualen Ausbildung in Deutschland ein Bei-
spiel für diese Art Zugangsregelung, da keine spezifischen Schulabschlüsse als 
Voraussetzung für die Aufnahme einer Ausbildung rechtlich festgelegt sind.9 Der 
Zugang zur Hochschule ist allerdings gemeinhin beschränkt. 
Eine zweite Variante ist die Gewährung des Zugangs in Bildungsgänge über 
erworbene generelle Berechtigungen im Bildungssystem, wobei die Art der Be-
rechtigungen zuvor (meist politisch) für den Bildungsgang festgelegt wird. Durch-
lässigkeit zwischen Bildungsbereichen wäre dann gegeben, wenn auch im jeweils 
anderen Bereich Berechtigungen erworben werden können. Konkret heißt das, 
dass es möglich sein müsste, nicht nur über die höhere Allgemeinbildung (Abitur) 
sondern auch über die berufl iche Bildung Berechtigung für das Hochschulsystem 
und über die höhere Allgemeinbildung Berechtigungen für Bildungsgänge im Be-
rufsbildungssystem zu erwerben. 
Eine dritte Variante rückt den Fokus auf die aufnehmende Institution, welche 
anhand von Abschlüssen und Zertifikaten einerseits oder verschiedenen Formen 
von Eingangsprüfungen andererseits über den Zugang entscheidet (vgl. BIBB 
2011), wobei Mischformen ebenfalls denkbar sind. Hier wäre Durchlässigkeit le-
diglich möglich, wenn auch die Abschlüsse und Zertifikate aus dem anderen Bil-
dungsbereich anerkannt werden würden. Die Eingangsprüfungen dagegen müss-
ten so aufgebaut sein, dass eine erfolgreiche Teilnahme gleichermaßen für Indivi-
duen aus beiden Bildungsbereichen möglich ist. Wäre letzteres nicht der Fall, wäre 
vielleicht formell Durchlässigkeit gegeben, denn jeder könnte an den Zulassungs-
tests teilnehmen – faktisch wären aber bestimmte Gruppen von einem erfolgrei-
chen Bestehen des Tests ausgeschlossen, da diese aufgrund der abgefragten Kom-
petenzen systematisch benachteiligt wären. Ein Beispiel für eine wenig Durchläs-
sigkeit fördernde Hochschulzugangsprüfung wäre, wenn diese für ein erfolgrei-
ches Absolvieren die in der Abiturstufe erworbenen Kenntnisse voraussetzt. In 
Frankreich besteht bereits seit längerem eine Tradition der Selektion durch die 
aufnehmenden Institutionen und auch in Deutschland wurde 2004 mit der No-
vellierung des Hochschulrahmengesetzes den Hochschulen mehr Autonomie bei 
der Auswahl ihrer Studierenden zugesprochen. 
Der unbeschränkte Zugang, der Zugang über Berechtigungen ebenso wie die 
zertifikatsbasierte Zulassung der aufnehmenden Institutionen bestimmen die Zu-
gangschancen für Gruppen, denen entweder universell oder auf Basis von Ab-
schlüssen ohne weitere Prüfung der Zugang gewährt wird. Der Zugang über Eig-
nungstests oder Auswahlgespräche dagegen ist stärker individuumszentriert, denn 
jedes Individuum wird einzeln nach seinen/ihren Fähigkeiten bewertet. 
9  Faktisch ist die Aufnahme einer Ausbildung nicht unabhängig von den Schulabschlüssen. Dieser 
Zusammenhang hat sich zudem im Zeitverlauf vergrößert (vgl. Protsch 2011, 2014). 
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2.2.2 Anrechnung 
Eine weitere Möglichkeit, Bildungssysteme durchlässig zu gestalten, ist die Insti-
tutionalisierung von Anrechnungsverfahren von vorgängigem Lernen aus einem 
Bereich in den anderen (vgl. z.B. BIBB 2011; Freitag 2009b; Freitag et al. 2011). 
Loroff et al. (2011) unterscheiden drei Varianten: 
x die individuelle Anrechnung, 
x die pauschale Anrechnung und 
x eine Kombination von individueller und pauschaler Anrechnung. 
Bei der individuellen Anrechnung wird für jeden Einzelfall geprüft, ob und in 
welchen Maße zuvor erworbene Kenntnisse und Fähigkeiten mit den im Zielbil-
dungsgang vermittelten Kenntnissen und Fähigkeiten übereinstimmen und damit 
dann bestimmte Bestandteile des Zielbildungsgangs ersetzen können. Die pau-
schale Anrechnung dagegen erfolgt personenunabhängig, denn die Äquivalenz-
bestimmung besteht nicht für die individuellen Kenntnisse, sondern für formale 
Abschlüsse und Zertifikate allgemein, und wird dann auf die Absolvent_innen 
dieser Abschlüsse sowie Besitzer_innen der Zertifikate übertragen. Insofern sind 
bei diesem Verfahren vor allem formales Lernen, nur sehr bedingt non-formales 
Lernen (Ausnahmen könnten stark verbreitete Weiterbildungskurse sein) und 
nicht informelles Lernen für die Anrechnung relevant. Das kombinierte Verfah-
ren umfasst beides, die pauschale Anrechnung von formalen Abschlüssen und 
Zertifikaten sowie die Beurteilung der weiteren nicht formellen und non-formalen 
erworbenen Kenntnisse sowie Fertigkeiten. Auf diese Weise könne „das vorlie-
gende Anrechnungspotenzial umfangreicher erschlossen werden“ als allein durch 
pauschale Anrechnung (Loroff et al. 2011: 79). Auch hier ist der Fokus der Ver-
fahren entweder auf Gruppen bei der pauschalen Anrechnung oder auf das Indi-
viduum bei der individuellen und der kombinierten Anrechnung gerichtet. 
Zentral bei der Frage der Anrechnung von vorgängigem Lernen, egal bei wel-
chem Verfahren, ist die Frage der Äquivalenz der erworbenen Kompetenzen aus 
dem einen Bereich X für den Bildungsgang im anderen Bereich Y. Die Anerken-
nung von Gleichwertigkeit ist damit dem Anrechnungsverfahren inhärent, denn 
ohne diese wäre Anrechnung nicht notwendig und nicht möglich. Dabei stellt sich 
die Frage der Äquivalenz noch viel deutlicher, wenn es um Erlerntes aus unter-
schiedlichen und stark voneinander separierten Organisationsfeldern oder Bil-
dungssystemen geht, die unterschiedliche Logiken, Lernorte, Lernpraxen, Curri-
cula, Governance aufweisen, da hier die Übertragbarkeit eine Abstraktion von 
diesen Logiken verlangt. Als Reaktion auf diese Notwendigkeit erfolgte in den 
letzten Jahren vor allem auch auf europäischer Ebene ein Paradigmenwechsel hin 
zur Lernergebnisorientierung, welche eine Vergleichbarkeit des Gelernten ermög-
lichen soll. Lernergebnisse nach europäischer Definition sind: 
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die Gesamtheit der Kenntnisse, Fähigkeiten und/oder Kompetenzen, die eine Person 
nach Durchlaufen eines Lernprozesses erworben hat und/oder nachzuweisen in der 
Lage ist. Lernergebnisse (learning outcomes) sind Aussagen über das, was ein Ler-
nender am Ende einer Lernperiode wissen, verstehen, können soll. (Europäische 
Kommission 2005: 13) 
Es stellt sich mit dieser Perspektive nicht mehr die Frage danach, welchen Inhalt 
man in einem Kurs gelernt hat (Frage des Inputs), um das Zertifikat zu erhalten, 
sondern vielmehr welche Fähigkeiten mit dem Abschluss des Bildungsgangs er-
worben worden sind (die Frage des Output/der Ergebnisse)10. 
Insbesondere in Ländern wie Deutschland, in welchen sich historisch eine 
stark institutionalisierte Trennung zwischen den Organisationsfeldern der Hoch-
schul- und Berufsbildung, die sich jeweils genau durch ihre unterschiedlichen Lo-
giken auszeichnen, entwickelt hat, sind daher Diskussionen um Gleichwertigkeit 
seit Jahrzehnten sowohl in der Fachliteratur als auch in der politischen Diskussion 
präsent (vgl. z.B. Blankertz 1963; Frommberger 2009; Hegelheimer 1986). Sie 
spielt daher auch in Fragen der Anrechnung eine besondere Rolle. 
Anrechnung von Gelerntem kann, um Durchlässigkeit zu fördern, einerseits 
dazu beitragen, dass Zugang zu Bildungsgängen gewährt wird. Dies trifft dann zu, 
wenn z.B. vorhandene Abschlüsse per se keine Berechtigungen für den Zugang 
liefern, aber vorhandene Kompetenzen als äquivalent zu den Kompetenzvoraus-
setzungen des Bildungsgangs eingestuft werden11. Ein Beispiel vermittelt die fach-
gebundene Studienzulassung für beruflich Qualifizierte, welche seit 2009 in 
Deutschland gilt (KMK 2009d). Hier können Absolvent_innen einer beruflichen 
Erstausbildung nach dreijähriger Berufserfahrung und einem möglichen Einstu-
fungstest Zugang zur Hochschule erhalten. Bestehende Berufserfahrungen wer-
den in diesem Beispiel angerechnet. Anrechnungsverfahren ermöglichen jedoch 
nicht nur den Zugang zu Bildungsgängen, sondern primär auch das Überspringen 
von Lerneinheiten innerhalb eines Bildungsgangs, um auf diese Weise doppelte 
Lernzeiten zu verhindern. An dieser Stelle wird deutlich, dass Anrechnung und 
Zugang eng miteinander verbunden sind: Erstens kann Anrechnung ein Verfah-
ren sein, um Zugang zu gewährleisten und zweitens ist Zugang eine Vorausset-
zung für die Ermöglichung von Anrechnung innerhalb des Bildungsgangs. Trotz 
dieser engen Verknüpfung soll Anrechnung als eigener Aspekt des Konzepts gel-
ten, da eben durch die Feststellung von Äquivalenz viel mehr als nur Zugang ge-
währt werden kann, denn ohne vorher festgelegte Begrenzung wäre die Anerken-
nung von ganzen Abschlüssen möglich. 
10  Für eine kritische Auseinandersetzung mit dem Konzept der Lernergebnisorientierung siehe 
u.a.: Bohlinger (2006). 
11  Auch für den Fall von Berechtigungen, die in unterschiedlichen bereichen erworben werden 
können, kann argumentiert werden, dass eine Form von Anrechnung vorliegt, da ja das Erlernte 
als gleichwertig und ausreichend für eine Zulassung anerkannt wird. 
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Resümierend führt Anrechnung also dazu, dass differente Lernwege und da-
raus resultierende Lernergebnisse in den unterschiedlichen Settings als gleichwer-
tig betrachtet werden, sofern sie auch zu gleichwertigen Kompetenzen und 
Kenntnissen sowie Fähigkeiten bei den Lernenden führen. Gesellschaftlich ge-
wachsene Hierarchisierungen von Bildungswegen bzw. -bereichen können auf 
diese Weise aufgehoben oder zumindest verringert werden. Anrechnung von be-
ruflicher Vorbildung bspw. und damit auch der Erlass von bestimmten Prüfungs-
leistungen im Hochschulstudium stellen dann eine Gleichwertigkeit der erlernten 
Kompetenzen dar. 
2.2.3 Organisationale Verbindungen 
Der dritte Aspekt von Durchlässigkeit beschäftigt sich mit der Möglichkeit der 
organisationalen Verbindung von Bildungsbereichen bis hin zu ihrer Integration 
in einer Organisationsform oder einem Bildungsgang. Angelehnt an die idealtypi-
sche Kategorisierung von Young et al. (1997) kann zwischen Bildungssystemen 
unterschieden werden, welche „tracked“, „linked“ oder „unified“ sind (vgl. auch 
Raffe et al. 1998). „Tracked“ sind jene Systeme, in denen Hochschul- und Berufs-
bildung in unterschiedlichen Organisationsfeldern mit klar abgrenzbaren Lernwe-
gen stattfinden. Abschottung der Bereiche und nicht Durchlässigkeit ist die Cha-
rakteristik. Durchlässigkeit wäre dann eine Möglichkeit, die starren Grenzen auf-
zubrechen. „Linked“, also verbunden, sind Systeme, wenn es zwischen diesen 
Bildungsbereichen fest institutionalisierte Verbindungen gibt. „Unified“ oder in-
tegrierte bzw. vereinigte Systeme sind dann solche, die keine separaten Lernwege 
für berufliche oder hochschulische Bildung anbieten (Young et al. 1997). Im letz-
teren Fall wäre Durchlässigkeit zwischen den Organisationsfeldern der Berufs- 
und Hochschulbildung kein Thema mehr. Young et al. (1997) betonen jedoch, 
dass es mehrere Ebenen gibt, welche ein Bildungssystem ausmachen: Dies sind 
Abschlüsse, die Curricula, die Organisationsformen, die Methodik etc. Aus 
diesem Grund gilt: „national systems can be unified on some dimensions and 
tracked or linked on others“ (Young et al. 1997: 532). Für die Konzeption des 
dritten Aspekts von Durchlässigkeit kann Integration der Bildungsbereiche daher 
nicht auf Systemebene in allen Ebenen stattfinden, denn ohne Grenzen zwischen 
Bereichen wäre Durchlässigkeit nicht mehr notwendig. Stattdessen ist jedoch eine 
Integration oder Verbindung von Bildungsbereichen auf der Mesoebene als orga-
nisationale Verbindung vorstellbar. In diesem Fall gäbe es die mehr oder minder 
getrennten Bildungsbereiche noch, aber sie wären miteinander verbunden.  
Vor diesem Hintergrund unterscheide ich für den Aspekt der organisationa-
len Verbindungen zwei Varianten: die Verbindung von separaten Bildungsgängen 
aus zwei Bildungsbereichen oder Organisationsfeldern (Übergänge) und die Ver-
bindung der Bildungsbereiche in einem Bildungsgang oder einer Organisations-
form (Integration). 
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Organisationale Verbindung als institutionalisierte Übergänge12 
Bei getrennten Bildungsbereichen, wie Berufs- und Hochschulbildung, kann trotz 
Grenzziehung Durchlässigkeit gefördert werden, wenn Verbindungen zwischen 
den getrennten Bildungsbereichen eingerichtet werden. Derartige institutionali-
sierte Übergänge können dann den Zugang zu Bildungsgängen in einem Bereich 
X nach Abschluss des Bildungsgangs im anderen Bereich Y ermöglichen (Mög-
lichkeit A). Dies entspricht der Zugangsvariante über generelle Berechtigungen 
und soll nicht weiter als institutionalisierter Übergang behandelt werden. 
Verbindungen können aber auch dergestalt institutionalisiert werden, dass es 
möglich ist, mit dem Abschluss aus einem Bildungsbereich X in einen Bildungs-
gang im anderen Bereich Y in ein fortgeschrittenes Stadium einzusteigen (Mög-
lichkeit B). So ist es in Frankreich z.B. möglich, nach Abschluss der zwei Jahre 
dauernden Vorbereitung auf die französischen Elitehochschulen grandes écoles in 
den sogenannten Vorbereitungsklassen (CPGE) ein drittes Jahr an der Universität 
anzuschließen und den licence-Abschluss, das Äquivalent zum B.A., zu erhalten. 
Eine Wiederholung der ersten zwei licence-Jahre wird nicht als notwendig erachtet. 
Auch der geregelte Einstieg nach einer IT-Weiterbildung in ein bestimmtes Se-
mester der Informatik in Deutschland wäre als Beispiel denkbar. 
Eine dritte Möglichkeit ist der Übergang von einem Bildungsgang im Bereich 
X in einen Bildungsgang im Bereich Y (Möglichkeit C). Bei diesem Szenario ist 
kein vorheriger Abschluss für den Übergang notwendig, der Wechsel erfolgt im 
Verlauf des Bildungsgangs. In Frankreich besteht z.B. die Möglichkeit insbeson-
dere für Studierende, welche einen anderen Schwerpunkt suchen, aus dem allge-
meinbildenden licence-Studiengang in einen berufsorientierten Studiengang zu 
wechseln, ohne die Semester wiederholen zu müssen (Interview MESR2)13. Ein 
anderes Beispiel bestünde, wenn es die institutionalisierte Möglichkeit gäbe, wäh-
rend des Studiums nach z.B. drei Semestern in einen fachnahen beruflichen Wei-
terbildungsgang zu wechseln. Zu einem institutionalisierten Übergang würde die-
ses Beispiel dann werden, wenn durch vorher festgelegte Regelungen, für z.B. 
bestimmte Fachrichtungen, die Studierenden immer in denselben Lernabschnitt 
der beruflichen Weiterbildung einsteigen, ohne von vorn beginnen zu müssen. 
Generell beinhalten die Möglichkeiten B und C der institutionalisierten Über-
gänge die beiden Durchlässigkeitsaspekte Zugang und Anrechnung. Institutiona-
lisierte Übergänge wurden dessen ungeachtet als Teil des Aspekts organisationaler 
Verbindungen aufgenommen, da sie jeweils mehr als nur Zugang oder Anrech-
nung allein umfassen – diese stattdessen fest institutionalisiert verbinden. Im Ge-
gensatz zum ersten Aspekt des Zugangs geht es bei Übergängen um den Zugang 
12  Dieser Teilaspekt, im Unterschied zu den anderen, beruht vor allem auf der Kenntnis des 
französischen Falls und der Bildungsstrukturen in diesem System. 
13  Die komplette Liste durchgeführter Expert_inneninterviews befindet sich im im Anhang 
(Tabellen 45-47). 
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nicht am Beginn, sondern im Verlauf des Bildungsgangs. Im Gegensatz zum As-
pekt Anrechnung ist beim institutionalisierten Übergang Zugang schon inbegrif-
fen. Insofern stehen die institutionalisierten Übergänge von Bildungsbereichen in 
dieser Arbeit analytisch getrennt von den Durchlässigkeitsaspekten Zugang und 
Anrechnung, um den stärkeren Grad der Institutionalisierung deutlich zu ma-
chen. Ein stärkerer Grad an Institutionalisierung bedeutet auch, dass diese Über-
gänge im Bildungssystem auf institutioneller Ebene bestehen, unabhängig von der 
Nachfrage der Individuen nach diesen Möglichkeiten. Es handelt sich demnach 
um institutionalisierte Lernwege, die bestimmte Organisationsformen oder Bil-
dungsgänge miteinander verbinden, wobei aber das Lernen konsekutiv organisiert 
ist, also erst in einem Bereich und dann im anderen stattfindet. 
Organisationale Verbindung als Integration 
Die zweite Variante der Integration beinhaltet viel stärker die institutionelle Ver-
bindung von Elementen aus separaten Bildungsbereichen in einem Bildungsgang 
oder auch einer Organisationsform. Dies ist auf mehreren Ebenen möglich, auf 
der Qualifikationsebene mit Doppelqualifikationen z.B., in den Lehrplänen und 
der Didaktik und Methodik, den Lernorten, etc. (vgl. Graf 2013; Young et al. 
1997). Insofern geht es bei der organisationalen Verbindung in Form der Integra-
tion um Durchlässigkeit im Sinne eines Aufbrechens der bestehenden Grenzen 
durch die Institutionalisierung der für beide Bildungsbereiche typischen Logiken, 
Normen und/oder Regularien. Wenn die Integration der typischen Logiken, Nor-
men und/oder Regularien systematisch auf verschiedenen Ebenen erfolgt, kann 
man auch von hybriden Organisationsformen sprechen (vgl. Graf 2013). 
Die strukturelle Ermöglichung von individueller Bildungsmobilität kann, 
aber muss in diesem Fall nicht gefördert werden (ebd.). Eine Unterstützung von 
Bildungsmobilität findet aber vor allem dann statt, wenn die Bildungsgänge einer-
seits zu Doppelqualifikationen führen, d.h. zu einer Qualifikation aus dem Be-
reich X sowie aus dem Bereich Y, und damit gleichzeitig den Zugang in weitere 
Bildungsgänge in den beiden Bildungsbereichen eröffnen. Andererseits ist eine 
Förderung von Bildungsmobilität auch dann möglich, wenn durch die Integration 
der Bildungsbereiche auch der Zugang von Lernenden aus beiden Bereichen er-
möglicht wird. 
Ein Beispiel für eine Form der Integration wäre das duale Studium14 in 
Deutschland, in welchem u.a. sowohl der für die berufliche Ausbildung typische 
Lernort Betrieb als auch der Lernort Hochschule systematisch miteinander ver-
bunden werden (vgl. Graf 2013; Graf et al. 2014; Mucke/Kupfer 2011). Studie-
rende lernen auf diese Weise beide Welten mit ihren je spezifischen Logiken ken-
nen und verstehen. Auch die beteiligten Akteure sind gezwungen, sich mit den 
14  Es gibt verschiedenen Arten von dualen Studiengängen in Deutschland (vgl. Graf 2013; 
Mucke/Kupfer 2011). 
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jeweiligen Spezifika des anderen Bildungsbereichs auseinanderzusetzen. Auf diese 
Weise ist eine Annäherung vorher getrennter Welten möglich, die letztlich auch 
zu einer größeren gegenseitigen Akzeptanz der Bildungsbereiche führen können. 
Eine andere Möglichkeit verschiedene Bildungsbereiche miteinander zu ver-
binden wäre die Entkopplung von Zertifikaten von Organisationsformen. Es 
wäre also nicht mehr wichtig, in welcher Organisation gelernt wird, wenn Ab-
schlüsse bereichsübergreifend vergeben werden. Als Beispiel kann im deutschen 
Schulsystem auch in der Hauptschule ein Realschulabschluss erworben werden. 
Für Durchlässigkeit zwischen Berufs- und Hochschulbildung angewendet würde 
das dann bedeuten, das der Bachelor oder Master über berufliche Bildungswege 
erworben wird und der Meister z.B. an der Fachhochschule. Zu differenzieren ist 
hierbei ob eine Entkopplung innerhalb eines segmentierten Organisationsfeldes 
wie dem Schulbereich stattfindet, um Durchlässigkeit zu erhöhen. Dies könnte 
einfacher zu institutionalisieren sein als zwischen getrennten Organisationsfel-
dern wie der Berufs- und Hochschulbildung, da diese sich meist durch ganz un-
terschiedliche Governancestrukturen, Zuständigkeiten für die Zertifikatsvergabe 
und Logiken auszeichnen. Nichts desto trotz können in spezifischen dualen Stu-
diengängen (z.B. ausbildungsintegrierende Studiengänge) Doppelabschlüsse er-
worben werden. Allerdings bleibt der Lernort Firma hier erhalten, so dass keine 
reine Entkopplung stattfindet. Es stellt sich die Frage, ob eine Entkopplung von 
Abschlüssen zwischen getrennten Organisationsfeldern, die gleichsam einherge-
hen müsste mit einer Anpassung und Erweiterung der curricula in den Organisa-
tionen noch Durchlässigkeit bedeutet oder nicht bereits Integration der Organi-
sationsfelder zu einem stärker „unified system“, wenn es egal wäre an welcher 
Organisationsform man einen beruflichen oder akademischen Abschluss macht. 
Betrachtet man beide Formen der organisationalen Verbindung, wird deut-
lich, dass sowohl die institutionalisierten Übergänge als auch integrierte Bildungs-
gänge eng verbunden sind mit der Frage der Anerkennung der Gleichwertigkeit 
unterschiedlicher Bildungsbereiche, denn lediglich dergestalt ist ihre Verbindung 
überhaupt möglich. 
2.2.4 Heterogenität der Lernenden 
Der vierte Aspekt des Durchlässigkeitskonzepts bezieht sich auf die institutionel-
len Rahmenbedingungen, welche auf die Anpassung an heterogene Bedürfnisse 
der Lernenden abzielen. Die Schaffung von Strukturen, welche es ermöglichen, 
mit der Heterogenität von Lernenden umzugehen, ist allgemein eine Vorausset-
zung zur Realisierung eines inklusiven Bildungssystems, das jedem Individuum 
die Möglichkeit der freien Entfaltung seiner Persönlichkeit und Fähigkeiten bietet 
(vgl. z.B. Pfahl/Powell 2010; Powell 2011). Für die Frage von Durchlässigkeit ist 
dieser Aspekt insbesondere relevant. Angenommen, dass einzelne Bildungsberei-
che und vor allem Organisationsfelder unterschiedlichen Logiken unterworfen 
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sind, kann man auch davon ausgehen, dass diese unterschiedlichen Umgebungen 
zu einer unterschiedlichen Sozialisation der Lehrenden und Lernenden sowie ei-
ner unterschiedlichen Entwicklung im Lebensverlauf führen. Umso wichtiger 
wird die Frage des Umgangs mit Heterogenität, wenn sich in dem Bildungssystem 
die Lernenden in den Bildungsbereichen auch noch anderweitig systematisch un-
terscheiden, wie z.B. nach sozialer Herkunft, Migrationshintergrund, Geschlecht 
oder einer Kombination mehrerer askriptiver Merkmale. Will man nun jedoch 
sämtliche Bildungswege und damit auch Bildungsbereiche für alle Individuen 
gleichermaßen offen halten, bedeutet dies ferner, dass man den Lernenden ihren 
Bedürfnissen entsprechende institutionelle Lernbedingungen ermöglicht. Es geht 
insofern nicht nur darum, den Zugang formal zu erhalten, sondern auch um das 
Ermöglichen eines erfolgreichen Absolvierens des Bildungsgangs. Hierfür bedarf 
es Strukturen, die auf die Heterogenität der Lernenden ausgerichtet sind. Das Er-
schaffen von förderlichen Bedingungen kann zu unterschiedlichen Zeitpunkten 
stattfinden. Zum einen geht es darum, den Individuen Bedingungen zu bieten, die 
dabei unterstützen und motivieren, auch den individuell passenden Bildungsgang 
zu wählen und Zugang zu ‚bereichsfremden‘ Bildungswegen zu suchen. Hier 
müssen die Strukturen vor dem Beginn des Bildungsgangs wirken. Zum anderen 
bedarf es Strukturen, welche das erfolgreiche Lernen im ‚fremden‘ Bildungsbe-
reich selbst erleichtern. 
In der Literatur zur Durchlässigkeit zwischen Berufs- und Hochschulbildung 
können verschiedene strukturelle Möglichkeiten, welche eine Anpassung an hete-
rogene Bedürfnisse fördern, identifiziert werden (vgl. z.B. Banscherus et al. 2015; 
Freitag et al. 2011; Hegelheimer 1986; Mucke/Kupfer 2011; Teichler/Wolter 
2004; Wolter 1994; Wolter et al. 2014). Diese sind auch auf andere Bildungsberei-
che übertragbar, würden aber dann andere Schwerpunkte oder Spezifizierungen 
aufweisen. Strukturen, welche vor allem erst den Weg in einen ‚fremden‘ Bil-
dungsbereich ebnen, sind zum einen a) Informations- und Beratungssysteme über 
die verschiedenen Lernwege und zum anderen Unterstützungsstrukturen, z.B. b) 
Finanzierungsmöglichkeiten, welche eine Aufnahme des Lernweges ermöglichen. 
In den Bildungsorganisationen selbst sind dann für das Lernen förderliche Bedin-
gungen zu finden: c) in der Art und Weise wie das Lernen organisiert ist und un-
terstützt wird und d) welche Lern- und Lehrkultur vorherrscht und inwiefern 
diese offen bzw. flexibel auf Veränderungen reagiert. Gleichsam sind weiterhin 
Beratungs- und Informationsangebote auch während des Bildungsgangs wichtig 
für die Lernendenorientierung und –motivation. Es bleibt darauf hinzuweisen, 
dass die Zuordnung zur zeitlichen Wirksamkeit der Strukturen lediglich eine 
analytische ist und letztlich auch Strukturen, die das Lernen selbst erleichtern, wie 
die Lernorganisation auch dazu beiträgt, ob der Bildungsgang überhaupt in 
Betracht bezogen wird oder nicht. Im Folgenden sollen die einzelnen Strukturen, 
die den Umgang mit heterogenen Bedürfnissen erleichtern vorgestellt werden. 
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a) Informationen und Beratung über Lernwege 
Ob die Individuen sich für bestimmte Bildungswege entscheiden, also den Zu-
gang suchen, ist nicht nur signifikant von den individuellen Präferenzen abhängig, 
sondern auch davon, ob sie über Möglichkeiten im Bildungssystem ausreichend 
informiert sind. Speziell durch die Sozialisation in getrennten Bildungsbereichen 
entstehen Informationsasymmetrien, welche ausgeglichen werden müssen. Für 
die Studienbeteiligung beruflich Qualifizierter in Deutschland haben z.B. Nickel 
und Leusing (2009) herausgefunden, dass ein Grund für die geringe Beteiligung 
in der mangelnden Infrastruktur von Informations- und Beratungsdienstleistun-
gen zu finden ist. Es reicht daher nicht, formal durch Zugangs- oder Anrech-
nungsverfahren die Systeme durchlässiger zu machen. Die Lernenden müssen 
auch über diese Möglichkeiten und über das, was sie erwartet, informiert sein, 
damit diese ihre Wirkung entfalten. Auf diese Weise wird der Informationsnach-
teil, der besteht, da sie nicht zu den ‚typischen‘ Studierenden gehören, ausgegli-
chen. Fördernde Strukturen wären dann z.B. spezifische Beratungsangebote ex-
plizit für beruflich Qualifizierte über deren Möglichkeiten im Hochschulsystem. 
b) Finanzierung 
Für das Beispiel der beruflich Qualifizierten, welche den Zugang in das Hoch-
schulsystem suchen, stellt Sicherstellung der Finanzierung eine weitere wichtige 
Opportunitätsstruktur dar (vgl. Mucke/Kupfer 2011). Die Frage der Finanzie-
rung stellt sich dabei auf mehreren Ebenen. Das Standardstudium in Deutschland 
ist derzeit noch oft als Vollzeitstudium konzipiert. Beruflich Qualifizierte müssten 
dann ihre Berufstätigkeit stark einschränken und sind mit der Frage konfrontiert, 
wie sie ihren Lebenserhalt und ihren Lebensstandard finanzieren und aufrecht-
erhalten. Kompliziert wird die Situation zudem, wenn die meist etwas älteren be-
ruflich Qualifizierten einen erschwerten Zugang zu Stipendien oder anderen För-
derungsmöglichkeiten erhalten, da diese oft noch altersgebunden und ausgerich-
tet auf den jüngeren ‚Durchschnittsstudierenden‘ sind. Im Hinblick auf fördernde 
Bedingungen zwischen Berufs- und Hochschulbildung existieren mehrere 
Möglichkeiten, das Finanzierungsproblem zu lösen. Zum einen könnten Stipen-
dien explizit für bestimmte Zielgruppen eingerichtet werden oder bestehende Un-
terstützungsmaßnahmen angepasst werden. 
c) Lernorganisation und Unterstützungsstrukturen 
Auch die Bedürfnisse, wie Lernen organisiert ist, können sich zwischen den ein-
zelnen Bildungsteilnehmer_innen und auch systematisch zwischen den Lernen-
den, welche aus unterschiedlichen Bildungsbereichen kommen, unterscheiden. 
Differenzen kann es so z.B. erstens in den Wünschen zur zeitlichen und örtlichen 
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Ausgestaltung geben. So weisen Mucke und Kupfer (2011) darauf hin, dass be-
ruflich Qualifizierte in Deutschland, welche sich für ein Hochschulstudium ent-
scheiden, oft bereits andere familiäre und berufliche Verpflichtungen haben kön-
nen als traditionelle Studierende15 und damit flexible Studienmodelle wie Teilzeit, 
berufsbegleitende Studiengänge oder das Fernstudium bevorzugen, da sie so bes-
ser Beruf, Familie und Studium vereinbaren können. Insofern dienen flexible Stu-
dienstrukturen, die unterschiedliche Lernrhythmen und -orte ermöglichen, dazu, 
jene Lernenden zu gewinnen, die ein traditionelles Vollzeitstudium nicht realisie-
ren könnten. 
Ähnlich wichtig sind zweitens entsprechende Anpassungen der Infrastruktur. 
Wenn nämlich die Lernzeiten und -orte flexibler gestaltbar sind, müssen auch 
Serviceeinrichtungen für die Lernenden angepasst werden. Beispiele wären fle-
xible Zeiten der Beratungsdienste, Sprechstunden, Bibliotheken, Kindereinrich-
tungen. Dementsprechend würden alle und nicht nur die traditionellen Lernenden 
von der für ein erfolgreiches Lernen notwendigen Infrastruktur profitieren. 
Drittens, sollte auch in der Didaktik und Methodik der Lernangebote sowie 
in den Curricula auf die Bedürfnisse und auch Vorerfahrungen der Lernenden 
eingegangen werden. Am Beispiel der beruflich Qualifizierten, welche ein Hoch-
schulstudium aufnehmen, ginge es darum, auf berufliche Vorerfahrungen Bezug 
zu nehmen, aber auch auf die neue Lernumgebung z.B. durch Einführungskurse 
in das wissenschaftliche Arbeiten oder Brückenkurse vorzubereiten. Auch die In-
tegration von berufspraktischen Elementen in die Lehrpläne wäre eine Möglich-
keit, das Angebot an die Bedürfnisse anzupassen (Mucke/Kupfer 2011). Andere 
Beispiele wären die Einführung von Tutorien, die helfen, Gelerntes in Kleingrup-
pen zu vertiefen. Auf diese Weise könnte es besser möglich sein, auf die indivi-
duellen Fähigkeiten zu reagieren und diese gezielt zu fördern. Umgekehrt könnten 
Absolvent_innen eines Studiums Praktika helfen, sich in die Spezifik des Berufs-
feldes, in denen sie sich weiterbilden wollen, vertraut zu machen. 
Viertens sind Beratung und Information nicht nur vor dem Beginn des Bil-
dungsgangs von Bedeutung, sondern auch im Verlauf desselbigen wichtig (Hanft 
et al. 2013; Hartmann-Bischoff/Brunner 2013). Insbesondere Beratung ver-
schafft die Möglichkeit, bestehende Probleme zu erkennen und anzugehen oder 
auch Bildungsentscheidungen im Bildungsgang zu treffen. Im Gegensatz zu tra-
ditionellen Bildungsteilnehmer_innen kann vor allem für solche aus dem anderen 
Bildungsbereich eine Beratung dabei helfen, die neuen Regeln, Logiken und die 
15  Im Gegensatz zu traditionellen Studierenden definieren Teichler und Wolter nicht-traditionelle 
Studierende folgendermaßen: „Studierende, die nicht auf dem geraden Weg bzw. in der 
vorherrschenden zeitlichen Sequenz und Dauer zur Hochschule gekommen sind; nicht die 
regulären schulischen Voraussetzungen für den Zugang erfüllen; und solche, die nicht in der 
üblichen Form des Vollzeit- und Präsenzstudiums studieren (sondern als Teilzeit-, Abend- und 
Fernstudierende). Eine genaue Abgrenzung ist auch deshalb nicht zu treffen, weil manche 
Studierende in einigen Aspekten als ‚traditionell‘, in anderen dagegen als ‚nicht-traditionell‘ 
eingestuft werden können.“ (Teichler/Wolter 2004: 72) 
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Kultur der Bildungsorganisation und des -bereichs zu verstehen und darin zu re-
üssieren. 
d) Kultur der Offenheit in den Organisationen 
Ein weiterer bedeutender Punkt, welcher in einigen Studien betrachtet wird (vgl. 
Alheit 2009; Völk 2011), besteht in der Frage der Kultur der aufnehmenden Or-
ganisationen. Besteht eine Kultur der Offenheit gegenüber der Heterogenität der 
Lernenden und ihren Bedürfnissen, ist eine Integration von Lernenden aus ande-
ren Bildungsbereichen wahrscheinlicher und erfolgversprechender als bei einer 
Orientierung auf eine vermeintlich bedürfnishomogene Gruppe traditioneller 
Lernender. Völk (2011) macht dies am Beispiel der Hochschullehrenden deutlich, 
welche mit ihren Annahmen hinsichtlich der Studierfähigkeit von beruflich Qua-
lifizierten bzw. auch mit ihren Positionen zur Frage der Anrechenbarkeit von be-
ruflichen Abschlüssen den beruflich Qualifizierten das Lernen in Hochschulen 
erleichtern oder erschweren können. Die vorherrschende Kultur kann in einem 
engen Zusammenhang mit der Lernorganisation und der Ausgestaltung der In-
formations- und Beratungsstrukturen stehen. Es ist aber auch denkbar, dass so-
wohl eine adäquate Lernorganisation als auch passende Informations- und Bera-
tungsstrukturen gegeben sind, die Kultur in der aufnehmenden Organisation dies 
(eventuell noch) nicht widerspiegelt. Dies entspräche einem klassischen Fall der 
losen Kopplung (vgl. DiMaggio/Powell 1983; Meyer/Rowan 1977) zwischen Re-
gelungen und tatsächlicher Praxis bzw. Kultur. 
Auch Alheit (2009) konnte darlegen, dass in deutschen Universitäten vor-
herrschende Kulturen bzw. der „universitäre Habitus“ (Alheit 2009: 224) einen 
negativen Einfluss auf den Erfolg von nicht-traditionellen Studierenden haben 
können. Er identifiziert „Symptome für eine latente symbolische Schließung des 
deutschen Hochschulsystems“ (Alheit 2009: 224). Dies arbeitet er heraus anhand 
von Interviews mit Studienberatern der unterschiedlichen Fächergruppen, welche 
gerade für nicht-traditionelle Studierende als Gatekeeper wirken können. Auch 
Teichler und Wolter (2004: 69f.) stellen fest, dass der Studienerfolg nicht nur für 
die sogenannten nicht-traditionellen Studierenden stärker vom Studienfach und 
dem damit verbundenen Klima als von der Art der Studienberechtigung bestimmt 
werden. Es wird somit auch an dieser Stelle die besondere Rolle der Organisati-
onskultur angesprochen. Deutlich wird jedoch ebenfalls, dass es nicht nur eine 
Kultur in Organisationen geben muss, sondern, dass diese auch fachspezifisch 
variieren kann. 
In den Ausführungen zum Umgang mit heterogenen Bedürfnissen wird deut-
lich, dass dieser Aspekt stark auf Chancengleichheit abzielt. Dabei geht es darum, 
dass diejenigen im Bildungsgang, welche durch z.B. unterschiedliche Sozialisation 
in anderen Bildungsbereichen andere Voraussetzungen mitbringen, in dem Bil-
dungsgang die gleichen Chancen auf erfolgreiches Lernen haben. Durch Infor-
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mations- und Beratungsangebote werden auf diese Weise mögliche Information-
sasymmetrien aufgehoben, welche ebenfalls durch das Lernen im anderen Orga-
nisationsfeld zustande kommen. Die Anpassung der Finanzierungsangebote oder 
auch der Lernorganisation und Kultur an die Bedürfnisse, d.h. diesen ein Studium 
z.B. finanziell und auch zeitlich zu ermöglichen, zielen ebenfalls auf 
Chancengleichheit. 
An dieser Stelle soll darauf hingewiesen werden, dass diese Strukturen, die 
den Umgang mit den heterogenen Bedürfnissen von Lernenden erleichtern, nicht 
nur relevant sind für Fragen der Durchlässigkeit, d.h. des Bildungserfolges von 
Lernenden aus einem Bereich in einem anderen, sondern vielmehr allgemein für 
ein erfolgreiches Absolvieren von Bildungsgängen wichtig sind. Zudem besteht 
die Gefahr, dass durch spezifische Förderinstrumente für eine fest definierte 
Gruppe deren Andersartigkeit unterstrichen und reproduziert wird und somit 
auch die Trennung in der Organisation auf diese Weise bestehen bleibt. Wichtig 
für Strukturen, welche den Umgang mit der Heterogenität der Lernenden unter-
stützen, ist somit, dass sie allgemein die Homogenitätsannahmen von Lernenden 
hinterfragen und nicht zur Stigmatisierung von Gruppen beitragen. Es gibt nicht 
‚die‘ traditionellen Studierenden und auch nicht ‚die‘ beruflich Qualifizierten. 
Beide Gruppen sind auch in sich heterogen. Die Lösung dieses Problems ist keine 
einfache, aber eine Möglichkeit besteht darin, dass unterstützende Angebote nicht 
nur für eine Zielgruppe eröffnet werden, sondern allgemein allen Lernenden der 
Organisation offenstehen, aber mögliche spezifische Bedürfnisse integrieren. Auf 
diese Weise wird eine größere Durchlässigkeit zwischen Bildungsbereichen geför-
dert, ohne die Trennung der Bildungsbereiche zu reproduzieren. 
2.2.5 Anerkennung in anderen gesellschaftlichen Teilsystemen 
Da die Trennung von Bildungsbereichen nicht nur im Bildungssystem selbst ihre 
Wirkung entfaltet, sondern auch in anderen gesellschaftlichen Teilbereichen wirk-
sam sein kann, soll in diesem Abschnitt die Frage der Anerkennung des Gelernten 
in anderen gesellschaftlichen Teilsystemen und vor allem aber dem Arbeitsmarkt 
mitbedacht werden. Es ist bekannt, dass Bildung, insbesondere formale Bildungs-
abschlüsse, in unseren Gesellschaften signifikante und dauerhafte Konsequenzen 
im Lebensverlauf nach sich ziehen (Mayer 2004; Solga 2005b). Diese Konsequen-
zen beziehen sich einerseits im engeren Sinn auf Beschäftigungschancen, den be-
ruflichen Status, Einkommen, andererseits im weiteren Sinn auf soziokulturelle 
Teilhabe in den gesellschaftlichen Teilbereichen außerhalb des Arbeitsmarkts (vgl. 
z.B. Hillmert 2011). Im Folgenden fokussiere ich den Arbeitsmarkt, da dieser in 
unseren Gesellschaften von besonderer Bedeutung für die Lebenschancen von 
Individuen ist. Sicherlich ließen sich die folgenden Überlegungen aber auch auf 
andere wichtige gesellschaftliche Teilbereiche übertragen, in denen Status und Po-
sitionen durch Bildungsabschlüsse vermittelt werden. Es handelt sich dabei nicht 
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um einen neuen Aspekt von Durchlässigkeit im Bildungssystem. Vielmehr soll 
darauf aufmerksam gemacht werden, dass das Bildungssystem in der Gesellschaft 
eingebettet ist und dass Durchlässigkeit im Bildungssystem nicht per se soziale 
Durchlässigkeit in der Gesellschaft bedeutet. 
Im Umkehrschluss könnte aber auch ohne Durchlässigkeit im Bildungssys-
tem größere soziale Durchlässigkeit in der Gesellschaft erreicht werden. Dies ist 
dann der Fall, wenn die unterschiedlichen getrennten Bildungswege zu gleichen 
Positionen und Ressourcen außerhalb des Bildungssystems führen, also als gleich-
wertig anerkannt werden. Am Beispiel des Arbeitsmarkts soll dies verdeutlicht 
werden: Ist das Erwerbssystem segmentiert und zwar gekoppelt an getrennte Bil-
dungsbereiche im Bildungssystem, wäre eine Auflösung dieser Kopplung einer-
seits oder die gesellschaftliche Gleichstellung von den so getrennten Berufswegen 
andererseits eine Möglichkeit, soziale Durchlässigkeit zu erreichen. Wenn es keine 
Unterschiede im Status der segregierten Erwerbsbereiche gibt, geht es bei Auflö-
sung der Kopplung um horizontale soziale Durchlässigkeit. Wenn mit dieser 
Kopplung aber auch eine Hierarchisierung von Positionen einhergeht, wäre durch 
eine Auflösung dieser Kopplung auch eine vertikale soziale Durchlässigkeit er-
reichbar. Die Hierarchisierung der Qualifikationen aus den unterschiedlichen Bil-
dungsbereichen würde dann aufgehoben werden. Wie bei dem Aspekt Anrech-
nung wäre es nicht mehr wichtig, wo oder wie etwas erlernt wurde. Ausschließlich 
relevant wäre das sogenannte Lernergebnis, d.h. die Kenntnisse, Fähigkeiten und 
Kompetenzen der Lernenden, eine bestimmte Arbeit durchzuführen. Im Grunde 
handelt es sich daher um Anerkennung des Gelernten außerhalb des Bildungssys-
tems. Folglich ist auch hier insbesondere für vertikale soziale Durchlässigkeit die 
Frage der Gleichwertigkeit virulent. So schreibt auch Hegelheimer (1986: 5) zum 
Thema Gleichwertigkeit von Berufs- und Hochschulbildung, die 
Anerkennung der Gleichwertigkeit entscheidet sich daher nicht allein im Bildungswe-
sen. Auch die privaten und öffentlichen Arbeitgeber müssen ihren Beitrag leisten, 
dass der Aufstieg im Beruf aufgrund beruflicher Qualifikationen und Leistungen in 
Zukunft einen gleichen Stellenwert erhält wie der Aufstieg aufgrund von Berechti-
gung, die im Schul- und Hochschulwesen erworben werden. 
Eine Gleichwertigkeit zwischen Berufs- und Hochschulbildung auf dem Arbeits-
markt ist demnach gegeben, wenn unabhängig davon, welcher Bildungsweg 
durchlaufen wurde, Absolvent_innen beider Bereiche die gleichen Chancen er-
halten, bestimmte Arbeitsmarkt- und Statuspositionen zu erreichen. 
2.2.6 Zusammenschau der Aspekte von Durchlässigkeit 
Wie dargelegt, bestehen verschiedene Möglichkeiten, wie über institutionelle 
Durchlässigkeit nachgedacht und wie Durchlässigkeit ermöglich werden kann 
(vgl. Tabelle 1 und Abbildung 1). Wichtig hierbei ist zu betonen, dass die einzel-
nen Aspekte sich nicht gegenseitig ausschließen. Im Gegenteil, partiell hängen die 
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analytisch getrennten Aspekte auch zusammen, bauen aufeinander auf oder un-
terstützen die jeweilige Durchlässigkeitswirkung. So ist z.B. die Erteilung des Zu-
gangs zu einem Bildungsbereich oder -gang aufgrund der vorangegangen Ab-
schlüsse und Zertifikate auch verbunden mit der Anerkennung und impliziten 
Anrechnung des zuvor Gelernten. Anrechnung dagegen ist nicht ohne die Er-
möglichung des Zugangs realisierbar. Institutionalisierte Übergänge verbinden 
Anrechnung und Zugang. Zudem ist zu erwarten, dass insbesondere integrierte 
Bildungsgänge oder Organisationen wahrscheinlicher Strukturen aufweisen, wel-
che an heterogene Bedürfnisse der Lernenden angepasst sind, als Bildungsgänge 
oder Organisationen, die nicht Bildungsbereiche verbinden. Dies gilt vor allem, 
wenn der Zugang zu diesen Organisationen Lernenden aus den getrennten Bil-
dungsbereichen offen steht. Anpassung an die heterogenen Bedürfnisse verstärkt 
zudem die Durchlässigkeitswirkung der anderen drei Aspekte, da die Lernenden 
nach Zugang, Übergang oder Anrechnung nicht allein gelassen, sondern gemäß 
ihren Bedürfnissen unterstützt werden. 
Abbildung 1 Durchlässigkeitskonzept 
 
1 Zugang  2 Anrechnung;  3a institutionalisierte Übergänge; 3b Integration 
4 Anpassung an heterogene Bedürfnisse 5 Anerkennung im Erwerbssystem 
Quelle: Darstellung der Verfasserin 
In der Darstellung der einzelnen Aspekte in Abbildung 1 wird ebenfalls deutlich, 
dass Durchlässigkeit ein vielfältiges Konzept ist und es viele Institutionalisie-
rungsmöglichkeiten von durchlässigkeitsfördernden Bildungsstrukturen gibt. So 
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kann unterschieden werden zwischen Strukturen, welche stärker innerhalb der 
Bildungsorganisationen institutionalisiert werden müssten (Aspekt 2 und 4), wäh-
rend andere mehr die Verbindungen der unterschiedlichen Bildungsbereiche dar-
stellen (Aspekt 3a und 1). Die Organisationen selbst werden in diesen Fällen nicht 
weiter angepasst werden. 
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Quelle: Darstellung der Verfasserin 
Zudem unterscheiden sich auch die Aspekte mit ihren verschiedenen Varianten 
in Bezug darauf, ob sie eher individuumszentrierte oder gruppenzentrierte 
Strukturen eröffnen (vgl. Tabelle 1). Anhand dieses unterschiedlichen Fokus kann 
aber auch die Widersprüchlichkeit des Durchlässigkeitskonzepts deutlich 
gemacht werden. Denn jeweilige Ausrichtungen bedingen unterschiedliche Vor- 
und Nachteile. Gruppenspezifische Strukturen können dabei einerseits als stärker 
zugänglich bzw. barriereärmer gelten. So ist die Umsetzung von einer Regelung 
für viele mit weniger Aufwand sowohl für die umsetzende Organisation als auch 
für das Individuum verbunden, zumal solche Regelungen oft mit Berechtigungen 
für das Individuum einhergehen, welches somit aufgrund angenommener grup-
penspezifischer Eigenschaften das Recht z.B. auf Zugang oder eine bestimmten 
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Anrechnungshöhe hat. Implizit sind aber solchen gruppenspezifischen Struktu-
ren Homogenitätsannahmen über die Gruppen eingebaut, welche andererseits 
auch nachteilig sein können, wenn es keine Strukturen gibt, die das ausgleichen 
und somit die Heterogenität der Individuen auch innerhalb der Gruppen aner-
kennen. So gehen z.B. pauschale Anrechnungsverfahren mit der Gefahr einher, 
dass einerseits bestimmte Kompetenzen, welche zusätzlich bestehen, unberück-
sichtigt bleiben. Zudem ist es möglich, dass durch die Zuschreibung eines gewis-
sen Kenntnisstandes eventuell notwendige Unterstützung nicht angeboten wird, 
da das Individuum mit diesem spezifischen Zertifikat dies alles können müsste. 
Individuumszentrierte Verfahren dagegen sind ressourcenaufwendiger, meist 
insbesondere für die aufnehmende Organisation aber teilweise auch für das Indi-
viduum, da hier der Fokus der Strukturen auf die individuellen Biografien und 
Lebensverläufe gerichtet ist. Dies ist insofern ein Vorteil, dass man der Person 
mit ihren ganz spezifischen Erfahrungen und Bedürfnissen gerecht werden kann. 
Andererseits kann es aber auch nachteilig sein, wenn es keine vorgefertigten Re-
gelungen gibt, da das Individuum nicht auf diese bestehen kann, sondern die ei-
genen Bedürfnisse und Rechte individuell einfordern muss bzw. sich dieser erst 
selbst bewusst werden muss. 
Eine Schlussfolgerung wäre demnach, dass für Durchlässigkeit in der Umset-
zung beides benötigt wird, der Fokus auf Gruppen, damit eine stärkere Instituti-
onalisierung stattfindet, und der Fokus auf das Individuum, für eine stärkerer Fle-
xibilität und Anpassung. Ebenfalls ist festzustellen, dass die strukturellen Mög-
lichkeiten Durchlässigkeit zu schaffen nicht nur förderlich wirken können (vgl. 
Tabelle 1). 
Einerseits sind Barrieren dabei teilweise konzeptionell inhärent. So ist der 
Zugang über Berechtigung anhand von Zertifikaten oder einmaligen Prüfungen 
mit einem statischen Konzept von Studierfähigkeit verbunden, d.h., es wird an-
genommen, dass eine Studierfähigkeit a priori vor dem Studium besteht und nicht 
erst mit dem Vorgang des Studierens erworben wird. Dies kann dazu führen, dass 
fähige Individuen nicht zugelassen werden, während andere im Studium feststel-
len, dass dieses Ihnen nicht liegt. Andererseits gibt es bei der Einführung der un-
terschiedlichen durchlässigkeitsfördernden Strukturen immer auch die Gefahr, 
dass diese bei unzureichender Institutionalisierung ihre Wirkung nicht entfalten 
können. So helfen individualisierte Anrechnungsverfahren z.B. nur, wenn auch 
Unterstützung bei der intensiven Vorbereitung gewährt wird. Auch fördern insti-
tutionalisierte Übergänge Durchlässigkeit, wenn diese zum Beispiel in alle Rich-
tungen genutzt werden können, von der Berufs- in die Hochschulbildung und 
umgekehrt. 
Eine weitere Schlussfolgerung, die sich aus dem Durchlässigkeitskonzept mit 
den unterschiedlichen Aspekten, deren möglichen Ausrichtungen und Perspekti-
ven ergibt, ist, dass es nicht zu erwarten sein wird, dass die europäischen Bildungs-
prozesse Bologna und Kopenhagen ein ganz spezifisches Modell von Durchläs-
sigkeit vorgeben. Zum einen haben die unterschiedlichen Mitgliedsstaaten, welche 
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den Prozess gestalten, auch unterschiedliche Traditionen in Bezug auf Durchläs-
sigkeit, so dass zu spezifische Vorgaben möglicherweise nicht mit bestehenden 
Systemen kompatibel wären. Dies ist jedoch unwahrscheinlich, da die Deklara-
tionen einstimmig von allen Ländern beschlossen wurden. So dürften die Vorga-
ben nicht mit dem bestehenden Subsidiaritätsprinzip in Konflikt stehen. Zum an-
deren scheint es auch nicht einfach, ein passendes Modell, in dem alle Eigenschaf-
ten aufeinander abgestimmt sind, vorzugeben, da wie zuvor dargelegt, zum einen 
unterschiedlich Vor- und Nachteile bestehen und zum anderen national jeweils 
differente Organisationen in den Reformprozess eingebunden sein können. Inso-
fern wird es auch in den Nationalstaaten interessant zu untersuchen sein, wie 
Durchlässigkeit institutionalisiert ist. Welche Aspekte besonders wichtig erschei-
nen und welche Inkongruenzen dort bestehen. 
Nachdem das Konzept von Durchlässigkeit mit den verschiedenen Ausprä-
gungsmöglichkeiten vorgestellt wurde, soll nachfolgend die Frage der Bedeutung 
durchlässiger Bildungsstrukturen aus der Perspektive von zwei theoretischen 
Sichtweisen der sozialen Ungleichheitsforschung dargestellt werden. 
2.3 Bildungsstrukturen als funktionales Erfordernis oder 
Legitimation bestehender Herrschaftsverhältnisse? 
Wie bereits deutlich wurde, sind Analysen über die Strukturen des Bildungssys-
tems, d.h. die Untersuchung der strukturellen Durchlässigkeit, für die Frage von 
sozialer Ungleichheit, relevant. Soziale Ungleichheit kann dabei aus unterschied-
lichsten Perspektiven analysiert werden (Solga et al. 2009). Auch die Bedeutung 
von Bildung und deren Strukturen kann verschieden bewertet werden. Meyer 
(1977) unterscheidet einmal die Perspektive, in welcher das Bildungssystem eine 
Sozialisationsfunktion der Individuen übernimmt und eine weitere Sichtweise, in 
der das Bildungssystem stärker eine Allokations- und Legitimationsfunktion ein-
nimmt16. Die erste Perspektive entspricht einer eher strukturfunktionalistischen 
Sicht auf Bildung während die zweite eine konflikttheoretische und institutionelle 
Perspektive verbindet. Im Folgenden sollen diese beiden Perspektiven mit Bezug 
auf Durchlässigkeitsstrukturen von Bildungssystemen und deren Wandel darge-
stellt werden. 
16  Meyer (1977) kritisiert die Sicht der klassischen Vertreter der Allokationstheorie, da sie die 
Bedeutung von Bildung als Institution in der Gesellschaft meist auf individuelle Konsequenzen 
verkürzen und den Einfluss auf die gesellschaftlichen Strukturen als Ganzes aus dem Auge 
verlieren. In dieser Arbeit sollen beide Ansätze verbunden werden. So soll die stärker 
konflikttheoretische Perspektive im Fokus stehen, ohne die institutionellen Wirkungen von 
Bildung aus dem Blick zu verlieren. 
 63 
2.3.1 Selektions- und Sozialisationsfunktion von Bildung –  
Eine strukturfunktionalistische Perspektive 
Eine dominante Sichtweise schreibt dem Bildungssystem die Aufgabe der Sozia-
lisation der Individuen der Gesellschaft zu (siehe Meyer 1977: 57), d.h., es wird 
angenommen, dass durch den Besuch von Bildungsorganisationen die Individuen 
ihr Wissen, ihre Kompetenzen ausbauen sowie verstärkt moderne Werte und Ori-
entierungen sozialisiert werden. Die im Bildungssystem erworbenen Kompeten-
zen sind daraufhin die Grundlage, auf deren Basis die Positionen in der Gesell-
schaft vergeben werden. Aufbauend auf dem im Bildungssystem erworbenen Hu-
mankapital werden die Personen somit ihren Funktionen in der Gesellschaft zu-
geführt. 
Es handelt sich hierbei vor allem um eine funktionalistische Perspektive, in 
welcher soziale Ungleichheiten als notwendige Voraussetzung des Funktionierens 
moderner Gesellschaften betrachtet werden und dass, nur wenn auch Ungleich-
heit besteht, sich Gesellschaften fortschrittlich entwickeln (Davis/Moore 1945). 
Jede Gesellschaft hat die Aufgabe, ihre fähigsten Mitglieder auf die gesellschaft-
lich wichtigen Positionen zu verteilen. Um dies zu gewährleisten, bedarf es einer 
Anreizstruktur in Form von unterschiedlichen Belohnungen für die differenten 
notwendigen gesellschaftlichen Aufgaben und Verantwortlichkeiten, damit die 
Individuen bereit sind, in zusätzliche Qualifikationen für den Erwerb von sozialen 
Positionen zu investieren. Dem Bildungssystem kommt dann die Aufgabe zu, die 
Individuen entsprechend ihrer Begabung und Fähigkeiten erst zu sozialisieren 
und dann zu selektieren (vgl. Fend 1980, 2006; Parsons 1959). Die Sozialisations- 
und damit zusammenhängende Selektionsfunktion des Bildungssystems spielt so-
mit aus funktionalistischer Perspektive eine signifikante Rolle. Dabei sollen in 
modernen Gesellschaften askriptive Merkmale wie soziale Herkunft nicht mehr 
die Selektion bestimmen. Denn der gesellschaftliche Wandel erfordert, dass nicht 
mehr nur die höheren Schichten einer Gesellschaft Bildung erhalten können, son-
dern alle gesellschaftlichen Gruppen entsprechend ihrem Talent, der Begabung 
oder Fähigkeiten (Bell 1994). Der Allokationsmodus in modernen Gesellschaften 
ist stattdessen die meritokratische Selektion (Solga 2005a; Waldow 2014a, b). 
Meritokratie ist eine Herrschaftsordnung, in der die Begabung und Leistungs-
fähigkeiten der Individuen über die gesellschaftlichen Positionen, die sie errei-
chen, bestimmen. Leistung setzt sich in dieser Perspektive zusammen aus der in-
dividuellen Begabung17, ihrem Talent und der Anstrengung, die aufgewendet 
17  Die Annahme, dass es natürliche Begabungsunterschiede gibt, ist zentral für die ‚meritokratische 
Leitfigur‘ nach (Solga 2005a). Solga weist aber daraufhin, dass Begabung selbst ein soziales 
Konstrukt ist, die im Rahmen der meritokratische Leitfigur ausgeblendet wird. Schon allein 
durch die unterschiedlichen Auffassungen, die es zum Konzept Begabung in unterschiedlichen 
Gesellschaften gibt, wird die soziale Konstruktion deutlich. So unterscheidet Lenhardt (2002) 
zwischen einem demokratischen Glauben an universelle Bildungsfähigkeit, der in den USA 
vorherrsche und einem naturalisierten Begabungsglauben, der typisch für das deutsche 
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wird, um etwas zu erreichen (vgl. Ruß 2012). Becker und Hadjar (2009: 40f.) fas-
sen die von Goldthorpe (1996) entwickelten Prämissen der bildungsbasierten Me-
ritokratie folgendermaßen zusammen. Die erste Prämisse ist, dass „Verantwor-
tungspositionen einzig nach demonstrierter Kompetenz im Sinne von Fähigkei-
ten zu besetzen sind“. Die zweite Prämisse ist, dass die „Chancen auf Bildungs-
erwerb einzig von natürlichen Begabungen abhängen“. Insofern werden allein be-
gabte Lernende für die höheren Bildungsgänge selektiert. Die dritte Prämisse un-
terstreicht die Bedeutung des „Leistungskriterium[s] als Basis jeglicher Selektio-
nen in modernen Gesellschaften“. Leistung dient dann der Rechtfertigung für so-
ziale Ungleichheiten. 
Doch wie kann man nun Durchlässigkeit aus funktionalistischer Perspektive 
betrachten, und inwiefern ist Durchlässigkeit ebenfalls ein Problem, welches be-
handelt werden sollte? Fehlende Durchlässigkeit aus funktionalistischer Sicht ist 
in modernen Gesellschaften erst dann problematisch, wenn erstens die Selektion 
im Bildungssystem nicht meritokratisch erfolgt und Korrekturen im Bildungsver-
lauf notwendig erscheinen. Zweitens wird Durchlässigkeit wichtig, wenn die 
Trennung von Bildungsbereichen nicht mehr den Funktionserfordernissen der 
Gesellschaft entspricht. Spezifisch auf die Trennung von beruflicher Bildung und 
Hochschulbildung bezogen stellt sich die Frage, ob sich die Trennung mit dem 
Wandel der industriellen Gesellschaft, in welcher sich die berufliche Bildung ent-
wickelt hat (vgl. Thelen 2004) hin zu einer postindustriellen oder Wissensgesell-
schaft (vgl. Bell 1975), weiterhin als funktional erweist. Bilden berufliche und 
Hochschulbildung weiterhin die in der Gesellschaft benötigten Fähigkeiten aus, 
trotz des Wandels, der mit einem Anstieg an wissensintensiven Berufen einher-
geht, die klassischerweise durch die Hochschulbildung beliefert werden? Wird 
diese Frage negativ beantwortet, wäre auch hier anhand funktioneller Erforder-
nisse eine größere Durchlässigkeit eine Möglichkeit auf diese Erfordernisse zu 
reagieren. So unterstreicht auch Parsons (1959) die Bedeutung von Bildung für 
moderne Gesellschaften und die Bildungsexpansion als Voraussetzung für die ge-
sellschaftliche Modernisierung. Durchlässigkeitsstrukturen sind vor diesem Hin-
tergrund aber nicht für alle Lernenden eines Bildungssystems notwendig, sondern 
nur für diejenigen, die aufgrund ihrer Leistung im Bildungssystem auch für wei-
tere höhere Bildungsgänge selektiert werden können. 
Bildungssystem sei. Während letzterer davon ausgeht, dass es verschiedene natürliche 
Begabungen, die sich im Verlauf nicht verändern, gibt, die dann auch unterschiedlich behandelt 
werden sollten, weshalb unterschiedliche Bildungsgänge entwickelt werden, geht man in der 
ersten Variante davon aus, dass jedes Individuum per se bildungsfähig ist und dass 
Leistungsversagen durch erneute Anstrengung beantwortet werden solle. 
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2.3.2 Allokations- und Legitimationsfunktion von Bildung – 
Eine institutionelle und konflikttheoretische Perspektive 
Der funktionalistische Ansatz, in welchem angenommen wird, dass das Besuchen 
von Bildungsorganisationen tatsächlich zu einem Kompetenz- und Produktivi-
tätszuwachs führt – auf Basis derer die gesellschaftlichen Positionen meritokra-
tisch verteilt werden –, wird aus konflikt- und institutionentheoretischer Sicht in-
frage gestellt. Während die Erfordernisse der Gesellschaft aus funktionalistischer 
Perspektive im Vordergrund stehen, werden hier die bestehenden Herrschafts-
verhältnisse und deren Legitimation in den Fokus der Erklärung gerückt. Der 
Aufbau von Bildungssystemen, deren Stratifikation sowie die darin bestehenden 
unterschiedlichen individuellen Möglichkeiten zur Höherqualifizierung werden 
dann als Ausdruck institutionalisierter Schließungsprozesse gefasst. 
So wird im Rahmen der Allokationstheorie angenommen, dass die Aufgabe 
von Bildungsinstitutionen weniger die Sozialisation als vielmehr die legitimierte 
Verteilung von Individuen auf Positionen qua Bildungsabschluss ist. Auf Grund-
lage der Dauer und Art der Bildung, die abgeschlossen wurde (Meyer 1977: 59), 
werden Individuen klassifiziert und zu gesellschaftlichen Positionen zugeordnet, 
unabhängig, ob und wie sich deren Humankapital tatsächlich vergrößert hat. Das 
Vertrauen auf die Bildungszertifikate reicht aus, um den Zugang zu wichtigen ge-
sellschaftlichen Positionen zu kontrollieren. Dies ist die Kernannahme über das 
Funktionieren kredentialistischer Gesellschaften. Aus dieser Perspektive können 
nach Collins (1979) Bildungszertifikate als zentrales Kriterium für soziale Schlie-
ßungsprozesse angesehen werden. So schrieb bereits Weber (1922 [1980]: 577): 
Wenn wir auf allen Gebieten das Verlangen nach der Einführung von geregelten Bil-
dungsgängen und Fachprüfungen laut werden hören, so ist selbstverständlich nicht 
ein plötzlich erwachender ‚Bildungsdrang‘, sondern das Streben nach Beschränkung 
des Angebots für die Stellungen und deren Monopolisierung zugunsten der Besitzer 
von Bildungspatenten der Grund. 
Kredentialismus ist somit ein Weg der Reproduktion sozialer Ungleichheiten, in 
dem Ressourcen und Lebenschancen über das Erreichen von Bildungszertifika-
ten kontrolliert wird. Das Erreichen der Bildungszertifikate wird jedoch durch die 
ungleiche Ressourcenausstattung der Lernenden der unterschiedlichen sozialen 
Schichten über im Lernkontext institutionell verankerte Selektionsmechanismen 
beeinflusst (vgl. Bourdieu/Passeron 1971), so dass Kinder aus höheren sozialen 
Schichten wesentlich wahrscheinlicher einen höheren Abschluss erreichen. Die 
soziale Ungleichheit wird so in Form von Bildungszertifikaten manifestiert und 
verschleiert (vgl. Bourdieu 2009), denn wenn angenommen wird, dass Bildungs-
zertifikate leistungsbasiert vergeben werden, sind die erzielten Zertifikate auch die 
Ergebnisse individueller Begabung und Anstrengungen. Herkunftsbedingte Un-
terschiede werden auf diese Weise in ‚erworbene‘ Merkmale umgewandelt (siehe 
Solga 2005b). 
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Aus konflikttheoretischer Perspektive sind Bildungsinstitutionen demnach 
nicht nur an der Reproduktion von sozialer Ungleichheit beteiligt, sie legitimieren 
auch Ungleichheit und tragen so zu ihrer Persistenz bei. So sieht Solga (2005a) in 
der meritokratischen Leitfigur moderner Gesellschaften eine Ideologie, die der 
Rechtfertigung von Ungleichheiten dient, da sie Bildung als Chance präsentiert 
und damit Zugang zu privilegierten Positionen über Bildungszertifikate legiti-
miert. Auch Baker (2011: 27) betont, „The belief that formal education is the 
proper context for the playing out of merit is widely held in postindustrial so-
ciety.“ Und gerade dieser Glaube „could be education’s deepest sociological im-
pact as an institution over the course of the education revolution.“ 
Es geht demnach nicht nur um die Konsequenzen von Bildung für die ein-
zelnen Individuen, sondern um den Einfluss von Bildung als Institution. Denn 
Bildung kann das Leben der Menschen, auch unabhängig ihrer individuellen Bil-
dungswege beeinflussen, da durch Bildung die Perzeption der Realität der Men-
schen mitbestimmt und legitimiert wird. Durch Bildung werden Wissenskatego-
rien aber auch Personenkategorien geschaffen. Auch wird im Bildungssystem ein 
bestimmtes Wissen als ‚richtig‘ und geltend vermittelt. Bildung besteht demnach 
aus einem Regelnetzwerk „creating public classifications of persons and 
knowledge. It defines which individuals belong to these categories and possess 
the appropriate knowledge. And it defines which persons have access to valued 
positions in society“ (Meyer, 1977: 55). Diese institutionalisierten Regeln stellen 
einen mächtigen Mythos moderner Gesellschaften dar, die dabei helfen, die Welt 
zu interpretieren und bestehende Organisationsstrukturen zu legitimieren 
(Meyer/Rowan 1992). Wenn Bildung nun als Mythos moderner Gesellschaften 
angesehen werden kann, dann beruht nach Meyer (1977) deren Geltungskraft auf 
dem Folgenden: 
The effects of myths inhere, not in the fact that individuals believe them, but in the 
fact that they „know“ everyone else does, and thus that „for all practical purposes“ 
the myths are true. (Meyer 1977: 75) 
Was bedeutet dieser eher generelle Blick auf die institutionellen und herrschafts-
relevanten Konsequenzen von Bildung für das Problem von Durchlässigkeit? 
Zum einen soll deutlich gemacht werden, dass Durchlässigkeit eng verbunden mit 
der Problematik sozialer Schließung ist. Wenn also Positionen in der Gesellschaft 
vermehrt über das Bildungssystem vermittelt und legitimiert werden, ist der Zu-
gang zu Bildung eine Ressource, die es zu monopolisieren gilt. Die Stratifizierung 
von Bildungssystemen, in denen die Absolvent_innen aus bestimmten Bildungs-
bereichen eher in statusniedrige Positionen gelangen und aus anderen Bereichen 
den Erwerb von statushöheren Positionen ermöglichen, ist ein Weg, Bildung als 
Ressource zu monopolisieren. In der Literatur zu tracking zwischen beruflichen 
und akademischen Programmen wird dieser Prozess der sozialen Schließung 
deutlich. So dienen getrennte Bildungswege zu einer Ablenkung von Kindern aus 
einem Haushalt mit niedrigem sozialem Status weg vom Hochschulsystem in ei-
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nen vermeintlich sicheren Berufsbildungsweg, der aber perspektivisch nur be-
grenzte Aufstiegsmöglichkeiten bietet (Shavit/Müller 2000a). Tracking ist dann ein 
Mechanismus zur intergenerationalen Reproduktion sozialer Ungleichheit. Insbe-
sondere in Ländern wie Deutschland, in denen die Schüler_innen früh durch ein 
mehrgliedriges Schulsystem in bestimmte Bildungswege sortiert werden, ist die 
Frage des tracking zwischen Berufs- und Hochschulbildung besonders wichtig 
(vgl. Allmendinger 1989; Shavit/Müller 2000a). Aber auch in Ländern, welche 
weniger stark getrennte Bildungsbereiche aufweisen sind Mechanismen der Ab-
lenkung festzustellen. So zeigen Brint und Karabel (1989, 1991) dieses eindrück-
lich für die Rolle der Community Colleges in den USA. 
Durchlässige Bildungsstrukturen können dann aber ein Weg sein, dass, auch 
wenn ein bestimmter Bildungsweg eingeschlagen wurde, dieser wieder verlassen 
werden kann, da es von jedem Punkt im Bildungssystem Anschlussmöglichkeiten 
zur Weiterbildung auch in andere Bildungsbereiche gibt. Aus der stärker konflikt-
theoretischen Perspektive gilt es demnach zu untersuchen, inwiefern durchlässige 
Strukturen zu einer geringeren Schließung im Bildungssystem führen? Wie müs-
sen Strukturen gebaut werden, um dieses Ziel zu erreichen. Und inwiefern ist es 
zu beobachten, dass einerseits Strukturen durchlässiger gemacht werden, um an 
anderer Stelle neue Schließungsmechanismen einzubauen? 
So kann z.B. in Sachen Durchlässigkeit des Bildungssystems wichtig sein, in-
wiefern es rein kredentialistisch funktioniert und ob, wenn das der Fall ist, ledig-
lich bestimmte Zertifikate aus einem Bildungsbereich Zugang ermöglichen oder 
auch Zertifikate aus allen anderen? Wenn also Zertifikate weiterhin über Zugang 
entscheiden sollen, ist aus Durchlässigkeitsperspektive wichtig, dass die Gleich-
wertigkeit von Zertifikaten aus unterschiedlichen Bildungsbereichen anerkannt 
wird. Eine Möglichkeit, Zugang nicht kredentialistisch zu organisieren, wäre dann 
der universale Zugang oder der Zugang über Eignungstests. Während der univer-
sale Zugang keine/n ausschließt, kann ein Zugang über Eignungstests auch ein 
Mittel sein, um Individuen aus bestimmten Bildungsbereichen auszuschließen. 
Wichtig wäre dann, dass der Zugang nicht spezifische Formen des inkorporierten 
Kapitals (vgl. Bourdieu 1987), welches nur durch bestimmte Bildungswege erlangt 
wird, erfordert, sondern von allen Interessierten gleichermaßen erfolgreich be-
standen werden kann. 
Wenn man an Anrechnung denkt, sind es theoretisch gerade nicht allein die 
Zertifikate, sondern die in den einzelnen Bildungsgängen vermittelten Kompe-
tenzen, die verglichen werden. Dies gilt vor allem, wenn auch non-formale und 
informelle Kompetenzen wie Berufserfahrung bei der Bewertung miteinfließen 
und es sich somit nicht nur um pauschale Verfahren handelt. Über Anrechnung 
kann demnach mitunter ein rein kredentialistischer Blick eingegrenzt werden. 
Vor allem aber die Einführung von Strukturen, welche auf die heterogenen 
Bedürfnissen der Lernenden eingehen und das Ziel verfolgen, alle Lernenden zum 
Bildungserfolg zu führen, können Schließungsmechanismen, die Bildungsteilneh-
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mer_innen aus einem Bereich benachteiligen, außer Kraft gesetzt werden. So kön-
nen z.B. Informationsangebote herrschaftsbedingte Chancenungleichheiten, wie 
Informationsasymmetrien, ausgleichen. Auch die angepasste Lernorganisation 
und die Kultur in den Bildungsorganisationen spielen somit eine wichtige Rolle. 
Anhand des differenzierten Durchlässigkeitskonzepts wird demnach deutlich, 
dass es mehrere Stellschrauben gibt, um institutionelle Durchlässigkeit aus einer 
stärker konflikttheoretischen Perspektive zu gewährleisten oder zu erschweren. 
Aber nicht nur die Bildungssysteme an sich, sondern auch deren Wandel wer-
den aus den unterschiedlichen Perspektiven unterschiedlich erklärt (vgl. auch 
Graf 2013). So kann einerseits der Wandel von Bildungsstrukturen als funktionale 
Anpassung gesehen werden und somit die Notwendigkeit von Reformen im Vor-
dergrund stehen. In der stärker konflikttheoretischen institutionellen Perspektive 
wird andererseits dieser Funktionalismus dahingehend hinterfragt, inwiefern Ver-
änderungen der Bildungsstrukturen dazu beitragen, dass sowohl bestimmte Grup-
pen systematisch von Bildungschancen sowie gesellschaftlichen Positionen fern-
gehalten als auch bestehende Herrschaftsverhältnisse manifestiert werden. Zu-
gleich ist aus der institutionen- und konflikttheoretischen Sicht bedeutend, inwie-
fern bestehende Bildungsstrukturen weiterhin als legitim gelten bzw. deren Legi-
timität infrage gestellt wird. Vor dem Hintergrund konflikttheoretischer Theorien 
sozialer Ungleichheit ist fehlende Durchlässigkeit dann problematisch, wenn 
durch die Trennung von Bildungsbereichen bestimmte Gruppen systematisch 
von dem Erreichen von gesellschaftlich wertvollen Positionen ausgeschlossen 
werden. Ob und wie Durchlässigkeit umgesetzt wird, hängt damit eng damit zu-
sammen, inwiefern bestehende Herrschaftsverhältnisse verändert werden. 
Die vorliegende Arbeit versucht, diese konflikttheoretische und institutio-
nentheoretische Perspektive auf Bildung und Durchlässigkeit aufzunehmen, in-
dem die Perspektive des soziologischen Neoinstitutionalismus mit einer diskurs-
analytischen Forschungsperspektive verbunden wird. So werden in dieser Arbeit 
folgende Fragen untersucht: Wie wird argumentiert? Welche Schließungsprozesse 
und damit Barrieren zu Durchlässigkeit werden in den Diskursen sichtbar? Wer-
den Schließungsstrategien deutlich? Aber auch die Frage des Funktionalismus 
wird in dieser Arbeit aufgegriffen. Inwiefern spielen funktionalistische Argumen-
tationen eine Rolle? Wird die Funktion der Trennung von Berufs- und Hochschul-
bildung als notwendig angesehen oder infrage gestellt? Diese Fragen sollen in den 
Länderkapiteln nachgegangen werden. Nachfolgend soll allerdings beginnend der 




3 Theoretischer Rahmen zur Analyse 
institutionellen Wandels 
Das nun folgende Kapitel soll den theoretischen Rahmen, welcher die Analyse 
des institutionellen Wandels der nationalen Durchlässigkeitsstrukturen anleitet, 
darstellen. Im Zentrum des Buches stehen drei Fragenkomplexe, die alle institu-
tionelle Wandelprozesse sowie deren Ergebnisse untersuchen. Erstens wird er-
fragt, inwiefern seit 1990 in Deutschland und 1985 in Frankreich ein institutio-
neller Wandel von Durchlässigkeitsstrukturen festzustellen ist. Zweitens wird un-
tersucht, inwieweit diese nationalen Entwicklungen durch die europäischen Bil-
dungsprozesse Bologna und Kopenhagen beeinflusst worden sind. Und drittens 
wird erörtert, ob die nationalen Entwicklungen in Deutschland und Frankreich 
eine Annäherung ihrer institutionellen Durchlässigkeitsstrukturen und damit auch 
der Bildungssysteme zur Folge hatte. 
Durchlässigkeitsstrukturen von Bildungssystemen bestimmen die Bildungs- 
und Lebenschancen von Individuen eines Landes mit. Ihre Untersuchung ist in-
sofern ebenfalls aus Perspektive sozialer Ungleichheitsforschung wichtig. Ent-
sprechend einer stärker institutionen- und konflikttheoretischen Perspektive (vgl. 
Kapitel 2) wird in der vorliegenden Arbeit angenommen, dass institutioneller 
Wandel von Durchlässigkeitsstrukturen keine bloße funktionale Anpassung an 
Veränderungen darstellt, sondern auch Ausdruck ist von veränderten Machtver-
hältnissen in der Gesellschaft einerseits und veränderter Legitimität bestehender 
Institutionen andererseits. Die vorliegende Studie versucht, diese konflikt- und 
institutionentheoretische Perspektive auf Bildung und Durchlässigkeit aufzuneh-
men, indem die theoretischen Ansätze des Neoinstitutionalismus, vor allem des 
soziologischen aber auch historischen, mit dem der wissenssoziologischen Dis-
kursperspektive verbunden werden. Einerseits gilt es, mit dem soziologischen 
Neoinstitutionalismus zu untersuchen, inwiefern Institutionen im Hinblick auf 
Durchlässigkeit an Legitimität gewinnen oder verlieren und welche institutionel-
len Änderungen sich vollziehen. Andererseits werden mit der diskursanalytischen 
Forschungsperspektive die Konflikthaftigkeit, die mit institutionellem Wandel 
verbunden ist und damit auch die Frage der Veränderung von Herrschaftsverhält-
nissen in den Fokus gerückt. So schreibt Archer (1979), dass die Stabilität von 
Systemen, auch Bildungssystemen, durch die Interessen von herrschenden Grup-
pen der Gesellschaft erklärt werden können. 
Neither in principle nor in practice is there any factor or force which ultimately pre-
vents the appropriate decision-makers […] from deciding to alter the structure of 
those systems […]. In reality, however, structures distribute vested interests in their 
maintenance and it is the fact that groups do defend these which make patterns of 
interaction and change durable in the long run. (Archer 1979: 788-789) 
Das Kapitel ist in drei größere Abschnitte eingeteilt. Der erste dient der Klärung 
von zentralen Begriffen und Konzepten, welche die Grundlage der empirischen 
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Untersuchung bilden. Zweitens wird dargestellt, was unter institutionellem Wan-
del verstanden wird und wie es dazu kommt. Drittens soll gezeigt werden, warum 
sich die institutionelle Forschungsperspektive und die diskursanalytische ergän-
zen und nur durch ihre Kombination für diese Arbeit den passenden Rahmen 
aufbieten. 
3.1 Kernbegriffe und -konzepte 
Die Begriffe Institutionen und Diskurse werden in den Sozialwissenschaften häu-
fig und differierend verwendet. Aus diesem Grund werden die verwendeten De-
finitionen dieser zwei und weiterer Schlüsselbegriffe, welche diese Arbeit anleiten, 
nachfolgend dargelegt. Zudem soll die Konzeption der Begrifflichkeiten bereits 
erste Hinweise darauf geben, wie und warum die Verbindung neoinstitutioneller 
Theoriestränge mit einer wissenssoziologischen Diskursperspektive fruchtbar 
sein kann. In einem ersten Schritt wird daher das in dieser Arbeit verwendete 
Diskursverständnis dargestellt, wobei insbesondere auch die dem Diskursver-
ständnis innewohnende Verknüpfung von Macht und Diskurs erläutert wird. In 
einem zweiten Schritt wird der Institutionenbegriff erörtert, um anschließend dar-
zustellen, in welchem Verhältnis Diskurse und Institutionen zueinander stehen. 
Schließlich werden zentrale Begrifflichkeiten des soziologischen Neoinstitutiona-
lismus, welche für die Frage des Wandels der Durchlässigkeitsstrukturen relevant 
sind und das Verständnis von Institutionen, Organisationen und ihr Verhältnis 
zueinander erklären, erläutert. 
3.1.1 Diskursbegriff und Diskursanalyse 
Diskurs ist ein viel und unterschiedlich verwendeter Begriff.18 In der vorliegenden 
Arbeit verwende ich eine diskursanalytische Perspektive, welche stark auf den 
Überlegungen Foucaults aufbaut, jedoch an das Programm einer wissenssoziolo-
gischen Diskursanalyse anknüpft. Diese Verbindung ist möglich, da nach Keller 
(2008) und Bublitz (2001) diskurstheoretische und -analytische Perspektiven 
schon aufgrund ihrer Forschungsinteressen und Methoden in der Tradition der 
Wissenssoziologie verortet werden können. Besonders der von Foucault präzi-
sierte Diskursbegriff eignet sich dabei, um die konfliktbehaftete und machtdurch-
18  Keller et al. (2001) unterscheiden dabei die discourse analysis im Sinne der Gesprächs- und 
Konversationsanalyse, den Diskursbegriff der Diskursethik nach Habermas, den Diskursbegriff 
aus der Diskurstheorie in Anschluss an Saussure sowie den Diskursbegriff der kulturalistischen 
Diskursanalyse mit Fokus auf die die handlungstheoretische Grundlage bei der Konstruktion 
gesellschaftlicher Wissensordnungen. 
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setzte Hervorbringung von Wissen und dessen sozialen Dimensionen miteinan-
der zu verknüpfen (Bechmann 2007). Sein Ansatz trägt deutlich wissenssoziolo-
gische Züge und nimmt insbesondere die gesellschaftlichen Machtprozesse in die 
Analyse auf, verortet die Konstruktion von Wissen nicht mehr auf der Mikroana-
lyse – wie die klassischen wissenssoziologischen Arbeiten z.B. von Berger und 
Luckmann (2007) –, sondern betrachtet vor allem die machtvollen institutionellen 
Mechanismen der Wissenszirkulation. Ebenjene machtvollen Prozesse werden in 
dieser Arbeit im Fokus stehen. 
Foucault definiert Diskurse als „Praktiken, die systematisch die Gegenstände 
bilden, von denen sie sprechen“ (Foucault 1981: 74). Diese kollektiven Praktiken 
der Wissensproduktion sind dabei in den jeweiligen historischen und gesellschaft-
lichen Kontext situiert und erzeugen, reproduzieren und transformieren Welt- 
und Wirklichkeitsordnungen, stellen zum einen Wissen auf Dauer und tragen aber 
auch zur Transformation und Auflösung institutionalisierter Deutungen bei 
(Keller 2006: 131). Wandel ist diesem Verständnis von Diskurs somit inhärent. 
Dabei unterscheiden sich Diskurse durch die Regeln voneinander, welche sie be-
folgen und nicht durch den unterschiedlichen Gegenstand, der thematisiert und 
konstruiert wird. In dem Sinne bilden Diskurse verschiedene „perspektivische 
Sichtweisen des Gegenstands“ (Bublitz 2006: 258). Der Diskursbegriff von 
Foucault entwickelte sich während seines Werkes weiter, kann aber nicht als ein-
heitliche Theorie gefasst werden. Der Diskursbegriff steht jedoch immer verbun-
den mit seinen Ausführungen zur Archäologie (vgl. Klemm/Glasze 2004). Eine 
Diskursanalyse im Sinne der Archäologie meint entsprechend der obigen Diskurs-
definitionen „die Rekonstruktion der Erzeugungsmuster gesellschaftlicher Wis-
sensformationen, die als Abfolge von ‚Regimen des Sagbaren‘“ definiert werden 
können (vgl. Keller 2008: 128, Hervorhebung im Original). 
Diskurse treten in Erscheinung in Form von Aussageereignissen. Dabei wird 
unterschieden zwischen Äußerung und der Aussage. Während erstere ein einma-
liges Ereignis darstellt und Fragmente von Diskursen beinhaltet, enthalten Aus-
sagen bereits das typische für den Diskurs. Die gleiche Aussage kann dabei in 
mehreren Äußerungen produziert werden (Keller 2008: 236). Das Verhältnis von 
Aussageereignissen und Diskurs beschreibt Keller (2008) in Anlehnung an 
Giddens folgendermaßen: 
Das Verhältnis von Diskurs und diskursivem Ereignis entspricht dem Verhältnis von 
Struktur bzw. Strukturierung und einzelner Handlung (Praktik). Aus der Handlung 
entsteht die Struktur, aus der Struktur im Prozess der Strukturierung die Handlung. 
Ohne Aussageereignisse gibt es keine Diskurse; ohne Diskurse können Aussageereig-
nisse nicht verstanden, typisiert und interpretiert werden. Dieses Verhältnis von Dis-
kurs und diskursivem Ereignis bildet die Dualität von Struktur. (Keller 2008: 205) 
Somit kann der „Zusammenhang zwischen einzelnem diskursiven Ereignis und 
Gesamtdiskurs […] als aktualisierende Reproduktion oder Transformation einer 
Diskursstruktur verstanden werden, die nur in dieser Aktualisierung realisiert 
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wird“ (Keller 2008: 206). Dabei stehen bei Foucault Macht und Diskurs in einem 
unzertrennlichen Verhältnis zueinander. 
Weil Diskurse konsequent in ihrer wirklichkeitsschaffenden Macht in den Blick ge-
nommen werden, geht es der diskursanalytischen Perspektive konkret immer auch 
um Wissens-(-an-)ordnungen (um vorherrschende Bedeutungen, Sinngehalte, Deu-
tungsmuster, ihre Wirkungsbedingungen und Folgen), die durch institutionalisierte 
diskursive Praktiken im Sinne von Wissenspolitiken hergestellt, durchgesetzt, stabili-
siert, verändert oder umgestürzt werden. Weil es in diesem Sinne um Wissenspolitiken 
als Wahrheitspolitiken geht, sind Diskursanalysen immer auch Machtanalysen. (Bühr-
mann/Schneider 2007: Abs. 12) 
Zusammenfassend sind Diskurse „geregelte Praktiken der Deutungsproduktion 
und Wirklichkeitskonstruktion“ (Keller 2006: 125). Sie produzieren Wahrheiten 
– nicht basierend auf dem Modus des Verstehens oder besseren Arguments –, 
sondern auf Ordnungs- und Distributionsstrukturen fußend, die Sinn als ihren 
Effekt hervorbringen. Die diskursive Praxis kann so als ein „Wahr-Sprechen“ 
(dire-vrai) bezeichnet werden (Bührmann/Schneider 2007: Abs. 1). 
Anschließend an dieses Verständnis von Diskurs soll die Diskursanalyse 
demzufolge die Prozesse der sozialen Konstruktion, Kommunikation sowie Le-
gitimation von Deutungs- und Handlungsweisen auf der Ebene von institutionel-
len Feldern, Organisationen, sozialen Kollektiven und Akteuren analysieren, re-
konstruieren und die gesellschaftlichen Wirkungen aufzeigen (vgl. Keller 2006, 
2007b). Es geht also um „die Erschließung von übersituativen Sinnfiguren und deren situ-
ativen und strukturellen Bestandsbedingungen, die insbesondere in Machtverhältnissen 
gesehen werden“ (Traue et al. 2014: 495, Hervorhebung im Original). 
In der vorliegenden Arbeit wird eine entsprechende diskusanalytische Per-
spektive eingenommen. Untersucht werden die Veränderungen in den Diskursen 
und damit auch der Wissensordnungen zur Durchlässigkeit zwischen Berufs- und 
Hochschulbildung in Deutschland und Frankreich. 
3.1.2 Diskurs und Macht 
Im Werk Foucaults kamen neben der Frage der Archäologie immer stärker Über-
legungen zu den spezifischen Machtwirkungen der Diskurse hinzu. Diese lassen 
sich im Konzept der Genealogie wiederfinden (vgl. Klemm/Glasze 2004). Eine 
Diskursanalyse im Sinne der Genealogie untersucht die Entstehung von Diskur-
sen unter Betrachtung sich ändernder Machtkonstellationen sowie Machtspiele 
und analysiert „Diskurse als Wirkungen von Machtpraktiken“ (Bublitz 2006: 259). 
„Denn der Diskurs […] ist die Macht, deren man sich zu bemächtigen sucht“ 
(Foucault 2007: 11). In diesem Abschnitt steht das bereits angesprochene Ver-
hältnis von Diskurs und Macht im Blickpunkt, da dieses speziell eine Stärke des 
Diskursansatzes nach Foucault ausmacht und anknüpft an die Perspektive der 
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Konflikttheorien (vgl. Kapitel 2), welche die Bedeutung von Herrschaftsverhält-
nissen für die Ausgestaltung von gesellschaftlichen Ungleichheitsstrukturen beto-
nen. 
Wie definiert Foucault Macht? Was soll unter Macht verstanden werden? 
Unter Macht, scheint mir, ist zunächst zu verstehen: die Vielfältigkeit von Kräftever-
hältnissen, welche ein Gebiet bevölkern und organisieren; das Spiel, das in unaufhör-
lichen Kämpfen und Auseinandersetzungen diese Kräfteverhältnisse verwandelt, ver-
stärkt, verkehrt; die Stützen, die diese Kraftverhältnisse aneinander finden, indem sie 
sich zu Systemen verketten – oder die Verschiebungen und Widersprüche, die sie 
gegeneinander isolieren; und schließlich die Strategien, in denen sie zur Wirkung ge-
langen und deren große Linien und institutionelle Kristallisierungen sich in den Staats-
apparaten, in der Gesetzgebung und in den gesellschaftlichen Hegemonien verkör-
pern. (Foucault 2003: 93) 
Macht wird also definiert als Kräfteverhältnisse. Dabei ist Macht nicht singulär 
und geht nicht von einer bestimmten Gruppe aus, sondern ist plural zu verstehen 
– es gibt viele Kräfteverhältnisse in der Gesellschaft, in der Familie, in der Schule 
in den Betrieben etc. 
Die Macht ist nicht eine Institution, ist nicht eine Struktur, ist nicht eine Mächtigkeit 
einiger Mächtiger. Die Macht ist der Name, den man einer komplexen strategischen 
Situation in einer Gesellschaft gibt (Foucault 2003: 94). 
Macht ist dabei auch nicht etwas Definitives – sie ist vielmehr eine Möglichkeit, 
auf das Handeln anderer einzuwirken (Lemke 2008: 41). Eine Machtbeziehung 
besteht also ab dem Moment, wenn A das Handeln von B beeinflusst, unabhängig 
ob das im Einverständnis mit B war oder gegen seinen Willen geschieht (vgl. auch 
Definition von Weber (1972: 28). Insofern ist Macht bei Foucault allgegenwärtig 
(Lemke 2008). Diese omnipräsenten strategischen Beziehungen sind prinzipiell 
veränderbar. Jedoch räumt Foucault ein, dass es Herrschaftszustände gibt, in wel-
chen Macht institutionalisiert wird durch ökonomische, politische oder militäri-
sche Mittel – und die in starre Machtbeziehungen münden: In dem Fall sind Herr-
schaftszustände ein Extrempunkt von Machtbeziehungen, in dem es einer gesell-
schaftlichen Gruppe möglich war „das Feld der Machtbeziehungen zu blockieren 
und eine dauerhafte Asymmetrie zu etablieren“ (Lemke 2008: 42). In Demokra-
tien, wie in den Untersuchungsländern Deutschland und Frankreich, sollte hinge-
gen eher die Möglichkeit existent sein, bestehende Machtverhältnisse zu ändern. 
Macht und Wissen sind zwei Dimensionen des Diskurses, welche in enger 
Beziehung zueinander stehen. Wissen kann sich nicht unter neutralen Gegeben-
heiten entfalten. Bublitz (2001) beschreibt sie als gegenseitige Zwangswirkungen, 
denn wenn etwas als Wissenselement in Diskursen auftritt – ist es Teil eines 
Machtsystems spezifischer Zwänge. Machtmechanismen allerdings sind wiede-
rum begründet in Wissenssystemen. 
Tatsächlich ist jeder Punkt der Machtausübung zur gleichen Zeit ein Ort der Wissens-
bildung. Und umgekehrt erlaubt und sichert jedes etablierte Wissen die Ausübung 
einer Macht. (Foucault 1976: 118) 
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Wissen bedeutet Macht und Macht bringt Wissen hervor (Lederle 2008: 127). Es 
gibt demnach keine Machtbeziehungen ohne dazugehöriges Wissensfeld. Die 
Machtwirkung von Diskursen besteht dann darin, dass sie die Ordnung der 
Dinge, die Wissensordnung, herstellen. Die Kräfteverhältnisse, welche diese Ord-
nung hervorbringen, lassen sich insofern analysieren, als dass sich die eigentlich 
instabilen Macht-Wissens-Systeme verfestigen können und sich durch Wiederho-
lung kristallisieren und zwar in akzeptierte Praktiken, Routinen, Selbstverständ-
lichkeiten, Normen oder Regeln, kurz in Institutionen. 
Wichtig ist in diesem Zusammenhang, dass Foucault Macht und Widerstand 
als zusammengehörig begreift. Widerstände entstehen aus der inneren Inkonsis-
tenz der Macht. So konstituieren beide ein zirkuläres Verhältnis. Damit gibt es 
quasi keinen Ort außerhalb von Macht. Eine Umkehrung von Machtverhältnissen 
ist aber als generell möglich gedacht (vgl. Bublitz 2001). Insofern zielt die Macht 
stets darauf, gefährliche Kräfte des Diskurses zu kontrollieren. Diese Prozeduren 
der Gesellschaft zur Kontrolle des Diskurses benennt Foucault in seiner Vorle-
sung zur Ordnung des Diskurses; es sind Verbote, der Ausschluss, die Tabuisie-
rung, Ritualisierung von Redesituationen, die Grenzziehung zwischen Vernunft 
und Wahnsinn, Wahrem und Falschen (Foucault 2007). 
Zusammenfassend lässt sich sagen, dass Diskurse Wissen als Effekt hervor-
bringen und konstruieren damit die gesellschaftliche Wirklichkeit. Diese Kon-
struktion ist immer mit einer historisch situierten Machtkonstellation verbunden. 
Die gesellschaftlichen Wissensvorräte müssen in dieser Hinsicht konzipiert wer-
den als sich in ständiger Bewegung befindend und als untereinander in Konkur-
renzbeziehungen stehend. Es gibt nicht nur eine Deutung der Wirklichkeit. Macht 
und Interessen konkreter Personengruppen entscheiden, welche konkurrierenden 
Deutungen Geltung erlangen und sich in Institutionen kristallisieren. In Diskur-
sen produzieren somit institutionell-organisatorisch bestimmbare Akteure we-
sentliche Elemente symbolischer Ordnungen einer Gesellschaft und damit ihr 
Verständnis der Wirklichkeit. Diese Produktion und Vermittlung von Deutungs-
angeboten ist immer konfliktbehaftet (vgl. Schwap-Trapp 2001). Konflikthaf-
tigkeit besteht, weil die Deutungen Vorgaben für politische und soziale Hand-
lungszusammenhänge produzieren und darüber entscheiden, wie sie wahrgenom-
men und bewertet werden. Sie legitimieren soziales und politisches Handeln, aber 
auch Institutionen, indem sie sagen, was ‚gut‘ und ‚böse‘ ist. 
Aus dieser Perspektive der Konflikthaftigkeit erscheint Geschichte demge-
mäß als eine permanente Konfrontation von Kräften, als Aneinanderreihung von 
Machtkämpfen verbunden mit Niederlagen, Siegen und Überwältigungen (vgl. 
Fink-Eitel 1990). Dabei müssen die Ereignisse, welche zu Wandel führen, nicht 
notwendigerweise spektakulär sein. 
Die großen Veränderungen kommen auf Taubenfüßen. Es sind Wendepunkte, Ver-
schiebungen und Unterbrechungen, in denen unvermerkt Bedeutungen wechseln, 
Machtbeziehungen kippen, Kräfteverhältnisse umschlagen. (Konersmann 2007: 84) 
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Für die Frage des Wandels nationaler Durchlässigkeitsstrukturen wird dann an-
hand der diskursanalytischen Perspektive zu untersuchen sein, inwiefern sich die 
Diskurse und ihre Strukturierungen im Lauf der Zeit ändern? Wie wird Durchläs-
sigkeit diskursiv konstruiert? Welche konkurrierenden Deutungsangebote gibt es? 
Inwiefern setzen sich bestimmte Deutungsangebote über Durchlässigkeit im Lauf 
der Zeit durch? Durch diese Analyse können insofern auch Aussagen über die 
Kräfteverhältnisse zwischen Diskursen und zugehörigen Akteursgruppen ge-
macht werden. 
Wenn Diskurse nun als geregelte Praktiken der Deutungsproduktion und 
Wirklichkeitskonstruktion verstanden werden, welche Rolle spielen dann Institu-
tionen bzw. in welchem Verhältnis stehen Diskurse und Institutionen? Bevor 
diese Fragen beantwortet werden, soll zuerst der verwendete Institutionenbegriff 
vorgestellt werden. 
3.1.3 Institutionen 
Es gibt eine große Anzahl von Definitionen, was Institutionen sind (vgl. Csigó 
2006: 63; Powell 2011: 39) – auch innerhalb des Theoriestrangs des soziologi-
schen Neoinstitutionalismus19. Diese Arbeit übernimmt die umfassende Institu-
tionendefinition von Scott (2008: 48), der seinerseits seine Konzeption an die Ar-
beiten von Powell und DiMaggio (z.B. 1991) anlehnt. 
Institutions are social structures that have attained a high degree of resilience.  
(Scott 2001: 48) 
Institutions are compromised of regulative, normative and cultural-cognitive ele-
ments that, together with associated activities and resources, provide stability and 
meaning to social life. (Scott 2008: 48) 
Institutionen verringern demgemäß Unsicherheit in menschlichen Beziehungen 
und spezifizieren die Grenzen legitimen Handelns. Insofern steht im Zentrum 
des neoinstitutionalistischen Paradigmas das Konzept von eingeschränkter Wahl-
freiheit, von „choice within constraints“ (Nee 2001: 9). Die drei Dimensionen 
von Institutionen (kulturell-kognitive, normative und regulative) formen dabei ein 
Kontinuum zwischen Unbewusstem und Bewusstem – den alltäglichen Selbstver-
ständlichkeiten und dem Verordneten (Walgenbach/Meyer 2008: 57). 
Regulative Elemente von Institutionen generieren nach Scott (2008) Hand-
lungen bzw. Handlungsbeschränkungen durch festgelegte Regeln in der Gesell-
schaft und werden über Zwang durchgesetzt (vgl. auch DiMaggio/Powell 1983). 
Diese Ebene ist diejenige, die in den meisten Institutionstheorien mit dem Phä-
nomen Institution assoziiert wird. Die Verhaltensregulierung erfolgt über for-
19  Der soziologische Neoinstitutionalismus wird auch als organisationssoziologischer 
Neoinstitutionalismus bezeichnet. 
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melle Regelungen wie Gesetze und informelle Regelungen wie Traditionen. Indi-
katoren für diese Ebene sind demnach Regeln, Gesetze und Sanktionen, wobei 
über letztere die Einhaltung der Regeln sichergestellt werden (vgl. Scott 2008: 
52ff.). In Bezug auf die Entwicklung von Durchlässigkeitsstrukturen wäre dem-
nach zu untersuchen, welche Veränderungen durch Zwangsmechanismen wie na-
tionale Gesetze zustande kommen. Wird Durchlässigkeit zwischen Berufs- und 
Hochschulbildung gesetzlich geregelt? In welchen Aspekten von Durchlässigkeit? 
Gibt es Regelungen zum Zugang oder zur Anrechnung vorgängigen Wissens? 
Welche gesetzlichen Festlegungen gibt es hinsichtlich der Zuständigkeiten der 
Akteure im Bildungssystem und der Finanzierung. All dies sind Elemente der re-
gulativen Dimension. 
Normative Elemente definieren Rollen sowie Erwartungen und sind Spezifi-
zierungen, wie Dinge gehandhabt werden sollten. Sie umfassen somit auch die 
Bewertung der Angemessenheit (vgl. March/Olsen 1989), von gut und schlecht. 
Die normative Dimension basiert auf Normen, Werten und Standards und setzt 
sich über den Mechanismus von (moralischer) Verpflichtung durch. Das bedeu-
tet, Akteure entscheiden sich aufgrund ihrer Wahrnehmung, ihrer sozialen Rolle 
und des Wissens, welches Verhalten mit diesen Rollen in spezifischen Situationen 
verbunden ist (Scott 2008: 55). Auf der normativen Dimension ist zudem festge-
legt, wie das als richtig und gut befundene, erreicht werden soll (Scott 2008: 56). 
Wenn die normative Ebene analysiert wird, stehen die Praxen der Akteure und 
die vorherrschenden Standards im Vordergrund. Die Analyse erfolgt hier am 
ehesten auf Organisationsebene. Um die normative Dimension von Durchlässig-
keit dementsprechend zu untersuchen, könnten bestehende professionelle Stan-
dards in Organisationen auf ihre durchlässigkeitsfördernden Wirkungen geprüft 
werden. Zu untersuchen wären auch die Curricula (vgl. Powell/Solga 2008) oder 
Best-Practice-Anleitungen, z.B. wie mit der Heterogenität von Studierenden um-
gegangen werden soll. Auch die Definition von Zielgruppen für Bildungsbereiche 
sind Elemente der normativen Dimension, da durch solche Definition entschie-
den wird, wer ein_e angemessene_r Bildungsteilnehmer_in ist und wer nicht. 
Die kulturell-kognitiven Elemente beziehen sich darauf, wie die empirische 
Wirklichkeit erfahren wird. Insofern sollen kulturell-kognitive Elemente von In-
stitutionen als die sozial vermittelte Konstruktion einer gemeinsamen Konzeption 
von der Beschaffenheit der Wirklichkeit „the shared conceptions that constitute 
the nature of social reality and the frames through which meaning is made“ (Scott 
2008: 57) verstanden werden. Kognitive Elemente können dabei als Basis für die 
anderen beiden Dimensionen gesehen werden, denn auch diese besitzen kogni-
tive Aspekte – Wissen ist gemäß Berger und Luckmann (2007: 117) der Wert-
komponente inhärent. 
Im soziologischen (Neo-)Institutionalismus ist die Einführung dieser kogni-
tiven Dimension die zentrale Kategorie, welche diese Ansätze insbesondere von 
denen des älteren soziologischen Institutionalismus (z.B. Werke von Parsons), 
welcher den Fokus auf die normative Dimension legt, trennt (Scott 2008). Diese 
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Ebene umfasst symbolische und kulturelle Ansätze, welche die institutionelle Prä-
gung von Akteuren, ihre Wahrnehmungen, Interpretationen und Situationsdefi-
nitionen betonen, aus der die Selbstverständlichkeit organisationaler Praktiken 
und Formen resultiert. 
So beschreibt Zucker (1983: 25) den Prozess der Institutionalisierung als ei-
nen „fundamentally cognitive process“. Kognitionen werden im soziologischen 
Institutionalismus als Regeln, Rahmen, Schemata oder Skripte verstanden und 
bezeichnen die differenten Formen von Wissen. Dabei ist dieses Wissen erstens 
durch seine Selbstverständlichkeit als ‚taken for granted‘ gekennzeichnet. Zwei-
tens wird Wissen aus einer konstruktivistischen Perspektive heraus als Realität 
erzeugend verstanden (Klatetzki 2006). Wenn soziale Realität in sozialen Interak-
tionen entsteht, müssen somit auch die kognitiven Dimensionen untersucht wer-
den, um zu verstehen „which actions are produced, repeated, and come to evoke 
stable, similar meanings in self and other“ (Scott 2008: 16). Schließlich hat Wissen 
einen externen Charakter, d.h., es ist überindividuell „in den sozialen Beziehungen 
zwischen Individuen und kulturellen Artefakten außerhalb des Individuums ver-
ortet“ (Klatetzki 2006: 54). 
Es handelt sich also bei der kulturell-kognitiven Dimension von Institutionen 
um geteilte Vorstellungen der sozialen Wirklichkeit, Glaubens- bzw. Bedeutungs-
systeme – die über den Mechanismus der Selbstverständlichkeit ihre Wirkung ent-
falten. 
Was ein Akteur wahrnimmt, wie er/sie diese Wahrnehmungen interpretiert und wie 
er/sie damit umgeht, wird wesentlich von seinen/ihren kognitiven Repräsentationen 
der Umwelt beeinflusst. (Walgenbach/Meyer 2008: 60) 
Um die kulturelle-kognitive Dimension der Durchlässigkeitsstrukturen zu unter-
suchen, muss primär herausgearbeitet werden, was unter Durchlässigkeit verstan-
den wird und inwiefern sich dieses Verständnis von Durchlässigkeit verändert hat 
und warum? Wie wird z.B. die Notwendigkeit von Durchlässigkeit begründet? 
Warum wird Durchlässigkeit prinzipiell thematisiert? Dazu gehört auch die Ana-
lyse der gesellschaftlichen Interpretation, was Berufs- und Hochschulbildung in 
der Gesellschaft sind und welche Aufgaben sie zu erfüllen haben. 
Es bleibt anzumerken, dass die Unterteilung zwischen den Dimensionen eine 
analytische ist, und dass insbesondere die Übergänge zwischen normativer und 
kulturell-kognitiver Dimension fließend sind (Berger/Luckmann 2007: 117). 
Am Beispiel einer roten Ampel im Straßenverkehr sollen die unterschiedli-
chen Dimensionen und ihr Einfluss auf das Handeln von Institutionen dargestellt 
werden. Im Straßenverkehrsgesetz ist geregelt, dass man nicht bei Rot über die 
Ampel gehen darf. Wenn man erwischt wird, wird das Nichtbefolgen dieser Regel 
sanktioniert, z.B. mit einem Bußgeld. Die Handlungsregel, bei Rot stehen zu blei-
ben, hat demnach eine klar regulative Komponente. Will man nun doch, auch auf 
die Gefahr einer Sanktion hin, über eine rote Ampel gehen, weil man es eilig hat 
und gerade kein Auto kommt, so existiert die Norm zu schauen, ob man erstens 
niemanden gefährdet und ob zweitens nicht ein Kind mit an der Ampel steht. Ist 
78 
letzteres der Fall, besagt die gesellschaftliche Norm, dass man kein schlechtes 
Vorbild für ein Kind sein sollte und wartet, bis die Ampel grün wird. Die Hand-
lungsregel wird somit durch normative institutionelle Dimension unterstützt. Auf 
der kulturell-kognitiven Ebene ist das Konzept Ampel selbst angesiedelt, d.h., 
man muss erst ein Verständnis bzw. Wissen haben, was eine Ampel ist und wie 
sie funktioniert. Dabei ist dieses Wissen stark kulturell bedingt. Individuen aus 
Gesellschaften, welche keine Ampeln kennen, müssen sich erst mit dem Konzept, 
der Idee Ampel, vertraut machen und dieses inkorporieren, bevor sie entspre-
chend angemessen handeln können. 
Die analytische Unterscheidung in die drei Säulen begründet Scott (2008: 51) 
damit, dass die Annahme, sämtliche Institutionen würden von allen drei Säulen 
gleichermaßen getragen werden, wenig sinnvoll erscheint. Dies würde nur zu ei-
ner Überdeterminierung von Handlungsweisen und -strukturen führen. Um so-
mit Unterschiede zwischen Institutionen analysieren zu können, erscheint die 
Differenzierung in drei Ebenen vorteilig. Zudem weist Scott daraufhin, dass die 
drei Säulen miteinander verwoben sind, dies aber nicht sein müssen, sondern so-
gar Widersprüche zwischen ihnen bestehen können. Anhand eines Beispiels soll 
dies verdeutlicht werden. 
Regulativ kann so z.B. Durchlässigkeit durch ein Gesetz, das Anrechnung in 
Bildungsorganisationen ermöglicht, gefördert werden. Die Konsequenz wäre, 
dass Universitäten z.B. Standards einrichten müssen, die festhalten, wie in be-
ruflicher Ausbildung erlernte Kompetenzen im Studium anzuerkennen sind. 
Wenn nun aber in den Selbstverständlichkeiten der Gesellschaft dieser Wandel, 
die Anerkennung von vorgängig Gelerntem in anderen Bildungsbereichen, nicht 
ebenso vollzogen wird, so wird es sich schwierig gestalten, faire Standards der 
Anerkennung zu entwickeln. Das deutsche ANKOM-Projekt (Anrechnung be-
ruflicher Kompetenzen auf Hochschulstudiengänge) ist ein Pilotprojekt, welches 
mit einzelnen Universitäten und Ausbildungsgängen die praktische Möglichkeit 
der Anrechnung von Kompetenzen untersucht. Es wurde festgestellt, dass An-
rechnung möglich ist, aber schwierig, da vor allem von der akademischen Seite 
das Vertrauen in die Qualität von Berufsbildung vermittelter Kompetenzen fehlt 
(vgl. Buhr et al. 2008). Das heißt, selbst wenn es in einer institutionellen Dimen-
sion entsprechende Änderungen gibt, bedeutet es nicht, dass dies auch auf den 
anderen der Fall sein muss. Natürlich kann festgehalten werden, dass offensicht-
lich im Verständnis der Expert_innen, welche die neue Regelung erlassen haben, 
Anrechnung bereits verankert ist. Dies muss aber nicht für andere gesellschaftli-
che Gruppen gelten, die letztlich mitentscheidend für die Umsetzung von An-
rechnung sind. 
Zusammenfassend bleibt zu sagen, dass die drei Säulen somit analytisch un-
terscheidbare Elemente sind, aber keine Typen von Institutionen definieren sol-
len. Empirisch vorfindbare Institutionen werden sich vielmehr aus allen drei Ele-
menten unterschiedlich stark gewichtet konstituieren. Institutionen sind im Sinne 
Scotts (2008) keine externe Handlungsbeschränkung. Sie konstituieren vielmehr 
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soziale Identitäten von Akteuren, Interessen und Rationalitätskriterien. Indivi-
duen übernehmen dann mit ihrer sozialen Identität eine bestimmte Perspektive 
auf die Welt. An dieser Stelle machen Walgenbach und Meyer (2008: 61) deutlich, 
dass insbesondere die kognitive Ebene dazu verleitet, Akteure passiv, übersozia-
lisiert und mit einem zu geringen Handlungsspielraum zu konzeptionalisieren, 
was zahlreich kritisiert wurde (vgl. z.B  Powell 1991; Scott 2008)20. 
3.1.4 Diskurs und Institutionen 
Das Verhältnis von Diskursen und Institutionen wird von Foucault als gegensei-
tiger Ermöglichungszusammenhang dargestellt. Diaz-Bone (2002: 88) fasst es wie 
folgt zusammen: „Diskurse werden von Institutionen angereizt und Institutionen 
ermöglichen Diskursen die Entfaltung und Machtwirkung.“ 
Auch wenn Foucault in seinem Werk einen eher begrenzten Institutionenbe-
griff verwendet (Lederle 2008), so ist doch allein die Betonung von Diskursen als 
Wissen erzeugend, eng mit dem neoinstitutionalistischen Institutionsbegriffs ver-
bunden. Wissen erhält zum einen nur in Form des Diskurses soziale Relevanz, 
zum anderen müssen Institutionen kognitiv repräsentiert sein, um wirksam zu 
werden. Auch Keller (2006) betont, dass die diskurstheoretische und diskursana-
lytische Perspektiven schon aufgrund ihrer Forschungsinteressen und Methoden 
in der Tradition der Wissenssoziologie verortet werden können. Die Ansätze ver-
bindet folgende Grundannahme: 
Alles, was wir wahrnehmen, erfahren, spüren, auch die Art, wie wir handeln, ist über 
sozial konstruiertes, typisiertes, in unterschiedlichen Graden als legitim anerkanntes 
und objektiviertes Wissen vermittelt. Dieses Wissen ist nicht auf ein ‚angeborenes‘ 
kognitives Kategoriensystem rückführbar, sondern auf gesellschaftlich hergestellte 
symbolische Systeme. (Keller 2006: 115) 
Die Anschlussfähigkeit der Diskursanalyse an den soziologischen Neoinstitutio-
nalismus ist gegeben, denn auch dieser beruht in seinen Wurzeln auf der Wissens-
soziologie (vgl. Hasse/Krücken 2005; Scott 2008). So verortet sich gemäß Keller 
(2008: 67) überdies einer der prominentesten Vertreter des soziologischen Insti-
tutionalismus, John Meyer (1992), in dieser Tradition.21 Wissen stellt damit in bei-
den Ansätzen einen Brückenbegriff dar. 
In der wissenssoziologischen Diskursanalyse werden Institutionen und Dis-
kurse nahezu gleichgesetzt. Die Diskursanalyse begreift dann Institutionen „im 
20  Diese Kritik wird zu einem späteren Zeitpunkt nochmal aufgenommen. 
21  Diskussionen der Grundlegung des Neo-Institutionalismus in der Wissenssoziologie von Berger 
und Luckmann finden sich gemäß Keller (2008: 67) u.a. auch bei Dobbin (1994), Thomas et al. 
(1987) sowie DiMaggio und Powell (1991). Zusätzlich betonen Meyer und Jepperson (2000: 102) 
die Nähe zu Foucault’s Arbeiten, der ebenfalls davon ausgeht, dass das Handeln von 
institutionellen Strukturen bedint wird. 
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Sinne des interpretativen Paradigmas der Soziologie als umstrittene, vorüberge-
hend kristallisierte symbolische Strukturen der Ordnung von Welt, die das indivi-
duelle Handeln zugleich ermöglichen und beschränken“ (Keller 2008: 11). Dis-
kurse sind abgrenzbare übersituative Zusammenhänge und Äußerungsformen so-
wie Inhalte, welche unterschiedlich stark institutionalisiert sind. Sie werden in spe-
zifischen Praktiken produziert, reproduziert und transformiert. So beschreibt Le-
derle (2008: 134) die Beziehung folgendermaßen: „Institutionen sind geronnene 
Diskurse“. Jedoch führen nicht alle Diskurse zu Institutionen, auch wenn Insti-
tutionen als Ergebnisse von Diskursen verstanden werden können (vgl. Philips et 
al. 2004). Diskurse bringen verschiedenste Ergebnisse vor, die aber nicht notwen-
dig die Steuerungsfunktion von Institutionen besitzen. So kann in dieser Arbeit 
herausgearbeitet werden, wie die durch Europäisierungsprozesse induzierten Dis-
kurse unterschiedlich in Deutschland und Frankreich auf die institutionellen 
Durchlässigkeitsstrukturen wirken. 
Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass Institutionen durch Diskurse er-
zeugt und legitimiert werden, sie setzen Diskurse voraus und sie werden durch sie 
aufrechterhalten oder gewandelt. Zum anderen sind es aber auch Institutionen, 
die gleichsam Diskurse beschränken können. 
Setzt man nun diesen Institutionenbegriff in Relation zu dem Begriff der 
Wissensordnung, die durch Diskurse konstruiert werden, wird deutlich, dass Wis-
sensordnung weit mehr umfasst als Institutionen, so z.B. auch die Praktiken. 
Diaz-Bone (2003) betont, dass mit der Theorie von Foucault die Wissensordnung 
nicht mehr direkt an den Individuen haftet: 
[…]anstatt sich in den ‚Köpfen der Subjekte‘ zu befinden, stellt das Wissen eine 
Denkordnung in einem sozialen Feld dar. Es ist nicht die Denktätigkeit von Spre-
chern, die die Bedeutung und die Ordnung des Wissens hervorbringt. Es ist die dis-
kursive Praxis innerhalb eines Feldes, die für FOUCAULT die sinnhervorbringende 
überindividuelle Praxis darstellt. (Diaz-Bone 2003, Abs. 6, Hervorhebung im 
Original) 
Die Nutzung des Institutionenbegriffs bietet somit eine praktikable Eingrenzung 
und Systematisierung des Untersuchungsgegenstandes an. So kann anhand von 
Veränderungen der drei Dimensionen nach Scott Institutionenwandel beschrie-
ben werden. Wie sich diese Institutionen allerdings ändern können, wird mithilfe 
der diskurstheoretischen Perspektive offenbar und als Prozess rekonstruierbar. 
Dies gilt vor allem für die Ideen-Ebene, die kulturell-kognitive Ebene, da diese 
insbesondere im Diskurs als Wissen konstruierender Prozess erschließbar wird. 
3.1.5 Organisation und Organisationsfeld 
Da in der vorliegenden Studie die institutionellen Veränderungen der Durchläs-
sigkeitsstrukturen zwischen Berufs- und Hochschulbildung untersucht werden, 
sind Organisationen und Organisationsfelder zwei zentrale Begriffe, welche es zu 
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definieren gilt. Denn es sind die verschiedenen Organisationen und ihre Umwel-
ten, die als Organisationsfeld beschrieben werden können, zusammen mit den 
darin vorherrschenden Institutionen, die ein Bildungssystem ausmachen. 
Die Unterscheidung zwischen Organisation und Institution ist insbesondere 
im soziologischen Neoinstitutionalismus nicht trivial, da beide Strukturierungsas-
pekte aufweisen (Bluhm 2005: 267). So wird kritisiert, dass zum Teil überhaupt 
keine Unterscheidung mehr zwischen Organisationen in Institutionen gemacht 
wird (vgl. Bluhm 2005). In dieser Arbeit sollen Organisationen als in institutio-
nelle Umwelten eingebettet verstanden werden – d.h., dass das Handeln der Or-
ganisationen, welche als Akteure wahrgenommen werden bzw. das ihrer Mitglie-
der von Institutionen angeleitet wird. 
Organisation ist ein Begriff, der von vielen Soziolog_innen genutzt wurde. 
Nach Jansen (2006: 2) ähneln sich die Definitionen von Organisation in drei As-
pekten: Organisationen sind soziale Gebilde, sie haben ein gemeinsames meist 
kodifiziertes Ziel und dieses verfolgen sie mithilfe ihrer Mitglieder. Mitgliedschaf-
ten in Organisationen sind oft reguliert, so dass zwischen Mitgliedern und Nicht-
mitgliedern unterschieden wird. Schließlich weisen Organisationen eine formale 
meist hierarchische Struktur auf und funktionieren über sozial konstruierte Rou-
tinen, welche das Handeln der Mitglieder anleiten (Hannan/Carroll 1995). Orga-
nisationen in dieser Arbeit sind dann z.B. sowohl die Bildungseinrichtungen, d.h. 
die Hochschulen, die Berufsschulen, die Betriebe als auch die Akteure, welche die 
Berufs- und Bildungspolitik bestimmen, die Gewerkschaften, Kammern, Ver-
bände. 
Diese unterschiedlichen Organisationen, die miteinander in Interaktion ste-
hen, bilden dann das Organisationsfeld. Das Konzept des Organisationsfeldes 
bezieht sich damit auf die Gesamtheit der Akteure in einer institutionellen Arena. 
Es betont die Beziehungen zwischen den Organisationen, die Vielzahl von Netz-
werken, in welchen sich die Organisationen befinden und operieren sowie die 
strukturellen Äquivalente bestimmter Organisationsformen, die eine ähnliche Po-
sition im Netzwerk besitzen (vgl. Powell/Solga 2008). Präzise aus-
gedrückt: „Those organizations that together constitute a recognized area of in-
stitutional life“ (DiMaggio/Powell 1983: 64f.). Zudem sind die Organisationsfel-
der die Hauptarenen, in welchen neue Praktiken, Verfahren und Regeln diffun-
dieren. In dieser Analyse stehen die Bildungsbereiche Berufs- und Hochschulbil-
dung als Organisationsfelder mit den darin handelnden Organisationen im Blick-
punkt. Untersucht werden soll dabei vor allem, wie sich die Institutionen, welche 
das Handeln der Organisationen und der Mitglieder innerhalb dieser anleiten, ver-
ändern. Dabei bleibt die Analyse auf der Ebene der Organisationsfelder und un-
tersucht weniger die veränderten Praktiken innerhalb der Organisationen. Es in-
teressiert, inwiefern sich z.B. die Regeln für die Hochschulen im Hinblick auf 
Durchlässigkeit geändert haben, ebenso wie das Verständnis, die Ideen von 
Durchlässigkeit, welche in den Debatten zwischen den Akteuren innerhalb und 
zwischen den Organisationsfeldern Berufs- und Hochschulbildung herausbilden. 
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Nicht untersucht wird, ob die institutionellen Anforderungen z.B. innerhalb der 
Hochschulen umgesetzt werden. 
3.1.6 Legitimität und lose Kopplung 
Ein zentraler Aspekt im soziologischen Institutionalismus, welcher insbesondere 
auch für den Wandel bzw. die Stabilität von Institutionen und Organisationen 
von Bedeutung ist, ist das Konzept der Legitimität. 
Bereits Meyer und Rowan (1977) zeigten, dass das Überleben bzw. der Erfolg 
von Organisationen nicht allein von ihrer Formalisierung oder Effizienz abhängt, 
wie Rational-Choice-Institutionalisten argumentieren würden, sondern vielmehr 
von ihrer Fähigkeit, bestimmten Erwartungen der Umwelt gerecht zu werden. 
Einerseits können u.U. auf diese Weise auch Organisationen weiterbestehen, wel-
che wegen Effizienz oder aus Rationalitätsgesichtspunkten längst nicht mehr be-
stehen dürften (Hasse/Krücken 2005: 36-41). Andererseits wandeln sich Organi-
sationen demnach, um als legitim anerkannt zu werden. 
Suchman (1995: 574) definiert Legitimität folgendermaßen: 
Legitimacy is a generalized perception or assumtion that the actions of an entity are 
desirable, proper, or appropriate within some socially constructed system of norms, 
values, beliefs and definitions. 
Nach Scott (2008: 59-62) können drei Arten von Legitimität unterschieden wer-
den. Die pragmatische Legitimität betont die Konformität mit Regeln und Geset-
zen sowie dem Erfolg einer Organisation, welcher sich in wirtschaftlichem Erfolg 
oder auch dem Überleben der Organisation zeigen kann. Legitimität in Bezug auf 
die zweite Säule resultiert aus einem Normen und Werte konformen Verhalten. 
Es handelt sich nach Suchman (1995) um eine moralische Legitimität. Im Hin-
blick auf die dritte Säule ist es die Übereinstimmung mit kulturellen Deutungs-
mustern, aus der die Legitimität resultiert. Es werden zwei Varianten der kulturell-
kognitiven Legitimität unterschieden – zum einen basiert sie auf Verständlichkeit 
bzw. Nachvollziehbarkeit, welche durch geteilte Interpretationsrahmen, ein ge-
teiltes Wissen, entsteht. Die zweite ist die Legitimität der unhinterfragten Selbst-
verständlichkeiten. Durch diese analytische Unterscheidung ist es möglich, kultu-
rell kognitive Aspekte von Institutionen auch jenseits unreflektierter Selbstver-
ständlichkeiten zu thematisieren (Walgenbach/Meyer 2008: 65). 
Zentral in diesem Konzept ist, dass Legitimität nicht besessen werden kann, 
sondern nur durch einen Prozess der Zuschreibung entsteht (vgl. Suchman 1995). 
Inhärent ist somit in diesem Konzept auch eine Referenzgruppe von Akteuren, 
die Legitimität anerkennen, der sogenannte „legitimatorische Resonanzraum von 
Institutionen“ (Rehberg 1995: 184 nach Lederle 2008: 68). Damit ist aber auch 
die Legitimität an eine bestimmte Referenzgruppe, ein soziales Feld gebunden – 
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nicht überall muss die Institution legitim sein. Das heißt, unterschiedliche Grup-
pen können die Legitimität von Institutionen divergent bewerten (Scott 2008: 60). 
Legitimität ist nicht stabil, sondern kann entzogen werden. 
Es geht damit nicht nur darum, dass Organisationen als legitim anerkannt 
werden müssen, um weiterzubestehen, sondern auch Institutionen. So können 
z.B. bestehende Gesetze als illegitim anerkannt werden und daraufhin verändert 
werden, wenn sich Normen und Vorstellungen einer Gesellschaft ändern und die 
Gesetze aus dem Blickwinkel dieser gesellschaftlichen Vorstellungen nicht mehr 
legitim sind. 
Das heißt, während des Prozesses der Institutionalisierung, aber auch danach 
müssen Institutionen, um wirksam zu bleiben, Legitimität erhalten. Diese erhalten 
sie demnach auf Basis bestehender gesellschaftlicher Institutionen, auf deren 
Grundlage die Bewertungen der Legitimität erfolgen. Organisationen können 
dann versuchen, den Prozess der Legitimation aktiv zu gestalten, indem sie ver-
suchen, die Interpretationen, Vorstellungen und Erwartungen der Referenz-
gruppe zu beeinflussen (Walgenbach/Meyer 2008). Es geht hierbei also um die 
Macht der Wirklichkeitskonstruktion. „Legitimierung verstanden als sozialer Pro-
zess des Erklärens und Rechtfertigens (Berger/Luckmann 1986: 100) verweist auf 
die herausragende Bedeutung der Sprache in diesen Prozessen“ (Walgen-
bach/Meyer 2008: 67). An dieser Stelle ist die diskursive Grundlage von Legiti-
mation offenbar. 
Dabei ist zu beachten, dass nicht alle Akteure einer Referenzgruppe notwen-
digerweise die gleichen Legitimitätsvorstellungen haben und Organisationen so 
mit widersprüchlichen Erwartungen konfrontiert sein können, wobei aber die Re-
levanz der unterschiedlichen Anspruchsgruppen für die Organisation differieren 
kann (vgl. Hasse/Krücken 2005). Ein Beispiel stellen in diesem Kontext Univer-
sitäten dar. Diese sollen gleichzeitig gute Forschung und Lehre leisten, die Studie-
renden allgemein und auf einen hin Beruf ausbilden, dabei effizient mit ihren Mit-
teln umgehen, sich auf Kerngebiete spezialisieren, Transfer der Forschung in die 
Wirtschaft leisten und nicht in Bezug auf Geschlecht, Behinderung, Migrations-
hintergrund etc. diskriminieren. Ähnlich diversen Anforderungen müssen sich 
auch die Organisationen der Berufsausbildung stellen. 
Mit dem Blick auf die Analyse der institutionellen Durchlässigkeitsstrukturen 
ist weiterhin zu untersuchen, wie bestehende Institutionen legitimiert oder dele-
gitimiert werden. Inwiefern kommt es z.B. zum Wandel von Regelungen, weil es 
ein neues Verständnis von Durchlässigkeit in der Gesellschaft gibt? Setzen sich 
Organisationen für eine stärkere oder schwächere Institutionalisierung von 
Durchlässigkeit ein? 
Eine Strategie, um von Organisationen Legitimität zu erhalten, ist die Ent-
kopplung der formalen Strukturen von den tatsächlichen Organisationsabläufen. 
Dieses Phänomen wurde von Meyer und Rowan (1977) als loose coupling benannt. 
Dabei signalisieren die Organisationen durch formale Anpassung ihrer Strukturen 
mit den Umweltanforderungen übereinzustimmen. Auch für die Untersuchung 
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von Durchlässigkeitsstrukturen wäre es dann wichtig zu analysieren, inwiefern 
z.B. nationale und europäische Vorgaben letztlich auch von den Berufsbildungs- 
und Hochschulakteuren umgesetzt werden. Da aber, wie bereits hingewiesen, 
nicht die Praxis innerhalb von Bildungsorganisationen untersucht wird, werden 
derartige Praxen des Entkoppelns in der vorliegenden Arbeit weniger im Blick-
punkt stehen. Dessen ungeachtet können Inkongruenzen zwischen der diskursi-
ven Praxis und bestehenden Regelungen aufgezeigt werden. 
Generell gilt aber, selbst wenn loose coupling in Organisationen stattfindet, also 
unterschieden wird von einer offiziellen Rhetorik oder formalen Regelungen und 
der tatsächlichen Praxis, kann auch die Institutionalisierung auf formaler Ebene 
als ein erster Schritt in Richtung Wandel angesehen werden. Nur wenn beispiels-
weise regulativ Anrechnung von beruflichen Qualifikationen im Hochschulbe-
reich geordnet ist, kann auch die nicht existierende Praxis als illegitim angepran-
gert werden. Kritiker des Konzepts halten aber eine langfristige Entkopplung 
nicht für möglich (Walgenbach/Meyer 2008: 82) und es kommt schließlich ent-
weder zu einer Anpassung und Wandel innerhalb der Organisation oder deren 
Delegitimierung. 
3.2 Institutionellen Wandel konzeptualisieren 
Was soll in der Arbeit unter institutionellem Wandel verstanden werden? Woran 
kann entschieden werden, dass sich Dinge verändern oder doch so bleiben, wie 
sie waren? Ab wann handelt es sich um Wandel? 
Es existiert nicht die eine Definition institutionellen Wandels, vielmehr ist die 
jeweilige Definition abhängig vom gewählten theoretischen Rahmen. Gleichwohl 
lassen sich Kernmerkmale institutionellen Wandels festmachen: Institutioneller 
Wandel ist per se ein Phänomen, welches relativ und relational beschrieben wer-
den kann. Wandel kann nur in Beziehung zu etwas anderem festgestellt werden. 
Zudem ist dem Konzept Wandel auch immer eine temporale Beziehung inhärent. 
„Change is the movement away from a present state toward a future state“ 
(Tippets 2011: 2). Wandel kann selbst als Prozess aber auch als Ergebnis eines 
Prozesses gesehen werden. 
Die Untersuchung institutionellen Wandels in der vorliegenden Arbeit baut 
auf dem dreidimensionalen Verständnis von Institutionen nach Scott (2008) auf. 
Eine Analyse institutionellen Wandels macht es demnach notwendig, festzustel-
len, inwiefern die unterschiedlichen Dimensionen allgemein und in welchem Aus-
maß von Veränderungen betroffen sind. Denn es ist möglich, dass sich Wandel 
nicht notwendigerweise in allen Dimensionen ebenso stark und ebenso schnell 
vollzieht. So kann es durchaus dazu kommen, dass Durchlässigkeit zwischen Be-
rufs- und Hochschulbildung wichtiger wird in den Diskursen, sich dies aber noch 
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nicht in gesetzlichen Regelungen oder den Standards der Bildungseinrichtungen 
bemerkbar macht. 
Um institutionellen Wandel zu analysieren, schlägt North (1994) vier ver-
schiedene Analysedimensionen vor. Wer sind die Agenten des Wandels? Wo lie-
gen die Ursachen? In welche Richtung entwickeln sich die Institutionen und wie 
ist das Ausmaß der Veränderung? Im Folgenden sollen vor allem theoretische 
Konzepte, die die Ursachen von Wandel und Stabilität sowie das Ergebnis des 
Wandels, die Richtung und das Ausmaß beschreiben, näher vorgestellt und auf 
die Fragestellungen bezogen werden. 
3.2.1 Ursachen des Wandels 
Die Auslöser bzw. Quellen institutionellen Wandels können unterschiedliche 
Faktoren sein. Gemeinhin werden analytisch exogene und endogene Faktoren 
unterschieden. Endogene Faktoren sind dabei innerhalb der Analyseeinheit wur-
zelnde Faktoren während exogene Faktoren außerhalb der Untersuchungseinheit 
liegen (Scott 2008). In der vorliegenden Arbeit sind die Analyseeinheit die natio-
nalen Bildungssysteme, d.h. die organisationalen Felder Hochschule und Berufs-
bildung. 
Exogene Quellen des Wandels 
Exogene Faktoren können Veränderungen der Wettbewerbsbedingungen, tech-
nologische Innovationen, Kriege, Abschlüsse internationaler Verträge bzw. ihre 
Veränderung oder auch nur internationale Kooperationen sein. Exogene Ein-
flussfaktoren eröffnen dann ein window of opportunity für Akteure, welche den bis-
herigen Strukturelementen kritisch gegenüberstehen, ihre Kritik zu äußern und 
aktiv die Institutionalisierung neuer Praktiken zu forcieren. Es kann zu einem 
neuen Gleichgewicht durch z.B. die Diffusion neuer Ideen, alternativer Sichtwei-
sen und Logiken kommen (Walgenbach/Meyer 2008). In dieser Arbeit werden 
die europäischen Bildungsprozesse analytisch als exogen eingestuft und deren 
Einfluss auf die nationalen Durchlässigkeitsstrukturen in Deutschland und Frank-
reich untersucht. 
In der Definition von Scott (2008: 47f.) existieren Institutionen auf den un-
terschiedlichsten Ebenen vom Weltsystem bis hin zu lokalen interpersonalen Be-
ziehungen. Sie implizieren per Definition Stabilität, sind aber gleichzeitig Wand-
lungsprozessen ausgesetzt. Ein mögliches Ergebnis von Wandel wird von 
DiMaggio und Powell (1983) Isomorphie benannt, d.h., es kommt zu einer struk-
turellen Vereinheitlichung von Organisationen in einem Organisationsfeld. Fak-
toren, welche zu Isomorphie führen, sind analog der drei Dimensionen von In-
stitutionen zum einen Zwang, normativer Druck oder Imitation, welche ausgelöst 
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wird durch Unsicherheit. Als Modelle werden dann meist solche gewählt, die be-
sonders erfolgreich scheinen. Die europäische offene Methode der Koordinie-
rung (OMK)22 setzt unter anderem auf diese Prozesse des Best-Practice-Modell-
Lernens. Diffusionskonzepte stellen folglich eine zentrale Erklärung von institu-
tionellem Wandel hin zu Homogenität eines Feldes dar (DiMaggio/Powell 1983). 
Das Konzept der Diffusion wurde durch Rogers (1995: 5f.) definiert als „the 
process by which an innovation is communicated through certain channels over 
time among the members of a social system“. Diffusion kann sich auf alle insti-
tutionellen Dimensionen beziehen, die Diffusion von Ideen, von Werten, aber 
auch Regeln. Verschiedene Mechanismen, die zur Diffusion führen, können un-
terschieden werden: 
Dobbin et al. (2007), aber auch Maggetti und Gilardi (2014) unterscheiden 
ganz ähnliche Mechanismen. Erstens kann es zur Diffusion über Zwang durch 
mächtige Akteure kommen. Auch Wettbewerb wird als Mechanismus anerkannt. 
Hier werden erfolgreiche Politiken übernommen, die Organisationen oder Län-
dern einen Wettbewerbsvorteil in bestimmten Bereichen ermöglichen. Steuerpo-
litik wird oft als Beispiel angeführt. Weiterhin wird das Lernen als wichtiger Me-
chanismus der Diffusion anerkannt (vgl. auch Knill/Dobbins 2013) Dabei wer-
den aus den Erfahrungen von anderen Organisationen und Ländern mögliche 
Ansatzpunkte zur Veränderung der eigenen Strukturen geschlossen. Beim Me-
chanismus des Lernens ist in diesem Zusammenhang wichtig, dass ein Lernpro-
zess vorherige Annahmen über Ursache und Wirkung verändert hat. 
Learning does not occur when policy makers simply adapt to the policy shifts of 
others, but only when their beliefs about cause and effect change. (Dobbin et al. 
2007: 12) 
Schließlich gibt es noch den Mechanismus, den Dobbin et al. (2007) soziale Kon-
struktion nennen und welcher insbesondere in Arbeiten, die dem world-polity-
Ansatz (vgl. Meyer 2004) folgen, zu finden ist. Hier wird angenommen, dass sich 
in den letzten paar hundert Jahren eine Weltgesellschaft entwickelt hat, in welcher 
sich geteilte kulturelle Modelle herausgebildet haben, welche zu einer weltweit 
ähnlichen Struktur in Bereichen der Wirtschaft, Politik, Kultur, Wissenschaft und 
Bildung geführt haben (vgl. Meyer/Ramirez 2007 für die Bedeutung von 
Bildung). Schriewer (2007: 7) spricht von „Leitideen von individueller Persönlich-
keitsentfaltung und Staatsbürgerschaft, von gesellschaftlichem Fortschritt und 
wirtschaftlicher Entwicklung sowie [dem] Modell des Nationalstaats, der als Ga-
rant und legitimer Ordnungsrahmen für die Aktivitäten gesellschaftlicher Grup-
pen und Akteure gesehen wird“. Expert_innengruppen und internationale Orga-
nisationen fördern diese kulturellen Leitideen bzw. Mythen im Zusammenhang 
durch daran anknüpfende Politiken (Dobbin et al. 2007). Zudem sind es auch die 
22  Die OMK funktioniert über Selbstverpflichtung der Mitglieder und basiert auf Prozessen 
gegenseitigen Lernens sowie der regelmäßigen Planung und Prüfung von gemeinsam gesetzten 
Zielen, sogenannten Benchmarks (vgl. Ravinet 2008; Sabel/Zeitlin 2007). 
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Staaten selbst, welche sich als Mitglied der Weltgesellschaft sehen und dann die 
als legitim anerkannte Politiken oder Ideen aus Staaten, welche ebenfalls dieser 
Weltgesellschaft zugehörig zählen, imitieren. Im Unterschied zum Lernen ist bei 
diesem Mechanismus die symbolische Ebene die signifikante. Institutionen, die 
übernommen werden sollen, haben dann mehr Legitimität, wenn sie auch den 
kulturellen Leitbildern der Weltgesellschaft und damit den Umwelterwartungen 
entsprechen. Dies gilt unabhängig davon, ob sie im eigenen Kontext funktionie-
ren oder nicht. Analog gibt es dann nicht nur legitime Modelle, die diffundieren, 
sondern auch solche, die entsprechend tabu sind (Maggetti/Gilardi 2014). Dies 
gilt z.B. für alle Institutionen, die Menschenrechte verletzen. 
Jakobi und Martens (2007) zeigen in ihrer Studie, wie internationale Organi-
sationen als Agenten von Diffusion tätig werden, indem sie das betreffende Or-
ganisationsfeld, welches insbesondere in Bezug auf Bildungspolitik eher national 
angesiedelt ist, auf die internationale Ebene erweitern. Sie schaffen dabei Struk-
turen, „um ein Feld zu konstituieren und damit langfristig Angleichungsprozesse 
zwischen den Staaten in Gang zu setzen“ (Jakobi/Martens 2007: 250). Vorausset-
zung für die Konstitution des erweiterten Organisationsfeldes sind die Entwick-
lungen von geteilten Zielen, eine „Zunahme der Informationsmenge zu einem 
bestimmten Thema“ und die „Verstärkung von Interaktion“ (Jakobi/Martens 
2007: 250). Überträgt man diese in Bezug auf die OECD gemachten Annahmen 
auf die europäischen Prozesse Bologna und Kopenhagen, können für diese eben-
falls derartige Strukturmerkmale festgestellt werden: Erstens werden innerhalb 
der europäischen Prozesse in den Deklarationen und Kommuniqués gemeinsame 
Ziele und auch die Wege dorthin festgelegt. Zweitens kommt es durch diese Kon-
ferenzen sowie die Arbeitsgruppen und deren regelmäßige Treffen zu einer ver-
stärkten Interaktion. Dies gilt nicht nur für die Regierungen der Mitgliedsstaaten, 
sondern auch für die relevanten Stakeholder in der Berufs- und Hochschulbil-
dung, die in den Prozess integriert sind. Schließlich sind im Rahmen von Bologna 
und Kopenhagen verschiedenste Formen des Informationsaustauschs institutio-
nalisiert.23 Zum einen erfolgt dies über die nationalen Berichte, in denen die Län-
der ihre Fortschritte im Hinblick auf die gemeinsam verabschiedeten Benchmarks 
darstellen. Auch werden Best-practice-Beispiele aus den Ländern vorgestellt und 
schließlich sind die institutionalisierten Arbeitstreffen selbst Orte, an denen In-
formationen über z.B. Möglichkeiten der Anrechnung ausgetauscht werden. Die 
Bildungsprozesse Bologna und Kopenhagen erfüllen damit die Voraussetzungen, 
dass eine Diffusion von Ideen, Normen und Politiken innerhalb des „erweiterten“ 
Organisationsfeldes stattfinden kann. 
Inwiefern exogene Einflüsse, wie europäische Bildungsprozesse oder singu-
läre Ereignisse dann auch wirklich zu Wandel führen, ist dabei abhängig, wie sie 
diskutiert oder ob sie überhaupt diskutiert werden. An dieser Stelle wird die Rolle 
23  Zur Bedeutung institutionalisierter Kommunikation siehe auch Knill und Dobbins (2013) sowie 
Vögtle (2013). 
88 
der diskursiven Herstellung der Realität deutlich: Denn nur wenn exogene Fakto-
ren auch so diskursiv genutzt bzw. interpretiert werden und neue Ideen und Leit-
bilder hervorbringen, entfalten sie eine Wirkung (vgl. Schmidt/Radaelli 2004). 
Druck von außen, sei es über internationale oder europäische Prozesse, muss 
daher nicht immer auch zu Wandel bzw. Handlungsnotwendigkeiten auf nationa-
ler Ebene führen. Diese Notwendigkeit liegt vor allem dann vor, wenn durch die 
europäischen Prozesse deutliche Politikveränderungen auf nationaler Ebene nötig 
sind. So wird in der Politikwissenschaft darauf hingewiesen, dass dieses von dem 
goodness of fit zwischen vorgeschlagener EU-Politik und den nationalen historisch 
gewachsenen Strukturen abhängt (vgl. Börzel/Risse 2003; Green Cowles et al. 
2001; Héritier 2001), ob ein Strukturwandel entsprechend europäischer Vorgaben 
vollzogen wird oder nicht. Der goodness of fit-Ansatz wird dabei eher in Bereichen 
der positiven Integration, d.h. in Politikbereichen erwartet, in welchen die EU 
eindeutige Regelungskompetenzen vorweist und ein Politikmodell vorgibt, 
angewendet (vgl. Auel 2006). Aber auch wenn die europäischen Bildungsprozesse 
Bologna und Kopenhagen nicht Teil der supranationalen Politiksetzung der EU 
sind, kann von ihnen doch normativer Druck ausgehen, zumal das Erreichen der 
freiwillig gemeinsam vereinbarten Ziele kontinuierlich überprüft wird. Kritisch ist 
allerdings, dass insbesondere Europäisierungsprozesse, die keine eindeutig 
operationalisierten Modelle mit klaren Handlungsempfehlungen oder Politiken 
vorgeben (Powell et al. 2012b), auch schwierig zu nutzen sind, um eine 
Inkompatibilität der Strukturen auszumachen. Hier wird somit ebenso zu 
untersuchen sein, was in den Bologna- und Kopenhagen-Prozessen in Bezug auf 
Durchlässigkeit gefordert wird, um diese Forderungen dann mit den nationalen 
Strukturen zu vergleichen. 
Radaelli (2003) weist allerdings darauf hin, dass dieses Konzept von goodness 
of fit seine Grenzen hat. Denn inwiefern und vor allem wie groß die Passung 
europäischer Forderungen mit nationalen Strukturen ist, ist zuerst einmal 
politisch zu definieren. Es liegt also an den politischen und gesellschaftlichen Akt-
euren, welcher Handlungsbedarf gesehen wird. „This often means that interpre-
tation, inter-subjective understandings and discourse shape the notion of ‚good-
ness of fit‘“ (Schmidt/Radaelli 2004: 187). 
Inwiefern in dem vorliegenden Fall die europäischen Prozesse von Bologna 
und Kopenhagen, die klassisch als exogen einzustufen sind, auch als exogen an-
gesehen werden können, ist ebenfalls zu hinterfragen. Gerade diese Prozesse, die 
in ihremFunktionieren der Methode der offenen Koordinierung entsprechen, 
sind permanent an die nationalen Systeme rückgekoppelt – so dass deren Akteure 
auch Einfluss auf die europäischen Prozesse nehmen können. Die Bologna- und 
Kopenhagen-Prozesse werden nicht nur hierarchisch von oben über supranatio-
nale Institutionen entschieden, zumal Bildungspolitik noch vorwiegend in den na-
tionalstaatlichen Kompetenzbereich fällt. So waren es vor allem die Regierungen 
aber auch nationale Universitäten, die Sozialpartner, Studierende und europäische 
Organisationen, welche die Prozesse beeinflusst haben (Walter 2006). Auch wenn 
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Europäisierung als vorwiegend exogen betrachtet wird, so kann sie nicht als Ein-
bahnstraße gesehen werden. Insbesondere mächtige Akteure wie Frankreich und 
Deutschland beeinflussen europäische Politiken bereits im Prozess ihrer Entstehung. 
EU-Politiken sind somit nicht in einem Vakuum zu sehen, sondern in einem Feld, 
in dem EU-Institutionen und die Mitgliedsstaaten aufeinander einwirken, einem 
Feld, in welchem sich ebenfalls Diskurse verschränken (vgl. Schmidt/Radaelli 
2004). 
An dieser Stelle wird deutlich, dass in einer komplexen Welt nicht einfach 
zwischen endogen und exogen unterschieden werden kann. Jedoch werden im 
Folgenden aus analytischen Gründen europäische Prozesse als quasi-exogene 
Faktoren betrachtet, ohne die strukturelle Rückkopplung an die Mitgliedsstaaten 
zu vergessen. 
Endogene Quellen des Wandels und der Stabilität 
Wie kann dann aber endogener Wandel im soziologischen Neoinstitutionalismus 
erklärt werden? Was löst endogenen Wandel aus? Walgenbach und Meyer (2008) 
weisen auf die Herausforderung in der neoinstitutionellen Theorie hin, endoge-
nen institutionellen Wandel zu beschreiben. So konstatiert auch Scott (1981: 187), 
dass „in highly institutionalized systems, endogenous change seems almost to 
contradict the meaning of institutions“. Walgenbach und Meyer (2008: 105-108) 
finden aber innerhalb institutioneller Literatur folgende Erklärungen für endogen 
ausgelösten Wandel: 
Erstens können Widersprüche zwischen institutionellen Elementen zu Wan-
del führen: Es wird argumentiert, dass Institutionen multidimensionale Phäno-
mene sind. Divergente Veränderungsgeschwindigkeiten in den Dimensionen 
oder auch Inkonsistenzen und Widersprüchlichkeiten zwischen den Ebenen kön-
nen Wandel initiieren (Walgenbach/Meyer 2008: 105f.). So kann Durchlässigkeit 
zwischen Berufs- und Hochschulbildung vielleicht bereits durch Ex-
pert_innengruppen und auf Basis deren Deutungen der Wirklichkeit in Gesetzen 
gefördert werden, ohne dass sich dieses Verständnis zu Durchlässigkeit bereits in 
anderen gesellschaftlichen Gruppen durchgesetzt hat. Die Veränderung der 
regulativen Ebene kann aber nun dazu führen, dass Durchlässigkeit zwischen 
Berufs- und Hochschulbildung mehr und mehr an Selbstverständlichkeit in der 
Gesellschaft gewinnt. Andererseits ist es auch möglich, dass sich erst in weiten 
Gruppen der Gesellschaft Deutungen zu Durchlässigkeit geändert haben und 
diese Veränderungen dann schließlich auch in der regulativen und normativen 
Dimension umgesetzt werden. 
Als zweites Beispiel für endogene Faktoren, die zu Wandel führen, wird in 
der Literatur darauf hingewiesen, dass Akteure durch multiple Institutionen und 
institutionelle Logiken beeinflusst werden (vgl. Walgenbach/Meyer 2008: 106). 
Akteure partizipieren in einer Mehrzahl von institutionellen Umwelten und haben 
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somit Kenntnis verschiedenster institutioneller Regeln, die durchaus konkurrie-
renden Logiken entsprechen können. Ein Aufeinandertreffen dieser unterschied-
lichen Logiken in einem organisationalen Feld erhöht die Wahrscheinlichkeit von 
institutionellem Wandel. Gerade durch die europäischen Prozesse und die Ein-
bindung der Akteure in die europäischen Netzwerke kann es somit aber auch auf 
nationaler Ebene neue Arbeitsgruppen zu durchlässigkeitsrelevanten Themen wie 
dem Qualifikationsrahmen geben, die dann ebenfalls zu Veränderungen von Vor-
stellungen über Durchlässigkeit und dessen, was als normativ richtig angesehen 
wird, führen. 
Die Anwendung abstrakter Regeln auf konkrete Handlungssituationen wird 
ebenfalls als endogene Quelle von Wandel identifiziert (Walgenbach/Meyer 2008: 
107): Da die Anwendung von Regeln als interpretativer Prozess gesehen wird, 
kann es allein dabei schon zu Veränderungen kommen, denn eine neue Erarbei-
tung der Interpretation der Regeln für eine konkrete Situation kann von der alten 
abweichen. 
Wie bereits im Abschnitt zum Konzept der Legitimität deutlich wurde, kön-
nen auch widersprüchliche Umwelterwartungen Transformationen auslösen, ins-
besondere dann wenn sich die Relevanzvorstellungen der Referenzgruppen und 
somit auch ihre Erwartungen und Interessen verändern. So wurde in den letzten 
Jahren den Hochschulen immer stärker auch eine wichtige Rolle zur Ermögli-
chung lebenslangen Lernens zugeschrieben. Eine Reaktion darauf könnte eine 
stärkere Ausrichtung der Hochschulen auf beruflich Qualifizierte als neue Ziel-
gruppe sein. Es ist insofern zu fragen, ob sich neue Umwelterwartungen im Hin-
blick auf Durchlässigkeit feststellen lassen. 
Endogene Faktoren können aber nicht nur Wandel induzieren, sondern auch 
Stabilität bzw. inkrementellen Wandel erklären. Meyer und Rowan (2006) beto-
nen, dass vor allem auch Bildungsorganisationen durch äußerst stabile Institutio-
nen geprägt sind, die substanzielle Reformen im Bildungssystem signifikant er-
schweren. Vor diesem Hintergrund ist es notwendig, das u.a. im historischen In-
stitutionalismus geprägte Konzept der Pfadabhängigkeiten bei der Analyse von 
institutionellen Wandel zu betrachten (Powell/Solga 2008). Pfadabhängigkeit ist 
ein zentrales Konzept des historischen Institutionalismus, welches über die ein-
fache Aussage hinausgeht, dass „history matters“ (Thelen 2004). Ebbinghaus 
(2005) unterscheidet zwei Ansätze im Hinblick auf das Konzept der Pfadabhän-
gigkeit, ein eher starres deterministisches Konzept, in dem Wandel kaum möglich 
ist und eine zweite Interpretation, welche Wandel zulässt. Auch Thelen (2004) 
sowie Streeck und Thelen (2005) kritisieren, dass das Konzept der Pfadabhängig-
keit viel zu starr genutzt wurde und dass im Gegensatz zur Möglichkeit von in-
krementellen Wandel vielfach in der Literatur nur critical junctures als Auslöser von 
Wandel gesehen werden. In der vorliegenden Arbeit wird das dynamischere Kon-
zept von Pfadabhängigkeit als Analyserahmen verwendet. 
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Methodologisch kann Pfadabhängigkeit als ein Mittelweg zwischen totalem 
Zufall und historischer Vorherbestimmung verstanden werden (Leipold 1996: 
95). So unterstreicht North (1990: 98f.): 
Path dependence is a way to narrow conceptually the choice set and link decisions 
making through time. It is not a story of inevitability in which path predicts the future. 
Pfadabhängigkeit hebt damit hervor, dass die Entscheidungen von Akteuren im-
mer auch durch alte und entstehende Institutionen mitbestimmt werden. Dabei 
sieht North jedoch ebenfalls, dass die Erklärung von Pfadabhängigkeit nun also 
nicht nur daher kommen darf, wie Institutionen Alternativen binden, sondern 
auch daher, auf welche Art und Weise Wahrnehmungen die Wahlmöglichkeiten 
begrenzen (North 1995: 24). An dieser Stelle wird die Anschlussfähigkeit zum 
soziologischen Neoinstitutionalismus besonders deutlich. Es ist somit wichtig zu 
analysieren, inwiefern Wandel innerhalb bestehender Systeme vorangetrieben 
wird, indem bestehende Institutionen so verändert werden, dass sie neuen Zielen 
entsprechen (Streeck/Thelen 2005: 19). 
3.2.2 Ergebnisse des Wandels 
In diesem Abschnitt sollen primär im Neoinstitutionalismus entwickelten Kon-
zepte, welche die Ergebnisse von Wandel beschreiben, dargestellt werden. Dabei 
liegt einerseits der Fokus auf dem Ausmaß des Wandels. Hier geht es primär um 
die Beschreibung der Entwicklungen innerhalb von Analyseeinheiten – in dieser 
Arbeit um das nationale Bildungssystem. Andererseits werden die Ergebnisse des 
Wandels einer Analyseeinheit in Relation zur Entwicklung in anderen Analyseein-
heiten oder zu einem globalen Modell beschrieben. 
Ausmaß des Wandels 
Verschiedene Autoren (vgl. Campbell 2004; Greenwood/Hinings 1996; Scott 
2008) unterscheiden dabei das Ausmaß von Wandel in zwei größere Kategorien: So 
kann er eher inkrementell und evolutionär sein und eine geringfügige Anpassung 
oder Veränderung der Institutionen bedürfen, aber er kann auch revolutionär 
sein. So wird auch von first order und second order changes gesprochen (Meyer et al. 
1990). Veränderungen erster Ordnung sind inkrementelle Anpassungen, welche 
reversibel sind und keine Transformation der Kernprinzipen, Regeln, Werte und 
Normen beinhalten. Es akkumulieren sich hier lediglich kleinere Veränderungen 
im Laufe der Zeit, so dass „todays institutional arrangements differ but still re-
semble those of yesterday“ (Campbell 2004: 65). 
Veränderungen zweiter Ordnung oder diskontinuierlicher Wandel dagegen 
sind radikale Veränderungen der Kernprinzipien, Werte und Regeln. Sie sind ir-
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reversibel und umfassen somit einen Wechsel der zugrunde liegenden institutio-
nellen Logik, den verwendeten „Mustern des Organisierens“ (vgl. Walgen-
bach/Meyer 2008, 88), sowie in der Strukturierung des Feldes 
(Greenwood/Hinings 1996).24 Dabei betont u.a. North (1994), dass der meiste 
Wandel inkrementell auftritt. 
The reason is that the economies of scope, the complementarities, and the network 
externalities that arise from a given institutional matrix of formal rules, informal con-
straints, and enforcement characteristics will typically bias costs and benefits in favor 
of choices consistent with the existing framework. The larger the number of rule 
changes, ceterus paribus the greater the number of losers and hence opposition. 
(North 1994: 6) 
Insofern ist nach North (1994) auch die Richtung, in die sich der meiste Wandel 
vollzieht, meist pfadabhängig. Diese Einteilung von evolutionärem und revolu-
tionärem Wandel soll dabei mehr als Analysemuster dienen, denn als nominale 
Einteilung, da das Ausmaß institutionellen Wandels eher auf dem Kontinuum 
zwischen geringer Anpassung und revolutionären Veränderungen liegen wird 
(vgl. Campbell 2004). Zudem konnte Thelen (2004) zeigen, dass auch inkremen-
teller Wandel zu großen Veränderungen von Institutionen führen kann. 
Ebbinghaus (2005: 17) unterscheidet drei analytische Szenarien institutionel-
len Wandels im Rahmen des dynamischen Pfadabhängigkeits-Konzepts: Die Sta-
bilisierung des Pfads (path stabilization): Es kommt nur zu einer geringen Adaption 
zu den Umweltbedingungen, ohne dass sich die Kernprinzipien wandeln. Das 
Abweichen vom Pfad (path departure): Hier kommt es zu einer stärkeren Anpas-
sung der Institution mit partieller Erneuerung von institutionellen Arrangements 
und einer begrenztem Neuausrichtung der Kernprinzipien. Die Beendigung eines 
Pfads und/oder der Wechsel zu einem neuem Pfad (path cessation or switching): Hier 
kommt es zu einem Eingriff, welcher das Ende einer sich selbstverstärkenden 
Institution herbeiführt und damit Platz für die Entstehung einer neuen Institution 
mit neuen Kernprinzipien machen kann. 
Diese analytische Unterscheidung ermöglicht es, die verschiedenen Formen 
von Wandel und Stabilität zu untersuchen. In der vorliegenden Arbeit wäre dem-
nach zu untersuchen, inwiefern die Reformprozesse, ausgelöst einerseits durch 
die verstärkte europäische Zusammenarbeit im Rahmen von Bologna und Ko-
penhagen, aber auch durch nationale Faktoren, zu einer Stabilisierung vorhande-
ner Durchlässigkeitsinstitutionen führen, zu einer Veränderung oder zur Entste-
hung neuer. 
24  In der Policy Analyse wird in Anlehnung an Hall (1993) unterschieden in Wandel erster Ordnung 
(first order change): Dieser ist verbunden mit dem veränderten Einsatz der verfügbaren 
Instrumente bzw. deren Weiterentwicklung. Dem Wandel zweiter Ordnung (second order 
change) der Veränderung des Sets der politischen Instrumente und dem Wandel dritter Ordnung 
(third order change): Veränderung der politischen Ziele. Eine solche Veränderung der 
Politikziele begründet nach Hall einen Paradigmenwechsel (vgl. Hall 1993: 273-279). 
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Frage der Konvergenz 
Wie bereits im Abschnitt zu den exogenen Faktoren von Wandel dargestellt, wird 
eine mögliche Konsequenz von internationalen Diffusionsprozessen in der Ent-
stehung von Isomorphie innerhalb eines Organisationsfeldes gesehen. Theore-
tisch ist Isomorphie vor allem auf die sich immer ähnlicher werdenden Organisa-
tionsstrukturen von Organisationen in einem Feld bezogen (DiMaggio/Powell 
1983). Ein ähnliches Konzept, welches allerdings weniger explizit Organisations-
strukturen fokussiert, sondern generell Ähnlichkeit von Strukturen zwischen Ana-
lyseeinheiten, ist das der Konvergenz (vgl. Holzinger/Knill 2005). Oft wird es im 
Zusammenhang mit dem Transfer oder der Diffusion von Politiken oder generell 
Institutionen verwendet (vgl. z.B  Bennett 1991; do Amaral 2011; 
Holzinger/Knill 2005; Jakobi/Teltemann 2011; Steiner-Khamsi 2012). Dabei 
wird Konvergenz entweder als Angleichung von Strukturen zwischen einzelnen 
Analyseeinheiten, meist OECD Ländern, oder im Hinblick auf externe Modelle 
untersucht. Konvergenzanalysen sind besonders häufig in der Politikwissen-
schaft, wobei in den Analysen vor allem die Politiken, d.h. die regulative Ebene, 
im Blickpunkt stehen, weniger die Konvergenz von Ideen, Vorstellungen, der kul-
turell-kognitiven Ebene. 
Insbesondere in quantitativen Analysen werden verschiedene Formen von 
Konvergenz unterschieden (Holzinger et al. 2007). Für vorliegende Arbeit sind 
lediglich die Konzepte der Sigma- und Delta-Konvergenz von Belang, auch wenn 
die Analyse qualitativer Natur sein wird und nicht auf Berechnungen beruht. Sie 
stehen aber als Konzepte Pate für zwei zentrale Forschungsfragen der vorliegen-
den Arbeit. 
Erstens geht es um die Frage, welchen Einfluss die europäischen Bildungs-
prozesse auf die Entwicklung der nationalen Durchlässigkeitsstrukturen in 
Deutschland und Frankreich haben. Hier steht im Zentrum der Analyse, ob es zu 
einer Annäherung der nationalen Strukturen an europäische Vorgaben gekom-
men ist. Analytisch handelt es sich bei dieser Frage um die Analyse der Delta-
Konvergenz – d.h. die Frage nach der Annäherung an ein Referenzmodell (ebd.), 
wobei ein Hinweis der Entwicklung in Richtung Delta-Konvergenz nicht gleich-
gesetzt werden kann mit dem Beweis des Einflusses europäischer Prozesse. Es 
könnten auch endogene Faktoren zu einer Entwicklung in Richtung des Refe-
renzmodells geführt haben. Aus diesem Grund kann die Delta-Konvergenz nur 
ein wichtiger Anhaltspunkt zur Beantwortung der Frage nach dem Einfluss sein. 
Zweitens soll in dieser Arbeit untersucht werden, inwiefern sich die institu-
tionellen Durchlässigkeitsstrukturen zwischen Frankreich und Deutschland ange-
nähert haben. Bei dieser Frage dreht es sich um die Sigma-Konvergenz, d.h. um 
die Angleichung von zwei unterschiedlichen Analyseeinheiten innerhalb eines be-
stimmten Zeitraums (ebd.). Entsprechend dem Konzept von Isomorphie und der 
Annahme, dass sich die Organisationsfelder durch die europäischen Bildungspro-
zesse vergrößert haben, wäre anzunehmen, dass eine mögliche Konvergenz auf 
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europäische Diffusionsprozesse zurückzuführen ist, da ein Anpassen an das eu-
ropäische Modell als legitim angesehen wird. Herauszufinden wäre demnach, in-
wiefern sich die Anforderungen der Legitimität an das deutsche und französische 
Hochschul- und Berufsbildungssystem durch Europäisierungsprozesse analog 
ändern und welchen Einfluss dies auf Durchlässigkeit zwischen Berufs- und 
Hochschulbildung hat. Tatsächlich ist es aber auch möglich, dass es zu einer grö-
ßeren Delta-Konvergenz, also einer Annäherung an ein europäisches Referenz-
modell in beiden Ländern gekommen ist, ohne dass sich die Strukturen zwischen 
den Ländern deutlich ähneln25. 
Gründe für eine fehlende Konvergenz werden meist in nationalen Strukturen 
gesehen. Das Konzept der Translation akzentuiert z.B., dass Organisationsfor-
men und Praktiken, wenn sie aus einem Kontext in einen anderen übertragen 
werden bzw. diffundieren (z.B. über Europäisierungsprozesse), erst übersetzt 
werden müssen, was stets eine Veränderung des Übertragenen mitbringt. Diese 
Übersetzungsleistung wird deshalb notwendig, da der Zielkontext nicht mit dem 
Empfangskontext identisch ist. Veränderungen finden dabei in zwei Richtungen 
statt – zum einen werden die Praktiken bzw. Organisationsformen geändert zum 
anderen aber auch das aufnehmende Bedeutungs- und Handlungssystem. Becker-
Ritterspach (2006) nennt diesen Prozess dialektische Transformation. Das Kon-
zept der Translation begrenzt das Konzept der Isomorphie dahingehend, dass 
gemäß diesem Konzept keine eins zu eins Übertragungen stattfinden können und 
es daher kaum zu einer perfekten Isomorphie kommen kann (vgl. 
Senge/Hellmann 2006). 
Schließlich wird mit der Einbeziehung von Pfadabhängigkeit theoretisch dem 
Konzept von Isomorphie ein Konzept entgegengesetzt, welches viel stärker die 
jeweilige historische Einbettung betont und eher national differente Entwicklun-
gen annehmen würde. Die Einbettung der Bildungssysteme in institutionell ge-
wachsene Strukturen verhindert eine gleichförmige Veränderung der institutio-
nellen Settings in den Ländern. Europäisierung führt dann zu national spezifi-
schen Antworten auf Reformimpulse, die nicht zu einer starken Angleichung zwi-
schen den Ländern führen muss. 
Beide Perspektiven, die der Pfadabhängigkeit und der Isomorphie bzw. Kon-
vergenz sind für die Frage nach der Veränderung der nationalen Durchlässigkeits-
strukturen von Bedeutung, da der soziologische Institutionalismus vor allem 
Makrolevel-Analysen mit dem Fokus auf kulturell-kognitive Aspekte und Nor-
men im Zusammenhang mit dem Einfluss internationalen Organisationen, Staa-
ten und Verbänden in den Vordergrund rückt. Der Fokus vom historischen In-
stitutionalismus ruht dagegen viel stärker auf der regulativen, der Governance-
Ebene – auf Regime-, Staats- oder Industrieebene (Scott 2008: 88-90). Die vor-
liegende Arbeit verbindet diese Ebenen, da analysiert werden soll, wie von supra-
nationaler Ebene kommende Transformationsimpulse sich auf die Entwicklung 
25  Auch umgekehrt kann eine Zunahme an Delta-Konvergenz möglich sein ohne eine nationale 
Zunahme an Sigma-Konvergenz. 
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der Organisationsfelder Berufsbildung und Hochschule auswirken, ohne endo-
gene nationalstaatliche Transformationskräfte zu vernachlässigen. (Powell/Solga 
2008). 
3.3 Gründe für die Verbindung einer diskursanalytischen 
Forschungsperspektive mit neoinstitutionellen 
Theorien  
Während in den letzten beiden Abschnitten mögliche Erklärungsansätze für in-
stitutionellen Wandel sowie die für diese Arbeit zentralen Konzepte und Begriff-
lichkeiten der wissenssoziologischen Diskursperspektive als auch neoinstitutio-
neller Theoriestränge erläutert worden sind, soll im nächsten Abschnitt dargestellt 
werden, warum eine Kombination von beiden ein ergiebiger Ansatz für die Ana-
lyse des Wandels von institutionellen Durchlässigkeitsstrukturen ist. 
3.3.1 Soziologischer Neoinstitutionalismus und seine Kritik 
Verallgemeinernd kann die hauptsächliche Kritik dergestalt zusammengefasst 
werden, dass der soziologische Neoinstitutionalismus vor allem die Rolle von 
Akteuren, ihren Interessen und Macht sowie den stark prozesshaften Charakter 
von Institutionen, ihrem Erhalten aber auch ihrer Veränderung vernachlässigen. 
Während Wandel noch als Prozess betrachtet wird, so muss insbesondere auch 
Stabilität von Institutionen mit Blick auf die diese Stabilität konstruierenden Pro-
zesse beleuchtet werden. Hierbei spielen auch Akteure und die herrschenden 
Machtverhältnisse eine starke Rolle. 
Jedoch, und das zeigen Walgenbach und Meyer (2008), wurde vielfach kriti-
siert, dass die Rolle von Akteuren bei Entstehung, Aufrechterhaltung und Verän-
derung institutioneller Praktiken oft nicht oder nur wenig berücksichtigt werden. 
Dieses Fehlen intentionalen und strategischen Handelns ließ den Eindruck von 
übersozialisiertem Verhalten von Individuen entstehen (Powell/DiMaggio 1991). 
Dabei zeigen Walgenbach und Meyer (2008: 115), dass die Kritik sowohl von au-
ßen (vgl. Stinchcombe 1997) als auch aus den eigenen Reihen des Theoriestrangs 
(vgl. DiMaggio 1991; Dobbin 1994; Powell 1991) aufkam. Die fehlende Aufmerk-
samkeit kam insbesondere insofern zustande, als der soziologische Neoinstitu-
tionalismus als „important break with rational-actor models and a promising stra-
tegy for modeling and explaining instances of organizational change that are not 
driven by processes of interest mobilization“ verstanden wurde (DiMaggio 1988: 
3 nach Walgenbach/Meyer 2008: 119). 
Es wird allerdings von Walgenbach und Meyer (2008: 125ff.) darauf hinge-
wiesen, dass zunehmend auch innerhalb der Theorie versucht wird, Akteure als 
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institutionelle Unternehmer in die Untersuchung von institutionellen Wandel her-
einzunehmen. Wenn nun also zwar Akteure in die Analyse gebracht werden, so 
bleibt aber die Rolle von Macht weiterhin wenig thematisiert. Wird Macht thema-
tisiert, dann ist sie quasi oft exogen, und wird in den Umwelten, die Einfluss aus-
üben, verortet (siehe Lederle 2008: 102). Dadurch bleibt jedoch unbeantwortet, 
durch wen Leitideen oder Bedeutungsverschiebungen institutionalisiert werden 
und wie sich diese Leitideen durchsetzen lassen. 
In neueren Ansätzen wird versucht, diesem Problem zu begegnen. Dabei er-
folgt die Thematisierung von Macht in neoinstitutionellen Analysen oft auch im 
Zusammenhang mit einer diskursanalytischen Perspektive. So zeigen zum einen 
Lawrence und Suddaby (2006) in ihrem Überblick über die Arbeiten zu institu-
tional work26, dass institutional work, d.h. die Arbeit von Akteuren zur Institutiona-
lisierung, Stabilisierung und Deinstitutionalisierung von Institutionen, oft auf 
sprachlicher Ebene stattfindet und damit diskursanalytische Zugänge vielverspre-
chende Ansätze zur Analyse davon seien. Arbeiten im Rahmen von institutional 
work beziehen sich aber meist auf die Veränderungen von Organisationstrukturen 
einzelner Organisationen und weniger wie in dieser Arbeit auf institutionelle 
Strukturen von (Bildungs-)Systemen. 
Zum anderen wird die Verbindung von institutionellen Ansätzen und Dis-
kursanalyse besonders deutlich im diskursiven Institutionalismus (vgl. Schmidt 
2002, 2008, 2010). Dieser wird von Schmidt als Dachkonzept für die Ansätze 
gesehen, die die Ebene von Vorstellungen und Ideen nutzen, um politischen 
Wandel und Stabilität in institutionellen Kontexten zu erklären (Schmidt 2010: 2). 
Wichtig im diskursiven Institutionalismus ist, dass Institutionen nicht nur als 
Ideen oder Leitbilder konzeptualisiert werden, sondern dass Institutionen umge-
ben sind von kommunikativen Prozessen, den Diskursen mit ihrer jeweils eigenen 
Strukturlogik, welche beeinflussen, wie die Institutionen handlungsorientierend 
auf politische Akteure wirken (Schmidt 2008: 309). Entsprechend dieser Defini-
tion kann auch die vorliegende Arbeit als eine Arbeit im Strang des diskursiven 
Institutionalismus angesehen werden. Im Unterschied zu der stärker auf den po-
litischen Prozess und die Beeinflussung politischer Akteure ausgerichteten For-
schung bei Schmidt (vgl. auch Crespy/Schmidt 2014; Schmidt 2014) ruht in dieser 
Arbeit aufgrund des wissenssoziologischen Unterbaus vor allem der Fokus auf 
dem Diskurs als Ort der Institutionalisierung, der Schaffung der Wirklichkeit von 
Wissensordnungen, und damit insbesondere der kulturell-kognitiven auch nor-
mativen institutionellen Dimension. 
3.3.2 Stärken der diskurstheoretischen Perspektive 
Insgesamt können diskursanalytische Ansätze als komplementär zum histori-
schen und soziologischen Neoinstitutionalismus gesehen werden (Schmidt 2008). 
26  Neuere Arbeiten zu institutional work sind zu finden in Lawrence et al. (2009, 2013). 
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Letztere geben vor allem auch Hintergrundinformationen, welche für die Analyse 
institutionellen Wandels wichtig sind (vgl. Schmidt 2008). Dies gilt im besonderen 
Maß für den historischen Institutionalismus, denn vor allem mit dem klassischen 
Ansatz kann eher selten Wandel erklärt werden, da die Betonung vielmehr auf 
locked-in-Effekten und positiven Verstärkungsprozessen liegt (vgl. auch Rixen/Vi-
ola 2014). Wenn critical junctures aber als Auslöser für Wandel identifiziert werden, 
wird im Allgemeinen jedoch nicht erklärt, wie es zu diesem kritischen Zeitpunkt 
kam. Diskursanalytische Ansätze können dagegen vielmehr Einblicke gewähren, 
inwiefern die pfadabhängigen Strukturen immer wieder neu rekonstruiert werden 
und wie und warum critical junctures entstehen können (Schmidt 2008). Aber auch 
in den dynamischeren Ansätzen des historischen Institutionalismus (Thelen 2004, 
Streeck/Thelen 2005) ruht der Analysefokus stärker auf Veränderungen der nor-
mativen und regulativen institutionellen Dimension, die kulturell-kognitive dage-
gen wird oft vernachlässigt (siehe Graf 2013: 44). 
In Bezug auf den soziologischen Institutionalismus betont Schmidt 
(2008: 320) zuerst einmal die Gemeinsamkeiten. Dieser wie auch diskursanalyti-
sche Ansätze akzentuieren die kulturell-kognitive Ebene und es stehen vor allem 
Ideen und Vorstellungen im Vordergrund. Beide Ansätze sind konstruktivistisch 
und teilen eine Ablehnung gegenüber Rational-Choice-Ansätzen in Bezug auf In-
dividuen. Zudem lehnen sie beide die Annahme, dass es eine objektive Rationali-
tät gäbe, ab. Interessen bestehen nicht unabhängig von Ideen. Alle Interessen sind 
Ideen und Ideen machen Interessen aus (Hay 2006). Wenn auch in beiden Ansät-
zen Ideen bzw. Wissen im Vordergrund stehen, sind Diskurse jedoch im Gegen-
satz zu Ideen nicht nur der Text oder Inhalt (was gesagt wird) sondern auch der 
Kontext, die Formationsregeln dessen, was gesagt wird. Diskurse umfassen mehr 
als die bloße Struktur, sie erfassen ebenfalls die dazugehörige Agency. So betont 
Wendt (1987) in Anlehnung an Giddens Konzept der Dualität der Struktur, dass 
Strukturen einen inhärenten diskursiven Charakter besitzen, d.h., sie sind un-
trennbar mit den Überlegungen und dem Selbstverständnis, die Akteure zu ihrem 
Handeln bringen, verbunden, während aber die Agenten gleichzeitig diese Struk-
turen konstituieren. 
Die Hauptdifferenz zwischen dem soziologischen und diskursiven Institu-
tionalismus besteht nach Schmidt (2008: 320) darin, inwiefern Ideen als dynami-
sche Konstrukte gesehen werden und inwiefern Machtaspekte als relevant be-
trachtet werden. Das Spektrum der Fragen einer Diskursanalyse sei größer, denn 
es interessiert viel stärker ebenfalls, wer als Träger von Ideen identifiziert wird 
und in welche Richtung sich diese entwickeln – ob eher hierarchisch von oben 
oder auch in einem Prozess von unten nach oben. Es ergibt sich auf diese Weise 
die Möglichkeit, anstatt nur von einer hierarchischen Vermittlung auszugehen, 
auch zu beobachten, wie Ideen und Glaubensgrundsätze sich in einem Prozess 
der kontinuierlichen Infragestellung ändern. Welche gesellschaftlichen Kräfte in 
Deutschland und Frankreich sind aktiv bei der Gestaltung institutionellen Wan-
dels von Durchlässigkeit? Für diese Arbeit wäre folglich gleichermaßen spannend 
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zu untersuchen, woher mögliche Ideen stammen, die institutionellen Wandel zwi-
schen den Organisationsfeldern der Hochschulbildung und Berufsbildung indu-
zieren. Handelt es sich vor allem um exogene neu über z.B. europäische Koordi-
nierungsprozesse eingebrachte Ideen oder um andere endogene, in diesem Fall 
nationalstaatliche bzw. dem Organisationsfeld entstammende Vorstellungen, wel-
che die institutionelle Entwicklung um Durchlässigkeit prägen? 
Zudem erlaubt die Diskursanalyse eine stärkere Prozessorientierung, da Sinn- 
und Deutungsmuster nicht nur festlegen, wie Akteure ihre Welt begrifflich fassen, 
sondern auch durch mögliche Rekonzeptualisierung als Ressource genutzt wer-
den können, um Wandel zu ermöglichen (Schmidt 2008, 2010: 4). Wie bereits im 
Abschnitt zum Verhältnis vom Diskurs zu Institutionen herausgearbeitet wurde, 
dass Institutionen durch Diskurse erzeugt und legitimiert werden, begrenzen aber 
bestehende Institutionen gleichsam wiederum Diskurse. Diskursanalysen können 
demnach bei der Rekonstruktion von institutionellem Wandel helfen, indem sie 
Untersuchungen der diskursiven Auseinandersetzungen um die Transformation 
gesellschaftlicher Definitionsverhältnisse anleiten. Auch wenn in vielen Analysen 
gezeigt werden konnte, dass institutionelle Arrangements sich eher langsam än-
dern und sich durch eine gewisse Trägheit auszeichnen, so konnte jedoch auch 
gezeigt werden, wie durch neue Diskurse alte ‚Wahrheiten‘ bzw. altes Wissen 
seiner Selbstverständlichkeit enthoben wird, unter Rechtfertigungsdruck gelangt 
und einem Prozess der Delegitimation ausgesetzt wird, aus dem die Institutionen 
schließlich verändert hervorgehen (Keller 2008). Insbesondere Michel Foucaults 
Arbeiten fordern auf, die Herkunft von Sinn-Setzungen durch Raum und Zeit 
zurückzuverfolgen. Zudem rückt er die Ausbildung und Verbreitung neuer Dis-
kurse in Auseinandersetzung mit den bestehenden symbolischen Ordnungen und 
deren Transformationen in den Mittelpunkt der Diskursanalyse, wobei durch den 
inhärenten Konnex zwischen Wissen und Macht Diskursanalysen auch immer die 
Veränderungen der Kräfteverhältnisse in den Blick nehmen und somit Macht und 
Konfliktanalysen sind27. Gerade wenn Institutionen wie Durchlässigkeitsstruktu-
ren im Bildungssystem – maßgeblich zukünftige – die Lebenschancen der Indivi-
duen und deren sozialen Platzierung in der Gesellschaft mitbestimmen, ist davon 
auszugehen, dass deutliche Verteilungskonflikte in der Gesellschaft vorherrschen, 
wobei bestehende Strukturen von den herrschenden Gruppen einer Gesellschaft 
verteidigt werden, während sie von den Benachteiligten infrage gestellt wird. Da 
Diskurse als Ort der Institutionalisierung, der Reproduktion und der Veränderung 
von gesellschaftlichen Wissensvorräten, den Ideologien, Leitbildern, Vorstellun-
gen, gelten, ist anzunehmen, dass auch hier die gesellschaftlichen Konfliktlinien 
27  Keller (2008) kritisiert die hermeneutische Wissenssoziologie für ihren zu starken Fokus auf die 
Mikroanalyse von Wissen, da so der Analyse systematisch die Karrieren öffentlicher Diskurse 
als Prozesse der Wissenskonstitution und -zirkulation entgehen. Aber auch stärker 
expert_innengestütztes Wissen bzw. institutionelles Wissen sickert in die 
Wirklichkeitskonstruktion der Individuen ein, so dass die Untersuchung solcher Phänomene 
notwendigerweise zu den Untersuchungsgegenständen einer wissenssoziologischen Perspektive 
gehört. 
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sichtbar sind. So schlägt auch Scherrer (2001) vor, zu analysieren, von welchen 
Institutionen Verharrungsmomente ausgehen oder auch Konkurrenzsituationen 
entstehen, welche ebenfalls diskursiv wahrgenommen werden. Es öffnet sich der 
Blick für die politischen Auseinandersetzungen um den Institutionenwandel. Zu 
fragen wäre insofern z.B., welche Akteure eine erhöhte Durchlässigkeit zwischen 
Hochschulbildung und Berufsbildung befördern oder behindern? Welche Strate-
gien werden verfolgt? 
Die diskursanalytische Erweiterung der neoinstitutionalistischen Theorien 
betont neben der Ideenebene somit auch die Rolle von Macht und handelnden 
Akteuren. Die diskursanalytische Annahme einer gegenseitigen Subversion von 
Struktur und Subjekt bietet dabei einen Ansatz zur Analyse von institutionellem 
Wandel (Scherrer 2001). Auch wenn auf diese Dualität von Handlung und Struk-
tur ebenfalls im soziologischem Institutionalismus hingewiesen wird (u.a. Scott 
2008, Hasse/Krücken 2005), so bleiben diese Aspekte in den Analysen doch weit-
gehend ausgeblendet (Scherrer 2001, Schmidt 2008, siehe aber Meyer/Jepperson 
2000). Searle (1995) betont, dass Institutionen sich nicht nur unbewusst ändern, 
indem die Institutionen anders genutzt werden, sondern auch bewusst geändert 
werden, indem man sich entscheidet, sie anders zu nutzen. Diskurs ist ein inter-
aktiver Prozess, der es erlaubt, Institutionen zu verändern, weil der deliberative 
Charakter von Diskursen es erlaubt, über Institutionen zu reden. 
Insbesondere in Zeiten, in denen Institutionen sich ändernden Bedingungen 
ausgesetzt sind, wie z.B. durch die Bologna- und Kopenhagen-Prozesse, ist anzu-
nehmen, dass über den Diskurs über die Institutionen verschiedene Vorstellun-
gen über den Wandel von Institutionen sichtbar werden. 
Inwiefern können sich neue Vorstellungen zu Durchlässigkeit durchsetzen? 
Inwiefern können europäische Prozesse genutzt werden, da diese durch ihre Vor-
gaben Durchlässigkeitsforderungen eine größere Legitimität geben könnten? 
Kommt es quasi zu diskursiven Machtverschiebungen in Frankreich und 
Deutschland? 
3.3.3 Stärken der neoinstitutionalistischen Perspektive 
Nachdem die Stärken der Diskursanalyse und der erweiterte Analysefokus für die 
Analysen institutionellen Wandels dargestellt wurden, soll jedoch auch gezeigt 
werden, warum eine Diskursanalyse allein die Dynamiken von institutionellem 
Wandel nicht so gut fassen kann. 
Der große Vorteil, den der soziologische neoinstitutionalistische Ansatz für 
diese Arbeit bietet, ist der ausdifferenzierte Institutionenbegriff, welcher drei Di-
mensionen von Institutionen unterscheidet und darauf hinweist, dass institutio-
neller Wandel in allen drei Dimensionen stattfinden kann und zwar auch in einem 
unterschiedlichen Maß. Das heißt, auch wenn der Fokus in dieser Arbeit durch 
die Verbindung von neoinstitutionalistischen Analysen mit der Diskursanalyse 
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vor allem auf den Veränderungen des Wissens, der kulturell-kognitiven und nor-
mative Dimension liegt, sollen regulative Änderungen durchaus mitberücksichtigt 
werden und mögliche Inkonsistenzen aufgezeigt werden. Insbesondere derartige 
Inkonsistenzen können dann auch wiederum eine Erklärung für Wandel sein (vgl. 
Abschnitt 3.2.1). In dieser Arbeit werden somit nicht nur Entwicklungen des Ver-
ständnisses, der gesellschaftlichen Vorstellungen von Durchlässigkeit und deren 
Legitimationen (kulturell-kognitive Dimension), sondern z.B. auch Rollenzu-
schreibungen für Absolvent_innen beruflicher und allgemeinbildender Bildungs-
wege (normative Dimension) sowie gesetzliche Veränderungen zur Durchlässig-
keit zwischen Berufs- und Hochschulbildung (regulative Dimension) in den Blick 
genommen werden. Auf diese Weise entsteht ein differenziertes Bild über die in-
stitutionellen Entwicklungen, welches auch eine ganzheitlichere Beurteilung von 
Wandelprozessen ermöglicht. 
Die Diskursanalyse bietet einen derartig differenzierten Begriff nicht, entwe-
der fokussiert sie auf die Veränderungen oder Rekonstruktion der Wissensebene 
oder sie befasst sich im Rahmen von z.B. Dispositivanalysen28 mit deutlich mehr 
als Institutionen (vgl. Bührmann/Schneider 2008; Keller 2007a). 
Ein weiterer Vorteil der Verbindung beider Ansätze besteht in Folgen-
dem: In Diskursanalysen werden zwar Wissensveränderungen und damit zusam-
menhängend Veränderungen von Machtverhältnissen in den Blick gerückt und 
ein erster Teil einer Erklärung geliefert, wie es zu Wandel kommt. Trotzdem 
bleibt es relativ unbeleuchtet, wie z.B. neue Diskurse in die nationalen Diskurse 
eindringen. Hier bietet der neoinstitutionalistische Ansatz mit dem Diffusions-
konzept einen wichtigen Ansatzpunkt. Auf diese Weise könnte institutioneller 
Wandel auch bei gleichen Machtverhältnissen möglich sein. Diffusion von Ideen 
ist somit ein wichtiger Mechanismus, welcher auch zur Innovation von Diskursen 
beiträgt. Inwiefern aber die diffundierenden Ideen überhaupt aufgenommen wer-
den, wie sie und ob sie überhaupt interpretiert werden und welche Interpretatio-
nen sich verfestigen und inwiefern sie die Legitimität bestehender Institutionen 
untergraben, wird dann erst in den Diskursen sichtbar. 
28  Bührmann und Schneider (2007: Abs. 19) beschreiben, dass Foucault (1978: 119f.) „mit 
Dispositiv ein ‚heterogenes Ensemble‘ von solchen unterschiedlichen Elementen wie Diskursen, 
Institutionen, architekturalen Einrichtungen, reglementierenden Entscheidungen, Gesetzen 
usw. bezeichnet.“ Das Dispositiv bildet dabei aber nicht die Summe dieser Elemente, sondern 
vielmehr die Verbindung, das Netz, das zwischen diesen Elementen besteht 
(Bührmann/Schneider 2007). Während in Diskursanalysen zwar auch Praktiken und zwar 
diskursive untersucht werden, stehen bei Dispositivanalysen auch die nicht-diskursiven 
Praktiken mit im Fokus. 
Angermüller (2010) fasst den Dispositivbegriff von Bührmann und Schneider (2008) in seiner 
Rezension auf der Homepage www.litkult.de folgendermaßen zusammen „Ein Dispositiv 
bezeichnet demnach ein soziohistorisches Arrangement symbolisch objektivierbarer 
Wissensordnungen wie material vergegenständlichbarer Handlungsmuster, das sich als Reaktion 
auf einen gesellschaftlichen ‚Notstand‘ bzw. bestimmte soziale Problemfeldern formiert und 
Subjektivitätsangebote bereit hält.“ 
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Zudem bietet der Neoinstitutionalismus wertvolle Konzepte zur Beschrei-
bung institutionellen Wandels an, die sich ferner auf Diskursebene untersuchen 
lassen können, und zwar sowohl für die Entwicklungsprozesse innerhalb eines 
Landes als auch im Vergleich zu internationalen Modellen und zu anderen Län-
dern. Auch hier wird die konzeptuelle Nähe der Ansätze offenbar. In der vorlie-
genden Arbeit soll somit erstens die Frage beantwortet werden, inwiefern institu-
tioneller Wandel in Deutschland und Frankreich eher zu einer Stabilisierung vor-
handener Durchlässigkeitsinstitutionen führt, zu einer Veränderung dieser oder 
zur Entstehung ganz neuer Muster, die nicht mehr den traditionellen nationalen 
Entwicklungspfaden entsprechen. Und zweitens interessiert auch, inwiefern der 
Wandel zu einer Konvergenz in Richtung europäischer Vorgaben einerseits und 
einer Konvergenz zwischen den nationalen Strukturen in Deutschland und 
Frankreich andererseits geführt hat. 
Schließlich sind Diskursanalysen zwar immer historisch in einem bestimmten 
Kontext verortet (Keller 2008), aber der Fokus ihrer Analysen liegt eher in der 
Suche nach Bruchstellen in der Wissensformation, nach Diskontinuitäten, welche 
zu Bedeutungsverschiebungen führen (Traue et al. 2014: 494) Der historische 
Neoinstitutionalismus weist dagegen auch auf die Bedeutung vorhandener insti-
tutioneller Arrangements und ihrer Wirkmächtigkeit hin. In diesem Rahmen wird 
somit von Relevanz sein zu untersuchen, wie die traditionellen Durchlässigkeits-
strukturen in Deutschland und Frankreich die weitere Entwicklung bestimmen, 
aber wie auch auf diskursiver Ebene mit diesen Kontinuitäten gebrochen wird.29 
In diesem Abschnitt sollte gezeigt werden, dass beide Ansätze Stärken aber 
auch blinde Flecken mit sich bringen, aber dass Neoinstitutionalismus und die 
diskursanalytische Forschungsperspektive zusammen für die Erklärung komple-
xer Prozesse wie von institutionellem Wandel eine sinnvolle und fruchtbare ge-
genseitige Ergänzung bieten. Während einerseits die konfliktbehafteten Prozesse 
der Deutungsproduktion und damit auch Prozesse der Institutionalisierung in den 
Vordergrund geraten, werden andererseits institutionelle Kontexte und Analyse-
ebenen nicht vernachlässigt. 
Aufbauend auf dem in diesem Kapitel dargelegten theoretischen Konzept 
soll im nachfolgenden Kapitel anhand des Forschungsdesigns gezeigt werden, wie 
in dieser Arbeit die Forschungsfragen beantwortet werden sollen. 
  
29  Die Bedeutung historischer Gewachsenheit von Diskursen und die Beschränkung diskursiver 
Praktikten durch bestehende Diskurse und Diskurshistorie werden auch in Foucaults Arbeiten 
thematisiert. Allerdings arbeitet er weniger die sich selbstverstärkenden Mechanismen, die im 
Rahmen des historischen Neoinstitutionalismus betont werden, heraus. 
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4 Design und Methoden 
Diese Arbeit hat drei Ziele: erstens zu rekonstruieren, ob und wie ein Wandel der 
institutionellen Durchlässigkeitsstrukturen in Deutschland und Frankreich statt-
gefunden hat, zweitens zu vergleichen, inwiefern sich die institutionellen Durch-
lässigkeitsstrukturen in den beiden Ländern angeglichen haben, und drittens zu 
untersuchen, welchen Einfluss europäische Bildungsprozesse auf die Durchläs-
sigkeitsstrukturen hatten und welche anderen Faktoren mit bestimmend waren. 
Vor dem Hintergrund dieser Forschungsfragen und des dargestellten theoreti-
schen Zugangs soll in diesem Kapitel das Forschungsdesign beschrieben werden. 
Es handelt sich um eine Mehrebenenanalyse unter Verwendung verschiedener 
methodischer sowie theoretischer Ansätze. Nachfolgend sollen daher das Design 
und die Analyseverfahren in zwei Unterkapiteln vorgestellt werden. Der letzte 
Abschnitt dient der Reflexion der Güte der durchgeführten Analysen. 
4.1 Forschungsdesign 
Der Abschnitt zum Forschungsdesign zielt darauf ab, diese Arbeit allgemein als 
Fallstudie zu verorten und die konkrete Anlage der Untersuchung zu begründen. 
Dafür wird zuerst das spezifische Fallstudiendesign, in dem eine diskursanalyti-
sche Forschungsperspektive mit der des process tracing verbunden wird, erklärt. Da-
bei werden der Analysefokus der Untersuchung, die Logik der einzelnen Analy-
seschritte und die Auswahl des Untersuchungszeitraums erläutert. In einem zwei-
ten Teil wird die Fallauswahl begründet und die Bedeutung des Vergleichs für 
diese Arbeit dargestellt. 
4.1.1 Fallstudiendesign 
Fallstudien 
Die vorliegende Arbeit kann als vergleichendes Fallstudiendesign beschrieben 
werden. Doch was sind Fallstudien? Gerring (2004: 341) definiert sie folgender-
maßen: „a case study is best defined as an in-depth study of a single unit (a rela-
tively bounded phenomenon) where the scholar’s aim is to elucidate features of a 
larger class of similar phenomena“. Das zu untersuchende Phänomen sind die 
Entwicklungen der nationalen institutionellen Durchlässigkeitsstrukturen zwi-
schen Berufs- und Hochschulbildung in Deutschland und Frankreich. Ziel ist zu 
zeigen, dass Durchlässigkeit – abhängig von dem jeweiligen Bildungssystem – 
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ganz unterschiedlich institutionalisiert sein kann und mit unterschiedlichen Pro-
blematiken einhergeht. Zudem sollen auch die Entwicklungen der jeweiligen 
Durchlässigkeitsstrukturen nachvollzogen werden. Aber nicht nur die Unter-
schiede, sondern auch Ähnlichkeiten sollen untersucht werden. Ausgehend von 
der Analyse der jeweiligen Entwicklung im deutschen oder französischen Fall (unit 
of analysis), die sich aus der diachronen Betrachtung der Fälle ergibt, soll auch ge-
zeigt werden, inwiefern sich die Strukturen angleichen, und schließlich, welchen 
Einfluss die Europäisierung auf die Entwicklungen hatte. Nach der Einteilung 
von Gerring würde dieses Design am ehesten dem historisch vergleichenden De-
sign entsprechen, in dem die Analyse „across and within units synchronically and 
diachronically“ (Gerring 2004: 343) stattfindet. 
Fallstudien sollen gemäß Snow und Trom (2002: 153) offen und flexibel, 
multiperspektivisch, longitudinal und mit verschiedenen Methoden analysiert 
werden. Offenheit und Flexibilität unterstreichen, dass diese qualitative For-
schung nicht als rein linearer Prozess verstanden werden kann. Vielmehr werden 
Annahmen im Verlauf des Forschungsprozesses reformuliert, Erhebung und In-
terpretation können im Verlauf Erklärungslücken aufzeigen, was die Erhebung 
weiterer Daten nötig macht. 
Das Vorgehen der Triangulation bietet sich für ein solches Fallstudiendesign 
an, da es verschiedene Perspektiven und Methoden berücksichtigt, um unter-
schiedliche Aspekte eines Problems zu erfassen. Triangulation bedeutet, dass ver-
schiedene Datenquellen, theoretische Ansätze, und/oder Auswertungsmethoden 
miteinander kombiniert werden (Flick 2004). Auch in dieser Arbeit fand eine Tri-
angulation von Daten, Methoden und Theorien statt. Es wurden verschiedene 
Datenquellen verwendet: Interviews sowie unterschiedlichste Dokumente in 
Form von Gesetzen, Berichten, Beschlüssen und Kommuniqués sowie Proto-
kolle teilnehmender Beobachtungen. Die Verbindung unterschiedlicher theoreti-
scher Stränge – die der Diskursforschung und des Neoinstitutionalismus – er-
möglicht die Berücksichtigung verschiedener Einflussfaktoren, um den Fall mög-
lichst umfassend zu erklären. Mit der Triangulation der Methoden kann die Be-
grenztheit von Einzelmethoden durch ihre Kombination überwunden werden. 
Diese Arbeit basiert primär auf der diskursanalytischen Auswertung bildungspo-
litischer Dokumente. Die Diskursanalyse wird aber ergänzt um eine Dokumen-
tenanalyse rechtlicher Texte, um Expert_inneninterviews sowie um eine qualita-
tive Inhaltsanalyse europäischer Deklarationen und Kommuniqués. Um den Ein-
fluss der europäischen Prozesse bestimmen zu können und Erklärungsvorschläge 
für die vorgefundene institutionelle Entwicklung zu liefern, wird sich zudem an 
das Verfahren des process tracing angelehnt, wobei der Fokus der Arbeit primär auf 
der Darstellung der nationalen Änderungsdynamiken liegt. 
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Process tracing und Diskursperspektive 
Process tracing dient als Verfahren zur Rekonstruktion einzelner Sequenzen eines 
Handlungsablaufs bzw. einer Entwicklung. George und Bennett (2005: 206) de-
finieren dieses Verfahren folgendermaßen: 
The process-tracing method attempts to identify the intervening causal process, the 
causal chain and causal mechanism between an independent variable (or variables) 
and the outcome of the dependent variable. 
Im Gegensatz zu statistischen Auswertungen, in denen zwar Kausalzusammen-
hänge, nicht aber deren Zustandekommen gezeigt werden können, ist es anhand 
einer Fallstudie möglich zu rekonstruieren, wie sich ein bestimmtes Ergebnis im 
Zeitverlauf ergibt: 
The causal analysis takes the form of a tree diagram, showing how a case progresses 
from step to step in the story, each step understood as preceding in time the one that 
follows it. (Becker 1992: 226) 
Hierbei ist aber anzumerken, dass in dieser Arbeit der traditionelle Fokus auf Me-
chanismen (vgl. George/Bennett 2005; Mahoney 2010), die ein Outcome erklä-
ren, weniger ausgeprägt ist. Eine genaue Rekonstruktion der politischen Prozesse, 
die klassischerweise im Zentrum von Process-tracing-Analysen stehen, findet 
nicht statt. Im Fokus steht vor allem die Darstellung des institutionellen Wandels 
der Durchlässigkeitsstrukturen. Die Frage nach den genauen Mechanismen, die 
erklären, wie genau z.B. Europäisierungsprozesse gewirkt haben, d.h., ob es z.B. 
eher zu einer Diffusion kam primär durch transnationale Kommunikation oder 
durch europäische Wettbewerbsanreize (Bieber 2011: 6), oder ob eine Sozialisie-
rung durch Überzeugung (Checkel 2005) stattgefunden hat, kann in dieser Arbeit 
nicht abschließend beantwortet werden. Vielmehr wird von dem Ansatz des pro-
cess tracing übernommen, Wandel Schritt für Schritt zu rekonstruieren und zu be-
schreiben (Collier 2011; Mahoney 2010), um Einflüsse aufzudecken. Daher wer-
den in den Fallanalysen, auch wenn es zwei Untersuchungszeiträume gibt, die 
Entwicklungen innerhalb der Zeiträume genauer betrachtet, so dass dieses Wissen 
auch die Fragen der Einflussfaktoren des Wandels bereichert. Folgt man Maho-
neys (2010) Unterscheidung in unterschiedliche Arten von process tracing oder auch 
„causal-process observation“ (CPO), dann entspricht die in dieser Arbeit durchge-
führte Version am ehesten der „independent variable CPO“ (Mahoney 2010: 125-
128). Es geht darum zu zeigen, dass z.B. Europäisierung im Rahmen der Bologna- 
und Kopenhagen-Prozesse einen Einfluss auf die nationalen Durchlässigkeits-
strukturen hat. Die Annahme dahinter ist, dass erstens in den Europäisierungs-
prozessen Durchlässigkeit als Thema relevant ist. Zweitens wird – wie im Theo-
riekapitel gezeigt – angenommen, dass es durch Europäisierung zu einer Diffu-
sion von Vorstellungen, Normen und Regeln kommen kann, die durch die sozia-
len Akteure als Bestätigung der bestehenden Strukturen interpretiert oder aber 
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infrage gestellt werden können, wodurch ein Wandel in Gang gesetzt wird. Beides 
wird in dieser Arbeit untersucht. 
Eine Schwierigkeit, die mit dem Verbinden der Methoden des process tracing 
mit der Diskursanalyse einhergeht, ist die Kopplung des eher positivistischen An-
satzes des process tracing (Checkel 2005), der nach kausalen Zusammenhängen 
fragt, mit einem postpositivistischen konstruktivistischen Ansatz. Die Untersu-
chung von gesellschaftlichen Problemen aus diskurstheoretischer Perspektive 
muss mit der Problematik umgehen, dass nicht einfach von einer Ursache-Wir-
kungsrelation ausgegangen werden kann. Es wird vielmehr ein reziprokes oder 
zirkuläres Verhältnis von Ursache und Wirkung angenommen (Quenzel 2005). 
Auch im process tracing wird ein zirkuläres Verhältnis angenommen, da eine er-
kannte Auswirkung gleichzeitig mit Ursache für neuere Entwicklungen sein kann. 
Aus diesem Grund ist eine klare Unterscheidung von abhängiger und unabhängi-
ger Variable nicht möglich, woraus letztlich eine stärker rekonstruktive Herange-
hensweise an den Untersuchungsgegenstand folgt. Es geht primär darum, wel-
chen Platz bestimmte Phänomene im Gegensatz zu anderen einnehmen. Trotz-
dem soll die diskursanalytische Forschungsperspektive in diese Arbeit nicht allein 
auf die Rekonstruktion verkürzt werden, denn die theoretischen Annahmen bie-
ten sehr wohl auch Erklärungsmöglichkeiten, wenn man die machttheoretische 
Einbettung des Ansatzes ernst nimmt (vgl. Kapitel 3). Was aber zu Veränderun-
gen diskursiver Machtstrukturen führt, kann stärker aus einer Perspektive des pro-
cess tracing erklärt werden. Letztlich würde ein reines Berücksichtigen positivisti-
scher oder diskursanalytischer Methoden nicht notwendigerweise einen adäqua-
ten Rahmen für die Studie komplexer Sachverhalte wie die des institutionellen 
Wandels sein. 
Versucht man, trotz der genannten Prämissen für ein besseres Verständnis 
des Forschungsdesigns zwischen abhängiger und unabhängiger Variable zu un-
terscheiden, könnte Wandel im Sinne eines Ergebnisses und nicht als Prozess als 
abhängige Variable verstanden werden. Dabei ist zu beachten, dass die veränder-
ten Bedingungen zu einem Zeitpunkt aber immer auch Ausgangsbedingungen für 
die weitere Entwicklung sind. Als mögliche Einflussfaktoren, die vermeintlich un-
abhängigen Variablen, können die folgenden gelten: Erstens wird der Einfluss des 
‚quasi-exogenen‘ europäischen Veränderungsdrucks, d.h. die mit den Bologna- 
und Kopenhagen-Prozessen verbundene Europäisierung, betrachtet. Dabei gilt, 
dass insbesondere die Bologna- und Kopenhagen-Prozesse nicht nur von oben 
instruiert werden, zumal gerade die Bildungspolitik noch in die nationalen 
Verantwortungsbereiche fällt. So waren die nationalen Regierungen wie auch die 
nationalen Hochschulen, die Studierende, die Sozialpartner sowie europäische 
Institutionen an den Prozessen beteiligt (Walter 2006). In diesem Sinn können die 
Prozesse nicht als rein exogen bezeichnet werden (vgl. auch Schmidt 2014). 
Europäisierung wirkt zudem nicht nur in eine Richtung. So können auch die 
nationalen Entwicklungen aufgrund von Europäisierung multidirektional sein. 
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Europeanization can be defined as internal differentiation and external adaptation. It 
turns national societies more dynamic and accounts for accelerated social change. As 
such, it is linked to harmonizing processes through which national societies become 
increasingly similar, but it is also manifested in new heterogeneous practices, which 
increase internal diversity. (Trenz 2008: 6) 
Zweitens müssen als den Wandel beeinflussende Faktoren die nationalen pfadab-
hängigen Strukturen in die Analyse einbezogen werden. Inwiefern verhindern 
diese institutionellen Strukturen Veränderungen? Inwiefern sind sie aber auch Teil 
einer Weiterentwicklung bzw. beeinflussen die Aufnahme von diffundierten Kon-
zepten? Es werden auch die im jeweiligen Organisationsfeld beteiligten Akteure 
als potenzielle Einflussfaktoren in die Analyse aufgenommen. Durch die Dis-
kursanalyse von Dokumenten der bildungspolitischen Akteure können dann ent-
sprechende Machtkonstellationen und damit verbundenen Strategien aufgedeckt 
werden. 
Um insbesondere den Einfluss der europäischen Prozesse nachzuvollziehen, 
werden für die Analyse zwei Zeiträume unterschieden. Der erste Zeitraum um-
fasst die Zeit vor den Bologna- und Kopenhagen-Prozessen bis einschließlich 
1998.30 Der zweite Zeitraum reicht von 1999 bis 2012. Wie lange vor dem ‚offi-
ziellen‘ Beginn der beiden Europäisierungsprozesse die Diskurse untersucht wer-
den, ist abhängig von dem spezifischen Fall. In Deutschland wurde 1990 als Start-
punkt bestimmt, da erstens mit dem Fall der Mauer eine neue Dynamik der Eu-
ropäisierung begann. Zweitens war durch die Wiedervereinigung auch eine Art 
window of opportunity in Deutschland geschaffen worden, die institutionellen Set-
tings des Bildungssystems und somit auch das Bildungsschisma infrage zu stellen. 
Denn damals musste in Gesamtdeutschland ein einheitliches System institutiona-
lisiert werden, wobei in Ostdeutschland das Bildungsschisma viel weniger stark 
institutionalisiert war. In Frankreich bietet es sich an, bis zur Einführung des bac-
calauréat professionnel, des Berufsabiturs, im Jahr 1985 zurückzugehen, da dies einen 
entscheidenden Einfluss auf die Entwicklung einer größeren Durchlässigkeit des 
Bildungssystems bedeutete. Jedoch zeigte sich, dass die für die Diskursanalyse 
notwendigen Dokumente für den Zeitraum vor 1989 schwer zugänglich waren, 
so dass die Untersuchungszeiträume nun doch fast gleich sind. 
Anlage der Untersuchung 
Im Folgenden soll anhand von Abbildung 2 vereinfacht gezeigt werden, was in 
dieser Arbeit untersucht wird und auf Basis welcher Analyseverfahren. 
Erstens wird angenommen, dass von europäischer Ebene durch die Bologna- 
und Kopenhagen-Prozesse Vorstellungen, Normen, und Regeln auf die nationale 
30  Zwar begann der Bologna-Prozess quasi schon 1998 mit der Sorbonne-Deklaration, jedoch wird 
davon ausgegangen, dass der durch diesen Prozess induzierte Wandel sich nicht bereits 1998 voll 
entfaltet hat. 
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Ebene über unterschiedlichste Mechanismen der Diffusion der sozialen Kon-
struktion von Problemen, des gegenseitigen Lernens oder des Wettbewerbs 
(Dobbin et al. 2007) diffundieren. Diese Vorstellungen, Normen und Regeln kön-
nen dann Einfluss auf die nationalen Bildungssysteme, die Organisationsfelder 
Hochschulbildung und Berufsbildung und damit auch die darin verankerten in-
stitutionellen Durchlässigkeitsstrukturen ausüben. Wie und ob die europäischen 
Prozesse aber eine Wirkung entfalten können, hängt auch von den bestehenden 
nationalen Strukturen, den Pfadabhängigkeiten sowie den Akteuren und ihren 
Machtverhältnissen ab. Gleichzeitig können auch endogen durch das nationale 
Setting Änderungsprozesse in Gang gesetzt werden. 
Die Fallstudien für Deutschland und Frankreich untersuchen jeweils die na-
tionalen institutionellen Veränderungen des Verhältnisses von Hochschul- und 
Berufsbildungsstrukturen im Hinblick auf Durchlässigkeit. Doch wie soll nun die 
Veränderung der Institutionen in den unterschiedlichen Organisationsfeldern re-
konstruiert werden? 
Entsprechend der an Scott (2008) angelehnten analytischen Unterteilung von 
Institutionen in drei Dimensionen (kulturell-kognitiv, normativ und regulativ) 
sollten diese auch analysiert werden, wobei mein Fokus vor allem auf der Unter-
suchung der Veränderungen in der kulturell-kognitiven Dimension liegen wird. 
Ein Wandel in der regulativen Dimension kann über die Analyse von Geset-
zen, Vorschriften und Beschlüssen untersucht werden. Das heißt ich untersuche, 
inwiefern sich die gesetzlichen Regelungen in Bezug auf Durchlässigkeit geändert 
haben. Die kulturell-kognitive Ebene lässt sich vor allem über eine Diskursanalyse 
erfassen. Auch die normative Dimension ist in den Diskursen nachzuzeichnen. 
Dabei ist zu bedenken, dass es nicht immer möglich sein wird, bei der Diskursana-
lyse die idealtypische Unterscheidung der drei Dimensionen von Institutionen 
aufrechtzuerhalten (vgl. auch Kapitel 3). Hellmann (2006) weist darauf hin, dass 
entsprechend der asymmetrischen Unterscheidung des Legitimationsbegriffs von 
Berger und Luckmann (2007: 100) die kognitive Dimension der normativen vo-
rangestellt ist, „bei der Legitimation von Organisationen geht das Wissen den 
Werten voraus“. Insofern sind in Wertungen, was z.B. gute Standards für Univer-
sitäten sind, bereits kulturell-kognitive Skripte eingelagert. Zum anderen ist es 
aber auch denkbar, dass normativ bereits Veränderungen gefordert werden, die 
aber im Gegensatz zur kulturell-kognitiven Dimension stehen. 
Die normative Dimension lässt sich anhand der Standards und Normen un-
tersuchen, die z.B. an die Organisationen in Diskursen herangetragen werden. 
Auch wäre es möglich zu untersuchen, welche Standards und Normen im Hin-
blick auf Durchlässigkeit in den Organisationen selbst gelten. Der Fokus dieser 
Arbeit liegt aber auf der Makroebene sowie auf den Entwicklungen in den Orga-
nisationsfeldern auf der Mesoebene, so dass eine Analyse von Entwicklungen in 
Organisationen nicht geleistet wird. Auch die Individualebene, also die Mikro-
ebene, wird nur indirekt über die Betrachtung von Beteiligungsraten aufgenom-
men (vgl. Tabelle 2). 
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Die stärkere Fokussierung dieser Arbeit auf die Analyse von Diskursen bietet 
sich an, weil die europäischen Bildungsprozesse noch nicht sehr lange bestehen. 
Dies gilt umso mehr für den Kopenhagen-Prozess. Folglich macht sich der Ein-
fluss dieser Prozesse mitunter noch nicht über regulative Veränderungen bemerk-
bar. Zudem sind auch Veränderungen in den anderen institutionellen Dimensio-
nen wichtig, weil auch sie Entwicklungen aufzeigen. Zudem können sie aber auch 
Inkongruenzen zwischen den institutionellen Dimensionen offenbaren und damit 
Wandel verstärken oder bremsen. Insofern ist eine ganzheitlichere Betrachtung 
auch hilfreich zur Erklärung institutioneller Änderungen. 
Tabelle 2  Analysefokus der Untersuchung 
Erklärungsfaktoren Analyseebene Analysefokus




Makroebene Entwicklung von Vorstellungen und Ideologien zu Bil-
dung und Durchlässigkeit
Nationale Politik Makroebene Nationale und föderale Strukturen und Akteure wie In-
teressenvertretungen
Organisationsfelder Mesoebene Governance der Organisationsfelder sowie institutio-
nelle Strukturen der Berufsbildung und Hochschulbil-
dung im Hinblick auf Durchlässigkeit
Organisationen Mesoebene Hochschulen, Betriebe, Berufsbildungsschulen (vor-
herrschende Standards, Kulturen, Umsetzung der Re-
gelungen in den Organisationen)




Quelle: In Anlehnung an Powell (2004: 29) angewandt auf diese Arbeit durch die Verfasserin 
Aber nicht nur Europäisierungsprozesse, sondern auch die historische Gewach-
senheit des Verhältnisses von Berufs- und Hochschulbildung sind für die Erklä-
rung der Entwicklungen notwendig. Primär über die Analyse von historischen 
Arbeiten zu den nationalen Bildungssystemen, aber auch durch Ex-
pert_inneninterviews werden die traditionell gewachsenen Strukturen sowie Kon-
texte der untersuchten Entwicklungen in dieser Arbeit aufgearbeitet. Die Rolle 
der nationalen Akteure und der Machtverhältnisse wird wiederum im Rahmen der 
Diskursanalyse betrachtet, da die Positionen von bedeutenden bildungspoliti-
schen Akteuren der beiden Organisationsfelder untersucht werden. 
31  Auf Individualebene sind zudem die demografischen und individuellen Eigenschaften wie 
Herkunft, Geschlecht, Alter, Ethnizität usw. wichtig. Zudem können auf Individualebene auch 
die Bildungsentscheidungen, die sich dann in den Beteiligungsraten abbilden, untersucht werden, 
wie dies im Rahmen des Berliner-Studienberechtigten-Panel geschieht. 
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Der Ansatz des process tracing leitet die Untersuchung im Hinblick auf eine 
schrittweise Rekonstruktion der Entwicklungen und deren Erklärung durch vor 
allem exogene, d.h. europäische, aber auch endogene Einflüsse an. Die Analyse 
der Entwicklung und vor allem der Inhalte der europäischen Bildungsprozesse 
Bologna und Kopenhagen erfolgt auf Basis einer theoriegeleiteten qualitativen 
Inhaltsanalyse der entsprechenden europäischen Deklarationen und Kommuni-
qués. Die Untersuchung des Einflusses dieser Prozesse erfolgt wiederum anhand 
der Analyse der institutionellen Durchlässigkeitsstrukturen in den Fallstudien so-
wie durch Expert_inneninterviews. 
Die Anlage der Untersuchung wird in Abbildung 2 zusammengefasst: Für 
den Vergleich von Frankreich und Deutschland erfolgt zuvor eine analoge Ana-
lyse der Einzelfälle. In den Formen, die die einzelnen Einflussfaktoren und bzw. 
der zu untersuchenden Strukturen darstellen, stehen jeweils kursiv geschrieben 
die angewendeten Erhebungs- und Analyseverfahren, die genauer in Abschnitt 
4.2. beschrieben werden. 
4.1.2 Fallauswahl und Vergleich 
Bevor die einzelnen durchgeführten Analyseverfahren genauer beschrieben wer-
den, soll in einem nächsten Schritt die Fallauswahl begründet und damit auch die 
Bedeutung des Vergleichs für diese Arbeit dargestellt werden. Warum vergleichen 
und nicht eine einzelne Fallstudie? 
Der Vergleich in dieser Arbeit hat zwei große Ziele: Erstens soll der Vergleich 
dazu dienen, die Entwicklungen der nationalen Fälle besser zu verstehen. Es kön-
nen die Spezifika des deutschen und des französischen Falls besser herausgear-
beitet werden. Kulturelle Unterschiede werden vergleichend erst deutlich und na-
tionale Entwicklungen in eine neue Perspektive gerückt. Aber nicht nur Unter-
schiede, sondern auch Ähnlichkeiten in der institutionellen Evolution und in 
Konfigurationen sollen analysiert werden, die dann auf verallgemeinerbare Ent-
wicklungen oder Konstellationen oder auch typische Durchlässigkeitsproblema-
tiken hinweisen. 
Zweitens geht es auch darum zu erklären, welchen Einfluss die europäischen 
Prozesse in den beiden Ländern hatten, ob sie gleichgerichtet auf die Durchläs-
sigkeitsstrukturen wirken oder inwiefern sie ganz unterschiedlich einflussreich 
waren. Anhand des Vergleichs könnten dann auch Kontextfaktoren für Einflüsse 
von Europäisierung deutlich gemacht werden. Schließlich ist auch nur anhand des 
Vergleichs die Frage zu beantworten, inwiefern die jeweiligen Entwicklungen zu 















































































































































































































































































































































































































































































Einordnung in die klassischen Vergleichsdesigns 
Doch wie gestaltet sich die Fallauswahl? Für diese Studie bleibt festzuhalten, dass 
die klassischen nomothetischen Vergleichsdesigns (vgl. Jahn 2005) nach Mill 
(1872) mit der Konkordanz- bzw. Differenzmethode nicht angewendet werden 
können und auch die Ansätze nach Przeworski und Teune (1970) mit dem most 
similiar system und dem most different system design nicht zu 100 % auf die Fallauswahl 
in dieser Arbeit zutreffen. Daraus ergibt sich aber auch, dass über die Fälle in 
dieser Arbeit hinaus nur begrenzt Verallgemeinerungen möglich sein werden. 
Warum nicht Mills Ansatz? Mill (1872) geht in seinen Überlegungen davon 
aus, dass man bereits bei der Fallauswahl die Ausprägung der abhängigen Variable 
kennt. Entweder kann man diese konstant halten und anhand eines Vergleichs 
untersuchen, welche gemeinsamen Einflussfaktoren identifiziert werden können 
(Konkordanz), oder man nimmt Fälle, die sich in der abhängigen Variable unter-
scheiden und untersucht Einflussfaktoren und kann dann Faktoren, die in beiden 
Fällen auftauchen, als erklärende Faktoren ausschließen (Differenzmethode) 
(Jahn 2005). In dieser Arbeit ist jedoch die Ausprägung der quasi-abhängigen Va-
riable, ob Wandel in den Durchlässigkeitsstrukturen stattfindet oder nicht, bei der 
Fallauswahl nicht bekannt, sondern Ergebnis der Untersuchung. 
Mit Blick auf das Verhältnis von Berufs- und Hochschulbildung und den 
Einfluss europäischer Bildungsprozesse können der deutsche und der französi-
sche Fall nicht als most similar systems, wohl aber als dissimilar systems 
(Przeworski/Teune 1970) angesehen werden. Die Analyse folgt somit einer Logik 
der Unterschiedlichkeit. Die Fälle Frankreich und Deutschland können aber trotz 
dieser Unterschiedlichkeit nicht als most different klassifiziert werden, weil z.B. 
beide Länder als meritokratische Demokratien gelten, traditionell zu den katho-
lisch konservativen Wohlfahrtsstaaten gehören, über ein institutionalisiertes Be-
rufsbildungssystem verfügen, die teilweise auch korporatistisch geregelt werden. 
Zudem sind beide Länder wichtige und mächtige Mitgliedsstaaten in der Europä-
ischen Union und bedeutende Akteure in den europäischen Bildungsprozessen. 
Sie gehören zu den Initiatoren der Bologna- und Kopenhagen-Prozesse und ha-
ben daher auch beide ein Interesse an deren Fortgang. 
Dennoch wurden einige Charakteristika des most-different-system-Ansatzes 
übernommen (Jahn 2005). So wurden erstens, abgesehen von diesen gerade be-
nannten Ähnlichkeiten, die quasi als Einflussfaktoren in beiden Ländern konstant 
gehalten werden, relativ unterschiedliche Fälle ausgesucht im Hinblick auf die in-
stitutionellen Strukturen und die Organisation der Berufs- und Hochschulbil-
dung, die primär Durchlässigkeitsstrukturen mitbestimmen.32 Zweitens sollte in-
32  Es stellt sich die Frage, ab wann ein Fall als most different eingeordnet werden kann. Im 
europäischen Vergleich sticht z.B. England heraus, weil dort die berufliche Ausbildung nicht 
stark institutionalisiert ist und Bildung vor allem Allgemeinbildung bedeutet. Der Unterschied 
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nerhalb der Fälle nach Zusammenhängen in Bezug auf die Durchlässigkeitsent-
wicklungen gesucht werden. Können trotz der Unterschiedlichkeit der Fälle glei-
che Zusammenhänge oder Entwicklungen durch z.B. Europäisierungseinflüsse 
festgestellt werden, kann von relativ stabilen Zusammenhängen ausgegangen wer-
den (Jahn 2005: 13). Inwiefern zeigen sich trotz der unterschiedlichen institutio-
nellen Ausgestaltung ähnliche Reaktionen auf die Europäisierungsprozesse? Aber 
auch im Hinblick auf die Entwicklung der Durchlässigkeitsstrukturen an sich ist 
es interessant zu untersuchen, ob trotz unterschiedlicher Ausgangssituationen 
ähnliche Probleme bestehen oder sich ähnliche Entwicklungen vollziehen, die 
vielleicht einen Hinweis auf die allgemeine Gestaltung von Durchlässigkeit er-
möglichen. Weichen drittens aber die gefunden Erklärungen für die Länder stark 
voneinander ab, dann sollen auch diese Spezifika im Fokus stehen (Jahn 2005). 
Fallauswahl auf Basis der Organisation und Struktur der Berufs- 
und der Hochschulbildung 
Nachdem die Logik der Fallauswahl in dieser Arbeit in Relation zu den klassi-
schen Vergleichsansätzen eingeordnet wurde, soll nachfolgend die Auswahl der 
beiden Fälle Deutschland und Frankreich erklärt werden. Diese bezieht sich vor 
allem auf die institutionellen Strukturen und die Organisation der Berufs- und 
Hochschulbildung, wobei die Charakteristika der drei institutionellen Dimensio-
nen in den Blick genommen werden. Dabei waren bestehende Typologien für die 
Berufs- und Hochschulbildung sowie für das Verhältnis von Bildungssystem und 
Arbeitsmarkt hilfreich. Zuerst werden überblicksartig und mithilfe von Typolo-
gien die beruflichen Bildungssysteme gegenübergestellt, dann die Hochschulsys-
teme und danach deren Verhältnis untereinander. 
Der Vergleich der Entwicklungen in Deutschland und Frankreich bietet sich 
aus folgenden Gründen an: Beide Länder sind entscheidende Akteure in den eu-
ropäischen Bildungsprozessen. Zudem zeichnen sich beide Länder durch unter-
schiedliche Bildungsstrukturen, -traditionen und -ideale aus. Frankreich und 
Deutschland werden in Bezug auf ihre Bildungssysteme oft gegenübergestellt und 
als einflussreiche Modelle gehandelt (Powell et al. 2012c). So zählen nach Greinert 
(2005) die beruflichen Bildungssysteme in Frankreich und Deutschland zu den 
drei klassischen Modellen der Berufsbildung: Frankreich verkörpert das staatlich 
regulierte bürokratische Modell, Deutschland das dual-korporatistische Modell 
und Großbritannien das liberale marktwirtschaftliche Modell. Dabei kann das 
französische Berufsbildungssystem als stark zentralisiert und reguliert beschrie-
ben werden. Der wichtigste Akteur ist der Staat, der die Planung, Regulierung und 
Finanzierung übernimmt. Zwar bezahlen die Betriebe eine Ausbildungssteuer, je-
doch ist ihr Einfluss auf die berufliche Ausbildung begrenzt, weil sie überwiegend 
zwischen Deutschland und Frankreich dagegen ist nicht so groß, aber doch entscheidend, weil 
es in Frankreich kein institutionalisiertes Bildungsschisma ohne Zu- und Übergänge gibt. 
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in vollzeitschulischen Einrichtungen stattfindet. In den meisten Fällen sind daher 
die Lernenden auch Schüler_innen und nicht Angestellte (Powell et al. 2009). Die 
betriebliche Praxis bleibt unterbelichtet, was sich auch in den Curricula widerspie-
gelt, wo die Theorievermittlung im Mittelpunkt steht (Greinert 2005). Als zentrale 
Charakteristik des französischen Modells gilt zudem die staatliche Planung von 
Qualifizierungsbedarfen für die nationale Volkswirtschaft (Lutz 1976) und damit 
auch die Regulierung des Angebots von Ausbildungsplätzen und folglich auch 
von Fachkräften (Koch 1998). 
In Greinerts (2005) Typologie wird das französische Modell primär auf die 
schulische Berufsbildung begrenzt und die alternierenden Ausbildungen, bei de-
nen auch die Betriebe stärkeren Einfluss nehmen können, bleiben unterbelichtet. 
Auch in der Beschreibung des deutschen Systems findet eine ebensolche Zuspit-
zung statt. Im deutschen Modell steht das duale System im Mittelpunkt, und die 
schulische Berufsausbildung sowie das Übergangssystem (vgl. Autorengruppe 
Bildungsberichterstattung 2014; Baethge et al. 2007) wird vernachlässigt. Das 
deutsche Berufsbildungssystem wird als ein auf korporatistischen Regelungen ba-
sierendes System beschrieben, das sich durch institutionalisierte Absprachen des 
Staates, der Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertreter auszeichnet und auch auf 
diese Weise gesteuert wird Die Finanzierung erfolgt dabei primär durch die Be-
triebe. Die Lernenden sind nicht nur Schüler_innen, sondern gleichzeitig auch 
Angestellte. Entsprechend dem Berufsprinzip sollen die Auszubildenden den Be-
ruf in der Praxis erlernen (Kraus 2007). Im Gegensatz zu Frankreich, wo die be-
rufliche Sekundarbildung als individueller Makel gesehen wird bzw. Lernende in 
der Berufsbildung als Problemschüler_innen stigmatisiert werden (Brauns 1998), 
kann in Deutschland die berufliche Bildung auf Sekundarniveau als gesellschaft-
lich anerkannt gelten. Es ist der Bildungsweg für einen Großteil einer Kohorte. 
Darüber hinaus unterscheiden sich Deutschland und Frankreich deutlich in 
Bezug auf das Verhältnis zwischen Ausbildung, Arbeitsmarkt und Karrieremobi-
lität. Maurice et al. (1986) charakterisieren Frankreich als organisational space, in 
dem berufliche Bildung als Investition in firmenspezifische Fähigkeiten angese-
hen wird und auch Karrieren vor allem in Firmen stattfinden.33 In Deutschland 
besteht dagegen ein qualificational space. Durch einen berufsspezifisch segmentier-
ten Arbeitsmarkt ist Mobilität zwischen Berufen in Deutschland weniger üblich. 
Durch den hohen Grad an Standardisierung der beruflichen Qualifikationssys-
teme ist es den Arbeitnehmern aber leicht möglich, zwischen Firmen im gleichen 
Beruf zu wechseln. 
Neben den Unterschieden im Berufsbildungssystem ist auch das Hochschul-
bildungssystem durch einige Unterschiede gekennzeichnet. So beschreibt Gold-
schmidt (1991) das französische Hochschulsystem als „administrativen Zentralis-
mus“, d.h., die Rolle des Zentralstaates ist auch für das Funktionieren des Hoch-
schulwesens von wesentlicher Bedeutung. Deutschland wird dagegen beschrieben 
33  Dass sich dies teilweise in den letzten Jahren auch in Frankreich geändert hat, zeigt Campinos-
Dubernet (1995). 
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als ein System des „political legalism“, in dem Konflikte auf rechtlicher Ebene gelöst 
werden (Goldschmidt 1991: 5f.). Reguliert wird das Hochschulwesen in Deutsch-
land aber nicht zentralstaatlich, sondern föderal durch die Bundesländer. Die Fi-
nanzierung des Hochschulwesens erfolgt in Frankreich und Deutschland aus öf-
fentlichen Mitteln. 
Auch wenn die Aufgabe der Hochschulbildung in beiden Ländern klassisch 
die gleiche ist – nämlich eine gesellschaftliche Elite auszuwählen und auszubilden 
(Ben-David 1992) – unterscheiden sich die Strukturen der Länder deutlich. So 
weist Teichler (2002: 349f.) darauf hin, dass das deutsche System sich vor allem 
dadurch auszeichnet, dass die Universitäten forschungsorientiert sind und im 
Großen und Ganzen das gleiche Qualitätsniveau haben.34 Zudem besteht das 
deutsche Hochschulsystem vor allem aus Universitäten und Fachhochschulen 
(jetzt Hochschulen) und einigen wenigen Berufsakademien als Organisationen 
der höheren Bildung, während das französische System viel stärker differenziert 
und stratifiziert ist. Es kann unterteilt werden in selektive und nichtselektive Be-
reiche, die klar hierarchisiert sind. Typisch ist insbesondere die Elitenförderung 
durch die grandes ecoles. 35 
Anhand der Gegenüberstellung der Strukturen der Organisationsfelder Be-
rufs- und Hochschulbildung auf Grundlage von bestehenden Typologien konn-
ten deutliche Unterschiede zwischen Frankreich und Deutschland herausgearbei-
tet werden. So ist es nicht verwunderlich, dass sich auch das Verhältnis zwischen 
Berufs- und Hochschulbildung in Deutschland und Frankreich traditionell unter-
scheidet. In Deutschland besteht ein System, in dem berufliche Bildung und All-
gemeinbildung getrennt sind. Baethge (2006) nennt es das deutsche Bildungs-
schisma. Es handelt sich um eine institutionelle Segmentierung, d.h. eine gegen-
seitige Abschottung der Bildungsbereiche mit ihren eigenen institutionellen Ord-
nungen. Gekennzeichnet ist diese Trennung durch eine unterschiedliche Ausge-
staltung der institutionellen Strukturen der Organisationsfelder. So unterscheidet 
sich die Form der Regulation, der Standards, der Lernorte und der Ziele und Ide-
ale (Baethge 2006). Durch diese strikte Segmentierung sind sowohl Zu- als auch 
Übergänge von einem Bereich in den anderen schwierig, und zudem werden die 
Qualifikationen, die in einem Bereich erlernt worden sind, wenig bis gar nicht im 
anderen anerkannt oder angerechnet (Haugg 2008), was häufig zu Doppelqualifi-
kationen führt (Hörner 2006). 
In Frankreich ist eine solche strikte Trennung zwischen Berufs- und Hoch-
schulbildung nicht vorhanden, zumal beruflich orientierte Bildung zu weiten Tei-
len auch im Hochschulsystem selbst stattfindet. Im Gegensatz zu Deutschland 
gibt es in Frankreich kein ausgebautes postsekundäres berufliches Weiterbil-
dungssystem außerhalb der Hochschulen. Zudem sind die Curricula sowohl der 
34  Die Auswirkungen von zeitlich begrenzten Programmen wie der Exzellenzinitiative sind 
momentan noch nicht abzusehen. 
35  Ausführlichere Darstellungen der Bildungssysteme sind in Kapitel 6 und 8 nachzulesen. 
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Berufsbildung zu weiten Teilen als auch der Hochschulbildung mehr auf allge-
meinbildende Inhalte aufgebaut. Für das französische System wird daher auch die 
Gefahr gesehen, dass die berufliche Bildung ihre Unabhängigkeit als eigenständi-
ger Bildungsbereich in Relation zur Allgemeinbildung verliert (Culpepper/Thelen 
2008). Außerdem ist die Durchlässigkeit zwischen Berufsbildung und Hochschul-
bildung zumindest formal viel eher gewährleistet, weil das Berufsabitur (bacca-
lauréat professionel) 1985 eingeführt wurde und man somit auch mit einer berufli-
chen Ausbildung eine Hochschulzugangsberechtigung erlangen konnte und kann 
und auch Anrechnungsverfahren seit den 1980er Jahren bestehen, die kontinuier-
lich ausgebaut wurden. 
Es ist somit deutlich geworden, dass Frankreich und Deutschland durch ihre 
Unterschiedlichkeit der Organisationsfelder der Berufs- zur Hochschulbildung 
und dem Verhältnis der Bereiche zueinander interessante Fälle für einen Vergleich 
der Durchlässigkeitsstrukturen, deren Entwicklung und den Einfluss europäi-
scher Prozesse ausmachen. 
4.2 Erhebungs- und Analyseverfahren 
Wie bereits in der Beschreibung des Forschungsdesigns deutlich wurde, erfolgte 
für die Bearbeitung der Forschungsfragen eine Kombination von Daten sowie 
methodischen Herangehensweisen. Daher werden im Folgenden die methodi-
schen Verfahren und das konkrete Vorgehen in dieser Arbeit vorgestellt: die wis-
senssoziologische Diskursanalyse, die qualitative Inhaltsanalyse, die Ex-
pert_inneninterviews sowie die Dokumentenanalyse. 
4.2.1 Wissenssoziologische Diskursanalyse 
Nachfolgend soll es um das diskursanalytische Vorgehen gehen, da dessen Ergeb-
nisse im Zentrum der Analyse stehen. Wie bereits dargestellt, dient die Dis-
kursanalyse der Untersuchung der normativen, aber vor allem der kulturell-kog-
nitiven institutionellen Entwicklung in Deutschland und Frankreich. Zudem soll 
sie auch zeigen, welche Rolle den Europäisierungsprozessen in den nationalen 
Debatten zugestanden wird. Ich lehne mich an das Vorgehen der wissenssoziolo-
gischen Diskursanalyse nach Keller (2005, 2006, 2007a, b, 2008) und Truschkat 
(2008) an und werde nachfolgend die Schritte des Forschungsprozesses genauer 
darstellen: Als erstes geht es darum, offenzulegen, woher das für eine Diskursana-
lyse notwendige Kontextwissen stammt. Anschließend wird die Korpusbildung, 
d.h. die Selektion der zu analysierenden Dokumente, und schließlich das Vorge-
hen der Feinanalyse dargestellt. 
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Kontextwissen 
Keller (2007b: 82) weist darauf hin, dass es bereits vor der Datenerhebung not-
wendig ist, sich näher mit dem Gegenstandsbereich der Forschung zu befassen. 
Sowohl für den deutschen als auch für den französischen Fall bedeutet dies, eine 
gute Kenntnis der jeweiligen Bildungssysteme, der dazugehörigen wichtigen Ak-
teure und damit auch der Diskursträger zu erlangen. Für diese Arbeit erfolgte dies 
vor allem über Sekundärliteratur, aber auch über explorative Ex-
pert_inneninterviews sowie teilnehmende Beobachtungen an Fachtagungen. Die 
Erarbeitung des notwendigen Kontextwissens führte auch dazu, dass der der For-
schungsgegenstand von dem allgemeineren Fokus auf das Verhältnis der Berufs- 
zur Hochschulbildung in Deutschland und Frankreich auf den spezifischen Fokus 
auf Durchlässigkeitsstrukturen eingegrenzt wurde. 
Diese Eingrenzung auf Durchlässigkeit erfolgte nach einem ersten For-
schungsaufenthalt in Frankreich im März 2010 durch die Vertiefung des Wissens 
über das französische Bildungssystem und dessen Problematiken, die kaum durch 
eine einfache Rezeption von Bildungssystembeschreibungen in der Sekundärlite-
ratur zu erfassen gewesen wären. Da die in Deutschland offensichtliche Proble-
matik von Durchlässigkeit in Frankreich aufgrund des differenzierten Bildungs-
systems, das diese für Deutschland typische Segmentierung in berufliche und 
Hochschulbildung nicht aufweist, nicht offensichtlich war, wurde mithilfe von 
explorativen Expert_inneninterviews und Sekundäranalysen untersucht, worin in 
Frankreich die Problematiken im Verhältnis von beruflicher und Hochschulbil-
dung bestehen könnten. Es stellte sich heraus, dass auch in Frankreich Durchläs-
sigkeitsprobleme existieren, die mit dem Verhältnis von beruflicher Bildung und 
höherer Allgemeinbildung verbunden sind.36 Auf diesen Weg konnte der Fokus 
für die Diskursanalysen begrenzt werden. 
Korpusbildung 
Nachdem das Thema eingegrenzt worden war, musste der zu analysierende Text-
korpus für beide Fälle erstellt werden. Die Daten des Korpus wurden gemäß der 
grounded theory nach dem Verfahren des theoretical samplings ausgewählt 
(Strauss/Corbin 1996). Das heißt, nicht nur die Analyse, sondern auch die Aus-
wahl der Daten erfolgte nach theoriegeleiteten und reflektierten Kriterien. Bei der 
Datenauswahl war damit das Konzept der theoretischen Sensitivität 
(Strauss/Corbin 1996) leitend. „Theoretische Sensibilität setzt sich nach 
STRAUSS und CORBIN aus Literaturkenntnissen, beruflichen und persönlichen 
Erfahrungen und aus den Erkenntnissen zusammen, die im Rahmen des laufen-
den Forschungsprojekts gewonnen werden“ (Truschkat et al. 2005: Abs. 12, 
Hervorhebung im Original). Die Datenauswahl wurde in zweifacher Hinsicht 
36  Für eine ausführliche Darstellung siehe Kapitel 8. 
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theoretisch angeleitet. Erstens wurden die zu untersuchenden Akteure bzw. 
relevante Organisationen identifiziert. Zweitens wurde auch die Begrenzung auf 
Durchlässigkeit theoretisch beeinflusst. 
Auswahl der Akteure 
Bei der Analyse unterscheide ich in Anlehnung an Schmidt (2008) zwischen zwei 
verschiedenen Diskursräumen: dem koordinativen und dem kommunikativen 
Diskursraum, die jeweils einer unterschiedlichen Logik unterliegen. Der koordi-
native Diskursraum wird getragen von Akteuren, die im Zentrum der Politikfor-
mulierung stehen und die beteiligt sind an der Weiterentwicklung von Program-
men und Politiken. Diese Akteure umfassen politische Akteure, Beamte, Ex-
pert_innen sowie die unterschiedlichen organisierten Interessengruppen in dem 
zu untersuchenden Politikbereich. Die Nähe des Konzepts des koordinierten Dis-
kursraums zu dem des Organisationsfeldes soll an dieser Stelle unterstrichen wer-
den. Die vorherrschende Logik der Diskurse hier ist die des Verhandelns, da es 
sich um eher geschlossene Debatten handelt außerhalb des Blickfeldes der Öf-
fentlichkeit (Schmidt 2008). 
Die prävalente Logik im kommunikativen Feld ist die des Argumentierens, 
da hier Entscheidungen vor einem größeren Publikum, der Öffentlichkeit, be-
gründet werden müssen (Schmidt 2008) Beispiele von solchen Diskursräumen 
wären das Parlament oder auch die Medienöffentlichkeit. Hier stehen stärker die 
Notwendigkeit und Angemessenheit von Politiken oder Veränderungen im Blick-
punkt. Akteure sind vor allem Politiker, aber auch die jeweiligen Interessengrup-
pen und Journalisten (Schmidt 2008). 
Im Rahmen der Arbeit werde ich die Diskursanalyse mit Fokus auf den ko-
ordinativen Diskursraums durchführen. Dieser Fokus erklärt sich anhand von 
drei Gründen: Erstens gibt es, vor allem für Deutschland, ein generelles Ungleich-
gewicht in der medialen Berichterstattung zu Hochschulbildung und beruflicher 
Bildung, wobei Letzterer traditionell weniger Beachtung geschenkt wird. Um über 
Entwicklungen im deutschen und französischen Bildungssystem informiert zu 
sein, wurden zudem regelmäßig die deutsche und französische Presse ab 2009 
verfolgt und auch rückwirkend über Lexis Nexis37 durchgeschaut.38 Zweitens 
zeigte sich neben dem Ungleichgewicht in der Berichterstattung über Hochschul- 
und Berufsbildung, dass in beiden Ländern auch über den Bologna-Prozess viel 
37  Lexis Nexis ist ein Portal, das den Zugriff auf verschiedenste Datenbanken, u.a. auch 
Datenbanken internationaler Presse erlaubt. Es bietet die Möglichkeit, in den Volltexten von 
z.B. Zeitungen nach Stichworten zu suchen. 
38  Im Rahmen der Datenbank Lexis Nexis wurde in Deutschland die taz und in Frankreich die 
Zeitung Le Monde nach Stichworten, die im Zusammenhang mit den europäischen Prozessen 
stehen könnten (z.B. Europa, Bologna, ECTS, Kopenhagen, ECVET, Qualifikationsrahmen), 
sowie nach allgemeineren Stichworten wie Hochschulbildung und Berufsbildung durchsucht. So 
war es möglich, einen Einblick über die Relevanz der Prozesse in den Medien zu erhalten. Es 
wurden stärker links-orientierte Zeitungen ausgesucht, da diese traditionell viel über 
Bildungsproblematiken berichten. 
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stärker berichtet wurde als über den Kopenhagen-Prozess. Aus dem deutschen 
Fall war aber bekannt, dass der Kopenhagen-Prozess relevant war und vor allem 
Diskussionen um den Qualifikationsrahmen in Expert_innenkreisen stattfanden, 
so dass deutlich wurde, dass diese Entwicklungen über eine Medienanalyse nicht 
abgebildet werden würden. Da der Kopenhagen-Prozess zu Beginn des For-
schungsprozesses drittens auch nocht nicht sehr lange bestand, ist anzunehmen, 
dass Beschlüsse oder Prozesse der Umsetzung kaum in Gang gesetzt worden wa-
ren, die medial hätten wirksam sein können. 
Nach der Entscheidung für die Untersuchung des koordinativen Diskurses 
musste eine Auswahl der zu untersuchenden Akteure erfolgen. Diese erfolgte an-
hand der Kenntnis der Governance der Organisationsfelder der Hochschul- und 
Berufsbildung in Frankreich und Deutschland (vgl. Kapitel 6 und 8). Die ausge-
suchten Akteure sind jeweils kursiv geschrieben. 
In Deutschland ist Hochschulbildung größtenteils Ländersache, wobei es 
auch ein Hochschulrahmengesetz gab, welches auf Bundesebene beschlossen und 
verändert wurde, das bis zum Beschluss 2007 in der Föderalismuskommission 
eine größere Reichweite hatte. Zudem wird das Hochschulsystem z.B. durch die 
Exzellenzinitiative von Bundesebene weiterhin mit beeinflusst (Leibfried 2010; 
Simon 2010), so dass neben den Länderregierungen auch das Bildungs- und For-
schungsministerium (BMBF) als Akteur im Hochschulwesen eine Rolle spielt. Für 
die Länder wird stellvertretend die Kultusministerkonferenz (KMK) als Akteur auf-
genommen, da im Rahmen dieser Arbeit eine Analyse der Entwicklungen in den 
einzelnen Bundesländern mit den bestehenden Forschungsressourcen nicht mög-
lich gewesen wäre. Zudem sind die Kultusminister bedeutend für die Regelungen 
der allgemeinbildenden Schulen und für Fragen der Zulassung zum Studium. 
Wichtig sind außerdem die Hochschulen, wobei die Hochschulrektorenkonferenz 
(HRK) als ihre Vertreterorganisation untersucht wurde. Weitere Akteure im Be-
reich Hochschulbildung in Deutschland sind Studierende, Professor_innen und 
Gewerkschaften. 
Berufsbildung in Deutschland wird sowohl auf Bundesebene (Berufspraxis) 
als auch auf Landesebene (Berufsschulen und schulische Berufsausbildungen) ge-
regelt. Insofern wurden sowohl das Bildungsministerium39 als auch die Kultusminister-
konferenz als Akteure betrachtet. Zudem ist das deutsche Berufsbildungssystem 
durch seine korporatistische Organisation gekennzeichnet. Wichtige Akteure sind 
die Arbeitgeber und Kammern sowie die Gewerkschaften. Da es eine größere 
Menge an Gewerkschaften und Arbeitgeberverbändern wie auch Handwerks-, In-
dustrie- und Handelskammern gibt, musste sich forschungspragmatisch auf eine 
kleine Auswahl beschränkt werden. Auf Gewerkschaftsseite wird der Deutsche Ge-
werkschaftsbund (DGB) näher beleuchtet, da er viele Gewerkschaften mit ihren 
39  Neben dem Bildungsministerium sind auch noch andere Ministerien an der Regulation beteiligt 
(z.B. Wirtschaftsministerium, Landwirtschaftsministerium), aber nur Ersteres wurde in die 
Untersuchung aufgenommen. 
120 
Überzeugungen vertritt. Außerdem wurde der Deutscher Industrie- und Handelskam-
mertag (DIHK) als zu untersuchender Akteur ausgewählt,40 da er als Dachorgani-
sation der Industrie- und Handelskammern die Interessen der gewerblichen deut-
schen Wirtschaft und somit nicht nur einen Industriezweig vertritt. Zudem finden 
unter der Aufsicht der Kammern die Prüfungen der beruflichen Aus- und Wei-
terbildung statt. 
In Frankreich wird sowohl die Hochschul- als auch die Berufsbildung stark 
von zentralstaatlicher Ebene gesteuert. Wichtige Ministerien sind das Bildungs- und 
das Forschungsministerium, wobei das erste eher für die die Bildung bis Ende der 
Sekundarstufe II verantwortlich ist und das zweite stärker für die Hochschulbil-
dung. Im Laufe des Untersuchungszeitraums gab es unterschiedliche Benennun-
gen und Kompetenzzuordnungen der Ministerien. Es wurde aber versucht, je-
weils die wichtigen für die sekundäre Allgemein- und Berufs- und für die Hoch-
schulbildung in die Analyse mitaufzunehmen. Ähnlich wie in Deutschland sind 
gerade bei der Berufsbildung oft mehrere Ministerien verantwortlich. Hier wurde 
sich auf das Bildungsministerium beschränkt. In Frankreich wurden zusätzlich zu 
den Vertretern der Ministerien auch fünf ausgewählte Reden des Präsidenten und 
des Premierministers (aber allein für den ersten Zeitraum) mit aufgenommen. 
Dies war notwendig, da es allgemein schwierig war, für den ersten Zeitraum ent-
sprechende Dokumente zu erhalten. Begründet werden kann das damit, dass so-
wohl der Premierminister als auch der Staatspräsident als Vertreter der nationalen 
Regierungspolitik im semipräsidentiellen französischen politischen System gelten 
können. Für den zweiten Zeitraum in Frankreich und generell in Deutschland 
wurde aber auf eine Ausweitung der Regierungsakteure verzichtet, um das zu un-
tersuchende Material zu begrenzen. 
Ähnlich wie in Deutschland sind im Hochschulbereich zunehmend auch die 
Hochschulen selbst wichtige Akteure, da diesen im Laufe der Zeit mehr Autono-
mie zuerkannt wurde. Als Hauptakteur wurde das französische Pendant der 
Hochschulrektorenkonferenzen, die Conférence des présidents d’université (CPU)41 in 
die Analyse einbezogen sowie die Association des Directeurs d’IUT (ADIUT)42 als 
Vertreter der berufsorientierten technischen Hochschulen. Auch wenn Frank-
reich sowohl in der Hochschulbildung als auch in der sekundären Berufsbildung 
40  Auch der Zentralverband des Handwerks (ZdH) und die Handwerkskammern sind sehr wichtige 
Organisationen in der deutschen Berufsbildung, aber nur eine Auswahl an Akteuren kann 
untersucht werden. 
41  Die CPU vertritt dabei vor allem Universitäten, aber auch die an den Universitäten 
angegliederten Technischen Hochschulen (IUT) sowie ausgewählte grandes ecoles. Der Fokus der 
Vertretung liegt aber auf den Universitäten. 
42  ADIUT habe ich mit aufgenommen (wenn auch nur für den zweiten Zeitraum), da diese speziell 
eine Vertretung der technologischen Hochschulen ist, die durch ihre langjährige finanzielle 
Sonderstellung im Vergleich zu den Universitäten und der Selektivität bei der 
Studierendenaufnahme andere Positionen im Diskurs einnehmen könnten als die, die in der CPU 
vertreten werden. 
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vor allem als staatszentriert klassifiziert wird, darf der Einfluss der Gewerkschaf-
ten und Unternehmen nicht unterschätzt werden. So haben Gewerkschaften 
durch Generalstreiks schon auf einige Reformen Einfluss genommen. Zudem 
sind die Sozialpartner besonders in der Berufsbildung bei der Gestaltung der Dip-
lome institutionalisierte Partner. Dies gilt auch für berufliche Abschlüsse im 
Hochschulbereich (vgl. Kapitel 8). Da die französische Gewerkschaftslandschaft 
aber stark zersplittert ist, war es nicht einfach, sich auf einen Akteur zu beschrän-
ken. Aus diesem Grund wurde einerseits ein Gewerkschaftsbund ausgewählt, die 
Confédération générale du travail (CGT), die eine Ansammlung verschiedener links-
orientierter Gewerkschaften vertritt und den zweitgrößten Gewerkschaftsbund in 
Frankreich darstellt. Zum anderen wurde explizit die größte Gewerkschaftsunion 
für den Erziehungsbereich ausgewählt, die Fédération Syndicale Unitaire (FSU), um 
einen noch stärkeren Fokus auf die Entwicklungen im Bildungssystem von Ge-
werkschaftsseite aufzunehmen.43 Für die Unternehmensseite wurde der Arbeitge-
berverband Mouvement des entreprises de France MEDEF (vorher CNPF) als Akteur 
ausgesucht. MEDEF gilt als die größte Unternehmensunion in Frankreich. 
MEDEF ist ein Dachverband von rund 840 lokalen und regionalen Branchenver-
einigungen und vertritt mehr als 700.000 Unternehmen (Martin 2005). Zudem 
gehört der MEDEF zu den wenigen staatlich anerkannten Tarifpartnern auf Ar-
beitgeberseite. Die regionale Ebene wurde für den französischen Fall nicht ein-
bezogen, da die Entscheidungsbefugnis auf dieser Ebene noch wesentlich durch 
die Bundesebene begrenzt wird, auch wenn die regionalen Regierungen gerade in 
der Berufsbildung kontinuierlich durch Prozesse der Regionalisierung (Powell et 
al. 2012c) an Einfluss gewonnen haben. 
Anzumerken bleibt, dass die Auswahl der Akteure immer auch aus einer for-
schungspragmatischen Logik erfolgte. Die Begrenzung auf den koordinativen 
Diskursraum sowie die Selektion von Akteuren innerhalb dieses Diskursraums 
bedeutet zudem auch, dass in dieser Arbeit nur Aussagen über ein begrenztes 
Diskursspektrum gemacht werden können und nicht der gesamtgesellschaftliche 
Diskurs zu Durchlässigkeit analysiert wird. Dennoch wird mit diesem begrenzten 
Fokus auf die wichtigsten Organisationen, die die Steuerung der Bildungssysteme 
in Deutschland und Frankreich mit bestimmen, ein wichtiger Diskursauschnitt 
untersucht, da es diese Akteure sind, die einen großen Einfluss auf die Gestaltung 
des Bildungssystems haben. 
43  Beide Gewerkschaften können als politisch stärker linksorientiert eingeordnet werden. Die 
Auswahl wurde aus einer Logik der maximalen Kontrastierung getroffen, um ein breites 
Meinungsspektrum abzubilden. 
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Erstellung des Samples 
Bestimmung der Daten- und Textsorten 
Zur Analyse des koordinativen Diskurses bieten sich verschiedene Formate an. 
So können das Beschlüsse, Reden, Pressemitteilungen, offizielle Statements, In-
terviews in Organisationszeitschriften sein. Da nicht alle Organisationen die glei-
che Art von Datenformaten verwenden, um ihre Organisationsmeinung zu pub-
lizieren, wird sich nicht auf ein Format beschränkt und gleichzeitig die Breite des 
Diskurses besser erfasst. Dieses Vorgehen muss mit der Schwierigkeit umgehen, 
dass die verschiedenen Textsorten nicht immer gleich aufgebaut sind. So sind z.B. 
Pressemitteilungen meist wesentlich verdichteter, während in Stellungnahmen 
meist die Argumentationslinie besser nachzuvollziehen ist.44 Wichtig bei den 
Textsorten ist, dass sie eine Stellungnahme, eine Position der Organisation wider-
spiegeln und nicht ausschließlich empirische Daten ohne weitere Bewertung auf-
zählen. Wissend, dass auch diese Form der Daten zur Untermauerung von Posi-
tionen genutzt werden und eine Form der Konstruktion von Wirklichkeit darstel-
len, stehen in dieser Arbeit trotzdem Positionsäußerungen im Vordergrund, da 
anzunehmen ist, dass hier die den Argumentationen unterliegenden Strukturen 
und Vorstellungen eher rekonstruiert werden können. Auch ist in Stellungnah-
men die Abgrenzung zu anderen Positionen eher zu erwarten. 
Strategie der Dokumentengewinnung 
Aus dem Forschungsdesign ergibt sich, dass Akteursdokumente für beide Unter-
suchungszeiträume benötigt werden: für Frankreich 1985-1998 und für Deutsch-
land 1990-1998 für den ersten Zeitraum und jeweils 1998 bis 201245 für den zwei-
ten Zeitraum. Doch wie genau erfolgte die weitere Beschränkung des Korpus? 
Auf der Suche nach den Positionspapieren wurden in einem ersten Schritt 
die Homepages der Organisationen nach relevanten Stellungnahmen untersucht. 
An dieser Stelle ergab sich das Problem, dass auf den jeweiligen Organisations-
homepages nur Positionen der letzten Jahre, aber selten der letzten zwei Jahr-
zehnte zu finden sind. Aus diesem Grund wurde eine mehrdimensionale Strategie 
der Materialgewinnung verfolgt. Neben den Homepages der Organisationen, die 
gezielt nach Reden, Pressemitteilungen und anderen Stellungnahmen durchsucht 
wurden, wurden nationale Archive aufgesucht (das HRK-Archiv46, das Archiv der 
CPU47, das Archiv des französischen Bildungs- und Forschungsministerium in 
44  Für die Feinanalyse aber werde ich mich nicht auf Interviews stützen, weil sie erstens teilweise 
auch dem kommunikativen Diskurs angehören und zweitens anders aufgebaut sind und 
natürlich auch von den Fragen des Journalisten abhängen. 
45  Während auch wichtige Entwicklungen, die 2013 stattfanden, noch in die regulative Analyse 
einflossen, erfolgte die Diskursanalyse nur bis Ende 2012. 
46  Archiv/Bibliothek der Hochschulrektorenkonferenz, Ahrstraße 39, Bonn. 
47  Archiv der CPU im „La Maison des Universités“, 103 Bvd St Michel, Paris. 
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Paris48 sowie die Bibliothek der Documentation Francaise49). Des Weiteren wur-
den einige Organisationen direkt angeschrieben, um entweder eine Material-
sammlung zu erhalten (BMBF, CGT, MEDEF) oder bestimmte Dokumente, auf 
die im Verlauf der Untersuchung hingewiesen wurde (KMK, DGB, CPU). Auch 
wurden Konferenz- bzw. Tagungsdokumentationen, in denen z.B. Reden oder 
auch wichtige Positionspapiere gesammelt waren, sowie archivierte Organisati-
onszeitschriften (DGB, FSU) verwendet. Für den französischen Fall war zudem 
eine Onlinedatenbank50 besonders hilfreich, in der Reden und Stellungnahmen, 
vor allem der französischen Akteure wie Politiker_innen, von Gewerkschaften 
und auch Unternehmen, digital archiviert aufzufinden sind. 
Die Datensuche kann als ein kontinuierlicher Prozess beschrieben werden, 
da die Datenerhebung nicht vollständig abgeschlossen war, bevor die Analyse be-
gann. Zum Teil gaben auch bereits bestehende Dokumente Hinweise auf andere 
wichtige zu untersuchende Positionspapiere, die dann gezielt gesucht wurden. 
Auswahl der Daten für die Feinanalyse 
Da in der Datenauswertung eine qualitative Strategie verfolgt werden soll, muss 
der verfügbare Datenbestand nach systematisch reflektierten Kriterien reduziert 
werden, so dass eine Analyse unter der Bedingung der vorhandenen Ressourcen 
machbar ist. Ausgehend von der Vielzahl von Stellungnahmen, die man recher-
chieren kann, erfolgte die Datenauswahl für die Feinanalyse in mehreren Schrit-
ten. Erstens wurden nur die Dokumente ausgewählt, die das Thema Durchlässig-
keit zwischen Berufs- und Hochschulbildung thematisieren. Im Prozess der Aus-
wahl bekam man auch einen generellen Überblick über die bildungspolitischen 
Diskurse, die die Berufs- und die Hochschulbildung in den beiden Ländern be-
treffen. Dieses Kontextwissen ist insofern wichtig, als es einen Eindruck vermit-
telt, welche Rolle Durchlässigkeit im Vergleich zu anderen Themen spielt. 
Die Schwierigkeit der Selektion von durchlässigkeitsrelevanten Dokumenten 
bestand darin, dass mit der Diskursanalyse auch darauf abgezielt wird, die Vor-
stellungen von Durchlässigkeit erst zu rekonstruieren. Erschwerend kam hinzu, 
dass insbesondere in Frankreich Durchlässigkeit (perméabilité) als Begriff nicht ver-
wendet wird, so dass eine Suche, die allein den Begriff Durchlässigkeit als An-
haltspunkt nimmt, nicht erfolgversprechend sein konnte. Keller (2007b: 68) be-
schreibt das Problem der Datensammlung folgendermaßen: 
Wenn Gegenstände durch Diskurse erst in ihrer spezifischen, erkennbaren Gestalt 
geschaffen werden, kann nicht einfach vom Gegenstand ausgehend ein Diskurs er-
schlossen werden. 
48  Archives du ministère de l’Education nationale et de l’enseignement supérieur, 97 rue de 
Grenelle, Paris. 
49  Librairie der Documentation Française, 29 quai Voltaire, Paris. 
50  Vgl. http://www.vie-publique.fr/discours/. 
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Insofern war Durchlässigkeit allein als Gegenstand nicht ausreichend. Um aber 
trotzdem eine Auswahl treffen zu können, half das heuristische Konzept Durch-
lässigkeit, welches in Kapitel 2 erarbeitet wurde. Relevant waren Thematisierun-
gen von Zugangsmöglichkeiten zwischen den Bildungsbereichen, von Anrech-
nungsmöglichkeiten, von bestimmten Formen organisationaler Verbindungen, 
z.B. duales oder alternierendes Lernen bzw. institutionalisierte Übergänge, sowie 
von der Frage nach Strukturen, die ein erfolgreiches Lernen im jeweils anderen 
Bildungsbereich ermöglichen bzw. erst darüber informieren und dafür interessie-
ren. Kurzum, alle möglichen thematisierten Verbindungen bzw. verbindungsför-
dernden Strukturen zwischen Berufs-51 und Hochschulbildung wurden als rele-
vant erachtet und in einem ersten Schritt ausgewählt. Dabei musste nicht das ge-
samte Dokument diese Themen behandeln. Es reichte auch, wenn dies nur in 
Abschnitten der Fall war. Um der Gefahr der zu starken Einengung auf vorgefer-
tigte Kategorien zu verringern, wurden die Dokumente explizit nicht nur nach 
diesen Kategorien ‚abgesucht‘, sondern reflexiv und offen nach weiteren in der 
Empirie wichtigen Merkmalen gelesen. Zudem ist anzumerken, dass die verwen-
dete Arbeitsdefinition quasi eine bereits interpretierte Konzeption von Durchläs-
sigkeit ist, die dem wissenschaftlichen Diskurs entspringt (Kapitel 2). Insofern 
stammt die Arbeitsdefinition quasi aus der Empirie. Zudem kann der wissen-
schaftliche Diskurs dabei nicht als abgeschnitten von dem nicht-wissenschaftli-
chen Diskurs der politischen Akteure aufgefasst werden, sondern steht in einem 
sich gegenseitig beeinflussenden Wechselverhältnis. 
Die Auswahl der weiteren Dokumente wurde gemäß den in der Grounded The-
orry Methodology (GTM) begründeten Prinzipien, der minimalen und maximalen 
Kontrastierung, vorgenommen (Strauss/Corbin 1996). Innerhalb des größeren 
Datenkorpus durchlässigkeitsrelevanter Dokumente wurde nach stark unter-
schiedlichen (maximale Kontrastierung) bzw. sehr ähnlichen (minimale Kontras-
tierung) Aussageereignissen bzw. Dokumenten gesucht. Auf diese Weise konnten 
einerseits die heterogenen Bestandteile des Diskurses, was schon allein durch die 
unterschiedlichen Akteure gegeben war, erfasst, aber auch die einzelnen Diskurs-
teile möglichst genau rekonstruiert werden, bis die Analyse gesättigt war. Dabei 
war wichtig, dass bei der Auswahl auch die zeitliche Dimension Berücksichtigung 
fand. Die minimale und maximale Kontrastierung durfte dabei nicht nur inner-
halb eines Zeitraums stattfinden. So wurden Dokumente mit ganz ähnlichem Fo-
kus von einem Akteur trotzdem in das Sample aufgenommen, wenn eine gewisse 
Zeitspanne (ca. ein Jahr) zwischen den Veröffentlichungsdaten der Dokumente 
lag, so dass auch Kontinuität oder wiederkehrende Muster feststellbar waren. Die 
Referenzen aller untersuchten Dokumente können im Online-Anhang konsultiert 
werden52. 
51  Hierbei wird Berufsbildung jedoch nicht allein auf das institutionalisierte Bildungssystem 
begrenzt, sondern auf das berufliche Lernen allgemein erweitert. 
52  Im Literaturverzeichnis finden sich daher nur die als Quellen exemplarisch zitierten Dokumente, 
nicht der ganze untersuchte Dokumentenkorpus. 
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Tabelle 3 Anzahl der analysierten Dokumente nach Organisationen in Deutsch-
land und Frankreich 
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N gesamt 36 108 21 104
UZ Untersuchungszeitraum 
Quelle: Darstellung durch die Verfasserin 
In Tabelle 3 wird für einen Überblick das Dokumentensample dargestellt. Dabei 
wird deutlich, dass wesentlich weniger Dokumente für den ersten Zeitraum ana-
lysiert wurden und in Frankreich eine deutliche Überrepräsentanz von Dokumen-
ten staatlicher Akteure in beiden Zeiträumen vorzufinden ist. Letzteres kann zum 
einen durch die noch immer dominierende Rolle der zentralstaatlichen Ebene in 
der französischen Bildungspolitik erklärt werden. Es kann zum anderen aber auch 
damit begründet werden, dass nicht nur ein Ministerium, sondern mindestens 
zwei und bis zu drei Organisationen verantwortlich waren und untersucht wur-
den. 
Die geringe Zahl der Dokumente für den ersten Zeitraum hatte zweierlei 
Gründe. Primär waren Aspekte von Durchlässigkeit nicht so präsent in den Bil-
dungsdiskursen des ersten Zeitraums. Zweitens, und das gilt insbesondere für 
53  Nur Dokumente der ADIUT aus dem zweiten Untersuchungszeitraum gingen in die Analyse 
mit ein. 
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Frankreich, war es sehr schwierig, die Dokumente anderer Akteure als der Regie-
rung zu bekommen – trotz direkter Kontaktaufnahme mit den Organisationen.54 
Im Gegensatz zu Deutschland ist der erste Zeitraum daher nur durch Dokumente 
der Regierung abgebildet. Dies ist problematisch und musste auch bei der Aus-
wertung beachtet werden. Aber gerade in Frankreich, wo noch ein Großteil der 
bildungspolitischen Entscheidungen zentralstaatlich getroffen wird, ist zumindest 
der Hauptakteur des koordinativen Diskurses repräsentiert. Die meisten Doku-
mente stammten aus der digitalen Datenbank Discours public55, in der aber auch 
Dokumente anderer Akteure (allerdings deutlich weniger) vorhanden sind. Bei 
der Selektion der Dokumente wurde in den Positionspapieren dieser Nichtregie-
rungsakteure jedoch keine thematische Relevanz zu Durchlässigkeit festgestellt. 
Auch in den Dokumentationen der CPU, die auch für den ersten Zeitraum zu-
gänglich waren, wurden keine Dokumente für die Feinanalyse ausgewählt. Inso-
fern kann das Fehlen auch als empirisches Resultat gewertet werden. In den Me-
dien, die durch ein gezieltes Suchen in der Datenbank Lexis Nexis auch für den 
ersten Zeitraum untersucht wurden, waren zudem auch keine konkurrierenden 
Deutungen sichtbar.56 Zu beachten ist zudem, dass Durchlässigkeit generell im 
ersten Zeitraum in Frankreich nur ein sehr kleines Randthema in den Debatten 
war, was in der Medienanalyse Bestätigung fand. Weiterhin ist anzumerken, dass 
der Diskurs zu Durchlässigkeit im zweiten Zeitraum wiederum von den Bildungs-
ministerien dominiert wurde und nur ein Diskurs – und nicht konkurrierende 
Diskurse – bestimmt werden konnte, an dem die anderen Akteure auch beteiligt 
waren. Es wird davon ausgegangen, dass dies im ersten Zeitraum nicht anders 
war. Vor dem Hintergrund all dieser Argumente ist das Fehlen der Dokumente 
zwar problematisch und muss reflektiert werden. Nichtsdestoweniger würde ich 
die vorliegende Analyse als repräsentativ für einen wichtigen Ausschnitt des ko-
ordinativen Diskursraums in Frankreich im ersten Zeitraum ansehen, zumal die 
geringe Relevanz der Durchlässigkeit von der Berufs- zur Hochschulbildung für 
den ersten Zeitraum sich auch in den geführten Expert_inneninterviews wider-
spiegelte. 
54  Die Organisationen besitzen zum Teil selbst kein (aufgearbeitetes) Archiv für diesen Zeitraum. 
55  Einige der Dokumente waren leider nicht in Volltextversionen, sondern nur in 
Zusammenfassungen der wichtigsten Argumentationen in den Reden erhältlich. Dies gilt 
besonders für die ersten Untersuchungsjahre (1985-1992). Diese Dokumente wurden trotzdem 
in die Analyse aufgenommen, aber nur, wenn auch in den Zusammenfassungen Hinweise und 
Argumentationen nachvollziehbar waren. 
56  Natürlich bedeuten fehlende konkurrierende Aussagen im kommunikativen Diskursraum zu 
dem herausgearbeiteten Diskurs nicht, dass es nicht doch solche gegeben hat. Der 
kommunikative Diskurs kann aber als ein weiterer Anhaltspunkt gesehen werden. 
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Vorgehen bei der Feinanalyse 
Aus dem Vorgehen der Dokumentauswahl für die Feinanalyse wurde deutlich, 
dass durch das Verfahren der minimalen und maximalen Kontrastierung der Pro-
zess der Feinanalyse und der Prozess der Korpusbildung parallel verliefen. Im 
Folgenden soll der Prozess der Feinanalyse beschrieben werden. Die wissensso-
ziologische Diskursanalyse ist hierbei „immer und notwendig ein Prozess herme-
neutischer Textauslegung“ (Keller 2007b: 72). 
Situiertheit der Aussageereignisse 
Bevor man sich die genauere Struktur der Diskurse anschaut, ist es wichtig, in 
welchem Kontext der Text entstanden ist bzw. in welchem Zusammenhang der 
relevante Abschnitt eines Textes steht. Das heißt, der erste Schritt der Analyse ist, 
folgende Frage zu beantworten: Wer wann wie und für wen die jeweilige Aussage 
produziert hat. Diese Analyse ist die Grundlage der chronologischen Beschrei-
bung der Debatten (vgl. Kapitel 7 und 9), in denen Durchlässigkeit zwischen 
Hochschulbildung und Berufsbildung in Deutschland und Frankreich themati-
siert wurde. Zudem stellt sie einen Teil der Diskursstruktur dar. 
Analysefokus 
Zur Analyse von Diskursen stehen dem Forscher gemäß Keller (2008) verschie-
den Möglichkeiten zur Verfügung. In dieser Arbeit sollen die sogenannte Phäno-
menstruktur sowie die story line herausgearbeitet werden. 
Nach Keller (2008) gehe ich davon aus, dass Diskurse in der Konstitution 
ihres Themas unterschiedliche Dimensionen und Elemente ihres Themas benen-
nen, die sich zu einer spezifischen Gestalt oder Konstellation zusammenfassen 
lassen. Diese spezifische Gestalt nennt Keller Phänomenstruktur. Bereits Karl 
Mannheim untersuchte die Aspektstruktur von Themen, d.h. die „benutzten Be-
griffe einschließlich ihrer Bedeutungsdifferenz zu anderen möglichen Begriffen, 
der Zusammenhang dieser Begriffe, Kausalschemata“ (Mannheim 1969: 234 bei 
Keller 2008: 248). Damit die Konstruktion eines Themas als Problem auf die öf-
fentliche Agenda kommt, behandeln die Protagonisten immer verschiedene Di-
mensionen eines Handlungsproblems (Gerhards 1992). Keller (2007b: 99; 2008) 
zählt beispielsweise folgende Dimensionen auf: „die Bestimmung der Art des 
Problems oder des Themas, die Benennung von Merkmalen, kausale Zusammen-
hängen (Ursache-Wirkung) und ihre Verknüpfung mit Zuständigkeiten (Verant-
wortung)“. Da die tatsächlichen Bausteine sowie die Ausprägungen der Phäno-
menstruktur nicht vor der Analyse bekannt sind, müssen diese erst am Material 
erarbeitet werden. 
Die in der Problemstruktur herausgearbeiteten Deutungsbausteine eines Dis-
kurs(-strangs) sowie andere analysierbare Bausteine des Interpretationsrepertoires 
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wie typische Deutungsmuster werden gemäß Keller durch narrative Muster mit-
einander verknüpft. Diese Muster nennt Keller (2008, 2009) story line57. Sie ent-
spricht dem roten Faden, der die anscheinend willkürlichen Äußerungen in einen 
spezifischen Zusammenhang stellt und verbindet. In dieser Arbeit spreche ich in 
Anlehnung an das Konzept der story line von Argumentationslogiken, die den Dis-
kurs(-strang) bestimmen und zusammenhalten. Es geht daher dabei weniger um 
narrative Muster als um argumentative, die dennoch ebenso bestimmend für den 
Diskurs sein können. 
Modellierung der Diskursstruktur 
In einem nächsten Schritt soll gezeigt werden, wie die Struktur der Diskurse er-
hoben wurde. Hierbei ist wichtig zu betonen, dass es sich bei der wissenssoziolo-
gischen Diskursanalyse um ein Verfahren der interpretativen Analytik handelt 
(Keller 2005). Im Unterschied zu anderen Ansätzen in der qualitativen For-
schungsrichtung geht es nicht so sehr um die erschöpfende Analyse eines Doku-
ments, in dem eine geschlossene konsistente Sinnstruktur rekonstruiert wird, viel-
mehr werden mehrere Daten zueinander in Beziehung gesetzt (Keller 2005). 
Denn in Dokumenten können beispielswiese nur Teilstücke oder Diskursfrag-
mente (Jäger 1999) identifiziert werden, die in ihrer Vielzahl und durch ihren spe-
zifischen Zusammenhang die Diskurse bilden. 
Bei der Analyse kommt es zu einer „ko-konstruktiven Leistung des Forschen-
den, die ihren Ursprung zwar in den Ausgangstexten hat, dennoch aber ‚Zusam-
menhänge in den Daten ‚neu ordnet‘ bzw. ‚neue‘ Gesichtspunkte hervorhebt‘ 
(Dausien 2002: 174, Hervorhebung im Original)“ (Truschkat 2008: 79). In diesem 
Sinn soll in Anlehnung an Truschkat (2008: 78) die Analyse der Diskursstruktur 
als ein Prozess der Modellierung und damit als „ein Prozess der aktiven, 
idealtypischen Beschreibung von Zusammenhängen“, verstanden werden. Die 
Benennung von Diskursen und Diskurssträngen zu Durchlässigkeit und die 
Beschreibung ihrer spezifischen Struktur sind somit Ergebnisse von Modellie-
rungsprozessen. 
Dieser Prozess der Modellierung erfolgte in Anlehnung an die Methodologie 
der Grounded Theory (GTM). Truschkat (2008) unterscheidet eine objektivistische 
Variante der GTM (z.B. Glaser 1992) und die stärker konstruktivistische 
(Charmaz 2006) sowie die pragmatische (Strauss/Corbin 1996) Variante, wobei 
der Unterschied zwischen den letzten beiden Ansätzen als weniger eindeutig be-
schrieben wird. In der objektivistischen Variante geht Glaser von einer Realität 
einer externen Welt aus, wobei die Daten Beispiele dieser externen Welt sind und 
die Kategorien von einem neutralen Beobachter aus den Daten generiert werden 
57  „Während der Begriff des Interpretationsrepertoires das Gesamt der typisierten Grundannahmen 
eines Diskurses bezeichnet, bezieht sich ‚story line‘ auf die interne Strukturierung des Zusammenhangs 
dieser Grundannahmen.“ (Keller 2009: 46f., Hervorhebung im Original) 
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(Truschkat 2008). Der neutrale Beobachter soll dabei Vorwissen ausblenden und 
bezieht seine Informationen nur aus den Daten. 
In der konstruktivistischen Variante und ebenso in der pragmatischen wird 
der Einfluss der Forschenden auf den Forschungsprozess und das Forschungser-
gebnis viel stärker reflektiert. Es sind die Forschenden, der die Daten konstruie-
ren und mit einem bestimmten Fokus interpretieren. Ohne einen solchen Fokus 
wäre die zu analysierende Realität nicht zu begrenzen (Truschkat 2008: 71f.). Es 
ist somit die Forschungsperspektive, die u.a. durch bestimmte theoretische Kon-
zepte, Erfahrungen des Wissenschaftlers, Kenntnisse des Forschungsfeldes be-
stimmt wird, die die Interpretation anleitet. Truschkat (2008) betont, dass ein sol-
ches pragmatistisches bzw. konstruktivistisches Verständnis der GTM besonders 
für einen diskursanalytischen Ansatz geeignet ist. Wie bereits bei der Korpusbil-
dung beschrieben, kann dann insbesondere das theoretisch-heuristische Konzept 
von Durchlässigkeit als Beispiel der „sensibilisierenden Vorannahmen“ (Trusch-
kat 2008: 72) bei der Auswahl der Daten und Modellierung der Diskurstruktur 
verstanden werden.58 Trotzdem bietet die GTM ein systematisches Vorgehen an, 
das neben diesen Vorannahmen aber eine Offenheit für die Daten und neue Kon-
zepte beinhaltet und somit als ergebnisoffen charakterisiert werden kann. Diese 
Ergebnisoffenheit kommt durch einen „iterativ-zyklischen“ Forschungsprozess 
zustande, in dessen Verlauf die gefunden Kategorien verdichtet werden (Strübing 
2004: 47). Dies geschieht vor allem über die Methode des permanenten Verglei-
chens (Strauss/Corbin 1996). So werden Materialsegmente zum gleichen Gegen-
stand immer wieder systematisch miteinander verglichen. Ähnlichkeiten und Un-
terschiede bei der Gegenstandskonstruktion helfen dann, die unterschiedlichen 
Dimensionen von Kategorien zu erarbeiten. 
Die Modellierung in Anlehnung an die GTM erfolgte dabei in mehreren 
Schritten, die gleichzeitig auch Schritte der Samplingstrategie waren. Strauss und 
Corbin (1996) unterscheiden einen dreistufigen Kodierprozess, der das offene, 
das axiale und das selektive Kodieren beinhaltet. In einem ersten Schritt dem of-
fenen Kodieren, werden die Texte gelesen und alle relevanten Passagen zu Durch-
lässigkeit eingegrenzt. Zudem werden die gefundenen Textabschnitte aufge-
schlüsselt und verkodet. Die Kodes beschreiben nah am Material, worum es in 
dem zu untersuchenden Materialsegment geht. Diese Kodes werden in einem 
nächsten Schritt in Beziehung zueinander gesetzt, so dass allgemeinere Katego-
rien gebildet werden können. Handelt es sich z.B. um eine Begründung, warum 
über Durchlässigkeit geredet wird? Oder wird eine Lösung vorgeschlagen? Auch 
die Frage des Zusammenhangs, in dem Durchlässigkeit thematisiert wird, wird im 
Prozess der offenen Kodierung festgehalten. Ziel ist, die Kategorien und ihre 
Ausprägungen zu ermitteln, die den Diskurs zu Durchlässigkeit bestimmen. 
58  An dieser Stelle soll darauf hingewiesen werden, dass die Forschungslogik nicht in allen Schritten 
auch der Darstellungslogik in dieser Arbeit entspricht. So wurde erst im Verlauf des 
Forschungsprozesses der Fokus auf Durchlässigkeit eingegrenzt und auch parallel das 
theoretisch-heuristische Konzept erarbeitet. 
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Im Schritt des axialen Kodierens geht es darum, diese Kategorien in Bezie-
hung zueinander zu setzen. Auf diese Art werden die Daten auf eine neue Art 
zusammengesetzt. In welchem Verhältnis stehen z.B. bestimmte Problemwahr-
nehmungen zu Lösungsansätzen oder einem bestimmten Verständnis von 
Durchlässigkeit? Im Rahmen des offenen und des axialen Kodierens konnten so-
mit zuerst inhaltliche Kategorien entwickelt werden, die im axialen Kodieren zu 
der jeweiligen Phänomenstruktur zusammengefasst wurden. Zudem wurden wäh-
rend dieser Kodierschritte die Ausprägungen der Kategorien verfeinert. 
In einem letzten Schritt, dem selektiven Kodieren, wird auf Basis des offenen 
und axialen Kodierens versucht, Kernkategorien oder Muster zu identifizieren, 
die das Phänomen erklären. In dieser Arbeit sind das die Identifikation von un-
terschiedlichen Diskursen bzw. Diskurssträngen, ihrer spezifischen Argumentati-
onslogik, die den gesamten Diskursstrang bestimmt, aber auch der Muster, die die 
Spezifik des Diskursstrangs ausmachen. Dabei können diese Typisierungen nur 
durch die bereits herausgearbeitete Phänomenstruktur und den Vergleich der ein-
zelnen Deutungsbausteine der Diskurse vorgenommen werden. 
So unterscheide ich im deutschen Fall einen strukturkritischen Diskurs, der 
aus zwei Diskurssträngen besteht, die jeweils durch eigene Argumentationslogi-
ken, eine funktionalistische und eine universalistische Logik, bestimmt werden, 
von einem strukturkonservativen Diskurs, der vor allem auf einer funktionalisti-
schen Argumentationslogik beruht. In Frankreich konnte ein hegemonialer re-
formorientierter Diskurs identifiziert werden, der ebenfalls einen universalisti-
schen und einen funktionalistischen Diskursstrang beinhaltet. 
Das Kodieren selbst fand in dieser Arbeit mithilfe der Software Atlas ti statt. 
Diese ermöglichte es, die Kategorien zu verfeinern und den Analyseprozess zu 
dokumentieren. 
4.2.2 Theoriegeleitete qualitative Inhaltsanalyse 
Das inhaltsanalytische Vorgehen wurde ausgewählt, um zu zeigen, ob und wie 
Durchlässigkeit in den europäischen Bildungsprozessen Bologna und Kopenha-
gen gefördert werden soll und welche konkreten Vorgaben und Vorstellungen 
überhaupt von europäischer Ebene in die Nationalstaaten diffundieren konnten. 
Nachfolgend wird daher das Vorgehen inklusive Datenauswahl und Analyse-
schritte dargestellt. 
Datenauswahl 
Gerade in Bezug auf die beiden europäischen Bildungsprozesse Bologna und Ko-
penhagen gibt es eine große Vielzahl und Vielfalt an Dokumenten. Beispiele sind 
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Stocktaking Reports (vgl. Rauhvargers et al. 2009; Zgaga 2003) oder Berichte ein-
zelner nationaler oder europäischer Stakeholder sowie Dokumentationen und Be-
richte der Arbeitsgruppen der intergouvernementalen Prozesse. 
Für die Analyse in dieser Arbeit untersuche ich die europäischen Deklaratio-
nen, die zu Beginn der Bologna- und Kopenhagen-Prozesse von nationalstaatli-
chen Vertretern unterschrieben worden sind. Dabei wurde die Sorbonne-Erklä-
rung, auch wenn sie im Jahr vor dem offiziellen Beginn von Bologna von den vier 
Ländern Deutschland, Frankreich, Italien und Großbritannien verabschiedet 
wurde, als Teil des Bologna-Prozesses behandelt und in die Analyse mit einbezo-
gen. Weiterhin besteht das Sample aus den Abschlusskommuniqués der alle zwei 
Jahre stattfindenden Nachfolgekonferenzen, die wiederum von allen an den Pro-
zessen beteiligten Staaten verabschiedet werden. Insgesamt waren es neun Doku-
mente für den Bereich der Hochschulbildung und fünf im Bereich der beruflichen 
Bildung aus dem Zeitraum 1998 bis 2012.59 Diese Dokumente definieren gemein-
same Ziele, begründen diese, geben Standards vor, die von den Mitgliedsstaaten 
auf freiwilliger Basis implementiert werden sollten, und beurteilen, wie die Pro-
zesse sich entwickelt haben. 
Gerade, wenn neben der Beschreibung der Prozesse auch ihr Einfluss auf 
nationale Systeme beurteilt werden soll, ist es wichtig, die Dokumente zu unter-
suchen, die den Konsens aller Mitgliedsstaaten widerspiegeln und somit auch eine 
stärkere normative Wirkmächtigkeit haben als Interpretationen nationaler Ak-
teure. 
Während die Akteure, geprägt durch ihren jeweiligen nationalen Hintergrund, spezi-
elle Modellvorstellungen und damit verbunden unterschiedliche Perspektiven auf Bil-
dungssysteme haben, stellen die europäischen Erklärungen und Kommuniqués das 
Resultat von Aushandlungsprozessen über konfligierende Vorstellungen und Per-
spektiven dar. (Powell et al. 2012a: 443)60 
59  Folgende Dokumente wurden untersucht: Sorbonne Declaration (1998); Bologna Declaration 
(1999); Prague Communiqué (2001); Berlin Communiqué (2003); Bergen Communiqué (2005); 
London Communiqué (2007); Leuven/Louvain-la-Neuve Communiqué (2009); 
Budapest/Vienna Declaration (2010) und Bucharest Communiqué (2012) sowie Copenhagen 
Declaration (2002); Maastricht Communiqué (2004); Helsinki Communiqué (2006); Bordeaux 
Communiqué (2008) und das Bruges Communiqué (2010). Da es nicht alle Dokumente in 
deutscher Übersetzung gibt und Übersetzungen bereits auch eine stärkere Interpretation 
bedeuten könnten, wurden ausschließlich die englischen Versionen für die Analyse verwendet, 
die auch offiziell verabschiedet wurden. 
60  Dieser Minimalkonsens ist auch ein Grund, warum ein inhaltsanalytisches und kein 
diskursanalytisches Verfahren zur Untersuchung der Dokumente gewählt wurde. Die 
Dokumente sind das Produkt von Aushandlungsprozessen verschiedenster Akteure (Walter 
2006). Es ist nicht möglich, die Entstehung der Politiken und der darin wichtigen Akteure 
nachzuvollziehen. Damit ist unklar, inwiefern es mehrere Diskurse gab und sich einer 
durchgesetzt hat und welche Konsequenzen dies hat. Diese Fragen müssen für die Fragestellung 
dieser Arbeit aber auch gar nicht beantwortet werden. Vielmehr soll gezeigt werden, was von 
europäischer Ebene an Ideen und Vorgaben über die Kommuniqués und Deklarationen in die 
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Analyseverfahren und Vorgehen 
Im folgenden Abschnitt soll das inhaltsanalytische Vorgehen beschrieben und be-
gründet werden. 
Die qualitative Inhaltsanalyse ist ein Verfahren zur systematischen Beschrei-
bung und Klassifikation von (Text-)Bedeutung. Mayring (2003) unterscheidet vier 
Formen der qualitativen Inhaltsanalyse: die zusammenfassende Inhaltsanalyse, die 
explizierende Inhaltsanalyse, die induktive Kategorienbildung und die strukturelle 
Inhaltsanalyse. In dieser Arbeit wurde die strukturierende Inhaltsanalyse mit in-
duktiver Kategorienbildung verbunden, wobei auch zusammenfassende Ele-
mente vorhanden waren. Letztere dienten der Zusammenfassung durchlässig-
keitsrelevanter Textpassagen aus den einzelnen Dokumenten, die für die chrono-
logische Darstellung der Europäisierungsprozesse benutzt wurden (vgl. Kapitel 
5). Dabei flossen aber bereits Erkenntnisse aus der strukturierten induktiven Ana-
lyse mit ein. Bei dieser Analyse wurde das Material nach bestimmten Kriterien, 
den institutionellen Dimensionen nach Scott (2008) und den Aspekten von 
Durchlässigkeit, im Sinne einer strukturierten Inhaltsanalyse untersucht, wobei 
die Entwicklung von Kategorien sowie die Erarbeitung der Ausprägungen an-
hand des Textmaterials erfolgte. 
Die methodische Vereinigung von beiden Strängen, d.h. die Synthese von 
Offenheit und theoretischer Vorgehensweise, von Induktion und Deduktion, 
wird von Gläser und Laudel (1999, 2006) auch als theoriegeleitete qualitative In-
haltsanalyse bezeichnet.61 Diese methodische Herangehensweise wird als beson-
ders sinnvoll erachtet bei der Analyse von komplexen Untersuchungsgegenstän-
den. 
Das Prinzip der Offenheit fordert, daß eine qualitative Untersuchung durch den Un-
tersuchungsgegenstand, das heißt durch die im empirischen Material enthaltenen In-
formationen, strukturiert werden soll […]. Die Forderung nach einem theoriegeleite-
ten Herangehen betont die Notwendigkeit, an vorhandenes theoretisches Wissen 
über den Untersuchungsgegenstand anzuschließen, da nur so auch zu diesem Wissen 
beigetragen werden kann. (Gläser/Laudel 1999: 3) 
Vier Phasen der Analyse 
Gläser und Laudel (2006) unterscheiden vier Phasen bei einer theoriegeleiteten 
qualitativen Inhaltsanalyse: Vorbereitung der Extraktion, Prozess der Extraktion, 
Aufbereitung und Auswertung. Der Kern der Analyse besteht in der Extraktion, 
Nationalstaaten diffundieren könnte. Insofern ist ein Verfahren, das nah am Text bleibt und aus 
diesem gezielt Informationen extrahiert, besser geeignet. 
61  Gläser und Laudel (1999, 2006) lehnen sich dabei explizit an Mayrings Verfahren der qualitativen 
Inhaltsanalyse an. Im Gegensatz aber zu Mayring wird das Kategoriensystem nicht bereits vorher 
durch einen Probedurchlauf festgelegt, sondern im gesamten Analyseprozess entwickelt. 
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d.h. dem Lesen des Textes, der Entscheidung, ob relevante Informationen beste-
hen, und einer Zuordnung zu Kategorien.62 Nachfolgend soll der in dieser Arbeit 
stattgefundene Analyseprozess anhand der vier Schritte beschrieben werden. 
Im Rahmen der Vorbereitung der Datenanalyse wird auf Basis theoretischer 
Vorüberlegungen und natürlich in engem Bezug zur Fragestellung ein Kategori-
enschema angelegt, welches aber im Verlauf der Extraktion erweitert werden 
kann.63 Für diese Arbeit waren die institutionellen Dimensionen von Scott (2008) 
sowie die Durchlässigkeitsaspekte leitend bei der Kategorienentwicklung. 
Im Hinblick auf die kulturell-kognitive Dimension von Scott (2008) interes-
siert, wie und warum Durchlässigkeit thematisiert wird. Welche Vorstellungen 
von Durchlässigkeit werden sichtbar? Unterschieden habe ich dann anhand des 
theoretisch-heuristischen Durchlässigkeitskonzepts, ob Fragen des Zugangs, der 
Anrechnung, der organisationalen Verbindung von Berufs- und Hochschulbil-
dung oder Fragen des Umgangs mit der Heterogenität der Lernenden aus dem 
jeweils anderen Bildungsbereich thematisiert wurden. Insbesondere in den Argu-
mentationen, warum Durchlässigkeit erreicht werden sollte bzw. warum es ein 
wichtiges Thema ist, werden dann die zugrunde liegenden Annahmen über das 
Verständnis und die Funktionen von Bildung sowie das Verhältnis von Berufs- 
zu Hochschulbildung für den europäischen Bildungsraum sichtbar. 
In der normativen Dimension wird untersucht, ob im Text diskutiert wird, 
wie Durchlässigkeit zwischen Berufs- und Hochschulbildung erreicht werden 
kann. Werden Vorgaben gemacht bezüglich Standards, die für Durchlässigkeit 
einzuführen sind? An dieser Stelle ist auch interessant, in welchem Kontext, d.h. 
für welche Aspekte letztlich Standards definiert werden. Für die normative Di-
mension interessiert auch, für wen standardmäßig Durchlässigkeit zwischen Be-
rufs- und Hochschulbildung eingerichtet werden soll. 
Antworten auf folgende Fragen sollen dagegen Hinweise auf die regulative 
Dimension geben. Wer soll die institutionelle Durchlässigkeit national umsetzen, 
d.h., welche Akteure sind verantwortlich? Wie sollen Strukturen finanziert wer-
den? Es ist insgesamt nicht zu erwarten, dass in den Deklarationen und Kommu-
niqués aufgrund ihrer fehlenden rechtlichen Verbindlichkeit konkrete Vorgaben 
für die regulative Umsetzung identifiziert werden. 
Neben der Vorstrukturierung des Kategoriensystems gehört in die Phase der 
Vorbereitung auch die Auswahl der zu analysierenden Daten. Diese Auswahl der 
europäischen Deklarationen und Kommuniqués habe ich bereits begründet. 
62  Aus diesem Grund wird diese Form der Inhaltsanalyse von Schreier (2014: Absatz 43) als 
„qualitative Inhaltsanalyse mittels Extraktion“ bezeichnet. 
63  Diese Inhaltsanalyse stellt eine auf Durchlässigkeit fokussierte Weiterentwicklung der im DFG-
Projekt „Internationalization of Vocational and Higher Education Systems in Transition 
(INVEST)“ durchgeführten Inhaltsanalyse der Deklarationen und Kommuniqués dar (vgl. 
Powell et al. 2012a). 
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Auch die Analyseeinheiten sollen festgelegt werden. Für die Analyse der Deklara-
tionen stellte es sich als am sinnvollsten heraus, Absätze als Analyseeinheiten zu 
definieren, da diese auch meist inhaltlich kohärent sind. 
In der zweiten Phase, der Extraktion, findet die tatsächliche Arbeit mit dem 
Textmaterial statt. Es wurde nach Abschnitten gesucht, die für Fragen der Durch-
lässigkeit relevant sind. Wurden solche Abschnitte identifiziert, wurde entschie-
den, ob die Informationen bereits bestehenden Kategorien und ihren Ausprägun-
gen zugeordnet werden können oder ob neue Kategorien bzw. Ausprägungen 
festgelegt werden müssen. Die Analyse erfolgte mithilfe der Software Atlas ti, die 
es ermöglichte, den Kodierprozess mithilfe von Memos und Kommentaren fest-
zuhalten. Auf diese Weise entsprechen zwar die Kodierungen der subjektiven Zu-
ordnung der Forscherin, aber sie sind rekonstruierbar. Die Kategorien, die in die-
ser Arbeit genutzt wurden, waren dabei sehr breit gewählt64. Eine genauere Spe-
zifizierung und auch analytische Bearbeitung der gefundenen Ausprägungen er-
folgte erst im nächsten Analyseschritt. 
Im Verlauf der Aufbereitung der Daten, der dritten Phase, wurde das kodierte 
Material nach gleichen Inhalten sortiert. Dies geschah am einfachsten, indem alle 
Textbausteine, die zu einem Kode gehörten oder auch einer institutionellen Di-
mension zugerechnet wurden, in einem Extradokument miteinander verglichen 
wurden. Auf diese Weise wurden Ausprägungen spezifiziert. Dadurch, dass die 
Kodes durch die Software immer auch in Referenz zum Originaldokument blie-
ben, wurde die Gefahr der Dekontextualisierung minimiert. 
Im letzten Schritt der Auswertung wurden die gefundenen Kategorien und 
ihre Ausprägungen miteinander in Beziehung gesetzt, um das sich in den europä-
ischen Dokumenten darstellende Konzept von Durchlässigkeit entlang der insti-
tutionellen Dimensionen zu beschreiben. Ziel war es, aus den Texten herauszu-
kristallisieren, wie Durchlässigkeit verstanden wird und welche Vorstellungen, 
Normen, Standards und Regeln von europäischer Ebene auf die nationale Ebene 
diffundieren könnten. Dabei wird nicht unterschieden, wie häufig bestimmte Ka-
tegorien Erwähnung fanden. Stattdessen sollte das vermittelte Durchlässigkeits-
konzept in der Breite dargestellt werden. 
Ecker-Ehrhardt (2006) weist darauf hin, dass bei qualitativen Analysen wie 
der Inhaltsanalyse zwei Gütekriterien der empirischen Sozialforschung miteinan-
der in Konflikt stehen. Zum einen ist das die Validität als Anspruch, ‚das Richtige‘ 
gültig zu messen, zum anderen die Reliabilität als Anspruch, ‚das Richtige‘ 
zuverlässig zu messen. Das Konkurrenzverhältnis, das zwischen den beiden be-
steht, wird besonders deutlich, wenn man an den Prozess der Extraktion, also der 
Zuordnung von Kategorien zu Textstellen, denkt. Der polyseme Charakter von 
Sprache ist substanzieller Bestandteil des Untersuchungsgegenstands, so dass 
schon allein aus diesem Grund eine ganz eindeutige Zuordnung fraglich bleibt. 
64  Beispiele für Kategorien sind dann z.B. „Durchlässigkeitslegitimationen“, „Fragen des 
Zugangs“, „Zielgruppe“. 
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Es besteht das Problem, dass dadurch, dass der Extraktionsprozess auf der Inter-
pretation der Forschenden beruht, die extrahierten Daten dem Referenzrahmen 
der Forschenden widerspiegeln. Auch Galonska (2004) betont, dass einer der 
Hauptkritikpunkte von Inhaltsanalysen die Reliabilität sei, und zwar sowohl in 
Bezug auf den Interpretationsspielraum der Kodierenden („Inter-Coder-Reliabi-
lität“) als auch auf den Lerneffekt während des Kodierens („Intra-Coder-Reliabi-
lität“). Das bedeutet, es könnte zu möglichen Verzerrungen und Verfälschungen 
im Verlauf der Analyse kommen. Diesem Problem wurde auf mehreren Wegen 
zu begegnen versucht: zum einen durch die Kombination eines strukturierten und 
induktiven Vorgehens. So wurde einerseits durch das offene Kodieren von Vari-
ablen ein zu leichtfertiges Aussortieren von interessanten Textstellen, die nicht in 
ein vorgefertigtes Kategoriensystem passen, verhindert. Zum anderen hilft ein 
möglichst eindeutiges Kategoriensystem mit einer klaren Kodieranleitung.65 Das 
Kodieren bzw. Extrahieren für diese Arbeit wurde aber nur von der Autorin vor-
genommen, so dass auf diesem Weg Fehler durch Fremdkodierende nicht auftre-
ten konnten. 
4.2.3 Expert_inneninterviews 
In der Beschreibung des Forschungsdesigns wurde deutlich, dass die Ex-
pert_inneninterviews zu zwei Zwecken durchgeführt wurden: zum einen, um ein 
besseres Verständnis des jeweiligen Falles zu bekommen und das notwendige 
Kontextwissen für die Interpretation der Akteursdokumente zu erhöhen, und 
zum anderen, um spezifisch nach den Einflüssen europäischer Prozesse auf die 
nationalen Durchlässigkeitsstrukturen zu fragen. 
Um diese Aufgaben zu erfüllen, können die geführten Ex-
pert_inneninterviews als explorative, aber auch als systematisierende Interviews 
beschrieben werden. Nach Bogner und Menz (2009: 64) helfen explorative Inter-
views Orientierung in einem neuen Forschungsfeld zu bekommen und das zu 
untersuchende Phänomen einzugrenzen bzw. zu strukturieren. Systematisierende 
Interviews zielen dagegen zuerst auf eine systematische und möglichste lücken-
lose Informationsgewinnung. Die Hauptfunktion des Interviews ist die Aufklä-
rung im Hinblick auf eine spezifische Fragestellung. Mithilfe des Interviews soll 
so die Rekonstruktion von Prozessen oder sozialen Situationen ermöglicht wer-
den (Bogner/Menz 2009). 
65  Da die Inhaltsanalyse in dieser Arbeit auf eine bereits durchgeführte Analyse im Rahmen des 
INVEST-Projekts aufbaute (vgl. Powell et al. 2012a), konnten zudem auch bereits getestete 
Kodierregeln und Kategorien verwendet werden. Im Rahmen des Projekts wurden diese Regeln 
von bis zu vier Personen erarbeitet und geprüft. Durch diese Familiarität bereits intersubjektiv 
geprüfter Kategorien kann auch für diese Arbeit ein höheres Maß an Reliabilität angenommen 
werden. 
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Was aber ist ein Experte bzw. eine Expertin? Gläser und Laudel (2006: 10) 
definieren sie und diese Interviewform folgendermaßen: „Experten sind Men-
schen, die ein besonderes Wissen über soziale Sachverhalte besitzen, und Exper-
teninterviews sind eine Methode, dieses Wissen zu erschließen.“ Der Ex-
pert_innenstatus ist somit immer auch von der Forschungsfrage abhängig. Meu-
ser und Nagel (2009: 37) betonen daher, dass der Expert_innenstatus von den 
Forschenden vergeben wird, da angenommen wird, dass die Person über ein ex-
klusives Wissen über z.B. die Organisation, Entscheidungsprozesse, Entwicklun-
gen in einem bestimmten Feld verfügt, das für Außenstehende nicht zugänglich 
ist. Aber auch wenn die Zuschreibung eines Expert_innenstatus diesen erst kon-
struiert, so weisen Bogner und Menz (2009: 69) darauf hin, „dass der Forscher in 
seiner Auswahl des Expert_innen immer schon praktisch davon geleitet ist, in 
welcher Form er die soziale Welt bedeutungsstrukturiert vorfindet.“ In dem Sinn 
hat nicht nur das Forschungsthema, sondern auch die soziale Repräsentativität 
der Interviewten einen Einfluss (Bogner/Menz 2009; Bogner et al. 2014: 11). 
Sampling 
Als Expert_innen für diese Arbeit galten Personen, die durch ihre Arbeit in be-
stimmten Organisationen einen spezifischen Blick auf und Wissen über die be-
rufliche und hochschulische Bildung sowie ihr Verhältnis zueinander, die institu-
tionellen Entwicklungen und die Einflüsse europäischer Bildungsprozesse hatten. 
Die konkrete Expert_innenauswahl gestaltete sich in Deutschland und Frankreich 
dabei unterschiedlich. In Frankreich dienten die Interviews vor allem in dem ers-
ten Forschungsaufenthalt 2010 viel stärker der Exploration des Forschungsthe-
mas, so dass zwar auch Repräsentant_innen für die Bildungsbereiche relevanter 
Organisationen systematisch über Organigramme angeschrieben wurden. Als re-
levante Organisationen wurden dieselben erachtet, die auch im Rahmen der Dis-
kursanalyse untersucht wurden: Ministerien, Hochschulvertretung, Unternehmen 
und Gewerkschaften. Neben dieser Taktik wurden aber noch einige weitere Ex-
pert_innen über das Verfahren des Schneeballprinzips gewonnen. Außerdem 
wurden auch Interviews mit im Bildungsbereich Forschenden geführt.66 Insofern 
wurde die Samplingstrategie des Schneeballprinzips mit dem des theoretischen 
Samplings verbunden. Es wurden 13 Interviews geführt, wobei drei der Inter-
views mit zwei Interviewpartnern durchgeführt wurden. Im zweiten Forschungs-
aufenthalt im Mai 2011, als die Forschungsfrage bereits auf Durchlässigkeit be-
grenzt und auch das für Frankreich bestehende Problem herausgearbeitet war, 
wurden viel gezielter zusätzliche Expert_innen im Hinblick auf diese Frage und 
die Europäisierungsprozesse ausgesucht. Zehn Interviews fanden statt, auch hier 
gab es zwei Interviews mit zwei Expert_innen zusammen. Interviewt wurden vor 
66  Eine komplette Liste der interviewten Organisationen in Frankreich und Deutschland findet sich 
im Anhang (vgl. Tabellen 45-47). 
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allem Vertreter_innen aus Ministerien, Hochschulen und dem staatlichen For-
schungsinstitut CEREQ.67 Im CEREQ wurde mit Forscher_innen gesprochen, 
die sich mit der Entwicklung des bac pro, der licence pro und der Verberuflichung 
der Hochschulbildung, den Europäisierungsprozessen und der Frage des Studien-
erfolgs beschäftigten. 
In Deutschland wurden keine explorativen Interviews durchgeführt, da das 
Bildungssystem und die bestehende Durchlässigkeitsproblematik der Autorin viel 
besser bekannt waren. Zudem gab es die Möglichkeit, sich bei Fachtagungen ge-
nauer über das Forschungsphänomen zu informieren. Ausgesucht wurden daher 
die Expert_innen aufgrund ihres Wissens über die Entwicklung der Durchlässig-
keitsstrukturen in Deutschland sowie der europäischen Bildungsprozesse. Mitar-
beiter_innen folgender Organisationen wurden interviewt: das Bundesinstitut für 
Berufsbildung (BIBB), das Bundesministerium für Bildung und Forschung 
(BMBF) sowie die Hochschulrektorenkonferenz (HRK). Insgesamt wurden sie-
ben Interviews mit acht Expert_innen geführt. Es fällt auf, dass nur zwei der vier 
Organisationen untersucht worden sind, die auch als Akteure für die Diskursana-
lyse selektiert wurden. Zum einen wurde in den Diskursen aller untersuchten Ak-
teure ein Einfluss der europäischen Prozesse ersichtlich. Die Interviews sollten 
quasi die Erkenntnisse der Diskursanalyse absichern. Dies ist am besten möglich 
mit Organisationen, die direkt auch an der Gestaltung der europäischen Prozesse 
und der nationalen Umsetzung beteiligt sind. Das gilt für die ausgesuchten Orga-
nisationen im besonderen Maße. Auch ging es bei den Interviews weniger darum, 
die Diskurse zu rekonstruieren und die unterschiedlichen Positionen der Befrag-
ten in den Vordergrund zu stellen. Dies wurde in der Diskursanalyse vorgenom-
men. Vielmehr ging es darum, Einschätzungen zu den Entwicklungen des Bil-
dungssystems und dem europäischen Einfluss zu erhalten. Das BIBB wurde als 
Organisation ausgewählt, da es in dieser Organisation viele Expert_innen gibt, die 
entweder direkt bei der Ausarbeitung der europäischen Prozesse, der Umsetzung 
der nationalen Prozesse beteiligt waren und zudem bereits langjährig mit dem 
Thema Durchlässigkeit zwischen Hochschul- und Berufsbildung, sei es über Du-
ale Studiengänge oder Anrechnungsfragen, arbeiten und forschen. Insofern war 
insbesondere im BIBB eine Expertise über den Einfluss von Europäisierung auf 
Durchlässigkeit zu erwarten. 
67  Das „Centre d’études et de recherches sur les qualifications“ (CEREQ) ist ein staatliches 
Forschungszentrum mit den Schwerpunkten Arbeitsmarkt, Qualifikationen und berufliche 
Bildung. Zu den Aufgaben des Instituts gehört es, die Arbeitsmarktentwicklung und die 
Verbindung der Qualifikationsentwicklung im Bildungssystem mit dieser zu beforschen, um so 
Maßnahmen und Vorschläge für eine bessere Kohärenz zwischen Qualifikationsentwicklung 
und Arbeitsmarktbedürfnissen zu entwickeln. 
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Interview und Leitfaden 
Die Interviews wurden in Form teilstandardisierter Leitfadeninterviews68 durch-
geführt. Ein Leitfadeninterview ist dadurch charakterisiert, dass dem Interviewen-
den eine Liste vorbereiteter, meist offener Fragen als Grundlage für das Gespräch 
dient, wobei die Reihenfolge der Fragen sich aus Gesprächsverlauf und Wichtig-
keit ergeben. Der Leitfaden dient daher als Gesprächsorientierung und soll sicher-
stellen, dass wesentliche Punkte nicht vergessen werden. Die Konstruktion des 
Leitfadens ist theoriegeleitet aus der Forschungsfrage, den Vorüberlegungen und 
in Abhängigkeit von konkreten Expert_innen (Gläser/Laudel 2006). Der Leitfa-
den für diese Studie bestand aus vier Themenblöcken. Das galt auch für die Phase 
der Exploration in Frankreich. Nachfolgend sollen diese Themenblöcke kurz be-
schrieben werden. 
In dem ersten Block ging es zum einen um das Verständnis von Durchlässig-
keit und die wichtigsten Entwicklungen im deutschen und französischen Bil-
dungssystem in Bezug auf Durchlässigkeit für die letzten 20 bis 25 Jahre. Wie 
haben sich die Diskussionen um Durchlässigkeit geändert, und was muss von Sei-
ten der Berufs- und Hochschulbildung für eine verbesserte Durchlässigkeit getan 
werden? Im französischen Leitfaden wurde dabei auch das Wort Durchlässigkeit, 
welches in Frankreich nicht gängig ist, definiert, so dass die Expert_innen wuss-
ten, was gemeint ist, wenn ich nach Durchlässigkeit fragte. Dabei wurde zuerst 
allgemein über die Möglichkeiten der Bildungsmobilität zwischen Berufs- und 
Hochschulbildung gesprochen. Auch wenn in den Frage eine erste grobe Defini-
tion im Sinne von Strukturen zur Ermöglichung von Bildungsmobilität vorgege-
ben wurde, konnte trotzdem das Verständnis von Durchlässigkeit untersucht wer-
den, je nachdem, welche Aspekte von den Expert_innen als wichtig erachtet wur-
den. 
Im Leitfaden für die explorativen Interviews für den französischen Fall 
wurde das Thema noch wesentlich allgemeiner gehalten. Es wurde im ersten Ab-
schnitt nach den wichtigsten Entwicklungen im französischen Hochschul- und 
Berufsbildungssystem gefragt sowie nach Reformen, die möglicherweise das Ver-
hältnis zwischen Hochschul- und Berufsbildung verändern. 
Der zweite Interviewabschnitt zielte auf eine Vertiefung der Durchlässig-
keitsfragen und umfasste je nach Expertise unterschiedliche Schwerpunkte. So 
wurden z.B. die Entwicklung dualer Studiengänge, die Validierung von informel-
lem und non-formalem Lernen, Pilotprogramme und Fragen der Anrechnung 
thematisiert. Im französischen Teil fand diese Spezialisierung ebenfalls statt. Au-
ßerdem wurde explizit, wenn es nicht schon vorher thematisiert wurde, das Pr-
oblem der beruflich qualifizierten Studierenden angesprochen, es wurden Ein-
schätzungen zu bestehenden Reformen erfragt und relevante Themen wie die 
68  Beispiele für die entwickelten Leitfäden für die Befragungen in Deutschland 2011 und 
Frankreich 2010 und 2011 finden sich im Online-Anhang II, wobei diese Versionen jeweils auf 
die interviewten Expert_innen weiter abgestimmt wurden. 
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Orientierung in Richtung Hochschule sowie die Selektion im Hochschulsystem 
angesprochen. 
Im Leitfaden für das explorative Interview ging es im zweiten Teil viel stärker 
darum, ein Gefühl für das französische Verständnis ihres Bildungssystems zu be-
kommen. So wurde gefragt, was die unterschiedlichen Bildungszweige unterschei-
det. Was sind die Ideale der französischen Berufs- und Hochschulbildung bzw. 
was sind die bestehenden Leitlinien? Wie sind die verschiedenen Bildungswege 
hierarchisiert? Welche Organisationsformen haben in den Jahren an Bedeutung 
gewonnen, und inwiefern gibt es Verbindungen und Übergangsmöglichkeiten 
zwischen gewählten Bildungswegen? 
Der dritte Interviewabschnitt zielte darauf, den Einfluss der Europäisierungs-
prozesse zu erkunden. Hier wurde zuerst allgemein nach dem Einfluss der euro-
päischen Ebene, dann spezieller zu den Bologna- und Kopenhagen-Prozessen 
und deren Wirkung auf die nationalen Bildungssysteme gefragt. Weiterhin wurden 
spezifische Standards wie der Qualifikationsrahmen thematisiert. Auch wenn die 
Interviews vor allem in Bezug auf die Einschätzung der europäischen Prozesse 
ausgewertet wurden, war es sinnvoll, diesen Interviewabschnitt erst später zu the-
matisieren. Auf diese Weise wurde auch aus den Beschreibungen der wichtigsten 
Entwicklungen in den Bildungssystem und der dortigen Thematisierung europäi-
scher Prozesse der Einfluss derselben sichtbar, ohne dass konkret danach gefragt 
wurde. 
Der letzte Interviewabschnitt zielte auf die gewünschten und erwarteten Än-
derungen im Bildungssystem in Bezug auf Durchlässigkeit, d.h., es wurde die nor-
mativ erwünschte und die vom Expert_innenwissen ausgehende wahrscheinliche 
Entwicklung erfragt. 
Auswertung 
Bei der Auswertung orientierte ich mich an den Bearbeitungsphasen von Meuser 
und Nagel (2009) und integrierte das inhaltsanalytische Vorgehen nach Gläser 
und Laudel (2006: 56f.). Zuerst erfolgte die Transkription fast aller Interviews. 
Ausnahmen bildeten zwei wenig ergiebige französische Interviews sowie solche, 
bei denen keine Aufzeichnung möglich war. Hier erfolgte die Auswertung anhand 
der Interviewnotizen. Im Folgenden wird die Auswertung im Hinblick auf den 
Einfluss der Europäisierungsprozesse dargestellt.69 
69  Die Informationen aus den Interviews, die für ein besseres Verständnis, also zur Exploration 
genutzt wurden, wurden nicht nach einem bestimmten Auswertungsschema erworben, sondern 
einfach durch ein wiederholtes Querlesen der Interviewtexte mit anschließenden Notizen zu 
interessanten Punkten und Hinweise darauf, was im Forschungsverlauf genauer betrachtet 
werden sollte. Diese Hinweise verdichteten sich, wenn in mehreren Interviews das gleiche 
Thema angesprochen wurde. Insofern erfolgte auch hier die Analyse nicht sequenziell und 
Interview für Interview, sondern über den Querschnitt aller Texte. 
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Im zweiten Schritt erfolgte die Kodierung des Materials. Der Arbeitsschritt, 
der bei Meuser und Nagel (2009) Kodierung genannt wird, umfasst die Schritte 
der Vorbereitung der Extraktion und die Extraktion nach Gläser und Laudel 
(2006). Auch wenn die einzelnen Interviews nacheinander durchgearbeitet wor-
den sind, ging es nicht um eine Einzelfallrekonstruktion oder genaue sequenzielle 
Bearbeitung eines Interviews (vgl. Mäuser/Nagel 2009). Vielmehr ging es um die 
thematisch relevanten Abschnitte, die an verschiedensten Stellen im Interview 
auftauchen konnten. Kodiert wurden dann die Abschnitte, die sich auf den Ein-
fluss Europas auf die Entwicklungen im Bildungssystem allgemein und spezifisch 
auf die Durchlässigkeitsstrukturen bezogen. In einem zweiten Schritt wurde ana-
lysiert, ob deutlich wurde, welche Prozesse für welche Entwicklungen verantwort-
lich gemacht wurden, welche Standards mit Durchlässigkeit in Verbindung ge-
bracht und welche Aspekte von Durchlässigkeit nach Meinung der Expert_innen 
durch Europa beeinflusst wurden. Diese Fragen waren leitend bei der Analyse, 
aber wie bei der theoriegeleiteten qualitativen Inhaltsanalyse nach Gläser und Lau-
del (2006) wurde auch offen untersucht, was noch in Bezug auf die europäischen 
Prozesse und Durchlässigkeit thematisiert worden war. 
Der nächste Schritt, die „soziologische Konzeptualisierung“ (Mäuser/Nagel 
2009: 57), zielte auf eine Generalisierung der empirischen Daten. Dies geschieht 
über eine interviewübergreifende Kategorienbildung, wobei die Kategorien zu 
großen Teilen bereits den im Kodierprozess leitenden Fragen entsprechen. Dieser 
Prozess beinhaltet damit auch die Schritte der Aufbereitung der Daten und der 
beginnenden Auswertung nach Gläser und Laudel (2006). 
Die „theoretische Generalisierung“ (Meuser/Nagel 2009: 57) ist der letzte 
Schritt im Auswertungsprozess. Nun erfolgt eine Darstellung der Ergebnisse 
nicht mehr aus der Logik der Interviews, sondern im Zusammenhang der ver-
wendeten theoretischen Perspektive. Werden von den Expert_innen Diffusions-
prozesse von der europäischen Ebene auf die nationale festgestellt? Wo und wie 
waren sie besonders einflussreich? Welche Verallgemeinerungen lassen sich für 
den Einfluss der europäischen Bildungsprozesse ablesen? Ist der Einfluss auf be-
stimmte Durchlässigkeitsaspekte besonders groß? Diese theoretisch unterfütter-
ten Fragen sollten dann anhand der Interviews beantwortet werden (vgl. Kapitel 
10).
4.2.4 Dokumentenanalyse 
Das Analyseverfahren der Dokumentenanalyse ist nach Mayring (2002) breit zu 
definieren. Es geht bei der Dokumentenanalyse darum, Material zu untersuchen, 
das nicht erst vom Forschenden erschaffen wird. Die Art der zu untersuchenden 
Dokumente kann dabei sehr vielfältig sein. 
Die Dokumentenanalyse in dieser Arbeit diente zur Analyse der regulativen 
Entwicklungen. Auch wenn aus forschungspragmatischen Gründen diese primär 
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aus der Sekundärliteratur synthetisiert werden sollte, stellte sich heraus, dass dies 
nicht in Bezug auf alle relevanten Analysefoki möglich war. Insofern wurden Do-
kumente mit Rechtscharakter untersucht. Die Auswahl der Dokumente erfolgte 
somit eng orientiert an der Fragestellung und den theoretischen Vorüberlegungen 
zu den institutionellen Dimensionen. 
Tabelle 4 Kategorien für die Dokumentenanalyse 
Zugang x Schulrechtliche bzw. berufsbildungsrechtliche Regelungen (Berechti-
gungen und zweiter Bildungsweg)
x Hochschulrechtliche Regelungen (Verfahren des 3. Bildungsweges)
Anrechnung
x Anrechnungsverfahren in der Hochschulbildung
x Anrechnungsverfahren in der Berufsbildung
x Validierungsverfahren non-formalen und informellen Lernens
x Einführung Qualifikationsrahmen
x Einführung ECTS, Modularisierung
Institutionelle 
Verbindungen
x Möglichkeiten der Einrichtung von alternierenden oder dualen tertiären 
Bildungsgängen
x Fragen der Anerkennung der Abschlüsse von dualen Studiengängen 
als tertiäre Abschlüsse
x Möglichkeiten der Einrichtung institutionalisierter Übergänge





x Möglichkeiten der Flexibilisierung: Teilzeitlernen, Fernlernen, E-Learn-
ing, ECTS, Modularisierung
x Unterstützungssysteme: institutionalisierte Beratung, Tutorien, Propä-
deutika
x Informationssysteme
Quelle: Darstellung der Verfasserin 
Für den deutschen Fall wurden bundesweite Regelungen untersucht wie das 
Hochschulrahmengesetz (HRG) oder das Berufsbildungsgesetz (BiGG) genauso 
wie die Beschlüsse der KMK, die als Richtlinien für die Schul- und Hochschulge-
setze der Länder gelten. Auch wenn diese nicht rechtlich bindend sind (Ulbricht 
2012a), setzen sie doch starke regulative Anreize. Aus diesem Grund werden 
KMK-Beschlüsse im Folgenden auch bei der regulativen Analyse einbezogen. 
Auch Regelungen der Hochschulgesetze der Bundesländer wurden berücksich-
tigt70. Für Frankreich, wo die richtungsgebenden Entscheidungen über die Bil-
dungsprogramme vor allem auf Zentralstaatsebene entschieden werden, fokus-
sierte ich mich auf die nationalen Gesetzestexte (loi) und Verordnungen (décret und 
70  Ein Überblick über die untersuchten Dokumente für die Regulative findet sich im Online-
Anhang, wobei die Dokumente der KMK auch als Dokumente der Diskursanalyse 
miteingegangen sind (vgl. auch untersuchte Dokumente für die Diskursanalyse im Online-
Anhang III). 
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arrèté) der Bildungsministerien. Auch hier war die Sekundärliteratur aber die erste 
Quelle zur Rekonstruktion der rechtlichen Entwicklung71. 
Der Fokus der Analyse lag auf den vier Aspekten von Durchlässigkeit, d.h., 
die Sekundärliteratur und rechtlichen Dokumente wurden nach Regelungen zum 
Zugang und zur Anrechnung, nach der organisationalen Verbindung sowie in Be-
zug auf den Umgang mit Heterogenität untersucht. Aufbauend auf diesen vier 
Aspekten und dem in Kapitel 2 dargestellten Verständnis der Aspekte sowie den 
in Kapitel 5 herausgearbeiteten europäischen Forderungen wurden grobe Kate-
gorien gebildet, nach denen dann die Dokumente durchsucht wurden. 
Bei der Untersuchung der rechtlichen Dokumente wurde immer darauf ge-
achtet, dass die Regelungen für die untersuchte Zielgruppe gelten. So wurde z.B. 
explizit nach Finanzierungsmöglichkeiten für beruflich Qualifizierte, die ein 
Hochschulstudium aufnehmen wollen, gesucht. 
4.3 Güte der Arbeit 
Nachdem das Forschungsdesign und die genauen Erhebungs- und Analysever-
fahren dargestellt wurden, sollen im Folgenden Überlegungen zur Güte dieser 
Forschungsarbeit, die nur eine Darstellung der Wirklichkeit sein kann und keine 
Abbildung, vorgenommen werden. 
Gerade für die qualitative Forschung wird die Frage der Gütekriterien einge-
hend diskutiert (vgl. Flick 1998, 2014; Freikamp 2008; Mayring 2002; Steinke 
1999), da diese nicht so deutlich an Maßzahlen festgehalten werden kann wie in 
quantitativer Forschung. Auch gibt es verschiedene Herangehensweisen, wie die 
Qualität qualitativer Forschung gesichert werden kann (vgl. Flick 1998, 2014; 
Freikamp 2008). Folgende Kriterien sollen mit Bezug zu meiner Arbeit betrachtet 
werden: intersubjektive Nachvollziehbarkeit (Steinke 1999), Indikation (Steinke 
1999), Triangulation (Flick 2014; Mayring 2002) sowie „reflektierte Subjektivität“ 
(Steinke 1999: 231). 
„Intersubjektive Nachvollziehbarkeit“, d.h., dass der Forschungsprozess 
vom Publikum bzw. Lesenden nachvollzogen werden kann, definiert Steinke 
(1999: 207) als wichtigstes Kriterium zur Sicherung der Qualität qualitativer Ar-
beiten. Dies kann erreicht werden über eine genaue Dokumentation des Vorge-
hens, die Anwendung regelgeleiteter Verfahren und die Interpretation in Grup-
pen. Die ersten beiden Punkte entsprechen auch Kriterien von Mayring (2002). 
In dieser Arbeit soll das Kapitel zum Design und Methoden diese größere in-
tersubjektive Nachvollziehbarkeit ermöglichen, da sowohl eine Beschreibung des 
71  Eine Übersicht über die wenigen konsultierten französischen Gesetzestexte findet sich im 
Online-Anhang IV. 
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Forschungsdesigns und Forschungsprozesses als auch der Regeln, die im For-
schungsprozess befolgt worden sind (z.B. systematisches Vorgehen bei der Ana-
lyse sowie bei der Sampleerstellung und der Kodierung in der Diskursanalyse), 
dokumentiert wurden. Festzuhalten ist aber auch, dass z.B. das Vorgehen bei der 
Kodierung für die Diskursanalyse nur teilweise dem Ideal nach GTM entsprach, 
da durch die begrenzte Zeit der Forschungsaufenthalte in Frankreich kein perma-
nenter Wechsel zwischen Analyse und Dokumentenauswahl möglich war. 
Die Interpretation des Materials in Gruppen konnte in dieser Arbeit nur ver-
einzelt stattfinden. Durchgeführt wurden zwei solcher Gruppeninterpretation im 
Rahmen einer qualitativen Forschungswerkstatt einerseits und als Interpretation-
standems mit jeweils einer weiteren Person andererseits. Diese Gruppeninterpre-
tation erfolgte dabei ausschließlich im Rahmen der Diskursanalyse, und auch nur 
für ausgewählte deutsche und zwei französische Schlüsseldokumente. Die ge-
meinsame Interpretation half dabei, Deutungen und Verständnisse zu hinterfra-
gen, aber auch zu verfestigen. Wie bereits bei der qualitativen Inhaltsanalyse be-
schrieben, wurde die Analyse zwar allein durchgeführt, baute aber auf vorherigen 
Gruppeninterpretationen im Rahmen des Projektkontextes auf, so dass auch 
dadurch eine größerer intersubjektive Nachvollziehbarkeit erreicht worden ist. 
Die Möglichkeit des Nachvollziehens der Interpretation und Argumentation wird 
in dieser Arbeit zudem durch empirische Beispiele in Form von Zitaten ermög-
licht. 
Ein weiterer Punkt, den Steinke (1999) betont, ist die Indikation, d.h. die 
Frage, inwiefern der gesamte Forschungsprozess auch gegenstandsangemessen 
erfolgte. Begründet wurde die Angemessenheit für diese Arbeit in diesem Kapitel 
vor allem in der Beschreibung des Forschungsdesigns und der Anlage der Unter-
suchung sowie den jeweiligen Samplingstrategien. 
Mit Triangulation weist Mayring (2002) in Anlehnung an Denzin (1978) da-
rauf hin, dass Triangulation die Qualität der Forschung vergrößert, da versucht 
wird, über verschiedene Datenquellen, Methoden, Interpreten und theoretische 
Ansätze für die Forschungsfrage unterschiedliche Lösungsansätze zur vollständi-
geren Beantwortung der Fragen zu finden. Aus diesem Grund wurden für die 
Analyse der institutionellen Entwicklungen in Deutschland und Frankreich z.B. 
sowohl die Diskurse als auch die regulativen Strukturen anhand der Dokumen-
tenanalyse untersucht. Um den Einfluss der europäischen Prozesse besser ein-
schätzen zu können, wurde neben der untersuchten Entwicklung der Durchläs-
sigkeitsstrukturen und deren Abgleich mit den geforderten europäischen Stan-
dards, die mittels Inhaltsanalyse herausgearbeitet wurden, Hinweise auf Europäi-
sierungseinflüsse in den Diskursen gesucht und auch Expert_inneninterviews 
durchgeführt.Letztere können auch als kommunikative Validierung von Ergebni-
sen angesehen werden (Flick 2014: 415). Triangulation, wie bereits auch im Ab-
schnitt zum Forschungsdesign beschrieben, ist demnach ein zentrales Merkmal 
dieser Studie. 
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Schließlich betont Steinke (1999: 231) das Prinzip der „reflektierten Subjek-
tivität“, dass im gesamten Forschungsprozess die Rolle des Forschenden selbst 
als integrativer Bestandteil dieses Prozesses und des Ergebnisses der Forschung 
reflektiert werden soll. Im Fokus stehen Selbstbeobachtungen und -erkenntnisse 
im Forschungsverlauf sowie persönliche Voraussetzungen des Forschenden. 
Auch Beziehungen zu den Interviewpartner_innen könnten hier mit bedacht wer-
den. Neben den Reflexionen zur möglichen Auswahl von Methoden und der 
Samplingstrategie, die in diesem Kapitel auch deutlich gemacht worden sind, sind 
drei weitere Punkte wichtig, da sie Interpretationsmöglichkeiten der Forscherin 
dieser Arbeit beeinflussen. 
Erstens muss die Biografie der Forscherin betrachtet werden. Sie ist in 
Deutschland aufgewachsen und hat einen Großteil ihrer hochschulischen Ausbil-
dung in Deutschland verbracht. Aus dieser biografischen Situiertheit ergibt sich 
eine viel bessere Kenntnis des deutschen Bildungssystems und der deutschen 
Sprache und Kultur als des französischen Pendants. Problematisch wird dies vor 
allem bei der Diskursanalyse, da dort auch kulturelle Feinheiten eine Rolle spielen. 
Es ist anzunehmen, dass in der französischen Analyse nicht alle diese Feinheiten 
identifiziert wurden. Diesem Problem wurde auf zweierlei Weise begegnet: einmal 
durch das explorative Vorgehen im ersten Forschungsaufenthalt in Frankreich, in 
dem versucht wurde, ein größeres Verständnis für diese kulturellen Feinheiten 
und Selbstverständnisse zu erhalten Zudem war das französische Hochschulsys-
tem durch einen halbjährigen Studienaufenthalt während des Studiums der For-
scherin bekannt. Auch war es der Forscherin möglich, während ihrer Forschungs-
aufenthalte bei Unklarheiten Französ_innen um die Interpretation des untersuch-
ten Problems zu bitten, so dass dieser „deutsche Bias“ abgeschwächt wurde. 
Zweitens ergibt sich aus der biografischen Situiertheit nicht nur ein Bias im 
Hinblick auf das Verständnis der Landesspezifika, auch der rein akademischer 
Hintergrund könnte bei der Interpretation der Dokumente und Entwicklungen 
dazu führen, dass bestimmte Elemente wichtiger bewertet werden oder Selbst-
verständlichkeiten der Berufsbildung unentdeckt bleiben. Diesem Problem wurde 
vor allem durch eine sehr gute Kenntnis der Berufsbildungssysteme, die Grup-
peninterpretationen und den Besuch auch von Fachtagungen zu begegnen ver-
sucht. 
Schließlich ist die Frage nach Durchlässigkeit zwischen Berufs- und Hoch-
schulbildung stark inspiriert durch die Kenntnis des deutschen Falls. Es könnte 
sein, dass durch eine ‚zu deutsche Brille‘ vielleicht andere wichtige Probleme für 
das Verhältnis zwischen Berufs- und Hochschulbildung in Frankreich nicht aus-
reichend Beachtung fanden. Andererseits sollte genau der zweimalige For-
schungsaufenthalt mit einer ersten Exploration und Zuschneidung des Themas 
und einer Vertiefung anschließend einer verkürzten Sicht auf die französische 
Problematik vorbeugen. Auch wenn die Durchlässigkeitsproblematik in Frank-
reich nicht so offensichtlich ist wie in Deutschland, konnte im Rahmen dieser 
Arbeit eine solche für Frankreich herausgearbeitet werden. Dies kann auch als 
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Stärke dieser Arbeit gelten, da zwar das Problem der Studienabbrüche bekannt 
ist, dieses aber nicht unbedingt als ein Problem von Durchlässigkeit bzw. eines in 





5 Durchlässigkeit – ein Fokus europäischer 
Bildungspolitik? 
In diesem Kapitel sollen die europäischen Entwicklungen im Mittelpunkt stehen. 
Dabei wird zum einen die Bildungspolitik bis zu den Bologna- und Kopenhagen-
Prozessen dargestellt, da die historische Gewachsenheit der europäischen Politi-
ken ebenfalls die Evolution der Bologna- und Kopenhagen-Prozesse mitbe-
stimmt. Auf diese Weise soll gezeigt werden, wie berufliche Bildung, Allgemein- 
und Hochschulbildung auf EU-Ebene auf die Agenda kamen und in welchem 
Verhältnis die Bildungsbereiche zueinander institutionalisiert wurden. Es werden 
die Bologna- und Kopenhagen-Prozesse sowie deren generelle Ausrichtung und 
Einbettung in der europäischen Bildungspolitik beschrieben. Gleichfalls sollen 
auch wichtige Instrumente oder Schlüsselbegriffe näher erläutert werden. Dieser 
Abschnitt soll zeigen, warum die Bologna- und Kopenhagen-Prozesse als beson-
ders einflussreich im Hinblick auf Durchlässigkeitsstrukturen, welche das Ver-
hältnis von Berufs- und Hochschulbildung mitbestimmen, gelten können. 
In einem zweiten Schritt werden die Bologna- und Kopenhagen-Prozesse ge-
nauer daraufhin untersucht, inwiefern Durchlässigkeit zwischen Berufs- und 
Hochschulbildung in ihnen thematisiert wird. Diese Analyse beruht auf einer qua-
litativen Inhaltsanalyse der verabschiedeten Deklarationen und Kommuniqués 
beider Prozesse. So wird zunächst chronologisch dargestellt, wie in den einzelnen 
Dokumenten das Thema insgesamt thematisiert wurde. Darauf aufbauend wird 
analysiert, wie jeweils in dem Bologna- und Kopenhagen-Prozess Durchlässigkeit 
entlang der institutionellen Analysekategorien eingefordert wird. So interessiert, 
wie Durchlässigkeit verstanden und begründet wird oder mithilfe welcher Stan-
dards sie umgesetzt werden. Schließlich werden die beiden Prozesse verglichen 
und untersucht, inwiefern die jeweils analysierten institutionellen Dimensionen zu 
einem europäischen Durchlässigkeitsmodell integriert werden können. Das Ziel 
des Kapitels besteht darin, ein Bild davon zu erhalten, wie die Bologna- und Ko-
penhagen-Prozesse in die supranationale europäische Bildungspolitik eingebettet 
sind, welchen Stellenwert Durchlässigkeit zwischen Berufs- und Hochschulbil-
dung einnimmt und welches Modell von Durchlässigkeit durch die Prozesse in 
die Nationalstaaten diffundieren könnte, d.h., welche Art von Durchlässigkeits-
strukturen durch die Prozesse legitimiert werden. 
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5.1 Berufs- und Hochschulbildung in der europäischen 
Bildungspolitik – ein historischer Überblick 
Die Entwicklung der europäischen Bildungspolitik wird häufig in drei Phasen ein-
geteilt: die erste bis zum Vertrag von Maastricht 1993, die zweite bis 1999 oder 
2000 dem Beginn des Bologna-Prozesses bzw. der Lissabon-Strategie und die 
dritte startend mit den Bologna- und Kopenhagen-Prozessen (vgl. 
Becker/Primova 2009; Cort 2009; Powell/Trampusch 2012; Walkenhorst 2008). 
Jener Unterteilung wird an dieser Stelle weitgehend gefolgt – zuerst werden die 
Jahre bis zum Beginn des Bologna-Prozesses und in einem zweiten Abschnitt die 
Bologna- und Kopenhagen-Prozesse näher sowie deren Einbettung in der weite-
ren europäischen Bildungspolitik dargestellt. 
5.1.1 Europäische Bildungspolitik 1951-2000 
Entwicklungen bis 1992 
Im Folgenden wird in der entsprechenden Kürze die Entwicklung der europäi-
schen Bildungspolitik bis zu den Bologna- und Kopenhagen-Prozessen darge-
stellt – mit zwei Schwerpunkten: Der erste ist aufzuzeigen, inwiefern berufliche 
Bildung sowie Hochschul- und Allgemeinbildung auf die europäische Agenda ka-
men. Des Weiteren wird das Verhältnis von beruflicher Bildung und Hochschul-
bildung in der europäischen Bildungspolitik untersucht. 
Bereits vor den Römischen Verträgen72 1957 war Anerkennung von berufli-
chen Qualifikationen und berufliche Mobilität ein Thema in der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS), wenn auch nur in der Kohle- und 
Stahlindustrie. Diese sektorspezifische Herangehensweise wurde auch nach 1957 
beibehalten und zwar für die Bereiche, welche nach und nach als Gemeinschafts-
politikfelder aufgenommen wurden (z.B. Landwirtschaft in Artikel 41 des EWG-
Vertrages). Ziel war jeweils, die Mobilität der Arbeitnehmer_innen in diesen Sek-
toren durch Anerkennung ihrer Qualifikationen zu ermöglichen (vgl. Cort 2009). 
Mit der Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) 1957 
wurde Berufsbildung im Artikel 128 demgemäß als Gemeinschaftspolitikfeld auf-
genommen, ganz im Gegensatz zur Hochschulbildung und Allgemeinbildung, 
welche keine Erwähnung fanden (Ertl 2003). Der Europäische Rat in Zusammen-
arbeit mit der Europäischen Kommission sollte allgemeine Prinzipien für eine 
gemeinsame europäische berufliche Bildungspolitik festlegen. 
72  Gegründet wurde sowohl die europäische Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) als auch die 
europäische Atomgemeinschaft (EURATOM). 
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The Council shall, acting on a proposal from the Commission and after consulting 
the Economic and Social Committee, lay down general principles for implementing a 
common vocational training policy capable of contributing to the harmonious devel-
opment both of the national economies and of the common market. (EWG-Vertrag 
1957: 128) 
Zudem wurde bereits in Artikel 118 des EWG Vertrags auf die Notwendigkeit 
der Förderung von Berufs- und Weiterbildung in den Mitgliedsstaaten als sozial-
politische Maßnahme hingewiesen, welche die Europäische Kommission in enger 
Zusammenarbeit mit den Mitgliedsstaaten fördern soll (Petrini 2004). Auch die 
Frage der Anerkennung von Abschlüssen wurde im EWG-Vertrag im Artikel 57 
bereits verhandelt (Ertl 2003). 
In den folgenden Jahren versuchte nun vor allem die Kommission – auf Basis 
des EWG-Vertrags – ihren Einfluss in der beruflichen Bildung auszuweiten, mit 
dem Ziel der Harmonisierung der beruflichen Bildung in Europa. Die Mitglieds-
staaten wehrten sich allerdings, da sie ein derartiges Vorgehen als Eingriff in ihre 
Souveränität betrachteten (Cort 2009). Insbesondere Deutschland und Frank-
reich verhinderten die von der Kommission initiierten weitreichenden Integrati-
onsvorschläge im Bereich der Berufsbildung (Petrini 2004). Ungeachtet der Ver-
abschiedung eines umfassenden von der Kommission initiierten 10 Punkte-
Grundsatzprogramms für die Durchführung einer gemeinsamen Politik der Be-
rufsausbildung (siehe Petrini 2004: 53f.) durch den Europäischen Rat 1963 wurde 
daher nicht viel im Bereich der beruflichen Bildung bewegt (vgl. Becker/Primova 
2009; Cort 2009; Ertl 2003). Diese Entwicklung wurde zudem verstärkt, da die 
Generaldirektion, welche für Berufsbildung zuständig war, der traditionellen Di-
chotomie von Allgemeinbildung und Berufsbildung folgte und letztere insbeson-
dere aus wirtschaftlichen Überlegungen heraus betrachtete (Ertl 2003: 17). 
Bereits Ende der 1960er und insbesondere auch in den 1970ern waren es 
jedoch die Mitgliedsstaaten und nicht mehr die Kommission, welche eine ver-
stärkte gemeinsame europäische Politik im Bereich der beruflichen Bildung vo-
rantrieben, da wirtschaftliche Probleme und Arbeitslosigkeit, insbesondere auch 
Jugendarbeitslosigkeit, gemeinsame Herausforderungen darstellten (vgl. Cort 
2009; Ertl 2003; Petrini 2004). So fand 1974 das erste Bildungsministertreffen im 
Europäischen Rat statt, wodurch Bildungspolitik auf europäischer Ebene weiter 
institutionalisiert wurde (Balzer/Rusconi 2007). In ihrer gemeinsamen Resolution 
zur Kooperation im Bereich Bildung wurde u.a. festgehalten, dass die bildungs-
politische Zusammenarbeit nicht nur als Bestandteil der wirtschaftlichen Ent-
wicklung der Gemeinschaft gesehen werden könne. Bildungszusammenarbeit fin-
det jedoch vornehmlich im Rahmen der Harmonisierungsbestrebungen in der ge-
meinsamen Wirtschafts- und Sozialpolitik statt, wobei die nationalen Traditionen 
im Bildungsbereich gewahrt werden sollten. Harmonisierung im Bildungswesen 
wurde dagegen explizit nicht als Ziel der gemeinsamen Kooperation angesehen. 
„Harmonization of these systems or policies cannot, therefore, be considered an 
end in itself“ (European Ministers Responsible for Education 1974). 
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Ziele einer europäischen Bildungszusammenarbeit waren die Verbesserung 
der Korrespondenz der Bildungssysteme in Europa, verbesserte Statistiken und 
Dokumentationen über die Bildungssysteme, die Verstärkung der Zusammenar-
beit der Hochschulen in Europa, verbesserte Möglichkeiten einer Anerkennung 
von Abschlüssen und Studienzeiten sowie eine verstärkte Bildungsmobilität und 
schließlich der chancengleiche Zugang zu Bildungseinrichtungen für alle Bürger 
(European Ministers Responsible for Education 1974). An ebendieser Stelle ist 
auffällig, dass obwohl Hochschulbildung nicht zum vertraglich festgelegten Auf-
gabengebiet der europäischen Gemeinschaft gehörte, sie trotzdem verstärkt auf 
die politische Agenda gelangte. 
Während zu Beginn allein von beruflicher Bildung die Rede war, wurde am 
Anfang der 1970er Jahre in den europäischen Dokumenten darauf hingewiesen, 
dass sowohl Allgemeinbildung als auch berufliche Bildung wichtige Bereiche sind, 
um den gemeinsamen Markt zu realisieren. Aber auch mit der Frage von Über-
gängen von der Schule in den Arbeitsmarkt wurde Allgemeinbildung in die Poli-
tikdokumente als Thema aufgenommen, ebenso wie „permanent education“, was 
sich später zur Thematik lebenslanges Lernen entwickelte (Cort 2009). Nach und 
nach wurden somit die Bildungsbereiche, wenn auch nicht vertraglich festgehal-
ten, von der Berufsbildung auf Allgemein- und Hochschulbildung ausgeweitet. 
Bereits 1973 wurde von einer Sachverständigengruppe unter Führung des 
Belgiers Henri Janne der sogenannte „Janne Report“ verfasst. In ihm wurde eben-
falls die „Notwendigkeit der Überwindung der Teilung zwischen beruflicher und 
allgemeiner Bildung im Gemeinschaftsrecht betont“ (Becker/Primova 2009: 6). 
Ertl (2003) weist darauf hin, dass der Janne Report die Trennung von Berufs- und 
Allgemeinbildung als größtes Hindernis einer gemeinsamen europäischen Politik 
in beiden Bildungsbereichen darstellt. Dieser Report bildete den Grundstein für 
die nachfolgenden europäischen Bildungsprogramme (Becker/Primova 2009). 
Im gleichen Jahr wurde ebenfalls die erste Generaldirektion für Forschung, 
Wissenschaft und Bildungspolitik unter der Führung des deutschen Kommissars 
Lord Dahrendorf gegründet. Die Institutionalisierung der europäischen 
Bildungspolitik fand somit nicht nur auf intergouvernementaler Ebene mit dem 
ersten Europäischen Rat der Bildungsminister 1974 sondern auch auf sup-
ranationaler Ebene statt. 
Das erste Aktionsprogramm im Bereich Bildung wurde 1976 ins Leben ge-
rufen und war prägend für die Entwicklung der Bildungspolitik auf europäischer 
Ebene in den folgenden Jahren (Becker/Primova 2009). Auch wurde Bildungs-
politik durch diesen Beschluss der Minister zu einem legitimen Politikfeld der 
EWG. Dieses Aktionsprogramm beinhaltete bereits Reformvorschläge für den 
Bereich der Vorschule bis hin zum Hochschulstudium, wobei letzteres einen 
Schwerpunkt bildete. So wurde die Notwendigkeit der Zusammenarbeit ebenfalls 
auf dem Gebiet des Hochschulwesens betont. Zu fördern sei Freizügigkeit und 
Mobilität von Studierenden sowie die Anerkennung von Studienabschlüssen und 
Leistungen. Schließlich sei auch die 
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Verwirklichung der Chancengleichheit für den uneingeschränkten Zugang zu allen 
Bildungsformen […] ein wesentliches Ziel der Bildungspolitik aller Mitgliedsstaaten, 
und ihre Bedeutung für die Erreichung der Chancengleichheit in der Gesellschaft 
muß in Verbindung mit der übrigen Politik im wirtschaftlichen und sozialen Rahmen 
betont werden. (Aktionsprogramm 1976) 
Mit diesem Programm wird Bildungspolitik erstmals nicht mehr nur auf die wirt-
schaftliche Integration begrenzt, sondern zielt auch auf eine Entwicklung der so-
zialen Kohäsion und europäischen Kultur ab (Becker/Primova 2009: 6). So ist es 
gleichfalls nicht verwunderlich, dass mit der Zunahme der Bedeutung von Hoch-
schulbildung zudem 1976 das Europäische Hochschulinstitut in Florenz seine 
Türen öffnete. 
Aber auch wenn sich in den 1970er Jahren der Politikbereich der beruflichen 
Bildung durch die Einführung der Programmmethode in Europa vergrößerte, 
Allgemeinbildung inklusive Hochschul- und Weiterbildung versucht wurde mit 
einzubeziehen, wurde andererseits von den Mitgliedsländern eine weitergehende 
Kooperation im Bereich der Allgemeinbildung kontinuierlich zurückgewiesen 
(Cort 2009). Die tatsächliche Ausweitung der Kompetenzen auf den Bereich der 
Allgemeinbildung, inklusive der Hochschulbildung ist vornehmlich eine Entwick-
lung, welche durch wegweisende Urteile des Europäischen Gerichtshofs (EUGH) 
vorangetrieben wurde (Becker/Primova 2009; Cort 2009; Ertl 2003). Seit dem 
Urteil des EUGH im Fall „Gravier gegen die Stadt Lüttich“ 1985 wurde der Po-
litikbereich der beruflichen Bildung ausgeweitet, und zwar auf die Hochschulbil-
dung, da auch Hochschulkurse als berufliche Bildung definiert wurden73. Der Ge-
richtshof entschied, dass der Freizügigkeitsgrundsatz für Arbeitnehmer_innen 
ebenfalls auf Studierende als künftige Arbeitnehmer_innen angewendet werden 
sollte. 
Das Gravier-Urteil war der tatsächliche Beginn der europäischen Hochschul-
politik, die trotz des Urteils nicht in den Bereich der beruflichen Bildung aufge-
nommen, sondern parallel dazu weiterentwickelt wurde, mit eigenen Gemein-
schaftsprogrammen, Prozessen, wie z.B. der Einführung des Erasmusprogramms 
1987 (Cort 2009). Am Ende der 1980er Jahre wurde eine Reihe von Programmen 
sowohl in beruflicher Bildung als auch in Hochschul- und Weiterbildung von der 
Europäischen Gemeinschaft (EG) ins Leben gerufen. Es kam somit zu einer 
Konsolidierung aller drei Bildungsbereiche unter Artikel 128 der Römischen Ver-
träge (Cort 2009). Trotz dieser „schleichenden Vergemeinschaftung bildungspo-
litischer Zuständigkeiten“ (Martens/Wolf 2006: 153) blieben die Auswirkungen 
auf die nationalen Bildungssysteme bis dahin gering (Ertl 2003). 
Die gegenseitige Anerkennung von Berufsabschlüssen war seit Beginn der 
europäischen Zusammenarbeit ein gemeinsames Ziel – schon allein weil dies eine 
Voraussetzung für Freizügigkeit ist (vgl. Berggreen-Merkel 2006). Mit der Unter-
zeichnung der Einheitlichen Europäischen Akte 1986, in welcher die Mitglieds-
staaten sich auf die Finalisierung des Gemeinsamen Markts bis 1992 einigten, kam 
73  Weitere Urteile sind in Becker/Primova 2009 sowie Ertl 2003 nachzulesen. 
152 
diese Frage jedoch wieder verstärkt auf die Agenda. So wurden Anerkennungs-
richtlinien sowohl im Hochschulbereich als auch im Bereich der beruflichen Bil-
dung eingeführt (vgl. Graf 2013), die zuerst arbeitsmarktsektorspezifisch einge-
führt und später zumindest im Hochschulbereich verallgemeinert wurden 
(Teichler 1990a). 
Entwicklungen 1992 bis 1998 
Obwohl oder gerade weil die Europäische Kommission ihren Einfluss im Bil-
dungsbereich zumindest indirekt mit der Programmmethode und den Anerken-
nungsrichtlinien kontinuierlich weiter ausgebaut hatte, wurde im Vertrag vom 
Maastricht, dem Gründungsvertrag der Europäischen Union (EU), die Aufgaben-
bereiche der EU und der Mitgliedsstaaten klar geregelt (vgl. Busemeyer 2009; Cort 
2009; Martens/Wolf 2006). Insgesamt kann konstatiert werden, dass der Vertrag 
von Maastricht den bestehenden Pluralismus der Bildungssysteme in Europa 
schützen soll. Harmonisierung der Bildungssysteme wird ausdrücklich ausge-
schlossen. Ziel ist stattdessen seitdem eher die Schaffung von Transparenz und 
Vergleichbarkeit der Bildungssysteme. Walkenhorst (2008) beschreibt die zweite 
Periode als Interimsperiode, in welcher Bildung zwar relevant war, jedoch andere 
Probleme, wie die Wirtschafts- und Währungsunion, noch eindeutig dominierten. 
Seit dem Vertrag von Maastricht wird mit dem Artikel 126 (heute Artikel 149) 
zum ersten Mal auch Allgemeinbildung in den Kompetenzbereich der EU aufge-
nommen, wobei der Kommission hier nur eine Unterstützungsfunktion zu-
kommt. Ziel ist die „Entwicklung einer qualitativ hochstehenden Bildung“ wobei 
die alleinige Verantwortung „für die Lehrinhalte und die Gestaltung des Bildungs-
systems sowie [die] Vielfalt ihrer Kulturen und Sprachen“ bei den Mitgliedslän-
dern liegt (Artikel 126 EGV). Artikel 127 des EGV wurde als Ersatz für den bis-
herigen stark umstrittenen Artikel 128 der Römischen Verträge eingeführt. Ge-
mäß Ertl (2003) stellt er eine Ausweitung der Kompetenzen der EU dar. Denn 
während zuvor nur allgemeingültige Prinzipien aufgestellt werden durften, stehen 
der EU jetzt zu, ebenso Maßnahmen zur Erreichung einer gemeinsamen Berufs-
bildungspolitik zu erlassen. Ungeachtet der Ausweitung der Kompetenzen einer-
seits wird der Handlungsfähigkeit der EU durch das eingeführte Prinzip der Sub-
sidiarität74 enge Grenzen gesetzt. So unterstreicht auch Busemeyer (2009: 3) dass 
die Aufnahme von Bildungspolitik in den Vertrag von Maastricht bedeutete, „dass 
nun zum ersten Mal der Europäischen Union formale Kompetenzen im Bereich 
der Bildungspolitik zuerkannt wurden, auch wenn diese im Vergleich zu den zu-
vor faktisch angeeigneten zunächst eingeschränkt waren.“ Bildungspolitik kam 
74  „Der Maastrichter Vertrag von 1992 nimmt das Subsidiaritätsprinzip als allgemeine Maxime in 
die Verträge auf: Art. 5 EG-Vertrag bestimmt, dass die Gemeinschaft in Bereichen, die nicht in 
ihre ausschließliche Zuständigkeit fallen, nur tätig wird, sofern und soweit die Ziele der in 
Betracht gezogenen Maßnahmen auf der Ebene der Mitgliedsstaaten nicht ausreichend und 
daher auf europäischer Ebene besser erreicht werden können.“ (bpb Lexikon 2014) 
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demnach in die supranationale Säule der EU, wobei bei Fragen der Allgemeinbil-
dung die bildungspolitischen Instrumente auf transgouvernementale Kooperati-
onen begrenzt wurden (Walkenhorst 2008). 
Während bis zu den 1990er Jahren die Bildungsbereiche Berufs- und höhere 
Allgemeinbildung noch weitgehend getrennt behandelt wurden, änderte sich dies 
nach 1990 trotz der getrennten Artikel im Vertrag von Maastricht, als die Bereiche 
zu einer Politik des Lebenslangen Lernens integriert wurden (Cort 2009).75 Das 
„europäische Jahr des lebensbegleitenden Lernens“ 1996 zeigt die Bedeutung, die 
dieses Konzept in der europäischen Politik einnahm. Dem Jahr ging ein Weiß-
buch „Lehren und Lernen. Auf dem Weg zur kognitiven Gesellschaft“ 1995 vo-
raus. Im Rahmen dieses Weißbuchs wird gefordert, dass die Aneignung neuer 
Kenntnisse das ganze Leben notwendig sei und ermöglicht werden solle. Voraus-
setzung für diese lebenslange Aneignung sei ein hohes Maß an Allgemeinbildung, 
auf welche dann spezifischere Berufsbildung aufbauen kann. Notwendig sei die 
Ausrichtung auf lebensbegleitendes Lernen durch einen festgestellten Struktur-
wandel (Kraus 2001). 
Eine weitere Entwicklung, welche die zunehmende Bedeutung der Bildungs-
politik in Europa verdeutlicht war die Anerkennung der Rolle von Bildung für die 
Entwicklung der Individuen und europäischen Gesellschaften in der Präambel 
des Amsterdamer Vertrags (Jakobi/Rusconi 2009). 
Lissabon-Strategie 
Bevor nachfolgend der Fokus auf den Bologna- und Kopenhagen-Prozessen 
ruht, soll zuvor noch die Lissabon-Strategie, welche 2000 entworfen wurde, dar-
gestellt werden, da sie für die europäische Bildungspolitik sowie für die transnati-
onalen Bildungsprozesse Bologna und Kopenhagen von äußerster Relevanz war. 
Ziel der sogenannten Lissabon-Strategie war es, die Europäische Union 
[…] zum wettbewerbsfähigsten und dynamischsten wissensbasierten Wirtschafts-
raum der Welt zu machen – einem Wirtschaftsraum, der fähig ist, ein dauerhaftes 
Wirtschaftswachstum mit mehr und besseren Arbeitsplätzen und einem größeren so-
zialen Zusammenhalt zu erzielen. (Europäischer Rat 2000) 
Bildung und insbesondere auch berufliche Bildung kam in der Lissabon-Strategie 
eine zentrale Rolle zu, denn die veränderten wirtschaftlichen und gesellschaftli-
chen Bedingungen führen zu einem erhöhten Bedarf an gut ausgebildeten Indivi-
75  Trotz dieser Entwicklung blieben die europäischen Bildungsprogramme Leonardo da Vinci für 
die Berufsbildung und Sokrates für die Hochschulbildung weiterhin getrennt. Eine 
Zusammenführung der Programme findet erst seit 2014 statt, seitdem es nur noch das 
Programm Erasmus+ gibt. In diesem sind aber die anderen europäischen Bildungsprogramme 
wie Leonardo da Vinci und Erasmus weiterhin integriert. 
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duen. Lebenslanges Lernen soll eine große Rolle im europäischen Gesellschafts-
modell spielen, denn nur über Bildung sei es möglich, die gesellschaftlich notwen-
digen Kompetenzen anzueignen (Europäischer Rat 2000). 
Der Europäische Rat in Lissabon legte ebenfalls den Grundstein dafür, dass 
die offene Methode der Koordinierung (OMK) im Bereich der Bildungspolitik 
eingeführt wurde (Gornitzka 2005). Diese zielt darauf ab, ein hohes Maß an Ver-
pflichtung gegenüber gemeinsam beschlossenen Zielen und Standards zu errei-
chen, ohne die engen Grenzen der EU-Kompetenzen in sensiblen Politikfeldern, 
wie der Bildungspolitik zu überschreiten (Scharpf 2000). Im Rahmen des Euro-
päischen Rates in Lissabon wurden daraufhin die europäischen Bildungsminister 
aufgefordert, zukünftige Ziele der Bildungspolitik zu formulieren, welche diese in 
einem ersten Schritt dem europäischen Rat von Stockholm 2001 vorlegten und 
die schließlich im Arbeitsprogramm über die „Allgemeine und berufliche Bildung 
2010“, welches 2002 verabschiedet wurde, einmündeten. Übergeordnete Ziele 
lauteten: Erstens die Erhöhung der Qualität der Systeme der allgemeinen und be-
ruflichen Bildung, zweitens eine Erleichterung des Zugangs zur allgemeinen und 
beruflichen Bildung für alle sowie drittens die Öffnung der allgemeinen und be-
ruflichen Bildung gegenüber der Welt (Europäischer Rat 2002; European Council 
2001). Insbesondere der zweite Punkt fokussierte dabei nicht nur den Zugang zu 
Bildung an sich, sondern ebenfalls eine Erleichterung der Übergänge zwischen 
Bildungsbereichen, wie Berufs- und Hochschulbildung. Es wird somit deutlich, 
dass mit Lissabon nicht nur Bildung an sich eine zentrale Rolle zur Erreichung 
der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Ziele zugesprochen wurde, sondern, 
dass insbesondere Berufs- und höhere Allgemeinbildung dies zusammen zu leis-
ten haben. 
Resümierend bleibt festzuhalten, dass erste europäische Initiativen auf den 
Bereich der Berufsbildung begrenzt waren und nur wenig Einfluss entwickeln 
konnten. Auch wenn Allgemeinbildung erst mit dem Vertrag von Maastricht of-
fiziell zum europäischen Kompetenzbereich gehörte, wurde bereits seit den 
1970er Jahren der Arbeitsbereich auf Allgemein- und Hochschulbildung insbe-
sondere durch die Urteile des Europäischen Gerichthofs ausgeweitet. Programme 
zur Weiterentwicklung der Hochschulbildung wurden dabei jedoch nicht in die 
Programme für Berufsbildung integriert, sondern wurden parallel zu ihnen entwi-
ckelt, so dass auch auf europäischer Ebene in der Behandlung der Berufs- und 
Hochschulbildung eine Trennung sichtbar wurde. Mit dem Vertrag von Maas-
tricht blieb die Trennung zwischen Allgemein- und Berufsbildung formal durch 
die beiden separaten Artikel bestehen. Zudem wurden auch wiederum getrennt 
die Programme SOKRATES und LEONARDO weitergeführt. Andererseits be-
gann mit der Einführung der Politik des lebenslangen Lernens eine integrierte 
Betrachtung der beiden Bildungsbereiche, welche mit der Lissabon-Strategie und 




5.1.2 Überblick über die Bologna- und Kopenhagen-Prozesse 
Nachfolgend werden die Kopenhagen- und Bologna-Prozesse und ihre Entwick-
lung, ihre allgemeinen Ziele sowie deren Einbettung in die EU-Bildungspolitik 
vorgestellt.76 Dabei geht es nicht darum zu zeigen, wie die einzelnen Dokumente 
zustande kamen. Vielmehr sollen die Prozesse im Überblick kurz dargestellt wer-
den, bevor sie in einem weiteren Schritt näher im Hinblick auf ihre Durchlässig-
keitsrelevanz untersucht werden. 
Bologna-Prozess 
Auch wenn der Bologna-Prozess offiziell mit der Konferenz 1999 in Bologna 
seinen Anfang nahm, muss die Sorbonne Deklaration, welche von den vier gro-
ßen EU-Mitgliedsstaaten, Deutschland, Frankreich, Großbritannien und Italien, 
1998 unterzeichnet wurde, als eigentlicher Beginn des Prozesses gelten (Witte 
2006), da viele der Ziele und Forderungen sich bereits in der gemeinsamen De-
klaration zur „harmonisation of the architecture of the European Higher Educa-
tion system“ wiederfinden (Sorbonne Declaration 1998). So wird die Sorbonne 
Deklaration ferner als „hochschulpolitischer Urknall“ (Toens 2007: 38) bezeich-
net. Denn es waren die Nationalstaaten und nicht wie zuvor meist die Kommis-
sion, welche eine intensive Zusammenarbeit in der sensiblen Bildungspolitik vo-
ranbringen wollten. 
Zum 800-jährigen Geburtstag der Sorbonne Universität trafen sich die für 
die Hochschulbildung zuständigen Minister_innen dieser vier Staaten und kon-
statierten „that Europe is not only that of the Euro, of the banks and the eco-
nomy: it must be a Europe of knowledge as well.” Um dies zu erreichen und den 
Anforderungen, welche sich durch den Strukturwandel der Wirtschaft verändert 
hatten, gerecht zu werden, verabschiedeten sie folgende Ziele (vgl. Brändle 2010): 
1. Etablierung eines europäischen Raums für Hochschulbildung 
2. Förderung von Mobilität (im Sinne geografischer Bildungsmobilität) 
3. Einführung einer gestuften Studienstruktur (bestehend aus 2 Zyklen) 
4. Einführung eines Systems zur Anrechnung von Studienleistungen (Leis-
tungspunktesysteme wie ECTS) und Semestern für eine größere Flexi-
bilität der Studierenden 
5. Internationale gegenseitige Anerkennung von Studienabschlüssen 
Viele der Ideen, insbesondere die Mobilitätsförderung und die Anerkennung von 
Hochschulabschlüssen, hatte die europäische Kommission bereits zuvor mit ih-
ren Aktionsprogrammen, wie ERASMUS, gegen die Souveränitätsbedenken der 
76  Für genauere Analysen insbesondere zum Ablauf des Bologna-Prozesses siehe u.a. Brändle 2010; 
Ravinet 2008, 2009; Voegtle et al. 2011; Witte 2006. 
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Mitgliedsstaaten versucht voranzutreiben (Toens 2007). Die vier Länder entschie-
den sich aber gerade explizit für eine intergouvernementale Zusammenarbeit au-
ßerhalb der EU und erhofften sich auf diese Weise ebenfalls, ihre Souveränitäts-
rechte besser kontrollieren zu können (Ravinet 2008). Auch wenn die Sorbonne 
Erklärung nur von den vier Staaten unterzeichnet wurde, wurden die anderen eu-
ropäischen – und explizit nicht nur EU-Mitgliedsländer – zu einer Kooperation 
in dieser Sache aufgefordert. Toens (2007) weist daraufhin, dass die Zugkraft der 
Sorbonne Erklärung auch damit zu erklären ist, dass die Unterzeichnerstaaten die 
drei wichtigsten Universitätsmodelle Europas darstellten: das liberale Modell 
Großbritanniens, das Humboldt’sche Modell Deutschlands und das professions-
orientierte Modell Frankreichs. 
Während der Alleingang der vier großen europäischen Nationen von 1998 
von den anderen europäischen Staaten kritisch beäugt wurde (Ravinet 2008), war 
es dennoch der Startschuss für einen stetig wachsenden gesamteuropäischen Pro-
zess für die Hochschulbildung. Die Dynamik des Bologna-Prozesses wurde daher 
auch bereits mit einem Schneeballeffekt (Zgaga 2004: 105) verglichen, denn die 
Beteiligungsrate von ursprünglich vier Staaten stieg rasant an und betrug 2015 48 
Nationen. Zudem sind nicht mehr nur die Regierungen, sondern auch eine Viel-
zahl von Stakeholdern sowie die Europäische Kommission am Prozess beteiligt. 
Aber auch die Ziele wurden kontinuierlich erweitert (Brändle 2010). 
Die Bologna-Deklaration wurde im Juni 1999 von 29 Bildungsminis-
ter_innen unterzeichnet. Diese einigten sich auf sechs grundlegende Ziele, welche 
zu den sogenannten Bologna-Aktionslinien wurden (Bologna Declaration 1999). 
Sie galten als die Voraussetzung zur Schaffung eines europäischen Hochschul-
raums, der bis zum Ende der erstens Dekade des neuen Jahrtausends bestehen 
soll: 
1. Einführung eines Systems leicht verständlicher und vergleichbarer 
Abschlüsse: Dies soll gewährleistet werden durch das Diploma Supple-
ment, d.h. eine standardisierte Beschreibung der einzelnen Studiengänge. 
2. Einführung einer gestuften Studienstruktur: Diese Struktur besteht 
aus einem ersten Zyklus, welcher mindestens drei Jahre dauern und eine 
arbeitsmarktrelevante Ausbildung sein soll. Der zweite Zyklus sollte in 
der Bologna-Deklaration entweder zum Master oder zu einem Doktor-
abschluss führen. Seit der Nachfolgekonferenz in Berlin umfasst der 
zweite Zyklus nur den Master und das Promotionsstudium (als dritter 
Zyklus) wurde als neue Aktionslinie aufgenommen. 
3. Einführung eines Leistungspunktesystems: Dieses System, das dem 
bereits bestehenden System der ECTS77 ähneln sollte, soll studentische 
77  Ursprünglich war das mit dem ERASMUS-Austauschprogramm entstandene ECTS (European 
Credit Transfer System) nur ein System zum Transfer von Leistungspunkten. Eine 
Akkumulationsfunktion war nicht vorgesehen. Dies änderte sich mit dem Bologna-Prozess, so 
dass ECTS erweitert wurde auf das „European Credit Transfer and Accumulation System“ (vgl. 
Brändle 2010). 
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Mobilität und Flexibilität fördern. Die Leistungspunkte sollen der Aner-
kennung von Leistungen der Studierenden an unterschiedlichen Univer-
sitäten oder auch außerhalb der Hochschulen dienen. ECTS sollen das 
Arbeitspensum, den sogenannten workload darstellen, den Studierende 
für die Bewältigung der einzelnen Kurse und Vorlesungen inklusive der 
Vorbereitung und Nachbereitungszeit benötigen, wobei als ein Kredit 
25-30 Arbeitsstunden gerechnet werden. 
4. Förderung der Mobilität: Neben der Einführung von Leistungspunk-
tesystemen sollen auch weitere Barrieren, welche die Mobilität sowohl 
der Studierenden als auch der im Bildungssystem beteiligten Professi-
onsgruppen behindern, überwunden werden. 
5. Förderung der Zusammenarbeit bei der Qualitätssicherung: Qua-
litätssicherung wird im Verlauf des Bologna-Prozesses als wichtige Vo-
raussetzung für das Vertrauen in die nationalen Abschüsse und ihre ge-
genseitige Anerkennung identifiziert. Daher sollen gemeinsame ver-
gleichbare Kriterien und Methoden der Qualitätssicherung entwickelt 
werden, nach welchen im Anschluss die Akkreditierung der Studien-
gänge erfolgen soll. 
6. Förderung der europäischen Dimension im Hochschulwesen: Ge-
fördert werden soll die „europäische Dimension“ sowohl in der Gestal-
tung der Lehrpläne als auch durch institutionalisierte Austauschpro-
gramme sowie durch grenzüberschreitende Kooperationen von Hoch-
schulorganisationen. 
Seit der Konferenz in Bologna fanden meist in einem zweijährigen Turnus Nach-
folgekonferenzen statt, in welchen die Ziele erweitert, die Instrumente spezifiziert 
und die bisherigen Entwicklungen auf dem Weg zu einem europäischen Hoch-
schulraum begutachtet wurden. Nach Voegtle et al. (2011) findet somit 
gleichzeitig eine Erweiterung und Konsoldierung statt , wobei in den Nachfolge-
konferenzen die unterschiedlichen Aspekte nicht immer gleichermaßen diskutiert 
worden sind, sondern unterschiedliche Schwerpunkte gesetzt wurden 
(Powell/Finger 2013). 
In den Konferenzen von Prag 2001 und Berlin 2003 wurden die sechs Akti-
onslinien, welche in der Bologna-Deklaration festgehalten worden sind, auf ins-
gesamt zehn erweitert (Berlin Communiqué 2003; Prague Communiqué 2001). 
7. Förderung von Lebenslangem Lernen: Diese Aktionslinie wird das 
erste Mal im Prager Kommuniqué 2001 aufgenommen. Es wird darauf 
hingewiesen, dass Europa als wissensbasierte Gesellschaft lebenslanges 
Lernen ermöglichen muss, damit einerseits die Individuen durch konti-
nuierliche (Weiter-)Bildung im Lebensverlauf für den Arbeitsmarkt kon-
kurrenzfähig bleiben und andererseits, um gesellschaftlichen Herausfor-
derungen gerecht zu werden. 
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8. Einbezug von Hochschulorganisationen und Studierenden: Um ei-
nen europäischen Hochschulraum zu errichten, wird seit Prag die Mitar-
beit sowohl der Hochschuleinrichtungen als auch der Studierenden als 
notwendig erachtet. 
9. Förderung der Attraktivität des europäischen Hochschulraums: 
Diese Aktionslinie zielt auf eine größere Wettbewerbsfähigkeit der euro-
päischen Hochschullandschaft: Wichtig sei die Erhaltung der Qualität 
der Hochschulausbildung und Forschung, um so international an At-
traktivität zu gewinnen. 
10. Einbezug der Promotion als dritter Zyklus und die Förderung ei-
nes europäischen Hochschul- und Forschungsraums: Die Einbe-
ziehung des Promotionsstudium in den Bologna-Prozess seit Berlin soll 
zu einer stärkeren Verbindung des europäischen Hochschul- mit dem 
europäischen Forschungsraum führen. Dies sei notwendig, auch um die 
Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Hochschulen zu steigern. 
Zudem wurde in Berlin die sogenannte soziale Dimension als Querschnitts-
dimension hervorgehoben. Im Rahmen des Bologna-Prozesses soll sozialer Zu-
sammenhalt gestiftet und soziale Ungleichheiten sollen abgebaut werden. 
Nach der Konferenz in Berlin wurden keine weiteren Aktionslinien hinzuge-
fügt. Ritualsiert wurden die Ziele der jeweiligen Vorgängerkonferenzen bekräftigt 
(Brändle 2010). Während zu Beginn des Prozesses noch vornehmlich eher allge-
meine Ziele und Intentionen in den Deklarationen festgehalten wurden, wurden 
diese in den weiteren Kommuniqués konkretisiert, wenn auch in einem unter-
schiedlichen Maße, und wichtige Instrumente wurden eingeführt78. Zwei sollen 
an dieser Stelle genannt werden, ein System zur Qualitätssicherung und der Qua-
lifikationsrahmen für den (europäischen oder nationalen) Hochschulbereich. 
In Sachen der Qualitätssicherung wurden so z.B. gemeinsame Standards und 
Leitlinien (Bergen Communiqué 2005) sowie die Einführung eines komplexen 
Qualitätssicherungssystems (London Communiqué 2007), dem European Quality 
Assurance Register for Higher Education (EQAR) beschlossen. 
Auf der Grundlage der Erklärungen von Bologna und Berlin wurde in Bergen 
die Einführung eines Qualifikationsrahmens für die europäische Hochschulbil-
dung eingeführt. Dieser, das wurde in den nachfolgenden Konferenzen bestätigt, 
soll sich in den europäischen Qualifikationsrahmen für lebenslanges Lernen, wel-
cher im Kopenhagen-Prozess angestoßen und 2007 vom Europäischen Rat be-
schlossen wurde, integrieren. Die KMK beschreibt einen Qualifikationsrahmen 
als „eine systematische Beschreibung der Qualifikationen, die das Bildungssystem 
eines Landes hervorbringt“ (DHQR 2005). Der Qualifikationsrahmen beschreibt 
demnach die „Lernergebnisse“, das was in einem Bildungsgang gelernt wird, d.h. 
78  Weitere relevante Standards werden in der nachfolgenden auf Durchlässigkeit fokussierten 
Beschreibung dargestellt. 
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was ein Lernender weiß, versteht und in der Lage ist zu tun. Zudem kann er auf-
zeigen, wie die differenten Qualifikationen im Bildungssystem zueinander stehen. 
Insbesondere für Länder wie Deutschland bedeutet die Orientierung auf Lerner-
gebnisse eine große Umstellung, da die deutschen Studienprogramme bis dato vor 
allem durch ihre Studieninhalte, Zulassungskriterien sowie Studiendauer beschrie-
ben wurden (DHQR 2005). Es handelt sich demnach um eine geforderte Umstel-
lung von Input- auf Outputorientierung, wodurch die Transparenz im Bildungs-
system gefördert werden soll (DHQR 2005)79. 
Auch in den zuletzt stattgefundenen Konferenzen in Leuven 2009, Budapest 
2010 und Bucharest 2012 wurde die Umsetzung der bestehenden Aktionslinien 
wiederholt beschlossen, wobei es immer stärker um die Implementierung und 
Verbesserung der zusammen entwickelten Standards, wie den ECTS, den Quali-
fikationsrahmen, der Diploma Supplement und der Qualitätssicherungssysteme 
ging. Zudem wurde auch darauf hingewiesen, dass die Förderung der internatio-
nalen Mobilität im Hochschulsystem noch nicht ausreichend sei und auch hier 
weiterer Entwicklungsbedarf bestünde (vgl. Bucharest Communiqué 2012; 
Budapest-Vienna Declaration 2010; Leuven Communiqué 2009). 
Der Kopenhagen-Prozess 
Der Kopenhagen-Prozess startete zwar nur vier Jahre später als der Bologna-Pro-
zess, war aber direkt von Beginn an mit der Lissabon-Strategie und der EU-Bil-
dungspolitik verbunden, während sich der Bologna-Prozess viel unabhängiger 
von der supranationalen Politiksphäre entwickelte. Im Gegensatz zu Bologna 
wurde der Kopenhagen-Prozess explizit in Gang gesetzt, um Antworten im Rah-
men der Berufsbildungspolitik auf die Herausforderungen zu finden, welche in 
der Lissabon-Strategie festgestellt wurden (Copenhagen Declaration 2002). Am 
30. November 2002 einigten sich daher die Bildungsminister_innen der Mitglieds-
staaten der EU sowie assoziierter Staaten (EFTA), die Europäische Kommission 
und die Sozialpartner in Kopenhagen auf gemeinsame Prioritäten und Strategien 
für die Berufsbildungspolitik in den kommenden Jahren. Vier zentrale Hand-
lungsfelder wurden beschlossen: 
79  Qualifikationsrahmen zielen somit darauf ab, die Qualifikationen, die im Bildungssystem eines 
Landes erworben werden können, systematisch in ein Raster einzuordnen und damit vergleich-
bar zu machen. In der Diskussion muss unterschieden werden zwischen dem europäischen 
Qualifikationsrahmen, der die Qualifikationen transnational vergleichbar machen soll und den 
nationalen Qualifikationsrahmen. Beiden ist gemein, dass sie alle Bildungsbereiche (Allgemein, 
Hochschul- und Berufsbildung) in ein gemeinsame Raster integrieren. Qualifikationsrahmen 
bilden zudem die unterschiedlichsten Bildungsniveaus ab mit dem Ziel das gesamte Spektrum 
von Bildungsergebnissen darstellen. Der europäische Qualifikationsrahmen unterscheidet acht 
Bildungsniveaus, wobei mit den Stufen das Kontinuum von grundlegenden allgemeinen 
Kenntnissen und Fertigkeiten (Stufe 1) bis zur Beherrschung eines hoch spezialisierten 
Wissensgebiets (Stufe 8) abgedeckt wird. 
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1. Zur Förderung der europäischen Dimension sollen die Ermögli-
chung von Mobilität und das Erlernen von interkulturellen Kompeten-
zen, eine verstärkte europäische Zusammenarbeit und die Einbettung 
europäischer Themen in Lehrplänen beitragen. 
2. Die Transparenz der europäischen Berufsbildungsabschlüsse soll 
insbesondere über die Erarbeitung eines einheitlichen Rahmens zur 
Klassifizierung von Kompetenzen und Qualifikationen erleichtert wer-
den. Dieser Rahmen soll die bisher nicht aufeinander abgestimmten In-
strumente wie den europäischen Lebenslauf, das Diploma Supplement 
und den Europass weiterentwickeln (Fahle/Thiele 2003). Solch ein 
Rahmen kann dann auch dem Individuum eine Transparenz über indi-
viduelle Kompetenzen ermöglichen. Auf nationaler Ebene sollen zu-
dem verstärkt auch Informations- und Beratungssysteme die Transpa-
renz steigern. 
3. Im Hinblick auf eine Förderung der Anerkennung und Übertra-
gung von Kompetenzen und Qualifikationen werden in der Ko-
penhagen-Erklärung drei Ziele formuliert. Erstens soll ein Anrech-
nungs- und Übertragungssystem basierend auf Leistungspunkten für 
die Berufsbildung entwickelt werden. Zweitens sollen auf sektorieller 
Ebene Qualifikationsprofile herausgearbeitet werden. Drittens sollen 
gemeinsame Prinzipien zur Validierung von non-formalen und infor-
mellen Lernen erarbeitet werden. 
4. Um das Vertrauen in die beruflichen Abschlüsse zu gewährleisten, sol-
len schließlich auch gemeinsame Kriterien und Grundsätze für die 
Qualität in der beruflichen Bildung entstehen. 
Im Gegensatz zum Bologna-Prozess werden in der Kopenhagen-Erklärung keine 
eindeutigen Aktionslinien formuliert. Stattdessen handelte es sich um grobe Ar-
beitsschwerpunkte, welche bis 2010 bearbeitet werden sollten. Auch fand in den 
nachfolgenden Konferenzen keine lineare Weiterentwicklung der Arbeitspakete 
statt. Vielmehr wurden Fortschritte begutachtet und Schwerpunkte für das wei-
tere Vorgehen gesetzt. 
In Maastricht 2004 fand die zweite Konferenz statt, auf der das bis dato Er-
reichte evaluiert wurde. Zum einen wurde der Kopenhagen-Prozess noch enger 
mit den bestehenden EU-Bildungsprozessen verknüpft, insbesondere mit dem 
2001 beschlossenen Arbeitsprogramm „Allgemeine und berufliche Bildung 
2010“. Im Maastricht Kommuniqué wurden zudem das erste Mal explizit Aufga-
ben zur nationalen Umsetzung formuliert – diese waren u.a. eine bessere Bekannt-
machung des Prozesses mit den dazugehörigen Instrumenten, ein Fokus der Be-
rufsbildungspolitik auf die benachteiligten Gruppen der Gesellschaft, verstärkte 
Einrichtung individualisierbarer Bildungswege und offener Lernansätze sowie 
eine verbesserte Berufsbildungsplanung. Auf europäischer Ebene sollte weiter an 
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den Instrumenten wie dem europäischen Leistungspunktesystem für die berufli-
che Bildung (ECVET) und dem europäischen Qualifikationsrahmen (EQR) ge-
arbeitet werden (vgl. Maastricht Communiqué 2004). 
Während in der Kopenhagen-Erklärung noch allgemein von einem einheitli-
chen Rahmen zur Schaffung von Transparenz gesprochen wurde, wurde der eu-
ropäische Qualifikationsrahmen im Maastricht Kommuniqué erstmals als solcher 
erwähnt. Um diesen zu entwickeln, fand 2005 ein Konsultationsverfahren auf eu-
ropäischer Ebene zur Ausgestaltung des EQR statt. Konsens war dabei, dass der 
Rahmen, um die Bildungssysteme vergleichbar zu machen, auf Lernergebnissen 
beruhen sollte (Follow up Copenhagen 2006). Im Rahmen der Überarbeitung und 
nochmaligen Zustimmung der Mitgliedsstaaten einigte man sich darauf, dass der 
EQR ein Referenzrahmen für lebenslanges Lernen sein und die Leistungen der 
nationalen Bildungssysteme auf acht Niveaustufen abbilden soll. Diese Niveau-
stufen sollen das gesamte Spektrum von Bildungsergebnissen abdecken. Dabei 
werden die Niveaus über Deskriptoren in Bezug auf erworbene Kenntnisse (The-
orie- und Faktenwissen), Fertigkeiten sowie Kompetenzen beschrieben. Fertig-
keiten können dabei kognitive oder auch praktische sein – wie z.B. Problemlö-
sungsfähigkeit und der Umgang mit bestimmten Instrumenten. Kompetenzen 
umfassen „Selbständigkeit und Verantwortlichkeit“, „Lernkompetenz“, „kom-
munikative und soziale Kompetenzen“ sowie die „professionelle und berufliche 
Kompetenz“ (Hanf/Fahle 2005). Mit ansteigender Niveaustufe steigt ebenfalls 
der Anspruch an die Lernergebnisse, so dass die Niveaustufen von einfachen all-
gemeinen Grundfähigkeiten bis zu hochspezialisierten Expert_innenwissen rei-
chen80. 
In den nachfolgenden Konferenzen in Helsinki 2006 und Bordeaux 2008 
wurden die bisher beschlossenen Prioritäten und Ziele bestätigt. Schwerpunkte 
der weiteren Arbeit soll daher auf der Entwicklung und Erprobung gemeinsamer 
europäischer Instrumente, insbesondere auf dem Qualifikationsrahmen, dem 
Leistungspunkte- sowie dem Qualitätssicherungssystem, liegen. Zudem sollte das 
gegenseitige Lernern der Mitgliedsstaaten durch eine verbesserte Berufsbildungs-
statistik erleichtert werden. Schließlich sei es wichtig, insgesamt das Image, die 
Attraktivität und Qualität von Berufsbildung zu erhöhen (Bordeaux 
Communiqué 2008; Helsinki Communiqué 2006). 
Auch im bisher letzten Kommuniqué des Kopenhagen-Prozesses in Brügge 
wurden diese Arbeitsschwerpunkte weitgehend wiederholt und ergänzt. Folgende 
Kernbereiche wurden identifiziert: 
x Verbesserung der Qualität und Effizienz der beruflichen Bildung und 
Erhöhung ihrer Attraktivität und Relevanz 
x Lebenslanges Lernen und Mobilität als Realität 
x Förderung von Kreativität, Innovation und Unternehmergeist 
80  Für die genaue Beschreibung des EQR siehe European Commission (2008). 
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x Förderung von Gerechtigkeit, sozialem Zusammenhalt und aktivem 
Bürgersinn. 
Deutlich wurde zudem die wiederum starke Einbindung des Kopenhagen-Pro-
zesses in den „Strategischen Rahmen Bildung und Ausbildung 2020“ der EU-
Bildungsminister vom Mai 2009 (Council of the European Union 2009), da sich 
die formulierten Ziele stark entsprechen. Zudem wurde ein Aktionsplan 2011 bis 
2014 festgelegt, welcher konkrete Maßnahmen für die einzelnen Arbeitsbereiche 
beinhaltet. 
Ziele und Argumentationen der Bologna- und Kopenhagen-
Prozesse 
Nachdem beide Prozesse in ihrem Verlauf und ihren Schwerpunkten dargestellt 
wurden, sollen nachfolgend die Ziele und Argumentationen der Prozesse vergli-
chen werden, um so in einem nächsten Schritt einen besseren Eindruck zu erhal-
ten, in welchen allgemeinen Rahmen Durchlässigkeitsfragen in den europäischen 
Bildungsprozessen diskutiert worden sind. Zudem wird durch den Vergleich 
deutlich, worin sich die Prozesse in ihrer allgemeinen Ausrichtung ähneln und 
zum Teil auch unterscheiden. 
Im Querschnitt über die Jahre 1998 bis 2010 konnte eine weitgehende Über-
einstimmung der Ausrichtung der Prozesse festgestellt werden (Powell et al. 
2012a). Primär dienen die Bologna- und Kopenhagen-Prozesse der Ermögli-
chung Lebenslangen Lernens, der Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit Europas, 
einer Erhöhung der Beschäftigungsfähigkeit europäischer Bürger, der Ermögli-
chung von Mobilität innerhalb Europas, einer besseren Vergleichbarkeit von na-
tionalen Qualifikationen sowie allgemein einer Stärkung der Attraktivität und 
Qualität der europäischen Bildung (Powell et al. 2012a: 445f.). Dafür sollen in 
beiden Prozessen Standards entwickelt werden, die die Vergleichbarkeit und 
Übertragbarkeit der nationalen Qualifikationen ermöglichen. Im Kopenhagen-
Prozess sind deutlich stärker als im Bologna-Prozess ökonomische Ziele ausge-
prägt. Zudem wird im ersteren auch stärker die Frage der sozialen Kohäsion ge-
stellt. Im Bologna-Prozess wird zusätzlich eine Einbettung in den europäischen 
Forschungsraum gefordert (Powell et al. 2012a: 446). 
Während die Ziele der beiden Prozesse weitgehend ähnlich waren, existieren 
doch Differenzen bei der Begründung der Reformnotwendigkeiten. Der wich-
tigste Grund in beiden Prozesse ist der festgestellte Strukturwandel, welcher die 
Reformen im Bildungssystem bedingt. In den Bologna-Dokumenten wird dieser 
Wandel aber nicht näher bestimmt, während im Kopenhagen-Prozess die spezi-
fischen gewandelten Bedarfe des Arbeitsmarkts aufgrund des Wachstums des 
Dienstleistungssektors und einer gestiegenen Qualifikationsanforderung festge-
stellt wird. Des Weiteren werden ein gestiegener Fachkräftebedarf und ein ge-
wachsener globaler Wettbewerb in beiden Prozessen als Grund genannt. Im Bo-
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logna-Prozess werden die angestrebten Reformen damit begründet, dass sie ei-
nerseits zu einer stärkeren Demokratisierung der Mitgliedsstaaten sowie der För-
derung von nachhaltiger Entwicklung beitragen. Im Kopenhagen-Prozess werden 
hingegen die Reformen mit den Herausforderungen der Osterweiterung und dem 
demografischen Wandel mitbegründet (Powell et al. 2012a). Powell et al. (2012a: 
448) fassen zusammen: 
Die Berufsbildung reagiert auf konkrete quantifizierbare Beschäftigungsbedarfe, wäh-
rend die Hochschulbildung eher prospektiv, viel weniger auf bestimmte Probleme hin 
ausgerichtet ist, Innovationen fördern und die europäischen Wissensgesellschaften 
voranbringen soll. 
Insgesamt sind sich jedoch die beiden europäischen Prozesse in ihren Zielen und 
ihren Argumentationen relativ ähnlich – auch wenn sie unterschiedlich gestartet 
sind: Der Bologna-Prozess begann als rein transnationaler intergouvernementaler 
Prozess, der erst nach und nach auch die EU-Kommission und andere nationale 
Nichtregierungsakteure beteiligte. Der Kopenhagen-Prozess andererseits war von 
Beginn an stark mit der vorherrschenden EU-Bildungspolitik und der Lissabon-
Strategie verwebt. Trotz dieser Unterschiede war das Vorgehen in den beiden 
Prozessen ein ähnliches, es handelte sich um eine wiederholte Selbstverpflichtung 
der Regierungen zu Reformen über gemeinsam gesetzte Benchmarks, einen Pro-
zess des gegenseitigen Lernens über Best Practices und des ständigen Verglei-
chens von Entwicklungen über Evaluationsberichte. 
Gemeinsam ist den beiden Prozessen ebenfalls, dass aus den beschrieben 
Zielen, Arbeitsschwerpunkten und Aktionslinien abgeleitet werden kann, dass 
Durchlässigkeit im und vor allem zwischen Bildungssystemen ein relevantes 
Thema ist. Dies wird deutlich an dem Ziel der Förderung des lebenslangen Ler-
nens, die Ermöglichung von Anrechnung und die Entwicklung von Leistungs-
punktesystemen und Validierungsverfahren von vorgängigem Lernen. Inwiefern 
institutionelle Durchlässigkeit zwischen Berufs- und Hochschulbildung ganz kon-
kret im Blickpunkt steht, soll nachfolgend gezeigt werden. 
5.2 Durchlässigkeit in den Bologna- und Kopenhagen-
Prozessen 
Dieser Abschnitt soll zeigen, wie die Frage von Durchlässigkeit zwischen berufli-
cher und Hochschulbildung in den Bologna- und Kopenhagen-Prozessen thema-
tisiert wird und wie sich das Konzept Durchlässigkeit im Zeitverlauf entwickelt 
hat. Die Analyse erfolgt in drei Schritten und basiert auf einer theoriegeleiteten 
qualitativen Inhaltsanalyse der Deklarationen und Kommuniqués (vgl. Kapitel 4): 
Erstens wird chronologisch für die beiden einzelnen Prozesse beschrieben, ob 
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und wie in den Dokumenten Durchlässigkeit thematisiert wird. Diese chronolo-
gische Darstellung ist notwendig, da sie zum einen die mögliche gegenseitige Ein-
flussnahme der beiden Europäisierungsprozesse nachvollziehen lässt. Zum ande-
ren ist jedoch für die Analyse der nationalen Fälle relevant, wann bestimmte Kon-
zepte in Europa beschlossen wurden und ab wann sie ihren vollen Einfluss aus-
üben konnten. Gewiss gab es Konzepte bereits, bevor sie auf den Konferenzen 
beschlossen wurden und sie könnten daher auch schon vorher nationale Systeme 
beeinflusst haben. Aber ich argumentiere, dass sie einen größeren normativen 
Druck ausüben, wenn sie in Kommuniqués und Deklarationen verabschiedet 
worden sind.81 
In einem zweiten Schritt verdichte ich die gewonnenen Informationen an-
hand der institutionellen Analysekategorien. In diesem Punkt unterscheide ich 
zwischen der kulturell-kognitiven, der normativen und der regulativen Dimensi-
on, wobei die ersten beiden im Vordergrund stehen. Regulative Aussagen sind 
kaum zu erwarten, da Bildung noch immer primär in das Aufgabengebiet der Mit-
gliedsstaaten fällt. Schließlich werden die Ergebnisse beider Prozesse miteinander 
verglichen und in ein europäisches Modell zur Durchsetzung von Durchlässigkeit 
zusammengeführt. 
5.2.1 Durchlässigkeit im Bologna-Prozess 
Eine chronologische Darstellung der Thematisierung von 
Durchlässigkeit 
Durchlässigkeit im Sinne von Bildungsmobilität allgemein ist von Anfang ein 
Thema in den Bologna-Dokumenten. Primär geht es dabei um eine erhöhte geo-
grafische Mobilität von Individuen zwischen nationalen Bildungssystemen – aber 
auch um die Steigerung von Durchlässigkeit innerhalb des Hochschulsystems ei-
nes Landes, also zwischen den Studienzyklen und den einzelnen Hochschulorga-
nisationen. Diese Thematik wird seit der Sorbonne-Erklärung 1999 in allen Kom-
muniqués wiederholt. Durchlässigkeit zwischen beruflicher Bildung und Hoch-
schulbildung wird dagegen in den Bologna-Dokumenten kaum explizit angespro-
chen. Stattdessen werden Fragen der Durchlässigkeit allgemeiner zur Ermögli-
chung von lebenslangem Lernen sowie zur Erreichung von Chancengleichheit, 
im Sinne einer größeren Diversität der Studierendenschaft, d.h. einer Inklusion 
nicht-traditioneller Studierender, sogenannte „underrepresented groups“, ange-
sprochen (siehe Sorbonne Declaration 1998). Diese allgemeinen Formulierungen 
schließen damit aber implizit ebenfalls Fragen der Durchlässigkeit zwischen den 
beiden Organisationsfeldern der Hochschul- und Berufsbildung ein, so dass eine 
weitere Analyse der Dokumente durchaus sinnvoll ist. 
81  Es interessiert in dieser Arbeit aber nicht, wie die Konzepte auf europäischer Ebene zustande 
gekommen sind oder welche Akteure dabei besonders einflussreich waren. 
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Bereits in der Sorbonne-Erklärung von 1998 wird auf die Notwendigkeit hin-
gewiesen, dass Individuen zu jedem Zeitpunkt ihres Berufslebens die Möglichkeit 
haben sollten, Zugang zum Hochschulsystem zu erhalten und dass die Zielgruppe 
der Hochschulen eine heterogene Student_innenschaft mit verschiedensten Hin-
tergründen ist. 
Indeed, students should be able to enter the academic world at any time in their pro-
fessional life and from diverse backgrounds. (Sorbonne Declaration 1998)82 
In der Bologna-Erklärung von 1999 (sowie bereits auch in der von Sorbonne) ist 
die Einführung von Leistungspunktesystemen zentral, um Mobilität und damit 
auch Flexibilität innerhalb der Hochschulsysteme durch Anerkennung von Stu-
dienleistungen zu ermöglichen. Zum ersten Mal wird jedoch in der Bologna-Er-
klärung auch die Möglichkeit in Betracht gezogen, Leistungen, die außerhalb des 
Hochschulbereichs erworben worden sind, für ein Studium anzuerkennen. Diese 
Möglichkeit bestünde aber nur insoweit, wie die aufnehmenden Institutionen, die 
Universitäten bzw. Hochschulen, dazu bereit sind. 
Establishment of a system of credits – such as in the ECTS system – as a proper 
means of promoting the most widespread student mobility. Credits could also be 
acquired in non-higher education contexts, including lifelong learning, provided they 
are recognised by receiving Universities concerned. (Bologna Declaration 1999) 
Wichtig sei, im gesamten Prozess die Autonomie der Hochschulen zu bewahren 
(Bologna Declaration 1999), mit der Folge, dass Anerkennungsfragen im Ent-
scheidungsbereich der Hochschulen verbleiben. 
Die erste Nachfolgekonferenz 2001 in Prag83 wurde durch die im Jahr 2000 
verabschiedete Lissabon-Strategie beeinflusst, in welcher lebenslanges Lernen als 
ein Schlüssel angesehen wurde, die Wettbewerbsfähigkeit Europas zu erhöhen. 
So wird auch 2001 im Prager Kommuniqué erstmals die Rolle von lebenslangem 
Lernen als elementarer Bestandteil eines zu erschaffenden europäischen Hoch-
schulraums unterstrichen. Diese Entwicklung ist wichtig, da in den darauffolgen-
den Konferenzen die Frage von Durchlässigkeit mit der Notwendigkeit in Ver-
bindung gebracht wird, lebenslanges Lernen und zwar auch an den Hochschulen 
zu ermöglichen. 
Im Prager Kommuniqué wird zudem die Transfer- und Akkumulationsfunk-
tion des einzuführenden Leistungspunktesystems hervorgehoben, wenn auch nur 
im Zusammenhang von Mobilität innerhalb des Hochschulbereichs und des Ar-
beitsmarkts. Über Leistungspunkte kann demnach Erlerntes in andere Bereiche 
82  Nicht alle Dokumente weisen Seitenangaben aus. 
83  „Im Hinblick auf die Mobilität hoben die Ministerinnen und Minister aufgrund wiederholt 
vorgetragener Forderungen der Studierenden (ESIB 2001b: 2f.) in Prag erstmals hervor, dass 
auch die soziale Dimension von Mobilität Gegenstand des Bologna-Prozesses sein müsse. In 
diesem Zusammenhang verweist das Prager Kommuniqué auf entsprechende EU-Programme 
– etwa im Rahmen des ‚Mobility Action Plan‘, den der Europäische Rat 2000 in Nizza 
verabschiedet hat.“ (Keller 2003) 
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übertragen werden. Des Weiteren wird unterstrichen, dass funktionierende nati-
onale Qualitätssicherungssysteme für Fragen der Anrechnung sowie Anerken-
nung von Studienzeiten im Hochschulsystem von elementarer Bedeutung seien. 
Schließlich wird in Anbetracht der Diversität der Qualifikationen in Europa auch 
eine faire Anerkennung von sowohl akademischen als auch beruflichen Zertifika-
ten und Abschlüssen im Hochschulsystem gefordert, so dass die Bürger_innen 
ihre Qualifikationen, Fähigkeiten und Kompetenzen im gesamten europäischen 
Hochschulraum nutzen können (Prague Communiqué 2001). 
Die nächste Bologna-Folgekonferenz fand 2003 in Berlin statt, und zwar ein 
Jahr nach dem offiziellen Beginn des Kopenhagen-Prozesses. Ab diesem Zeit-
punkt wären eine gegenseitige Beeinflussung der beiden transnationalen Bildungs-
prozesse und somit auch eine direktere Bezugnahme zur beruflichen Bildung er-
wartbar. Das Berliner Kommuniqué nimmt zwar keinen direkten Bezug auf be-
rufliche Bildung. Aber seit dem Berliner Kommuniqué wird die Anerkennung von 
vorgängigem Lernen als zentrale Aufgabe von Hochschulorganisationen gesehen, 
um lebenslanges Lernen zu ermöglichen. Was unter vorgängigem Lernen zu ver-
stehen ist, wird allerdings erst in den nachfolgenden Konferenzen ausbuchsta-
biert. 
Ministers underline the important contribution of higher education in making lifelong 
learning a reality. They are taking steps to align their national policies to realise this 
goal and urge Higher Education Institutions and all concerned to enhance the possi-
bilities for lifelong learning at higher education level including the recognition of prior 
learning. (Berlin Communiqué 2003: 6) 
Die Frage des Zugangs zum Hochschulsystem wird unter dem Gesichtspunkt der 
Chancengleichheit thematisiert. Alle sollen Zugang zur Universität erhalten dür-
fen, aber nur, wenn sie die notwendigen Fähigkeiten besitzen, ein Studium auch 
abzuschließen. 
Ministers stress their commitment to making higher education equally accessible to 
all, on the basis of capacity, by every appropriate means. (Berlin Communiqué 2003: 
4)  
sowie 
[…] the need to improve opportunities for all citizens, in accordance with their aspi-
rations and abilities, to follow the lifelong learning paths into and within higher edu-
cation. (Berlin Communiqué 2003: 6) 
Hier werden zwei Punkte deutlich, zum einen der meritokratische Gedanke bei 
der Selektion der Student_innenschaft. Zum zweiten jedoch ebenfalls eine Ab-
grenzung von der Gruppe der ‚Nicht-Fähigen‘. Wer über den Zugang entscheidet, 
wird nicht festgelegt, jedoch mit dem Hinweis auf die zu erhaltende Autonomie 
der Hochschulen im Allgemeinen (nicht speziell in diesem Kontext) ein möglicher 
Hinweis gegeben. 
Im Bergen-Kommuniqué von 2005 wird ein Qualifikationsrahmen erstmals 
innerhalb des Bologna-Prozesses thematisiert. Da 2004 in Maastricht, der ersten 
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Kopenhagen-Folgekonferenz, die Einführung von nationalen Qualifikationsrah-
men (NQR) beschlossen wurde, wird im Bergen Kommuniqué auf diese Weise 
zum ersten Mal ersichtlich der Brückenschlag zum Kopenhagen-Prozess ge-
macht. Es wird gefordert, dass der in Bergen beschlossene übergreifende Quali-
fikationsrahmen des europäischen Hochschulraums (EHR) komplementär zu den 
zu entwickelnden nationalen Qualifikationsrahmen, die Allgemeinbildung und 
Berufsbildung vereinigen, sein sollte. An dieser Stelle wird die Frage, warum im 
Hochschulbereich ein eigener Qualifikationsrahmen entwickelt werden soll und 
warum es der Komplementarität zum NQR bedarf, nicht beantwortet. An ande-
rer Stelle im Beschluss wird jedoch die Einführung eines nationalen Qualifikati-
onsrahmens als Möglichkeit gesehen, um lebenslanges Lernen im Hochschulbe-
reich zu stärken. 
We see the development of national and European frameworks for qualifications as 
an opportunity to further embed lifelong learning in higher education. (Bergen 
Communiqué 2005) 
Um flexiblere Lernwege zu ermöglichen, sollen zudem die Hochschulorganisati-
onen verstärkt Möglichkeiten zur Anerkennung von vorgängigem Lernen schaf-
fen. Dies soll dazu beitragen, den Weg in die Hochschule zu erleichtern, aber auch 
die Möglichkeit bieten, Studienabschnitte anzuerkennen. In Bergen wird das vor-
gängige Lernen, im Sinne von Lernen außerhalb der Hochschule, diesmal näher 
definiert, denn neben formalen sollen auch informell und non-formal erworbene 
Kompetenzen Anerkennung finden. 
We will work with higher education institutions and others to improve recognition of 
prior learning including, where possible, non-formal and informal learning for access 
to, and as elements in, higher education programmes. (Bergen Communiqué 2005: 3) 
Schließlich wird im Bergen-Kommuniqué auch der Zugang zum Hochschulbe-
reich ausführlich thematisiert: So soll dieser gleichberechtigt allen offenstehen, 
unabhängig von sozialen und ökonomischen Hintergründen der Individuen. Eine 
Öffnung der Hochschule insbesondere für sozial benachteiligte Gruppen, was seit 
Berlin im Bologna-Prozess als soziale Dimension des Prozesses definiert wird, 
soll über staatliche finanzielle Unterstützung sowie durch Beratungsdienste er-
reicht werden. 
The social dimension includes measures taken by governments to help students, 
especially from socially disadvantaged groups, in financial and economic aspects and 
to provide them with guidance and counselling services with a view to widening 
access. (Bergen Communiqué 2005: 4) 
An dieser Stelle wird soziale Durchlässigkeit im Bildungssystem gefordert, wobei 
nicht speziell auf eine größere Durchlässigkeit aus anderen Bildungsbereichen ge-
drungen wird. Stellen aber Absolvent_innen aus anderen Bildungsbereichen sys-
tematisch benachteiligte Gruppen dar, so wären diese inkludiert. Expliziert wird 
dies im Kommuniqué nicht. 
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Anerkennung bildet ein zentrales Thema im Londoner Kommuniqué von 
2007. Als Ziel wird die faire Anerkennung insbesondere von Hochschulqualifika-
tionen über Grenzen hinweg, aber auch von außerhochschulischen Vorkenntnis-
sen inklusive non-formalen und informellen Lernens, formuliert. 
Fair recognition of higher education qualifications, periods of study and prior lear-
ning, including the recognition of non-formal and informal learning, are essential 
components of the EHEA, both internally and in a global context. (London 
Communiqué 2007: 3) 
Um dies zu erreichen, sind vergleichbare Abschlüsse, die Studienstruktur aus drei 
Zyklen, öffentlich zugängliche Informationen über Bildungssysteme und Qualifi-
kationsrahmen notwendig. Letztere sollen im Hochschulbereich die Umstellung 
auf Studienmodule und Lernergebnisorientierung,84 aber auch die Anerkennung 
von Vorkenntnissen, erleichtern und zu einer größeren Transparenz sowie Ver-
gleichbarkeit im europäischen Hochschulraum, jedoch auch innerhalb der natio-
nalen Systeme und damit auch zu einer größeren Mobilität führen (London Com-
muniqué 2007). Wenn im Bologna-Prozess Qualifikationsrahmen thematisiert 
werden, ist in der Regel der Rahmen im Hochschulbereich gemeint, es sei denn 
es wird direkt Bezug auf den EQR oder NQR genommen. Komplementarität 
zwischen den Qualifikationsrahmen wird allerdings gefordert. Auf diese Weise 
wird der Notwendigkeit der Anschlussfähigkeit von akademischen Abschlüssen 
und Fertigkeiten mit nicht-akademischem Hintergrund Ausdruck verliehen. 
Ein großes Problem der Hochschulsysteme in Europa seien die wenig insti-
tutionalisierten Verfahren für die Anerkennung von vorgängigem Lernen. Derar-
tige Systeme sind jedoch notwendig, um flexible Lernwege zu ermöglichen und 
lebenslanges Lernen an den Hochschulorganisationen zu gewährleisten, denn sie 
können sowohl bei der Anrechnung von Studienleistungen als auch bei der Zu-
lassung zum Hochschulsystem, hilfreich sein. Insgesamt sollen die Zugangsbarri-
eren zur Hochschule sowie die innerhalb des Hochschulsystems verringert und 
die Hochschulpartizipation ausgeweitet werden. Die Studierenden, die Zielgruppe 
des Hochschulbereichs, soll die Diversität der nationalen Gesellschaften wider-
spiegeln d.h., es darf keine systematische Diskriminierung beim Zugang und beim 
Fortkommen im Hochschulsystem stattfinden. Chancengleichheit ist das Ziel. Es 
soll dafür gesorgt werden, dass soziale und ökonomische Hintergründe keine Be-
hinderung beim Studium darstellen. U.a. sollen Beratungsleistungen Individuen 
bei der Zulassung und im Studium unterstützen. Ziel ist die Leistungspotenziale 
der Individuen zu maximieren (London Communiqué 2007). 
84  Im EQR sind Lernergebnisse definiert als Aussagen darüber, was Lernende wissen, verstehen 
und in der Lage sind zu tun, nachdem sie einen Lernprozess abgeschlossen haben. 
Lernergebnisse werden als Kenntnisse, Fertigkeiten und Kompetenzen definiert (vgl. European 
Commission 2008). 
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Zehn Jahre nach dem Beginn des Bologna-Prozesses fand in Leuven 2009 
eine weitere Folgekonferenz statt, in welcher die Fortführung des Prozesses be-
schlossen wurde. Wie bereits in den Kommuniqués zuvor wird die Ermöglichung 
von lebenslangem Lernen als elementarer Bestandteil des Hochschulsystems und 
als öffentliche Aufgabe deklariert. Die nationale Umsetzung der Politik des le-
benslangen Lernens wird als Gemeinschaftsaufgabe der beteiligten Stakeholder 
definiert. Dies sind die öffentlichen Verwaltungen und Ministerien, die Hoch-
schulorganisationen, Studierende sowie die Sozialpartner (Leuven Communiqué 
2009). 
Lediglich über lebenslanges Lernen, welches darauf abzielt, die Talente und 
Fähigkeiten der europäischen Bürger zu maximieren, können die Herausforde-
rungen der europäischen Gesellschaften, welche sich durch den demografischen 
Wandel ergeben, bewältigt werden. Lebenslanges Lernen bedeutet die Ermögli-
chung flexibler Lernwege. Ausdrücklich wird an dieser Stelle die Möglichkeit von 
Teilzeitstudium und beruflich orientierter Lernwege genannt. 
Es werden differente Aufgaben für die Nationalstaaten identifiziert, welche 
zu einer besseren Realisierung von lebenslangem Lernen in den nationalen Hoch-
schulsystemen führen können. Die Einführung von Qualifikationsrahmen im 
Hochschulbereich, welche mit dem Europäischen Qualifikationsrahmen für le-
benslanges Lernen koordiniert werden sollen, ist eine davon. Zudem sollen Sys-
teme entwickelt werden, die vorgängiges Lernen systematisch – egal ob formal, 
non-formal oder informell – auf Basis von Lernergebnissen erfassen und aner-
kennen. 
Successful policies for lifelong learning will include basic principles and procedures 
for recognition of prior learning on the basis of learning outcomes regardless of 
whether the knowledge, skills and competences were acquired through formal, non-
formal, or informal learning paths. (Leuven Communiqué 2009: 3) 
Auf diese Weise soll ebenfalls die Beteiligung im Hochschulsystem ausgeweitet 
werden, insbesondere gilt dieses für den Zugang für bisher unterrepräsentierte 
Gruppen auf allen Studienebenen. Aber nicht nur Zugangsanforderungen, son-
dern auch die Studienbedingungen sollen an die Bedürfnisse dieser Gruppen an-
gepasst werden. Hier scheint immer wieder durch, dass die Studierenden, welche 
bisher nicht im Hochschulsystem waren, besondere Bedürfnisse haben, auf wel-
che eingegangen werden muss. Als Beispiel werden die Lernumwelt, ökonomi-
sche Barrieren aber auch andere nicht weiter identifizierte Barrieren angeführt. 
Access into higher education should be widened by fostering the potential of students 
from underrepresented groups and by providing adequate conditions for the comple-
tion of their studies. This involves improving the learning environment, removing all 
barriers to study, and creating the appropriate economic conditions for students to 
be able to benefit from the study opportunities at all levels. (Leuven Communiqué 
2009: 2) 
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Aber auch die Existenz intermediärer Studiengänge innerhalb des ersten Studi-
enzyklus kann ein Mittel darstellen, die Beteiligung im Hochschulsektor zu erhö-
hen. Eine Weiterführung oder Erklärung des Vorschlags findet im Kommuniqué 
jedoch nicht statt, so dass hier ein großer Interpretationsspielraum bleibt. So 
könnten intermediäre Studiengänge beispielsweise ein- oder zweijährige Studien-
gänge sein, wie es sie auch in Frankreich gibt. 
Im Gegensatz zu den Kommuniqués zuvor setzt die Deklaration der Konfe-
renz in Budapest und Wien von 2010 keinen starken Fokus auf Fragen des le-
benslangen Lernens. Aber es werden zwei durchlässigkeitsrelevante Punkte kurz 
angesprochen: Der Zugang zur Hochschullandschaft soll gleichberechtigt allen 
offen stehen, insbesondere für die bisher unterrepräsentierten Gruppen und fle-
xible Lernwege sollen ermöglicht werden (Budapest-Vienna Declaration 2010). 
Im Kommuniqué von Bukarest 2012 wurden keine neuen Wege zu größerer 
Durchlässigkeit identifiziert. Auch wurde weiterhin nicht direkt von Durchlässig-
keit zwischen Berufs- und Hochschulbildung gesprochen, jedoch die bereits zu-
vor in den Kommuniqués erwähnten Ziele und Standards in ihrer Bedeutung un-
terstrichen. So wurde auch in Bukarest Kommuniqué die größere Öffnung der 
Hochschulen für bisher unterrepräsentierte Gruppen, welche durch Beratungs- 
und Informationsstrukturen besser erreicht werden sollen, die Ermöglichung des 
lebenslangen Lernens, die Anrechnung vorgängigen Lernens auch non-formaler 
und informeller Lernergebnisse, die Verbindung des hochschulischen Qualifika-
tionsrahmen mit dem EQR sowie die Implementierung von einer stärkeren Stu-
dierendenzentrierung, um den Lernenden gerecht zu werden, gefordert (Bucha-
rest Communiqué 2012). 
Institutionelle Dimensionen von Durchlässigkeit im Bologna-
Prozess 
Während zuvor chronologisch für die spezifischen Bologna-Dokumente darge-
stellt wurde, was an durchlässigkeitsrelevanten Aspekten vorkam, findet die Dar-
stellung der institutionellen Dimensionen für den gesamten Prozess zusammen 
statt. Dabei wird nicht unterschieden, wie häufig bestimmte Aspekte Erwähnung 
gefunden haben. Ziel ist stattdessen, das Spektrum des vermittelten Durchlässig-
keitskonzepts darzustellen. Es handelt sich somit um eine Synthese und weiterge-
henden Analyse des zuvor Dargestellten. 
Was sagen uns die europäischen Dokumente des Bologna-Prozesses zum 
Thema Durchlässigkeit, insbesondere zwischen beruflicher und Hochschulbil-
dung? Warum ist Durchlässigkeit wichtig? Welche Aspekte von Durchlässigkeit 
werden thematisiert, d.h., wie wird Durchlässigkeit verstanden? Dies sind die Fra-
gen, die helfen sollen, die kulturell-kognitive Dimension zu erfassen. Wie genau 
soll Durchlässigkeit bzw. Bildungsmobilität zwischen den Bildungsbereichen er-
reicht werden? Welche Standards sollen eingeführt werden. Für welche Ziel-
gruppe wird Durchlässigkeit thematisiert? Diese Fragen dienen der Analyse der 
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normativen institutionellen Dimension. Wer soll die institutionelle Durchlässig-
keit national umsetzen? Wie sollen Durchlässigkeitsstrukturen finanziert werden? 
Antworten auf diese Fragen geben Hinweise auf die regulative institutionelle Di-
mension (vgl. Abschnitt 4.2.2). 
Bevor die institutionellen Dimensionen ausführlich dargestellt werden, fol-
gen zuerst ein paar allgemeine Feststellungen: 
1. Auch wenn das Wort Durchlässigkeit nicht in den englischen Dokumenten 
des Bologna-Prozess vorkommt, werden doch durchlässigkeitsrelevante 
Themen, im Sinne der Entwicklung von flexiblen Lernwegen zur Ermögli-
chung von Bildungsmobilität, behandelt, aus denen schließlich das in den 
europäischen Dokumenten vermittelte Bild von Durchlässigkeit ersichtlich 
wird. 
2. Durchlässigkeitsrelevante Aussagen treten vor allem im Kontext von Passa-
gen zu lebenslangem Lernen und der sogenannten sozialen Dimension auf, 
wobei es bis auf sehr wenige Ausnahmen nicht explizit um Durchlässigkeit 
zwischen den Organisationsfeldern der Berufs- und Hochschulbildung geht, 
sondern die Aussagen allgemein für das gesamte Bildungssystem oder nur 
hochschulspezifisch gehalten werden. 
3. Im Zeitverlauf mit Ausnahme der Konferenz in Wien/Budapest 2010, sieht 
man eine Bedeutungszunahme von Themen der Durchlässigkeit, und zwar 
qualitativ und quantitativ. Dies hängt eng mit der Konjunktur des Themas 
lebenslanges Lernen zusammen (vgl. Jakobi 2009; Jakobi/Rusconi 2009). 
Quantitativ heißt, dass in einer größer werdenden Zahl von Absätzen durch-
lässigkeitsrelevante Themen diskutiert werden, und qualitativ bedeutet, dass 
die Themen eingehender besprochen werden. So wurde z.B. in Prag und 
Berlin noch allgemein die Anerkennung von erworbenen Zertifikaten bzw. 
vorgängigem Lernen gefordert. Seit Bergen ist dieses vorgängige Lernen 
spezifiziert in formales, non-formales und informelles Lernen. Auch die 
Rolle von Qualifikationsrahmen und lebenslangem Lernen werden im Zeit-
verlauf ausführlicher diskutiert, wobei ebenfalls Wege und Mittel aufgezeigt 
werden, wie lebenslanges Lernen oder eine Ausweitung der Studienbeteili-
gung auf alle sozialen Gruppen zu erreichen sei. 
Kulturell-kognitive Dimension: 
In den Bologna-Dokumenten konnten drei Aspekte institutioneller Durchlässig-
keit identifiziert werden: die Frage des Zugangs, Anerkennung und Anrechnung, 
sowie der Umgang mit Heterogenität. 
Der erste Aspekt, die Frage des Zugangs zum Hochschulsystem und zu den 
einzelnen Zyklen wird in dreifacher Weise thematisiert: Erstens soll der Zugang 
diskriminierungsfrei und chancengleich für alle Bürger_innen sein. In diesem Zu-
sammenhang wird zweitens auf die Integration von bisher benachteiligten Gesell-
schaftsgruppen gedrungen und damit für eine Erhöhung der Partizipation im 
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Hochschulbereich plädiert. Hier sind indirekt beruflich Qualifizierte angespro-
chen, wenn diese bisher nicht zur traditionellen Student_innenschaft zählten. Je-
doch sollen sich drittens die Hochschulen nur für diejenigen öffnen, welche sich 
als leistungsfähig erweisen. Auf diese Weise wird auf meritokratische Ideale, wel-
che unsere Bildungsgesellschaften prägen (Solga 2005a), verwiesen. Wie genau die 
Hochschulreife definiert wird und welche Kompetenzen die Individuen mitbrin-
gen müssen, wird nicht weiter erörtert, d.h. eine genaue Charakterisierung dessen, 
was den Hochschulbereich spezifisch macht, findet in diesem Zusammenhang 
nicht statt. 
Mit dem Thema der Anerkennung und Anrechnung im Hochschulbereich primär 
von bisherigen Studienleistungen, aber auch von außerhochschulisch erworbenen 
Vorkenntnissen, dem informellen oder non-formalen Lernen wird auch der 
zweite Aspekt von Durchlässigkeit eingefordert. Ein direkter Bezug zur Berufs-
bildung wird ebenfalls nicht hergestellt, jedoch kann diese als in den außerhoch-
schulisch erworbenen Kenntnissen integriert betrachtet werden. 
Der dritte Aspekt, welcher in den Bologna-Dokumenten extrahiert werden 
konnte, ist die Institutionalisierung von Strukturen, welche den Umgang mit hetero-
genen Bedürfnissen der Studierenden erleichtern und darauf abzielen, Barrieren zum 
und im Hochschulsystem abzubauen. Im Rahmen des Bologna-Prozesses wird 
wiederholt auf die Existenz von Hindernissen hingewiesen, welche einem erfolg-
reichen Studium im Wege stehen. So sind es sowohl Barrieren finanzieller Art als 
auch die Lernumwelt, d.h. eine fehlende Unterstützung beim Studium, sowie feh-
lendes Wissen bzw. Informationen über das Hochschulsystem, die als hinderlich 
erkannt werden. Interessanterweise wird vor allem den bisher nicht traditionellen 
Studierenden ein besonderer Bedarf der Unterstützung zugeschrieben. 
Doch wie wird die Notwendigkeit von durchlässigeren Strukturen begrün-
det? Wenn es um die Frage des auf unterrepräsentierte Gruppen zu erweiternden 
Zugangs geht, wird mit der Förderung von Chancengleichheit und sozialer Ko-
häsion argumentiert, der sogenannten sozialen Dimension des Bologna-Prozes-
ses. Durchlässigkeitsrelevante Forderungen im Kontext von Lebenslangem Ler-
nen werden vor allem mit dem Zugewinn an Mobilität, primär innerhalb der 
Hochschullandschaft Europas sowohl national als auch transnational, legitimiert. 
Auch der demografische Wandel als Herausforderung für die europäischen Ge-
sellschaften wird als eine weitere Begründung für die Integration der Politik des 
lebenslangen Lernens in den Bologna-Prozess aufgenommen. 
Normative Dimension 
Wie genau sollen durchlässigere Strukturen geschaffen werden? Welche Wege 
und Instrumente werden aufgezeigt? Was sind die zu implementierenden Stan-
dards und in welchem Zusammenhang mit welchen Aspekten werden diese the-
matisiert? 
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Dadurch, dass Mobilität insbesondere geografische, aber auch Bildungsmo-
bilität, wenn auch vor allem innerhalb der Hochschulsysteme, eine zentrale Stel-
lung im Bologna-Prozess einnimmt, können eine ganze Reihe von Standards iden-
tifiziert werden, welche durchlässige Bildungsstrukturen befördern. Fast alle Stan-
dards haben daher zum Ziel, innerhalb der Hochschullandschaft flexible Lern-
wege zu fördern. Aber auch eine erhöhte Mobilität zwischen Organisationsfel-
dern kann mit vielen dieser Standards befördert werden. Analytisch unterscheide 
ich die Standards daraufhin, auf welcher Ebene, d.h. auf der der Bildungsorgani-
sationen oder der des -systems, sie angesiedelt sind und ob sie stärker auf die 
Organisation der Bildungsgänge oder der Unterstützung von Bildungsteilneh-
mer_innen abzielen. 
So werden erstens Standards identifiziert, welche auf Hochschulebene und 
einem Fokus auf die Organisation der Bildungsgänge angesiedelt sind. Das wären 
die Einführung der Lernergebnisorientierung, der Leistungspunktesysteme, der 
Modularisierung, der Studienzyklenstruktur sowie von Verfahren der Anerken-
nung und Anrechnung und Qualitätssicherung. Allein Verfahren zur Anerken-
nung von formalem, non-formalem und informellem Lernen zielen in den Doku-
menten stärker auf eine erhöhte Mobilität zwischen Organisationsfeldern. Diese 
könnten die berufliche Bildung, die Erwerbsarbeitssphäre oder auch die Nichter-
werbsarbeitssphäre sein. Anerkennungsverfahren dienen in diesem Zusammen-
hang dem Transfer von Kenntnissen von einem Bereich in den nächsten und 
können daher sowohl für den Zugang zur Hochschule als auch für die Anrech-
nung von (nicht-akademisch) erworbenen Leistungen innerhalb des Hochschul-
systems eine Rolle spielen. 
Die Implementierung der dreigliedrigen Studienstruktur und Studienmodule 
sowie die Einführung von Qualitätssicherungssystemen werden in den Doku-
menten allein im Zusammenhang von Mobilität im (europäischen) Hochschulbe-
reich angesprochen. Die Einführung der Studienzyklen, dem Bachelor, Master 
und Doktor, und ihre Modularisierung soll dabei die Vergleichbarkeit der Ab-
schlüsse erhöhen, so dass diese leichter an anderen Hochschulorganisationen an-
erkannt werden und die Zulassung zum nächsten Zyklus erleichtert wird. Quali-
tätssicherungssysteme wie die Akkreditierung von Studiengängen haben dagegen 
die Aufgabe, Vertrauen in die Abschlüsse zu erhöhen, so dass ihre Anerkennung 
und Zulassung einfacher vonstatten gehen kann. 
Die Einführung von Qualifikationsrahmen, von Leistungspunktesystemen 
und der Lernergebnisorientierung sind zentral bei der Förderung von durchlässi-
geren Strukturen im Hochschulbereich sowie zwischen Organisationsfeldern und 
zwar in den Aspekten des Zugangs und der Anrechnung. Lernergebnisorientie-
rung soll nicht nur die Entwicklung von Studiengängen an sich anleiten, sondern 
ist auch die Grundlage für das Funktionieren von Leistungspunktesystemen und 
Qualifikationsrahmen. 
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The development, understanding and practical use of learning outcomes is crucial to 
the success of ECTS, the Diploma Supplement, recognition, qualifications frame-
works and quality assurance – all of which are interdependent. (Bucharest Communi-
qué 2012: 3) 
Die Orientierung von Bildungsgängen an Lernergebnissen soll daher die Trans-
parenz bzw. Vergleichbarkeit und damit auch die Transferierbarkeit von Gelern-
tem erleichtern. Leistungspunkte sind dann die Währung, sozusagen die Möglich-
keit, Wissen, Fertigkeiten und Kompetenzen zählbar zu akkumulieren und zu 
transferieren. Auch der Erwerb von Leistungspunkten außerhalb der Hochschule 
und dessen Übertragung auf die Hochschulebene wird generell als möglich erach-
tet. 
Zweitens werden stärkere Standards eingefordert, welche auch innerhalb von 
Bildungsorganisationen eingeführt werden müssen, aber stärker auf die Unter-
stützung der Bildungsteilnehmer_innen zielen und einen Umgang mit der Hete-
rogenität dieser Lernenden ermöglichen. Dies wären institutionalisierte Bera-
tungsangebote, Unterstützungssysteme und Flexibilisierungsmöglichkeiten. 
Durch ihre Einführung wird zum einen Durchlässigkeit im Hochschulbereich ge-
fördert, aber zum anderen ist ebenfalls erhöhte Durchlässigkeit zwischen ver-
schiedenen Organisationsfeldern denkbar. Letzteres hängt davon ab, woher die 
Gruppe kommt, auf welche die zu implementierenden Standards zugeschnitten 
werden. So werden erstens bessere und institutionalisierte Beratungsangebote ge-
fordert. Diese sollen sowohl bei der Orientierung im Studium als auch auf dem 
Weg zum Studium helfen und den Bürger_innen die notwendigen Informationen 
geben, welche sie benötigen, um sich selbstständig fortzubilden. Fehlende Infor-
mations- und Beratungsangebote werden auch als ein Grund angesehen, warum 
bestimmte Bevölkerungsgruppen nicht den Weg in die Hochschule finden, inso-
fern stellt ihre Institutionalisierung die Anpassung an die Bedarfe nicht-traditio-
neller Studierender dar. Eine ebensolche Anpassungshilfe sollen zweitens auch 
Unterstützungssysteme, wie Finanzhilfen, aber auch drittens Flexibilisierungs-
möglichkeiten des Studiums – z.B. durch die Einführung von Teilzeitstudiengän-
gen oder verstärktem E-Learning – sein. Ziel der Standards ist somit die Ermög-
lichung eines erfolgreichen Studiums entsprechend der differenten Bedürfnisse 
der Lernenden. 
Drittens wird schließlich mit dem Qualifikationsrahmen auch ein Standard einge-
fordert, welcher stärker auf Ebene des gesamten Hochschulbereichs bzw. in Ver-
bindung mit den nationalen Qualifikationsrahmen auf Ebene des Bildungssys-
tems angesiedelt ist. Die Entwicklung und Einführung von Qualifikationsrahmen 
im Hochschulbereich, welche auf gemeinsamen Referenzniveaus fußen und lern-
ergebnisorientiert beschrieben werden, sollen primär zu einer größeren Transpa-
renz der angebotenen Studiengänge Europas führen und damit eine bessere Ori-
entierungsmöglichkeit bieten. Zudem sollen die Qualifikationsrahmen im Hoch-
schulbereich aber auch mit dem europäischen Qualifikationsrahmen für lebens-
langes Lernen und den nationalen komplementären Rahmen koordiniert werden, 
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so dass sie anschlussfähig sind und Transparenz dann für das gesamte Bildungs-
system also auch zwischen Organisationsfeldern gewährleistet ist.  
Tabelle 5 fasst die identifizierten Standards zusammen und zeigt ihre Zuord-
nung zu den in den Bologna-Dokumenten thematisierten Durchlässigkeitsaspek-
ten sowie dem Ort, an welchem die Durchlässigkeitsstrukturen wirken sollen. 
 
Tabelle 5  Durchlässigkeits-Standards im Bologna-Prozess 
Standards Durchlässigkeitsaspekt(e), in 
deren Kontext die Standards 
thematisiert wurden
Wo wird Durchlässigkeit 
gefördert?
Ebene der Bildungsorganisationen mit Fokus auf Bildungsgang
Lernergebnisorientierung Zugang und Anrechnung Im Hochschulbereich und 
zwischen Organisationsfeldern
Leistungspunktesystem Zugang und Anrechnung Im Hochschulbereich und
zwischen Organisationsfeldern
Modularisierung Zugang und Anrechnung im Hochschulbereich
Studienzyklenstruktur Zugang und Anrechnung Im Hochschulbereich
Verfahren zur Anerkennung 
von vorgängigem Lernen
Zugang und Anrechnung Im Hochschulbereich und 
zwischen Organisationsfeldern
Qualitätssicherungssysteme Zugang und Anrechnung Im Hochschulbereich
Ebene der Bildungsorganisationen mit Fokus auf das Bildungssubjekt
Institutionalisierte 
Beratungsangebote
Umgang mit Heterogenität Im Hochschulbereich und 
zwischen Organisationsfeldern
Unterstützungssysteme ins 
und im Studium 




Umgang mit Heterogenität Im Hochschulbereich und 
zwischen Organisationsfeldern
Ebene des Bildungssystems
Qualifikationsrahmen für die 
Hochschulbildung
Zugang und Anrechnung Im Hochschulbereich und 
zwischen Organisationsfeldern
Quelle: Darstellung der Verfasserin 
Neben den zu implementierenden Standards ist auch die Zielgruppe, für die 
durchlässigere Strukturen entwickelt werden sollen, für die normative Dimension 
zu untersuchen. Konkrete Gruppen, auf die das zutrifft, werden in den Doku-
menten kaum hervorgehoben. Stattdessen werden sie als bisher unterrepräsentiert 
bezeichnet. Dazu gehören aber explizit genannt ebenfalls beruflich Qualifizierte. 
Die Zielgruppe für das Studium allgemein wird wie folgt dargestellt: Die Gruppe 
der Studierenden soll einerseits die Diversität der Gesellschaft widerspiegeln, so 
dass auch diejenigen einbezogen werden, welche bisher nicht traditionell an die 
Hochschulen gekommen sind. Voraussetzung für den Zugang zur Hochschule ist 
176 
aber andererseits eine nicht näher definierte Leistungsfähigkeit, welche die Ler-
nenden befähigt, ein Studium auch abzuschließen. In den Dokumenten wird da-
mit einerseits deutlich zwischen Fähigen und Nicht-Fähigen unterschieden. An-
dererseits wird auch insbesondere den bisher unterrepräsentierten Gruppen der 
Bedarf von spezifischen Zuwendungen zugeschrieben, der ihnen ein erfolgreiches 
Studieren eher ermöglicht. Insofern wird auch innerhalb der Gruppe der Studie-
renden unterschieden zwischen den traditionellen Studierenden und den nicht 
traditionellen mit erhöhtem Zuwendungsbedarf. 
Regulative Dimension 
Die regulative Dimension wird in den Dokumenten kaum angesprochen. Allge-
mein werden jedoch die Frage der Finanzierung der Hochschulen und der Durch-
setzung von lebenslangem Lernen als öffentliche Aufgabe dargestellt. Zudem soll 
in die Autonomie der Hochschulen nicht eingegriffen werden, so dass die Um-
setzung der Anerkennungsverfahren direkt in ihr Aufgabengebiet fallen. Insge-
samt wird die Implementierung von lebenslangem Lernen als gemeinsame Auf-
gabe von Ministerien, den Hochschulorganisationen, Studierenden, Arbeitge-
ber_innen und -nehmer_innen gesehen. 
5.2.2 Durchlässigkeit im Kopenhagen-Prozess 
Eine chronologische Darstellung der Thematisierung von 
Durchlässigkeit 
Bereits seit Beginn des Kopenhagen-Prozesses 2002 wird anerkannt, dass die be-
rufliche Bildung lediglich im Kontext mit anderen Bildungsbereichen und euro-
päischen Bildungskooperationen weiterentwickelt werden kann. So ist der Ko-
penhagen-Prozess integriert in die Lissabon-Strategie von 2000, in der die Rolle 
der beruflichen Bildung für das Erreichen der gesetzten Ziele herausgehoben 
wird. Zudem wird bereits in der Kopenhagen-Erklärung auf den bestehenden Bo-
logna-Prozess für die Hochschulbildung verwiesen, welcher den Beginn einer 
neuen Qualität der europäischen Zusammenarbeit in Bildungsfragen markiert 
(Copenhagen Declaration 2002). Auch durchlässigkeitsrelevante Aspekte nehmen 
seit dem Start des Prozesses eine zentrale Rolle in den Zielsetzungen ein. Ebenso 
wie im Bologna-Prozess liegt das Hauptaugenmerk auf Ermöglichung von geo-
grafischer Bildungsmobilität, für die Anerkennungsmechanismen, Transparenz 
der Qualifikationen und Qualitätssicherung Voraussetzung sind. Aber auch Bil-
dungsmobilität innerhalb der Systeme zwischen Bildungsbereichen wird von An-
fang an mitgedacht. So ist die Ermöglichung von lebenslangem Lernen seit der 
Kopenhagener-Erklärung ein zentrales Ziel, in dessen Kontext wiederum die Im-
plementation von Standards gefordert wird, welche die institutionelle Durchläs-
sigkeit von Bildungssystemen verbessern: Die diesbezüglichen Prioritäten in der 
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Kopenhagener Erklärung sind die Schaffung von Transparenz und die Möglich-
keit der Validierung sowie Anerkennung von Kompetenzen und Qualifikationen. 
Transparenz soll gewährleistet werden durch Beratungsangebote und öffentlich 
zugängliche Informationen über das berufliche Bildungssystem insbesondere In-
formationen über Zugangsmöglichkeiten zu Bildungsgängen aber auch über 
Transfer- und Anerkennungsmöglichkeiten von Erlerntem. Transparenz soll da-
her auch nicht allein der geografischen grenzüberschreitenden Mobilität, sondern 
auch der beruflichen und der Bildungsmobilität innerhalb der nationalen Bil-
dungssysteme dienen. 
Strengthening policies, systems and practices that support information, guidance and 
counselling in the Member States, at all levels of education, training and employment, 
particularly on issues concerning access to learning, vocational education and training, 
and the transferability and recognition of competences and qualifications, in order to 
support occupational and geographical mobility of citizens in Europe. (Copenhagen 
Declaration 2002) 
Wie genau Vergleichbarkeit, Transferierbarkeit und Anerkennung von Qualifika-
tionen und Kompetenzen erreicht werden soll, wird zu Beginn des Kopenhagen-
Prozesses noch nicht deutlich. Folglich wird daher anstatt der Implementation 
von klar definierten Standards, welche dies leisten könnten, vielmehr deren ge-
meinsame Entwicklung gefordert, so dass Kompatibilität zwischen den Ländern 
gewährleistet ist. Beratungsdienste und Leistungspunktesysteme für die berufliche 
Bildung (ECVET) werden bereits als nützliches Mittel anerkannt. 
Im Gegensatz zum Bologna-Prozess wird im Kopenhagen-Prozess Anerken-
nung von vorgängigem Lernen nicht nur von Beginn an thematisiert, es wird zu-
gleich als formales, sowie non-formales und informelles Lernen definiert. Zudem 
werden im Unterschied zum Bologna-Prozess auch von Beginn an die verant-
wortlichen Akteure benannt. So sollen insbesondere bei Fragen der Anerkennung 
und der Entwicklung von Anerkennungsverfahren die Sozialpartner mitwirken. 
Insgesamt wird in der Kopenhagen-Erklärung die Notwendigkeit, lebenslanges 
Lernen zu fördern, damit begründet, dass es die Beschäftigungsfähigkeit der In-
dividuen erhöht, zu einer aktiveren Bürgerschaft, sozialen Inklusion aber auch der 
Persönlichkeitsentwicklung der Lernenden beiträgt. 
Die erste Folgekonferenz des Kopenhagen-Prozesses fand 2004 in Maas-
tricht statt. Die Ermöglichung von lebenslangem Lernen wird wiederum als ein 
wichtiger Schritt gesehen, diese Ziele zu erreichen (Maastricht Communiqué 
2004). Wichtig ist zudem, dass im Kommuniqué von Maastricht erstmals explizit 
das Verhältnis beruflicher und Hochschulbildung thematisiert wird und zugleich 
ein wichtiges Thema im Kommuniqué darstellt. 
Da berufliche Bildung zunehmend auf allen Bildungsebenen stattfindet, wird 
erstens Gleichwertigkeit zwischen beruflicher und Allgemeinbildung, insbeson-
dere Hochschulbildung, und zweitens die Einrichtung von Übergängen von ei-
nem Bereich in den anderen gefordert. Es müsse möglich sein, auch innerhalb der 
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Berufsbildung höhere Qualifikationsniveaus zu erwerben, denn nur auf diese 
Weise könne man mehr Auszubildende für die berufliche Bildung gewinnen. 
VET is increasingly taking place at all educational levels and, therefore, the parity of 
esteem and links between VET and general education, in particular with higher edu-
cation, need to be fostered by innovative strategies and instruments at the national 
and European levels. This should include designing VET systems which attract more 
students to higher qualifications. (Maastricht Communiqué 2004: 2) 
An dieser Stelle wird auf europäischer Ebene auf eine zweifache Konkurrenzsitu-
ation hingewiesen. Zum einen geht es um die gesellschaftliche Wertschätzung 
zwischen den Bildungsbereichen, insbesondere dem Status der Hochschul- und 
Berufsbildung, wobei eine zu geringe Wertschätzung der beruflichen Bildung 
konstatiert wird. Dies zu ändern ist ein zentrales Ziel des Kopenhagen-Prozesses. 
Zum anderen geht es ebenfalls um den Wettbewerb um die klügsten Köpfe. 
Es wird jedoch ebenfalls eine fehlende institutionelle Durchlässigkeit zwi-
schen den Bildungsbereichen kritisiert. Bestehende Barrieren zwischen Berufsbil-
dung und Allgemeinbildung sollen verringert werden. Dabei geht es demnach nur 
um eine Verringerung und nicht um eine gänzliche Abschaffung der Barrieren. 
Dies soll erstens geschehen durch die Entwicklung offener Lernansätze, welche 
zusammen mit Berufsorientierungs- und Beratungsleistungen Individuen befähi-
gen, ihren Bildungsweg selbstständig zu planen, und zweitens sollen flexible und 
offene Rahmenbedingungen in der Berufsbildung geschaffen werden, welche die 
Durchlässigkeit zwischen Aus-, Weiterbildung und Hochschulbildung befördern. 
Notwendig ist: 
[…]the development and implementation of open learning approaches, enabling peo-
ple to define individual pathways, supported by appropriate guidance and counselling. 
This should be complemented by the establishment of flexible and open frameworks 
for VET in order to reduce barriers between VET and general education, and increase 
progression between initial and continuing training and higher education. (Maastricht 
Communiqué 2004: 3). 
Die bestehenden Barrieren zwischen Berufs- und Allgemeinbildung werden auf 
unterschiedlichen Ebenen identifiziert. Einmal auf der individuellen Ebene: Die 
Bürger_innen müssen immer mehr in die Lage versetzt werden, durch Beratungs- 
und Orientierungsangebote selbst ihre Bildungswege zu planen. Zum anderen 
werden strukturelle Probleme erkannt – zu geschlossene und unflexible Struktu-
ren im Berufsbildungssystem, welche an dieser Stelle nicht näher identifiziert wer-
den. 
Weitere strukturelle Probleme, welche Durchlässigkeit zwischen den Bil-
dungssektoren (aber auch nationalen Bildungssystemen) behindern, werden bei 
Fragen der Anerkennung und Übertragbarkeit von Qualifikationen sowie der Va-
lidierung und Anerkennung non-formal und informell erworbener Kompetenzen 
gesehen. Zwei Instrumente sollen insbesondere helfen, diese Probleme zu über-
winden. Zum einen wird die Entwicklung eines offenen und flexiblen Europäi-
schen Qualifikationsrahmens, der auf Transparenz und gegenseitigem Vertrauen 
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beruht, gefordert. Zum anderen die Entwicklung und Einführung von Leistungs-
punktesystem für die berufliche Bildung (ECVET) (vgl. Maastricht Communiqué 
2004). 
Im Kommuniqué von Maastricht wird damit zum ersten Mal die Entwicklung 
von Qualifikationsrahmen thematisiert. Dies ist bedeutend, denn nationale und 
der europäische Qualifikationsrahmen werden zu zentralen Standards im Kopen-
hagen- aber auch im Bologna-Prozess. Sie werden explizit als Facilitatoren von 
Durchlässigkeit in Bildungssystemen anerkannt, da sie als gemeinsame Bezugs-
rahmen für die Anerkennung und den Transfer von Qualifikationen sowie non-
formal und informell erworbener Kompetenzen zwischen den beruflichen und 
allgemeinbildenden Sektoren (Sekundar- und Hochschulbildung) dienen sollen. 
Um dies zu leisten, müssen Qualifikationsrahmen auf gemeinsamen Referenzni-
veaus fußen, welche wiederum über Beschreibungen von zu erreichenden Lern-
ergebnissen und Kompetenzen definiert werden. 
The framework will provide a common reference to facilitate the recognition and 
transferability of qualifications covering both VET and general (secondary and 
higher) education, based mainly on competences and learning outcomes. It will im-
prove permeability within education and training systems […].(Maastricht Commu-
niqué 2004: 4) 
Um das Funktionieren von Qualifikationsrahmen zu gewährleisten, wird im 
Kommuniqué von Maastricht die Entwicklung von Qualitätssicherungsmechanis-
men als sehr wichtig erachtet, da nur so das notwendige Vertrauen in die – in den 
einzelnen Bildungsbereichen erworbenen – Qualifikationen und Kompetenzen 
entstehen kann. 
Die Entwicklung und Umsetzung von Leistungspunktesystemen für die Be-
rufsbildung (European Credit Transfer System for VET; ECVET) soll ebenfalls 
Mittel sein, Lernende beim Wechsel zwischen Bildungsbereichen zu unterstützen, 
indem sie auf ihre Fähigkeiten, welche sie im Rahmen ihrer Lernlaufbahn erwor-
ben haben, aufbauen können. Ebenso wie Qualifikationsrahmen sollen ECTS auf 
erworbenen Kompetenzen und Lernergebnissen basieren. Ziel ist ihre Umset-
zung in einem ersten Schritt für das System formaler Qualifikationen, aber es soll 
ebenfalls in einem zweiten Schritt auf nicht formale Qualifikationen anwendbar 
gemacht werden (Maastricht Communiqué 2004). 
Um Fragen der Durchlässigkeit geht es auch, wenn über den Zugang zur be-
ruflichen Bildung gesprochen wird. Dieser soll allen europäischen Bürgern offen-
stehen, aber insbesondere soll berufliche Bildung der Förderung von benachtei-
ligten Gruppen, wie Schulabbrecher_innen, Arbeitslosen, Migrant_innen, Ge-
ringqualifizierten, Personen mit Behinderung dienen, welche ansonsten oft ge-
fährdet sind, sozial exkludiert zu werden. Ihre Integration soll vor allem auch über 
Anerkennung von Lernerfahrungen und auf sie abgestimmte Schulungs-, Bera-
tungs- und Lernangebote erfolgen (Maastricht Communiqué 2004). Hier wird 
Durchlässigkeit gefordert – zum einen zwischen den Bildungsbereichen der 
Schule und Berufsbildung aber auch zwischen der Sphäre des Arbeitsmarkts, bzw. 
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der Arbeitslosigkeit und der beruflichen Bildung. Es wird im Gegensatz zur 
Hochschulbildung nicht zwischen einer Gruppe der Fähigen und Nicht-Fähigen 
unterschieden. Leistung als wichtiges Zugangskriterium findet keine Erwähnung. 
Stattdessen soll berufliche Bildung für High Potentials, aber auch für Geringqua-
lifizierte offen stehen. 
Das Kommuniqué von Helsinki von 2006 nimmt die wichtigsten durchläs-
sigkeitsrelevanten Aspekte des Kommuniqués von Maastricht wieder auf. Sie sind 
wiederum eingebettet in die Bemühungen, lebenslanges Lernen in Europa zu er-
möglichen. Im Folgenden sollen vor allem die Aspekte angesprochen werden, 
welche die Durchlässigkeit bzw. Bildungsmobilität zwischen Berufs- und Hoch-
schulbildung betreffen. Angemerkt sei aber, dass Fragen der institutionellen 
Durchlässigkeit zwischen anderen Bildungsbereichen sowie auch zwischen dem 
Arbeitsmarkt, der Nichterwerbsarbeitssphäre und der beruflichen (Wei-
ter-)Bildung im Kommuniqué von Helsinki thematisiert werden. Es wird gefor-
dert, dass die beruflichen Bildungssysteme verstärkt Übergänge zur Weiterbildung 
insbesondere von der beruflichen Bildung zur Hochschulbildung ermöglichen, 
und so zur Flexibilisierung der Lernverläufe beitragen. 
VET systems should, as part of flexible educational pathways, increasingly enable 
progression to further education and training, especially from VET to higher educa-
tion. (Helsinki Communiqué 2006: 2) 
So wird z.B. eine hochqualitative berufliche Erstausbildung als förderlich für die 
Verbindung der beiden Organisationsfelder angesehen. Auch soll berufliche Bil-
dung auf allen Qualifikationsebenen als wichtiger Bestandteil des Regimes des 
lebenslangen Lernens weiterentwickelt werden und zwar mit engen Verbindun-
gen zur Allgemeinbildung (Helsinki Communiqué 2006). 
Wiederum wird explizit auf die Statusprobleme der beruflichen Bildung auf-
merksam gemacht. Ihre Attraktivität und ihr Image sollen daher verbessert wer-
den und zwar durch eine offene Ausgestaltung der Berufsbildungssysteme, wel-
che flexibel und individuell genutzt werden können und bessere Voraussetzungen 
für Übergange ins Arbeitsleben, in die Weiterbildung, einschließlich Hochschul-
bildung schaffen. Ebenfalls zentral ist die Entwicklung von Systemen zur Aner-
kennung non-formalen und informellen Lernens, um so berufliche Weiterent-
wicklung und lebensbegleitendes Lernen zu unterstützen (Helsinki Communiqué 
2006). 
Auch die Arbeit an den gemeinsamen europäischen Instrumenten sollte fort-
geführt werden: Dies beinhaltet erstens die Entwicklung von Leistungspunktesys-
temen für die Berufsbildung, um die Akkumulation und den Transfer von erwor-
benen Qualifikationen zu gewährleisten; zweitens in Zusammenarbeit mit den 
Hochschulen den Ausbau der Systeme der Qualitätssicherung, um gegenseitiges 
Vertrauen in Qualifikationen zu schaffen und drittens die Weiterentwicklung des 
EQR, um zum einen Gleichwertigkeit zwischen Berufs- und Hochschulbildung 
und zum anderen eine bessere Verknüpfung zwischen den beiden Bildungsberei-
chen zu erzielen. 
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Further development of common European tools in which VET plays a major role, 
by: developing and testing a European Qualifications Framework (EQF) based on 
learning outcomes, providing greater parity and better links between the VET and 
HE sectors. (Helsinki Communiqué 2006) 
Es zeigt sich, dass insbesondere das Instrument des Qualifikationsrahmens mit 
der Schaffung einer größeren Durchlässigkeit zwischen Berufs- und Hochschul-
bildung in Verbindung gebracht wird. 
2008 trafen sich die Bildungsminister in Bordeaux, um die Entwicklung des 
Kopenhagen-Prozesses zu evaluieren und die Arbeitsschwerpunkte für die nächs-
ten Jahre festzulegen. Als Hauptergebnis des Kopenhagen-Prozesses wird hier die 
Entwicklung von Instrumenten genannt, welche die Transparenz von Qualifika-
tionen erhöhen, die Anerkennung von Wissen, Fertigkeiten und Kompetenzen 
befördern sowie die Qualität der Bildungssysteme sichern (Bordeaux Communi-
qué 2008). 
Ebendiese Instrumente, der Qualifikationsrahmen (EQR und NQR), die 
Leistungspunktesysteme für die berufliche Bildung (ECVET), Prinzipien der An-
erkennung von vorgängigem Lernen sowie Qualitätssicherungsinstrumente 
(EQARF) sind Instrumente, welche nicht nur Mobilität zwischen Ländern, son-
dern auch innerhalb von Bildungssystemen befördern können. 
Wie in den Kommuniqués zuvor wird berufliche Bildung als wesentlicher 
Bestandteil der Realisierung von lebenslangem Lernen angesehen. Um dieses zu 
ermöglichen, bedarf es Brücken zwischen Allgemein-, Berufs- und Hochschulbil-
dung. Während traditionell der Zugang von der Berufs- zur Hochbildung gefor-
dert wird, wird in diesem Kommuniqué auch von der umgekehrten Möglichkeit 
ausgegangen – berufliche Bildung soll auch jene auffangen, die ihr Studium abge-
brochen haben. 
VET should offer individualised career paths in order to integrate those who have 
left their studies or training premature. (Bordeaux Communiqué 2008: 5) 
Ziel ist es, individualisierte flexible Karrierewege zu eröffnen, die Erstausbildung, 
Weiterbildung und alle Formen des Lernens sowie alle Lernumfelder enger mit-
einander zu verknüpfen. Den Bürger_innen sollte ermöglicht werden, ihre Lern-
ergebnisse zu akkumulieren und in andere Systeme, sei es transnational oder na-
tional zu übertragen. Um dies zu realisieren, ist es notwendig, alle Stakeholder bei 
der Weiterentwicklung von Berufsbildungspolitik einzubinden und diese entspre-
chend zu finanzieren und zwar durch einen Mix von öffentlichen, privaten und 
europäischen Geldern (Bordeaux Communiqué 2008). 
Insbesondere Durchlässigkeit zur Hochschule steht im Kommuniqué von 
Bordeaux im Fokus und deren Bedarf wird erstmals ausführlicher begründet: 
Hauptargument für die Verbindung zwischen Berufs- und Hochschulbildung ist 
der Bedarf an hochqualifizierten Bürgern, welche für eine gesteigerte Wettbe-
werbs- und Innovationsfähigkeit Europas unabdingbar sind (Bordeaux Commu-
niqué 2008). An dieser Stelle wird wiederum die enge Einbindung in die Lissabon-
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Strategie offenbar. Da die Struktur des Arbeitsmarkts sich ändert, müsse die Ver-
bindung zwischen Hochschullandschaft und Berufsbildung ausgebaut werden: Es 
wird prognostiziert, dass 2020 ca. 80 % aller Arbeiten von Individuen mit Ab-
schlüssen auf mittlerer und hoher Qualifikationsebene ausgeführt werden, dass 
auch einfache Tätigkeiten, die bisher eher von Geringqualifizierten ausgeführt 
worden sind, anspruchsvoller werden und sich der Bedarf an gut ausgebildeten 
Bürgern in dem Zeitraum von 2006 bis 2020 verdoppelt. Um dem Bedarf an 
hochwertigen Qualifikationen und der wachsenden Entwertung von alten Quali-
fikationen Rechnung zu tragen, sind daher Brücken zwischen Schulbildung, Ar-
beitsmarkt, Ausbildung und Hochschulbildung wichtig (vgl. Bordeaux Commu-
niqué 2008). 
Es werden vier Prioritäten für die kommenden Jahre festgesetzt. Allen vier 
Prioritäten ist gemein, dass sie Durchlässigkeit zwischen Hochschule und Berufs-
bildung befördern und fordern (Bordeaux Communiqué 2008): 
1. Einführung der oben genannten Durchlässigkeit fördernden Instrumente (EQR/NQR, 
ECVET, EQARF sowie Verfahren der Anerkennung und Validierung von 
vorgängigem Lernen) 
2. Die Erhöhung der Qualität und Attraktivität von Berufsbildung: 
Hier wird wiederum explizit Durchlässigkeit zwischen Berufsbildung und 
Allgemein- und Hochschulbildung gefordert. Denn eine derartige Verbin-
dung ermöglicht erst, von einem Qualifikationsniveau zu dem nächsten auf-
zusteigen. 
Facilitate paths enabling people to progress from one level of qualification to another 
by strengthening links between general education, VET, higher education and adult 
learning (Bordeaux Communiqué 2008: 9) 
Wichtig ist, dass der Zugang allen, insbesondere auch den benachteiligten 
Gruppen, offensteht. Beratungsangebote sollen hierbei helfen, die mögli-
chen individuellen Bildungswege zu identifizieren. 
3. Verbesserte Verbindung zwischen Berufsbildung und dem Arbeitsmarkt 
Für dieses Ziel müssen insbesondere Verfahren zur Anerkennung von allen 
Lernformen weiterentwickelt und eingeführt werden. Zudem wird berufli-
che (Weiter-)Bildung in Hochschulen als ein wichtiger Weg gesehen auch 
die Integration in den Arbeitsmarkt zu gewährleisten. In diesem Kontext 
wird explizit auf die Charta der europäischen Universitäten für lebenslanges 
Lernen Bezug genommen. 
4. Die Stärkung europäischer Kooperation 
Hier wird u.a. eine verstärkte Zusammenarbeit mit dem Bologna-Prozess 
gefordert. Zudem wird als notwendig erachtet, dass die Rolle der beruflichen 
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Bildung im zu entwickelnden Rahmenprogramm für die europäische Zu-
sammenarbeit auf dem Gebiet der allgemeinen und beruflichen Bildung (ET 
2020) Anerkennung findet und es verstärkt Verbindungen gibt zwischen 
den Politikprogrammen für die Allgemein-, Hochschul- und Erwachsenen-
bildung. 
Das Kommuniqué von Brügge wurde 2010 unter dem Einfluss von mehreren 
Ereignissen erarbeitet: Insbesondere sind dies die Wirtschaftskrise und damit stei-
genden Arbeitslosigkeitszahlen in Europa, aber auch der 2009 von den EU-Mit-
gliedsstaaten verabschiedete strategische Rahmen für die europäische Zusam-
menarbeit auf dem Gebiet der allgemeinen und beruflichen Bildung „Allgemeine 
und berufliche Bildung 2020 (ET 2020)“, indem der Kopenhagen-Prozess ein fes-
ter Bestandteil ist. Das Kommuniqué zeigt wiederum die Herausforderungen, de-
nen sich die Mitgliedsstaaten stellen müssen. Dies sind Arbeitsmarktwandel und 
die Tatsache, dass die Halbwertzeit von Qualifikationen immer stärker abnehmen, 
der demografische Wandel, soziale Kohäsion und eben die herrschende Wirt-
schaftskrise. Vor diesem Hintergrund werden im Kommuniqué von Brügge die 
Kernziele für die Entwicklung der beruflichen Bildung in Europa bis zum Jahr 
2020 festgelegt. Zu den übergeordneten Zielen gehört dabei, den Anteil der 30- 
bis 34-Jährigen, welche über einen tertiären oder vergleichbaren Abschluss verfü-
gen, auf mindestens 40 % zu erhöhen und lebenslanges Lernen in Europa zu ver-
wirklichen. Aus diesem Grund sind auch viele der formulierten Kernziele aus 
Durchlässigkeitsperspektive relevant (vgl. Bruges Communiqué 2010). 
Durchlässigkeit zu anderen Bildungssegmenten und auch explizit zur Hoch-
schulbildung wird als notwendig erachtet, um die berufliche Bildung attraktiver 
zu machen, aber auch, um lebenslanges Lernen und damit Bildungsmobilität zu 
ermöglichen. 
 
Die Erhöhung der Attraktivität von Berufsbildung erfolgt durch 
Flexible systems of VET, based on a learning outcomes approach, which support 
flexible learning pathways, which allow permeability between the different education 
and training subsystems (school education, VET, higher education, adult education) 
and which cater for the validation of non-formal and informal learning, including 
competences acquired in the work place. (Bruges Communiqué 2010: 6) 
Lebenslanges Lernen und Mobilität wird ermöglicht, indem die Mitgliedsstaaten 
Promote flexible pathways between VET, general education and higher education, 
and enhance permeability by strengthening the links between them. (Bruges 
Communiqué 2010: 11) 
Die Einführung von Lernergebnisorientierung und das Verfahren der Anerken-
nung vorgängigen Lernens, sowohl von formalen als auch von informellen und 
non-formalen Lernformen, ermöglichen flexible Lernwege im Berufsbildungssys-
tem selbst und auch außerhalb. Zur Verwirklichung dieses Ziels und zur Steige-
rung der Teilnahme am lebenslangen Lernen wird der Erstellung und Umsetzung 
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von nationalen Qualifikationsrahmen, die ebenfalls auf Lernergebnissen basieren, 
eine Katalysatorfunktion zuerkannt. Qualifikationsrahmen, welche Allgemeinbil-
dung, Berufs- und Hochschulbildung in einem Instrument vereinigen, schaffen 
Transparenz und erhöhen die Durchlässigkeit und Flexibilität der nationalen Bil-
dungssysteme, insbesondere zwischen Hochschul- und Berufsbildung. Zudem 
können sie die Entwicklung von Verfahren zur Validierung des nicht formalen 
und informellen Lernens unterstützen und zur Verbesserung von integrierten Be-
ratungsdiensten, welche alle Bildungssegmente betrachten, beitragen (vgl. Bruges 
Communiqué 2010). 
An mehreren Stellen im Kommuniqué von Brügge wird der Wunsch deutlich, 
dass berufliche Bildung als der Hochschulbildung gleichwertig anerkannt wird. 
Auch auf europäischer Ebene ist somit die Frage der Gleichwertigkeit und den 
damit im Zusammenhang stehenden Statusfragen kontinuierlich präsent. So wird 
einerseits unterstrichen, dass in der Wissensgesellschaft nicht allein akademische 
Fertigkeiten gefragt sind, sondern auch die der beruflichen Bildung. 
If Europe is to maintain its position as the strongest exporter of industrial products 
in the world, it must have world class VET. In the knowledge society vocational skills 
and competences are just as important as academic skills and competences. (Bruges 
Communiqué 2010: 3) 
Zudem muss es ein Ziel sein, auch der Bevölkerung berufliche Bildung als ge-
nauso attraktive Lernmöglichkeit wie die allgemeinbildenden Lernwege näherzu-
bringen. 
High quality initial VET (I-VET) which learners, parents and society at large may 
regard as an appealing option, of the same value as general education. (Bruges 
Communiqué 2010: 6) 
Außerdem wird für die Berufsbildung neben beruflichen Kompetenzen zuneh-
mend stärker die Vermittlung von sogenannten Schlüsselkompetenzen gefordert, 
welche dann auch Übergänge in eher allgemeinbildende Bildungsgänge erleich-
tern. Andererseits wird die Integrationskraft von praxisorientiertem Lernen am 
Arbeitsplatz hervorgehoben. Denn genau diese Praxisorientierung kann Perso-
nen, welche in anderen Lernumgebungen eher scheitern, eine Möglichkeit bieten, 
ihr Potenzial zu entwickeln. Berufliche Bildung muss demnach den Balanceakt 
schaffen: auf der einen Seite muss sie integrativ auch für eher Niedrigqualifizierte 
wirken, andererseits soll sie auch dazu beitragen, die Anzahl der hochqualifizier-
ten Bürgern in Europa zu erhöhen (Bruges Communiqué 2010). 
Es lässt sich zusammenfassen, dass, während in der Kopenhagen-Deklara-
tion 2002 noch allgemein lebenslanges Lernen und damit auch Bildungsmobilität 
innerhalb der nationalen Bildungssysteme befördert werden soll, seit Maastricht 
2004 explizit auch institutionelle Durchlässigkeit zwischen beruflicher Bildung 
und Hochschulbildung ein Ziel ist, welches in allen weiteren Kommuniqués the-
matisiert wird. Im Gegensatz zum Bologna-Prozess ist keine deutliche Zunahme 
an durchlässigkeitsrelevanten Aspekten in den Kommuniqués zu erkennen, da das 
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Thema seit dem Beginn des Prozesses eine sehr zentrale Stellung einnimmt. Allein 
die Frage, wie Durchlässigkeit umgesetzt werden soll, wurde im Verlauf konkre-
tisiert. 
Institutionelle Dimensionen von Durchlässigkeit im Kopenhagen-
Prozess 
Der Kopenhagen-Prozess wird von Anfang stark von anderen europäischen Ini-
tiativen und Prozessen mit beeinflusst. Zu nennen sind die Lissabon-Strategie, 
der strategische Rahmen für Rahmen für die europäische Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet der allgemeinen und beruflichen Bildung 2010 und 2020 sowie der 
Bologna-Prozess. Insbesondere die Lissabon-Strategie ist für den Kopenhagen-
Prozess von Bedeutung, da sie Bildung, und vor allem auch lebenslanges Lernen, 
als einen zentralen Hebel identifiziert, um Europas Wissensökonomien wettbe-
werbsfähig zu machen (vgl. Jakobi 2009: 94). 
Die Ermöglichung von lebenslangem Lernen bzw. flexibler Lernwege im Le-
bensverlauf ist somit auch ein zentrales Ziel des Kopenhagen-Prozesses, welches 
von Anfang an in den Dokumenten festgehalten wurde und in dessen Kontext 
Durchlässigkeit im Kopenhagen-Prozess primär thematisiert wird. Durchlässig-
keit wird im Kopenhagen-Prozess für das gesamte Bildungssystem, zwischen Be-
rufs- und Schul- sowie Hochschul- und Weiterbildung, aber ebenso zwischen be-
ruflicher Bildung und der Erwerbsarbeitssphäre sowie Nichterwerbsarbeitssphäre 
inkl. Arbeitslosigkeit gefordert. Ähnlich wie im Bologna-Prozess sind es auch Fra-
gen der sozialen Kohäsion, die durchlässigkeitsrelevante Aspekte ansprechen. 
Hier geht es jedoch stärker um die Integration benachteiligter Gruppen wie Ge-
ringqualifizierter, Arbeitsloser, Schulabbrecher_innen, Älterer und Mi-
grant_innen in die berufliche Bildung. Diese Foki auf Durchlässigkeit sollen aber 
hier nicht näher betrachtet werden. Vielmehr steht Durchlässigkeit zwischen be-
ruflicher und Hochschulbildung im Zentrum. 
Im Folgenden sollen die institutionellen Dimensionen des spezifisch für die 
Berufs- und Hochschulbildung relevanten Durchlässigkeitskonzepts analysiert 
werden. 
Kulturell-kognitive Dimension 
Welches Verständnis von Durchlässigkeit wird sichtbar, d.h., welche Aspekte 
werden thematisiert? Wie wird die Notwendigkeit von Durchlässigkeit im Kopen-
hagen-Prozess begründet? Mit der Beantwortung dieser Fragen soll die kulturell 
kognitive Dimension von Durchlässigkeit zwischen Hochschul- und Berufsbil-
dung als Institution dargestellt werden. 
Vier Aspekte von Durchlässigkeit können in den Dokumenten identifiziert 
werden und zeigen, wie Durchlässigkeit im Kopenhagen-Prozess verstanden 
wird. 
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Erstens geht es um Fragen der Zugangsmöglichkeiten zwischen dem Berufsbil-
dungs- und Hochschulbereich, wobei Durchlässigkeit in beide Richtungen ge-
währleistet werden soll. Es wird explizit gefordert, dass nicht nur beruflich Qua-
lifizierte in die Hochschule gelangen, sondern auch Studierende bzw. Studienab-
brecher_innen in der beruflichen Bildung weiterlernen sollen. Die Ausgestaltung 
der Zugangsregelungen wird in den Dokumenten nicht weiter konkretisiert. In-
kludiert wären dann individuumszentrierte oder gruppenspezifische Möglichkei-
ten. 
Zweitens geht es im Kopenhagen-Prozess bereits seit Beginn auch um die 
Ermöglichung der Fragen der Übertragbarkeit von Kompetenzen und somit um 
die Anrechnung sowohl von formalem als auch von informellem und non-formalem Lernen. 
Durch Verfahren der Anerkennung wird die Verbindung der Organisationsfelder 
Berufs- und Hochschulbildung gestärkt. Teil dieses zweiten Aspektes ist dann 
auch die Anerkennung von Gleichwertigkeit beruflicher und akademischer Bildung, 
welche in den Kopenhagen-Dokumenten immer wieder gefordert wird. Denn nur 
wenn Gleichwertigkeit angenommen wird, ist faire Anerkennung und Anrech-
nung möglich. Berufliche Bildung findet auf allen Qualifikationsebenen statt und 
sollte auch dementsprechend angesehen und anerkannt werden. In den Doku-
menten wird aber auf eine fehlende Wertschätzung der beruflichen Bildung in der 
Gesellschaft hingewiesen. Dies gilt es zu ändern. 
Der dritte Aspekt, welcher in den Dokumenten thematisiert wird, ist die or-
ganisationale Verbindung von beruflicher Bildung und Hochschulbildung. Dabei geht es in 
den Dokumenten weniger um institutionelle Übergänge als um integrierte Bil-
dungsgänge, im Sinne einer verstärkten beruflichen Ausrichtung von Studiengän-
gen, die berufliche Praxisphasen mit dem Lernen in der Hochschule verbinden. 
Schließlich spielt auch der vierte Aspekt, die Institutionalisierung von Struk-
turen, die den Umgang mit heterogenen Bedürfnissen der Lernenden erleichtern, eine 
Rolle. Vor allem werden Beratungsangebote, welche die Individuen in die Lage 
versetzen sollen, ihre weiteren Lernmöglichkeiten wahrzunehmen, gefordert. 
Dies beinhaltet dann z.B. auch Informationen von Weiterbildungsmöglichkeiten 
an Hochschulen für beruflich Qualifizierte. Ziel dieser Beratung ist die Stärkung 
der individuellen Handlungsfähigkeit, indem Bildungsoptionen aufgezeigt wer-
den. Auch die Flexibilisierung der beruflichen Bildung wird in den Dokumenten 
gefordert, da so für die individuellen Lebensverläufe passgenaue Bildungsange-
bote entstehen. 
Warum ist Durchlässigkeit aber wichtig? Wie wird der Bedarf begründet? 
Hauptargument speziell für die Verbindung zwischen Berufs- und Hochschulbil-
dung ist der Bedarf an hochqualifizierten Bürgern, die für eine gesteigerte Wett-
bewerbs- und Innovationsfähigkeit Europas unabdingbar sind. Da die Struktur 
des Arbeitsmarkts sich ändert und sich durch eine stetig wachsende Zahl wissens-
basierter Tätigkeiten auszeichnet, müsse die Verbindung zwischen Hochschul- 
und Berufsbildung ausgebaut werden. Die Notwendigkeit lebenslanges Lernen 
allgemein zu ermöglichen, wird außerdem begründet mit dem demografischen 
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Wandel, welcher dazu führt, dass aufgrund einer sinkenden Zahl von gut qualifi-
zierten Beschäftigten im Verhältnis zu dem Bedarf des Arbeitsmarkts, die indivi-
duelle Beschäftigungsfähigkeit aller Bürger erhöht werden müsse. Lebenslanges 
Lernen soll zudem zu einer aktiveren Bürgerschaft und größerer sozialer Inklu-
sion führen. 
Insgesamt stehen demnach funktionale Gründe für den Durchlässigkeitsbe-
darf eindeutig im Vordergrund. Aber auch der soziale Zusammenhalt der Gesell-
schaft soll gestärkt werden. 
Normative Dimension 
Analysiert man die zu implementierenden Standards, die zu einer größeren 
Durchlässigkeit zwischen beruflicher und Hochschulbildung führen sollen, fällt 
auf, dass sie vor allem die ersten beiden Durchlässigkeitsaspekte, die des Zugangs 
und der Anrechnung, betreffen. Ein Großteil findet sich ebenfalls analytisch auf 
Ebene der Bildungsorganisationen mit Fokus auf der Organisation der Bildungs-
gänge wieder (vgl. Tabelle 6). Genannt werden können die Institutionalisierung 
der Lernergebnisorientierung, von Leistungspunktesystemen (ECVET), einer 
Modularisierung der Berufsbildungsgänge, Verfahren der Anrechnung und Vali-
dierung von vorgängigem Lernen sowie der Qualitätssicherung. 
Wie auch im Bologna-Prozess ist die Einführung einer Lernergebnisorientie-
rung Voraussetzung für das Funktionieren weiterer Standards, wie dem Qualifi-
kationsrahmen, Verfahren der Anrechnung, den Leistungspunktesystemen. Denn 
nur wenn das Lernergebnis und weniger der Lerninhalt und -ort wichtig sind, 
können abstrahiert von letzteren auch Lernergebnisse unterschiedlicher Lern-
wege verglichen werden. Die Orientierung von Bildungsgängen an Lernergebnis-
sen soll daher die Transparenz bzw. Vergleichbarkeit und damit auch die Trans-
ferierbarkeit von Fähigkeiten erleichtern. 
Leistungspunktesysteme sollen gemäß den Kopenhagen-Dokumenten Ler-
nende vor allem beim Wechsel innerhalb und zwischen Bildungsbereichen unter-
stützen, indem sie auf die Fähigkeiten und Kompetenzen, die sie zuvor erworbe-
nen haben, aufbauen können. Sie dienen daher dem Transfer und der Akkumula-
tion von Lernergebnissen. 
Verfahren der Anerkennung und Anrechnung sowie Validierung von forma-
len, non-formalen und informellen Lernformen sind ebenfalls relevant in Bezug 
auf die Aspekte Zugang und Anrechnung. Diese Verfahren sollen dabei insbe-
sondere dem Transfer von Erlerntem von einem Bildungsgang sowie -bereich in 
den anderen ermöglichen. Zum anderen sollen die Verfahren auch die Gleichwer-
tigkeit von beruflicher und Hochschulbildung befördern, insbesondere wenn Pra-
xiselemente stärkere Anerkennung finden. 
Qualitätssicherungssysteme haben die Aufgabe, Vertrauen in die Abschlüsse 
zu erhöhen, so dass ihre Anerkennung beim Zugang und der Anrechnung einfa-
cher von statten gehen kann. Hier wird in den Dokumenten insbesondere die 
enge Zusammenarbeit mit dem Bologna-Prozess gefordert, so dass Vertrauen 
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über Bildungsgrenzen hinweg aufgebaut wird (Helsinki Communiqué 2006, 
Bruges Communiqué 2010). 
Ähnlich wie im Bologna-Prozess wird auch ein Ausbau von institutionalisier-
ten Beratungsangeboten gefordert, welche den Individuen die unterschiedlichsten 
Bildungswege aufzeigt, so dass Übergänge in andere Bildungsbereiche erleichtert 
werden. Deutlich wird in den Dokumenten jedoch auch, dass die Orientierungs-
angebote letztlich die Individuen befähigen sollen, selbstständig dafür zu sorgen, 
sich adäquat weiterzubilden. Beratungsangebote sowie die verstärkte Vermittlung 
von Schlüsselkompetenzen (wie der Umgang mit der Informations- und Kom-
munikationstechnologie, Spracherwerb), welche auch den Übergang zwischen 
Berufs- und Hochschulbildung erleichtern sollen, sind geforderte Standards, die 
stärker auf die Bildungsteilnehmenden fokussieren (vgl. Tabelle 6). 
Tabelle 6 Durchlässigkeitsrelevante Standards im Kopenhagen-Prozess 
Standards Durchlässigkeitsaspekt(e), in 
deren Kontext die Standards 
thematisiert wurden
Wo wird Durchlässigkeit 
gefördert?
Ebene der Bildungsorganisationen mit Fokus auf Bildungsgang




Zugang und Anrechnung in der Berufsbildung, zwischen 
Organisationsfeldern
Modularisierung Zugang und Anrechnung,
Umgang mit Heterogenität
in der Berufsbildung und 
zwischen Organisationsfeldern
Verfahren der Anerkennung 
und Validierung von 
vorgängigem Lernen
Zugang und Anrechnung in der Berufsbildung und 
zwischen Organisationsfeldern
Qualitätssicherungssysteme Zugang und Anrechnung in der Berufsbildung und 
zwischen Organisationsfeldern
Ebene der Bildungsorganisationen mit Fokus auf das Bildungssubjekt
Institutionalisierte 
Beratungsangebote
Umgang mit Heterogenität im gesamten Bildungssystem
Vermittlung von 
Schlüsselkompetenzen
Zugang in der Berufsbildung und 
zwischen Organisationsfeldern
Institutionelle Strukturen zur Verbindung der Organisationsfelder








Zugang und Anrechnung im gesamten Bildungssystem
Quelle: Zusammenfassung der Verfasserin 
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Die Forderung der Einführung beruflicher Bildung an Hochschulen (Bordeaux 
Communiqué 2008) zielt als Struktur stärker auf die Verbindung von Organisati-
onsfeldern, da berufliche Bildung und Hochschulbildung in einen Bildungsgang 
zusammengebracht wird. Diese Form der Integration soll insbesondere die Be-
schäftigungsfähigkeit der Individuen erhöhen. Hier bleibt aber festzuhalten, dass 
in den Dokumenten nicht spezifisch geregelt ist, wie berufliche Bildung in die 
Hochschulbildung integriert sein soll. Ob dies z.B. durch verstärkte Praxisorien-
tierung oder durch die Einführung von zweijährigen beruflich orientierten Studi-
engängen passiert, wird nicht näher ausgeführt. Dass diese Art der organisationa-
len Verbindung Durchlässigkeit fördern kann, wird ebenfalls nicht expliziert. 
Schließlich ist der letzte Standard, die Einführung nationaler Qualifikations-
rahmen für lebenslanges Lernen, auf Ebene des gesamten Bildungssystems anzu-
siedeln. Er wird als Katalysator für die Entwicklung von durchlässigen Strukturen 
zwischen beruflicher Bildung und Hochschulbildung angesehen. Er soll dadurch, 
dass er Allgemein-, Berufs- und Hochschulbildung mit gemeinsamen Referenzni-
veaus in einem Bezugsrahmen vereint, Anerkennung und Transfer von Qualifi-
kationen sowie non-formal und informell erworbener Kompetenzen im Bildungs-
system befördern. Indem die Referenzniveaus über Lernergebnisse beschrieben 
werden, kann der Qualifikationsrahmen für stärkere Transparenz und eine Ver-
besserung der Beratungsdienste sorgen sowie bei der Entwicklung von Anerken-
nungsverfahren helfen. Gleichzeitig soll er auch der Darstellung der Gleichwer-
tigkeit von beruflicher und Hochschulbildung dienen. 
Neben den Standards ist auch die Frage nach der typischen Zielgruppe für 
Durchlässigkeit zwischen der Berufs- und Hochschulbildung für die normative 
Dimension zu analysieren. Eine spezifische Gruppe wird allerdings nicht darge-
stellt, obwohl Durchlässigkeit zwischen den beiden Organisationsfeldern ein 
zentrales Thema im Prozess ist. Zu erklären wäre dies vielleicht damit, dass die 
Organisationen der Berufsbildung in diesem Fall nicht aufnehmende Institution 
sind und eine Einmischung in den Hochschulbereich nicht stattfinden soll. 
Dagegen gelten alle Bürger_innen als potenzielle Zielgruppe für die berufli-
che Bildung und die Beteiligung am lebenslangen Lernen. Explizit wird im Ko-
penhagen-Prozess das gesamte Spektrum von sozialer Exklusion gefährdeten 
Gruppen wie Geringqualifizierten, Arbeitslosen, Migrant_innen, älteren Beschäf-
tigten, Schulabbrecher_innen sowie auch Menschen mit Behinderungen bis hin 
zu Hochqualifizierten aufgemacht. Der Schwerpunkt in den Dokumenten liegt 
aber bei den potenziell Benachteiligten (vgl. Powell et al. 2012a). Insbesondere 
die Praxisorientierung der Berufsbildung sei für diejenigen, die im allgemeinbil-
denden Bildungssystem scheitern, eine Chance, sich selbst zu verwirklichen und 
doch erfolgreich zu sein. Andererseits wird unterstrichen, dass berufliche Bildung 
auf allen Qualifikationsebenen stattfindet und auch die höhere Berufsbildung aus-
gebaut werden sollte, um dieselbe im Vergleich mit anderen Bildungsangeboten 
attraktiver zu machen. Ein auf Leistung basierendes Zugangskriterium wird aber 
für die Berufsbildung nicht gefordert. 
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Regulative Dimension 
Die Frage der nationalen Implementierung nimmt zwar keinen großen Raum in 
den Dokumenten ein, aber es werden wiederkehrend alle Stakeholder, die Mini-
sterien, die Kammern und insbesondere die Sozialpartner zur Zusammenarbeit 
aufgefordert. Die Hochschulen werden allerdings nicht direkt angesprochen, aber 
eine engere Kooperation mit dem Bologna-Prozess insbesondere bei Fragen der 
Kohärenz der Leistungspunktesysteme und bei der Entwicklung der Qualitätssi-
cherung wird gefordert. Auch die Frage der Finanzierung wird thematisiert. 
Durchlässigkeit befördernde Reformen sollen aus einem Mix von öffentlichen, 
privaten und europäischen Geldern bezahlt werden. 
5.2.3 Durchlässigkeit in den Bologna- und Kopenhagen-
Prozessen im Vergleich   
Nachdem nun die Spezifika der beiden europäischen Bildungsprozesse im Hin-
blick auf ihre Konzeption von Durchlässigkeit entlang der institutionellen Di-
mensionen dargestellt worden sind, sollen im Folgenden die größten Gemeinsam-
keiten und Unterschiede aufgezeigt werden. 
Insgesamt nehmen Fragen der Durchlässigkeit einen wesentlich größeren 
Raum im Kopenhagen- als im Bologna-Prozess ein. Von Beginn an ist Bildungs-
mobilität und zwar nicht nur über geografische Grenzen hinweg, sondern auch 
innerhalb der nationalen Bildungssysteme ein zentrales Ziel. Seit der ersten Fol-
gekonferenz in Maastricht 2004 wird auch Durchlässigkeit zwischen beruflicher 
und Hochschulbildung gefordert. Das Kommuniqué von Maastricht kann zudem 
als Schlüsseldokument für das Thema Durchlässigkeit bezeichnet werden, da in 
ihm fast alle wichtigen Aspekte, welche das Konzept Durchlässigkeit im Kopen-
hagen-Prozess ausmachen, vorkommen. Sie werden in den weiteren Kommuni-
qués weiter präzisiert. Im Bologna-Prozess dagegen wird Durchlässigkeit zwi-
schen Berufs- und Hochschulbildung kaum direkt thematisiert. Zudem ist das 
Thema Durchlässigkeit zu Beginn des Prozesses nicht sehr zentral, auch wenn in 
den ersten beiden Deklarationen (Sorbonne und Bologna) bereits durchlässig-
keitsrelevante Aspekte angesprochen werden. Insgesamt nehmen diese Aspekte 
aber im Zeitverlauf signifikant zu. 
Lebenslanges Lernen ist in beiden Prozessen der Hauptkontext, in dem 
durchlässige Bildungsstrukturen gefordert werden. Jedoch nimmt lebenslanges 
Lernen im Kopenhagen-Prozess einen viel größeren Stellenwert ein und wird von 
Beginn an gefordert. Im Bologna-Prozess ist lebenslanges Lernen seit 2001 rele-
vant, wobei das Thema aber stärker allgemein gehalten wird. Die Ziele sind fle-
xible Lernwege im Hochschulsystem und ins Hochschulsystem. Zwischen wel-
chen Bereichen außerhalb der Hochschule konkret durchlässigere Strukturen er-
reicht werden sollen, wird nicht expliziert. Im Kopenhagen-Prozess ist man dies-
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bezüglich viel präziser: Es wird Durchlässigkeit sowohl innerhalb der Berufsbil-
dung sowie zwischen den allgemeinbildenden Bildungsbereichen der Schule, 
Hochschule und Weiterbildung als auch zwischen Berufsbildung und dem Ar-
beitsmarkt und der Nicht-Erwerbsarbeitssphäre gefordert. In der Analyse wurde 
sich aber für den Kopenhagen-Prozess auf Durchlässigkeit zwischen Berufs- und 
Hochschulbildung konzentriert. 
Der zweite Kontext im Bologna-Prozess, in dem durchlässigere Strukturen 
gefordert werden ist die sogenannte soziale Dimension. Der Zugang zur Hoch-
schule für bisher unterrepräsentierte Bevölkerungsgruppen soll Chancengleich-
heit und soziale Kohäsion fördern. Die Integration von sozial benachteiligten 
Gruppen ist zwar auch ein Thema im Kopenhagen-Prozess, jedoch geht es dann 
hier viel stärker um deren Inklusion in die berufliche (Weiter-)Bildung und weni-
ger um deren Bildungsmobilität in die Hochschulbildung. Im Kopenhagen-Pro-
zess ist stattdessen das Ziel, die Attraktivität von beruflicher Bildung zu erhöhen, 
der weitere Kontext, in welchem Durchlässigkeit zwischen den beiden Organisa-
tionsfeldern gefordert wird. Immer wieder wird im Kopenhagen-Prozess auf die 
Notwendigkeit hingedeutet, die Wertschätzung der beruflichen Bildung in der Be-
völkerung zu erhöhen. Es geht somit nicht nur um Verbindungen zwischen den 
Bildungsbereichen, sondern auch um Statuskämpfe, die in den Europäisierungs-
prozessen sichtbar werden. Dass berufliche Bildung aber in den Bologna-Doku-
menten kein Thema ist, kann in diesem Zusammenhang vielleicht auch als ein 
Indiz für die Wertigkeit dieses Bildungsbereichs für die europäische Hochschul-
bildung gesehen werden. Im Gegensatz dazu fordert der Kopenhagen-Prozess 
von Beginn an eine verstärkte Zusammenarbeit mit dem Bologna-Prozess, wäh-
rend dies andersherum nicht der Fall ist. 
Betrachtet man die Aspekte der Durchlässigkeitskonzepte, die aus den Do-
kumenten herausgearbeitet wurden, so gibt es eine weitgehende Übereinstim-
mung. 
Durchlässigkeit wird diskutiert vor allem anhand von Fragen des Zugangs, 
der Anrechnung und auch in beiden Prozessen aber verstärkt im Bologna-Prozess 
wird die Frage des Umgangs mit den heterogenen Bedürfnissen von Lernenden 
thematisiert, auf die für ein Lernerfolg besser eingegangen werden muss. Im Ko-
penhagen-Prozess kam zusätzlich auch der Aspekt der organisationalen Verbin-
dung, d.h. einer Integration beruflicher Praxis im Hochschulbereich, in den Do-
kumenten vor. Dies ist insofern erstaunlich, als dass insbesondere im Bologna-
Prozess die stärkere berufliche Orientierung des Studiums kontinuierlich gefor-
dert wird. 
Betrachtet man die beiden europäischen Prozesse im Zeitverlauf ist auch eine 
wachsende Übereinstimmung in den zu implementierenden Standards festzustel-
len. In beiden Prozessen wird die Einführung folgender Standards als durchläs-
sigkeitsfördernd beschrieben: Qualifikationsrahmen, Leistungspunktesysteme 
(ECVET/ECTS), Verfahren zur Anerkennung von vorgängigem Lernen, Lern-
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ergebnisorientierung, Qualitätssicherungssysteme sowie institutionalisierte Bera-
tungsangebote. Die große Kongruenz der Standards kann zum einen erklärt wer-
den durch den Einfluss der Politik des lebenslangen Lernens sowie der Lissabon-
Strategie auf beide Prozesse, aber auch durch die gegenseitige Beeinflussung bei-
der Prozesse. Letzteres wird in den Kopenhagen-Dokumenten auch explizit ge-
macht. 
Die Bologna-Dokumente geben Hinweise auf die Zielgruppen, für die durch-
lässigere Strukturen zwischen Hochschul- und Berufsbildung geschaffen werden 
sollen. Dies sind die in den Hochschulen bisher unterrepräsentierten Gruppen 
der Bevölkerung, welche allerdings in ihrer Gänze nicht näher definiert werden. 
Menschen mit beruflichen Hintergründen werden aber z.B. explizit genannt. Um-
gekehrt werden Studienabbrecher als potenzielle Zielgruppe für die berufliche 
Bildung im Kopenhagen-Prozess dargestellt. Dass Durchlässigkeit keine Ein-
bahnstraße ist und sozusagen in beide Richtungen gehen sollte, wird verdeutlicht. 
Für den Zugang zur beruflichen Bildung wird keine weitere Vorbedingung fest-
gelegt. Leistung dagegen ist das Kriterium, welches über den Zugang zur Hoch-
schule entscheidet. 
Insgesamt werden in beiden Prozessen strukturelle Gründe für eine fehlende 
Durchlässigkeit identifiziert bzw. über strukturelle Änderungen versucht, größere 
Bildungsmobilität zu ermöglichen. Aber beiden Prozessen ist auch gemeinsam, 
dass die Individuen in die Pflicht genommen werden, sich selbstständig mithilfe 
der zu entstehenden Strukturen flexibel durch die Bildungssysteme zu bewegen. 
Die Befähigung der Individuen zur Selbsthilfe und damit auch zum Teil die Ab-
gabe der Verantwortung für Bildungsmobilität an das Individuum ist dabei ein 
zentrales Charakteristikum des entstehenden europäischen Bildungsmodells und 
nicht nur bei Fragen von Durchlässigkeit relevant (Powell et al. 2012a). 
Auch die Frage, wer für die Umsetzung von Bildungsmobilität fördernden 
Strukturen zuständig ist, wird in den beiden Prozessen ähnlich beantwortet. Alle 
Stakeholder, die Ministerien, Kammern und vor allem Sozialpartner sollten betei-
ligt werden. Im Bologna-Prozess wird zudem eine Beteiligung der Studierenden 
und vor allem der Hochschulorganisationen gefordert. Der Erhalt der Autonomie 
letzterer ist eine zentrale Forderung. Explizit wird daher auch den Hochschulen 
das Recht zugesprochen, zu bestimmen, welche Fähigkeiten und Kompetenzen 
in der spezifischen Hochschule Anerkennung finden. Interessant ist an dieser 
Stelle, dass im Kopenhagen-Prozess keine direkten Forderungen an die Hoch-
schulen gestellt werden, die Zugangsmöglichkeiten für beruflich Qualifizierte zu 
verbessern. Entweder finden sich im Kommuniqué Forderungen an die Berufs-
bildungssysteme für eine Veränderung ihrer Strukturen oder es werden allgemein 
mehr Übergänge bzw. Durchlässigkeit gefordert. Welche Rolle die Hochschulen 
dabei übernehmen sollten, findet keine Erwähnung. 
Im Bologna-Prozess wird eine Finanzierung der Durchlässigkeitsreformen 
mit öffentlichen Geldern gefordert, während im Kopenhagen-Prozess von einem 
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Finanzierungsmix aus öffentlichen, privaten und europäischen Geldern ausgegan-
gen wird. 
Abschließend lässt sich festhalten, dass es zwar Unterschiede in den beiden 
europäischen Bildungsprozessen gibt, in Bezug darauf wie genau und wie viel 
Durchlässigkeit thematisiert wird. Es lässt sich jedoch auch eine große Überein-
stimmung feststellen. Das gilt sowohl für das allgemeine Verständnis von Durch-
lässigkeit anhand der Aspekte sowie deren Begründungen in der kulturell kogni-
tiven Dimension und den geforderten Standards in der normativen Dimension 
als auch für die regulative Dimension im Hinblick auf die bei der Implementie-
rung zu beteiligenden Akteure. Aus diesem Grund soll von einem europäischen 
Kernkonzept von Durchlässigkeit gesprochen werden (vgl. Tabelle 38 im An-
hang). 
Wie in Kapitel 2 angenommen, ist dieses Konzept aber kein klar definiertes, 
sondern lässt bei der Interpretation und Umsetzung einigen Spielraum. Die the-
matisierten Aspekte von Durchlässigkeit sind breit und ihre Umsetzungsvor-
schläge wenig spezifisch gefasst. So wird nicht beschrieben, wie die Zugangsrege-
lungen zur Hochschule ausgestaltet sein sollten, ob über Berechtigungen oder 
hochschulische Regelungen oder ob individuumszentriert oder gruppenspezi-
fisch. Allein dass es keinen universellen Zugang in die Hochschule geben soll, 
wird vermittelt, da die Auswahl der Studierenden als leistungsbasiert beschrieben 
wird. 
Auch wie Anrechnung stattfinden soll, d.h., inwiefern sie stärker individuell 
ausgerichtet oder pauschalisiert institutionalisiert wird, wird in den untersuchten 
Dokumenten offen gelassen. Allerdings wird darauf hingewiesen, dass Richtlinien 
erarbeitet worden sind, wie Validierungsverfahren aussehen können (Bruges 
Communiqué 2010). Zudem werden klare Standards, wie die Leistungspunktesys-
teme, die Lernergebnisorientierung, Qualifikationsrahmen, die Modularisierung, 
eingefordert, die bei Anrechnung und Validierungsverfahren helfen sollen. 
Nicht näher spezifiziert werden desgleichen die zu institutionalisierenden 
Formen der organisationalen Verbindung zwischen Berufs- und Hochschulbil-
dung: Es soll Übergänge aus einem Bereich in den anderen geben und berufliche 
Bildung im Hochschulstudium integriert werden. Verschiedenste Modelle sind 
hier denkbar, z.B. das deutsche Modell der dualen Studien, die französischen be-
ruflichen Kurzstudiengänge oder integrierte Praktika während des Studiums. Et-
was spezifischer dagegen sind die Vorgaben, die den Umgang mit Heterogenität 
der Lernenden erleichtern und zu einem Bildungserfolg führen sollen, da hier 
Maßnahmen zur Flexibilisierung (e-Learning, Teilzeit, Fernstudium), der Bera-
tung und Unterstützung z.B. durch Lernendenzentrierung und Finanzierungs-
möglichkeiten vorgeschlagen werden. 
Durch diese allgemeinere Offenheit des europäischen Durchlässigkeitsmo-
dells kann demgemäß ebenfalls nicht geschlussfolgert werden, ob dieses in der 
Umsetzung eher zu neuen Barrieren in Bildungssystemen und damit Schließungs-
prozessen führen oder stärker bestehende Barrieren abbauen wird. Die nationale 
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Interpretation und Umsetzung des Modells im Rahmen der nationalen Gegeben-
heiten wird dafür entscheidend sein. 
Trotz dieser stärkeren Offenheit der Durchlässigkeitsvorgaben auf europäi-
scher Seite, wird jedoch deutlich, dass Durchlässigkeit ein Thema ist, mit dem sich 
die Mitgliedsstaaten beschäftigen müssen. Bildungssysteme, die keine Bildungs-
mobilität zwischen Bildungsbereichen ermöglichen, büßen durch die europäi-
schen Prozesse an Legitimität ein und gelten als Bremser einer wirtschaftlichen 
und sozialen Entwicklung in Europa. Insofern ist anzunehmen, dass ein Land, 
wie Deutschland, in welchem die institutionelle Trennung zwischen Berufs- und 
Hochschulbildung stark ausgeprägt ist und damit eine geringe Bildungsmobilität 
zwischen den Bereichen gewährleistet, auch unter Druck steht, Strukturen zu 
schaffen, welche eine stärkere Bildungsmobilität ermöglichen. In Ländern wie 
Frankreich, in denen Strukturen, die eine Mobilität zwischen Bildungsbereichen 
fördern, bereits bestehen, ist zu untersuchen, wo und ob überhaupt die Europäi-
sierung einen Einfluss auf die Entwicklung von Durchlässigkeitsstrukturen neh-
men kann. Wie sich die Durchlässigkeitsstrukturen in Deutschland und Frank-
reich verändert haben und wie einflussreich die europäischen Bildungsprozesse 
dabei waren, soll in den nachfolgenden empirischen Analysen gezeigt werden. 
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6 Der deutsche Fall – Bildungssystem, Geschichte 
und das Problem der Durchlässigkeit 
Auch wenn bereits in der Fallauswahl wichtige und markante Charakteristika des 
deutschen Bildungssystems dargestellt wurden, soll dies im Folgenden ausführli-
cher behandelt werden. Neben einer eingehenden Darstellung des deutschen Bil-
dungsschismas und der daraus resultierenden Problematik für Durchlässigkeit 
sollen auch die in Deutschland institutionalisierten Bildungswege, vor allem in die 
Hochschulbildung, und deren quantitative Bedeutung, die Steuerungsspezifika 
und die Hauptakteure der Organisationsfelder im Mittelpunkt stehen. Schließlich 
soll auch eine kurze Zusammenfassung der historischen Entwicklung der deut-
schen Durchlässigkeitsproblematik erfolgen. Ziel dieses Kapitels ist es, ein Ver-
ständnis des deutschen Bildungssystems zu erlangen, um die Entwicklungen der 
institutionellen Durchlässigkeitsstrukturen in den letzten 25 Jahren zu verstehen, 
die im nachfolgenden Kapitel dargestellt werden. 
6.1 Das deutsche Bildungsschisma 
Warum stellt Durchlässigkeit zwischen Berufs- und Hochschulbildung in 
Deutschland ein solches Problem dar? Die Antwort findet sich im so genannten 
deutschen Bildungsschisma, welches in den unterschiedlichsten institutionellen 
Dimensionen wirksam ist (vgl. Graf 2013). In diesem Abschnitt sollen die Spezifik 
dieses Schismas und die damit einhergehende Durchlässigkeitsproblematik dar-
gestellt werden 
Das deutsche Bildungssystem ist gekennzeichnet durch eine institutionelle 
Segmentierung der höheren Allgemein- und Berufsbildung, welche Baethge 
(2006) als das deutsche Bildungsschisma bezeichnet. 
Institutionelle Segmentierung meint die dauerhafte wechselseitige Abschottung von 
Bildungsbereichen gegeneinander, die darauf beruht, dass jeder Bildungsbereich einer 
anderen institutionellen Ordnung folgt. (Baethge 2006: 16) 
Entlang der institutionellen Dimensionen nach Scott (2008) sollen die wichtigsten 
Unterschiede zwischen den Organisationsfeldern Berufs- und Hochschulbildung, 
die das Schisma ausmachen, skizziert werden. Dabei beruht die Darstellung dieser 
Unterschiede zwischen den Bildungsbereichen weitestgehend auf der Ausarbei-
tung von Baethge (2006). In der kulturell-kognitiven Dimension können die Bil-
dungsziele der Berufs- und der höheren Allgemeinbildung und damit einherge-
hend auch die differenten Bezugspunkte der Bildungsausrichtung unterschieden 
werden. Baethge (2006) betont dabei, dass im stärker allgemeinbildenden  
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(Hoch-)Schulwesen85 das Ziel darin besteht, eine „gebildete Persönlichkeit“ 
auszubilden, die fähig ist, das individuelle Leben in modernen Gesellschaften 
selbstständig zu meistern. Um dies zu erlangen, müssen den Individuen 
spezifische allgemeinbildende Kulturtechniken, d.h. Kompetenzen in Sprachen, 
Grundlagenkenntnisse der Mathematik und Naturwissenschaften sowie der 
Geschichte vermittelt werden. 
Ihre Grundlage bildet ein Kanon repräsentativen Wissens – gleichsam ein ‚Weltcur-
riculum‘ des Wissens –, bei dem in den letzten Jahrzehnten Wissenschaftsorientierung 
eine zunehmende Bedeutung gewonnen hat. (Baethge 2006: 17) 
In der beruflichen Bildung ist das Ziel die Vermittlung der beruflichen Hand-
lungskompetenz. Selbst wenn auch allgemeinbildende Anteile in der Berufsaus-
bildung relevant sind, zielt die Ausbildung doch primär darauf ab, den Absol-
vent_innen beizubringen, ihre beruflichen Rollen auszufüllen und sich entspre-
chend auch in Organisationen, die ihre Arbeitsplätze darstellen, richtig und ange-
messen zu verhalten. Damit sind auch die Bezugspunkte für die Lehrgestaltung 
stärker auf die Bedarfe des Arbeitsmarkts, die dort benötigten Qualifikationen, 
ausgerichtet (Baethge 2006). 
Für die normative Dimension heißt das, dass die Lernorganisation in den be-
ruflichen Ausbildungen stärker praxisintegriert erfolgt, und zwar an den zwei 
Lernorten Schule und Betrieb, während die allgemeinbildenden Bildungsgänge 
stärker als praxisfern charakterisiert werden können und auch in eigenen Organi-
sationen abseits des Arbeitsalltags stattfinden (Baethge 2006). 
Schließlich bestehen auch in der regulativen Dimension klare Unterschiede. 
Analog zu den verschiedenen Lernorten ist auch der rechtliche Status der Lernen-
den nicht gleich. In der Allgemeinbildung handelt es sich um Schüler_innen, wäh-
rend in der Berufsbildung die Lernenden Auszubildende mit einem Arbeitsvertrag 
sind86. Des Weiteren werden die allgemeinbildenden Bildungsgänge des Schul- 
und Hochschulwesens staatlich durch die Bundesländer und deren Bildungsver-
waltung gesteuert, die parlamentarisch kontrolliert werden und damit auch stärker 
durch Politikwechsel der Länderregierungen beeinflusst werden können. In der 
beruflichen Bildung dagegen erfolgt die Steuerung zwar auf Basis bundesrechtli-
cher Regulierungen, aber primär durch korporatistische Zusammenarbeit der 
Vertreter der Arbeitgeber_innen und -nehmer_innen, der Kammern sowie der 
Bundesregierung. Auch die Finanzierung der Bildung ist unterschiedlich. Wäh-
rend die duale berufliche Bildung primär als privat durch die Ausbildungsbetriebe 
finanziert gilt, werden die Schulen und Hochschulen aus öffentlichen Mitteln vor 
allem der Länder und Kommunen bezahlt. Während Erstere daher vor allem ab-
hängig ist von der Ausbildungsbereitschaft der Betriebe, welche sich in den letz-
85  (Hoch-)Schulwesen wird verwendet, wenn die dargestellten Charakteristika sowohl für die 
höhere Schul- als auch für die Hochschulbildung gelten. 
86  Dies gilt zumindest für die Lernenden einer dualen Ausbildung. 
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ten Jahren in Deutschland verringert hat (vgl. Autorengruppe Bildungsberichter-
stattung 2014; Busemeyer/Thelen 2008; Solga 2009), sind Letztere stärker abhän-
gig von politischen Entscheidungen und der parlamentarischen Kontrolle 
(Baethge 2006). 
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Quelle: Baethge (2006) sowie Powell et al. (2009) – erweitert auf die Hochschulbildung und organisiert 
entlang der institutionellen Dimensionen durch die Verfasserin und Team INVEST 
Das Bildungsschisma soll in dieser Arbeit vor allem als eine idealtypische Darstel-
lung verstanden werden, nicht aber als exakte empirische Beschreibung des deut-
schen Bildungssystems, welches wesentlich komplexer ist. So stehen für die Be-
schreibung des Berufsbildungssystem vor allem das deutsche duale System und 
für die höhere Allgemeinbildung die Sekundarstufe II an den Gymnasien und die 
klassische Forschungsuniversität Pate. Organisationsformen, die beide Bereiche 
verbinden, wie z.B. duale Studiengänge, werden durch die Beschreibung nicht ab-
gedeckt. Auch ältere und neuere Tendenzen der Verberuflichung der Hochschul-
bildung z.B. durch die Ausrichtung des Bachelors auf eine Berufsbefähigung (vgl. 
Rauner 2012) sind hier nicht inkludiert. Zudem kann auch eine strikte Berufs- und 
Praxisferne der Hochschulen durch mehrere Entwicklungen des 20. Jahrhunderts 
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infrage gestellt werden. Zum einen ist die Differenzierung der Hochschularten 
und Fächer über die klassischen Fakultäten hinaus mit zum Teil explizit berufs-
praktischen Zielen wie in den Fachhochschulen zu nennen. Auch die klassisch an 
den Universitäten stattfindende Professionsausbildung z.B. von Ärzt_innen, Ju-
rist_innen und Lehrer_innen sind klar beruflich orientiert und mit Praxisphasen 
verbunden. Zum anderen können die massive Bildungsexpansion und der Ausbau 
der Hochschulen als Entwicklung weg vom exklusiven, allein auf die Professionen 
und Forschung ausgerichteten Bildungsweg gesehen werden. Zudem wurde be-
reits in den Hochschulreformen seit den 1970er Jahren ein vermehrter Praxis- 
und Berufsbezug als eine Leitlinie im Studium integriert (Wolter 2010b). Zum Teil 
wird auch eine verstärkte Integration des dualen Prinzips in der Hochschulland-
schaft erwartet (Grollmann 2012). Andererseits wird in den letzten Jahren auch 
verstärkt von einer Bewegung der Berufsbildung in Richtung Akademisierung ge-
sprochen. Dies beinhaltet eine Modernisierung der Berufsausbildung, in der ver-
mehrt auch theoretisches disziplinäres Wissen vermittelt wird, da die Anforde-
rungen der Berufe im Verlauf der Zeit gestiegen87 bzw. neue Berufe wie im IT-
Bereich hinzugekommen sind. Damit ist aber auch die Entwicklung gemeint, dass 
Ausbildungen z.B. der Gesundheitsberufe verstärkt als Fachhochschulstudium 
angeboten werden sollen (vgl. Bischoff-Wanner 2002). 
Trotz dieser Trends der Akademisierung einerseits und der Verberuflichung 
andererseits zeichnen sich die Organisationsfelder der Berufs- und Hochschulbil-
dung weiterhin durch ihre unterschiedlichen institutionellen Logiken aus, die zu 
einer gegenseitigen Isolierung der Bildungsbereiche führen, die von Baethge 
(2006) als Segmentierung im Bildungssystem bezeichnet wird. 
Aber was bedeutet dann das Bildungsschisma für Durchlässigkeit? Durch die 
Segmentierung sind Übergänge aus einem Bereich in den anderen schwer mög-
lich. Dass kann auch anhand der institutionalisierten Bildungswege und typischen 
Weiterbildungsmöglichkeiten gezeigt werden (vgl. Kapitel 6.2). Betrachtet man 
die Zahlen der beruflich Qualifizierten, die ohne schulische Zugangsberechtigung 
ein Studium aufnehmen, zeigt sich zwar ein Anstieg, aber das Niveau liegt weiter-
hin sehr niedrig. So haben 1997 0,6 % der Studienanfänger_innen ein Studium 
ohne schulische Hochschulzugangsberechtigung angefangen, und 2010 waren es 
etwa 2,1 % (Nickel/Duong 2012: 31). Die Abschottung der Bildungsbereiche und 
die unterschiedlichen Logiken und Bildungsziele führen auch dazu, dass das bis-
her Gelernte aus einem Bereich im jeweiligen anderen nicht als gleichwertig aner-
kannt wird, so dass die Anrechnung von Kompetenzen sich schwierig gestaltet 
(vgl. Freitag et al. 2011). Eine Folge sind für Deutschland typische Doppelquali-
fikationen (Hörner 2006). 
87  Es kann gezeigt werden, dass ein Upskilling, die Erhöhung der Lernanforderungen, kein 
genereller Trend in der beruflichen Bildung ist (Protsch 2014). 
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6.2 Beschreibung der Organisationsfelder 
Nachfolgend wird ein Überblick über die beiden Organisationsfelder88 Berufs- 
und Hochschulbildung mit ihren Governancestrukturen gegeben und anschlie-
ßend sollen die bestehenden Bildungswege zwischen den Bereichen dargestellt 
werden. 



















Insgesamt 50,2 7,6 13,6 0,2 27,8
15-20 2,5 – – – 97,3
20-25 38,1 2,- 2,4 0,1 56,7
25-30 52,1 5,9 16,6 0,2 25,1
30-35 52,2 7,2 22,5 0,2 17,7
35-40 54,7 8,2 19,9 0,2 16,6
40-45 57,1 9,8 18,0 0,3 14,5
45-50 57,9 10,3 16,2 0,3 14,9
50-55 57,4 9,9 16,5 0,3 15,5
55-60 57,6 9,5 16,9 0,3 15,4
60-65 57,1 8,7 15,0 0,3 18,4
65 und älter 50,5 7,9 9,6 0,2 30,3
Quelle: Autorengruppe Bildungsberichterstattung (2012: 236) 
6.2.1 Berufsbildung 
Betrachtet man das deutsche Bildungssystem und die Beteiligungsraten in den 
einzelnen Bildungszweigen, wird schnell deutlich, welche große Rolle die beruf-
liche Ausbildung im Vergleich zu den anderen Bildungszweigen ab Sekundarstufe 
II spielt. So gelangten 2010 nach dem Ende der Sekundarstufe I, meist nach min-
destens neun oder zehn Schuljahren, um die 71 % der Schüler_innen in den Be-
reich der Berufsbildung, während 29 % in allgemeinbildenden Schulen die Sekun-
darstufe II absolvierten (KMK 2011 in Graf 2013: 92). Dabei ist anzumerken, 
88  Das deutsche Bildungssystem ist gekennzeichnet durch einen starken Bildungsföderalismus. Die 
Darstellung des deutschen Bildungssystems wird daher nur die charakteristischen Züge 
beinhalten, nicht aber auf die zum Teil deutlichen Unterschiede in den einzelnen Bundesländern 
eingehen können. 
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dass in den 71 % nicht nur Bildungsgänge inkludiert sind, die zu einem berufli-
chen Abschluss führen, sondern auch z.B. Berufs- und Fachoberschulen, in de-
nen man eine Hochschulzugangsberechtigung erwerben kann. Nichtsdestoweni-
ger ist das Berufsausbildungssystem bestimmend für die deutsche Sekundarstufe 
II. Und auch bei Betrachtung der Verteilung der Abschlüsse in der Bevölkerung 
(vgl. Tabelle 8), ist ein beruflicher Abschluss in allen Altersgruppen der Bevölke-
rung der häufigste Abschluss, selbst wenn in den jüngeren Jahrgängen die Bedeu-
tung des Hochschulabschlusses zugenommen hat (Autorengruppe Bildungsbe-
richterstattung 2014). 
Im Folgenden soll zuerst ein kurzer Überblick über das Berufsbildungssys-
tem im Sekundar- und anschließend im postsekundären Bereich gegeben werden. 
Berufliche Bildung im Sekundarbereich 
Das Berufsbildungssystem im Sekundarbereich kann in drei große Sektoren mit 
jeweils eigenen institutionellen Ordnungen eingeteilt werden (vgl. Abbildung 3). 
Der quantitativ bedeutsamste Sektor ist das duale Ausbildungssystem. In diesem 
kann eine Ausbildung für einen anerkannten Ausbildungsberuf mit bundesein-
heitlich geregelten Qualifikationsanforderungen nach Berufsbildungsgesetz 
(BBiG) oder Handwerksordnung (HwO) absolviert werden. Die Ausbildung fin-
det sowohl im Betrieb als auch in der Berufsschule statt. Die Lernenden haben 
einen Arbeitsvertrag und bekommen ein Ausbildungsgehalt. Diese Form der Aus-
bildung wird oft gleichgesetzt mit dem deutschen Berufsbildungssystem allge-
mein. Insgesamt macht sie aber nur ungefähr 50 % der sekundären Berufsbildung 
aus (Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2012).89 
Der zweite Sektor ist das Schulberufssystem, in dem gesetzlich anerkannte 
Berufe vor allem im Dienstleistungssektor schwerpunktmäßig im Gesundheitsbe-
reich erlernt werden. Dabei kann das Verhältnis zwischen dualem und Schulbe-
rufssystem als komplementär beschrieben werden, da unterschiedliche Berufe in 
dem jeweiligen Sektor gelernt werden und sie keine alternativen Bildungswege für 
einen Beruf darstellen (Solga 2009). Insgesamt ist für das Berufsbildungssystem 
das Prinzip der Beruflichkeit leitend (vgl. Deißinger 1998; Kraus 2007). Deutlich 
wird das an der engen Verzahnung mit der Praxis, die auch im Schulberufssystem 
durch verstärkte Praxisphasen institutionalisiert ist. 
Der dritte Sektor ist das sogenannte Übergangssystem90, in dem keine voll-
qualifizierenden beruflichen Abschlüsse, sondern primär berufsvorbereitende 
89  Auch wenn das deutsche duale System weltweit Vorbildcharakter hat, wird in den letzten 
Jahrzehnten auch immer stärker Kritik am Funktionieren des Systems geäußert. Unter anderem 
wird die zurückgegangene Ausbildungsbereitschaft der Betriebe kritisiert (vgl. 
Busemeyer/Thelen 2008; Solga 2009). 
90  Auch wenn sich in den letzten Jahren das Übergangssystem zugunsten der regulären 
Ausbildungssektoren verkleinert hat (vgl. Abbildung 3), was zu großen Teilen mit den geringeren 
 201 
Kompetenzen erworben werden sollen. Ziel des Übergangssystems ist, wie der 
Name sagt, den Übergang in eine berufliche Ausbildung zu ebnen, wobei dies nur 
bedingt erfolgreich ist (vgl. Baethge et al. 2007; Beicht/Eberhard 2013; BIBB 
2010). 


















Quelle: Autorengruppe Bildungsberchterstattung (2012: 102) 
Das Allgemeinbildungsniveau bei Eintritt in das Berufsbildungssystem bestimmt 
weitestgehend, in welchen Sektor und welchen Berufszweig die Absolvent_innen 
einmünden können (Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2008, 2010). Im 
dualen System und im Schulberufssystem sind es vor allem Schüler_innen mit 
mittlerem Schulabschluss und der allgemeinen Hochschulreife. Schüler_innen mit 
Hauptschulabschluss machen nur eine kleine Minderheit aus. Dies gilt noch 
stärker für das Schulberufssystem als für das duale. Der größte Anteil der 
Hauptschüler_innen und der Schüler_innen ohne Abschluss mündet ohne 
Ausbildungsvertrag in das Übergangssystem ein (Autorengruppe Bildungs-
berichterstattung 2008, 2010). Betrachtet man die unterschiedlichen Branchen, 
sind es vor allem die Handwerksberufe und Berufe in der Landwirtschaft, die von 
HauptschulAbsolvent_innen erlernt werden. Berufe in der Industrie, im Handel 
und im öffentlichen Dienst sowie freie Berufe werden meist mit Absolvent_innen 
mit mittlerem Schulabschluss oder Hochschulreifezeugnis besetzt, wobei einige 
Berufsausbildungen mittlerweile allein von Abiturient_innen besetzt werden 
(Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2008). 
Absolvent_innenzahlen zusammenhängt, stellt das Übergangssystem noch immer den Lernort 
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Es wird bereits an dieser Stelle deutlich, dass das stratifizierte Schulsystem 
Deutschlands, das durch eine kurze gemeinsame Schulzeit (bis Klasse 4 oder 6) 
und dann segregierten Wegen, die zu unterschiedlichen Bildungsabschlüssen füh-
ren, gekennzeichnet ist, auch die Bildungswege im Berufsbildungssystem beein-
flusst (vgl. Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2010; Protsch 2014). Im 
Hochschulsystem gilt dies in einem noch viel stärkeren Maße, da hier primär die 
Hochschulzugangsberechtigung, die am Ende der Sekundarstufe II erworben 
wird, den Zugang eröffnet (vgl. Powell/Solga 2011). Die anderen Schulwege, die 
nach der Sekundarstufe I abschließen, sind daher keine Zugangswege in die 
Hochschule. Die unterschiedlichen allgemeinbildenden Bildungswege der Sekun-
darstufe I und II finden meist auch in unterschiedlichen Schulformen, den Haupt- 
und Sonderschulen, den Realschulen und den Gymnasien statt, so dass auch eine 
örtliche Segregation der Schüler_innen vollzogen wird. Begründet wird diese 
Trennung mit den unterschiedlichen Bedürfnissen der Schüler_innen je nach 
Leistungsvermögen (Pfahl/Powell 2010). Die Ausnahme bilden Formen der Ge-
samtschule, in denen alle Abschlüsse erreicht werden können. Zwar ist es mög-
lich, wenn die Leistungen ausreichen, auch von dem einen Schulzweig auf den 
nächst höheren zu wechseln, allerdings ist dies in Deutschland selten der Fall 
(Bellenberg 2012). Weiterhin ist bekannt, dass nicht nur Aufstiege schwierig sind, 
sondern auch der Besuch der unterschiedlichen Schulformen sozial selektiv wirkt 
(vgl. z.B. Baumert et al. 2010; Ehmke et al. 2004; Solga/Dombrowski 2009).91 
Insofern überträgt sich auch die soziale Selektivität auf die weiteren Bildungswege 
nach Verlassen des allgemeinbildenden Schulwesens im Sinne der Kumulation 
von Ungleichheiten über den Lebenslauf (Mayer 1990, 2004). 
Postsekundäre Berufsbildung 
Anders als die Allgemein-, Hochschul- und sekundäre Berufsausbildung ist die 
berufliche Weiterbildung in Deutschland nur teilweise staatlich geregelt (Kohl et 
al. 2013). So gibt es für berufliche Weiterbildungen private Anbieter, aber auch 
Abschlüsse nach Ländergesetzen. Aber es existiert auch analog zu dem eng am 
Berufsprinzip orientierten Berufsbildungssystem auf Sekundarniveau ein postse-
kundäres System der beruflichen Aufstiegsfortbildungen. So besteht nach dem 
Erwerb eines ersten Ausbildungsabschlusses oder nach ausreichender beruflicher 
Praxis die Möglichkeit, einen bundeseinheitlich geregelten Fortbildungsabschluss 
zu erwerben. Zu diesen Abschlüssen zählen z.B. die Meister, Techniker, Fachbe-
rater, Fachwirte, Fachkaufleute oder Betriebswirte. Fortbildungsordnungen sind 
wie das duale System nach Berufsbildungsgesetz (BBiG) und Handwerksordnung 
(HWO) geregelt. Dabei können die Ordnungen vom Bundesministerium für Bil-
dung und Forschung (BMBF), aber auch von den für den Berufsbildungsbereich 
91  Zur Frage der sozialen Selektivität des deutschen Schulsystems besteht bereits ein großer 
einschlägigen Forschungsstand. Die ausgewählten Referenzen sind daher rein exemplarisch 
ausgewählt. 
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zuständigen Stellen (meist Kammern) erlassen werden. Im Unterschied zu den 
Ausbildungsordnungen beziehen sich die Regelungen für die Fortbildungsab-
schlüsse jedoch nur auf die Prüfungsanforderungen und definieren nicht, wie auf 
die Prüfung vorbereitet werden soll (BIBB 2013). Insgesamt gibt es 223 Rechts-
verordnungen und Regelungen des Bundes sowie 2.848 Rechtsvorschriften zu 
749 Fortbildungsberufen, erlassen von den zuständigen Stellen (BIBB 2013: 369). 
2011 fanden in Deutschland rund 118.000 Fortbildungsprüfungen statt (BIBB 
2013: 295). 
Steuerung der Berufsbildung 
Das Berufsbildungssystem in Deutschland wird in Zusammenarbeit mehrerer Ak-
teure gesteuert (vgl. Tabelle 1 im Online-Anhang). Die wichtigsten sind der Bund, 
vor allem das BMBF und daran angegliedert das Berufsbildungsinstitut (BIBB), 
die Länder, die Vertreter der Arbeitgeber_innen und Arbeitnehmer_innen, die 
Verbände und Gewerkschaften sowie die sogenannten zuständigen Stellen92, wel-
che vor allem die Kammern sind. Das duale System wird primär durch das Be-
rufsbildungsgesetz (BBiG), welches vom Bund erlassen wird, reguliert. Zudem 
werden in Zusammenarbeit von BMBF, BIBB und den Sozialpartnern neue Be-
rufe und Ausbildungsordnungen bzw. Prüfungsordnungen in der beruflichen 
Fortbildung erarbeitet, die dann vom Bund rechtlich erlassen werden. Die Sozial-
partner, d.h. die Gewerkschaften und Verbände der Arbeitgeber_innen, arbeiten 
nicht nur bei der (Neu-)Ordnung der Ausbildungsrichtlinien mit, sondern dürfen 
diese auch initiieren. Zudem sind sie beteiligt an der Tarifaushandlung für die 
Auszubildenden im dualen System und können an den Prüfungen teilnehmen. 
Diese werden im dualen System überwacht und durchgeführt von den zuständi-
gen Stellen, oft den Handwerks- und Industrie- und Handelskammern. Den Kam-
mern kommt zudem auch die Aufgabe zu, über Zulassungen zur Prüfung, Gleich-
stellung von Zeugnissen und Anrechnungsmöglichkeiten zu entscheiden 
(Frommberger/Reinisch 2013: 6f.). 
Durch die festgelegte Kulturhoheit der Länder sind diese einerseits für die 
Ordnung des berufsschulischen Teils des dualen Systems zuständig und anderer-
seits auch für die Einrichtung und Ordnung der vollqualifizierenden Schulberufe 
nach Landesrecht. Hier wird deutlich, dass sich die Regulierung des dualen Sys-
tems größtenteils auf Bundesebene und die des Schulberufssystems auf Länder-
ebene vollzieht. 
92  Im Berufsbildungsbildungsgesetz (BBiG) werden die zuständigen Stellen als Organisationen 
definiert, die auf dem Gebiet der Berufsausbildung die Aufgaben wahrnehmen, für die in der 
gewerblichen Wirtschaft die „Kammern“ (z.B. die Industrie- und Handelskammern bzw. die 
Handwerkskammern) zuständig sind. 
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Im Übergangssystem arbeiten Bund und Länder zusammen an der Regulie-
rung, die zum Teil nach dem BBiG erfolgt und zum Teil in der schulischen Be-
rufsausbildungsvorbereitung, dem Berufsvorbereitungsjahr, von den Ländern ge-
ordnet wird. 
6.2.2 Hochschulbildung 
Das deutsche Hochschulsystem besteht überwiegend aus öffentlichen und einzel-
nen privaten Hochschulen. Die öffentlichen Hochschulen werden gemeinhin un-
terschieden in Universitäten, Fachhochschulen sowie Kunst- und Musikhoch-
schulen. Universitäten zeichnen sich durch stärker allgemeinbildende Curricula, 
eigene Forschungsbereiche und die Möglichkeit, Doktortitel zu verleihen, aus. Im 
Gegensatz zu anderen Ländern mit stark hierarchisierten Hochschulsystemen und 
der Tradition in der Elitebildung an einzelnen Organisationen zeichnet sich das 
deutsche System traditionell dadurch aus, dass die Universitäten im Großen und 
Ganzen ein gleiches Qualitätsniveau aufweisen (Krüger/Helsper 2014; Teichler 
2002). Inwiefern die Exzellenzinitiative oder auch Internationalisierungsprozesse 
dies ändert, bleibt abzuwarten (vgl. Zymek 2014). 
Der Fokus des Studiums an den Fachhochschulen ist stärker anwendungs-
orientiert, wobei oft ausgedehnte Praxisphasen integriert werden. Der Anwen-
dungsfokus und damit die Ausrichtung auf den Arbeitsmarkt spiegeln sich auch 
in der Auswahl der Lehrenden der Fachhochschulen wider, die sowohl akademi-
sche als auch berufliche Qualifikationen bzw. Erfahrungen nachweisen müssen. 
Die Kunst- und Musikhochschulen bieten Studiengänge in den bildenden, gestal-
terischen und darstellenden Künsten sowie im Bereich Film, Fernsehen, Medien 
und Musik an. Neben diesen drei Hochschularten gibt es zudem in manchen Län-
dern noch Berufsakademien, die eine Integration von Wissenschafts- und Praxis-
orientierung durch die Dualität zweier Lernorte, der Hochschulen bzw. Studien-
akademien und der Betriebe, verbinden.93 Wie im dualen System erhalten die Ler-
nenden einen Ausbildungsvertrag und eine Vergütung. Duale Studiengänge dieser 
Art werden nicht nur an Berufsakademien in Deutschland angeboten, sondern 
auch an Fachhochschulen, dualen Hochschulen und in sehr geringem Maße an 
Universitäten (vgl. Graf 2013). Insbesondere in den letzten Jahren hat sich die 
Zahl der angebotenen dualen Studiengänge massiv erhöht (Graf et al. 2014). 
Betrachtet man die Verteilung aller Studierenden auf die unterschiedlichen 
Hochschulzweige (vgl. Tabelle 9), so lernen fast zwei Drittel an Universitäten, 
1,4 % an den Kunst- und Musikhochschulen und ca. ein Drittel an den Fachhoch-
schulen in Deutschland. Die Berufsakademien nehmen mit 0,4 % aller Studieren-
den nur einen sehr kleinen Teil auf (Statistisches Bundesamt 2013c). 
93  Für mehr Informationen zur Entwicklung von Berufsakademien und dualen 
Studienprogrammen generell siehe Graf (2013). 
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Organisationen 423 121 56 215 31
Zahl der 
Studierenden 2.508.929 1.638.956 34.719 825.734 9.520
Anteil der
Studierenden 100,0 % 65,3 % 1,4 % 32,9 % 0,4 %
* inkl. Verwaltungshochschulen 
Quelle: Statistisches Bundesamt (2013c: 13 und 414) (Anzahl der Studierenden je Organisationsform); 
HRK (2013) für die Anzahl der Hochschulen ohne Berufsakademien; Anzahl der Berufsakademien 
über http://www.die-duale-hochschule-kommt.de/berufsakademien-in-deutschland, abgerufen am 
27.01.2014; Berechnung der Prozente durch NB 
Mit der Umsetzung des Bologna-Prozesses wurden in Deutschland mehr und 
mehr die traditionellen Studienabschlüsse Diplom und Magister von den Ab-
schlüssen der gestuften Studienstruktur abgelöst. Im ersten Studienzyklus kann 
ein Bachelorgrad erworben werden. Zugang zum Bachelor erhält man in der Re-
gel über eine Hochschulreife. Diese kann allgemeiner Natur sein und berechtigt 
zu einer freien Fächerwahl, oder sie kann fachgebunden sein, so dass der Zugang 
zu einer bestimmten Fächergruppe eröffnet wird. Mit einer Fachhochschulreife 
wird dagegen der Zugang zu den Fachhochschulen, aber nicht zu den Universitä-
ten eröffnet (KMK 2013). Der Bachelorabschluss gilt als Regelabschluss (KMK 
2013), aber bisher scheint in Deutschland eine hohe Neigung zum Weiterstudium 
zu bestehen (vgl. Heine 2012). Der zweite Studienzyklus endet mit einem Master-
grad, wobei dieser dem alten Diplom und Magister gleichgestellt ist. Zugangsvo-
raussetzung für einen Masterstudiengang ist in der Regel ein erster berufsqualifi-
zierender Hochschulabschluss (KMK 2013). Der dritte Studienzyklus wird mit 
der Promotion abgeschlossen. Masterabschlüsse oder äquivalente Abschlüsse wie 
das Staatsexamen berechtigen zu einer Promotion (KMK 2013). 
Wie im Hinblick auf die unterschiedlichen Chancen, einen Ausbildungsplatz 
in der beruflichen Bildung zu erhalten, gilt in einem noch stärkeren Maße für den 
Zugang zum Hochschulsystem, dass dieser sozial selektiv ist (vgl. z.B. Dahrendorf 
1965; Müller et al. 2009; Wolter 2011). Vorgelagert ist hier vor allem die soziale 
Selektivität im Hinblick auf die Gruppe, die eine Hochschulreife normalerweise 
in der gymnasialen Oberstufe erwirbt. Verstärkt wird die soziale Selektivität bei 
der Entscheidung der Studienberechtigten für oder gegen ein Studium (vgl. 
Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2010: 119; Mayer et al. 2007) bei der 
Wahl der Studienform Fachhochschule oder Universität (vgl. Mayer et al. 2007; 
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Reimer/Pollak 2010) und des Studienfachs (vgl. Becker et al. 2010; Reimer/Pollak 
2010).94 
Steuerung der Hochschulbildung 
Im Gegensatz zum Berufsbildungssystem erfolgt die Steuerung der Hochschul-
bildung weitestgehend über die Bundesländer, die so ihre Kultur- und Wissen-
schaftshoheit wahrnehmen. Bis 2008 hatte auch der Bund eine allgemeine Regu-
lierungsmacht durch das Hochschulrahmengesetz. Dieses wurde aber mit den Be-
schlüssen der Föderalismuskommission 2006 aufgehoben, so dass der Bund nur 
noch teilweise Kompetenzen in Bezug auf Bereiche der Hochschulzulassung und 
der Hochschulabschlüsse besitzt und im Rahmen von Gemeinschaftsaufgaben 
Forschungsvorhaben fördern und Forschungsbauten mitfinanzieren kann. 
Die Landeshochschulgesetze sind daher die geltenden Regelungen für die 
Hochschulen in Deutschland. Somit unterliegen die Rechtsaufsicht, die Grün-
dungsbefugnis, die Organisationsgewalt, die Finanzhoheit sowie die Personalho-
heit den Landesministerien. Studiengänge, wenn sie mit Staatsexamen abschlie-
ßen, werden ebenfalls durch die Landesministerien kontrolliert, während die an-
deren Studiengänge durch die von der Kultusministerkonferenz eingesetzten Ak-
kreditierungsagenturen akkreditiert werden (KMK 2013: 52-53). Gesichert durch 
das Grundgesetz gilt an den Hochschulen die Wissenschaftsfreiheit, so dass die 
Hochschulen sich weitestgehend nach dem Prinzip der akademischen Selbstver-
waltung selbstständig organisieren und verwalten. Zudem sind den Hochschulen 
in den letzten Jahren auch mehr Autonomierechte u.a. in Bezug auf die Studie-
rendenzulassung gewährt worden (Frankenberg 2008). 
Gewerkschaften und Unternehmen spielen im Hochschulsystem im Gegen-
satz zum Berufsbildungssystem keine große Rolle, wobei die Unternehmen auch 
mit dem Anwachsen dualer Studiengänge in den letzten Jahren stärker an Einfluss 
gewinnen konnten als Gewerkschaften (Graf 2013). 
Auch wenn die Beschreibung der institutionellen Ordnungen des Bildungs-
schismas (vgl. Kapitel 6.1) idealtypisch verstanden werden soll, wird doch anhand 
der vorgenommenen Darstellung des deutschen Berufs- und Hochschulbildungs-
systems, dessen Steuerung und des Nebeneinanders beruflicher und stärker allge-
meinbildender postsekundärer Bildung die Trennung der Organisationsfelder in 
Deutschland deutlich. Hervorgehoben werden soll an dieser Stelle vor allem die 
Rolle des vorgelagerten stratifizierten Schulsystems, das die Trennung der Orga-
nisationsfelder vorbereitet und mitbegründet (vgl. Powell/Solga 2011). So ist ei-
nerseits die gymnasiale Oberstufe primär als eine Vorbereitung auf die Hoch-
schulreife konzipiert, auch wenn Abiturient_innen teilweise eine Berufsausbil-
dung absolvieren. Der mittlere Schulabschluss und mittlerweile weniger der 
94  Die Literaturverweise zur Frage sozialer Ungleichheit beim Hochschulzugang sind nur 
exemplarisch aus einer breiten Forschungsliteratur zu diesem Thema ausgewählt. 
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Hauptschulabschluss sind die Abschlüsse der Schulstränge, die in die Berufsbil-
dung führen, während ein Großteil der Haupt- und Sonderschüler_innen und der 
Abgänger_innen ohne Schulabschluss in das Übergangssystem gelangen. Wege 
abseits dieser Standardpfade aus dem deutschen Schulsystem in die Berufs- und 
Hochschulbildung sind selten. 
6.2.3 Bildungswege zwischen Berufs- und Hochschulbildung 
Trotz gegenseitiger Abschottung haben sich im Laufe der Zeit doch Bildungs-
wege entwickelt, die vor allem einen Übergang aus der Berufs- in die Hochschul-
bildung ermöglichen. Diese sollen jetzt im Mittelpunkt stehen. Zuerst werden je-
doch mögliche Bildungswege aus der höheren Allgemeinbildung in die Berufsbil-
dung zusammengefasst. 
Wege in die Berufsbildung 
Ein Zugang in die Berufsbildung zumindest auf Sekundärniveau aus dem allge-
meinbildenden Schulwesen ist generell möglich und üblich. Grundvoraussetzung 
für die Aufnahme einer Berufsausbildung ist das Absolvieren der Vollzeitschul-
pflicht (mindestens neun Jahre Schulbesuch) (KMK 2013). Prinzipiell gibt es zwar 
für duale Ausbildungsberufe im Gegensatz zu den schulischen keine weiteren 
rechtlich festgelegten Zugangsvoraussetzungen, jedoch werden bestimmte Be-
rufsausbildungen stärker mit Absolvent_innen eines bestimmten Niveaus, z.B. 
dem MSA oder dem Abitur, besetzt (vgl. Autorengruppe Bildungsbericht-
erstattung 2010; Protsch 2014). 
Eine weitere Möglichkeit bietet die Externenprüfung. Mit der Externenprü-
fung kann ein staatlich anerkannter Ausbildungsabschluss nach BBiG oder 
HWO95 erworben werden, ohne den formalen dualen Ausbildungsgang absolviert 
zu haben. Die Externenprüfung ist dabei aber nur die Prüfung, ob man an der 
regulären Abschlussprüfung des dualen Systems teilnehmen kann. Es handelt sich 
somit um ein Zulassungsverfahren (vgl. Schreiber 2010; Schreiber et al. 2012). 
Voraussetzung ist nach BBiG (1969: §40 (2)), dass der oder die Antragssteller_in 
nachweist „dass er [oder sie, N.B.] mindestens das Zweifache der Zeit, die als 
Ausbildungszeit vorgeschrieben ist, in dem Beruf tätig gewesen ist, in dem er 
[oder sie, NB] die Prüfung ablegen will“. Das heißt, dass die durch den Arbeits-
prozess erlernten Kompetenzen und Qualifikationen als Voraussetzung für einen 
beruflichen Abschluss anerkannt werden. 2012 waren es 7,4 % der Teilnehmen-
den an den Abschlussprüfungen, die über die Externenregelungen partizipieren 
durften (Statistisches Bundesamt 2013b). Während die eigentliche Zielgruppe die-
ser Regelung un- und angelernte Erwerbstätige sind, zeigt Heckel (1994: 29), dass 
95  Die Regelungen in BBiG und der HWO unterscheiden sich nicht stark, so dass im Folgenden 
nur auf das BBiG Bezug genommen wird. 
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deutlich über die Hälfte der Teilnehmer_innen Anfang der 1990er Jahre bereits 
einen Berufsabschluss erworben hatten und dass auch die schulische Vorbildung 
der Teilnehmer_innen relativ hoch war, wobei 15 % von ihnen eine Hochschul-
reife besaßen. Dieser Trend hat sich bis heute fortgesetzt und verstärkt. So zeigte 
eine Studie des BIBB, dass über 40 % der befragten Externen eine Studienberech-
tigung und 9 % einen akademischen Abschluss besitzen (Schreiber et al. 2012). 
Meist wird die Externenprüfung als Um- oder Doppelqualifizierung genutzt 
(ebd.). Die Anrechnung findet aber gemäß den Regelungen zur Externenprüfung 
vor allem in Bezug auf die Arbeitserfahrung im Beruf statt, so dass nicht klar ist, 
inwiefern die Leistungen der Hochschulbildung anerkannt werden. 
Für die Zulassung zur Prüfung der Fortbildungsberufe sind gemeinhin eine 
dreijährige Berufsausbildung und eine mehrjährige Berufspraxis notwendig, zum 
Teil ist ohne Berufsabschluss auch nur eine langjährige (fünf Jahre) berufsspezi-
fische Berufspraxis Voraussetzung. Zwar gibt es die Regelung der Auffangnorm, 
aber es hat sich gezeigt, dass diese relativ wenig benutzt wird (1-5 % der Fälle). 
Neben den geforderten Regelvorgaben ist die Auffangnorm die zweite Möglich-
keit, zur Fortbildungsprüfung zugelassen zu werden. Hierfür ist der Nachweis 
notwendig, dass die berufliche Handlungskompetenz anderweitig erworben 
wurde (Kohl et al. 2013). Für Absolvent_innen der stärker allgemeinbildenden 
Bildungsgänge wird in diesem Zusammenhang eine ausschlagkräftige Berufspra-
xis als besonders wichtig angesehen (ebd.). Wege über die Auffangnorm sind bis 
dato sehr selten (ebd.). 
Wege in die Hochschulbildung – Der zweite und dritte 
Bildungsweg 
Typischerweise werden die nicht traditionellen Wege in die Hochschulbildung in 
einen zweiten und dritten Bildungsweg unterschieden, wobei diese in Differenz 
zum ersten Bildungsweg stehen, der den Erwerb der Hochschulreife innerhalb 
der „gesellschaftlichen Normalbiographie“ (Freitag 2012: 9) symbolisiert. 
Die Begriffe zweiter und dritter Bildungsweg sind wissenschaftlich geprägte 
Begriffe, deren Bedeutung sich im Zeitverlauf verändert hat und auch heute nicht 
eindeutig definiert ist (vgl. Freitag 2012; Lönz 2008; Schwabe-Ruck 2010). Dies 
gilt insbesondere für den zweiten Bildungsweg, der sowohl der Ordnung im 
Schul- als auch der im Hochschulsystem zugeordnet werden kann (Freitag 2012). 
Aus der Logik des Schulsystems handelt es sich allgemein um Möglichkeiten für 
Erwachsene, formale Schulabschlüsse jeglicher Art nachzuholen. Aus der Logik 
des Hochschulsystems handelt es sich um die Aufnahme eines Studiums, nach-
dem eine Hochschulzugangsberechtigung nachträglich nach schulrechtlichen Re-
gelungen erworben wurde (ebd.). Im Folgenden wird der Begriff zweiter Bil-
dungsweg in diesem zweiten Sinn verwendet. 
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Zweiter Bildungsweg – Schulrechtliche Regelungen 
Der nachträgliche Erwerb der Hochschulzugangsberechtigung kann an unter-
schiedlichen Organisationen erfolgen. Auch hier gibt es unterschiedliche Ein-
schätzungen darüber, welche Organisationen dazugezählt werden und welche 
nicht. Mehrheitlich werden das Abendgymnasium und das Kolleg als Organisa-
tionen des zweiten Bildungsweges definiert (vgl. Autorengruppe Bildungs-
berichterstattung 2012; Lönz 2008). Der Erwerb der Hochschulreife am Kolleg 
erfolgt meist in Vollzeit und am Abendgymnasium berufsbegleitend. Damit 
unterscheiden sich auch die Lernenden in den beiden Schulwegen deutlich: Die 
Kollegiat_innen sind meist jünger, während die Absolvent_innen des Abend-
gymnasiums älter sind und deutlich mehr Berufserfahrung aufweisen (Freitag 
2012: 19). Auch die Nichtschüler_innenprüfung wird als Institution des zweiten 
Bildungsweges angesehen: Hier können Individuen, ohne zuvor noch einmal an 
schulischen Bildungsgängen teilgenommen zu haben, die Hochschulreifeprüfung 
ablegen. 
Es gibt aber auch berufsschulische Wege, die nach Abschluss einer berufli-
chen Erstausbildung oder einer langjährigen Berufserfahrung die Möglichkeit bie-
ten, die verschiedenen Arten der Hochschulreife zu erwerben. Dies wird vor al-
lem an Berufsoberschulen (BOS) und in einigen Ländern auch an Fachoberschu-
len (FOS) ermöglicht. 
In den Fachoberschulen können Absolvent_innen einer Berufsausbildung 
dann in einem Jahr zu einer allgemeinen Fachhochschulreife (FHR) gelangen, 
während Schüler_innen mit einem mittleren Schulabschluss zwei Jahre benötigen 
(KMK 2014b). Die Berufsoberschule führt nach einem zweijährigen Vollzeitun-
terricht zur fachgebundenen Hochschulreife (fHR) und mit einer zweiten Fremd-
sprache zur allgemeinen Hochschulreife (aHR). Der Besuch in Teilzeit ist eben-
falls möglich. Die Voraussetzungen für den Besuch einer BOS sind ein mittlerer 
Schulabschluss und eine mindestens zweijährige Berufsausbildung. Anstatt der 
abgeschlossenen Ausbildung kann auch eine fünfjährige Berufserfahrung ausrei-
chend für die Aufnahme sein (KMK 2014a). 
In der amtlichen Statistik werden diese Wege über berufliche Schulen meist 
dem ersten Bildungsweg zugeordnet, obwohl auch hier sequenziell nach dem Be-
ruf eine Hochschulzugangsberechtigung erworben werden kann (vgl. Autoren-
gruppe Bildungsberichterstattung 2012). So betrachten dagegen vor allem die Ge-
werkschaften und die Wirtschaft diese Bildungsgänge als zweiten Bildungsweg 
(vgl. Freitag 2012: 20), aber auch auf Seiten der Arbeitsagentur werden sie als 
solcher definiert (Bundesagentur für Arbeit 2014). Ob erster oder zweiter Bil-
dungsweg, Schindler (2012: 3f.) zeigt, dass der Weg über die beruflichen Schulen 
maßgeblich zur Erhöhung der Hochschulzugangsberechtigtenquoten in den letz-
ten Jahrzehnten beigetragen hat und vor allem die soziale Selektivität der Gruppe 
der Hochschulzugangsberechtigten verringert hat. 
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Betrachtet man die Statistik, so fällt auf, dass im Jahr 2012 noch immer 58 % 
der schulrechtlichen Hochschulzugangsberechtigungen über das allgemeinbil-
dende Gymnasium erworben wurden. Dagegen waren es 2012 nur 0,86 % der 
Absolvent_innen mit Hochschulzugangsberechtigung, die diese über das Kolleg, 
und 0,75 %, die diese über das Abendgymnasium erworben hatten (Statistisches 
Bundesamt 2013a).96 Da die Fachserien des statistischen Bundesamtes keine Da-
ten der beruflichen Schulen und der allgemeinbildenden Schulen nach Schularten 
für die gleichen Jahre liefert, werden im Folgenden die Daten für die Fachgymna-
sien (erster Bildungsweg), die Berufsoberschulen (stärker zweiter Bildungsweg) 
und die Fachoberschulen (zweiter und zum Teil auch erster Bildungsweg)97 für 
das Jahr 2011 errechnet. Von den Absolvent_innen mit Hochschulzugangsbe-
rechtigung in Deutschland im Jahr 2011 haben 2,4 % ihren Abschluss über die 
Berufsoberschule, 11,4 % ihren Abschluss über die Fachoberschule und 8,3 % 
über das Fachgymnasium erworben.98 Es zeigt sich, dass wiederum die Schul-
wege, die stärker dem ersten Bildungsweg zuzurechnen sind, am stärksten fre-
quentiert werden, während Absolvent_innen der Berufsoberschulen, der Kollegs 
und der Abendgymnasien viel geringere Anteile der Gesamtstudienberechtigten 
ausmachen. 
Dritter Bildungsweg – Hochschulrechtliche Regelungen 
Der dritte Bildungsweg ist im Vergleich zum zweiten gekennzeichnet durch das 
Aufnehmen eines Studiums ohne den vorherigen Erwerb einer schulischen 
Hochschulzugangsberechtigung. Die Aufnahme des Erststudiums wird hier for-
mal durch die Ausstellung der Studienberechtigung durch die aufnehmende 
Hochschule ermöglicht. Aber auch hier hat sich das Verständnis des dritten Bil-
dungswegs im Zeitverlauf und in Abhängigkeit von der Definition des zweiten 
Bildungswegs verändert (vgl. Freitag 2012; Schwabe-Ruck 2010). 
Es kann unterschieden werden zwischen der Begabtenprüfung, die bereits 
1924 eingeführt wurde, dem Hochschulzugang für beruflich Qualifizierte und der 
Studienberechtigung ohne formale Hochschulreife, ein über eine Eignungsprü-
fung angelegter Weg an die Kunst- oder Musikschulen (Freitag 2012). Insbeson-
dere der Hochschulzugang für beruflich Qualifizierte wurde in den letzten beiden 
Jahrzehnten deutlich ausgebaut. 
96  Die Prozente wurden errechnet aus den Angaben des Statistischen Bundesamtes (2013a) anhand 
der Tabellen 6.7 sowie Tabelle 6.2. 
97  Ob Fachoberschulen eher dem zweiten oder dem ersten Bildungsweg zugerechnet werden, 
hängt auch davon ab, ob die Absolvent_innen vorher eine Berufsausbildung abgeschlossen 
haben oder nicht. Beides ist an den Schulen möglich. Die Daten geben aber keine getrennte 
Rechnung an für die mit und die ohne beruflichen Abschluss. 
98  Die Prozente wurden errechnet aus den Angaben des Statistischen Bundesamtes (2012) der 
Fachserie 11, Reihe 2 (Tabellen 5.5, 6.5 und 7.5) sowie den Angaben des Statistischen 
Bundesamtes (2013a), Fachserie 11, Reihe 1 in Tabelle 6.7. 
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Insgesamt können drei unterschiedliche Typen von Regelungen für den 
Hochschulzugang ohne schulische Berechtigung unterschieden werden (vgl. 
Ulbricht 2012a): Zulassungsverfahren über eine Prüfung, Zulassung durch die di-
rekte Anerkennung von beruflichen Qualifikationen und das Studium auf Probe, 
bei dem erst nach einer festgelegten Studienzeit und nach Nachweis eines regulä-
ren Studienfortschritts die vorläufige Berechtigung in eine formale umgewandelt 
wird. Das Zulassungsverfahren für eine Prüfung, bei dem die Studieneignung vor 
Studienbeginn festgestellt wird, kann dabei unterschiedlich gestaltet sein: in Form 
einer Eignungsprüfung, eines Eignungsgesprächs oder einer Einstufungsprüfung 
(vgl. Wolter 1994). 
Die 1990er Jahre sowie auch die Jahre nach dem Jahrtausendwechsel waren 
gekennzeichnet durch eine Welle der Neuregelungen der Hochschulgesetze der 
Länder in Bezug auf den Zugang von beruflich Qualifizierten ohne schulische 
Berechtigung (siehe Tabelle 3 im Online-Anhang). Entsprechend dieser Phase der 
Institutionalisierung wurde die Frage des Hochschulzugangs von beruflich Qua-
lifizierten ohne schulische Berechtigung auch erstmals explizit mit der 4. Novel-
lierung des Hochschulrahmengesetzes 1998 in Artikel 27 zur Zulassung zum 
Hochschulstudium aufgenommen.99 Ihren Höhepunkt erreichte die Erweiterung 
der Regelungen, als 2009 die KMK festlegte, dass erstens beruflich Qualifizierte 
mit Fortbildungsabschluss eine allgemeine Hochschulzugangsberechtigung erhal-
ten sollen. Zweitens konnten auch Absolvent_innen der beruflichen Erstausbil-
dung nach mindestens dreijähriger Berufspraxis und einer Eignungsprüfung an 
den Hochschulen zugelassen werden (KMK 2009d). Trotz all dieser Liberalisie-
rung des Hochschulzugangs sind es aber weiterhin nur 2,1 % aller Studienanfän-
ger_innen, die in die Hochschulen über den dritten Bildungsweg gelangen, wobei 
diese 2,1 % eine deutliche Steigerung der noch niedrigeren Quoten in den 1990er 
Jahren oder zu Beginn des Jahrtausends darstellen (Nickel/Duong 2012: 31).100 
Dabei nehmen sie häufiger ein Studium an Fachhochschulen auf als an Universi-
täten, wo sie nur mit 0,6 % der Studienanfängerkohorte vertreten sind 
(Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2010). 
Es wird somit deutlich, dass es sowohl Wege in die Berufsbildung als auch 
Wege in die Hochschulbildung für Absolvent_innen des jeweils anderen Bil-
dungsbereichs gibt. Es wird aber auch deutlich, dass diese Wege zu großen Teilen 
den bestehenden Logiken des Organisationsfeldes folgen. So sind in den Rege-
lungen zur Externenprüfung und Auffangnorm die berufspraktischen Erfahrun-
gen die entscheidenden, während die meisten Wege in die Hochschulbildung (vor 
99  § 27 HRG 1998 „(1) Alle Deutschen im Sinne des Artikels 116 des Grundgesetzes sind zu dem 
von ihnen gewählten Hochschulstudium berechtigt, wenn sie die für das Studium erforderliche 
Qualifikation nachweisen. […] (2) Der Nachweis nach Absatz 1 Satz 1 wird für den Zugang zu 
einem Studium, das zu dem ersten berufsqualifizierenden Abschluss führt, grundsätzlich durch 
den erfolgreichen Abschluss einer auf das Studium vorbereitenden Schulbildung erbracht. In der 
beruflichen Bildung Qualifizierte können den Nachweis nach näherer Bestimmung des 
Landesrechts auch auf andere Weise erbringen. […]“ 
100  Die Entwicklung der Quoten je Bundesland ist nachlesbar in Nickel/Duong (2012: 33). 
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allem der zweite Bildungsweg sowie einige Eignungsprüfungen an den Hochschu-
len) über die Prüfung des Allgemeinbildungsniveaus führen. 
6.3 Verhältnis von Berufs- und Hochschulbildung aus 
historischer Perspektive 
In Deutschland haben wir uns bisher schwer getan, den Weg zu einem Hochschul-
studium denjenigen zu öffnen, die in die Hochschule etwas anderes einbringen kön-
nen als schulische Erfahrung und schulische Leistung. (Teichler 1990b: 23) 
Um die Entwicklungen zu Durchlässigkeit zwischen beruflicher und Hochschul-
bildung in den letzten Jahrzehnten verstehen und einordnen zu können, ist es 
unerlässlich, auch die historische Entwicklung vor dem Untersuchungszeitraum 
zu kennen. Aus diesem Grund werden im Folgenden wichtige Entwicklungen, die 
das bestehende Verhältnis von beruflicher Bildung und Hochschulbildung vor 
allem im Hinblick auf Durchlässigkeit erklären, dargestellt. 
Der Fokus liegt dabei vor allem auf der Frage des Hochschulzugangs für be-
ruflich Qualifizierte, da dieser Aspekt in den Quellen zur historischen Entwick-
lung der dominante Aspekt war, an dem sich das Verhältnis der beiden Organisa-
tionsfelder bzw. ihrer Trennung herauskristallisierte. Aber auch die parallele Ent-
wicklung der Berufsbildung und der höheren Allgemeinbildung in Deutschland 
wird berücksichtigt. Zudem wird ein kurzer Einblick in die durchlässigkeitsrele-
vanten Strukturen des DDR-Systems gegeben, denn mit der Wiedervereinigung 
hätten auch die Strukturen aus den neuen Bundesländern Einfluss auf die weitere 
Entwicklung haben können. Dass dies nicht der Fall war, kann an dieser Stelle 
bereits erwähnt werden. 
6.3.1 Entwicklung bis 1945 
Wie kam es historisch zu dieser Trennung und der Vorrangstellung des Abiturs 
für den Hochschulzugang? 
1788 wurde in Preußen das Abitur eingeführt, es war aber zu dieser Zeit noch 
keine Voraussetzung für den Zugang zu den bestehenden Universitäten. Eine sol-
che Verbindung wurde erst später 1812 und 1834 festgelegt. Es wurde beschlos-
sen, dass der Hochschulzugang nur über eine Maturitätsprüfung erfolgen darf 
(vgl. Wissenschaftsrat 2004: 66; Wolter 1989: 4). Aufgrund dieser Entscheidung 
wurde auch die erste Regelung, die dem zweiten Bildungsweg zuzuordnen wäre, 
das Externenabitur eingeführt, das von den Schulen abgenommen wird. Dabei 
wurde die Einführung des Abiturs als Reifeprüfung als wichtiger Schritt zu einer 
größeren Chancengleichheit gesehen, weg von ständischen Privilegien (Wolter 
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1989). Zum anderen sollte die Einführung aber auch als „Versperrungsmechanis-
mus gegenüber den unteren Sozialgruppen“ (Wolter 1989: 10) genutzt werden. 
Insgesamt kann aber die Einführung der Reifeprüfung als Voraussetzung für den 
Hochschulzugang als ein Bruch mit der bestehenden „Tradition der relativen 
Freizügigkeit des Hochschulzugangs“, die keine Zulassungsvoraussetzungen 
kannte, gesehen werden (Wolter 1989: 13). Eine noch immer nachwirkende Folge 
dieser Verbindung von Abitur und Hochschulzulassung fasst Wolter (1989: 31) 
folgendermaßen zusammen: 
Sie hat nämlich Bildungstheorie und Lehrplan des Gymnasiums bis in die Gegenwart 
hinein so eindeutig auf die Funktion einer akademischen Vorbildungseinrichtung fest-
gelegt, daß das Gymnasium quasi zur Einbahnstraße in die Universität wurde. Die 
Beschränkung der Zulassung wurde zu dieser Zeit begründet vor allem mit dem not-
wendigen Schutz vor einem Rückgang des Anspruchsniveaus der Universitäten und 
vor einer Überfüllung dieser durch nicht-fähige. (Wolter 1989: 9) 
Die Universitäten selbst wurden in dieser Zeit vor allem als Ort angesehen, um 
den Beamtennachwuchs des königlichen Staates und den Nachwuchs in akade-
mischen Berufen wie Ärzten und Juristen auszubilden, und zwar abseits von In-
dustrie und Gewerbe (Baethge 2006). Insofern wurde das Gymnasium immer 
stärker als erster Berechtigungsschritt für diese Karrierewege gesehen und wurde 
zu einer „Verteilerstelle im Bildungswesen für den Zugang zu gehobenen beruf-
lichen Positionen und sozialen Rängen“ (Wolter 1989: 17). Dies war der primäre 
Zweck der Einführung dieses Bildungsweges. Erst nachträglich wurde dem Gym-
nasium die Bedeutung als Institution, die den humanistischen Bildungsidealen 
verhaftet ist, zugeschrieben (vgl. Wolter 1989). Dabei lässt sich zeigen, dass die 
Institutionalisierung des Gymnasiums in der Konzeption bis 1840 entgegen all-
gemeinen Annahmen nicht dem Bildungsideal Wilhelm von Humboldts, der in-
dividualisierten zweckfreien Bildung zur Persönlichkeitsentfaltung, entsprach, 
womit die Entstehung des Gymnasiums oft in Verbindung gebracht wird (Wolter 
1989). Mit der engen Kopplung von Gymnasium und Universitätsstudium ent-
stand eine weitere für das deutsche Bildungswesen typische Trennung zwischen 
höherer Gymnasialbildung und niedriger Volksschulbildung. Später entstanden 
auch Real- und Mittelschulen, die auf eine Berufsausbildung im Gewerbe vorbe-
reiten (Baethge 2006). 
Während sich im 19. Jahrhundert die gymnasiale Oberstufe entwickelte, war 
die berufliche Bildung in Deutschland vor allem durch den Niedergang der 
Zünfte wenig institutionalisiert. Dies änderte sich erst Ende des 19. Jahrhunderts, 
als zum Schutz vor der Sozialdemokratie insbesondere das „Handwerker-
schutzgesetz“ von 1897 erlassen wurde, welches das alte System der Zünfte quasi 
wiederbelebte. Greinert (2006) bezeichnet diese Gewerberechtsnovelle als Fun-
dament der deutschen Berufsausbildung, des dualen Systems, da sie das Lehrlings-
wesen regelt und das Handwerk bei der Berufsausbildung bevorrechtigt. Das Mo-
dell der Berufsausbildung des Handwerks wurde im 20. Jahrhundert von den 
deutschen Industriebetrieben übernommen und weiterentwickelt (vgl. Thelen 
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2004). Die zweite Entwicklung um die Jahrhundertwende war die Einführung ei-
ner beruflichen Fortbildungsschule, wobei sich das Berufsschulwesen in Deutsch-
land langsam entwickelte und erst in den 1930er Jahren die Berufsschule als 
Pflicht eingeführt wurde (Greinert 2006). 
Insgesamt kann man sagen, dass es ein Nebeneinander von Entwicklungen 
ohne Verbindungen der Institutionalisierungsphasen der Berufs- und der höheren 
Allgemeinbildung gab. Trotzdem ertönte in der deutschen Bildungsgeschichte 
wiederholt die Forderung, den Hochschulzugang auch für beruflich Qualifizierte 
zu öffnen. 
In der Weimarer Republik wurde vor allem der zweite Bildungsweg ausge-
baut. So wurden Abendgymnasien eingeführt, zudem wurden Erwachsenenschu-
len gegründet, die den nachträglichen Erwerb der allgemeinen Hochschulreife, 
meist als Nicht-Schüler-Abitur, ermöglichten (Schwabe-Ruck 2010). Aber auch 
ein Vorläufer des dritten Bildungsweges wurde eingeführt, die Begabtenprüfung 
an den Universitäten in Preußen (Schwabe-Ruck 2010; Wolter 1994). Betrachtet 
man die Debatten um die Öffnung des Hochschulzugangs, konnten einerseits 
Argumente für die Öffnung als nachholende Chancengleichheit auf Seiten der 
Gewerkschaften und der Sozialdemokratie festgestellt werden (Schwabe-Ruck 
2010: 83). Auf Seiten der Gegner einer stärkeren Öffnung wurde ein Massenan-
sturm auf die Universitäten befürchtet und bestehende Vorbildungsdefizite als 
Hindernisse angeführt (Wolter 1994: 18). 
In der Zeit des Nationalsozialismus ist der Zugang über den zweiten und 
dritten Bildungsweg vor allem denjenigen geöffnet worden, die ihre Ideologie-
treue bewiesen. Zwar wurden die Abendgymnasien und die Arbeiter-Abiturien-
tenkurse weitestgehend geschlossen, aber der nachträgliche Erwerb der Hoch-
schulzugangsberechtigung war weiterhin möglich, vor allem in Form des neu ein-
geführten Langemarck-Studiums. Dies bestand aus zwei Teilen. Erstens konnten 
regimetreue junge Erwachsene das Abitur nachholen, um dann in einem zweiten 
Schritt ein Studium anzufangen (Schwabe-Ruck: 2010). Auch der dritte Bildungs-
weg bestand vor allem über die Begabtenprüfung weiter. Zu dieser wurden primär 
nicht mehr kriegstaugliche Soldaten bei entsprechender Begabung und Vorbil-
dung zugelassen. Zudem wurde der Hochschulzugang auf Drängen der Rüstungs-
industrie und des Militärs weiter geöffnet, und zwar für Offiziersanwärter, Tech-
niker und Landwirte (Schwabe-Ruck 2010). Schwabe-Ruck (2010: 179) fasst das 
Ziel der Öffnung des Hochschulzugangs in der Zeit des Nationalsozialismus fol-
gendermaßen zusammen: 
Dabei stehen aber nicht primär Bildungserwerb, persönliche Entfaltung und Vermeh-
rung der Chancengerechtigkeit im Mittelpunkt der Bemühungen, sondern die opti-
male Ausbeute der in der Bevölkerung schlummernden Ressourcen für die eigenen 
inhumanen ideologischen und militaristischen Zwecke. 
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6.3.2 Entwicklung von 1945 bis 1989 
Mit der Teilung Deutschlands nach 1945 entwickelten sich die Bildungssysteme 
in der ehemaligen DDR und der Bundesrepublik gerade in Bezug auf die Zu-
gangswege für beruflich Qualifizierte zum Studium sehr unterschiedlich. Wäh-
rend in der BRD die Länder vor allem an alte Regelungen der Weimarer Repu-
blik anknüpften, wurden ganz neue Institutionen in der DDR geschaffen. Im Fol-
genden soll zuerst die durchlässigkeitsrelevante Entwicklung des Bildungssystems 
der DDR nach 1945 bis 1989 dargestellt werden. Daran anschließend werden die 
Entwicklungen in der BRD zusammengefasst. 
Entwicklungen in der DDR 
Die Zeit kurz nach Kriegsende kann als Phase der „antifaschistisch-demokrati-
schen Schulreform“ (Below 2002: 81) bezeichnet werden. Ziel war es, das Bil-
dungsmonopol privilegierter Schichten zu beenden und gezielt bisher benachtei-
ligte Gruppen zu fördern. Im Rahmen dieser Phase wurden die ersten Vorstudi-
enanstalten, die späteren Arbeiter- und Bauernfakultäten, gegründet. Diese hatten 
als Aufgabe, Mitglieder der Arbeiterklasse und Individuen bäuerlicher Herkunft 
schulisch so fortzubilden, dass sie ein Studium erfolgreich absolvieren können 
(vgl. Below 2002; Schwabe-Ruck 2010). Neben diesen Fakultäten wurden auch 
Abendoberschulkurse zum nachträglichen Erwerb der Hochschulzugangsberech-
tigung eingeführt (Schwabe-Ruck 2010: 283). 
Ab 1949 kann eine zweite Entwicklungsphase des DDR- Bildungssystems 
unterschieden werden, die „Etappe des Aufbaus der sozialistischen Schule“ (Be-
low 2002: 81), in dieser wurde das Bildungssystem verstärkt nach dem Vorbild 
der Sowjetunion umgebaut. In dieser Etappe, die bis 1961 anhielt, wurden das 
Fern- und das Abendstudium eingeführt, so dass bereits Berufstätige Studienab-
schlüsse erwerben konnten. Ein Großteil, d.h. etwa ein Drittel der Studierenden 
an Fachhochschulen und ein Zehntel der Studierenden an Hochschulen in der 
DDR waren Fernstudierende (Fischer 1992 in Below 2002). Aber auch im Schul-
system wurde eine stärkere Verbindung von Berufs- und allgemeiner Bildung in-
stitutionalisiert. So wurde 1959 der polytechnische Unterricht eingeführt, in dem 
die Schüler_innen, die das Produktionssystem der DDR kennenlernten, in sozia-
listische Betriebswirtschaft eingeführt wurden, technisches Zeichnen lernten und 
direkte Praxiserfahrungen in Betrieben sammelten. Seit 1959 konnte in der DDR 
auch eine Berufsausbildung zusammen mit dem Abitur, und somit eine Berechti-
gung zur Hochschule erworben werden. 
1961/62 begann die letzte Phase der Entwicklung des DDR-Bildungssys-
tems, in der die „Gestaltung eines einheitlichen sozialistischen Bildungssystems“ 
(Below 2002: 81) im Vordergrund stand. In dieser Phase kam es zu einer Begren-
zung der Studierendenzahlen, nachdem zuvor durch die geförderte Bildungsex-
pansion ein massiver Anstieg der Zahl der Studierenden erreicht worden war. So 
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verfünffachte sich die Zahl der Studierenden seit 1951 auf ca. 161.000 im Jahr 
1971 (Below 2002). 1989 lag die Zahl der Studierenden wieder darunter bei ca. 
134.000 (Below 2002: 85). Die Wege in die Hochschulbildung wurden immer stär-
ker quotiert, und der anfänglichen positiven Diskriminierung vor allem von Ar-
beiter_innen und Bauern sowie Bäuerinnen wich einem System, das seit den 
1960er Jahren immer stärker die eigene Elite reproduzierte, so dass vor allem Kin-
der der staatstreuen Dienstklasse von Studienplätzen profitieren konnten (vgl. 
Below 2002; Solga 1995). So kann die Gesellschaft in der DDR als eine Klassen-
gesellschaft charakterisiert werden (Solga 1995). Auch das seit dem Beginn der 
DDR bestehende Postulat des gleichen Rechts auf Bildung wich immer mehr ei-
nem Zustand, in dem die Lernenden entweder die Oberschule oder eine Berufs-
bildung absolvieren konnten (Below 2002: 85). Trotzdem bleibt für das Bildungs-
system der DDR festzuhalten, dass eine stärkere Verbindung der höheren Allge-
meinbildung und Berufsbildung durch die Berufsausbildung mit Abitur im Se-
kundarbereich institutionalisiert war. Zudem war durch die Möglichkeiten des 
Fern- und Abendstudiums ein Schritt in Richtung besserer Vereinbarkeit von Be-
rufstätigkeit und Studium gemacht. Da aber der Zugang zur Hochschulbildung 
stark begrenzt war, wurde die Verbreiterung der institutionellen Wege, die zu ei-
ner Hochschulberechtigung führten, beim Zugang zum Studium wieder zurück-
genommen. 
Entwicklungen in der BRD 
In der Bundesrepublik Deutschland wurde, anders als in der DDR, nach dem 
zweiten Weltkrieg sowohl in Bezug auf den zweiten als auch auf den dritten Bil-
dungsweg verstärkt an die Regelungen aus der Weimarer Republik angeknüpft 
(vgl. Wolter 1994; Schwabe Ruck: 2010). So war der Zugang zum dritten Bil-
dungsweg vor allem via Begabten- und Sonderreifeprüfungen institutionalisiert, 
die in den Bundesländern sehr divers reguliert waren. 1959 wurden diese dann 
mit dem Beschluss der damaligen Kultusministerkonferenz reglementiert, so dass 
als Voraussetzung zur Prüfung eine mindestens dreijährige Berufsausbildung oder 
fünf Jahre Berufserfahrung festgelegt wurde (Wolter 1994). Auch die Abendgym-
nasien und später das Kolleg wurden wieder institutionalisiert (Schwabe-Ruck 
2010). 
In den 1960er und 1970er Jahren wurde das Thema Gleichwertigkeit von 
Berufs- und Allgemeinbildung als bildungspolitisches Ziel deklariert (vgl. Baethge 
2006; Hegelheimer 1986; Schwabe-Ruck 2010; Wolter 1994). 
So wird erstmals im Bildungsgesamtplan von 1973 die Herstellung der Gleichwertig-
keit von allgemeiner und beruflicher Bildung als eine vordringliche bildungspolitische 
Aufgabe bezeichnet. (Hegelheimer 1986: 1) 
Folgende Maßnahmen werden genannt: Ausbau des beruflichen Bildungswesens; 
Weiterentwicklung der gymnasialen Oberstufe; Verzahnung der Lehrangebote in 
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beiden Feldern (vgl. Bildungsgesamtplan zit. in Hegelheimer 1986: 1). 1974 be-
schäftigte sich auch der Bildungsrat mit diesem Ziel und empfahl eine Neuord-
nung der Sekundarstufe II, in der der Gegensatz zwischen Berufs- und Allgemein-
bildung aufgehoben werden sollte (Hegelheimer 1986: 2). Hier wäre ein Möglich-
keitsfenster gewesen, Bildungsgänge in Deutschland einzuführen, die Berufsaus-
bildung und den Erwerb des Abiturs verbinden. Jedoch fasst Baethge (2006: 21) 
zusammen: 
Die Integration von Allgemein- und Berufsbildung, obwohl deklamatorisch von vie-
len politischen Stellungnahmen – vor allem von Sozialdemokratie und Gewerkschaf-
ten – beschworen, wurde politisch nicht einmal ernsthaft geprüft, obwohl sie von der 
Bildungskommission des deutschen Bildungsrats als Teil einer differenzierten Sekun-
darstufe II ins Gespräch gebracht worden war. 
Parallel zu diesen Debatten in den 1960er und 1970er Jahren wurde in Deutsch-
land durch die Einführung des BBiG 1969 das duale System mit seiner auf den 
Korporatismus gestützten Steuerungsform fest institutionalisiert. Die Einführung 
dieses Gesetzes wird von vielen als der Beginn des dualen Systems Deutschlands 
identifiziert (Greinert 2006). Es fasste die bis dato zersplitterten Regelungen zu-
sammen und gewährte dem Bund, den Ländern und den Gewerkschaften mehr 
Mitspracherechte als zuvor, als vornehmlich die Arbeitgeber_innen bestimmend 
waren (Greinert 2006). Gleichzeitig fand eine Bildungs- und Hochschulexpansion 
statt. Es kam zu einem starken Anstieg der Nachfrage nach Bildung, gekoppelt 
mit einer längeren Verweildauer im Bildungssystem. Diese wurde gefördert durch 
institutionelle Reformen wie den Ausbau des Bildungssystems z.B. durch eine 
verlängerte Schulpflicht, den Ausbau der weiterführenden Schulen und verbes-
serte Transportbedingungen (vgl. Hadjar/Becker 2006). Für die Fragen des be-
rufsbildenden Weges in die Hochschulen waren insbesondere die Einführung der 
Fachhochschulen und des Fachabiturs Anfang der 1970er Jahre bedeutend, da 
durch diese Gründung die Forderung vor allem von Wirtschaft und Gewerkschaf-
ten nach stärker beruflich orientierter höherer Bildung nachgekommen wurde 
(Freitag 2012). Der Ausbau des dritten Bildungswegs wurde daher in dieser Zeit 
nicht stark forciert. 
In den 1980er Jahren kam die Frage der Gleichwertigkeit von beruflicher und 
allgemeiner Bildung wieder verstärkt in den bildungspolitischen Diskussionen 
auf. So wurde 1984 von der Bundesregierung die Realisierung dieses Ziels als Pro-
gramm ausgerufen (Hegelheimer 1986) und auch der Hauptausschuss des Berufs-
bildungsinstituts gab 1984 Reformempfehlungen zur Erreichung von Gleichwer-
tigkeit ab: Gleichstellung einer mindestens zweijährigen Ausbildung mit einem 
mittleren allgemeinbildenden Schulabschluss, Zugang zum tertiären Sektor für 
Absolvent_innen beruflicher Fortbildungsprüfungen sowie Veränderungen im 
öffentlichen Dienst in Bezug auf Gleichwertigkeit (Hegelheimer 1986: 7). Trotz 
dieser Empfehlungen fanden keine weitreichenden Reformen statt, wobei an ein-
zelnen Universitäten und in manchen Bundesländern der Zugang für beruflich 
Qualifizierte stärker liberalisiert wurde (vgl. Tabelle 3 im Online-Anhang). 
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Insgesamt lässt sich festhalten, dass die institutionelle Trennung zwischen 
Berufs- und höherer Allgemeinbildung insbesondere durch die Einführung der 
Reifeprüfung als Hochschulzugangsberechtigung (wodurch das Abitur zum pri-
mären Weg zur Hochschule wurde) ihren Anfang nahm. Der Ausbau des zweiten 
und dritten Bildungswegs in der Geschichte Deutschlands hatte dabei meist we-
niger das Ziel, die Chancengleichheit zu erhöhen, als einem Fachkräftemangel zu 
verhindern (Schwabe-Ruck 2010). Das Bildungssystem der DDR zeigte zwar 
Wege auf, wie eine stärkere Verbindung von Berufs- und höherer Allgemeinbil-
dung institutionalisiert werden könnte, jedoch wurde auch dort die anfängliche 
Öffnung zugunsten der Elitenreproduktion eingeschränkt. Für die BRD ist fest-
zustellen, dass bis 1989 vor allem der zweite Bildungsweg und weniger der dritte 
als Weg für beruflich Qualifizierte in die Hochschulen gesehen wurde (vgl. Wolter 
1994; Schwabe-Ruck 2010). Damit geht der Weg in die Hochschule in Deutsch-
land primär über die Allgemeinbildung. Der eigene bildende Wert der Berufsbil-
dung wurde zwar rhetorisch bei den Forderungen nach Gleichwertigkeit aner-
kannt, aber nicht institutionalisiert. Inwiefern sich dies nach 1989 geändert hat 
und wie sich die deutschen Durchlässigkeitsstrukturen entwickelt haben, soll im 
nachfolgenden Kapitel 7 gezeigt werden. 
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7 Entwicklung institutioneller Durchlässigkeit in 
Deutschland  
Während im vorangegangenen Kapitel das deutsche Bildungssystem, das Bil-
dungsschisma und damit auch das deutsche Durchlässigkeitsproblem sowie des-
sen historische Gewachsenheit dargestellt wurden, folgt in diesem Kapitel die 
Analyse der Veränderungen der institutionellen Durchlässigkeitsstrukturen in 
Deutschland für den Untersuchungszeitraum. Dies geschieht in drei Schritten. 
Wie bereits im Methodenkapitel (vgl. Kapitel 4) dargelegt, unterscheide ich zwei 
Untersuchungszeiträume, um die nationalen Entwicklungen und den Einfluss der 
europäischen Prozesse auf die nationalen Strukturen besser untersuchen zu kön-
nen. So differenziere ich den Zeitraum vor den Bologna- und Kopenhagen-Pro-
zessen in Deutschland von 1990 bis 1998 und den Zeitraum der europäischen 
Prozesse von 1999 bis 2012. Dementsprechend werde ich die Entwicklungen der 
gesellschaftlichen Wissensbestände zu Durchlässigkeit in einem ersten Schritt von 
1990 bis 1998 und in einem zweiten Schritt von 1999 bis 2012 analysieren. Diese 
Untersuchungen basieren primär auf der Diskursanalyse der ausgewählten Ak-
teursdokumente101 (vgl. Kapitel 4). Untersucht wurden dabei Dokumente der Ak-
teursgruppen,102 die das Berufs- und Hochschulbildungssystem stark beeinflus-
sen: auf Bundesebene das Ministerium für Bildung und Forschung (BMBW bzw. 
BMBF) als Akteur in der Berufsbildung und, wenn auch weniger, in der Hoch-
schulbildung; auf Länderebene die Kultusministerkonferenz (KMK) als Akteur in 
der höheren Allgemeinbildung und in Verantwortung für die Berufsschulen; auf 
Unternehmensseite der Deutsche Industrie- und Handelskammertag (DIHT bzw. 
DIHK) als Akteur vor allem in der Berufsbildung und auf Gewerkschaftsseite der 
deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) als Akteur primär in der Berufs-, aber auch 
in der Hochschulbildung. 
So soll im Rahmen der Analysen gezeigt werden, wie in den jeweiligen Zeit-
räumen Durchlässigkeit von den bildungspolitischen Akteuren konstruiert wurde, 
aber auch, welche Deutungskämpfe und damit Infragestellungen der Legitimität 
der bestehenden Institutionen sichtbar werden. In einem dritten Schritt soll fest-
gestellt werden, inwiefern sich die institutionellen Durchlässigkeitsstrukturen 
vom ersten zum zweiten Zeitraum verändert haben. 
Insgesamt stehen in diesem Kapitel primär die Ergebnisse der Diskursanalyse 
und damit die Analyse der kulturell-kognitiven und teilweise normativen institu-
tionellen Dimension im Vordergrund. Wie wird Durchlässigkeit verstanden, wel-
101  Im ersten Zeitraum wurden 36 Dokumente und im zweiten 108 Dokumente analysiert (vgl. 
Auflistung der  untersuchten Dokumente im Online-Anhang III). 
102  Eine ausführlichere Begründung der Akteursauswahl findet sich zum einen in Kapitel 4 und eine 
Beschreibung der Steuerung und damit auch der verantwortlichen Akteure im deutschen Berufs- 
und Hochschulbildungssystem in Kapitel 6. 
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che Selbstverständlichkeiten werden sichtbar, welche werden hinterfragt und wel-
che ändern sich? Was ist sag- und denkbar und was nicht? Zudem werden durch 
die Analyse der Diskurse auch die Praxis der Akteure und ihre Strategien und 
bestehende Deutungskämpfe aufgezeigt. Aber auch regulative Entwicklungen, 
welche auf Basis der Dokumentenanalyse erfasst wurden, werden in die Analyse 
eingearbeitet. Zum einen geschieht dies, wenn ein Überblick über die wichtigsten 
Debatten zum Thema Durchlässigkeit gegeben wird. Zum anderen werden ins-
besondere im letzten Abschnitt des Kapitels, in dem die Frage nach dem Wandel 
beantwortet werden soll, auch die regulativen Veränderungen betrachtet, um ein 
ganzheitlicheres Bild der Entwicklung zu erhalten. Ziel des Kapitels ist es vor 
allem, die Entwicklungen der deutschen Durchlässigkeitsstrukturen darzustel-
len.103 Inwiefern werden die institutionellen Strukturen stabilisiert (path stabilisa-
tion)? Kommt es zu einer klaren Veränderung historisch gewachsener institutio-
neller Prinzipien (path departure) oder gar zu einer Abkehr von ihnen (critical junc-
ture) (vgl. Ebbinghaus 2005)? 
7.1 Gesellschaftliche Wissensbestände zu Durchlässigkeit 
vor Bologna und Kopenhagen (1990-1998) 
Welche institutionellen Entwicklungen im Hinblick auf Durchlässigkeit können 
für den ersten Untersuchungszeitraum in Deutschland von 1990 bis 1998 festge-
stellt werden? Dafür wird in einem ersten Schritt ein Überblick über die unter-
schiedlichen Debatten zum Thema Durchlässigkeit gegeben. Im Rahmen dieses 
Überblicks werden auch wichtige regulative Änderungen auf Bundesebene be-
nannt. In einem zweiten Schritt werden aus den verschiedenen Aussagen der un-
tersuchten Akteure im ersten Untersuchungszeitraum Diskurse zu Durchlässig-
keit rekonstruiert und entlang ihrer typischen Struktur dargestellt. 
7.1.1 Schlaglichter der deutschen Debatten zu Durchlässigkeit 
(1990-1998) 
Dieser Abschnitt dient der Darstellung der durchlässigkeitsrelevanten Debatten 
im ersten Zeitraum. Debatten werden dabei als die Kontexte, in denen Durchläs-
sigkeit verhandelt wurde, gefasst. Sie entsprechen somit nicht den einzelnen The-
men der analysierten Dokumente und auch nicht den unterschiedlichen Aspekten 
von Durchlässigkeit. Als Debatten werden vielmehr nur die Themenkomplexe 
dargestellt, zu denen sich mehrere Akteure in ähnlichen Zusammenhängen und 
oft auch mit gegenseitigen Bezügen in einem bestimmten Zeitrahmen im Hinblick 
103  Die Rolle der Europäisierungsprozesse wird dagegen erst in Kapitel 10 dargestellt. 
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auf Durchlässigkeit geäußert haben. Relevante singuläre Aussageereignisse zu 
Durchlässigkeit sind zwar in die Diskursanalyse eingegangen, werden aber nicht 
als Debatten erfasst und dargestellt. 
In welchen Kontexten wurde nun primär über Durchlässigkeit diskutiert? Im 
ersten Zeitraum wurde Durchlässigkeit vor allem im Kontext einer Debatte104, 
und zwar im Zusammenhang mit den Fragen diskutiert, wie die Attraktivität der 
beruflichen Bildung erhöht und Gleichwertigkeit von Berufs- und Hochschulbil-
dung hergestellt werden kann. 
Debatte über Gleichwertigkeit und die Steigerung der Attraktivität 
von beruflicher Bildung 
Die Debatte zur Steigerung der Attraktivität von beruflicher Bildung begann be-
reits Ende der 1980er Jahre (Wolter 1994), war aber insbesondere zu Beginn der 
1990er Jahre virulent. Vor diesem Hintergrund entfachte sich die im deutschen 
System immer wieder aufgekommene Diskussion über die Gleichwertigkeit von 
beruflicher Bildung und Allgemeinbildung (vgl. BIBB 2011; Hegelheimer 1986) 
erneut. Angestoßen wurde die Debatte zu Beginn der 1990er Jahre durch die Ar-
beitgeber_innen, die die Gefahr eines großen Fachkräftemangels thematisierten, 
auf den reagiert werden müsse. Ursache für diesen Fachkräftemangel, der sich an 
der Zahl der unbesetzten Lehrstellen vor allem in den alten Bundesländern mani-
festierte, wurde in der mangelnden gesellschaftlich wahrgenommenen Attraktivi-
tät der beruflichen Bildung gesehen, die dazu führte, dass Jugendliche sich ver-
mehrt für die weiterführende Allgemeinbildung in der Schule und das Studium 
anstatt für eine Ausbildung entschieden. 
Die Zahl der unbesetzten Lehrstellen, mit 130.000 im letzten Jahr beziffert, belegt 
deutlich, daß eine Fehlentwicklung bei den Qualifikationen im Gange ist und daß 
diese eher größer als geringer wird. Wir können aber einen gravierenden Mangel an 
Fachkräften mittelfristig für den Wirtschaftsstandort Deutschland nicht hinnehmen, 
sondern wir brauchen hochqualifizierte Fachkräfte, die nach wie vor das Rückgrat 
unserer Unternehmen sind. Es kann nicht dazu kommen, daß ein Einsatz durch 
Akademiker das heutige Qualifikationsprofil der Fachkräfte ersetzt. (DIHT 1992a)105 
Eine Möglichkeit zur Erhöhung der Attraktivität beruflicher Bildung und damit 
einer Steuerung des Bildungsverhaltens wurde insbesondere mit der Herstellung 
von Gleichwertigkeit von beruflicher und allgemeiner Bildung gesehen, welche 
auch durch eine größere Durchlässigkeit im Bildungssystem erfolgen sollte. Die 
104  Ich verwende im Folgenden den Debattenbegriff im Singular, um die unterschiedlichsten 
Kontexte besser voneinander abzugrenzen. Das heißt aber nicht, dass es sich nur um ein 
Aussageereignis oder einen spezifischen Zeitraum handelt. Vielmehr umfasst die identifizierte 
Debatte alle Aussagen und Diskussionen zu einem spezifischen Kontext, in dem Durchlässigkeit 
diskutiert wurde. 
105  Die Zitate aus den untersuchten Originaldokumenten werden größtenteils ohne Seitenangaben 
angegeben, weil die untersuchten Dokumente dann selbst keine Seitenangaben aufweisen. 
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Öffnung der Hochschulen für beruflich Qualifizierte stand hierbei im Mittelpunkt 
(u.a. BMBW 1992; DGB 1990, 1992, 1996). Die Debatte zu Gleichwertigkeit und 
Attraktivität wurde vor allem von den Akteuren der beruflichen Bildung geführt. 
Eine Folge war, dass 1992 und 1993, organisiert vom Bundesministerium für Bil-
dung und Wissenschaft, Tagungen zum Thema Gleichwertigkeit von beruflicher 
und allgemeiner Bildung stattfanden, auf denen Antworten auf die Frage gesucht 
wurden, wie Gleichwertigkeit hergestellt werden könne. Durchlässigkeit war hier-
bei ein zentraler Lösungsansatz. Als wichtig wurde auch die verstärkte Anerken-
nung von beruflicher Bildung im Arbeitsmarkt diskutiert, die sich in verbesserten 
Karriere- und Entwicklungschancen beruflich Qualifizierter widerspiegeln sollte. 
Angestoßen durch die Akteure der Berufsbildung, begann auch die Hoch-
schulrektorenkonferenz (HRK), sich mit dem Thema Durchlässigkeit in Form 
des Hochschulzugangs beruflich Qualifizierter (ohne Abitur) zu beschäftigen. 
Wobei die Plenarsitzung 1991 allein dafür genutzt wurde, um zu klären, ob das 
Thema überhaupt relevant genug sei, um sich weitergehend damit zu befassen 
(HRK 1991). 1992 beschloss die HRK dann, dass „besonders qualifizierten Be-
rufstätigen“ ein fachbezogener Hochschulzugang unter der Voraussetzung, dass 
die Studierfähigkeit der Bewerber_innen geprüft würde, eröffnet werden könne 
(HRK 1992b). 
Der Beschluss der KMK von 1991, dass das Abschlusszeugnis der Berufs-
schule die Berechtigungen des Mittleren Schulabschlusses (MSA) einschließt, be-
einflusste ebenfalls den Verlauf der Debatte. Während u.a. das BMBW sich über-
wiegend positiv über diese Gleichstellung im Sinne eines Zeichens der Gleich-
wertigkeit beruflicher und allgemeiner Bildung äußerte,106 sahen die Ge-
werkschaften diesen Beschluss als nicht weitgehend genug und sogar nachträglich 
für die Herstellung von Gleichwertigkeit von beruflicher Bildung und All-
gemeinbildung an, da zu diesem Zeitpunkt bereits viele Bewerber_innen für eine 
Ausbildung einen MSA besaßen (DGB 1992). 
Die KMK befasste sich somit auch mit dem Thema der Gleichwertigkeit von 
allgemeiner und beruflicher Bildung sowie mit den Fragen nach Studierfähigkeit 
und der Qualifikationsgrundlage für ein Hochschulstudium (KMK 1994). So wie-
sen die Kultusminister_innen darauf hin, dass es bereits einige Beschlüsse zu 
Durchlässigkeitsregelungen von der KMK gebe, aber die Möglichkeiten in diesem 
Bereich noch nicht ausgeschöpft seien (KMK 1994). Bevor aber Weiteres be-
schlossen werden könne, bedürfe es einer genaueren Untersuchung des Themas 
durch die KMK selbst. 
Die zweite Hälfte des ersten Untersuchungszeitraums war dadurch geprägt, 
dass die Forderungen vor allem nach dem Hochschulzugang beruflich Qualifi-
zierter in den Grundsatzprogrammen der Gewerkschaften sowie im Berufsbil-
dungsbericht der Regierung kontinuierlich aufrechterhalten wurden, wobei insbe-
sondere die Länder als die Akteure angesprochen wurden, die sich mit diesem 
106  Allein die Voraussetzung des Erreichens eines Notendurchschnitts von 3,0 wurde vom 
Bildungsministerium als Einschränkung der Gleichwertigkeit kritisiert. 
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Problem zu beschäftigen hätten. Die Länder wiederum beschlossen zwar keine 
Harmonisierung der Möglichkeiten des Hochschulzugangs ohne schulische Be-
rechtigung, jedoch entschieden sie 1997, um die Gleichwertigkeit von beruflicher 
und Allgemeinbildung voranzubringen, dass unter bestimmten Bedingungen, 
d.h., wenn ein bestimmtes Maß an allgemeinbildenden Fachstunden nachgewie-
sen wird, auch in der beruflichen Bildung eine Fachhochschulreife erworben wer-
den kann (KMK 1997b). Inwiefern dieser Beschluss wirklich als ein Schritt zu 
größerer Gleichwertigkeit angesehen werden könne, wurde jedoch vor allem von 
den Gewerkschaften hinterfragt, weil mit den angegebenen Kriterien der Hoch-
schulzugang de facto wieder über das Allgemeinbildungsniveau erfolgt (DGB 
1998c). 
Festzustellen ist, dass die Debatte um Durchlässigkeit an bereits bestehende 
Diskussionen in der Bundesrepublik anknüpfte. Dass zu Beginn des Untersu-
chungszeitraums die deutsche Wiedervereinigung stattfand und mit den neuen 
Bundesländern auch deutlich andere Traditionen, was Durchlässigkeit angeht, da-
zugekommen sind (vgl. Kapitel 6), wurde in den Aussagen der untersuchten Ak-
teure so gut wie nicht sichtbar. Allein 1991 wurden doppeltqualifizierende Bil-
dungsgänge, wie das in der DDR erwerbbare Abitur mit Berufsausbildung, the-
matisiert, wobei der DGB (1991) diese Qualifikationsform erhalten und das 
BMBW (1991) sie, deutlich zurückhaltender, in ihre Überlegungen zu Gleichwer-
tigkeit einbeziehen wollte. Weiteres wurde diesbezüglich aber nicht unternom-
men. 
Die Debatte um Durchlässigkeit, die im ersten Untersuchungszeitraum vor 
allem als Diskussionen um Gleichwertigkeit von beruflicher und Allgemeinbil-
dung geführt wurde, ging am Ende des Untersuchungszeitraums zwar weiter, aber 
nicht mit solch einer Dynamik wie zu Beginn. Die Bedeutung des Themas ließ 
aber nicht nach, was sich auch darin widerspiegelt, dass Gleichwertigkeit sogar im 
Koalitionsvertrag der neuen Regierung 1998 als zu erreichendes Ziel aufgenom-
men wurde (Sozialdemokratische Partei Deutschlands/Bündnis 90 Die 
GRÜNEN 1998). In Abbildung 4 wird die gerade zusammengefasste Debatte im 
Kontext der nationalen und europäischen Politiken chronologisch dargestellt, um 
















































































































































































































































7.1.2 Deutsche Diskurse 1990-1998: Durchlässigkeit als Diskurs 
über Zugang und Gleichwertigkeit 
Aus den Aussagen, die im Rahmen der dargestellten Debatte formuliert wurden, 
sowie aus den wenigen zusätzlichen einzelnen Aussageereignissen (vgl. Kapitel 4) 
in den 1990er Jahren, die Fragen von Durchlässigkeit thematisierten, wurden 
zweunterschiedliche Diskurse identifiziert, die sich antagonistisch 
gegenüberstehen: einen strukturkritischen Durchlässigkeitsdiskurs, der auf eine 
stärkere Gleichstellung der beruflichen Bildung in der Gesellschaft und damit 
auch einer größeren Durchlässigkeit zielt sowie einen strukturkonservativen 
Durchlässigkeitsdiskurs, in dem die Vorrangstellung der höheren 
Allgemeinbildung reproduziert und Durchlässigkeit von der Berufs- zur 
Hochschulbildung kritisch betrachtet wird. Es wird also deutlich, dass im ersten 
Untersuchungszeitraum diskursive Deutungskämpfe um Durchlässigkeit in 
Deutschland stattfanden. 
Im Folgenden soll nun die Struktur der Diskurse (vgl. Kapitel 4) genauer dar-
gestellt werden. Dabei soll noch mal darauf hingewiesen werden, dass die Dis-
kurse als Modellierung der gefundenen Typiken verstanden werden sollen. Es 
handelt sich demnach um eine Abstraktion vom Ausgangsmaterial und stellt nicht 
den Forschungsvollzug, sondern das Ergebnis desselben dar, in dem das Material 
zu Diskursen verdichtet wurde (vgl. Keller 2008). Die Darstellung der Diskurs-
strukturen erfolgt dabei für den ersten Untersuchungszeitraum im Querschnitt, 
da keine größeren Veränderungen der Diskurse für diesen Zeitverlauf festzustel-
len sind. Sind Diskursentwicklungen festzustellen, werden diese hervorgehoben. 
Die Darstellung der Diskurse soll in drei Schritten erfolgen. Erstens werden 
die in den Diskursen dominierenden Argumentationsmuster dargestellt, da diese 
die Logik der restlichen Strukturmerkmale der Diskurse bestimmen. Zweitens 
wird die jeweilige spezifische Struktur der Diskursstränge verglichen. Dabei geht 
es vor allem um das Verständnis von Durchlässigkeit, was auch in den Lösungs-
vorschlägen sichtbar wird. Das heißt, wie soll Durchlässigkeit erreicht werden? 
Welche Aspekte von Durchlässigkeit spiegeln sich in den Aussagen zu Durchläs-
sigkeit wider? Für wen soll Durchlässigkeit geschaffen werden? Um die Spezifika 
der identifizierten Diskurse und Diskursstränge besser herauszuarbeiten, werden 
diese einander gegenübergestellt. Für die Darstellung nutze ich das in Kapitel 2 
entwickelte heuristische Konzept von Durchlässigkeit, um entsprechend den ein-
zelnen Aspekten das jeweilige Verständnis darzustellen.107 
Drittens sollen auf Basis der dargestellten Diskursstrukturen die sichtbar ge-
wordenen Strategien der Diskursträger dargelegt werden. In diesem Schritt sollen 
auch noch einmal stärker die Akteurspositionen verortet werden. An dieser Stelle 
107  Hierbei ist anzumerken, dass die Logik der Darstellung nicht der reinen Forschungslogik 
entspricht. Sie dient stattdessen einer besseren Systematisierung. Wie in Kapitel 5 beschrieben, 
wurden im Forschungsprozess nicht deduktiv die Aspekte anhand von vorgefertigten 
Kategorien analysiert, sondern er wurde angelehnt an das Vorgehen der GTM (vgl. Kapitel 4.). 
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soll darauf hingewiesen werden, dass Diskurse nicht als Meinungen einzelner Ak-
teure gefasst werden können, sondern übergreifend in den Aussagen rekonstruiert 
werden. Deshalb ist eine eindeutige Zuordnung der untersuchten Akteure zu Dis-
kursen nicht möglich. Die Diskurse sind gekennzeichnet durch eine jeweils spe-
zifische Logik, die die Gründe, die Problematisierung von Durchlässigkeit, die 
Behandlung des Themas, die Lösungsvorschläge und schließlich auch die Strate-
gien mit strukturiert. 
Argumentationslogiken der Diskurse 
Nachfolgend werden die in den Diskursen rekonstruierten Argumentationslogi-
ken dargestellt. Argumentationslogiken sind dabei zentrale Faktoren für die Struk-
turierung der Diskurse. Sie entsprechen dem roten Faden, der die anscheinend 
willkürlichen Äußerungen in einen spezifischen Zusammenhang stellt und ver-
bindet. Aus diesem Grund sind es auch die Argumentationslogiken, die die 
Grundlage für die Unterscheidung einzelner Diskursstränge bilden. In den beiden 
für Deutschland herausgearbeiteten Diskursen konnten drei vorherrschende Dis-
kursstränge, die jeweils einer bestimmten Argumentationslogik folgen, herausge-
arbeitet werden. Dabei teilt sich der strukturkritische Diskurs in einen universali-
stischen und einen funktionalistischen Diskursstrang, und der strukturkonserva-
tive Diskurs wird durch einen funktionalistischen Diskursstrang bestimmt. Diese 
drei unterschiedlichen Argumentationslogiken werden getrennt voneinander be-
handelt. In ihnen wird deutlich, warum und in welchen Zusammenhängen Durch-
lässigkeit und damit auch das Verhältnis von Berufs- zu Hochschulbildung the-
matisiert wird und was eigentlich das wahrgenommene Problem im Hinblick auf 
Durchlässigkeit ist. Zuerst sollen die Argumentationslogiken des strukturkriti-
schen und anschließend die des strukturkonservativen Diskurses vorgestellt wer-
den. Im Anschluss an die Beschreibung der Logiken werden diese in Tabelle 10 
zusammengefasst dargestellt. 
Strukturkritisch-funktionalistischer Diskursstrang (1990-1998): Durchläs-
sigkeit als Antwort auf den Strukturwandel und das Attraktivitätsproblem 
Im Rahmen des strukturkritischen Diskurses ist die funktionalistische Argumen-
tationslogik die klar dominierende. Der strukturkritisch-funktionalistische Dis-
kursstrang wird daher auch von allen untersuchten Akteuren mehr oder weniger 
stark getragen. 
Auf gesellschaftlicher Ebene werden drei größerer Probleme angesprochen, 
die durch eine vergrößerte Durchlässigkeit zwischen Berufs- und Hochschulbil-
dung verringert werden können. Erstens soll Durchlässigkeit zu einer Stärkung 
der Attraktivität der beruflichen Bildung führen. Zweitens ist aufgrund des struk-
turellen Wandels ein Bedarf der Bevölkerung an Höherqualifizierung festzustel-
len, auf den auch im Bildungssystem reagiert werden müsse. Und drittens sind gut 
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ausgebildete Individuen die Voraussetzung, dass Deutschland weiterhin wettbe-
werbsfähig bleibt. 
Der erste Grund ist der dominierende im Diskurs. So wird festgestellt, dass 
die fehlende Attraktivität der beruflichen Bildung und damit einhergehend ihre 
fehlende Wertschätzung in der Gesellschaft zu dem Problem des Facharbei-
termangels führe, welcher gesellschaftlich und wirtschaftlich als schädlich einge-
stuft wurde (BMBW 1992; DIHT 1992a).108 Da berufliche Bildung in der Gesell-
schaft vielfach als „Sackgasse“ in Bezug auf Karriere- und Entwicklungsmöglich-
keiten angesehen werde, seien Reformen der Bildungs- und Beschäftigungsstruk-
turen notwendig, um zu einer Aufwertung der beruflichen Bildung beizutragen 
und Eltern und Jugendliche bei der Bildungswahl wieder für den beruflichen Weg 
zu interessieren. Eine verstärkte Durchlässigkeit von der Berufsbildung zur 
Hochschulbildung wäre ein Weg, diesen „immer einseitigeren Zug über das Abi-
tur ins Studium“ (DIHT 1992a) zu stoppen, die Attraktivität der Berufsbildung 
zu erhöhen und mehr Facharbeiter auszubilden. 
Das Problem, das wir mit der Gleichwertigkeit haben und das den Ausgangspunkt 
auch für Bildungswahlentscheidungen bildet, ist, daß viele Eltern und viele Jugendli-
che berufliche Bildungsgänge als Sackgasse, Einbahnstraße sehen, die, wenn man sie 
mal beschritten hat, so leicht nicht wieder verlassen werden kann. Es kommt deshalb 
darauf an – und darin besteht auch unser Ziel –, die berufliche Bildung und die Be-
rufsperspektiven so attraktiv zu machen, daß der Wettbewerb der verschiedenen Bil-
dungswege untereinander auch tatsächlich stattfinden kann und nicht von vornherein 
durch die unterschiedlichen Vorausbedingungen nur in verzerrter Form möglich ist. 
(BMBW 1992: 69) 
Eine Ursache für diese (Fehl-)Entwicklung wird teilweise in der ausbleibenden 
Leistungsauswahl im Schulsystem gesehen, die dazu führe, dass eine immer grö-
ßere Anzahl von Schüler_innen das Gymnasium besucht und mit einem Abitur 
abschließt, aber tatsächlich nicht mit den Anforderungen im Hochschulstudium 
oder später auf dem Arbeitsmarkt zurechtkommt (DIHT 1992a). 
Je mehr wir eine leistungs- und begabungsorientierte Auswahl an das Ende von Bil-
dungswegen verlagern oder sogar auf Abschlußprüfungen verzichten, umso härter 
wird der Schock beim Übergang in das Arbeitsleben. (DIHT 1992a) 
Ziel sei es, wieder eine größere Gruppe von Jugendlichen für eine berufliche Bil-
dung zu gewinnen, da ausgebildete Facharbeiter als „Rückgrat“ der Unternehmen 
gelten (BDI et al. 1993) und nicht von Hochschulabsolvent_innen ersetzt werden 
können. 
Des Weiteren wird aber auch der generelle gewachsene gesellschaftliche Be-
darf an höher Qualifizierten, der sich durch den Strukturwandel in Produktion 
108  Zur Veranschaulichung und zum Nachweis der Diskurse werden repräsentative Quellen und 
Zitate angegeben. Dabei ist zu beachten, dass diese Quellen nicht die einzigen im 
Untersuchungszeitraum sein müssen, die das Geschriebene belegen. Vielmehr stellt die 
Beschreibung der Diskursstruktur eine Modellierung typischer Strukturen und Verständnisse 
dar, die aus allen im Anhang identifizierten Quellen herausgearbeitet wurden. 
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und Beschäftigung, aber auch im technologischen Wandel, dem Wandel in der 
Betriebsorganisation ergibt, festgestellt (BMBW 1991, 1992; DGB 1992; KMK 
1997a). Schließlich sollte die Höherqualifikation auch zur Sicherung des Standort-
wettbewerbs beitragen. So unterstreichen z.B. die Kammern einen wachsenden 
Bedarf an Hochschulabsolvent_innen für Positionen in den Führungsetagen der 
Unternehmen, die nicht mehr angemessen über betriebliche Weiterbildung be-
setzt werden könnten, und fordern damit einen erleichterten Hochschulzugang 
für beruflich Qualifizierte (DIHT 1990). Zudem bestehe eine Notwendigkeit zur 
Höherqualifizierung in der Gesellschaft, da das Wirtschaftswachstum von moder-
nen Gesellschaften eng an das Qualifikationsniveau der Bevölkerung gekoppelt 
sei (HRK 1992b). Insgesamt seien daher sowohl die Höherqualifizierung über ein 
Studium als auch der Rückgewinn von Interessenten für eine Facharbeiterausbil-
dung Grundlagen für eine gute Position Deutschlands im globalen und innereu-
ropäischen Wettbewerb (DIHT 1990). 
Aber nicht nur gesellschaftlich, sondern auch für das Individuum kann der 
Zugang zur Hochschule große Vorteile bringen, denn Arbeitslosigkeitsrisiko, 
Karriere- und Entwicklungschancen seien eng verbunden mit dem individuellen 
Qualifikationsniveau (HRK 1992b). 
Strukturkritisch-universalistischer Diskursstrang (1990-1998):  
Recht auf Chancengleichheit und Gleichstellung von Berufs- und höherer  
Allgemeinbildung 
Im strukturkritischen Diskurs wurden aber nicht allein Argumente funktionaler 
Natur als Begründung von Durchlässigkeit angebracht, sondern auch solche, die 
in dieser Arbeit als universalistisch gelten sollen. In Anlehnung an den egalitären 
Universalismus der Menschenrechte steht in dieser Argumentationslogik das glei-
che Recht des Individuums auf (Weiter-)Bildung im Mittelpunkt. 
Um das Recht auf Bildung zu verwirklichen, reicht es nicht aus, die Infrastruktur für 
das Pflichtschulsystem bereitzustellen. Vorschulische Bildung, berufliche Erstausbil-
dung und hochschulische Ausbildung, berufliche, kulturelle und politische Weiterbil-
dung unterliegen ebenfalls der öffentlichen Verantwortung. (DGB 1998b: 11) 
Der Geltungsanspruch ist dabei nicht auf partikulare Bevölkerungsgruppen, die 
spezifische Vorteile wie ein Hochschulstudium genießen dürfen, begrenzt, son-
dern zielt stattdessen auf die Inklusion aller, insbesondere auch der bisher Ausge-
schlossenen. Es geht dann um die gleichen Rechte und Chancen für alle. 
Entsprechend dieser Definition, was unter universalistisch gefasst werden 
kann, wird im Diskursstrang auf gesellschaftlicher Ebene erstens die Notwendig-
keit durchlässiger Bildungsstrukturen über das Ideal der Chancengleichheit be-
gründet, zweitens das Ziel, Bildung als Recht und öffentliches Gut zu institutio-
nalisieren, formuliert und drittens gefordert, dass über Durchlässigkeit auch die 
Gleichwertigkeit der beruflichen Bildung als andersartiger, aber gleichwertiger Bil-
 229 
dungsweg anerkannt wird. Dieser gleiche Wert der beruflichen Bildung solle da-
her auch stärker bei Fragen des Hochschulzugangs berücksichtig werden (BMBW 
1992). 
In Bezug auf Chancengleichheit kann im universalistischen Diskursstrang un-
terschieden werden zwischen einer progressiven und einer eher konservativen 
Sichtweise. Von stärker konservativer Seite wird Chancengleichheit in den indivi-
duellen Entwicklungsmöglichkeiten für beruflich Qualifizierte (auch Fortgebil-
dete) und Absolvent_innen der Sekundarstufe II der höheren Allgemeinbildung 
gefordert (BMBW 1992). Aus progressiver Sicht wird dagegen Chancengleichheit 
für beruflich Qualifizierte und Hochschulabsolvent_innen gefordert (DGB 
1995). 
Die Attraktivität der beruflichen Bildung muß gestärkt und die Entwicklungschancen 
ihrer Absolventen verbessert werden, damit sie zu einer echten Alternative zum 
Hochschulstudium wird […]. Solange ein Hochschulexamen bessere Beschäftigungs-
chancen, höhere Einkünfte und größeres Prestige ermöglicht, kann von einem 
Durchbruch des Gleichwertigkeitsprinzips keine Rede sein. (DGB 1995) 
Von den Progressiven wird also eine Gleichwertigkeit von Berufs- und Hoch-
schulbildung konstruiert, während bei der konservativen Variante eine Gleich-
wertigkeit von Berufsbildung und allgemeinbildender Gymnasialstufe besteht und 
somit indirekt eine Hierarchisierung zwischen Berufs- und Hochschulbildung 
stattfindet. Für den Diskurszeitraum war diese Position aber noch immer als 
strukturkritisch einzuschätzen, da auch diese Form der Gleichstellung nicht insti-
tutionalisiert war. 
Aber auch im Schulsystem wird eine Ursache für die Bildungswahl vieler 
Schüler_innen gesehen. So wird die zu frühe Selektion in unterschiedliche Bil-
dungswege im deutschen Schulsystem als ein Problem und damit auch als Lö-
sungsmöglichkeit erkannt. 
Die Umsetzung von Gleichwertigkeit zwischen beruflicher und allgemeiner Bildung 
wird davon abhängen, inwieweit es uns gelingt, unter bildungsstrukturellen Aspekten 
die Optionen für mehr Durchlässigkeit, Flexibilität und Chancengleichheit im gesam-
ten Bildungssystem zu verstärken, um Entscheidungen über den Berufs- und Lebens-
weg nicht im Wesentlichen schon zum Ende der Grundschulzeit festlegen zu müssen 
oder jedenfalls zu glauben, das tun zu müssen. (BMBW 1992: 66) 
Für die Individualebene wird im universalistischen Argumentationsmuster ge-
schlussfolgert, dass durchlässige Bildungsstrukturen und somit die Ermöglichung 
der Bildungsteilnahme zu einer Stärkung der individuellen gesellschaftlicher Teil-
habe und Persönlichkeitsentfaltung führe (DGB 1998b). Zudem solle sicherge-
stellt werden, dass nicht die reinen Bildungszertifikate, sondern die tatsächlichen 
Kompetenzen, die auf unterschiedlichsten Wegen, also z.B. per Studium oder be-
ruflicher Bildung, erlangt werden können, die individuellen Entwicklungsmög-
lichkeiten bestimmen. Hier erfolgt eine Absage an den in der Gesellschaft vor-
herrschenden Kredentialismus (DGB 1992) und eine deutliche Lernergebnisori-
entierung. 
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Ich sage ebenso deutlich, daß Berufstätige mit einer qualifizierten Berufsausbildung 
auch mehr Chancen des Aufstiegs in der privaten Wirtschaft und im öffentlichen 
Dienst erhalten müssen und nicht wegen fehlender formaler Bildungszertifikate Be-
nachteiligungen erfahren. (DGB 1992: 250) 
Strukturkonservativ-funktionalistischer Diskursstrang (1990-1998):  
Durchlässigkeit als Überlastung und Primat des Abiturs 
Im strukturkonservativen Diskurs findet eine Beschäftigung mit der Frage der 
Durchlässigkeit vor allem deshalb statt, weil entsprechende Forderungen im Rah-
men der deutschen Bildungsdebatten deutlich werden und somit an die Träger 
des Diskurses herangetragen werden. So ist auch die Plenardebatte der HRK 1991 
ein Zeichen dafür, da in dieser allein die Relevanz der Frage des Hochschulzu-
gangs für beruflich Qualifizierte ohne schulische Berechtigung diskutiert wurde. 
Dabei wurde deutlich, dass beruflich Qualifizierte nicht als natürliche Zielgruppe 
für die Hochschule betrachtet werden. 
Dazu stellten sie eher ein Problem dar, denn sie würden die bereits seit den 1970er 
Jahren bestehende Überlast der Hochschulen noch verstärken. Hochschulen 
seien nicht entsprechend ausgestattet, um noch eine Studierendengruppe aufzu-
nehmen (HRK 1991).109 Beruflich Qualifizierte werden somit nicht als relevante 
und legitime Zielgruppe anerkannt, sondern als Gefahr für das Funktionieren des 
Hochschulsystems konstruiert. 
Durchlässigkeit ist nicht nur eine Gefahr für die Hochschulen. Zusätzlich sei 
auch das „für Berufstätige besonders schwerwiegende Risiko des Scheiterns beim 
Wechsel von einem ausgeübten Beruf in die Hochschule“ (HRK 1994) zu beden-
ken. Insofern sind restriktive Durchlässigkeitsregelungen auch als Schutz für diese 
Individuen selbst zu sehen. 
Die mangelnde Attraktivität der beruflichen Bildung, die im strukturkritischen 
Diskurs als ein Hauptargument für Durchlässigkeitsforderungen formuliert wird, 
könne aber nicht als Grundlage für die Öffnung der Hochschulen dienen. Dieses 
Problem müsse von Vertretern der beruflichen Bildung selbst gelöst werden 
(HRK 1992b). So sei es deren Aufgabe „in Wirtschaft, Verwaltung und öf-
fentlichem Dienst, vergleichbar qualifizierten Absolvent_innen beider Bildungs-
wege gleiche reale Möglichkeiten für die Beschäftigung, Bezahlung, Weiterquali-
fizierung und Beförderung zu geben.“ (KMK 1994) 
  
109  Allerdings wurde für eine bestimmte Gruppe der Anspruch auf einen Hochschulzugang als 
legitim anerkannt, und zwar für diejenigen, die durch das politische System der DDR und die 
darin stattfindende politisch bestimmte Kontingentierung der Studienplätze benachteiligt 
wurden (HRK 1991). 
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Gleichwertigkeit von beruflicher und höherer Allgemeinbildung als ein weiteres 
Argument des strukturkritischen Diskurses wird im strukturkonservativen 
Diskurs nicht mit Fragen der Durchlässigkeit verbunden und auch nicht als 
Norm, die erreicht werden müsse, formuliert. 
Strukturmerkmale der deutschen Diskurse (1990-1998) 
Wie und für wen soll nun Durchlässigkeit erreicht werden? Welche Aspekte von 
Durchlässigkeit stehen im Vordergrund? Im nächsten Abschnitt werden die typi-
schen Deutungsangebote für die Diskursstränge, d.h. die Lösungsmöglichkeiten 
des Durchlässigkeitsproblems, die Zielgruppe, für die Durchlässigkeit geschafffen 
werden soll, und auch die konstruierten Subjektpositionen verglichen. Auf diese 
Weise werden das Verständnis von Durchlässigkeit in den beiden deutschen Dis-
kursen und die Deutungskämpfe zwischen diesen sichtbar. 
Nachfolgend werden die typischen Positionen zu den Durchlässigkeitsaspek-
ten, die entsprechend den Argumentationslogiken differieren, als Elemente der 
jeweiligen Diskursstrukturen verglichen und schließlich jeweils in einer Über-
blickstabelle zusammengefasst. Diese Diskursstrukturen stellen wiederum einen 
Querschnitt durch den ersten Untersuchungszeitraum dar. Dies ist zulässig, da 
sich keine großen Änderungen im Zeitverlauf gezeigt haben. 
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Zugang 
Wenn Durchlässigkeit thematisiert wurde, diskutierten die Akteure im ersten Zeit-
raum primär über Fragen des Hochschulzugangs beruflich Qualifizierter. Die 
Hauptforderung im Rahmen des strukturkritischen Diskurses, sowohl im univer-
salistischen als auch im funktionalistischen Diskursstrang, lautete, das bestehende 
Monopol der höheren Allgemeinbildung über das Berechtigungswesen für den 
Hochschulzugang aufzubrechen. Der Hochschulzugang solle auch über berufli-
che Qualifizierungswege möglich sein. So müsse der gleiche Wert der beruflichen 
Bildung bei Fragen des Hochschulzugangs stärker berücksichtig werden. Es sei 
nicht mehr nur die Allgemeinbildung mit ihrem gymnasialen Fächerkanon, die auf 
die Hochschule vorbereiten könne (DGB 1996; BMBW 1992; DIHT 1990). Hier 
wird deutlich, dass ein Gegenentwurf zur bis dahin geltenden hegemonialen Deu-
tung, dass insbesondere die gymnasiale Bildung auf die Hochschule vorbereitet 
(vgl. Wolter 1994), konstruiert wird. Die Selbstverständlichkeit der Hegemonie 
der Allgemeinbildung für den Hochschulzugang wird hinterfragt. 
Unsere Überlegungen zur Umsetzung der Gleichwertigkeit stützen sich auf die These 
der Gleichwertigkeit der bildenden Qualität sowie des Anforderungs- und des Lern-
niveaus beruflicher Bildung im Vergleich zur allgemeinen Bildung. Das bedeutet, daß 
berufspraktische wie fachtheoretische Elemente der dualen Ausbildung ihren Anfor-
derungen entsprechend den klassischen Inhalten des Fächerkanons allgemeinbilden-
der Schulen vergleichbar sind. Vergleichbar heißt aber nicht gleichartig, sondern 
gleichwertig. (BMBW 1992) 
Im strukturkonservativen Diskurs dagegen wurde das bestehende Berechtigungs-
wesen als funktionierend und notwendig verteidigt. Der Hochschulzugang solle 
damit primär über den Weg der höheren Allgemeinbildung erworben werden 
(KMK 1994). 
Deutlich ist in allen Diskursen, dass nur der Weg aus der Berufs- in die Hoch-
schulbildung (aber nicht umgekehrt) thematisiert wird. Dass die berufliche Bil-
dung auch für Individuen mit akademischem Abschluss interessante Weiterent-
wicklungsmöglichkeiten bieten könne, liegt im Bereich des Unsag- und Undenk-
baren. Dieser eindimensionale Blick auf Durchlässigkeit zwischen Berufs- und 
Hochschulbildung zeigt eindrücklich die bestehenden Hierarchien zwischen den 
beiden Bildungsbereichen in der Gesellschaft. 
Doch wie genau soll gemäß den einzelnen identifizierten Diskurssträngen der 
Hochschulzugang erfolgen? 
Zugang über Berechtigungen in der beruflichen Bildung 
Im universalistischen Strang des strukturkritischen Diskurses wird vor allem die 
Einführung von Berechtigungen gefordert, die über die berufliche Bildung erwor-
ben werden könnte (DGB 1992, 1998c; BMBW 1993b). Nur auf diese Weise sei 
die Gleichwertigkeit zwischen Berufs- und Hochschulbildung gewährleistet. 
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Dieses Monopol der Berechtigungen liegt heute bei den zuständigen Stellen für das 
Schul- und Hochschulwesen. Hier ist – das war mir sehr einleuchtend – unter dem 
Begriff der Gleichwertigkeit und der Gleichbehandlung […] zum Ausdruck gebracht 
worden, daß dieses Monopol so nicht weiterbestehen kann. Auf der Grundlage von 
Berufsbildungsgesetz und Handwerksordnung erworbene Qualifikationen müßten 
hier auch in ihrer Berechtigung gesehen werden. (BMBW 1993b: 80) 
Aus einer eher progressiven Perspektive solle die berufliche Erstausbildung mit 
dem Abitur gleichgestellt werden und zum Zugang zu einer Hochschule berech-
tigen. So sollen Absolvent_innen einer Berufsausbildung, die drei Jahre Berufser-
fahrung gesammelt haben, auch ohne weitere Verfahren Zugang zur Hochschule 
erhalten dürfen (DGB 1998c). Im Gegensatz dazu wird aus einer eher konserva-
tiven Sicht zwar kein expliziter Zugang für Absolvent_innen einer Erstausbildung 
gefordert, wohl aber die Möglichkeit des Erwerbs der fachgebundenen Hoch-
schulreife oder der Fachhochschulreife via Aufstiegsfortbildungen oder erworbe-
nen Zusatzqualifikationen (BMBF 1997b). Während also einerseits ein besserer 
Zugang nur für die beruflich Qualifizierten, die sich bereits erfolgreich weiterge-
bildet haben, gefordert wird, wird andererseits eine Gleichwertigkeit von berufli-
cher Erstausbildung und Abitur konstruiert. Dagegen sei eine Gleichstellung der 
beruflichen Ausbildung mit dem mittleren Schulabschluss nicht weitgehend ge-
nug, da viele Auszubildenden diesen Abschuss bereits erworben haben. Vielmehr 
könne durch diese Gleichstellung die Ungleichwertigkeit zementiert und der Weg 
zur Hochschule nicht eröffnet, sondern eher versperrt werden (DGB 1992). 
Im strukturkonservativen Diskurs wird eine Gleichstellung von Abitur und 
Berufsabschluss weitgehend abgelehnt. Die Entscheidung über die Aufnahme ei-
nes Studiums solle bei den Akteuren der höheren Bildung liegen. Zwar weist die 
KMK (1997a) darauf hin, dass mit dem gestiegenen Anforderungsniveau, dem 
Upskilling (vgl. Protsch 2014 zum Konzept des Upskilling), in der beruflichen 
Bildung eine Gleichstellung im Hinblick auf Berechtigungen denkbar wäre. Diese 
Ansicht wurde aber nicht von allen Ländern (z.B. nicht von Bayern) geteilt, so 
dass auch innerhalb der KMK (1997a) Konflikte über die Gleichwertigkeit deut-
lich wurden, die das Ausstellen von Hochschulzugangsberechtigungen über die 
berufliche Bildung verhindern. Aber nicht an allen Lernorten könnten die für ein 
Hochschulstudium notwendigen Kompetenzen gleichermaßen erworben werden, 
insofern wäre es eine politische Frage festzulegen, wann und wo dies der Fall sei. 
Schlüsselqualifikationen, wie sie die Grundlage der neugeordneten Berufe bilden, sind 
geeignet, Studierfähigkeit zu begünstigen; sie sind für alle Bildungsgänge von ent-
scheidender Bedeutung. […] Nicht alle Fachgebiete sind dabei gegenseitig substitu-
ierbar. Für bestimmte Qualifikationen gilt, daß sie nur an bestimmten Gegenstands-
bereichen erworben werden können. Gleichzeitig ist zu beachten, daß zwischen der 
Entwicklung von Schlüsselqualifikationen und den Organisationsformen des Lernens 
ein enger Zusammenhang besteht. Die hierfür notwendigen Auswahlentscheidungen 
sind auf politischer Ebene zu treffen. (KMK 1994) 
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Es ginge demnach nicht um die Frage der Gleichwertigkeit der tatsächlich erwor-
benen Kompetenzen in der beruflichen Bildung im Vergleich der Allgemeinbil-
dung, sondern um politisch ausgetragene ideologische Kämpfe, wobei die Ent-
scheidungskompetenz über Berechtigungen ganz klar bei der KMK läge. 
Ein weiteres Problem mit generellen Berechtigungen für Abschlüsse der be-
ruflichen Bildung wird in der fehlenden Differenzierung der beruflichen Bildung 
gesehen. 
In der Struktur des Bildungs- und Ausbildungssystems wird das duale System der 
Berufsausbildung als Einheit betrachtet. Formal gibt es keine Differenzierung weder 
bei der Zulassung zur Berufsausbildung noch bei der Zuerkennung von Berechtigun-
gen in Verbindung mit dem Berufsabschluß. Auch die Ausbildungsdauer führt nicht 
zu Niveaudifferenzierungen. […] Diese Ausgangslage erschwert generelle Gleichwer-
tigkeitsregelungen im Bereich der dualen Ausbildung. (KMK 1997a: 8) 
Eine Möglichkeit, eine Differenzierung vorzunehmen, wäre die Einführung von 
standardisierten Abschlussprüfungen, um die unterschiedlichen Niveaus in der 
beruflichen Ausbildung abzubilden. Deutlich wird demnach die Einschätzung, 
dass die unterschiedlichen Arten der beruflichen Bildung unterschiedliche Ni-
veaus hätten und damit unterschiedlich auf den Zugang zur Hochschule vorbe-
reiten könnten. Da dies aber nicht in formalen Regelungen festgehalten sei, sei 
die Anerkennung von Gleichwertigkeit und damit auch die Vergabe von Berech-
tigungen schwierig. 
Im funktionalistischen Diskursstrang des strukturkritischen Diskurses wer-
den generelle Berechtigungen für die berufliche Bildung dagegen abgelehnt (BDI 
et al. 1993; DIHT 1992a). Vielmehr müsse getestet werden, ob die zukünftigen 
Studierenden auch die „Studierfähigkeit“ besitzen, um ein Studium erfolgreich zu 
absolvieren. 
Wenn ich von Leistung spreche, gilt dies selbstverständlich auch für die Absolventen 
der beruflichen Bildung. Diese können und sollen davon nicht ausgenommen werden. 
Sie müssen sich einer Bewertung ihrer Studierfähigkeit an den Hochschulen unterzie-
hen, d.h. konkret belegen, daß sie durch ihren beruflichen Bildungs- und Werdegang 
nebst ihrer Weiterbildung tatsächlich das erreicht haben, was man Studierfähigkeit 
nennt. (DIHT 1992a) 
Zugang über Eignungsprüfungen 
Ziel aus funktionalistischer Perspektive im strukturkritischen Diskurs ist es, den-
jenigen mit den größten Erfolgsaussichten den Studienzugang zu gewähren, un-
abhängig vom Ort ihrer Vorbildung. Auf diese Weise würde auch unnötigen Ab-
brüchen und damit Ressourcenverschwendung vorgebeugt werden (DIHT 
1992a). Die Erfolgsaussichten werden dabei im Rahmen der Strukturkritik im 
funktionalistischen Diskursstrang von der „Studierfähigkeit“ der Individuen ab-
hängig gemacht. 
Studierfähigkeit ist im deutschen Durchlässigkeitsdiskurs ein zentrales Deu-
tungsmuster, das sowohl im strukturkritischen als auch im -konservativen Diskurs 
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verwendet wird. Dabei wird Studierfähigkeit als eine Kompetenz oder Fähigkeit 
konstruiert, die bereits vor dem Beginn des Studiums anhand von Eignungstests 
oder absolvierten Bildungswegen festgestellt werden könnte. Diese nachzuwei-
sende Fähigkeit ist demnach als etwas konstruiert, das vom Individuum vor dem 
Studium ausgebildet wird oder eben nicht. Es handelt sich bei dieser Vorstellung 
somit um ein eher starres Konzept. Eine alternative Sicht wäre ein Konstrukt von 
Studierfähigkeit, das nicht statisch, sondern dynamisch funktioniert und sich erst 
beim Studium zeigt. Zulassungsbedingungen wie das Probestudium beruhen auf 
einem solchen Verständnis (vgl. Wolter 1994). So wird hier die Möglichkeit gese-
hen, dass die Individuen sich erst während des Studiums beweisen und auch erst 
durch das Studium die dafür notwendigen Fähigkeiten erlangen. Dieses alterna-
tive Verständnis wird im Diskurs nicht expliziert, findet sich aber stärker im uni-
versalistischen Diskursstrang wieder, da hier entsprechend dem Ideal des Rechts 
auf Bildung und der Annahme des gleichen bildenden Werts der Berufs- und 
Hochschulbildung allen der Beginn eines Studiums zugestanden wird. 
Im funktionalistischen strukturkritischen Diskursstrang können dabei zwei 
Sichtweisen in Bezug auf die Zielgruppe der Eignungstests unterschieden werden. 
Eine erste, stärker konservative Sichtweise verlangt die Prüfung der Studierfähig-
keit allein für beruflich Qualifizierte. Unterschieden wird dabei zwischen den be-
ruflich Qualifizierten mit Aufstiegsfortbildungsabschluss, die eher ein Beratungs-
gespräch als eine Prüfung ablegen sollten, und denen mit beruflichem Bildungs-
abschluss ohne Weiterbildung. Letztere sollten ihre Fähigkeit via Prüfung zeigen 
können (BMBF 1995; KMK 1997a). Konservativ ist diese Zugangslösung inso-
fern, als der Hochschulzugang über die Allgemeinbildung anerkannt wird, der 
Zugang über den beruflichen Bildungsweg aber zusätzlich abgesichert werden 
soll. Allein die Studierfähigkeit von beruflich Qualifizierten müsste demnach ge-
testet werden. 
Eine zweite Sichtweise innerhalb der funktionalistischen Strukturkritik wird 
im ersten Zeitraum von den Kammern vertreten. So wird die Einführung eines 
leistungsbezogenen Auswahltests an den Hochschulen gefordert. Dies aber nicht 
nur für berufliche Qualifizierte, sondern auch für Absolvent_innen der höheren 
Allgemeinbildung an den Schulen. Dies sei notwendig, da eine vorherige Leis-
tungsselektion im Schulbereich offenbar nicht mehr ausreichend stattfinde und 
das Abitur somit nur noch als notwendige, aber nicht mehr hinreichende Voraus-
setzung für ein Studium angesehen wird. Zeichen der unzureichenden Vorberei-
tung via Abitur, der gesunkenen „Solidität“, seien die bestehenden ‚Drop-outs‘ 
im Hochschulsystem, „die Studienabbrecher, die Dauerwechsler bei Studienfä-
chern, arbeitslose Hochschulabsolventen oder Beschäftigte weit unterhalb ihres 
Ausbildungsniveaus“ (DIHT 1992a). 
Mit der Eingangsprüfung würde aber nicht allein eine fehlende vorherige 
Leistungsselektion korrigiert, sondern auch Einfluss genommen werden auf die 
Bildungswahl der Schüler_innen. Denn wenn der Hochschulzugang unabhängig 
vom Bildungsweg nur über die eine Eignungsprüfung erreicht werden können, 
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wäre die Attraktivität der beruflichen Bildung im Vergleich zum Abitur nicht 
mehr geringer. 
Wenn die Verantwortlichen der Politik nicht willens sind, Bildungsströme im allge-
meinbildenden Schulwesen zu lenken, zu kanalisieren oder zu bremsen, ist es erst 
recht ihre Verpflichtung, auf anderen Wegen den Zug der Lemminge ins Studium zu 
bremsen. Eine Hochschuleingangsprüfung für alle erscheint mir dazu der einzige 
Weg, der Jugendlichen und Eltern frühzeitig das Risiko ihrer Bildungswahl verdeut-
licht. (DIHT 1992a) 
Gleichzeitig würde eine generelle Eignungsprüfung auch zu einer größeren 
Gleichwertigkeit beruflicher Bildung und der allgemeinbildenden Sekundarstufe 
II herstellen, da beide Bildungswege über eine „leistungsgerechte“ (DIHT 1990) 
Prüfung formal gleichgestellt wären. 
In diesen Aussagen zur Hochschulzugangsprüfung und zur Notwendigkeit 
der Lenkung des Bildungswahlverhaltens durch frühe Selektion im Schulbereich 
werden zwei unterliegende Deutungen sichtbar. Zum einen ein Verständnis von 
Begabung, die als natürlich gegeben und zeitlich stabil und somit nicht veränder-
bar verstanden wird. Aufgrund dieser Annahme ist eine frühe Selektion im Bil-
dungssystem eine Voraussetzung für die bestmögliche und differenzierte Förde-
rung der Individuen mit unterschiedlichen Begabungsniveaus. Diese Annahme 
von Begabung spiegelt sich daher wiederum im verwendeten Konstrukt Studier-
fähigkeit wider, die ebenfalls durch Tests geprüft werden soll und als vorher fest-
stellbar und nicht als dynamisches Konzept konstruiert wird. Zum anderen wird 
die funktionalistische Argumentation durch die meritokratische Grundannahme 
der leistungsgerechten Auswahl charakterisiert, die den begrenzten Zugang zu 
Positionen und Bildungschancen legitimiert. 
Während im universalistischen Diskursstrang somit der Weg über Berechti-
gungen bevorzugt wird, soll im funktionalistischen strukturkritischen Diskurs-
strang der Zugang über Prüfungen ausgebaut und vereinheitlicht werden, was vor 
allem dem dritten Bildungsweg entspricht. 
Im strukturkonservativen Diskurs wird der dritte Bildungsweg dagegen als 
gut ausgebaut bzw. als eine Form des Hochschulzugangs beschrieben, bei dem in 
den letzten Jahren viel passiert sei, so dass hier kein großer Handlungsbedarf be-
stehe (HRK 1994). Die Hochschulen positionierten sich ganz klar für den Hoch-
schulzugang via Eignungsprüfung (nach dem Vorbild Niedersachsen), die sowohl 
aus einem allgemeinbildenden als auch einem fachlichen Prüfungsteil bestehen 
sollte. Die Aufgabe der Prüfung sei, „Anhaltspunkte für die Erfolgsaussichten 
eines Studiums“ (HRK 1994) zu liefern. Zudem sollte die Prüfung an der aufneh-
menden Institution Hochschule stattfinden und von Prüfern aus der höheren All-
gemeinbildung (Hochschule, gymnasiale Oberstufe, Erwachsenenbildung) abge-
nommen werden. Die Beteiligung von Verbänden, also Vertretern der beruflichen 
Bildung, wurde explizit abgelehnt (HRK 1992b). Zwar wurde von den Hochschu-
len 1992 anerkannt, dass mitunter auch beruflich Qualifizierte ohne schulische 
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Berechtigung über die Voraussetzungen für ein Studium verfügen könnten, aber 
diese müssten noch durch eine Prüfung abgesichert werden. 
Berufliche Ausbildung vermittelt in ihrer Eigenständigkeit Qualifikationen, die ganz 
anders geartet sind als die der allgemeinbildenden Schulen. Qualifizierte Berufstätig-
keit vermittelt in manchen Bereichen jedoch Fähigkeiten und Fertigkeiten, die auch 
für ein Studium Voraussetzung sein können. (HRK 1992b) 
Im strukturkonservativen Diskurs wurde damit wiederum der Zugang zur Hoch-
schule mit dem Konstrukt der Studierfähigkeit verbunden, wobei diese als eine 
Kompetenz konstruiert ist, die stark auf Allgemeinbildung aufbaut und aus-
schließlich von Vertreter_innen der Allgemeinbildung geprüft werden könne 
(HRK 1992b, 1994; KMK 1997a). 
Zugang über Allgemeinbildung 
Die Bedeutung der Allgemeinbildung für die Studierfähigkeit wurde im struktur-
konservativen Diskurs außerdem dadurch hervorgehoben, dass Studiereignung in 
Abhängigkeit von Kompetenzen in drei Schlüsselbereichen definiert wurde: si-
chere Kenntnisse der deutschen Sprache, fremdsprachliche Kompetenzen sowie 
gute Kenntnisse der Mathematik. So wurde auch von der KMK (1997b) der Er-
werb der Fachhochschulreife über berufliche Bildung genau davon abhängig ge-
macht, ob die an den gymnasialen Curricula angelehnten Bedingungen in der be-
ruflichen Bildung in Form einer Mindeststundenanzahl in diesen Fächern erfüllt 
seien. Die Fixierung auf Allgemeinbildung blieb demnach bestehen. 
Die Kultusministerkonferenz hat festgestellt, daß im Hinblick auf die Studierfähigkeit 
der Absolventen der allgemeinbildenden Bildungsgänge und der Fachgymnasi-
en/berufsbezogenen Bildungsgänge drei Kompetenzbereiche von herausragender 
Bedeutung sind: sprachliche Ausdrucksfähigkeit, insbesondere die schriftliche Darle-
gung eines konzisen Gedankengangs, verständiges Lesen komplexer fremdsprachli-
cher Sachtexte und sicherer Umgang mit mathematischen Symbolen und Modellen. 
Zur Sicherung des Erwerbs dieser grundlegenden Kompetenzen komme den Fächern 
Deutsch, Fremdsprache und Mathematik besondere Bedeutung zu. (KMK 1997a) 
Während die Einführung dieser Regelung 1997 grundsätzlich den Erwerb von 
Berechtigungen für einen Fachhochschulzugang über berufliche Bildung ermög-
lichte, wurde, wie bereits dargestellt, die Frage des generellen Erwerbs von Be-
rechtigungen zum Hochschulzugang über Berufsbildung kritisch betrachtet. 
Ausgehend von dieser geteilten Annahme einer besonderen Bedeutung der 
Allgemeinbildung für die Studierfähigkeit wird auch der zweite Bildungsweg als 
ein wichtiges Mittel zur Schaffung von Durchlässigkeit im Bildungssystem gese-
hen, insbesondere im Hinblick auf den Hochschulzugang. So hätte dieser Bil-
dungsweg für beruflich Qualifizierte auch den Vorteil, dass der Hochschulzugang 
nicht nur fachgebunden wäre. Zudem hätten Studierende des zweiten Bildungs-
wegs durch ihre bereits bewiesene hohe Motivation erhöhte Aussichten auf Er-
folg im Studium. Mit dem zweiten Bildungsweg und insbesondere dem Erwerb 
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der allgemeinen Hochschulreife wäre die grundsätzliche Voraussetzung für ein 
erfolgreiches Studium erfüllt (KMK 1994). 
Die allgemeine Hochschulreife beansprucht, inhaltlich und formal ausreichende Vo-
raussetzungen dafür zu gewährleisten, daß jedes Studium erfolgreich betrieben und 
absolviert werden kann. Die allgemeine Hochschulreife hat sich in diesem Sinne im 
Wesentlichen bewährt […]. Zusätzlichen Anforderungen, die sich aus den Erforder-
nissen eines bestimmten Studienganges her ableiten, muß das Grundstudium gerecht 
werden. (KMK 1994) 
Im Gegensatz zu dieser Position wird der zweite Bildungsweg sowohl im univer-
salistischen als auch im funktionalistischen strukturkritischen Diskurs als Umweg 
über Allgemeinbildung, als sogenannte „Ochsentour“ (DGB 1992) und damit als 
langer unbequemer und umständlicher Weg kritisiert (DGB 1992; BMBW 1992; 
DIHT 1990). Die gegebenen Strukturen des zweiten Bildungswegs reichen damit 
nicht aus, um im Rahmen des strukturkritischen Diskurses von einem durchlässi-
gen Bildungssystem zu reden. 
Zielgruppe 
Entsprechend den hier dargestellten unterschiedlichen Vorstellungen über die Er-
möglichung des Zugangs zur Hochschulbildung differieren auch die Ansichten 
darüber, für wen der Zugang eröffnet bzw. Durchlässigkeit ermöglicht werden 
soll. 
Aus der universalistischen Logik heraus sollen alle zur Hochschule zugelas-
sen werden, die sich weiterbilden wollen und eine Berechtigung besitzen, welche 
über jegliche Bildungswege erreichbar ist. Insofern gehören zur Zielgruppe, für 
die die Durchlässigkeitsstrukturen verbessert werden soll, alle beruflich Qualifi-
zierten mit einem Erstausbildungs- oder Fortbildungsabschluss. Im Mittelpunkt 
steht in diesem Diskursstrang das Individuum als Person, dem über Bildung 
Chancengleichheit und Teilhabe ermöglicht wird. 
Im funktionalistischen strukturkritischen Diskursstrang dagegen wird deut-
lich, dass vor allem die Gruppe der hoch- und fortgebildeten beruflich Qualifi-
zierten, die sich bereits im Beruf und der beruflichen Bildung bewährt hat, als 
neue primäre Zielgruppe für ein Studium und Durchlässigkeit gesehen wird. Es 
sind nicht die beruflich Qualifizierten an sich wie beim universalistischen Dis-
kursstrang, die generell zum Studium berechtigt werden sollten. Insofern wurde 
auch hier davon ausgegangen, dass es einer besonderen Qualifizierung auf Seiten 
der Berufsbildung bedarf, um ein Studium tatsächlich zu beginnen und abzu-
schließen. Wiederum wurde durch diesen Fokus auf besonders Leistungsfähige, 
also eine beruflichen Elite, eine Ungleichwertigkeit zwischen beruflicher und hö-
herer Allgemeinbildung reproduziert. Des Weiteren wurde allgemein im funktio-
nalistischen Diskurs durch die Befürwortung von Eignungsprüfungen verdeut-
licht, dass diese auch die Funktion der Qualitätssicherung für die Hochschulbil-
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dung darstellen müssen. Diese sei notwendig, wenn die Hochschulen ihren Auf-
gaben – Forschung sowie Ausbildung für die Forschung und den Beruf – weiter-
hin entsprechen wollten. 
Dieser Auftrag und Anspruch ist mit einer unbegrenzten Ausweitung des Hochschul-
zugangs ohne bestimmte Leistungskriterien nicht vereinbar. Ein Studium für jeder-
mann hätte deutliche Qualitätseinbrüche bei der Hochschulausbildung zur Folge. Die 
Hochschulen dürfen nicht zu Dienstleistungsbetrieben für den privaten Bildungskon-
sum umfunktioniert werden. Die Reform des Hochschulzugangs steht damit wesent-
lich im Zeichen eines auch weiterhin hohen Durchschnittsniveaus in der Hochschul-
ausbildung. (DIHT 1990) 
In dem Zitat wird deutlich, dass Hochschulbildung nur für eine Leistungselite 
geöffnet werden soll, einem eindeutigen Zweck in der Gesellschaft diene und 
nicht als Recht auf Bildung zu verstehen sei. Dies steht im starken Gegensatz zum 
universalistischen strukturkritischen Diskurs. Vor allem wird eine starke Hierar-
chie von Bildungsbereichen konstruiert. Während einerseits auf eine größere 
Gleichwertigkeit von allgemeinbildender Sekundarstufe II und beruflicher Bil-
dung gezielt wurde, wurde gleichzeitig die hochschulische Bildung als klare Aus-
bildung der Leistungselite der beruflichen und Allgemeinbildung konstruiert. Im 
Diskurs wird daher eine deutliche Hierarchisierung zwischen akademischer und 
beruflicher Bildung vorgenommen. Dies wurde auch deutlich in der Frage der 
Anerkennung auf dem Arbeitsmarkt. Denn es sollten zwar Karrierechancen in 
der beruflichen Bildung weiterentwickelt werden, um die Attraktivität für Schü-
ler_innen zu erhöhen, aber für Aufstiege in die Führungsetage von Unternehmen 
sei ein Hochschulstudium zunehmend Voraussetzung (DIHT 1992a). 
Die Zielgruppe der beruflich Qualifizierten, die im strukturkonservativen 
Diskurs konstruiert wurde, ist eine ganz ähnliche. Auch hier sollen es besonders 
qualifizierte berufliche Bewerber_innen sein, allerdings sollten diese ihr hohes All-
gemeinbildungsniveau via zweiten Bildungsweg oder in einer Extra-Prüfung 
nachgewiesen haben, bevor sie einen fachbezogenen Zugang zur Hochschule er-
halten, da der Nachweis von Allgemeinbildung generell als notwendig für den 
Hochschulzugang angesehen wird. Diese Anforderungen seien notwendig, da das 
Risiko des Scheiterns bei beruflich Qualifizierten im Studium besonders hoch sei 
(HRK 1992b). Wenn diese Bedingungen nicht erfüllt sind, seien beruflich Quali-
fizierter eine zusätzliche Belastung und Gefahr für die Hochschulbildung (HRK 
1991). 
Im Hinblick auf das in jedem Studium enthaltene, für Berufstätige besonders schwer-
wiegende Risiko des Scheiterns hält die HRK eine fachbezogene Hochschuleingangs-
prüfung für in beruflicher Tätigkeit qualifizierte Studienbewerber ohne Hochschul-
zugangsberechtigung für geboten. (HRK 1992b) 
Tabelle 11bietet einen Überblick der zuvor dargestellten unterschiedlichen Sicht-
weisen im Kontext von Zugangsfragen. 
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Zugang Infragestellung des Monopols des Berechtigungswe-
sens über höhere Allgemeinbildung
Monopol des Berechti-











dungsniveaus über zweiten 
Bildungsweg oder Eig-
nungsprüfung




Zweiter Bildungsweg als 
Ressourcenverschwendung 
abgelehnt
Zweiter Bildungsweg als 
bevorzugter Weg 





Zeichen für fehlende 
Gleichwertigkeit
Kritik an uneinheitlicher 
Praxis sowie ungenügen-
dem Ausbau des Dritten 
Bildungswegs
Eignungsprüfungen, um 
Studierfähigkeit zu testen 
(nur von beruflich Qualifi-






Kontrolle der Akteuren der 
höheren Allgemeinbildung 
Zielgruppe Allgemein: alle, die sich 
bilden wollen und die 
Berechtigung erworben 
haben 
Allgemein: alle, die ihre 
Studierfähigkeit bewiesen 
haben und damit wahr-
scheinlich erfolgreich sein 
werden: Leistungselite
Allgemein: alle mit Ausweis 





begabte und hochgebildete 
beruflich Qualifizierte (mit 
z.B. Fortbildungsabschluss)
Durchlässigkeit: beruflich 
Qualifizierte mit Ausweis 




Individuum als Person, 






Individuum als Belastung 
bei mangelnder Allgemein-
bildung
Quelle: Darstellung der Verfasserin 
Anrechnung 
Während die Frage des Zugangs kontrovers und umfassend diskutiert wurde, so 
war Anrechnung von Vorbildung im Zusammenhang mit Durchlässigkeit zwi-
schen Berufs- und Hochschulbildung so gut wie kein Thema in den Diskursen. 
Einzelne Ausnahmen konnten im Rahmen des funktionalistischen strukturkriti-
schen Diskurses und im strukturkonservativen Diskurs festgestellt werden. So 
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wurde Anrechnung beruflicher Bildung auf ein Hochschulstudium im funktiona-
listisch-strukturkritischen Diskursstrang für die Individuen eingefordert, die be-
reits den zweiten Bildungsweg absolviert haben. Auf diese Weise würde die Dop-
pelqualifikation anerkannt und eine Benachteiligung beruflich Qualifizierter ver-
hindert werden (DIHT 1990). 
Die KMK (1997a) kritisierte dagegen im Rahmen des strukturkonservativen 
Diskurses die Einseitigkeit der geführten Durchlässigkeitsdebatte, denn es be-
dürfe auch einer besseren Anerkennung der Allgemeinbildung im Berufsbildungs-
system. Hier wurde eine bessere und systematische Anrechnung von erbrachten 
Leistungen der Allgemeinbildung der Sekundarstufe II z.B. durch eine Verkür-
zung der Ausbildungszeit gefordert. Die Anrechnung beruflicher Bildung auf ein 
Hochschulstudium (ohne zusätzlichen Abschluss des zweiten Bildungswegs) wird 
dagegen nicht explizit diskutiert. Dies zeigt, dass die Vorstellung, berufliche Bil-
dung könne Fähigkeiten ausbilden, die so gestaltet sind, dass Teile des Studiums 
ersetzt werden können, im ersten Untersuchungszeitraum noch nicht im Bereich 
des Denkbaren bzw. des Sagbaren lag. 
Organisationale Verbindung 
Die Bedeutung von organisationalen Verbindungen für die Schaffung von Durch-
lässigkeit zwischen Berufs- und Hochschulbildung differiert in den drei Diskurs-
strängen (vgl. Tabelle 12). Während integrierte Bildungsgänge wie duale Studien-
gänge z.B. an Berufsakademien im strukturkonservativen Diskurs kein Thema 
sind, werden sie im funktionalistischen strukturkritischen Diskurs als besonders 
wertvoll und hilfreich zur Förderung von Durchlässigkeit und vor allem auch der 
Attraktivität der beruflichen Bildung erachtet. 
Gleichwertigkeit von beruflicher und allgemeiner Bildung heißt aber auch mehr 
Durchlässigkeit der Bildungswege. Wir dürfen uns nicht nur mit den klassischen 
Übergängen zwischen den einzelnen selbständigen Bildungssektoren befassen. Was 
Not tut, sind auch neue integrative Modelle, wie sie erfolgreich durch viele Formen 
belegt werden. Ich verweise auf die Berufsakademien […].(DIHT 1992a) 
Im universalistischen Diskurs werden sie als fördernde Möglichkeit anerkannt, 
aber ihnen wird weniger Bedeutung beigemessen als im funktionalistischen Dis-
kursstrang. 
In Letzterem entwickeln die Kammern zusammen mit Unternehmen ein 
Rahmenmodell, das die Integration einer beruflichen Ausbildung mit einem be-
ruflichen Weiterbildungsabschluss sowie dem Fachhochschulabschluss vorsieht 
und insgesamt 5,5 Jahre dauern soll, um wettbewerbsfähig mit normalen Studien-
gängen zu sein und um auch die Zielgruppe der Abiturient_innen anzusprechen 
(DIHT 1992b). Integrierte Bildungsformen wie duale Studiengänge oder das Rah-
menmodell sollen die Attraktivität der beruflichen Bildung erhöhen und die Ent-
scheidung für entweder berufliche oder akademische Bildung auflösen. Das Rah-
menmodell setzt in besonderem Maße auf Flexibilität. So sei es möglich, nach der 
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beruflichen Ausbildung oder Weiterbildung aufzuhören, ein Durchstieg bis zum 
Studium sei nicht notwendig. Auch wenn die Flexibilität zur Absicherung der Bil-
dungsteilnehmer_innen führe, da es weniger wahrscheinlich sei, ohne Abschluss 
den Bildungsgang zu verlassen (DIHT 1992b), wird im Diskurs deutlich, dass die 
Verbindung und Integration der Bildungsbereiche vor allem dazu dient, gute Abi-
turient_innen oder herausragende Abgänger_innen der Sekundarstufe I für einen 
beruflichen Bildungsweg zu begeistern. 
Die Durchlässigkeit, Vernetzung oder sogar Integration der Bildungssektoren Berufs-
bildung und Hochschulbildung ist das entscheidende Attraktivitätsargument bei den 
angesprochenen Zielgruppen. Damit muss nicht zwangsläufig in jedem Fall ein Qua-
lifikationsdurchstieg bis zum Hochschulabschluss verbunden sein. (DIHT 1992b) 
Insofern soll das Rahmenmodell strategisch auf zweierlei Weise genutzt werden: 
erstens den Einfluss der Unternehmen in den Hochschulen auszubauen und zwei-
tens das Bildungsverhalten zu lenken. Auch der Fakt, dass wiederum nur eine 
Auslese derjenigen, die dem integrierten Bildungsgang beginnen, auch das Hoch-
schulstudium beenden soll, spiegelt die Idee der Elitebildung via akademische Bil-
dung wider. 
Tabelle 12 Vergleich der Diskursstränge zur Bedeutung organisationaler Verbin-





rufsausbildung mit Abitur) 
Duales Studium zur Steigerung der 
Attraktivität der beruflichen Bildung
(Bsp: Verbindung von Aus-, Auf-
stiegsfortbildung und FH-Studium)
Gegen Institutionalisierung von Dop-
pelqualifikationen auf Sek-II-Niveau
Nicht relevant
Quelle: Darstellung der Verfasserin 
Im universalistischen Diskursstrang wurde das Potenzial von integrierten Bil-
dungsgängen wie dualen Studiengängen anerkannt, wenn sichergestellt wird, dass 
die Abschlüsse breit verwendbar und nicht nur auf die spezifischen betrieblichen 
Bedürfnisse ausgerichtet sind (DGB 1996). Gefördert werden sollten vor allem 
doppeltqualifizierende Bildungsgänge wie das Abitur mit Berufsausbildung. So 
sollten die aus der DDR bestehenden Bildungsgänge in den neuen Bundesländern 
erhalten werden, da sie eine gute Möglichkeit sein können, Durchlässigkeit voran-
zubringen. Integrierte Bildungsformen auf Sekundarstufe II, d.h. Doppelqualifi-
kationen wie das Abitur mit Berufsausbildung, werden dagegen im funktionalisti-
schen Diskursstrang abgelehnt, da hier die notwendige Berufspraxis als nicht aus-
reichend angesehen wird (BDI et al. 1993). 
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Umgang mit der Heterogenität von Bedürfnissen 
Ähnlich selten wie Fragen der Anrechnung werden auch Strukturen, die hetero-
genen Bedürfnissen von Lernenden gerecht werden, im Durchlässigkeitsdiskurs 
im ersten Untersuchungszeitraum thematisiert. Dabei unterscheidet sich der 
strukturkritische vom -konservativen Diskurs dahingehend, ob der Umgang mit 
heterogenen Bedürfnissen im Zusammenhang mit Durchlässigkeit zwischen Be-
rufs- und Hochschulbildung diskutiert wird oder nicht (vgl. auch Tabelle 13). In 
Letzterem werden zwar allgemein Strukturen, die das Lernen im Hochschulsys-
tem erleichtern sollen, gefordert, aber nicht im Zusammenhang mit Durchlässig-
keit (HRK 1994; KMK 1997a). Maßnahmen für beruflich Qualifizierte an den 
Hochschulen sind kein Thema. Dies ist auch wenig verwunderlich, weil sie nicht 
als ‚natürliche‘ Zielgruppe der Hochschule anerkannt wurden. Während die HRK 
die Beratung an den Hochschulen verbessern wollte, sah die KMK (1997a) die 
Notwendigkeit, eine bessere Beratung in der Schule für die Planung des weiteren 
Weges in der Berufs- und Hochschulbildung zu institutionalisieren. Auch hier 
wurde diese Beratung nicht im Kontext von Durchlässigkeit thematisiert, jedoch 
kann eine gute Beratung über Bildungsmöglichkeiten Einfluss auf eine tatsächlich 
gelebte Durchlässigkeit haben. Auch die Institutionalisierung der Möglichkeiten 
des Teilzeitstudiums wurde 1997 von der HRK gefordert (HRK 1997a). Dies sei 
notwendig, da eine Erhebung des Studierendewerks gezeigt habe, dass viele 
Studierende neben den Studium noch andere Tätigkeiten, vor allem Er-
werbstätigkeiten und Betreuungsaufgaben, nachgingen, die diese an einem Voll-
zeitstudium hinderten. Als Normalform des Studiums wird weiterhin das Voll-
zeitstudium angesehen, jedoch sollte auch eine Flexibilisierung von Studiengän-
gen über Modularisierung erreicht werden, so dass die Streckung des Studiums in 
Teilzeit möglich würde (HRK 1997a). Auch wenn in der Erwerbstätigkeit eine 
Hauptursache für die Notwendigkeit von Teilzeitstudiengängen gesehen wird, so 
wird die Institutionalisierung eines Teilzeitstudiums nicht als Möglichkeit zur Er-
leichterung des Studiums für beruflich Qualifizierte diskutiert. 
Im strukturkritischen Diskurs dagegen werden, wenn auch außerordentlich 
vereinzelt, Strukturen zur Unterstützung beruflich Qualifizierter an den Hoch-
schulen angesprochen. Im universalistischen Diskursstrang sollen die beruflich 
Qualifizierten durch Mentoringsysteme sowie studienbegleitende Hilfen und Be-
ratung unterstützt werden (DGB 1992). Wie genau das funktionieren könnte, 
wird nicht ausgeführt. Deutlich ist aber, dass die Unterstützung auch während des 
Studiums mitgedacht wird. Es geht somit auch darum, die Individuen im Bil-
dungsprozess selbst zu halten und zu unterstützen. 
Im funktionalistischen Diskursstrang stand die bessere Gewährung von In-
formationen und Beratung über Bildungsoptionen und berufliche Entwicklungs-
wege im Vordergrund (BMBW 1993b), so dass die Individuen informierte Bil-
dungsentscheidungen entsprechend ihren Fähigkeiten treffen können, um Um-
wege zu verhindern. Hier findet die Unterstützung eher vor dem Studium statt. 
Zudem wird der Ausbau von Fernstudiengängen gefordert (BDI et al. 1993), da 
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diese am besten an die Bedürfnisse beruflich Qualifizierter anpassbar seien. Auf 
diese Weise wäre die Verbindung von Studium und Arbeit möglich. 
Tabelle 13 Vergleich der Diskursstränge zur Frage des Umgangs mit Heterogeni-








ren Vereinbarkeit von Beruf 
und Weiterqualifizierung
Wenig relevant, nicht für beruf-
lich Qualifizierte
Vorbereitung auf das Studium 
(Erlangen der Studierfähigkeit) 
findet außerhalb der Hochschu-
len statt
Quelle: Darstellung der Verfasserin 
Akteurspositionen und Zusammenfassung 
In diesem Abschnitt sollen die untersuchten Akteure in Relation zu den identifi-
zierten Diskurssträngen gebracht werden. Wer ist hauptsächlicher Träger welchen 
Diskurses? Zudem sollen in der Zusammenschau die wichtigsten Ziele der Dis-
kursstränge und die aus den Diskursstrukturen herauslesbaren Strategien zusam-
mengefasst und verglichen werden. 
Akteurspositionen 
Wie in den Vergleichen der Strukturen der unterschiedlichen Diskursstränge an-
hand der Zitate und Quellenverweise bereits deutlich wurde, sind manche Ak-
teure stärker als Träger der strukturkritischen universalistischen oder funktiona-
listischen Diskursstränge zu identifizieren und andere eher dem strukturkonser-
vativen Diskurs zuzurechnen. Nichtsdestoweniger soll an dieser Stelle darauf hin-
gewiesen werden, dass in den Aussagen aller Akteure Elemente sowohl den struk-
turkritischen als auch den strukturkonservativen Diskursen zuzurechnen sind. In-
sofern ist eine eindeutige Zuordnung nicht möglich. Um die Positionen trotzdem 
grafisch darzustellen, verwende ich die positional map nach Clarke (2012). Anhand 
dieser kann man in Abbildung 5 ablesen, wo sich die Akteure am ehesten positi-
onieren lassen. Die Zuordnung der Akteure erfolgt über den gesamten Zeitraum 
und in Zusammenschau aller Aussagen. Die x-Achse zeigt den Verlauf von eher 
funktionalistischer zu einer universalistischen Argumentationslogik und die y-
Achse, ob die Positionen der Akteure mehrheitlich strukturkritisch oder -konser-
vativ einzuordnen sind. Dabei wird auf der y-Achse unterschieden zwischen voll-
ständig (5), sehr deutlich (4), deutlich (3), mehrheitlich (2), vorwiegend (1) struk-
turkritisch bzw. -konservativ und auf der x-Achse zwischen (fast) vollständig (3), 
deutlich (2) und vorwiegend (1) funktionalistisch bzw. universalistisch. 
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Am Beispiel der KMK kann man sehen, dass die Aussagen der Kultusminis-
ter nicht ausschließlich, aber deutlich dem konservativen Diskurs zuzuordnen 
und dass die Aussagen gleichzeitig zwar deutlich aber nicht ausschließlich funk-
tionalistisch gerahmt sind. Das heißt, dass diese, wenn auch nur zu einem geringen 
Teil, auch universalistisch waren. Ein Beispiel für eine Aussage, die dem struktur-
kritischen Diskurs und gleichzeitig dem universalistischen Diskursstrang zuzu-
ordnen ist, ist der Hinweis der KMK auf die Bedeutung von Gleichwertigkeit der 
Berufsbildung: 
Die Gleichwertigkeit von allgemeiner und beruflicher Bildung muß aber in pädagogi-
scher, bildungs- und gesellschaftspolitischer Hinsicht weiterentwickelt werden mit 
dem Ziel der Angleichung des öffentlichen Stellenwertes beider Bildungsbereiche so-
wie der Schaffung der hierfür erforderlichen Voraussetzungen. (KMK 1994) 
Abbildung 5 Positional map der deutschen Akteure (1990-1998) 
 
Quelle: Darstellung der Verfasserin 
In der positional map wird deutlich, dass kein Akteur rein strukturkritisch 
oder -konservativ argumentiert, wobei der DGB am stärksten dem strukturkriti-
schen und die HRK am stärksten dem konservativen Diskurs zu zurechnen sind. 
Insgesamt kann anhand der Aussagen festgestellt werden, dass die Vertreter der 
höheren Allgemeinbildung, also die KMK und die HRK, noch stärker als Träger 
des strukturkonservativen Diskurses gelten können, während die Gewerkschaften 























des strukturkritischen Diskurses identifiziert werden. Innerhalb des strukturkriti-
schen Diskurses finden sich von allen untersuchten Akteuren Aussagen, die der 
funktionalistischen Begründung zuzuordnen sind. Als Hauptträger dieses Dis-
kursstrangs können aber vor allem die Kammern und das Bildungsministerium 
gelten. Die universalistische Argumentationslogik war in den Diskursen am we-
nigsten vertreten, Aussagen, die diesem Diskursstrang zuzurechnen sind, fanden 
sich vor allem bei dem DGB, dem BMBW/BMBF sowie teilweise auch der KMK. 
Als Träger des Diskurses können aber primär der DGB und sekundär das Minis-
terium gelten. 
Zusammenschau der Diskurse und der rekonstruierten Strategien 
Im Folgenden werden die unterschiedlichen Strategien, die sich aus der Struktur 
und Logik der Diskursstränge ergeben, dargelegt werden. Diese Zusammenschau 
macht zum einen noch einmal die Deutungskämpfe in den deutschen Durchläs-
sigkeitsdebatten sowie die unterschiedliche Verantwortungszuschreibung deut-
lich und dient gleichzeitig dazu, die Diskursstränge zusammenzufassen. 
Die Träger des strukturkritischen universalistischen Diskurses können als 
Anwälte der beruflichen Bildung gesehen werden, die für eine gestiegene gesell-
schaftliche Wertschätzung er beruflichen Bildung arbeiten. Zdiel ist primär die 
Gleichstellung der beruflichen Bildung in der Gesellschaft und sekundär die In-
stitutionalisierung des Rechts auf Bildung und damit auch Durchlässigkeit im Bil-
dungssystem. Im Rahmen des Diskurses wird der DGB als traditioneller Verfech-
ter der Gleichwertigkeitsforderung dargestellt. Im Gegensatz dazu wurde das 
BMBW eher als neuerer Verfechter von Gleichwertigkeit und Durchlässigkeit po-
sitioniert. Diese Position wird damit begründet, dass durch die erfolgte Moderni-
sierung der Ausbildungsberufe, die mit einem erhöhtem Anforderungsniveau ein-
herging, Gleichwertigkeit tatsächlich eine gerechtfertigte Forderung sei (BMBF 
1996a). Das Bundesministerium selbst war ein wichtiger Akteur bei der Moderni-
sierung und trug somit viel dazu bei, die gesellschaftliche Stellung der beruflichen 
Bildung zu ändern. 
Die Hauptverantwortung dafür, Durchlässigkeit zu erreichen, wird in diesem 
Diskursstrang primär auf Akteure außerhalb der beruflichen Bildung übertragen. 
So wären es die Länder, die ihre Regelungen zum Hochschulzugang vereinheitli-
chen und auch Qualifikationen und Berechtigungen der beruflichen Bildung an-
erkennen sollten. Des Weiteren werden die Länder aufgefordert, ihre Definition 
von Studierfähigkeit, die als zu eng an dem gymnasialen Fächerkanon gebunden 
erscheint, zu ändern und stärker berufliche Bildung anzuerkennen (DGB 1998c). 
Die Hochschulen werden ebenso kritisiert für ihre fehlende Anerkennung der be-
ruflichen Bildung und der damit einhergehenden zurückhaltenden Institutionali-
sierung von Aufnahmeverfahren für beruflich Qualifizierte. Die Regierung soll 
daher im Rahmen des Hochschulrahmengesetzes ihren Einfluss in Fragen von 
Durchlässigkeit insbesondere des Hochschulzugangs wirksam machen (DGB 
1990). Die Arbeitgeber_innen sollen sich dagegen verstärkt für die Entwicklungs- 
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und Karrierechancen für Absolvent_innen der beruflichen Bildung in Form einer 
vorausschauenden Personalpolitik einsetzen. Sie sind zusammen mit dem öffent-
lichen Dienst die Hauptakteure, die Gleichwertigkeit auf dem Arbeitsmarkt um-
setzen können. Gleichwertigkeit ist neben Durchlässigkeit eine der Hauptforde-
rungen des universalistischen Diskursstrangs. Berufsbildung müsse als Alternative 
zur Hochschulbildung gestaltet werden: Arbeitsbedingungen, Weiterbildungs-, 
Berufs-, Karriere- und Einkommenschancen (auch Besoldungs- und Laufbahn-
struktur des öffentlichen Dienstes) seien anzupassen. Berufliche Fortbildungsmo-
delle sollten so entwickelt werden, dass sie den Einstieg in Führungsetagen er-
möglichen. Die Vergabe von Positionen und die Personalpolitik allgemein sollten 
anhand beruflicher Leistung anstatt auf Basis von schulischen und hochschuli-
schen Berechtigungen geschehen (DGB 1992). 
Die Träger des funktionalistischen strukturkritischen Durchlässigkeitsdiskur-
ses stellen sich ebenfalls als Verfechter der Gleichwertigkeit von beruflicher und 
Allgemeinbildung dar, wobei die Gleichwertigkeit nicht mit der Hochschulbil-
dung, sondern mit der höheren Allgemeinbildung auf Sek-II-Niveau eingefordert 
wird. Primäres Ziel im Rahmen des funktionalistischen Diskursstrangs sind vor 
allem die Erhöhung der Attraktivität der Berufsbildung und die Sicherung des 
Arbeitskräftepotenzials sowie der Wettbewerbsfähigkeit des Landes. Ziel ist dabei 
nicht generell, den Hochschulzugang auszuweiten, sondern das Bildungswahlver-
halten der Schüler_innen in Richtung Berufsbildung zu beeinflussen. Der Hoch-
schulzugang dagegen solle einer Leistungselite vorbehalten bleiben, wobei eine 
größere Gerechtigkeit und die Gleichwertigkeit von Berufs- und höherer Allge-
meinbildung über die Implementierung einer Leistungsauswahl beim Hochschul-
zugang sichergestellt werden soll. Insofern werden insbesondere die Länder sowie 
die Regierung dazu aufgefordert, wieder eine stärkere Leistungsauswahl im Bil-
dungssystem zu institutionalisieren und differenzierte Bildungswege zu entwi-
ckeln, um die Individuen entsprechend ihren Begabungen zu kanalisieren. Ein 
weiterer Weg, um die Attraktivität des Berufsbildungsweges zu erhöhen, ist eine 
Verbesserung der Karrieremöglichkeiten beruflich Qualifizierter. So wird von den 
öffentlichen Arbeitgebern eine Reform des Laufbahn- und Besoldungsrechts ge-
fordert. Gleichwertige Karrierechancen für Berufs- und Hochschulbildung wie im 
universalistischen Diskursstrang wird allerdings nicht eingefordert, da Hoch-
schulbildung noch immer als Ausbildungsweg für die gesellschaftlichen Elitepo-
sitionen gesehen wird (DIHT 1990). 
Für den strukturkonservativen Diskurs kann festgehalten werden, dass die 
hauptsächlichen Träger des Diskurses, die KMK und die HRK, sich selbst als 
entscheidende Akteure bei Fragen der Durchlässigkeit zwischen beruflicher Bil-
dung und Hochschulbildung konstruierten und dabei ihre Entscheidungsmacht 
als legitim und notwendig verteidigten. Auf diese Weise versuchen sie ihre gesell-
schaftliche Gatekeeperposition für den Zugang zur Hochschulbildung und damit 
höheren gesellschaftlichen Positionen zu verteidigen. So zielten die Hochschulen 
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als aufnehmende Institution auf die Bewahrung der die Qualität der Hochschul-
lausbildung. Dies werde von der KMK als Hüter des Berechtigungswesens durch 
klare Kriterien für Studierfähigkeit unterstützt. Die Strategie der Träger des struk-
turkonservativen Diskurses lag darin, dass nur geringer Handlungsbedarf in Be-
zug auf Durchlässigkeit konstruiert wurde, da bereits viele Möglichkeiten bestün-
den.Zudem zielte der Diskurs auf die Stärkung der Vorrangstellung der Allge-
meinbildung und die Sicherung der Entscheidungsmacht der Akteure der höheren 
Allgemeinbildung. Während die Entscheidungen über Berechtigungen und Zu-
lassungen nicht aus der Hand gegeben werden sollten, wurden die Akteure der 
beruflichen Bildung dagegen aufgefordert, mit Reformen in der Berufsbildung 
selbst mehr für die Attraktivität der beruflichen Bildung zu tun. 
Zusammenfassend kann für den ersten Zeitraum festgestellt werden, dass 
Durchlässigkeit kontrovers diskutiert wurde. Zwei Diskurse und insgesamt drei 
Argumentationslogiken standen sich gegenüber mit ganz unterschiedlichen Vor-
stellung davon, was Durchlässigkeit ist, was sie im deutschen Bildungssystem und 
der Gesellschaft bewirken könnte und sollte, wie diese hergestellt werden soll und 
wer dies leisten müsste. Vor allem wurde deutlich, dass Durchlässigkeit primär 
über Fragen des Zugangs ausgehandelt wurde und andere Aspekte kaum thema-
tisiert wurden. 
7.2 Gesellschaftliche Wissensbestände zu Durchlässigkeit 
in Zeiten von Bologna und Kopenhagen (1999-2012) 
Wie haben sich nun die Vorstellungen von Durchlässigkeit mit dem Beginn und 
der fortschreitenden Evolution der europäischen Bildungsprozesse in Deutsch-
land entwickelt? Kam es zu einer Veränderung der Diskursstruktur, der Argu-
mentationslogiken, der Akteurspositionen, des Verständnisses von Durchlässig-
keit? In diesem Teilkapitel sollen die institutionellen Entwicklungen im Hinblick 
auf Durchlässigkeit, die sich vor allem in den Veränderungen der gesellschaftli-
chen Wissensbestände anhand der Diskurse manifestieren, für die Zeit von 1999 
bis 2012 dargestellt werden. Dafür wird analog zum ersten Zeitraum zuerst ein 
Überblick über die unterschiedlichen Debatten, in dem Durchlässigkeit themati-
siert wurde, gegeben. In einem zweiten Schritt werden aus den verschiedenen 
Aussagen der untersuchten Akteure die Diskurse zu Durchlässigkeit im zweiten 
Untersuchungszeitraum rekonstruiert und entlang ihrer Strukturen dargestellt. 
Schließlich sollen ebenfalls die Akteurspositionen sowie die aus den Diskursen 
rekonstruierten Strategien der Diskursträger rekonstruiert und verglichen werden. 
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7.2.1 Schlaglichter der deutschen Debatten zu Durchlässigkeit 
(1999-2012) 
Im Folgenden sollen die wichtigsten Debatten, in denen Durchlässigkeit behan-
delt wurde, kurz dargestellt werden. Diese Darstellung dient der besseren Kon-
textualisierung der Diskurse und gibt einen Überblick über die Entwicklung im 
zweiten Untersuchungszeitraum. 
Im ersten Untersuchungszeitraum wurde Durchlässigkeit zu großen Teilen 
im Kontext der Debatte um Gleichwertigkeit und die Erhöhung der Attraktivität 
der beruflichen Bildung behandelt (vgl. Abbildung 4). Im Gegensatz dazu wurde 
das Thema Durchlässigkeit im Zeitraum von 1999 bis 2012 deutlich häufiger in 
verschiedenen bildungspolitischen Debatten aufgegriffen. Insgesamt lassen sich 
sechs größere Debatten identifizieren: 
1. die Debatte um Anrechnung, 
2. die Debatte um die Reform des Berufsbildungsgesetzes (BBiG), 
3. die Debatte zur Qualifizierungsinitiative der Bundesregierung, 
4. die Debatte zu den Regelungen des Hochschulzugangs beruflich Quali-
fizierter, 
5. die Debatte zu den Auswirkungen der Bologna-Reformen und 
6. die Debatte zum europäischen und deutschen Qualifikationsrahmen. 
In Abbildung 6 werden die Debatten chronologisch im zweiten Zeitraum zusam-
men mit den wichtigsten politischen Entscheidungen auf nationaler und europä-
ischer Ebene dargestellt. Die Darstellung der einzelnen Debatten erfolgt an dieser 
Stelle zwar getrennt, sie fanden aber teilweise parallel statt und weisen auch Be-
züge zueinander auf. 
Debatte um Anrechnung 
Während in den ersten zwei Jahren direkt nach der Bologna-Erklärung das Hoch-
schulsystem an sich und dessen antizipierte Veränderungen im Mittelpunkt vieler 
Bildungsdebatten standen und Mobilität eher europaweit als national zwischen 
Bildungsbereichen interessierte, war es trotzdem dieser primär auf das Hoch-
schulsystem gerichtete Prozess, der einen wichtigen und vor allem in Deutschland 
vorher nicht weiter beachteten Aspekt von Durchlässigkeit zwischen beruflicher 
und Hochschulbildung in die Diskussion einführte: die Frage der Anrechnung 
außerhochschulischer Leistungen im Hochschulbereich. Denn neben der Einfüh-
rung von B.A. und M.A. wurde die Einführung eines Leistungspunktesystems 
vereinbart, mit dessen Hilfe auch außerhochschulisch erworbene Lernergebnisse 
anzurechnen seien (vgl. Kapitel 5). 
In der deutschen Diskussion wurden außerhochschulisch erworbene Kennt-
nisse dabei vornehmlich auf berufliche Qualifikationen reduziert, und die Frage 
250 
der Anrechnung beruflicher Qualifikationen im Studium wurde daher in mehre-
ren bildungspolitischen Beschlüssen aufgegriffen: Die Anrechnung beruflicher 
Kompetenzen wurde in der Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und 
Forschungsförderung im Juni 2001 als Ziel ausgegeben und auch vom Wissen-
schaftsrat 2002 empfohlen (DGB et al. 2002). So forderten 2002 eben auch eine 
Akteurskoalition – bestehend aus dem DGB, dem Kuratorium der Deutschen 
Wirtschaft für Berufsbildung, in dem der DIHK Mitglied ist, dem Bundesminis-
terium für Wirtschaft und Technologie (BMWT) sowie dem BMBF – die Kultus-
ministerkonferenz auf, sich mit dem Problem der Anrechnung näher zu befassen 
und am Beispiel der IT-Weiterbildung umzusetzen (DGB et al. 2002). Es gab 
demnach einen breiten gesellschaftlichen Konsens über die Wichtigkeit von An-
rechnung, da diese eine bessere und auch notwendige Verbindung von unter-
schiedlichen Lernorten und Bildungswegen und letztlich auch eine besser Aus-
schöpfung des „Bildungspotenzials“ ermögliche. 
Die Grundlage für die Umsetzung von Anrechnung an den Hochschulen 
wurde 2002 von der KMK geschaffen. Sie beschloss, dass bis zu 50 % eines Stu-
diums durch außerhochschulische Leistungen erbracht werden können, wenn ers-
tens eine Hochschulzugangsberechtigung besteht, zweitens die Gleichwertigkeit 
des Niveaus und Inhalts geprüft und drittens die Qualität des Anerkennungsver-
fahren durch Akkreditierung gesichert sei (KMK 2002). Da die Hochschulen 
letztlich als aufnehmende Institutionen die entscheidenden Akteure bei der An-
rechnung beruflicher Qualifikationen sind, richteten sich im Jahr 2003 das BMBF, 
die KMK und auch die HRK an die einzelnen Hochschulen mit der Forderung, 
für gleichwertige Studien- und Prüfungsleistungen insbesondere in beruflichen 
Fortbildungsqualifizierungen Leistungspunkte zu vergeben und auf ein Studium 
anzurechnen (BMBF et al. 2003). 
Da in Deutschland neben Einstufungsprüfungen kaum Erfahrungen in Sa-
chen Anrechnung von Kompetenzen bestand, Leistungspunktesysteme gerade 
erst in den Hochschulen eingeführt wurden und auch außerhalb der Hochschule 
keine weiteren Leistungspunktesysteme existierten, die einfach anerkannt und 
überführt werden konnten, startete das BMBF mit einigen Partnerorganisationen 
zusammen die Initiative „Anrechnung beruflicher Kompetenzen auf Hochschul-
studiengänge“ (ANKOM). Ziel war es, insbesondere für den Bereich der berufli-
chen Fortbildungsgänge „qualitätsgesicherte Anrechnungsverfahren zu entwi-
ckeln und die Implementierung an Hochschulen zu erproben“ (Freitag 2009a: 
34).110 Zwei Jahre nach dem Start der ANKOM-Initiative wurde 2007 auch für 
die berufliche Bildung eine Initiative gestartet, die die Anrechnung vor allem in-
nerhalb des Berufsbildungssystems erleichtern sollte: DECVET – „Entwicklung 
eines Leistungspunktesystems in der beruflichen Bildung“. Auch wenn der Fokus 
primär auf Anrechnungsmöglichkeiten innerhalb der Berufsbildung lag, so beste-
hen in einem auf Lernergebnisse ausgerichtetem Leistungspunktesystem in der 
110  Literatur zu ANKOM und den ersten Evaluationen der Initiativen: Buhr et. al. (2008); Freitag 
(2009b); Freitag et. al. (2011). 
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Berufsbildung auch Anknüpfungspunkte für die Anrechnung in der Hochschul-
bildung, zumal die Idee der Anrechnung im Hochschulbereich über Leistungs-
punkte, die in der Berufsbildung erworben wurden, seit Beginn der Debatte be-
stand (vgl. DGB et al. 2002). 
Tatsächlich wurden die Diskussionen um Anrechnung im Vergleich zu den 
ersten Jahren immer konkreter. Es ging weniger darum, dass generell außerhoch-
schulische Qualifikationen anerkannt werden müssten, sondern konkret um die 
Wege und Instrumente, über die dies geschehen sollte. In diesem Kontext wurde 
auch 2008 der Anrechnungsbeschluss der KMK von 2002 bestätigt und erweitert. 
So werden drei Formen von Anrechnung unterschieden: die Einzelfallprüfung, 
die pauschale Anrechnung bei bestehenden Kooperationsabkommen zwischen 
Organisationen der Berufsbildung und einzelnen Hochschulen sowie Einstu-
fungsprüfungen (KMK 2008). 
Die Bedeutung des Themenkomplexes Anrechnung wird ebenfalls deutlich, 
wenn man sich die vielfach neu geschaffenen rechtlichen Regelungen in den Lan-
deshochschulgesetzen anschaut, die bis auf einige Regelungen zur Einstufungs-
prüfung alle im zweiten Untersuchungszeitraum entstanden sind. Dabei kann zwi-
schen Regelungen zur Einstufungsprüfung, zur Externenprüfung und zu Anrech-
nungsverfahren allgemein unterschieden werden (vgl. z.B. Freitag 2012). 
Debatte um die Reform des BBiG 
Während die Debatte um Anrechnung fast den gesamten Untersuchungszeitraum 
anhielt, wurde Durchlässigkeit auch immer wieder zu bestimmten Anlässen the-
matisiert, wie auch im Kontext der Reform des Berufsausbildungsgesetzes. In der 
Diskussion um die Novellierung des seit 1969 bestehenden Gesetzes forderten 
vor allem die Akteure der Berufsbildung, insbesondere der DGB (2004a), dass 
Durchlässigkeit zur Hochschule im Gesetz selbst stärker gefördert werden sollte. 
Dies wäre möglich, wenn Zugangswege zur Hochschule und Anrechnungsmoda-
litäten festgeschrieben werden würden. 
Damit würden nicht nur formale Zugangsmöglichkeiten verbessert und auf bundes-
weit einheitliche Strukturen gestellt, sondern für Erwerbstätige mit abgeschlossener 
Ausbildung und Berufserfahrung auch ein Weg zur Verkürzung von Studienzeiten 
eröffnet. (DGB 2004a: 10) 
Im Gesetz selbst, das 2005 verabschiedet wurde, fanden die Forderungen keinen 
Eingang. Neben Durchlässigkeit zur Hochschule wurde auch Durchlässigkeit und 
vor allem Anrechnung innerhalb der beruflichen Bildung gefordert und im Gesetz 
gefördert (z.B. veränderte Regelungen bei der Externenprüfung). Eine verstärkte 






























































































































































































































































































































Debatte im Rahmen der Qualifizierungsinitiative 
Auch im Kontext der seit dem Bildungsgipfel 2008 von der Bundesregierung und 
den Ländern in Dresden gestarteten Qualifizierungsinitiative wurde Durchlässig-
keit zur Hochschulbildung immer wieder diskutiert. Die Qualifizierungsinitiative 
soll der Förderung von Bildung und Weiterbildung im gesamten Lebenslauf die-
nen und besteht aus verschiedensten Programminitiativen. Viele Bildungsthemen 
werden behandelt: Ausbau frühkindlicher Bildung, Übergang in die Ausbildung, 
Weiterbildung, Förderung der Ausbildung in MINT-Fächern, aber auch die För-
derung von Durchlässigkeit zwischen Berufs- und Hochschulbildung. Diesbezüg-
liche Programme, die in der Initiative gestartet wurden, sind die Einführung von 
Aufstiegsstipendien oder auch der Wettbewerb „Aufstieg durch Bildung: Offene 
Hochschulen“. Mithilfe von Aufstiegsstipendien sollen besonders leistungsstarke 
beruflich Qualifizierte mit einer mindestens zweijährigen Berufserfahrung und 
einer erworbenen Hochschulzugangsberechtigung, durch finanzielle Unterstüt-
zung zum Studium motiviert und in diesem gefördert werden. Mit dem Wett-
bewerb „Aufstieg durch Bildung: Offene Hochschulen“ sollen innovative 
Hochschulkonzepte finanziell gefördert werden, die durch einen stärkeren Fokus 
auf die Nachfrageseite, insbesondere auch auf berufstätige Personen, dazu 
beitragen, lebenslanges wissenschaftliches Lernen und Durchlässigkeit zu 
fördern. Dies kann auf unterschiedlichste Weise erfolgen: durch 
berufsbegleitende Studiengänge oder Studienmodule, duale Studiengänge oder 
andere Formen der Praxisintegration (BMBF 2014). 
Seit dem Beginn der Qualifizierungsinitiative gab es immer wieder Anlässe, 
die zu einer Diskussion über Durchlässigkeit zwischen den Akteuren der Berufs- 
und Hochschulbildung geführt haben. Diese Anlässe waren aber weniger Auslö-
ser von Konflikten zwischen den Akteuren, sie wurden vielmehr genutzt, um das 
jeweilige Verständnis von Durchlässigkeit und der Problemlage zu unterstreichen 
und zu aktualisieren. Auffällig ist zudem, dass beide Programme und damit auch 
ein größerer Teil der Debatte in diesem Kontext sich vor allem um den Aspekt 
des Umgangs mit heterogenen Bedürfnissen der Studierenden und insbesondere 
beruflich Qualifizierten befassten. Im zweiten Untersuchungszeitraum ist dem-
nach neben Anrechnung auch die Frage des Umgangs mit Heterogenität fast 
gänzlich neu und auch zentral auf die Agenda gekommen. 
Debatte zu den Regelungen des Hochschulzugangs beruflich 
Qualifizierter 
Bereits im ersten Untersuchungszeitraum wurde die Unübersichtlichkeit der Re-
gelungen zum Hochschulzugang für beruflich Qualifizierte ohne schulische 
Hochschulzugangsberechtigung wiederholt kritisiert. Zudem wurde eine Verbrei-
terung des Zugangs immer wieder gefordert (vgl. Kapitel 8.1). Während diese 
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Forderungen auch nach 1998 anhielten, waren sie nicht mehr der Hauptaspekt 
von Durchlässigkeit, über den debattiert worden ist, und die Forderungen gingen 
meist in den anderen Debatten auf. Eine Ausnahme bildeten allerdings die Jahre 
2008 bis 2010. 2008 war das Jahr, in dem diese Forderungen nochmal besonders 
deutlich wurden. Anlässlich des Bildungsgipfels (vgl. DGB 2008b), aber auch in 
einer gemeinsamen Erklärung des DIHK und der HRK (2008) wurden die Länder 
wiederum aufgefordert, transparente und einheitliche Wege in das Studium für 
beruflich Qualifizierte zu etablieren, da die unterschiedlichen Regelungen Barrie-
ren für interessierte beruflich Qualifizierte darstellten. 2009 reagierte dann die 
KMK auf diese seit Jahren bestehenden Forderungen mit einem viel beachteten 
Beschluss zum „Hochschulzugang für beruflich qualifizierte Bewerber ohne 
schulische Hochschulzugangsberechtigung“. In diesem sollten bundesweit ein-
heitliche Mindeststandards für die Regelungen des Hochschulzugangs beruflich 
Qualifizierter festgelegt werden, die dann von den Ländern umgesetzt werden 
sollten. Die Regelungen sehen vor, dass Absolvent_innen einer Aufstiegsfortbil-
dung eine allgemeine Hochschulzugangsberechtigung erhalten. Zudem können 
Absolvent_innen einer beruflichen Erstausbildung eine fachgebundene Hoch-
schulreife nach einer studienrelevanten Berufspraxis von drei Jahren nach Ab-
schluss der Ausbildung und dem Bestehen einer Eignungsprüfung oder eines Pro-
bestudium erhalten (KMK 2009d). 
Mit diesem Beschluss wird erstmals ein beruflicher Abschluss, und zwar der 
der Aufstiegsfortbildung, dem allgemeinbildenden Abitur als Hochschulzugangs-
berechtigung gleichgestellt, was als Paradigmenwechsel angesehen werden kann. 
Und auch wenn die Länder bereits in den 1990er Jahren begonnen hatten, in den 
Hochschulgesetzen den Zugang für beruflich Qualifizierte zu liberalisieren, so 
kann festgestellt werden, dass der KMK-Beschluss insbesondere die Liberalisie-
rung der Regelungen für die Absolventinnen der Aufstiegsfortbildung in vielen 
Ländern befördert hat (vgl. Ulbricht 2012a). Letztlich sind KMK-Beschlüsse 
nicht bindend, aber da sie nach dem Einstimmigkeitsprinzip beschlossen werden, 
stellen sie einen Minimalkonsens der Länder und damit wirksame Mindeststan-
dards dar. Die Reaktion auf den lange ersehnten Beschluss der Kultusminister 
war daher auch weitgehend positiv (vgl. BMBF 2011a). Und als Folge wurden die 
einzelnen Länder angehalten, diese Regelungen auch tatsächlich umzusetzen. 
Debatte zu den Auswirkungen der Bologna-Reformen 
2009 war aber nicht nur das Jahr, in dem der KMK-Beschluss zum Hochschul-
zugang erlassen wurde, auch fanden bundesweit Studierendenproteste als Reak-
tion auf die Hochschulreformen der vorangegangenen Jahre statt. Auch zehn 
Jahre nach dem Start des Bologna-Prozesses wurde in der Bildungspolitik in den 
Jahren 2009 bis 2011 generell viel über die Hochschulreformen und die notwen-
digen Verbesserungen diskutiert. In der Kritik standen vor allem das neu einge-
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führte gegliederte Studienstruktursystem (B.A, M.A.), welches zu stark vorstruk-
turiert sowie verschult sei und zu einem zu hohem Leistungsdruck auf die Studie-
renden führe.111 Zudem seien die Ziele der Reformen, eine bessere Betreuung der 
Studierenden oder mehr Mobilität, nicht erreicht worden. 
Natürlich wurden die Bologna-Reformen schon vorher diskutiert, aber ge-
rade in dieser Zeit wurde auch das Thema Durchlässigkeit immer wieder aufge-
griffen. Dabei ging es zu großen Teilen um Durchlässigkeit innerhalb des Hoch-
schulsystems. Während die KMK (2009i) allgemein die Einführung des Bachelors 
und des Masters als einen wichtigen Schritt zu mehr Durchlässigkeit und Flexibi-
lität im Hochschulsystem betrachtete, forderte insbesondere der DGB (2010c), 
dass der Zugang zum Master nicht beschränkt, sondern für alle zugänglich sein 
müsste, damit keine neuen Barrieren im Hochschulsystem entstehen würden. 
Aber auch die Durchlässigkeit von der Berufs- zur Hochschulbildung wurde 
in der Debatte um die Bologna-Reformen diskutiert. Zum einen geschah dies im 
Zusammenhang mit der sogenannten sozialen Dimension, d.h., dass der Zugang 
für nichttraditionelle Studierende weiter verbessert werden müsste. Damit einher 
ging die Forderung nach einer besseren Betreuung der Studierenden, wofür die 
Hochschulen auch die finanzielle Ausstattung benötigten (DGB 2006a, 2008b). 
Zudem wurden in der Debatte die Hochschulen immer stärker als Lernort im 
Rahmen des lebenslangen Lernens konstruiert, was wiederum mit einer stärkeren 
Öffnung der Hochschulen einhergehen müsste (HRK 2007c). Da vor allem die 
Gruppe der nichttraditionellen Studierenden in Deutschland im internationalen 
Vergleich relativ klein ausfiel, wurden die neu entstandenen Pilotprogramme, wie 
der Wettbewerb „Aufstieg durch Bildung: Offene Hochschulen“ oder die 
ANKOM-Initiative, als besonders wichtig hervorgehoben. Es sollten in den 
nationalen Bologna-Berichten, die an die Follow-up Group geschickt werden, 
daher ein größeres Augenmerk auf qualitative Veränderungen im Sinnes dieser 
Programme anstatt auf die quantitativen Veränderungen gerichtet werden (KMK 
2011b). 
Debatte über den deutschen Qualifikationsrahmen 
Der letzte große Themenkomplex, in dem Durchlässigkeit wiederholt eine bedeu-
tende Rolle spielte, war die Debatte um den europäischen, aber vor allem den 
deutschen Qualifikationsrahmen. Als mit dem Maastricht-Kommuniqué 2004 im 
Kopenhagen-Prozess die Einführung eines europäischen Qualifikationsrahmens 
beschlossen wurde, dessen ausgearbeitete Version später von der europäischen 
Kommission 2006 vorgeschlagen wurde, wurde auch in Deutschland entschieden, 
einen bildungsbereichsübergreifenden deutschen Qualifikationsrahmen (DQR) 
zu erarbeiten. Ziel war es, einen kompatiblen ebenfalls lernergebnisorientierten 
111  Einen Überblick der studentischen Kritik ist hier zu finden auf der Homepage von Bundesweiter 
Bildungsstreik (2014). 
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Rahmen zu entwerfen, der dann zu einer größeren Transparenz und Durchlässig-
keit zwischen einzelnen nationalen Bildungsbereichen, aber auch europäischen 
Bildungssystemen führen sollte. Zu Beginn der Debatte wurde die Frage des Qua-
lifikationsrahmens als eine Möglichkeit gesehen, Reformen im deutschen Bil-
dungssystem anzustoßen und die deutsche Berufsausbildung international besser 
zu platzieren (DIHK 2006b). Beide Hoffnungen werden bis heute mit dem DQR 
verbunden. Nachdem die Erarbeitung eines deutschen Qualifikationsrahmens be-
schlossen war, wurde ein Arbeitskreis mit den wichtigsten Akteuren im deutschen 
Bildungssystem, inklusive der in dieser Arbeit betrachteten Akteure, berufen, der 
im Februar 2009 einen ersten Diskussionsvorschlag für den DQR vorlegte. Ziel 
war es, über die verschiedenen Bildungsbereiche hinweg zu einem gemeinsamen 
Verständnis des DQR, aber vor allem zu einer gemeinsamen Begrifflichkeit zu 
kommen (Esser 2012). 
Der deutsche Diskussionsvorschlag beinhaltete zwei Kompetenzkategorien, 
die Fachkompetenz und die personale Kompetenz, die beide in jeweils zwei Un-
terkategorien aufgehen: in Wissen und Fertigkeiten sowie in Sozial- und Selbst-
kompetenz. Im Gegensatz dazu unterscheidet der EQR Kenntnisse, Fertigkeiten 
und Kompetenzen. Der Unterschied zum EQR liegt darin begründet, dass im 
DQR die personale Kompetenz in Sozial- und Selbstkompetenz unterschieden 
wurde, was den Bezug zur (beruflichen) Handlungskompetenz, auf die letztlich 
die deutsche Kompetenzdefinition abzielte, ermöglichte. Der europäische Kom-
petenzbegriff wurde als nicht adäquat für die Beschreibung der Handlungskom-
petenz angesehen, die im deutschen Bildungs- und insbesondere Berufsbildungs-
system erlangt wird (vgl. DGB 2009c). Die gemeinsame und konsensuale Erar-
beitung des Kompetenzbegriffs und der Deskriptoren für die acht unterschiedli-
chen Niveaustufen fand unter weitgehendem Ausschluss der (Fach-)Öffentlich-
keit statt, so dass die Diskussionen erst nach der Veröffentlichung des Vorschlags 
wieder verstärkt geführt wurden. 
In der zweiten Erarbeitungsphase (2009 und 2010) wurde der Entwurf des 
DQR nun in vier ausgewählten Berufs- und Tätigkeitsfeldern (Gesundheit, Han-
del, Metall/Elektro und IT-Bereich) durch Expert_innen der Bildungs- und Be-
rufsbereiche erprobt, um die Anwendbarkeit der gestuften Kompetenzmatrix zu 
prüfen. Dabei wurden die bestehenden Qualifikationen exemplarisch den unter-
schiedlichen Niveaustufen zugeordnet112. Auf Basis dieser Arbeit in den vier 
Branchen sollte dann eine generelle Zuordnung von deutschen Bildungsqualifi-
kationen in einem dritten Schritt erfolgen. Diese Phase endete vorläufig am 
31.01.2012 mit einer Vereinbarung zur Umsetzung des EQR auf einen deutschen 
Qualifikationsrahmen zwischen Bund, Ländern sowie Spitzenvertretern folgen-
der Organisationen: Zentralverband des Deutschen Handwerks, Bundesvereini-
112  Eine Dokumentation der Arbeit der vier Arbeitsgruppen kann auf der offiziellen Homepage 
zum deutschen Qualifikationsrahmen nachgelesen werden (vgl. BMBF/KMK 2014). 
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gung der Deutschen Arbeitgeberverbände, Deutscher Industrie und Handelskam-
mertag, Deutscher Gewerkschaftsbund, Bundesinstitut für Berufsbildung (BMBF 
et al. 2012). 
Im Gegensatz zu den zuvor dargestellten Debatten waren die zum DQR 
durch eine starke Polarisierung der Positionen gekennzeichnet. Zwar arbeiteten 
die unterschiedlichen Akteure der Berufs- und Hochschulbildung erstmals alle 
gemeinsam an einem bildungsbereichsübergreifenden Instrument, dies ging aber 
einher mit vielen Meinungsverschiedenheiten. Im Hinblick auf Durchlässigkeit 
können drei größere Streitpunkte identifiziert werden: a) die Rolle und zukünftige 
Bedeutung des DQR, b) der verwendete Kompetenzbegriff bzw. die ausge-
arbeiteten Deskriptoren der Niveaustufen und c) die Zuordnung nationaler Bil-
dungsabschlüsse. 
a) Bedeutung des DQR 
Die Hauptunterschiede in den Auffassungen zur zukünftigen Bedeutung des 
DQR lassen sich in zwei Positionen zusammenfassen. Auf der einen Seite stehen 
Akteure wie der DGB oder der DIHK, die letztlich im DQR einen Reformmotor 
für das deutsche Bildungssystem hin zu mehr Durchlässigkeit und Gleichwertig-
keit von beruflicher Bildung und Hochschulbildung sehen, wobei der Qualifika-
tionsrahmen tatsächliche Konsequenzen für bestehende und zukünftige Regulie-
rungen im Bildungsbereich haben sollte (vgl. z.B. DIHK 2006a, 2010c; BMWT et 
al. 2009;DGB 2008a, 2009c). Auf der anderen Seite stehen die Akteure, die vor 
einer „Überfrachtung“ des Qualifikationsrahmens warnen (KMK 2010a). Dieser 
sei ein Informationsinstrument und würde als Instrument nur entwickelt, um 
deutsche Abschlüsse mit dem EQR referenzieren zu können. Diese Position wird 
vor allem von den Akteuren der höheren Allgemeinbildung vertreten, der KMK 
(2009g, 2010a) und der HRK (2007c, 2009b). 
b) Verwendeter Kompetenzbegriff 
Auch wenn der für den DQR verwendete Kompetenzbegriff und die dazugehö-
rigen Deskriptoren von den im Arbeitskreis sitzenden Akteuren gemeinsam be-
schlossen wurden, kam es auch hier zu Diskussionen. So sah die HRK (2010a, b) 
die spezifischen Charakteristika der Kompetenzen aus der Hochschulbildung 
nicht ausreichend berücksichtigt. „Die spezifische wissenschaftliche Problemlö-
sungskompetenz ist als Qualifikationsanspruch auf den höheren Niveaus zu un-
deutlich formuliert“ (HRK 2010b). Andere Akteure, darunter der DGB, zeigten 
sich von der Kritik irritiert und sahen darin vielmehr den Versuch der Hochschu-
len, die „Zuordnungshoheit“ für die höchsten Niveaustufen (6-8) zu behalten 
(DGB 2010b). Im Hinblick auf Durchlässigkeit war diese Diskussion insofern 
wichtig, da es darum ging, auch für die obersten Niveaustufen eine Beschreibung 
zu finden, die bildungsbereichsübergreifend funktioniert und nicht einen Bereich 
gegenüber einem anderen begünstigt. So müsste, wenn der DQR auch für Fragen 
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der Anrechnung oder des Zugangs relevant werden sollte, auch eine gute Erfas-
sung der Kompetenzen in allen Bildungsbereichen ermöglicht werden. Dies gilt 
umso mehr, zumal der DQR perspektivisch auch für non-formal und informell 
erworbene Kompetenzen gelten soll. Sind Deskriptoren dann so gelagert, dass 
bestimmte Kompetenzen begünstigt werden, die eher in spezifischen z.B. akade-
mischen Bereichen erworben werden, wirkt sich dies auch auf die Möglichkeiten 
der Anerkennung von Kompetenzen aus. 
Die Erarbeitung der Kompetenzbegriffe im Vergleich zu den europäischen 
Begrifflichkeiten sollte zu einer besseren Passfähigkeit für das deutsche Bildungs-
system mit seinem starken Berufsbildungsbereich führen. Während die europäi-
sche Kompetenzdefinition von einigen Akteuren als zu stark auf kognitives Wis-
sen fokussierend empfunden wurde, war die Integration von Sozial- und Selbst-
kompetenz ein wichtiger Schritt. (DGB 2009c). Von anderen Akteuren wie den 
Hochschulen wird der breitere Kompetenzbegriff eher als Schwierigkeit empfun-
den: Die Beschreibung der unterschiedlichen Niveaustufen ist schließlich ent-
scheidend für die Zuordnung von Abschlüssen bzw. von Kompetenzen. Im bis-
herigen Prozess ging es vor allem darum, die bestehenden formalen Bildungsab-
schlüsse in die Kompetenzmatrix einzuordnen. Hier zeigten sich die größten Aus-
einandersetzungen zwischen den Akteuren. 
c) Zuordnung nationaler Bildungsabschlüsse 
Hauptstreitpunkt in Bezug auf den DQR war die Zuordnung beruflicher Ab-
schlüsse in Relation zu schulrechtlichen Abschlüssen, insbesondere der allgemei-
nen Hochschulreife (Esser 2012). 
Die KMK (2010d) präferierte die Zuordnung der allgemeinen und fachge-
bundenen Hochschulreife auf Niveau 5 zusammen mit „anspruchsvollen“ beruf-
lichen Abschlüssen, während die Fachhochschulreife und weitere berufliche Ab-
schlüsse der Stufe 4 zugeordnet werden sollten. Die Akteure der beruflichen Bil-
dung dagegen sahen die Zuordnung von den drei- bis dreieinhalbjährigen Ausbil-
dungsberufen zusammen mit allen Formen der Hochschulreife auf Stufe 4 vor 
und kritisierten die KMK-Forderungen stark. Eine Einigung konnte nicht erreicht 
werden, so dass von den beteiligten Akteuren vereinbart wurde, die schulischen 
Abschlüsse in Deutschland nicht dem Qualifikationsrahmen zuzuordnen, und so-
mit allein für die Abschlüsse der Berufs- und Hochschulbildung eine Zuordnung 
gefunden wurde (vgl. DQR 2013). 
Zudem wurde beschlossen, dass bestehende Zuordnungen nach fünf Jahren 
erneut beraten werden, und zwar auf Basis kompetenzorientierter Ordnungsmit-
tel, die im Entscheidungszeitraum nicht zur Verfügung standen, sowie vor dem 
Hintergrund nationaler und internationaler Erfahrungen (vgl. BMBF et al. 2012). 
In diesen fünf Jahren sollte auch die Frage der Zuordnung der schulischen Ab-
schlüsse gelöst werden. 
Betrachtet man alle Debatten im zweiten Untersuchungszeitraum zusammen, 
fällt auf, dass zwei besonders dominant waren: die Diskussionen zur Anrechnung 
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und die Diskussionen über die Entwicklung des DQR. Aber es war vor allem 
Letztere, die besonders stark polarisierte. 
Anhand der Debatten wird bereits deutlich, dass erstens Durchlässigkeit wäh-
rend der Europäisierungsprozesse eine große Rolle in der deutschen Bildungspo-
litik spielt. Zweitens kann festgestellt werden, dass bereits innerhalb der Debatten 
kontrovers über Durchlässigkeit diskutiert wurde. Daraus ist zu schließen, dass 
auch im zweiten Untersuchungszeitraum Deutungskämpfe in den Durchlässig-
keitsdiskursen vorzufinden sein werden. Wie genau diese aber nach 1998 struktu-
riert sind, soll nachfolgend dargestellt werden. 
7.2.2 Deutsche Diskurse 1999-2012: Durchlässigkeit als Norm 
zwischen Bildungsschisma und neuer Gleichwertigkeit  
Wie bereits im Zeitraum vor 1999 können für den zweiten Untersuchungszeit-
raum zwei antagonistische Diskurse, ein strukturkritischer und ein strukturkon-
servativer, identifiziert werden, die eine Weiterentwicklung der bestehenden Dis-
kurse darstellen. Auch können analog zum ersten Zeitraum wiederum die drei 
Argumentationslogiken – strukturkritisch-universalitisch, strukturkritisch-funkti-
onalistisch und strukturkonservativ-funktionalistisch – unterschieden werden, die 
die Diskurse strukturieren. Im Folgenden werden daher zuerst die einzelnen Ar-
gumentationslogiken, anschließend die Strukturen der einzelnen Diskursstränge 
anhand des heuristischen Durchlässigkeitskonzepts und schließlich die Akteurs-
positionen und die rekonstruierten Strategien expliziert. 
Argumentationslogiken der Diskurse 
Auch für den zweiten Zeitraum soll dargestellt werden, warum und in welchen 
Zusammenhängen Durchlässigkeit und damit auch das Verhältnis von Berufs- zu 
Hochschulbildung thematisiert wird sowie was das Problem im Hinblick auf 
Durchlässigkeit ist. Dies wird in den Argumentationslogiken sichtbar, welche als 
Weiterentwicklung der bereits für den ersten Untersuchungszeitraum identifizier-
ten Logiken angesehen werden können. Doch wie sieht die Weiterentwicklung 
aus? Haben sich die Argumentationen und deren Bedeutung innerhalb der Dis-
kurse geändert? Welche Argumentationslogiken dominieren die Diskurse? Um 
diese Fragen zu beantworten, werden die einzelnen Argumentationslogiken wie-
derum einzeln dargestellt und anschließend in Tabelle 14 zusammengefasst. 
Strukturkritisch-funktionalistischer Diskursstrang (1999-2012):  
Durchlässigkeit als funktionales Erfordernis der Arbeitswelt 
Der strukturkritisch-funktionalistische Diskursstrang ist im Zeitraum nach 1998 
der die Diskurse dominierende Strang, der von allen Akteuren getragen wird. Das 
heißt, wenn Durchlässigkeit zwischen Berufs- und Hochschulbildung thematisiert 
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wurde, kam dies sehr häufig im Rahmen dieser Argumentationslogik vor. Doch 
wie wird der Bedarf von Durchlässigkeit begründet und warum ist Durchlässigkeit 
ein wichtiges zu behandelndes Problem? 
Erhöhte Durchlässigkeit zwischen Berufs- und Hochschulbildung sei im 
funktionalistischen strukturkritischen Diskursstrang notwendig, da sowohl auf 
gesellschaftlicher Ebene als auch auf Betriebsebene ein Strukturwandel stattge-
funden hat bzw. stattfindet. Stichworte sind der gestiegene Wettbewerb durch die 
Globalisierung, der Wandel hin zur Wissensgesellschaft, der technologische und 
die demografische Entwicklung. Fazit ist, dass gesellschaftlich eine höhere Qua-
lifizierung der Individuen über den gesamten Lebenslauf notwendig ist und dass 
durch eine bessere Verzahnung der Bildungsbereiche mehr Humanressourcen ge-
nutzt werden können und auf diese Weise dem Fachkräftemangel begegnet wer-
den kann (vgl. z.B. BMBF 2002, 2009c, 2011a; DIHK 2007c, 2010c; HRK 2011a; 
DGB 2002, 2008b, 2009b). 
Aus Sicht des DIHK handelt es sich um ein perspektivisch wichtiges Thema. Denn 
die neue Arbeitswelt verlangt eine erhöhte Durchlässigkeit der Bildungswege, da die 
Erwerbsbiografien völlig neue Muster einnehmen. Weiter kann sich Deutschland die 
Dualität zweier Bildungssäulen [Berufs- und Hochschulbildung, NB] ohne Brückenschläge 
zwischen ihnen nicht leisten. Und schließlich kommt aufgrund der Alterung der Be-
legschaften auf die deutsche Erwerbsbevölkerung ein Engpass an Arbeitskräften 
hinzu, wodurch eine Wiederaufnahme von Qualifikationswegen in der zweiten Hälfte 
der Erwerbsbiografie häufiger erforderlich wird. (DIHK 2007c) 
Ein erhöhter Anpassungsdruck wird zusätzlich anerkannt durch internationale 
Forderungen nach durchlässigen Strukturen, wie von europäischer Ebene oder 
der OECD, die diese als Mittel zur Anpassung an den strukturellen Wandel an-
mahnen (KMK et al. 2003). 
Aber auch die funktionale Bedeutung von Durchlässigkeit für die Individuen 
wird betrachtet. Eine Verbindung der Bildungsbereiche sei notwendig, um Karri-
ere- und Erwerbsverläufe effizient zu gestalten und individuell entwickeln zu kön-
nen. Zudem ermöglichen Durchlässigkeit und die damit einhergehenden indivi-
duellen Bildungsoptionen eine Erhöhung der individuellen „Beschäftigungsfähig-
keit“ und würden das Arbeitslosigkeitsrisiko minimieren (BMBF 2001b). Darüber 
hinaus sind es vor allem Hochschulabschlüsse, die neben den Fachkenntnissen 
auch einen gewissen Status verleihen, der in der Arbeitswelt anerkannt wird 
(DIHK 2007c). 
Ob gesamtgesellschaftlich oder individuell, argumentiert wird in beiden Di-
mensionen fast ausschließlich vom Bedarf des Arbeitsmarkts aus, an den die Bil-
dungsstrukturen und die individuellen Bildungsbiografien angepasst werden müs-
sen. 
Es darf nicht sein, dass nur die Logik von Bildungsinfrastrukturen im Vordergrund 
steht. Das Endziel darf nicht aus den Augen gelassen werden, dass vor allem der Mit-
telstand darauf angewiesen ist, Fortbildungsabsolventen auf hohem Niveau weiterzu-
bilden. Denn gerade in mittelständischen Unternehmen arbeiten Personen, die ihre 
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Qualifizierung in der beruflichen Aus- und Weiterbildung durchlaufen haben. (DIHK 
2007c) 
Ein weiterer Grund, die Durchlässigkeit zwischen beruflicher Bildung und Hoch-
schulbildung zu erhöhen, wird zudem darin gesehen, dass das deutsche Berufs-
bildungssystem sowohl national als auch international eine höhere Wertschätzung 
erhalten solle (vgl. z.B. DIHK 2006b; BMBF 2004b, 2010a). 
Schließlich wird auch von Seiten der Hochschulen die Chance erkannt, be-
ruflich Qualifizierte als Zielgruppe aufzunehmen, weil Teilnahmegebühren für 
Kurse zur wissenschaftlichen Weiterbildung die Einnahmen der Hochschulen er-
höhen (HRK 2011b). 
Im Vergleich zum ersten Zeitraum wird deutlich, dass zwar ebenfalls der 
Strukturwandel der Wirtschaft als Grund angeführt wird, aber insgesamt der Fo-
kus weniger darauf liegt, die Anziehungskraft der Berufsbildung zu erhöhen und 
mehr Individuen zu einer Facharbeiterausbildung zu motivieren, als tatsächlich 
mehr beruflich Qualifizierte in die Hochschulbildung zu bekommen, weil die hö-
here Qualifikation im Arbeitsleben gefordert wird. Neu ist zudem die Bedeutung, 
die lebenslanges Lernen im Diskurs über Durchlässigkeit in Deutschland ein-
nimmt und dass von Seiten der Hochschulen beruflich Qualifizierte als Einnah-
mequelle und somit als Ressource betrachtet werden. 
Strukturkritisch-universalistischer Diskursstrang (1999-2012):  
Durchlässigkeit als Recht auf Bildung basierend auf Gleichwertigkeit 
Charakteristisch für den universalistischen strukturkritischen Diskurs ist das Ver-
ständnis der Bedeutung von Bildung für die Gesellschaft. Durchlässigkeit wird 
dann nicht allein aus funktionalistischen auf die Arbeitswelt ausgerichteten Grün-
den gefordert, sondern aus dem Verständnis heraus, dass Bildung ein universales 
Menschenrecht darstellt. Barrieren, die den Zugang zu Bildung beeinträchtigen, 
stellen eine Einschränkung dieses Rechts dar. Insofern kann Durchlässigkeit als 
eine strukturelle Voraussetzung für die Gewährung des Bildungsrechts gelten. 
Die Umsetzung dieses Rechts ermöglicht wirtschaftliche und politische Emanzipa-
tion und Teilhabe. Daher dürfen sich Angebote der Weiterbildung nicht nach dem 
Gesetz von Angebot und Nachfrage richten. (DGB 2006a: 38) 
Das Recht auf Bildung begründet sich aus der Bedeutung von Bildung sowohl für 
das Individuum als auch die Gesellschaft. Individuell dient Bildung neben der 
Entfaltung des Arbeitskraftpotenzials auch der Entfaltung der Persönlichkeit, der 
individuellen Emanzipation, und der Schaffung von Teilhabechancen in der Ge-
sellschaft (vgl. DGB 2002, 2008a). Ziel ist daher, gleiche Bildungschancen, aber 
auch Erwerbschancen für alle Individuen zu ermöglichen. 
Gleiche Bildungschancen zu realisieren ist und bleibt daher oberstes Ziel von gewerk-
schaftlicher Bildungspolitik. Dabei geht es den Gewerkschaften nicht allein um for-
mal gleiche Zugangsrechte, sondern auch um die besondere Förderung derjenigen, 
die in unserer Gesellschaft benachteiligt sind. (DGB 2002: 24) 
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Gesellschaftlich wird Bildung nicht nur als notwendig angesehen, um dem Struk-
turwandel in Demografie, Technologie und Arbeitswelt durch eine Höherqualifi-
kation weiter Teile der Bevölkerung zu begegnen. Vielmehr ist die Frage der Bil-
dung eng verbunden mit der Frage des gesellschaftlichen Zusammenhalts. Die 
Ermöglichung von Bildung für alle wird als notwendig angesehen, um Bildungs-
armut und soziale Ungleichheiten zu verringern (vgl. DGB 2008b). Durchlässig-
keit ist somit ein wichtiger Faktor, um soziale Chancengleichheit zu erreichen (vgl. 
BMBF 2009b; KMK 2011b). 
Voraussetzung dafür, dass tatsächliche Chancengleichheit zwischen Absol-
vent_innen der unterschiedlichen Bildungsbereiche entstehen kann, ist, dass be-
rufliche Bildung und Hochschulbildung als gleichwertig anerkannt werden. Dies 
wurde als ein Hauptproblem angesehen, das durch Reformen zu beheben sei. Der 
bestehenden Gleichwertigkeit der Kompetenzen von Berufs- und Hochschulbil-
dung muss dann auch Rechnung getragen werden, indem die beruflich Qualifi-
zierten die gleichen Chancen im Bildungs- und Erwerbssystem erhalten (DGB 
2002, 2009c; BMBF 2003a, 2010a; KMK 2011a, b; DIHK 2008b). 
Die Durchlässigkeit am Übergang zur Hochschule ist damit nicht nur eine Maßnahme 
zur Ausschöpfung des Potenzials an Wissen in einem rohstoffarmen Land, sie fördert 
ebenso die Chancengleichheit der Qualifizierungswege: Allgemeinbildung und Be-
rufsbildung, die Gleichwertigkeit von allgemeiner und beruflicher Bildung. (KMK 
2009h: 2) 
Auch in der Bezeichnung von Abschlüssen könne die Gleichwertigkeit sichtbar 
gemacht werden, wenn Fortbildungsprüfungen zusätzlich auch als Bachelorab-
schluss betitelt werden (DIHK/HRK 2008). 
Gleichwertigkeit im Zusammenhang mit dem Recht auf Bildung ist somit die 
Grundlage der Durchlässigkeitsforderungen im universalistischen strukturkriti-
schen Diskurs. In diesem Zusammenhang wird insbesondere auf den deutschen 
Qualifikationsrahmen eine große Hoffnung gelegt. 
Ob der Deutsche Qualifikationsrahmen auch im Sinne der Gewerkschaften erfolg-
reich wird, hängt davon ab, ob die für uns entscheidenden Ziele, nämlich Förderung 
von Durchlässigkeit und Gleichwertigkeit zwischen allgemeiner und beruflicher Bil-
dung, gefördert werden oder nicht. (DGB 2010b) 
Die universalistische Argumentationslogik hat sich insgesamt im Vergleich zum 
ersten Zeitraum nicht stark geändert. Allein die gesellschaftliche Bedeutung 
durchlässiger Bildungsstrukturen für den sozialen Zusammenhalt und die Verrin-
gerung sozialer Ungleichheiten wurden stärker expliziert. Insgesamt kann aber 
eine Zunahme der universalistischen Argumentation festgestellt werden, wobei 
die funktionalistische strukturkritische weiterhin die klar dominierende bleibt. 
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Strukturkonservativ-funktionalistischer Diskursstrang (1999-2012):  
Durchlässigkeit nach Maßstab der höheren Allgemeinbildung zur 
Sicherung des Qualitätsniveaus 
Auch die Argumentationslogik im strukturkonservativen Diskurs hat sich kaum 
geändert im Vergleich zum ersten Zeitraum. So ist wiederum eine funktionalisti-
sche Argumentation leitend. Auf gesellschaftlicher Ebene stellt Durchlässigkeit 
zwischen Berufs- und Hochschulbildung in dieser Logik eine mögliche Bedro-
hung der Qualität der Hochschulbildung dar, die es zu sichern gilt. Dies ist am 
besten gewährleistet, wenn Durchlässigkeit nicht unkontrolliert, sondern nach 
dem Maßstab der Akteure der höheren Allgemeinbildung erfolgt (vgl. HRK 
2007c, 2008b; KMK 2000b, 2011b). Zudem kann unkontrollierte Durchlässigkeit 
zu einer unnötigen Ressourcenverschwendung führen, da Individuen, die nicht 
für ein Studium geeignet seien und dieses abbrechen würden, unnötig Personal- 
und Sachressourcen verbrauchten (vgl. HRK 2010a 2010b).Wiederum wird die 
Frage der Gleichwertigkeit von beruflicher und Hochschulbildung im struktur-
konservativen Diskursstrang nicht als Ideal thematisiert. Auf individueller Ebene 
wird unkontrollierte Durchlässigkeit ebenfalls wieder als Gefahr gesehen, die den 
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Individuen falsche Hoffnungen macht und individuelles Versagen mit all den per-
sönlichen emotionalen Konsequenzen nach sich ziehen kann (HRK 2010b). Auch 
wenn die strukturkonservative funktionalistische Argumentationslogik stark der 
aus dem ersten Zeitraum ähnelt, kann doch ein großer Unterschied festgestellt 
werden, der auch die weitere Diskursstruktur deutlich beeinflusst. So wird Durch-
lässigkeit als relevantes Thema zum einen wahrgenommen und eine kontrollierte 
Durchlässigkeit nach Maßstab der höheren Allgemeinbildung akzeptiert. Im ers-
ten Zeitraum dagegen wurde generell die Relevanz der Diskussion über Durch-
lässigkeit infrage gestellt und letztlich kaum behandelt. 
Vergleich der Strukturmerkmale der deutschen Diskurse 
Wie wird Durchlässigkeit im zweiten Untersuchungszeitraum konstruiert? Wel-
che Aspekte von Durchlässigkeit stehen nach 1999 im Vordergrund? Insgesamt 
kann im Gegensatz zum ersten Zeitraum eine Verbreiterung der Diskussion über 
Durchlässigkeit und damit auch des Verständnisses festgestellt werden. So wird 
nicht nur über die Fragen des Zugangs, sondern erstmals auch ausführlich über 
Möglichkeiten der Anrechnung gesprochen. Ebenfalls viel stärker in den Fokus 
rückt die Beschäftigung mit Strukturen, die sich auf die heterogenen Bedürfnisse 
der Studierenden und der beruflich Qualifizierten im Besonderen beziehen. 
Schließlich wurde Durchlässigkeit wie im ersten Zeitraum auch im Zusammen-
hang mit organisationalen Verbindungen behandelt. 
Nachfolgend werden die den unterschiedlichen Argumentationslogiken ent-
sprechenden Diskursstrukturen für die Durchlässigkeitsaspekte einander gegen-
übergestellt. Dabei erfolgt die Darstellung der Strukturen als Querschnitt durch 
den gesamten Zeitraum, wobei auf explizite Entwicklungen, wenn es sie denn 
gab, hingewiesen wird. Am Ende jeden Abschnittes werden die wichtigsten Er-
kenntnisse tabellarisch festgehalten. 
Zugang 
Wie auch im ersten Zeitraum waren Fragen des Hochschulzugangs im gesamten 
zweiten Zeitraum präsent, wobei ein Höhepunkt der Diskussion mit dem KMK-
Beschluss von 2009 festzustellen ist. Durch diesen können Inhaber_innen eines 
beruflichen Fortbildungsabschlusses die allgemeine Hochschulzugangsbe-
rechtigung zugesprochen bekommen. Dieser Beschluss zeigt, dass sich die Be-
deutung der Diskursstränge im zweiten Zeitraum in Fragen des Zugangs verscho-
ben hat. Berechtigungen über Berufsbildung wurden zwar vereinzelt im ersten 
Zeitraum gefordert, wurden aber von den Akteuren der höheren Allgemeinbil-
dung zurückgewiesen. Die Einführung von Berechtigungen im beruflichen Bil-
dungswesen stellt damit einen großen Paradigmenwechsel und die Beendigung 
des Berechtigungsmonopols der höheren Allgemeinbildung dar. Nachfolgend 
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werden die unterschiedlichen Aussagen zu den differenten Zugangsmöglichkei-
ten, der Zielgruppendefinition sowie der Konstruktion des Bildungssubjektes ver-
glichen (vgl. auch Tabelle 15). 
Zugang über Berechtigungen in der beruflichen Bildung 
Wie bereits auch im ersten Untersuchungszeitraum wird im universalistischen 
strukturkritischen Diskursstrang ein Weg zu mehr Durchlässigkeit gesehen, in-
dem der Zugang für beruflich Qualifizierte über Berechtigungen geöffnet wird. 
Wiederum können zwei Varianten unterschieden werden: Die eine fordert eine 
Gleichstellung der beruflichen Erstausbildung mit der allgemeinen Hochschul-
reife (u.a. DGB 2006a, 2009b), die andere sieht die Gleichstellungsmöglichkeiten 
eher zwischen Fortbildungsabschlüssen und der allgemeinen Hochschulreife 
(BMBF 2004a, 2009b; KMK 2009d). Ziel ist die Gleichstellung der beruflichen 
Bildung mit der allgemeinen Hochschulreife, so dass diese einzige Form der 
Hochschulzugangsberechtigung abgelöst wird. Auf diesen Weg würde tatsächlich 
eine Gleichwertigkeit von Berufs- und höherer Allgemeinbildung erreicht werden 
(vgl. DGB 2004b; BMBF 2001b). Dass ein Teil der Forderungen des universalis-
tischen Diskursstrangs, die Berechtigung über berufliche Fortbildungsabschlüsse, 
als KMK-Beschluss umgesetzt wurde, zeigt den gewonnenen Einfluss des Dis-
kursstrangs. Allerdings bleibt zu berücksichtigen, dass diese Gleichstellung gleich-
zeitig eine rechtliche Ungleichwertigkeit beruflicher Erstausbildungen im Ver-
gleich zu allgemeinbildenden Abschlüssen der allgemeinbildenden Sekundarstufe 
II zementiert. 
Im funktionalistischen strukturkritischen Diskursstrang werden im Vergleich 
zum ersten Zeitraum Berechtigungen nicht mehr explizit als schädlich ausgewie-
sen, aber sie werden auch nicht gefordert. Im strukturkonservativen Diskurs wird 
darauf hingewiesen, dass weiterhin die schulischen Berechtigungen die Norm für 
den Hochschulzugang darstellen (HRK 2011b). Zudem werden Reformen beruf-
licher Ausbildungsgänge durch z.B. die Integration von Zusatzqualifikationen, so 
dass diese die von der KMK aufgestellten Kriterien von 1997 (vgl. KMK 1997b) 
zur Erreichung einer (Fach-)Hochschulreife erfüllen, als nicht notwendig erachtet 
(KMK 2000b). Eine Gleichstellung von beruflichen Erstausbildungsgängen allge-
mein und der allgemeinen Hochschulreife, ebenso wie Doppelqualifikationen 
werden abgelehnt (KMK 2000b, 2009g, 2010d). Es wird deutlich, dass die Son-
derstellung des Abiturs im Vergleich zu einer beruflichen Ausbildung im Sekun-
darstufenbereich II erhalten werden soll. Dies wird auch ersichtlich in dem KMK-
Beschluss, in dem Absolvent_innen mit beruflichen Erstabschluss erst nach drei-
jähriger Berufserfahrung und zusätzlicher Zulassungsprüfung an den Hochschu-
len Zugang erhalten sollen (KMK 2009d). Insofern wird auch hier eine klare Hie-
rarchisierung zwischen Berufs- und höherer Allgemeinbildung festgeschrieben. 
266 
Zugang über Eignungsprüfungen 
Der Zugang über Eignungsprüfungen an den Hochschulen spielt in den beiden 
funktionalistischen Diskurssträngen sowohl im strukturkonservativen als auch im 
strukturkritischen Diskurs eine wichtige Rolle. 
Im strukturkonservativen Diskurs wird deutlich, dass beruflich Qualifizierte, 
die nicht über schulische Berechtigungen zum Zugang zu den Hochschulen ver-
fügen, unbedingt von Seiten der Hochschulen auf ihre Studiereignung geprüft 
werden müssen (vgl. z.B. HRK 2008b; DIHK/HRK 2008; KMK 2009h). Die 
Entscheidung über die Aufnahme liege klar bei der aufnehmenden Institution und 
solle so auch unter Kontrolle der Akteure der höheren Allgemeinbildung bleiben. 
Im Mittelpunkt der Überlegungen zum Hochschulzugang beruflich Qualifi-
zierter steht auch im funktionalistischen strukturkritischen Diskurs die Ausgestal-
tung des Dritten Bildungswegs. Zugang solle erfolgen anhand einer Prüfung unter 
Berücksichtigung der beruflichen Qualifikationen (vgl. BMBF 2009c; DIHK 
2007c). Dies könne auf unterschiedliche Weise geschehen: durch Quoten für be-
ruflich Qualifizierte, durch Berücksichtigung von Profilnähe und Notendurch-
schnitt bei der Entscheidung über die Zulassung. Zulassungskriterien dürfen da-
bei aber nicht „sachfremd“ sein, wie sie zum Teil in den bestehenden Regelungen 
zu finden waren, in denen Alter oder Wohnort über den Zugang zu einer be-
stimmten Hochschule mit entscheidend waren (vgl. DIHK/HRK 2008). Wichtig 
sei zudem eine Vereinheitlichung der bestehenden Regelungen, um eine größere 
Transparenz und auch Effizienz zu gewährleisten (vgl. BMBF 2001b, DGB 
2004a, 2008b; DIHK/ZDH 2006; DIHK 2007b; HRK 2008b). 
Zentral bei der Frage des Zugangs ist die Selektion, die durch die Hochschu-
len erfolgen soll. Das Bild, welches dabei im Diskurs konstruiert wird, ist das der 
Hochschule, die – wie ein Arbeitgeber seine Angestellten – ihre Studierenden so 
auswählt, dass sie zur Hochschule passen und ihren Job gut erledigen, d.h. erfolg-
reich und möglichst schnell studieren. 
Die Zulassung sollte zukünftig ein besonderes Matching zwischen Eignung des Be-
werbers und Profil der Hochschule ermöglichen. (DIHK 2007c) 
Dabei erscheint die Beantwortung der folgenden Frage als zentral: Wie lässt sich 
garantieren, dass die Bewerber auch wirklich einen Studienerfolg meistern (DIHK 
2007c)? 
In den Zugangsvorstellungen beider funktionalistischen Diskurse wird zu-
dem ersichtlich, dass das Konstrukt einer vor dem eigentlichen Studium existie-
renden Studierfähigkeit, einer quasi natürliche Begabung, studieren zu können, 
weiterhin von Bedeutung ist. Die Zulassungsprüfung und die Berücksichtigung 
weiterer Kriterien sollen genau diese angenommene Fähigkeit beurteilen. Die 
Vorstellung im funktionalistischen strukturkritischen Diskursstrang von einer 
Vorselektion bleibt daher erhalten. Aber im Gegensatz zum Diskurs Anfang der 
1990er Jahre ist das Ziel, mehr Individuen an den Hochschulen zu qualifizieren 
und diese nicht auf eine kleine elitäre Minderheit zu begrenzen. Problematisch ist 
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die Frage der Selektion im Bildungsbereich, die im funktionalistischen struktur-
kritischen Diskursstrang gefordert wird, wenn der Studienanwärter nicht passend 
erscheint und ihm damit der Zugang verwehrt bleibt. Auch bei anderen Kriterien 
wie den Quoten oder der Profilnähe, um die Passfähigkeit für eine Studienrich-
tung auszuloten, wird im Diskurs nicht reflektiert, was mit den Individuen ge-
schieht, die nicht im eigenen Berufsprofil verbleiben wollen, oder wenn die Quo-
ten erfüllt sind. Aus diesem Grund wird im universalistischen strukturkritischen 
Diskursstrang jegliche Form der Selektion und „Kapazitätsbeschränkung“ beim 
Zugang abgelehnt (DGB 2006a). Dies entspräche auch nicht dem generellen 
Recht auf Bildung. 
Zugang über Allgemeinbildung 
Wie auch im ersten Zeitraum wird im strukturkonservativen Diskurs der Zugang 
zur Hochschule über den Weg der höheren Allgemeinbildung als Norm konstru-
iert. So gebe es für beruflich Qualifizierte genügend Wege, sowohl in beruflichen 
Schulen als auch über den zweiten Bildungsweg eine Hochschulzugangsberechti-
gung zu erhalten (KMK 2009e, h). Im strukturkritischen Diskurs findet der zweite 
Bildungsweg im Zusammenhang mit Durchlässigkeit im zweiten Zeitraum keine 
Erwähnung. Dies zeigt eindrücklich, dass dieser Weg weder im universalistischen 
noch im funktionalistischen Diskursstrang als durchlässigkeitsfördernd angese-
hen wird. 
Zielgruppe 
Welches Bild wird in den Forderungen von den beruflichen Absolvent_innen, die 
als relevante Studienbewerber betrachtet werden, in den Diskurssträngen kon-
struiert? Wer soll Zugang bekommen? 
Im strukturkonservativen Diskurs sollen die beruflich Qualifizierten ihre Be-
fähigung am besten über das Erwerben einer allgemeinen Hochschulberechtigung 
nachweisen, die weiterhin als Norm hochgehalten wird. Unabhängig von dieser 
Gruppe soll besonders befähigten beruflich Qualifizierten (z.B. Aufstiegsfortge-
bildeten), die eine bestimmte Neigung (Profilnähe) und ihre Befähigung durch 
Prüfungen, die auch ein bestimmtes Niveau an Allgemeinbildung nachfragen, aus-
weisen, der Zugang gewährt werden (HRK 2008b). Eine Studienbefähigung 
würde sich auch zeigen, wenn sich Individuen im Berufsleben z.B. im Bereich der 
Forschung herausragend weiterentwickelt haben (HRK 2010a). 
Anspruchsvolle Qualifizierungen im Fortbildungsbereich sind in besonderer Weise 
geeignet, die angestrebte stärkere Verknüpfung zwischen Hochschulen und verschie-
denen Qualifizierungswegen sowie Lernorten außerhalb der Hochschulen zu erpro-
ben (KMK et al. 2003) 
Ebenso ist es natürlich richtig, dass beruflich qualifizierte Individuen, die sich in der 
Forschung auf ihrem Arbeitsplatz in herausragender Weise weiterentwickelt haben, 
dann natürlich auch studieren können müssen, wenn sie das wollen. Vielleicht wollen 
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sie das ja gar nicht, aber wenn sie wollen, wenn sie einen Mehrwert in einem Studium 
sehen, dann muss das möglich sein. (HRK 2010a) 
Deutlich wird, wie auch im ersten Untersuchungszeitraum, die zugrunde liegende 
Annahme, dass Studierfähigkeit etwas ist, das vor dem Studium bereits besteht 
und geprüft werden kann. Zudem wird Studierfähigkeit auch weiterhin als eine 
Kompetenz konstruiert, die stark auf Allgemeinbildung oder gar Forschung auf-
baut und von den Vertretern der Allgemeinbildung geprüft oder bestätigt werden 
sollte. Ausnahme stellen hier nur die Aufstiegsfortbildungen dar. Insgesamt sind 
es aber nicht die einfachen Absolvent_innen der Berufsausbildung, sondern es ist 
eine klare Leistungselite der beruflich Qualifizierten, der Zugang gewährt werden 
soll. Würde eine Selektion ausbleiben, hätte das negative Folgen für die Studie-
renden und die Hochschulbildung. 
Aus Verantwortung gegenüber dem Einzelnen und im Interesse der Qualität der 
Lehre sollten die Zugangs- und Auswahlkriterien so definiert werden, dass sie Eig-
nung und Neigung des Lerners oder der Lernerin Rechnung tragen. (HRK 2008b) 
So wird insbesondere von der HRK (2010b) ein Bedrohungsszenario konstruiert: 
Wenn aufgrund politischen Liberalisierungsdrucks keine geeignete Vorselektion 
stattfände, würde die Qualität der Hochschulbildung leiden. 
Der Druck zur Deregulierung des Zugangs zum Hochschulbereich würde so groß, 
dass realistische Anforderungen an die Vorqualifikation aus dem Blick geraten und 
Studierende wie Hochschulen überfordert würden. Notwendige Nachqualifikationen 
wären nicht leistbar und das Qualitätsniveau von Lehre und Studium müsste sinken. 
(HRK 2010b) 
Auch sei ein solches Vorgehen unverantwortlich gegenüber Individuen, die nicht 
für ein Studium „geeignet“ sind, denen aber die Berechtigung zugesprochen wer-
den soll. Diese wären überfordert, was sich in einer Erhöhung der Abbruchquo-
ten widerspiegeln würde. 
In den Hochschulen gibt es eine ganz starke Diskussion darüber, dass Studienabbruch 
sehr viel mit falschen Vorstellungen vom Studium, von den Leistungsanforderungen, 
von der Arbeitsweise oder auch vom Berufsfeld zu tun hat. Das spielt natürlich auch 
hier eine Rolle. Insofern geht es an der Stelle wirklich um die Verantwortung für den 
Abschluss und nicht nur für den Zugang. (HRK 2010a) 
Im funktionalistischen strukturkritischen Diskurs wird die Zielgruppe ebenfalls 
vorselektiert. Entscheidend für die Selektion ist dabei aber weniger das Niveau 
der Allgemeinbildung. Zugang sollen leistungsstarke, eigenverantwortliche und 
erfolgreiche beruflich Qualifizierte erhalten, die ihre „Studierfähigkeit“ und ihre 
hohe Motivation über eine Prüfung oder durch einen guten Notendurchschnitt 
und Profilnähe nachgewiesen haben (DIHK/HRK 2008; DIHK 2008b, BMBF 
2003b, 2009b, 2009a). Letztlich müssten diese Personen durch ihr Profil eine gute 
Passung mit dem Studiengang an der spezifischen Hochschule aufweisen. Auf 
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diese Weise wird sichergestellt, dass eine möglichste hohe Wahrscheinlichkeit für 
einen erfolgreichen Abschluss des Studiums besteht. 
Wie bereits verdeutlicht, wird im universalistischen Diskursstrang eine Selek-
tion anders als über erworbene Berechtigungen, die auf allen Bildungswegen zu 
erhalten sein müssten, als Einschränkung des Rechts auf Bildung angesehen. In-
sofern wird auch kein Bild eines typischen beruflich Qualifizierten konstruiert, für 
den sich die Hochschulen öffnen sollten. 
Stattdessen soll allen Studieninteressierten ein Zugang zur Hochschule nach ihren 
persönlichen Interessensschwerpunkten ermöglicht werden. Der DGB wendet sich 
daher gegen jede Form von Kapazitätsbeschränkungen, Eingangstests und andere 
Auswahlverfahren. (DGB 2006a: 35) 
Jeder beruflich Qualifizierte, ob mit Erstausbildung oder mit Fortbildung, soll bei 
Interesse an die Hochschule dürfen. Die Frage nach bestimmten Voraussetzun-
gen, die im Vorhinein geprüft werden müssten, stellt sich nicht. Dies gilt umso 
mehr, als mit dem Verständnis eines Rechts auf Bildung (das nicht in der Schule 
aufhört, sondern für alle Bereiche des lebenslangen Lernens gilt), dem stärker na-
turalistischen Begabungsglauben, der in den funktionalistischen Diskursen sicht-
bar wird, eine Vorstellung der universellen Bildungsfähigkeit entgegengesetzt 
wird (vgl. Lenhardt 2003). 
Rolle des Qualifikationsrahmens 
Nicht nur die Debatten um den KMK-Beschluss 2009 beeinflussen den Diskurs 
über die Zugangsmöglichkeiten beruflich Qualifizierter in die Hochschulbildung, 
sondern auch die Diskussion um die Einführung des nationalen Qualifikations-
rahmens. Insbesondere im Rahmen des universalistischen Diskursstrangs wird 
verstärkt Hoffnung in den deutschen Qualifikationsrahmen gesetzt. 
Der DGB erwartet, dass ein DQR die Durchlässigkeit in und zwischen den Bildungs-
bereichen, insbesondere die Zugänge zum tertiären Bereich verbessert. (DGB 2008a) 
Vorsichtig bis abwehrend ist eine Passage im Einführungstext, wonach die DQR-
Niveaustufen ‚das bestehende System der Zugangsberechtigungen nicht ersetzen‘ sol-
len. Hier äußern sich die Ängste derer, die auch künftig nicht darauf verzichten wol-
len, dass Mittlere Reife, Abitur oder Diplom Instrumente der Auslese sind. Der DGB 
hält es dagegen mit der Entschließung des Hauptausschusses des Bundesinstituts für 
Berufsbildung (BIBB), in der von der ‚Verankerung des DQR als Bezugsrahmen im 
deutschen Bildungssystem‘ die Rede ist. Genau das ist die Chance der europäischen 
Entwicklung: Dass Bewegung in die verkrusteten Strukturen und die voneinander ab-
geschotteten Bereiche des deutschen Bildungssystems kommt und ein neues Bezugs-
system der Durchlässigkeit und Gleichwertigkeit entsteht. (DGB 2009a) 
Der Qualifikationsrahmen solle dabei perspektivisch auch viel stärker als Instru-
ment gelten, das Einfluss auf Zulassungsentscheidungen und die Ordnungsarbeit, 
d.h. bei der Entstehung neuer oder Reformierung bestehender Abschlüsse, hat. 
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Denn dadurch, dass im Qualifikationsrahmen die Gleichwertigkeit der berufli-
chen Bildung mit der höheren Allgemeinbildung verankert wird, werden Über-
gangsmöglichkeiten transparent und können auch stärker mit Berechtigungen 
verbunden sein (DGB 2009a). 
Viel stärker als in den anderen Diskursen ist im universalistischen struktur-
kritischen Diskurs vor allem der Gewerkschaften die Frage von Durchlässigkeit 
eng mit der Frage der gleichwertigen Anerkennung der beruflichen und Hoch-
schulbildung nicht nur im Bildungssystem, sondern auch auf dem Arbeitsmarkt 
verbunden (DGB 2009a). Verstärkt wurde diese Diskussion vor allem in den De-
batten um den Qualifikationsrahmen, der explizit einen Bezug zum Beschäfti-
gungssystem haben sollte. So forderte der DGB (2009a), dass auch die Leistung 
beruflich Qualifizierter anerkannt werden müsse und dass die bestehende Hierar-
chisierung aufgebrochen werden solle, die auf der Annahme beruhe, die höchsten 
Positionen in der Arbeitswelt und das höchste Qualifikationsniveau sei nur via 
Hochschule zu erreichen. Hier wird dem deutschen Qualifikationsrahmen eine 
wichtige Rolle zugesprochen, weil darin die Gleichwertigkeiten in den Kompe-
tenzen, die durch berufliche und akademische Bildung erworben werden, aufge-
zeigt werden sollen. Insofern ist für diesen Diskurs auch typisch, dass zwar 
Durchlässigkeit im Bildungssystem gefordert wird, aber nicht, dass alle beruflich 
Qualifizierten, die sich höher bilden wollen, auch notwendigerweise an die Hoch-
schulen müssen (DGB 2010e). Wichtig ist aber, dass sie die Möglichkeit dazu ha-
ben. Gleichzeitig soll aber auch der Weg der beruflichen Weiterbildung am Ar-
beitsplatz und in Bildungsgängen als gleichwertige Alternative zum akademischen 
Weg anerkannt werden 
Auch im funktionalistischen strukturkritischen Diskursstrang wird der DQR 
als nützliches Instrument angesehen, weil darin das tatsächliche Qualifikationsni-
veau abgebildet werden soll. Dadurch könne die notwendige Selektion auf der 
Grundlage von Informationen erfolgen (DIHK 2010c; BMBF 2008a, 2010a). 
Im strukturkonservativen Diskurs wird dagegen betont, dass der DQR kein 
Berechtigungsinstrument sei und keine bindenden Wirkungen von ihm ausgehen 
können, zumal dieser auch gar nicht die notwendigen Informationen, sondern 
allein Orientierungen für Zulassungsentscheidungen bieten könne. 
Insofern birgt auch die Ausweisung der Referenzniveaus in Qualifikationsbescheini-
gungen die Gefahr, dass ihr Informationswert überschätzt wird: Für die Einschätzung 
einer Qualifikation sind zahlreiche weitere Informationen wie Inhalte, Profil und 
Lernort der Ausbildung erforderlich. (HRK 2007c) 
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Auch die Lernergebnisorientierung als zentrales Prinzip für den DQR wird für 
Fragen des Zugangs zum Studium als nicht ausreichend angesehen. Stattdessen 
wird darauf hingewiesen, entsprechend dem alten vorherrschenden Paradigma, 
dass neben Kompetenzen auch der vermittelte Inhalt (z.B. Allgemeinbildung), das 
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Profil des Bildungsgangs und der Lernort weiterhin entscheidend sind (HRK 
2007c, 2010a). Für die Träger des strukturkonservativen Diskurses sollen daher 
europäische Politiken und Standards (wie der DQR) keinen größeren verbindli-
chen Einfluss auf den Zugang von beruflich Qualifizierten zur Hochschule ha-
ben. Entscheidend sei die aufnehmende Institution. Allerdings hat die Debatte 
um den DQR die Diskurse bereits beeinflusst. Zusammenfassend werden in 
Tabelle 15 die wichtigsten Charakteristika der Diskurstränge zu den 
Zugangsfragen dargestellt.  
Anrechnung 
Während Anrechnung im ersten Untersuchungszeitraum so gut wie gar nicht the-
matisiert wurde, war sie der mit am häufigsten diskutierte Aspekt nach 1999. Dies 
ist von großer Bedeutung, weil Anrechnung ein Weg ist, die Gleichwertigkeit von 
Erlerntem aus unterschiedlichen Bildungswegen anzuerkennen. Doch was wird 
tatsächlich als gleichwertig anerkannt? 
Aufgekommen ist die Frage von Anrechnung im deutschen Diskurs durch 
den Bologna-Prozess (vgl. Kapitel 5), in dem gefordert wird, dass auch außer-
hochschulisch erworbene Kompetenzen anerkannt werden (vgl. KMK 2002, 
BMBF et al. 2003). 
In der gemeinsamen Erklärung der Europäischen Bildungsminister vom 19. Juni 1999 
von Bologna, an der auf deutscher Seite das Bundesministerium für Bildung und For-
schung und die Kultusminister der Länder beteiligt waren, heißt es, dass Leistungs-
punkte zur Anrechnung auf Studienanforderungen auch außerhalb der Hochschulen, 
z.B. durch lebenslanges Lernen erworben werden können. (DGB et al. 2002) 
Die Bedeutung der europäischen Prozesse wird in allen Diskurssträngen sichtbar, 
da in ihnen europäische Standards als Instrumente, die Anrechnung erleichtern 
können, anerkannt werden. Gemeinsam ist den Diskurssträngen auch, dass, zu-
erst eher unspezifisch, die Notwendigkeit von Anrechnung anerkannt wurde und 
erst im Verlauf konkreter über die Fragen, was genau und auf welche Weise an-
gerechnet werden sollte, diskutiert wurde. Doch wie unterscheiden sich die Posi-
tionen im Hinblick auf Anrechnung bzw. welche unterschiedlichen Schwerpunkte 
werden in den Diskursen gesetzt? 
Was wird angerechnet und warum? 
Im funktionalistischen strukturkritischen Diskurs werden Fragen zu Anrechnung 
im Zeitverlauf immer wichtiger, zumal Anrechnung eine Möglichkeit darstellt, 
Bildungszeiten zu verkürzen und effizient zu gestalten, so dass die Humanres-
sourcen nicht mit dem doppelten Lernen der gleichen Kompetenzen vergeudet 
werden (DIHK 2007c). 
Was soll aber genau angerechnet werden? Anstatt abschlusszentrierter Aner-
kennung sollen gleichwertige Kompetenzen aus der beruflichen Bildung im 
Hochschulsystem Berücksichtigung finden. Im Fokus stehen hier insbesondere 
 273 
Kompetenzen, die in Aufstiegsfortbildungen erworben worden sind, die dann 
auch eher in Fachhochschulstudiengängen als in universitären Studiengängen an-
gerechnet werden sollten. Auch das ANKOM Projekt zielte auf die Erprobung 
der Anrechnung und Erfassung von äquivalenten Kompetenzen von Aufstiegs-
fortbildungen und Studiengängen (BMBF 2005, 2009c). Der Fokus auf Aufstiegs-
fortbildungen zeigt, dass vor allem Kompetenzen aus diesen postsekundären Bil-
dungsgängen als gleichwertig anerkannt werden. 
Ein wichtiges bildungspolitisches Anliegen ist, dass die in der beruflichen Fortbildung 
erworbenen Qualifikationen auch bei einem Hochschulstudium berücksichtigt wer-
den. Das Bundesministerium für Bildung und Forschung wird dazu Vorhaben för-
dern, in denen transparente, praktikable und übertragbare Verfahren zur Feststellung 
von in der Beruflichen Bildung erworbenen Qualifikationen und deren Anrechnung 
auf Studiengänge entwickelt werden. (BMBF 2005 19) 
Die Möglichkeit, informelle und non-formale Kompetenzen anzuerkennen, 
wurde zwar auch diskutiert, kam aber erst in den letzten Jahren vor allem mit der 
Debatte um den DQR stärker auf die Agenda. Die Anerkennung hochschulischer 
Kompetenzen im Berufsbildungssystem wird dagegen allein vom DIHK mit re-
flektiert. Interessanterweise sind es hier die Studienabbrecher_innen, die als rele-
vante Gruppe ins Auge gefasst werden. 
Wir haben bisher nur über die Seite von der beruflichen Bildung hin zur Fachhoch-
schule gesprochen. Es gibt aber auch noch die andere Seite von der Fachhochschule 
zur beruflichen Bildung. Ich erwähne in diesem Zusammenhang nur das große Prob-
lem der Studienabbrecher. Es gibt diesbezüglich auch Modellprojekte. Die berufliche 
Bildung wird sich auch öffnen müssen, um z.B. Lernleistungen, die man schon im 
Studium nachgewiesen hat, bei Fachhochschul- oder Hochschulabbrechern dann in 
einer betrieblichen Lehre zu integrieren bzw. anzurechnen. Wir stehen da noch am 
Anfang. (DIHK 2006a) 
Anscheinend ist die Idee, dass Hochschulabsolvent_innen an ihr Studium eine 
berufliche Bildung anschließen, nicht vorstellbar. Vielmehr ist die Zielgruppe die 
der weniger Erfolgreichen im Hochschulsystem. Im Grunde entspricht das genau 
dem Gegenteil der Zielgruppe für die Hochschulen. In diesem Zusammenhang 
wird wiederum die bestehende Hierarchie der Bildungsbereiche unterstrichen: die 
Hochschulbildung gilt weiterhin als der Weg, der zur höchstmöglichen Bildung 
führt. 
Im universalistischen Diskurs wird die Bedeutung von Anrechnung für die 
gesellschaftliche und vor allem auch hochschulische Anerkennung und Förde-
rung der Gleichwertigkeit der vermittelten Kompetenzen in beiden Bildungsbe-
reichen betont. Angerechnet werden sollen dann Kompetenzen aus der berufli-
chen Erst- und Fortbildung (DGB 2004a). Ziel sei es, flexible Bildungswege zu 
schaffen, und zwar entsprechend den individuellen Bedürfnissen der Lernenden 
(DGB 2002). Dieser Fokus auf die Lernenden stellt ein Charakteristikum des uni-
versalistischen Diskurses da. Vor diesem Hintergrund ist auch zu verstehen, dass 
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die Bedeutung der Anrechnung nicht von nur formalen, sondern auch von infor-
mellen und non-formalen Kompetenzen als sehr hoch eingeschätzt wird (DGB 
2004a, 2009a, c). 
Im strukturkonservativen Diskurs wird deutlich, dass eine Anrechnung von 
beruflichen Fähigkeiten in der Hochschule nur stattfinden wird, wenn die die Ent-
scheidungsgewalt darüber bei den Hochschulen verbleibt und eine Hochschulzu-
lassung für das Individuum mit Anrechnungswünschen vorliegt (KMK 2002). Die 
Vertreter der höheren Allgemeinbildung wollen also ihren Einfluss auf diesen 
Prozess behalten. Zudem kommt so allen „geeigneten“ Bewerber_innen, die ihre 
Befähigung bewiesen haben, Anrechnung zugute. Weiterhin kann eine Anrech-
nung nur bis zu 50 % eines hochschulischen Abschlusses betragen (KMK 2002). 
Auf diese Weise soll sichergestellt werden, dass ein wesentlicher Teil des Ab-
schlusses tatsächlich am Lernort Hochschule gemacht wurde, nur so könne auch 
die Qualität des Hochschulabschlusses gewährleistet sein (KMK 2002, 2008). An 
dieser Stelle wird deutlich, dass für die Träger des strukturkonservativen Diskur-
ses die Hochschule als Lernort und die Kontrolle über den Lernprozess von be-
sonderer Bedeutung sind. Gleichwertige Kompetenzen allein reichten nicht aus, 
eine akademische Sozialisation müsse demnach über einen Hochschulabschluss 
stattfinden. Dabei wird bezweifelt, dass die für den akademischen Bereich wich-
tigen und typischen Kompetenzen tatsächlich außerhalb der Hochschule erwor-
ben werden können (HRK 2009b). Diese Bedenken wurden vor allem in den De-
batten zum Qualifikationsrahmen deutlich, in welchen speziell die HRK eine 
starke Abgrenzung zwischen beruflicher und hochschulischer Bildung vornahm 
(vgl. HRK 2010a). Die KMK dagegen versuchte, die allgemeine Hochschulreife 
durch ihren Zuordnungsvorschlag auf Stufe 5 im Qualifikationsrahmen von der 
beruflichen Bildung abzugrenzen. Insgesamt wird demnach im Gegensatz zum 
universalistischen Diskursstrang eine Anrechnung von Kompetenzen der beruf-
lichen Erstausbildung nicht in Betracht gezogen. 
Eine Validierung von Kompetenzen und die Anerkennung ganzer Ab-
schlüsse wie in Frankreich ist im strukturkonservativen Diskurs ebenfalls nicht 
vorgesehen. Interessanterweise, auch wenn so gut wie nicht thematisiert (außer 
KMK 2008), gibt es in Deutschland aber zumindest rechtlich in vier Bundeslän-
dern (Baden-Württemberg, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen) die Mög-
lichkeit, über Externenprüfung ganze Hochschulabschlüsse zuerkannt zu bekom-
men (Freitag 2012: 21). Eine hochschulische Prüfung muss jedoch stattfinden. 
Wie soll Anrechnung erfolgen? 
Zu Beginn des Untersuchungszeitraums waren die Vorstellungen in den Diskur-
sen zu einem Anrechnungsvorgehen noch relativ vage. So sollen Leistungspunkte 
für berufliche Weiterbildung gegeben und dann anerkannt werden (BMBF 2003a, 
b; BMBF 2009c, BMBF et al. 2003). Mit Initiativen wie ANKOM, an der auch 
die Kammern beteiligt waren, wurden die Verfahrensvorschläge konkreter. 
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Prinzipiell wird in allen Diskursen darauf verwiesen, dass europäische Stan-
dards hilfreich bei der Einführung und Umsetzung von Anrechnungsverfahren 
sein können. So sollten die Modularisierung, die Einführung von Leistungspunk-
tesystemen sowie generell eine stärkere Lernergebnisorientierung die Anrech-
nungsverfahren unterstützen, da nur so die Kompetenzen, die über andere Lern-
wege in anderen Kontexten über andere Inhalte erworben wurden, vergleichbar 
gemacht werden können. Auch der DQR könne hilfreich sein (DGB 2006b, 
2008a, 2009a). Insgesamt wird der DQR eher als Orientierung für Anrechnungs-
entscheidungen gesehen, und die genaue Verbindung zwischen dem Rahmen und 
den Anerkennungsinstrumenten sollte zukünftig ausgearbeitet werden. Ob der 
DQR in Fragen der Anrechnung mehr als ein Informationsinstrument sein 
würde, bleibt in den Diskursen offen (vgl. KMK 2009g). 
Nachdem die Ähnlichkeiten der Diskurse im Hinblick auf das konkrete An-
rechnungsvorgehen dargestellt wurden, sollen nun die Spezifika folgen. 
Im funktionalistischen strukturkritischen Diskurs wird eine pauschale und 
standardisierte Form der Anrechnung bevorzugt. Dies sei besser für die Transpa-
renz, aber auch die Verlässlichkeit der Anrechnungsregelungen im Gegensatz zu 
individualisierten Verfahren, die zu aufwendig und wesentlich weniger transpa-
rent seien. 
Anrechnung sollte – im Dienste der Transparenz und Verlässlichkeit – automatisiert 
erfolgen, ohne eine individuelle Prüfung vornehmen zu müssen. Also sollten Qualifi-
zierungsinhalte en bloc und standardisiert angerechnet werden. (DIHK 2007c) 
Tatsächlich geht es dann aber verstärkt um die Anrechnung formalen Lernens, da 
nur formale Qualifikationen in vergleichbarer Form vorliegen. So wird z.B. vor-
geschlagen, dass es standardisierte Verfahren geben soll für Abschlüsse von Auf-
stiegsfortbildungen, die bundeseinheitlich geregelt sind (DIHK 2007c, 2012). Ge-
rade bei den standardisierten Verfahren sei dann eine enge Kooperation mit der 
Wirtschaft Grundvoraussetzung. 
Im universalistischen strukturkritischen Diskursstrang sollen Anrechnungs-
verfahren gesetzlich festgeschrieben werden. So wurde gefordert, konkrete An-
rechnungsmodalitäten im zu reformierenden Berufsbildungsgesetz auf Bundes-
ebene festzuschreiben (DGB 2004a). Weiterer Vorschläge sind zudem, dass An-
rechnung sowohl in den Landeshochschulgesetzen (BMBF 2009c) als auch bei 
der Akkreditierung von Studiengängen und in den Prüfungsordnungen selbst 
festgeschrieben werde (DIHK/HRK 2008). Auch wird eine stärkere Einbindung 
von Hochschullehrer_innen in die Prüfungen der beruflichen Fortbildung als 
sinnvoll angesehen. Auf diese Weise könnten Äquivalenzen besser sichtbar ge-
macht werden und auf hochschulischer Seite ein genauerer Einblick in die Inhalte 
der Fortbildungen erlangt werden. Zudem sollten die Fortbildungsgänge in das 
hochschulische Leistungspunktesystem integriert werden. 
Im Hinblick auf die Anrechnung von beruflichen Weiterbildungsleistungen in Studi-
engängen (gemäß Bologna-Vereinbarung und Vereinbarung von BMBF, HRK und 
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KMK zur IT-Weiterbildung) sollte die Möglichkeit geschaffen werden, am hochschu-
lischen ECTS-System teilzunehmen und im Hinblick auf gewünschte Äquivalenzen 
sollte ausdrücklich die Möglichkeit geschaffen werden, in beruflichen Fortbildungs-
prüfungen auch Hochschullehrer beteiligen zu können. (DGB 2004a) 
Da auch die Anrechnung von non-formal und informell erworbenen Kompeten-
zen im universalistischen Diskursstrang als wichtig eingeschätzt wird, lässt sich 
schlussfolgern, dass auch die Einführung stärker individualisierter Verfahren, die 
dies leisten können, gewünscht wird. 
Im strukturkonservativen Diskurs werden standardisierte Verfahren durch 
Kooperationen von Bildungspartner_innen gegenüber aufwendigen individuali-
sierten Verfahren bevorzugt. Da Anrechnung für jede aufnehmende Institution 
ein sehr sensibles Thema sei, ist die Grundvoraussetzung dafür, dass diese durch-
geführt werden könne, die Sicherung der Qualität des Anrechnungsverfahrens, 
aber auch in den Bildungsbereichen selbst. Nur so könnten die Qualität der Hoch-
schulbildung und der ‚Verbraucherschutz‘ für die Studierenden gewährleistet wer-
den. 
Maßnahmen zur Förderung dieser [Anrechnungs-, NB] Möglichkeiten müssen natür-
lich dem Gesichtspunkt der Qualitätssicherung Rechnung tragen. Dabei geht es so-
wohl darum, die notwendige Qualität der hochschulischen Ausbildung sicherzustellen 
als auch darum, den Schutz der Studieninteressenten vor unseriösen Bildungsange-
boten zu gewährleisten. (KMK 2008: 1) 
Dem Thema Anrechnung wurde im Zeitverlauf im strukturkonservativen Diskurs 
eine immer stärkere Aufmerksamkeit gewidmet. Dies gilt auch für die HRK, wo-
bei Anrechnung meist in Zusammenarbeit mit anderen Akteuren wie der KMK 
oder dem DIHK thematisiert wurde.  
Es kann festgestellt werden, dass Anrechnung ein fester Bestandteil des 
Verständnisses von Durchlässigkeit auch im strukturkonservativen Diskurs 
geworden ist. Dies wird aber von folgenden Prämissen abhängig gemacht: Die 
Entscheidung über die Anrechnung und das Verfahren an sich verbleibt an den 
Hochschulen (KMK 2002, 2008; 2011b; HRK 2007c). Aus diesem Grund wird 
auch in der Diskussion über den DQR zwar dessen Orientierungsfunktion 
anerkannt, aber einen anderen bindenden Charakter dürfe dieser nicht bekommen 
(HRK 2007c, 2010a). Anrechnung kann nur für einen Teil des Studiums erfolgen. 
Die Personen, deren Kompetenzen für eine Anrechnung infrage kommen, 
werden zuvor ebenfalls durch Kriterien der Vertreter der höheren 
Allgemeinbildung ausgewählt, da der Hochschulzugang Bedingung für Anrech-
nung ist (KMK 2008). Wenn also die Entscheidungsgewalt bei den Vertretern des 
strukturkonservativen Diskurses liegt und die Qualität der Verfahren gesichert ist, 
dann ist Anrechnung durchaus denkbar. Dass einer Beteiligung der anderen Bil-
dungsbereiche für ein besseres Verständnis der Kompetenzen notwendig sein 
könnte, wird nicht explizit thematisiert, obwohl dies in den Pilotprojekten der 
ANKOM-Initiative durchaus der Fall war. Ebenfalls war die Anrechnung von 
informellen und non-formalen Kompetenzen weniger von Bedeutung. 
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Quelle: Darstellung der Verfasserin 
Insgesamt bleibt festzuhalten, dass im zweiten Untersuchungszeitraum Anrech-
nung ein wichtiges Thema im Zusammenhang mit der Förderung von Durch-
lässigkeit zwischen Berufs- und Hochschulbildung ist und damit eine gewisse 
Gleichwertigkeit von Erlerntem aus beiden Bereichen anerkannt wird. Dabei wird 
insgesamt eher eine Gleichwertigkeit von postsekundärer Berufs- und 
Hochschulbildung gesehen und weniger der Erstausbildung, selbst wenn be-
stimmte Ausbildungen nur von Abiturient_innen gemacht werden und damit eine 
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Bildung zusätzlich zu einem allgemeinbildenden Sekundarstufe-II-Abschluss ge-
macht wird. Diese unterschiedlichen Perspektiven werden in Tabelle 16 zusam-
mengefasst. 
Organisationale Verbindung 
Wenn in den deutschen Durchlässigkeitsdiskursen über organisationale Verbin-
dungen zwischen Berufs- und Hochschulbildung gesprochen wird, werden pri-
mär Formen der Integration der Bildungsbereiche in einen Bildungsgang thema-
tisiert, wobei nur die strukturkritischen Diskursstränge dies Thema im Zusam-
menhang von Durchlässigkeit aufnehmen. 
Im funktionalistischen strukturkritischen Diskursstrang werden integrierte 
Studienangebote als Möglichkeit der effizienten Verbindung von Berufs- und 
Hochschulbildung angesehen (KMK et al. 2002, BMBF 2002). Dabei ist auffällig, 
dass die Integration von beruflicher und Hochschulbildung als Weg, um Durch-
lässigkeit in Deutschland voranzubringen, viel weniger präsent ist als noch im 
ersten Zeitraum.113 Es wird aber weiterhin ein Ausbau der als erfolgreiches 
Modell wahrgenommenen dualen Studiengänge gefordert, denn diese verkürzen 
nicht nur die Studienzeiten, sondern führen auch zu einer engeren Bindung an die 
Unternehmen und nähern die beiden Bildungsbereiche einander an (DIHK 
2007c). Zusätzlich wird vom Bildungsministerium (2007) vorgeschlagen, neue 
ein- bis zweijährige Kurzstudiengänge einzuführen, die berufliche Praxis und 
Hochschulbildung miteinander verbinden. Es fällt auf, dass insgesamt der 
funktionalistische strukturkritische Diskurs viel stärker darauf abzielt, Bil-
dungsmöglichkeiten für beruflich Qualifizierte im Hochschulbereich, demnach 
für deren Höherqualifizierung, zu schaffen. 
Im universalistischen strukturkritischen Diskursstrang werden organisatio-
nale Verbindungen zwischen Berufs- und Hochschulbildung nur vereinzelt im 
Zusammenhang mit Durchlässigkeit aufgegriffen, wobei drei verschiedenen Ver-
bindungen angeregt wurden. Wie auch im funktionalistischen strukturkritischen 
Diskurs wird ein Ausbau dualer Studiengänge befürwortet (DGB 2002). Zudem 
werden mehr Doppelqualifikationen, die das Abitur und eine berufliche Ausbil-
dung verbinden, gefordert (DGB 2006a). Dies war auch schon ein Appell im Rah-
men dieses Diskurses vor 1999. Eine weitere Idee der besseren Verbindung der 
höheren Allgemeinbildung mit der Berufsbildung ist die Integration von allge-
meinbildender Schule und des schulischen Anteils der Berufsausbildung des dua-
len Systems in eine „Schule für alle“, wobei der allgemeinbildende Teil der Be-
rufsschule zusammen mit dem allgemeinen weiterführenden Schulangebot ver-
mittelt werden soll. Ziel ist es, die Trennung zwischen Berufs- und Allgemeinbil-
113  Das bedeutet nicht, dass Debatten zu bzw. duale Studiengänge als solche in Deutschland 
insgesamt abgenommen hätten. Wegen der guten Karriereaussichten der Absolvent_innen, 
deren sofortigem Übergang in den Arbeitsmarkt, werden duale Studiengänge immer populärer 
(Graf et al. 2014). Allein im Zusammenhang mit Durchlässigkeit werden sie weniger thematisiert. 
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dung aufzuheben und unterschiedlichste Lernerfahrungen miteinander zu kom-
binieren. Zudem soll auf diesen Weg in beiden Bereichen die allgemeine Hoch-
schulreife erworben werden (DGB 2006a). Dieser Vorschlag wäre ein klarer Weg, 
die getrennten Bildungsbereiche miteinander zu verknüpfen. Deutlich wird, dass 
im Gegensatz zu den anderen Diskursen die Integration nicht im tertiären Bereich 
stattfinden muss, sondern auch auf Sekundarstufe-II-Niveau. 
Tabelle 17 Vergleich der Diskursstränge zur Bedeutung organisationaler Verbin-






Integration beruflicher Schulbildung 
mit Sek II der Allgemeinbildung 
(eine Schule für alle)
Ausbau dualer Studiengänge Nicht relevant
Quelle: Darstellung der Verfasserin 
Umgang mit der Heterogenität von Bedürfnissen 
Während im ersten Zeitraum die Frage des institutionalisierten Umgangs mit he-
terogenen Bedürfnissen vor allem auch beruflich Qualifizierter so gut wie gar 
nicht im Diskurs angesprochen wurde, ändert sich dies deutlich im zweiten Zeit-
raum. So wird dieser Aspekt (anders als die Frage der organisationalen Verbin-
dungen) in allen Diskurssträngen, wenn auch mit unterschiedlichen Schwerpunk-
ten, behandelt. Dabei ist aber festzustellen, dass dieses Thema nicht von Beginn 
an, sondern erst ca. ab 2008, dem Beginn der Debatten zur Qualifizierungsinitia-
tive, und vor allem auch im Zusammenhang bzw. Nachgang der Debatten um 
den Hochschulzugang, die ihren Höhepunkt mit dem KMK-Beschluss 2009 hat-
ten, verstärkt aufgekommen ist. Allein im universalistischen strukturkritischen 
Diskurs wird die Frage nach dem Umgang mit heterogenen Bedürfnissen über 
den gesamten Zeitverlauf immer wieder diskutiert. Deren Notwendigkeit wird 
zudem mit Verweis auf die immer wieder geforderte Stärkung der „sozialen Di-
mension“ im Bologna-Prozess unterstrichen. 
Die Bologna-Staaten müssen die soziale Dimension des Europäischen Hochschul-
raumes stärken. Ein Europa des Wissens braucht künftig nicht weniger, sondern deut-
lich mehr gut ausgebildete Akademikerinnen und Akademiker. Deutschland hat hier 
besonderen Nachholbedarf. […] Der Hochschulzugang für beruflich Qualifizierte ist 
zu erleichtern. Dafür müssen nicht nur die Länder ihrer Gesetze ändern. Die Hoch-
schulen müssen berufsbegleitende Studiengänge auf- und ausbauen. Im Beruf erwor-
bene Kompetenzen müssen angerechnet werden. Zudem brauchen wir ein Erwach-
senen-BAföG, das Menschen, die aus dem Beruf kommen, ein Studium ermöglicht. 
(DGB 2009d) 
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Nachfolgend sollen erstens die unterschiedlichen Motive, warum dieses Thema 
an Relevanz gewonnen hat, und anschließend die geforderten Strukturen vergli-
chen werden. 
Das Motiv, das im universalistischen strukturkritischen Diskursstrang deut-
lich wird, ist, dass die Einführung von Strukturen, die die Bildungsteilneh-
mer_innen, insbesondere auch die beruflich Qualifizierten, unterstützen und ein 
erfolgreiches Lernen ermöglichen, eine Notwendigkeit ist, um das Recht auf Bil-
dung durchzusetzen. Dies sei zudem nur in einem öffentlich finanzierten Bil-
dungswesen möglich. 
Der DGB steht für ein sozial integratives Bildungssystem. Dies umfasst die optimale 
Förderung der Individuen entsprechend ihrer sozialen, kulturellen und ökonomi-
schen Bedürfnisse und die Eröffnung von Bildungswegen unabhängig vom sozialen 
Hintergrund. Wir wollen ein öffentlich finanziertes und öffentlich organisiertes Bil-
dungssystem, weil nur dieses das Grundrecht auf Bildung garantieren kann. (DGB 
2006a: 28) 
Im funktionalistischen strukturkritischen Diskurs dagegen stehen zwei Motive im 
Mittelpunkt. Zum einen geht es darum, das Hochschulstudium für die neue Ziel-
gruppe der beruflich Qualifizierten attraktiver zu gestalten, so dass sich viele für 
eine durch den demografischen und Strukturwandel notwendig gewordene Wei-
terqualifikation entscheiden. Der verstärkte Umgang mit heterogenen Bedürfnis-
sen wird vor allem dann erforderlich, wenn die Zahl der traditionellen Studieren-
den nicht mehr ausreicht. Die treibende Kraft ist demnach das Marktprinzip. 
Die Hochschulen müssen erst mal merken, dass sie irgendwann in der Situation sind, 
auch die Absolventen der beruflichen Bildung definitiv als Klientel zu benötigen. Das 
haben sie jetzt noch nicht, jetzt haben sie die doppelten Abiturientenjahrgänge. Aber 
wenn die demografische Entwicklung so richtig zuschlägt, werden sie sich zur Decke 
strecken, und dann geht es nicht nur darum, ihnen irgendwie den Zugang zu ermög-
lichen, sondern auch für sie passgenaue Studiengänge zu entwickeln. (DIHK 
2010c:43) 
Zum anderen geht es aber auch darum, diese Zielgruppe bestmöglich auszusu-
chen und auf die Anforderungen im Studium vorzubereiten, so dass diese mög-
lichst effizient und erfolgreich studieren (DIHK/HRK 2008, DIHK 2012). 
Im strukturkonservativen Diskurs wird auch die Notwendigkeit anerkannt, 
dass man, wenn es eine neue Studierendengruppe gibt, sich auf diese vorbereiten 
müsse. Ziel ist es, die Gefährdung, die durch diese Gruppe für den Hochschulbe-
trieb und die Qualität ausgeht, zu verringern. So betonen die Hochschulen, dass 
eine solche Zugangsneuordnung 
[ .]nur dann sinnvoll ist und ihre Ziele erreichen kann, wenn die Studienbedingungen 
den besonderen Qualifikationsvoraussetzungen und der besonderen Lebenssituation 
vieler beruflich Qualifizierter Rechnung tragen. (HRK 2008b) 
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Auch wenn jeweils unterschiedliche Motive in den Diskursen mit dem Thema 
Umgang mit der Heterogenität der Studierenden einhergeht, werden doch viel-
fach ähnliche Strukturen gefordert. Insgesamt können mehrere Strukturformen 
unterschieden werden: die Frage der Information und Beratung vor und während 
der Aufnahme eines Studiums, die Studienorganisation, die pädagogische Ausge-
staltung der Studiengänge und die Finanzierung. 
Informations- und Beratungsstrukturen 
Bereits im ersten Untersuchungszeitraum wird im universalistischen Diskurs-
strang darauf verwiesen, dass für beruflich Qualifizierte Beratungs- und Betreu-
ungsstrukturen bereitgestellt werden müssten. Dies wird auch nach 1999 von den 
anderen Diskurssträngen anerkannt (DGB 2006a, HRK 2011a). Insbesondere für 
die Frage des Zugangs ist dies auch im funktionalistischen Diskurs wichtig, da 
hier Informationsangebote wie „self-assessment“-Verfahren zur Testung der ei-
genen Studienbefähigung angedacht werden (DIHK/HRK 2008). Diese bieten 
auch den potenziellen Studierenden die Möglichkeit zu prüfen, welche Angebote 
zu ihnen passen. Das für den Zugang wichtige geforderte Matchingverfahren zwi-
schen Bewerber/in und Hochschule findet auf diese Weise für beide Seiten statt. 
Im strukturkonservativen Diskurs sollen die Informations- und Beratungsange-
bote auch dazu führen, dass die Interessierten prüfen, ob sie den Herausforde-
rungen des Studiums gewachsen sind (DIHK/HRK 2008). 
Studienorganisation 
Einig ist man sich auch darüber, dass mit einer neuen Studierendengruppe der 
beruflich Qualifizierten auch die Studienorganisation flexibilisiert werden sollte. 
Im strukturkritischen Diskurs wird gefordert, dass viel stärker berufsbegleitende 
Angebote, also auch Teilzeit- oder Fernstudiengänge, Abendkurse etc. angeboten 
werden müssten. Auch Strukturen, die das Studieren mit Familie erleichtern, sol-
len ausgebaut werden. (vgl. BMBF 2001b, 2011a; DIHK/HRK 2008; DIHK 
2007a; DGB 2006a; HRK 2007a, 2009a, 2011a). Dies sei notwendig, denn beruf-
lich Qualifizierte unterscheiden sich von traditionellen Studierenden, die direkt 
nach der Schule an die Hochschulen kommen. Der typische beruflich Qualifi-
zierte, den man an die Hochschule holen will, ist jemand, der oder die bereits 
erfolgreich im Beruf ist und sich weitergebildet hat. Da diese Individuen dann 
meist auch älter sind, haben sie oft schon Familienverpflichtungen und können 
nicht einfach auf Einkommen zugunsten eines Vollzeitstudiums verzichten. Da-
her sind die Angebote, die ein weiteres Arbeiten im Beruf ermöglichen, als beson-
ders günstig anzusehen. 
Niemand, der 28 ist, im Berufsleben steht, schon Meister ist, eine Familie gegründet 
hat, wird alles liegen und stehen lassen, um dann einen akademischen Abschluss zu 
erringen. (DIHK/HRK 2008) 
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Ein höherer Anteil beruflich qualifizierter Studienanfänger erfordert weitere Investi-
tionen in Studienberatung und Studienplätze, in propädeutische und ergänzende 
Lehrangebote, in eine flexible Studienorganisation sowie in familienfreundliche Inf-
rastrukturen. (HRK 2008b) 
Pädagogik 
Wenn es um die Gestaltung der Studieninhalte bzw. der Pädagogik geht, gehen 
die Positionen in den Diskursen auseinander. Im funktionalistischen strukturkri-
tischen Diskurs sowie im strukturkonservativen Diskurs werden vor allem Ein-
führungskurse, so genannte Brückenkurse gefordert, um die zukünftigen Studie-
renden vorzubereiten (HRK 2008b). Auf diesem Weg kann ein erfolgreiches Stu-
dium erleichtert (funktionalistisch-strukturkritisch), aber auch die Qualität der 
Hochschulbildung gesichert werden (strukturkonservativ). 
Gleichzeitig empfehlen HRK und DIHK, dass die Hochschulen im Rahmen ihrer 
Möglichkeiten Vorbereitungs- und Brückenkurse ausbauen, um Defizite beruflich 
Qualifizierter, vor allem in wissenschaftlichem Arbeiten und fachlich nicht abgedeck-
ten Inhalten auszugleichen. (DIHK/HRK 2008) 
Deutlich wird dabei, dass diese Zielgruppe als eine Risikogruppe eingeschätzt 
wird, die einer besonderen Anpassung bedarf, da sie „Defizite“ aufweise. Die ver-
meintlich fehlende Passung wird individualisiert und somit als individuelle Defi-
zite, die es zu behandeln gilt, ausgewiesen. Gerade im strukturkonservativen Dis-
kurs wird darauf aufmerksam gemacht, dass häufig ein Fehlen von Allgemeinbil-
dung problematisch sei. 
Die Erfahrungen zeigen auch, dass es durchaus Einmündungsschwierigkeiten gibt. 
Typischerweise, wenn in einem Fach Grundlagen einerseits in der Mathematik und 
den Naturwissenschaften gefragt sind und andererseits in Englisch. Auf weitere 
Fremdsprachen brauchen wir gar nicht zu kommen. Das ist Anlass für die Hochschu-
len, diese Studenten entweder in der Studieneingangsphase besonders zu unterstützen 
oder Vorkurse anzubieten, sofern sie die Kraft dazu haben. Die großen Hochschulen 
haben das, die kleinen Hochschulen haben das nicht unbedingt. (HRK 2010a) 
Diese Aussagen zeigen, dass die Gruppe der beruflich Qualifizierten homogeni-
siert wird. Sie werden vor allem im strukturkonservativen Diskurs als Problem-
fälle beschrieben, die durch eine unzureichende Allgemeinbildung auffallen. 
Durch diese Typisierung werden beruflich Qualifizierte als weniger kompetent 
dargestellt und als eine Bürde, um die sich die Hochschulen nun auch noch küm-
mern müssen. Es kommt dadurch wieder zu einer Trennung von auf der einen 
Seite traditionellen Studierenden, die über den allgemeinbildenden Weg in die 
Hochschulen kommen und entsprechend vorbereitet sind, und den beruflich 
Qualifizierten. Dass aber die Kompetenzniveaus und Bedürfnisse in beiden 
Gruppen heterogen sind und auch die traditionellen Studierenden Unterstützung 
zu Beginn des Studiums benötigen könnten, wird nicht reflektiert. Es geht bei 
diesen Einführungskursen somit darum, dass die beruflich Qualifizierten an die 
Erfordernisse der Hochschulen, an das gewohnte Kompetenzniveau, angepasst 
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werden. Es handelt sich demnach um eine einseitige Anpassung der beruflich 
Qualifizierten an die Anforderungen der Hochschulen. Eine Anpassung Letzterer 
im Hinblick auf verwendete Pädagogik oder Studieninhalte ist nicht vorgesehen. 
Im universalistischen strukturkritischen Diskurs werden ebenfalls Brücken-
kurse als hilfreich angesehenen, um den Einstieg beruflich Qualifizierter zu er-
leichtern (DGB 2006a). Aber es geht nicht nur um eine Anpassung der Studie-
renden an die neue Lernumwelt, sondern auch eine Anpassung dieser an die un-
terschiedlichsten Studierenden. 
An Hochschulen müssen neue Konzepte der Orientierung und begleitenden Bera-
tung geschaffen werden. Förderangebote sind an den individuellen Lerngeschwindig-
keiten und Lernbiographien auszurichten. (DGB 2006a) 
Auf diese Weise müsste auch die Lehre für die neue Studierendengruppe geändert 
werden. Eine solche Anpassung der Pädagogik stellt eine Möglichkeit zusätzlich 
zu Brückenkursen dar, alle Studierenden entsprechend ihren Kompetenzen zu 
bilden. 
Ich denke aber auch beispielsweise an die Entwicklung flexibler Lehrmethoden, die 
individuell erlernte Strategien und Besonderheiten der verschiedenen Lern- und Ziel-
gruppen berücksichtigen. (KMK 2011b: 9) 
Im Gegensatz zu Brückenkursen explizit für beruflich Qualifizierte stellen neue 
Lehrmethoden keine spezifischen Maßnahmen nur für beruflich Qualifizierte dar, 
sondern eine Änderung, die allen Studierenden entsprechend den Idealen inklu-
siver Bildung gerecht werden soll. So werden diese weniger als Extra-Gruppe mit 
Extra-Unterrichtsanforderungen stigmatisiert. 
Finanzen 
Auch in Fragen der finanziellen Unterstützung sind die Forderungen im univer-
salistischen Diskursstrang am weitreichendsten. Hier sehen vor allem die Gewerk-
schaften einen doppelten Ansatzpunkt. Einerseits soll das Erwachsenen-Bafög 
ausgebaut werden und ohne Altersbegrenzung zugänglich sein (DGB 2009e). 
Hier wird deutlich, dass keine zusätzlichen Strukturen für beruflich Qualifizierte 
geschaffen werden sollen, sondern die bestehenden einfach an die neuen neue 
Umstände an den Hochschulen anzupassen seien. Andererseits sollen die Hoch-
schulen an sich finanziell gefördert werden, um die notwendigen Strukturen für 
beruflich Qualifizierte aufzubauen. So lautet der Vorschlag, dass Studienplätze für 
beruflich Qualifizierte den Hochschulen Extra-Geld einbringen und damit Anreiz 
sind, diese auch tatsächlich als relevante Studierendengruppe anzuerkennen und 
zu behandeln (DGB 2011a). Im Gegensatz zum funktionalistischen strukturkriti-
schen Diskursstrang werden Stipendiensysteme nicht als Lösung gesehen, da 
diese nur einer hochselektiven Gruppe zugute kommen. Die fördernden Bedin-
gungen sollen stattdessen allen helfen und einen Rechtsanspruch, wie beim Bafög, 
darstellen. 
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Wie gerade angedeutet, wird im funktionalistischen strukturkritischen Dis-
kurs dagegen eine selektive Förderung bevorzugt. Finanzielle Mittel sollten ge-
währt werden, um besonders begabte beruflich Qualifizierte für ein Studium zu 
interessieren (BMBF 2009b, 2010b). Die Einführung der Aufstiegsstipendien im 
Rahmen der Qualifizierungsinitiative steht für diesen Ansatz. Gefördert wird da-
mit nur eine Leistungselite der beruflichen Bildung. Es geht wiederum, wie auch 
im Aspekt des Zugangs, um eine Begabungsselektion im Gegensatz zu einer ge-
nerellen finanziellen Berechtigung, wie im universalistischen Diskurs vorgesehen. 
Tabelle 18 Vergleich der Diskursstränge zur Frage des Umgangs mit Heterogeni-
tät in Deutschland (1999-2012) 
Strukturkritisch Strukturkonservativ
Universalistisch Funktionalistisch Funktionalistisch
Motiv Unterstützung beim Zu-
gang und im Studium 
für alle zur Sicherung 
des Rechts auf Bildung
Attraktivität der Hoch-
schule für neue Klientel 
erhöhen sowie Anpas-
sung der Klientel an 
Hochschulstrukturen, um 










eine bessere Passung –




tion – um keine fal-
schen Erwartungen zu 
wecken













Pädagogik Anpassung bzw. Um-
stellung von Pädagogik 





zung durch reformiertes 
Bafög ohne Altersbe-
grenzung sowie finanzi-








zung der Hochschulen 
für zusätzlicher Arbeit 
mit neuer Klientel
Quelle: Darstellung der Verfasserin 
Individuelle finanzielle Förderung explizit für beruflich Qualifizierte wird im 
strukturkonservativen Diskurs nicht gefordert. Vielmehr wird darauf hingewie-
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sen, dass eine größere finanzielle Unterstützung der Hochschulen eine notwen-
dige Voraussetzung ist, um eine neue Gruppe von Studierenden, die Extra-Struk-
turen benötigen, in die Hochschulen aufzunehmen (HRK 2011a). So lässt sich 
festhalten, dass auch im strukturkonservativen Diskurs die Notwendigkeit gese-
hen wird, bestehende Strukturen an die neue Studierendengruppe beruflich Qua-
lifizierter anzupassen. Dies ist zwar erst eine Entwicklung in den letzten Jahren, 
aber sie zeigt, dass auch im Verständnis der Träger des strukturkonservativen Dis-
kurses beruflich Qualifizierte in den Hochschulen angekommen sind, wenn auch 
teilweise nur als Belastung. 
Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass sich gerade in den letzten 
Jahren des zweiten Untersuchungszeitraums das Verständnis durchgesetzt hat, 
dass beruflich Qualifizierte in ihren Bedürfnissen unterstützt werden müssen, um 
Durchlässigkeit erfolgreich zu gestalten bzw. Durchlässigkeit nicht zum Risiko 
für die Hochschulqualität werden zu lassen (vgl. auch Tabelle 18). Auch wenn 
vielfach ähnliche Formen von unterstützenden Strukturen in den Diskursen 
gefordert wird, kann ein großer Unterschied vor allem in der Frage gesehen 
werden, ob beruflich Qualifizierte als gewünschte oder belastende Zielgruppe 
konstruiert wird. Darüber hinaus wird deutlich, dass die Strukturen so angelegt 
sein können, dass sie beruflich Qualifizierte von den „traditionellen“ Studieren-
den abheben und eine Differenz zwischen diesen Gruppen konstruieren oder 
diese stärker inkludieren. Letzteres wird primär im universalistischen Diskurs-
strang getan. 
 
Akteurspositionen und Zusammenfassung 
Wie auch für den ersten Zeitraum sollen nachfolgend die untersuchten Akteure 
in Relation zu den identifizierten Diskurssträngen gebracht werden. Wer ist 
hauptsächlicher Träger welches Diskurses? Des Weiteren werden die Ziele und 
die aus den Diskursen rekonstruierten Strategien zusammengefasst und vergli-
chen. Dargestellt werden die Akteurspositionen wieder in einer positional map in 
Abbildung 7, wobei die helleren markierten Positionen, die des ersten Untersu-
chungszeitraums sind und somit die Veränderungen im Zeitverlauf sichtbar wer-
den. Es wird wiederum auf der y-Achse unterschieden zwischen vollständig (5), 
sehr deutlich (4), deutlich (3), mehrheitlich (2), vorwiegend (1) strukturkritisch 
bzw. -konservativ und auf der x-Achse zwischen (fast) vollständig (3), deutlich (2) 
und vorwiegend (1) funktionalistisch bzw. universalistisch. 
Akteurspositionen 
Wie in der Darstellung der Diskursstränge gezeigt werden konnte, sind wiederum 
nicht einzelne Akteure mit ihren Aussagen nur einem Diskurs oder Diskursstrang 
zuzuordnen.  
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Abbildung 7 Positional map der deutschen Akteure (1999-2012) 
Die helleren eingetragenen Akteurspositionen sind die aus dem Zeitraum 1990 bis 1998. 
Quelle: Darstellung der Verfasserin 
Deutlich wird auch, dass insgesamt klar funktionalistische Argumentationslogiken 
(x-Achse) weiterhin vorherrschen, wobei insbesondere die DIHK und die HRK 
vielfach funktionalistisch argumentieren. Aber auch die Aussagen des BMBF, der 
HRK und der KMK sind eher den funktionalistischen Mustern zuzuordnen. Al-
lein in den Aussagen des DGB können stärker universalistische Argumentations-
muster gefunden werden. Im Kontinuum zwischen funktional und universalis-
tisch wird jedoch sichtbar, dass auch in den Aussagen von BMBF und KMK 
deutlich universalistische Muster sichtbar sind. Betrachtet man die Verteilung auf 
der y-Achse, ergibt sich ein ähnliches Bild wie im ersten Zeitraum. Aber auch 
Bewegungen der Akteure werden sichtbar. Zum einen ist festzustellen, dass sich 
die Aussagen der Akteure alle in Richtung strukturkritischen Diskurs verlagert 
haben. Dennoch können weiterhin die Vertreter der höheren Allgemeinbildung, 
die KMK und die HRK, als Träger des strukturkonservativen Diskurses identifi-
ziert werden. Aber es wird in den Aussagen ebenfalls deutlich, dass auch von den 
Trägern des strukturkonservativen Diskurses eine begrenzte Notwendigkeit von 
Durchlässigkeit, bedingt vor allem durch einen Strukturwandel, anerkannt wird. 
Auch das Bildungsministerium und die Kammern sind in ihren Aussagen stärker 
strukturkritisch als im ersten Zeitraum. Die Zuordnung vom DGB zum eher uni-
versalistischen strukturkritischen Diskursstrang und des BMBF und des DIHK 




























Zusammenschau der Diskurse und der rekonstruierten Strategien 
In diesem Abschnitt sollen die aus den Diskursen rekonstruierten diskursspezifi-
schen Ziele und Strategien und die differenten Verantwortungszuschreibung ge-
genübergestellt werden. Dieser Abschnitt dient dazu, die drei Diskursstränge, die 
in Deutschland für den Zeitraum 1999-2012 modelliert wurden, in ihrer Typik 
zusammenzufassen. 
Der universalistische strukturkritische Diskursstrang zielt darauf ab, Durch-
lässigkeit von der Berufs- zur Hochschulbildung basierend auf der Anerkennung 
der Gleichwertigkeit der Bildungswege sowie dem Recht auf Bildung durchzuset-
zen. Bildung dient dabei sowohl der individuellen Persönlichkeitsentfaltung als 
auch zur Lösung gesellschaftlicher Probleme wie sozialer Ungleichheit. Zudem 
sollen traditionelle Hierarchien im Bildungssystem zwischen Berufs- und Hoch-
schulbildung aufgebrochen werden. 
Erreicht werden soll Durchlässigkeit als eine Form des Rechts auf Bildung 
primär über die Wege der Verrechtlichung – z.B. einen selektionsfreien Zugang 
ins Hochschulsystem über Berechtigungen, die in der Berufs- und der Allgemein-
bildung erworben werden, die Festschreibung von Anrechnungsmöglichkeiten in 
Gesetzen, gesetzliche Berechtigungen z.B. finanzielle Unterstützung im Rahmen 
des Bafög. Wichtig ist, dass die Förderung und Unterstützungsmaßnahmen nicht 
nur selektiven Gruppen, sondern allen zugute kommen. Auch neue Instrumente 
wie der deutsche Qualifikationsrahmen sollen perspektivisch mehr sein als ein 
reines Informationsinstrument sein. Er soll bei Anrechnungs- und Zugangsfragen 
sowie bei der Festlegung von Gehältern genutzt werden. 
So heißt es etwa in dem Text, dass ‚das Erreichen einer Niveaustufe entkoppelt von 
tarif- und besoldungsrechtlichen Auswirkungen‘ sei. Aus DGB-Sicht wird die Ent-
wicklung ganz anders aussehen: Sobald Beschäftigte ihre tatsächlich vorhandenen 
Kompetenzen mit Brief und Siegel nachweisen können, werden sie auch auf eine ent-
sprechende Bezahlung pochen. Da kommt absehbar Arbeit auf die Tarifvertragspar-
teien zu. DGB (2009a) 
Auf diese Weise kommt dem Qualifikationsrahmen im universalistischen Dis-
kursstrang eine zentrale Rolle zur Feststellung und Durchsetzung der Gleichwer-
tigkeit von Berufs- und Hochschulbildung zu. Die Frage von Gleichwertigkeit 
und auch deren Anerkennung außerhalb des Bildungssystems ist zentral für den 
universalistischen Diskursstrang. 
Aus der großen Bedeutung von regulierenden Maßnahmen für Durchlässig-
keit ergibt sich, dass primär die staatlichen Instanzen verantwortlich gezeichnet 
werden. So sollen entsprechende Gesetze auf Bundes- und Landesebene festge-
schrieben werden. Die Hochschulen sind dann in einem zweiten Schritt verant-
wortlich, die entsprechenden Gesetze auch adäquat umzusetzen und z.B. Studien-
bedingungen an die unterschiedlichen Gruppen von Studierenden anzupassen 
oder auch Anrechnungen fair vorzunehmen. 
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Im funktionalistischen strukturkritischen Diskurs wird Durchlässigkeit pri-
mär als funktionale Notwendigkeit zur Lösung gesellschaftlicher Probleme kon-
struiert, wobei den Bedarfen des Arbeitsmarkts eine zentrale Rolle zukommt. Im 
Rahmen dieses Diskurses erfolgt eine Ökonomisierung von Bildung, indem diese 
nicht als Mittel der Persönlichkeitsentwicklung und Ausbildung von kritischen 
Bürgern wie im universalistischen Diskurs gesehen wird. Vielmehr steht die Er-
höhung des individuellen Humankapitals im Vordergrund. Das Individuum wird 
zur Ressource. Aber nicht nur der Zweck von Bildung wird ökonomisiert. Auch 
der Weg zu Durchlässigkeit verlangt im funktionalistischen strukturkritischen 
Diskurs eine Einführung von Marktprinzipien zur Effizienzsteigerung z.B. bei der 
Selektion der Studierenden, die als Match zur Hochschule beschrieben werden. 
Gerade bei Zugangsfragen wird eine Selektion basierend auf Leistung und Bega-
bung als notwendig erachtet, um die Besten an die Hochschulen zu führen und 
erfolgreiches Studieren zu sichern. Auch eine stärkere Beteiligung von Wirt-
schaftskreisen wird als Weg gesehen, Durchlässigkeit zu erreichen, vor allem über 
integrierte Bildungsgänge wie ein duales Studium, aber auch bei Fragen der An-
rechnung, bei der standardisierte Verfahren und Kooperationen zwischen Wirt-
schaftsakteuren, Kammern und Hochschulen einen effizienten und transparenten 
Weg liefern sollen. Verantwortlich werden weniger staatliche Akteure gezeichnet, 
und Regulierung wird als weniger wichtig angesehen. Allein bei Fragen der Finan-
zierung ist öffentliche Unterstützung gefragt. Stattdessen liegt die Verantwortung 
einerseits bei den Hochschulen, die ihre Strukturen teilweise anpassen müssen 
und die Selektion der Studierenden vorzunehmen haben, und andererseits bei den 
Individuen selbst, die sich um die passende Hochschule und auch um eine gute 
individuelle Vorbereitung an die Anforderungen des Studiums zu kümmern ha-
ben. Eine Anpassung der pädagogischen Konzepte an individuelle Bedürfnisse ist 
dagegen nicht vorgesehen. Aber die Studienstruktur soll flexibilisiert werden, um 
eine zusätzliche Erwerbstätigkeit, also die gleichzeitige Bereitstellung des Human-
kapitals auf dem Arbeitsmarkt, besser zu ermöglichen. 
Der funktionalistische strukturkonservative Diskurs hat zum Ziel, einerseits 
Durchlässigkeit zu begrenzen und den traditionell geltenden Maßstab der höhe-
ren Allgemeinbildung für die Regelungen des Hochschulsystems zu festigen so-
wie die traditionell bestehenden gesellschaftlichen Hierarchien, in denen höherer 
Allgemeinbildung mehr Wert beigemessen wird als Berufsbildung, zu erhalten. 
Strategie der Träger des Diskurses ist zum einen die Konstruktion eines Gefah-
renszenarios, welches bei unkontrollierter Durchlässigkeit von Berufs- zur Hoch-
schulbildung Wirklichkeit werden kann. Die Gefahr besteht zum einen für die 
Qualität der Hochschulbildung und damit auch für die traditionellen Studieren-
den durch beruflich Qualifizierte, die wegen des fehlenden Allgemeinbildungsni-
veaus nicht adäquat auf die Hochschulen vorbereitet sind. Zum anderen besteht 
sie auch für die Individuen selbst, die durch unkontrollierte Zugänge unnötige 
Misserfolge verkraften müssen. Daher ist es wichtig, dass die Akteure der höheren 
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Allgemeinbildung Verantwortung übernehmen und die Bedingungen von Durch-
lässigkeit kontrollieren. So bleibt bei Fragen des Hochschulzugangs das Allge-
meinbildungsniveau Maßstab der Studierfähigkeit, zudem sind die Zugangsent-
scheidungen über die aufnehmenden Institutionen oder die durch die KMK be-
stimmten gesetzlich festgelegten Regelungen zu fällen. Auch die Letztentschei-
dung über die Anrechnung beruflicher Qualifikationen bleibt bei den aufnehmen-
den Institutionen, zudem wird die Anrechnungshöhe begrenzt, so dass der hoch-
schulische Lernort und damit die akademischen Akteure bei der Vergabe akade-
mischer Titel entscheidend bleiben. Schließlich sind Strukturen wie Brückenkurse 
einzufügen, die die bestehenden Defizite beruflich Qualifizierter verringern. Letz-
tere werden als homogene Gruppe konstruiert, die nur an der Hochschule beste-
hen kann und keine Gefahr mehr ist, wenn sie über die Vermittlung von Allge-
meinbildung (zweiter Bildungsweg, Brückenkurse etc.) ihr Niveau anpasst. Wäh-
rend eine Einmischung in Fragen der Durchlässigkeit durch Akteure außerhalb 
der höheren Allgemeinbildung weitestgehend abgelehnt wird, wird eine breite fi-
nanzielle staatliche Unterstützung gefordert, da nur so die Hochschulen diese 
neue Gruppe Studierende aufnehmen könnten. 
Im Gegensatz zum universalistischen strukturkritischen Diskurs beruht im 
strukturkonservativen Diskurs die Strategie darin, zum einen neue Instrumente 
wie den deutschen Qualifikationsrahmen in ihrer Macht als neues bildungspoliti-
sches Klassifikationsinstrument zu begrenzen und bestehende Regelungen auf-
rechtzuerhalten. Zum anderen wird darauf abgezielt, die Position der höheren 
Allgemeinbildung, d.h. vor allem des Abiturs und der akademischen Abschlüsse, 
im DQR zu stärken. So wird einerseits versucht, die Position des Abiturs auf einer 
höheren Stufe als die sekundären beruflichen Abschlüsse einzuordnen und damit 
eine Ungleichwertigkeit festzuschreiben. Zum anderen wird versucht, die Allein-
stellungsmerkmale der akademischen Bildung als konstitutiv für die höchsten 
Qualifikationsstufen des Qualifikationsrahmens (Stufe 6-8) festzuschreiben, in-
dem die Deskriptoren stark wissens- und forschungsbasiert beschrieben werden 
und weniger im Hinblick auf Handlungskompetenzen, die außerhalb der Hoch-
schule erworben werden können. 
Insgesamt kann festgehalten werden, dass sich einiges seit 1999 getan hat. So 
sind allgemein die Aussagen der Akteure strukturkritischer geworden – im Sinne 
einer Besserstellung der beruflichen Bildung bei Fragen der Durchlässigkeit zwi-
schen Berufs- und Hochschulbildung. Allerdings gibt es auch weiterhin klare 
Deutungskämpfe über Durchlässigkeit und die Hierarchien der Bildungsbereiche. 
Eine ausführlichere Analyse des Wandels der nationalen Durchlässigkeitsstruktu-
ren erfolgt im nächsten Abschnitt. 
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7.3 Analyse des institutionellen Wandels 
Im folgenden Abschnitt soll einerseits eine Bewertung der diskursiven Verände-
rungen seit 1990 vorgenommen werden. Auf diese Weise werden Änderungen 
vor allem auf der kulturell-kognitiven und zum Teil auch auf der normativen in-
stitutionellen Dimension zusammengefasst. Gleichzeitig sollen aber auch wich-
tige regulative Veränderungen, die in diesem Zeitrahmen stattgefunden haben, 
betrachtet werden, um einen umfassenderen Einblick in die Änderungen der 
Durchlässigkeitsstrukturen in Deutschland zu erhalten. Der Einbezug der regula-
tiven Dimension ist wichtig, um einzuschätzen, inwiefern die vorgefundenen Ver-
änderungen in den Wissensvorräten sich auch in den rechtlichen Rahmenbedin-
gungen und damit auch viel stärker den Opportunitätsstrukturen der Individuen 
niederschlagen. Klare kausale Wirkungszusammenhänge zwischen der Verände-
rung der diskursiven Struktur und den rechtlichen Regelungen können an dieser 
Stelle nicht aufgezeigt werden. Es wird aber sehr wohl deutlich, dass in Deutsch-
land Veränderungen in den Diskursen regulativen Änderungen oft vorausgehen. 
In der Gesamtschau ist es dann auch möglich einzuschätzen, ob es seit 1990 
zu einer Fortführung eingeschlagener Entwicklungspfade, zu deren Veränderung 
oder sogar zu einer gänzlichen Abkehr von historisch gewachsenen Institutionen 
gekommen ist. Während eine Weiterführung bedeuten würde, dass die gewach-
sene Hierarchie der Bildungsbereiche zugunsten der höheren Allgemeinbildung 
in Deutschland und das Schisma zwischen Berufs- und höherer Allgemeinbildung 
mit der institutionellen Trennung der Bildungsbereiche ohne Übergänge weiter-
bestehen würden, hieße eine Abkehr von diesen institutionellen Prinzipien fak-
tisch entweder eine Gleichwertigkeit oder sogar Höherbewertung der beruflichen 
Bildung und/oder eine aufgehobene Trennung. Ohne der Zusammenfassung der 
Entwicklungen vorzugreifen, ist nach der Beschreibung der diskursiven Struktu-
ren für den deutschen Fall festzustellen, dass beide Szenarien nicht zutreffen. In-
sofern handelt es sich, wenn man der analytischen Trennung folgt, am ehesten 
um eine Veränderung institutioneller Entwicklungspfade, die aber nicht zu einer 
Umkehr oder Abkehr und auch nicht zu einer bloßen Verstärkung der deutschen 
gewachsenen Durchlässigkeitsinstitutionen geführt haben. 
Nachfolgend sollen daher die entscheidenden Veränderungen zusammenge-
fasst werden. Gleichzeitig soll aber verdeutlicht werden, worin eine Weiterfüh-
rung des institutionellen Pfads und die zum Teil damit zusammenhängenden Bar-




7.3.1 Veränderungen der institutionellen Strukturen in Richtung 
Durchlässigkeit 
Der Wandel der Durchlässigkeitsstrukturen seit 1990 unter Berücksichtigung der 
historischen Entwicklungen, die in Kapitel 6 zusammengefasst wurden, steht hier 
im Mittelpunkt. So soll gezeigt werden, welcher Wandel sich in Bezug auf die in 
den Diskursen rekonstruierten Wissensvorräte zu Durchlässigkeit feststellen lässt. 
Zudem werden auch wichtige regulative Strukturen in die Beurteilung des Wan-
dels mit einbezogen. Einen Überblick über die regulativen Entwicklungen gibt 
Tabelle 39 im Anhang. 
Allein beim Vergleich der Debatten in den zwei Zeiträumen werden Verän-
derungen sichtbar. Durchlässigkeit wurde zwar im ersten Zeitraum diskutiert, ent-
wickelte sich aber im zweiten Zeitraum zu einem wichtigen bildungspolitischen 
Thema. Dies lässt sich daran feststellen, dass Durchlässigkeit nicht nur in einer 
Debatte, sondern im Kontext vieler bildungspolitischer Themen diskutiert wurde. 
Insofern kann eine gestiegene Relevanz von Durchlässigkeit festgehalten werden. 
Geändert haben sich auch die Argumentationen für Durchlässigkeit, wobei 
die dominierende Logik eine funktionalistische geblieben ist. Im ersten Zeitraum 
waren es vor allem die mangelnde Attraktivität der Berufsbildung und die Angst 
vor einem daraus resultierenden Facharbeitermangel, die durch eine erhöhte 
Durchlässigkeit zum Hochschulstudium behoben werden sollten. Ziel war damit 
nicht primär, mehr Individuen in die Hochschulbildung zu bringen, sondern die 
berufliche Ausbildung als Bildungswahl wieder attraktiver zu machen. Im zweiten 
Zeitraum wurde auch ein Fachkräftemangel, der durch einen Strukturwandel der 
Wirtschaft sowie technologischen und demografischen Wandel hervorgerufen 
wird, als dominierender Grund für den Ausbau von Durchlässigkeitsstrukturen 
erkannt. Diesmal steht aber der Bedarf an akademisch Qualifizierten im Vorder-
grund, und beruflich Qualifizierte werden als ‚Begabungsreserve‘ gesehen. Inso-
fern geht es darum, beruflich Qualifizierte tatsächlich in die Hochschulbildung zu 
bekommen. 
Wie haben sich das Verständnis von und die Wissensvorräte zu Durchlässig-
keit geändert? Im ersten Zeitraum wurde, wenn über Durchlässigkeit debattiert 
wurde, über Fragen des Hochschulzugangs und zum Teil über integrierte Bil-
dungswege nachgedacht. Im zweiten Zeitraum hat sich das Verständnis von 
Durchlässigkeit und dessen, was dazugehört, deutlich gewandelt: Neben Fragen 
des Zugangs zur Hochschulbildung und auch Fragen organisationaler Verbindun-
gen in Form von integrierten Bildungsgängen ist die Anrechnung beruflicher 
Qualifikationen in der Hochschulbildung ein zentrales Thema in den Durchläs-
sigkeitsdiskursen. Neu ist auch, dass seit 2008 verstärkt darüber nachgedacht wird, 
welche Strukturen etabliert werden müssen, um beruflich Qualifizierte für ein 
Hochschulstudium zu gewinnen bzw. erfolgreich durch ein solches zu bringen. 
Im Folgenden sollen kurz die wichtigsten Änderungen im Diskurs sowie entspre-
chende rechtliche Regelungen dargestellt werden. 
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Zugang 
Betrachtet man die aus den Diskursen rekonstruierten Wissensvorräte im Hin-
blick auf Fragen des Zugangs, lassen sich folgende Veränderungen festhalten: Im 
ersten Zeitraum wurde teilweise darüber nachgedacht, ob das Thema Hochschul-
zugang für beruflich Qualifizierte überhaupt diskutierwürdig sei (HRK 1991) und 
ob beruflich Qualifizierte an die Hochschulen kommen sollten. Im zweiten Zeit-
raum geht es weniger um die Frage des Ob als viel stärker um die Fragen des 
Weges in die Hochschule, welche beruflich Qualifizierten es sein sollen und wer 
die Entscheidungsgewalt über den Hochschulzugang bekommt. Eine entschei-
dende Veränderung sowohl in der kulturell-kognitiven als dann auch sichtbar in 
der regulativen Dimension ist die viel größere Akzeptanz der Berechtigungen zum 
Hochschulzugang, die über die Berufsbildung erworben werden. Dies stellt einen 
Paradigmenwechsel dar, da das Berechtigungsmonopol der Allgemeinbildung 
nicht nur diskursiv infrage gestellt wird, sondern auch Berechtigungen für Berufs-
bildung regulativ eingeführt werden. Während im ersten Zeitraum eine erste 
Welle des Ausbaus der Möglichkeiten des Hochschulzugangs primär über Prü-
fungen anging (vgl. auch im Tabelle 3 Online-Anhang),114 wurden im zweiten 
Zeitraum, insbesondere nach dem KMK-Beschluss 2009, in vielen Bundeslän-
dern die Berechtigung für den allgemeinen und nicht nur den eingeschränkten 
Hochschulzugang für beruflich Fortgebildete (Meister, Techniker und äquivalente 
Abschlüsse) eingeführt (vgl. Ulbricht 2012a). Wenn auch nicht über Berechtigung 
zur allgemeinen Hochschulreife, so wurde im zweiten Zeitraum zudem auch, so-
wohl diskursiv als auch regulativ, der Zugang für Absolvent_innen mit Erstaus-
bildung liberalisiert – die teilweise über eine Prüfung, aber teilweise auch mit einer 
direkten Anerkennung einer eingeschränkten, also meist fachbezogenen Hoch-
schulzulassung einherging (vgl. Ulbricht: 2012a). Zuvor gab es für beruflich Qua-
lifizierte vor allem den zweiten Bildungsweg in die Hochschulen, den Weg über 
die Allgemeinbildung, der bereits vor 1990 mit den Abendgymnasien, den Berufs- 
und Fachoberschulen, den Kollegs sowie den Nichtschülerprüfungen bestand. 
Es wird somit deutlich, dass sich in Sachen des Zugangs nicht nur die Kultu-
rell-Kognitive und Normative, sondern auch die Regulative zu mehr Durchlässig-
keit zwischen Berufs- und Hochschulbildung verändert haben. 
114  Waren es 1990 nur sieben Länder, so wiesen 1994 alle Bundesländer mindestens eine Regelung, 
und zwar dem Zulassungstyp der Prüfung entsprechend, aus, die es beruflich Qualifizierten mit 
Fortbildung (in allen Ländern) und beruflich Qualifizierten ohne Fortbildung (in allen Ländern 
außer in BW und BY) ermöglichten, ein Studium aufzunehmen (vgl. Tabelle 3 im Online-
Anhang). Der Zulassungstyp des Probestudiums wurde in drei weiteren Ländern eingeführt, und 
vier Länder (HH, NW, RP, ST) berechtigten beruflich Fortgebildete (mit Meister oder 
äquivalentem Abschluss) den eingeschränkten Hochschulzugang ohne vorherige 
Eignungsprüfung (vgl. Ulbricht 2012a). Der erste Untersuchungszeitraum stellt daher eine Phase 




Anrechnung ist ein zentraler Bestandteil des Verständnisses von Durchlässigkeit 
im zweiten Zeitraum. Dies stellt eine große Veränderung im Vergleich zu der Zeit 
vor 1999 dar, in dem Anrechnung beruflicher Kompetenzen im Hochschulstu-
dium kein Bestandteil des Diskurses war.115 Mit der Frage nach Anrechnung wird 
die Möglichkeit betrachtet, dass beruflich Qualifizierte nicht nur in der Lage sein 
könnten zu studieren, sondern dass sie bereits etwas können, das auch im Studium 
vermittelt wird. Dass gleichwertige Kompetenzen in beiden Bildungsbereichen 
erworben werden können, wird somit im zweiten Untersuchungszeitraum denk-
bar. Bereits vor 1999 war im Hochschulrahmengesetz (§ 19) die Möglichkeit einer 
Einstufungsprüfung116 festgeschrieben, aber tatsächlich wurde sie nur in wenigen 
Bundesländern (Bremen, Hessen, Hamburg und Nordrhein-Westfalen) durchge-
führt (siehe Freitag 2012). Im zweiten Zeitraum wurde hingegen 2002 von der 
KMK beschlossen, dass bis zu 50 % eines Studiums durch außerhochschulisch 
erworbene Kompetenzen angerechnet werden dürfen (KMK 2002). Als eine Re-
aktion darauf startete 2005 die vom BMBF geförderte ANKOM-Initiative, eine 
bundesweites Pilotinitiative, in der primär anhand von Modellprojekten geprüft 
werden sollte, inwieweit formal im beruflichen Weiterbildungssystem erworbene 
Kompetenzen anrechenbar sind. Aber auch informell erworbene Kompetenzen 
sollten auf ihre Anrechenbarkeit geprüft werden (vgl. Hartmann/Stamm-Riemer 
2006). Deutlich wird, dass eine Äquivalenz vor allem zwischen beruflicher Wei-
terbildung und Hochschulbildung und nicht beruflicher Erstausbildung gesehen 
wird. Mit den Novellierungen der Landeshochschulgesetze als Folge des KMK-
Beschlusses zur Erweiterung des Hochschulzugangs von 2009 wurde Anrech-
nung auch weitgehend in den Landesgesetzen festgeschrieben (Hanft/Müskens 
2013). Zudem wurden im Zuge der Bologna-Reformen Leistungspunktesysteme 
und Modularisierung eingeführt, die als hilfreich für Anrechnung gelten. 
Aber auch wenn sich vieles getan hat, gibt es noch keine bundesweit einheit-
lichen Verfahren, und die Praxis der Anrechnung ist noch sehr abhängig von den 
einzelnen Hochschulorganisationen, zumal die Implementierung von Anrech-
nungsverfahren ein langwieriger Prozess ist, der von vielen Akteuren innerhalb 
der Hochschule und durch Ressourcenzuwendung unterstützt werden muss 
(Hanft/Müskens 2013). Trotz der noch nicht selbstverständlichen Praxis der An-
rechnung ist aber festzuhalten, dass sich vor allem in der kulturell-kognitiven Di-
mension ein großer Wandel vollzogen hat, da nun Anrechnung als Bestandteil 
115  Eine Ausnahme bildet hier die Forderung der DIHK für beruflich Qualifizierte, die über den 
zweiten Bildungsweg an die Hochschulen kommen. 
116  Die Einstufung erfolgte meist für das zweite Semester (siehe Freitag 2012). Voraussetzungen für 
die Teilnahme waren zumindest in NRW und Bremen ein Mindestalter (25 Jahre), mehrere Jahre 
Berufserfahrung und eine abgeschlossene berufliche Erstausbildung und teilweise die 
Beschränkung auf einen bestimmten Wohnort (§ 55 Bremisches Hochschulgesetz 1988, § 66 
Hochschulgesetz für NRW 1993 bei Freitag 2012). 
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durchlässiger Bildungsstrukturen gilt und damit prinzipiell die Gleichwertigkeit 
von Erlerntem aus der Berufs- und höheren Allgemeinbildung anerkannt wird. 
Organisationale Verbindung 
Im Hinblick auf organisationale Verbindungen zwischen Berufs- und Hochschul-
bildung sind in den Diskursen nur geringe Veränderungen festzustellen. So wer-
den die integrativen Formen weniger dafür gedacht, begabte Individuen in die 
Berufsbildung zu „locken“, wobei diese im vorgestellten Rahmenmodell der 
DIHT im ersten Zeitraum nicht einmal einen Hochschulabschluss machen müss-
ten, sondern sie werden als wirkliche Verbindung von Berufs- und Hochschulbil-
dung gesehen. Regulativ wurden im zweiten Zeitraum duale Studiengänge weiter-
hin kontinuierlich ausgebaut und auch im Rahmen der Qualifizierungsinitiative 
vom Bund gefördert. Zudem wurden die dualen Studiengänge auch an Berufs-
akademien auf Bachelor und Master umgestellt, so dass nun eine vereinfachte Bil-
dungsmobilität innerhalb des Hochschulwesens rechtlich möglich ist. 
Heterogenität 
Wesentlich bedeutender als Zeichen der institutionellen Veränderung der Durch-
lässigkeitsstrukturen als die Entwicklung in Hinsicht auf organisationale Verbin-
dungen sind die Veränderungen im Hinblick auf den Umgang mit den heteroge-
nen Bedürfnissen der Lernenden. Im ersten Zeitraum wurden beruflich Qualifi-
zierte weitestgehend nicht als Gruppe von Studierenden definiert, denen durch 
auf ihre Bedürfnisse ausgerichtete Strukturen das Studium erleichtert werden 
sollte. Im zweiten Zeitraum kann dagegen eine weitestgehende Akzeptanz dar-
über festgestellt werden, dass beruflich Qualifizierte Teile der Studierendenschaft 
ausmachen können. Mit dieser Akzeptanz einer neuen Gruppe von Studierenden 
geht auch die Einsicht einher, dass bestimmte Strukturen, die bisher auf den tra-
ditionellen jungen Vollzeitstudierenden ausgerichtet sind, für beruflich Qualifi-
zierte nicht passend sein könnten. Übereinstimmend wird anerkannt, dass vor al-
lem die Studienorganisation flexibilisiert werden soll, damit sie besser mit der Be-
rufstätigkeit und den Familienverpflichtungen der meist älteren, beruflich vorqua-
lifizierten Studierenden vereinbart werden kann. Dies soll vor allem durch zeitli-
che und örtliche Flexibilisierung geschehen. Auch eine explizite Hilfe bei der Fi-
nanzierung eines Studiums wird gefordert. Informations- und Beratungsangebote 
für beruflich Qualifizierte sowie Einführungskurse sollen ebenfalls ausgebaut 
werden. 
Regelungen, die diesen Forderungen entsprechen, gab es vor dem zweiten 
Untersuchungszeitraum kaum. Die Ausnahme bildet das Fernstudium. Der Fern-
unterricht weist eine lange Tradition auf und kann bis ins 18. Jahrhundert zurück-
verfolgt werden (vgl. Lehmann 2012). Staatlich institutionalisiert wurde das Fern-
studium in Deutschland mit der Gründung der Fernuniversität Hagen im Jahr 
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1974. Neben der Gründung der Fernuniversität Hagen ist aber auch seit dem ers-
ten HRG in § 13 die Aufforderung verankert, bei der Reform von Studium und 
Lehre Fernstudienmöglichkeiten einzurichten. Und auch in den einzelnen Lan-
deshochschulgesetzen wurde bereits vor 1990 das Fernstudium reguliert bzw. 
festgelegt, dass es der Förderung bedarf (Vgl. Tabelle 4 im Online-Anhang). 
Im Gegensatz zum Fernstudium ist das Teilzeitstudium als Studienmöglich-
keit in den gesetzlichen Regelungen wenig präsent.117 Ein Ausbau dieser Möglich-
keit wurde zum Teil am Ende des ersten vor allem im zweiten Untersuchungs-
zeitraum in den einzelnen Bundesländern eingeführt, wobei in einigen Landes-
hochschulgesetzen explizit beruflich Qualifizierte als Zielgruppe gefördert wer-
den sollen (vgl. Tabelle 5 im Online-Anhang). Wie bei der Umsetzung von An-
rechnung war auch die Einführung der Leistungspunktesysteme und der Modu-
larisierung hilfreich bei der Umsetzung und Ermöglichung von Teilzeitstudien-
gängen. 
Auch wenn die erste Form der Studienberatung bereits 1904 eingeführt 
wurde, so erfolgte der große Ausbau der Beratung in den 1970er Jahren, so dass 
sich auch im Hochschulrahmengesetz seit 1976 ein Paragraf (§ 14 HRG 1976118) 
auf die Aufgabe der Studienberatung der Hochschulen bezieht (vgl. Rott/Wickel 
1995). Ob gesetzlich geregelt oder nicht, hatten Anfang der 1980er Jahre so gut 
wie alle Hochschulen (auch viele Fachhochschulen) Beratungseinrichtungen in-
stitutionalisiert (Rott/Wickel 1995: 247). Nach der Analyse der relevanten Para-
grafen der Landeshochschulgesetze119 kann festgestellt werden, dass die Studien-
beratung generell rechtlich institutionalisiert, aber im gesamten Untersuchungs-
zeitraum nicht auf spezifische Gruppen ausgerichtet ist. Inwiefern in der Praxis 
auch die spezifischen Bedürfnisse der Studierenden mit beruflichem Hintergrund 
in Betracht gezogen wurden, kann an dieser Stelle nicht gesagt werden. An einigen 
Hochschulen, wie in Oldenburg, wurden aber in den letzten Jahren explizit Bera-
tungs- und Begleitungsprogramme für beruflich Qualifizierte entwickelt (vgl. 
Hanft/Brinkmann 2013). Die Bedeutung der Studienberater_innen wird auch in 
der Forschung unterstrichen, denn diese können gerade auch für ‚nicht traditio-
nelle‘ Studierende die Rolle von Gatekeepern übernehmen, die die Studierenden 
117  Die einzige Ausnahme ist Berlin, wo bereits 1986 im Landeshochschulgesetz geschrieben stand, 
dass Teilzeitstudiengänge eingerichtet werden können, um ein Studium neben dem Beruf zu 
ermöglichen (LHG Berlin 1986). Inwiefern es aber trotz fehlender Erwähnung in den 
Gesetzestexten Möglichkeiten des Teilzeitstudiums an einzelnen Hochschulen vor 1999 gab, 
kann mit dieser Analyse nicht gezeigt werden. So schreibt auch die HRK (1997a), dass es bis zu 
diesen Zeitraum wenige Studien gibt. „Die Hochschulstatistik, Studien- und Prüfungsordnungen 
sowie die aktuellen hochschulpolitischen Diskussionen zur Studiendauer betrachten weiterhin 
alle Studierenden als Vollzeit-Studierende, obwohl vermutlich 20-30 % der Studierenden 
lediglich ein Teilzeitstudium betreiben.“ 
118  Eine Übersicht über die für die Analyse verwendeten Hochschulgesetze findet sich im Online-
Anhang IV. 
119  Siehe Fußnote 118. 
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entweder er- oder entmutigen und somit die Gruppe der beruflich Qualifizierten 
besser oder schlechter integrieren (Alheit 2009). 
Schließlich wurde 2008, im zweiten Zeitraum, im Rahmen der Qualifizie-
rungsinitiative der Bundesregierung das Aufstiegsstipendium für begabte beruf-
lich Qualifizierte und damit die erste Form der finanziellen Unterstützungsleis-
tung speziell für beruflich Qualifizierte eingeführt. 
Insgesamt wird deutlich, dass vor allem im Diskurs, also in den gesellschaft-
lichen Wissensvorräten zu Durchlässigkeit zwischen Berufs- und Hochschulbil-
dung, Strukturen, die auf die heterogenen Bedürfnisse von beruflich qualifizierten 
Studierenden ausgerichtet sind, deutlich an Bedeutung gewonnen haben und Teil 
des Durchlässigkeitsverständnisses geworden sind. Auch die diesbezüglichen Re-
gelungen wurden vor allem im zweiten Zeitraum, wenn auch noch nicht im Hin-
blick auf alle in den Diskursen geforderten Strukturen, ausgebaut. 
 
Als Fazit kann damit festgehalten werden, dass sowohl in den Wissensvorräten, 
die vor allem die kulturell-kognitive und die normative Dimension der deutschen 
Durchlässigkeitsstrukturen ausmachen, als auch in der Regulative deutliche Ent-
wicklungen in Richtung einer größeren Durchlässigkeit zwischen Berufs- und 
Hochschulbildung in Deutschland feststellbar sind. Das Verständnis von Durch-
lässigkeit wurde z.B. stark erweitert, indem neben Fragen des Zugangs und der 
organisationalen Verbindungen auch Anrechnung und Strukturen, die die Hete-
rogenität der Studierenden beachten, zentral sind. Als besonders wichtiger Schritt 
in Richtung Durchlässigkeit ist dabei die Abkehr vom alleinigen Weg in die Hoch-
schulbildung über die Allgemeinbildung zu sehen. Dieser Weg wurde bereits in 
den 1990er Jahren vorbereitet (vgl. Wolter 1994), aber mit der Einführung von 
Berechtigungen zum Hochschulzugang in der beruflichen Bildung manifestiert. 
Durch den Beginn der Anrechnungsdiskussionen, die Einführung diesbezügli-
cher Regelungen, aber auch durch die Einführung des deutschen Qualifikations-
rahmens, in dem alle Qualifikationsniveaus auch auf beruflichem Weg erreichbar 
sein sollen, kommt es zu einer Neujustierung der Wertigkeiten von Bildungswe-
gen zugunsten beruflicher Bildungswege, da diese zumindest teilweise als äquiva-
lent anerkannt werden. Es zeigt sich zudem, dass Veränderungen auf der diskur-
siven Ebene meist Änderungen auf der rechtlichen vorausgehen. 
7.3.2 Fortführung institutioneller Entwicklungspfade – Barrieren 
für Durchlässigkeit 
Trotz dieser Entwicklungen hin zu mehr Durchlässigkeit können doch weiterhin 
in den (fehlenden) regulativen und den kulturell-kognitiven sowie normativen 
Strukturen, insbesondere der konstruierten Zielgruppe, Entwicklungen gezeigt 
werden, die dazu beitragen, das Bildungsschisma und die traditionelle Hierarchie 
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zwischen Berufs- und Hochschulbildung zu reproduzieren, und die Barrieren für 
Durchlässigkeit darstellen. 
Allgemein kann es bereits als Zeichen für eine weiterhin bestehende Hierar-
chisierung zugunsten der Hochschulbildung gewertet werden, dass im Diskurs 
fast ausschließlich eine Richtung von Durchlässigkeit diskutiert wird: von der Be-
rufs- zur Hochschulbildung. Der Weg andersherum erscheint außer für Studien-
abbrecher_innen als nicht sinnvoll für individuelle Bildungswege. Auch notwen-
dige Veränderungen in der Berufsbildung, die in den bildungspolitischen Diskus-
sionen von 1990 bis 2012 durchaus Thema waren, werden allerdings nicht in Ver-
bindung mit Durchlässigkeit zur Hochschulbildung gebracht. Die Veränderungen 
zur Schaffung von Durchlässigkeit zwischen Berufs- und Hochschulbildung soll 
demnach primär von Seiten der Akteure der höheren Allgemeinbildung durchge-
führt werden. Veränderungen auf Seiten der Berufsbildung dienen der Moderni-
sierung und Erhöhung der Attraktivität dieses Bildungsbereichs. 
Ein weiteres Zeichen für die Fortführung institutioneller Entwicklungen, 
ohne auf die Details der Diskursstrukturen und Regelungen einzugehen, ist auch 
das Bestehen des strukturkonservativen Diskurses an sich, der die höhere Allge-
meinbildung und ihre Stellung im Bildungssystem als höherwertig verteidigt. Die 
Existenz dieses Diskurses zeigt, dass in den gesellschaftlichen Wissensvorräten 
noch immer traditionelle strukturkonservative Deutungsmuster verankert sind. 
So sind z.B. die Gründe, warum Durchlässigkeit kritisch gesehen wird, im Verlauf 
des letzten Jahrhunderts weitestgehend gleich geblieben. Eine Öffnung der Hoch-
schulen für nicht traditionelle Studierende wird als Gefahr für die Qualität der 
akademischen Ausbildung konstruiert (vgl. Hegelheimer 1986; Wolter 1994; 
Schwabe-Ruck 2010). Zudem wird auch immer noch die Gefahr des Scheiterns 
für den einzelnen nicht ‚traditionellen‘ Studierenden als Argument angeführt. 
Dass sich bereits in Studien gezeigt hat, dass die wenigen beruflich Qualifizierten 
an den deutschen Hochschulen nicht weniger erfolgreich sind (vgl. Wolter 2010a), 
spielt dabei keine Rolle. 
Auch die dominierende funktionalistische Rahmung für Durchlässigkeit in 
beiden Zeiträumen stellt eine Weiterführung traditioneller Argumentationen dar, 
die auch als Barriere gesehen werden können. Beruflich Qualifizierte sollen in 
dieser Logik weniger als Person ein Recht auf Weiterbildung an den Hochschulen 
erhalten, sondern werden als Ressource gesehen, deren Höherqualifizierung an 
den Hochschulen in der jeweiligen Zeitperiode notwendig ist. So zeigt Schwabe-
Ruck (2010), dass die verschiedenen Wellen, in denen die Hochschulen für beruf-
lich Qualifizierte geöffnet werden sollten, vor allem mit einem erhöhtem Fach-
kräftebedarf begründet wird, der nicht mehr über die traditionellen Wege gestillt 
werden kann. Problematisch ist dies insofern, als Durchlässigkeit dann reversibel 
ist und Forderungen danach sowie institutionalisierte Bildungsstrukturen nur so 
lange aufrechterhalten werden müssen, wie es aus funktionalen Gründen notwen-
dig erscheint. 
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Analog zu der Zusammenfassung der institutionellen Änderungen sollen nun 
auch die eher als unverändert beschreibbaren Strukturen und damit häufig auch 
Barrieren zu Durchlässigkeit anhand der einzelnen Durchlässigkeitsaspekte dar-
gestellt werden. Die Darstellung insbesondere der diskursiven Strukturen erfolgt 
dabei oft, aber nicht ausschließlich mit Bezug zum strukturkonservativen Diskurs. 
Zugang 
Auch wenn gerade im Hinblick auf Zugangsfragen eine große Entwicklung fest-
gestellt wurde, so kann doch gezeigt werden, dass im Diskurs und in der Regula-
tive noch keine Gleichstellung der Berufsbildung mit der höheren Allgemeinbil-
dung stattgefunden hat. Berechtigungen in der Berufsbildung gelten für die Fort-
gebildeten, also die bereits hochqualifizierten beruflichen Absolvent_innen. Be-
ruflich Erstausgebildete können nur fachgebunden studieren und müssen für den 
Zugang meist noch zusätzlich eine Prüfung ablegen. Die Norm bleibt im Diskurs 
und auch in den Hochschulzugangsmöglichkeiten der Weg über die Allgemein-
bildung. Eine Gleichstellung des Abiturs mit der beruflichen dreijährigen Erstaus-
bildung findet nicht statt und wird auch nur im universalistischen Diskurs gefor-
dert. Als Zeichen, dass die Akteure der höheren Allgemeinbildung auch keine 
Gleichwertigkeit zwischen der Erstausbildung und dem Abitur anstreben, kann 
der Zuordnungsvorschlag der Kultusminister gesehen werden, da das Abitur auf 
Stufe Fünf und nicht auf Vier wie die beruflichen dreijährigen Qualifikationen der 
Erstausbildung im Qualifikationsrahmen eingeordnet werden soll. Insofern wird 
weiterhin in den Diskursen eine Ungleichwertigkeit zwischen Berufsausbildung 
und höherer Allgemeinbildung, vor allem dem Abitur, konstruiert. In der regula-
tiven Dimension wurde diese Ungleichwertigkeit allerdings bisher nicht im neuen 
Klassifikationssystem, dem Qualifikationsrahmen, übernommen. 
Eine weitere Barriere für Durchlässigkeit kann in dem weiterhin fest veran-
kerten Verständnis von Studierfähigkeit gesehen werden, welches in Deutschland 
bereits eine lange Tradition hat, die Begrenzung des Studienzugangs zu begrün-
den (vgl. Wolter 1989, 1994). Dabei ist das Verständnis von Studierfähigkeit in 
den Diskursen sichtbar eng gekoppelt an einen statischen naturalisierten Bega-
bungsglauben (Lenhardt 2003). Studierfähigkeit müsse bereits vor dem Studium 
durch Prüfung oder bereits erworbene Zertifikate feststellbar sein und bestimmt, 
wer für ein Studium befähigt sei und wer nicht. Hier offenbart sich die Annahme, 
dass es eine bestimmbare Fähigkeit gebe, die nicht veränderbar sei und daher vor 
dem Studium festgestellt werden könne und müsse. Dass sich die als notwendig 
erachteten Fähigkeiten mitunter erst im Studium entwickeln könnten, wird kaum 
(Ausnahme: Probestudium) für möglich gehalten. Eine solche Vorstellung würde 
eher der Vorstellung der universellen Bildungsfähigkeit (vgl. Lenhardt 2003) ent-
sprechen. Die Vorstellung von Studierfähigkeit findet sich vor allem im struktur-
konservativen, aber auch im funktionalistischen strukturkritischen Diskursstrang. 
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Im ersten wird zudem die Studierfähigkeit weiterhin stark von der Existenz eines 
hohen Allgemeinbildungsniveaus abhängig gemacht. 
Insgesamt wird demnach deutlich, dass sowohl in den Diskursen als auch in 
der regulativen Dimension die Hierarchisierung zwischen Berufs- und höherer 
Allgemeinbildung nicht aufgelöst wurde. Zudem kommt es auf Basis traditioneller 
Deutungsmuster zur Begrenzung des Hochschulzugangs und zu einer kontinu-
ierlichen Grenzziehung zwischen Berufs- und höherer Allgemeinbildung, da Stu-
dierfähigkeit bei Letzterer angenommen und bei Ersterer geprüft werden müsste. 
Anrechnung 
Auch wenn die Veränderung in Richtung Anrechnung als ein wichtiges Zeichen 
der Aufhebung des Bildungsschismas angesehen werden können, sind auch hier 
Entwicklungen festzustellen, die einer Gleichstellung von Berufs- und Hoch-
schulbildung und der Aufhebung des Schismas entgegenstehen. Deutlich wird 
dies vor allem in der Regelung, dass nur bis zu 50 % eines Hochschulstudiums 
angerechnet werden können. Das heißt, der Lernort Hochschule bleibt der be-
deutende und unabhängig davon, wie viele gleichwertige Kompetenzen das Indi-
viduum erlangt hat, bleibt der Besuch der Hochschule für ein akademisches Zer-
tifikat obligatorisch. Insofern wird die Gleichwertigkeit von Lernwegen künstlich 
begrenzt. Zudem wird in den Diskursen deutlich, dass in Deutschland Anrech-
nung von beruflicher Bildung fast ausschließlich Anrechnung von Kompetenzen 
einer beruflichen Fortbildung bedeutet. Dass bestimmte berufliche Erstausbil-
dungen, die z.B. sehr anspruchsvoll sind und meist nur von Abiturient_innen ab-
solviert werden, ebenfalls Anrechnungspotenzial besitzen könnten, wird nur im 
universalistischen strukturkritischen Diskurs anerkannt. 
Organisationale Verbindung 
Im Hinblick auf organisationale Verbindungen fällt auf, dass ausschließlich im 
universalstrukturkritischen Diskursstrang eine organisationale Verbindung im Se-
kundarbereich angestrebt wird. Eine Möglichkeit der Verbindung wäre die Insti-
tutionalisierung einer Berufsausbildung mit Abitur. Solche Bildungswege werden 
aber traditionell, so hier auch im ersten und im zweiten Untersuchungszeitraum, 
vor allem von den Akteuren der höheren Allgemeinbildung abgelehnt. Die Son-
derrolle des allgemeinbildenden Abiturs soll erhalten bleiben. Die dem Abitur 
gleichkommende Berechtigung zum allgemeinen Hochschulzugang kann über die 
Berufsbildung nur postsekundär über Fortbildungsgänge erworben werden, aber 
nicht im Sekundarbereich. 
Die fehlende Institutionalisierung einer solchen Organisationsform bzw. der 
Abbau anstatt Ausbau des DDR-Modells der Berufsausbildung mit Abitur nach 
der deutschen Vereinigung kann auch als Barriere für Durchlässigkeit und als 
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Festschreibung der Trennung von sekundärer Berufs- und Allgemeinbildung ge-
sehen werden. Dies gilt umso mehr, als sich in anderen Ländern gezeigt hat, dass 
eine solche Institutionalisierung im Sekundärbereich dazu beiträgt, die Hoch-
schulbildung stärker für beruflich Qualifizierte zu öffnen (vgl. Graf 2013). 
Heterogenität 
Ähnlich wie bei Fragen der Anrechnung ist als großer Entwicklungsschritt in 
Richtung Durchlässigkeit zu werten, dass in den Diskursen und teilweise auch in 
der regulativen Dimension Strukturen geschaffen wurden, die dazu dienen sollen, 
beruflich Qualifizierten ein Hochschulstudium zu erleichtern. Auffällig ist jedoch, 
dass zwar vor allem organisatorische Studienbedingungen zur Flexibilisierung von 
Lernort oder Lernzeiten angedacht werden, aber eine Anpassung der Lehrmetho-
dik, der pädagogischen Strukturen, an eine Studierendenschaft mit heterogenen 
Hintergründen allein im universalistischen strukturkritischen Diskurs als notwen-
dig erachtet wird. Stattdessen geht es vor allem im strukturkonservativen Diskurs 
darum, die beruflich Qualifizierten einseitig an die Anforderungen der Hochschu-
len im Rahmen von Brückenkursen anzupassen und Defizite abzubauen. Es wird 
damit deutlich, dass es weitgehend nicht als Aufgabe der Hochschule angesehen 
wird, die Logik der Hochschullehre zu verändern oder gar die Erfahrungen, die 
beruflich Qualifizierte an die Hochschulen mitbringen im Studium zu nutzen. 
Vielmehr sollen Letztere am besten so wie die traditionellen Studierenden funkti-
onieren und nicht weiter auffallen. 
Weiterhin wird in den Diskursen kontinuierlich eine Differenz zwischen den 
‚traditionellen‘ Studierenden und den beruflich Qualifizierten konstruiert. Die 
Trennung von Berufs- und höherer Allgemeinbildung wird demnach auch inner-
halb der Hochschule nicht aufgehoben. So kommt es zu einer Homogenisierung 
und Gegenüberstellung der Studierendengruppen. Dies birgt die Gefahr der Stig-
matisierung beruflich Qualifizierter, zumal diese vor allem im strukturkonservati-
ven Diskurs als eine Problemgruppe dargestellt werden, die spezifischer Zuwen-
dung bedarf und sich durch Defizite auszeichnet, die in Brückenkursen ausgegli-
chen werden müssen. 
Es konnte gezeigt werden, dass in den gesellschaftlichen Wissensvorräten, re-
konstruierbar aus den Diskursen, aber auch in den Regelungen noch immer das 
Bildungsschisma, die Trennung von Berufs- und höherer Allgemeinbildung, so-
wie eine Hierarchisierung feststellbar sind. Besonders deutlich wird dies erstens 
an der einseitigen Richtung, in der Durchlässigkeit gedacht wird. Zweitens ist der 
weitestgehend ähnlich strukturierte strukturkonservative Diskurs vor und nach 
1999 ein Zeichen dafür, dass in Deutschland weiterhin Vorstellungen verbreitet 
sind, die eine Höherwertigkeit der höheren Allgemeinbildung im Vergleich zur 
Berufsbildung und eine Notwendigkeit der Begrenzung und Kontrolle des Hoch-
schulzugangs von beruflich Qualifizierten verfechten. 
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7.3.3 Zusammenfassung und Schlussfolgerungen  
Anhand der Zusammenschau der Veränderungen aber auch der gleichgebliebe-
nen, das Bildungsschisma stärkenden diskursiven und regulativen Strukturen, 
kann eine Veränderung institutioneller Entwicklungspfade festgestellt werden, 
ohne dass diese aber eine gänzliche Abkehr von traditionellen Entwicklungslinien 
bedeutet. 
Die bestehenden Deutungskämpfe zeigen, dass Durchlässigkeit in Deutsch-
land ein stark umkämpftes Feld ist. Während insbesondere Akteure der höheren 
Allgemeinbildung ihre Positionen im Bildungswesen sowie auf dem Arbeitsmarkt 
verteidigen, werden diese insbesondere von den Akteuren der Berufsbildung in-
frage gestellt. Im zweiten Zeitraum ist dabei ein Wandel nicht nur im Verständnis 
festzustellen, sondern auch darin, dass bestimmte Arten, über Durchlässigkeit zu 
denken, z.B. diese vollständig zu negieren, nicht mehr legitim ist: Es hat sich ein 
diskursiver Wandel vollzogen. Dies zeigt sich darin, dass auch in den Aussagen 
der Akteure der höheren Allgemeinbildung immer stärker die Notwendigkeit der 
Durchlässigkeit anerkannt wird und dass beruflich Qualifizierte als Zielgruppe, 
wenn auch als eine besonders betreuungswürdige, akzeptiert werden. Insofern 
zeigt die Diskursanalyse deutlich, wie sich die Macht über die Deutungsangebote 
in Richtung der Vertreter der Gleichwertigkeit von der beruflichen Bildung und 
der Notwendigkeit von Durchlässigkeit verschoben hat. Ersichtlich wird auch, 
dass oft ein diskursiver Wandel einem regulativen vorausgeht. Es wird mit dem 
Verweis auf die historische Entwicklung z.B. in den 1970er Jahren, in denen durch 
den Bildungsrat sehr fortschrittliche Veränderungen in Richtung Durchlässigkeit 
und Gleichwertigkeit gefordert wurden, ohne dass die rechtlichen Rahmenbedin-
gungen sich stark verändert hätten, aber auch offenbar, dass einem diskursiven 
Wandel nicht notwendigerweise auch ein regulativer folgt. Dennoch soll an dieser 
Stelle deutlich werden, dass es erstens wichtig ist, das Denk- und Sagbare anhand 
der Diskursstrukturen in einer Gesellschaft zu analysieren, um institutionellen 
Wandel in der Gesellschaft beschreiben zu können. Zweitens soll unterstrichen 
werden, dass es, wenn Strukturen verändert werden sollen, wichtig ist, auch die 
gesellschaftlichen Wissensvorräte zu analysieren und Veränderungen auch auf 
diskursiver Ebene in die Gesellschaft einzubringen. 
Inwiefern diese Veränderungen in Deutschland dazu geführt haben, dass sich 
Frankreich und Deutschland in ihren Durchlässigkeitsstrukturen annähern, und 
welchen Einfluss die europäischen Bildungsprozesse auf den Prozess der sicht-
baren Macht- und Deutungsverschiebung gehabt haben, wird in Kapitel 10 un-
tersucht. Nachfolgend sollen aber zuerst einmal das Durchlässigkeitsproblem in 




8 Der französische Fall: Bildungssystem, 
Geschichte und das Problem der 
Durchlässigkeit 
In dem nun folgenden Kapitel stehen das französische Bildungssystem und die 
identifizierte Durchlässigkeitsproblematik für den französischen Fall im Fokus. 
Es dient als Grundlage für die Analyse des institutionellen Wandels der 
Durchlässigkeitsstrukturen in Frankreich (Kapitel 9). 
Ist Durchlässigkeit zwischen Berufs- und Hochschulbildung lediglich ein 
Problem in Ländern mit stark segmentierten Bildungsbereichen im Sekundar- und 
Tertiärbereich wie in Deutschland? Nachfolgend soll dargelegt werden, dass auch 
in einem weniger segmentierten und stratifizierten System, wie in Frankreich, 
Durchlässigkeit durchaus auch ein Problem darstellen kann. Wie dieses aussieht, 
wird in einem ersten Schritt (Kapitel 8.1) skizziert. Um das Durchlässigkeits-
problem besser einordnen zu können, werden in einem zweiten Schritt (Kapitel 
8.2) die Organisationsfelder Berufs- und Hochschulbildung und deren Steuerung 
beschrieben. Zudem werden die bestehenden Bildungswege zwischen den 
Organisationsfeldern erörtert. Schließlich soll ein letzter Abschnitt der 
historischen Einbettung der Durchlässigkeitsproblematik dienen (Kapitel 8.3), 
denn nur vor dem historischen Hintergrund der institutionellen Entwicklung der 
beruflichen und höheren Allgemeinbildung in Frankreich ist das heutige System 
mit seinen Problemen zu verstehen. Auch dient die Kenntnis der historischen 
Evolution einer Analyse des institutionellen Wandels, denn nur dergestalt können 
endogene Strukturen als pfadabhängige Faktoren identifiziert werden und ermög-
lichen die Einschätzung dahingehend, ob sich das Bildungssystem entlang beste-
hender Pfade oder durch die Schaffung neuer Strukturen entwickelt. 
8.1 Das Problem der „segregativen Demokratisierung“ in 
Frankreich 
Frankreich zeichnet sich durch ein sehr differenziertes Bildungssystem aus, wel-
ches über viele Verbindungen zwischen den einzelnen Bildungswegen verfügt120. 
Es besteht dabei keine strikte Trennung zwischen den Organisationsfeldern der 
Berufs- und Hochschulbildung, wie in Deutschland, welche die Durchlässigkeit 
zwischen den Bildungsbereichen beeinträchtigen könnte. Wie bereits als Über-
blick dargestellt (vgl. Kapitel 4.1), werden kurz wichtige Faktoren, welche das 
120  Ein Glossar zum französischen Bildungssystem findet sich im Anhang in Tabelle 40 . 
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rechtliche Verhältnis zwischen Berufs- und Hochschulbildung in Frankreich cha-
rakterisieren, zusammengefasst: In Frankreich gibt es kein breit ausgebautes post-
sekundäres berufliches Weiterbildungssystem wie in Deutschland121. Daher findet 
berufliche Bildung im postsekundären Bereich vielfach an den französischen 
Hochschulen (oder im Betrieb ohne Abschluss) statt. Mit der Zeit wurden ver-
schiedene Wege eingeführt, vorgängiges Lernen und damit auch beruflich Ge-
lerntes im Bildungssystem anerkennen zu lassen. Schließlich wurde in Frankreich 
1985 mit der Einführung des beruflichen Abiturs, dem baccalauréat professionnel, ein 
Weg zur Hochschulberechtigung über die Berufsbildung im Sekundarbereich in-
stitutionalisiert, so dass auch auf diesem Weg Berufs- und Hochschulbildung 
rechtlich miteinander verknüpft sind. Kurz, das französische Bildungssystem 
kann als relativ durchlässig zwischen den Organisationsfeldern Berufs- und 
Hochschulbildung beschrieben werden. Vor diesem Hintergrund stellt sich die 
Frage, inwiefern in Frankreich von einem Durchlässigkeitsproblem zwischen be-
ruflicher und hochschulischer Bildung überhaupt ausgegangen werden kann? Ist 
dies lediglich ein Problem von Ländern, die sich durch eine starke Segmentierung 
der beiden Bildungsbereiche auszeichnen? 
Die Antwort ist, dass auch im französischen Bildungssystem durchaus ein 
strukturelles Durchlässigkeitsproblem zwischen Berufs- und Hochschulbildung 
identifiziert werden kann. Ein rechtlicher Anspruch auf Zugang bedeutet nicht, 
dass ebenfalls alle ein Studium beginnen und dass diejenigen, die eins anfangen, 
dieses auch erfolgreich abschließen. Das Durchlässigkeitsproblem in Frankreich 
kristallisiert sich anders als in Deutschland somit nicht in den fehlenden instituti-
onalisierten Zugangs- und Anrechnungswegen, sondern wird sichtbar in den Stu-
dienanfänger- und vor allem den Studienabbruchquoten. Erstere sind bei beruf-
lich Qualifizierten im Vergleich zu Studierenden, welche über ein technologisches 
oder allgemeines Abitur in die Hochschulen kamen, systematisch kleiner und letz-
tere systematisch höher. 
Im Folgenden soll kurz das Ausmaß dieses Problems anhand von Statistiken 
illustriert werden. Ob und auch wo Abiturient_innen studieren, ist in Frankreich 
stark abhängig von Typ des erreichten baccalauréat, wobei drei Abiturzweige un-
terschieden werden: das allgemeine, das technische und das berufliche. Insgesamt 
sind es im Jahr 2011 ungefähr 75 % der Abiturient_innen, die ihre Erstausbildung 
im Hochschulbereich fortsetzen. Fast alle Inhaber_innen des allgemeinen Abi-
turs, 77 % der Abiturient_innen des technologischen Zuges und ungefähr 28 % 
der beruflichen Abiturient_innen begannen ein Hochschulstudium (DEPP 2012). 
20 % der Abiturient_innen brechen ihr Studium jedoch vorzeitig ab (MESR 
2012d). Besonders signifikant ist das Problem des Studienmisserfolges an der 
Universität im licence-Zyklus, dem französischen Pendant zum dreijährigen Ba-
chelorzyklus, ausgeprägt (vgl. DEPP 2013b; Lemaire 2004). Von den Abitu-
rient_innen, die sich 2008 eingeschrieben haben, haben lediglich 39 % den licence-
121  Ausnahmen bilden die Meisterausbildungen mit dem Abschluss brevet de maitrise, die von den 
Kammern abgenommen werden. 
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Abschluss innerhalb von vier Jahren (DEPP 2013b: 267) erworben. Die Zahl der 
Absolvent_innen mag sich noch erhöht haben, zeigt allerdings deutlich, dass es 
besonders schwierig ist, an den Universitäten einen ersten tertiären Abschluss zu 
erhalten. An den weiteren Hochschulorganisationen des ersten Zyklus ist die Ab-
schlussquote wesentlich höher. An den beruflich orientierten Hochschulorgani-
sationen, dem technischen Hochschulinstitut IUT (institut universitaire technologique) 
erhalten 77 % (DEPP 2013b: 261) ihren Abschluss in drei Jahren und an den 
Sektionen für höhere technische Bildung in Oberschulen STS (sections de technicien 
supérieur) sind es 73 % (DEPP 2013b: 255).122 
Auch die Abbruchquote123 ist signifikant abhängig vom Abiturtyp, mit dem 
man das Studium aufgenommen hat. Gemäß einer Panelanalyse der Direction de 
l’Évaluation et de la Prospective, welche 1995 begann und welche die Schüler_innen 
seit der sixième124 (dem ersten Jahr der Sekundarschule in Frankreich) begleitet 
hat, haben von diesen Schüler_innen ungefähr 9 % der Abiturient_innen des 
allgemeinbildenden Abiturs, die ihr Studium aufgenommen haben, das französi-
sche Hochschulwesen ohne Abschluss verlassen, 29 % der Abiturient_innen mit 
dem technologischen baccalauréat und 56 % der Berufsabiturient_innen (MESR 
2012c: 4). Diese unterschiedlichen Abbruchquoten, in denen die Absol-
vent_innen eines beruflichen Abiturs systematisch schlechter abschneiden, sind 
sowohl an den Universitäten als auch an den IUT und den STS vorzufinden (vgl. 
Tabelle 42 und Tabelle 43 im Anhang). 
Betrachtet man die Abiturient_innen des Panels 1995 insgesamt, so lässt sich 
feststellen, dass 19 % aller Berufsabiturient_innen dieses Jahrgangs einen Hoch-
schulabschluss erhalten haben gegenüber 64 % der Abiturient_innen im techno-
logischen Zug und 89 % im allgemeinbildenden Zug. Im Vergleich zu den Ab-
schlusszahlen der Abiturient_innen des Panels 1989 stellt das zwar jeweils eine 
Steigerung der Abschlussquote dar, aber die Abbruchquote, insbesondere der be-
ruflich Qualifizierten, ist immer noch immens und systematisch höher als bei den 
beiden anderen Abiturtypen. 
Es sind demnach insbesondere die Abiturient_innen aus dem beruflichen 
aber auch dem technologischen Zug, welche von dem Problem des Scheiterns im 
tertiären Bildungssystem betroffen sind. Es zeigt sich folglich eine starke Diskre-
panz zwischen formalen Rechten und der Realität, welche die Durchlässigkeit des 
französischen Bildungswesens infrage stellt. So scheint die Hürde, welche früher 
122  Die Zahlen bedeuten nicht, dass die übrigen Studierenden alle ihr Studium abbrechen, partiell 
ist das der Fall, zum Teil studieren diese aber auch in anderen Studiengängen weiter. 
123  In Deutschland besteht sogar eine höhere Studienabbruchquote als in Frankreich (vgl. Heublein 
et al. 2012). In dieser sind aber nicht systematisch deutlich mehr beruflich Qualifizierte betroffen 
als in Frankreich. 
124  In Frankreich werden die Klassen ab dem collège bis zum Abschluss des Abiturs rückwärts 
gezählt. Das College beginnt mit der sixième (6. Schuljahr) und endet mit der troisième (9. 
Schuljahr). Die Oberstufe umfasst dann die Jahre seconde (10. Schuljahr), première (11. Schuljahr) 
und die terminale (12. Schuljahr). 
306 
darin bestand, ein Abitur und damit eine Hochschulzugangsberechtigung zu er-
halten, mit der Reform des Schulsystems und der Einführung des baccalauréat 
professionnel auf das Hochschulsystem, genauer auf das Erreichen eines ersten 
tertiären Abschlusses, verschoben worden zu sein. Es wird ebenfalls deutlich, dass 
Durchlässigkeit nicht nur Zugang bedeutet, sondern auch zu einem erfolgreichen 
Abschluss führen sollte. 
Tabelle 19 Bildungskarrieren aller Abiturient_innen nach Typ des Abiturs des Pa-


























2 98 89 11 78 9 9
bac techno 10 90 64 35 29 26 29
bac pro 57 43 19 16 3 24 56
Gesamt 14 86 69,1 19 43,5 17,1 20
Quelle: (MESR 2012d: 4) sowie eigene Berechnung der Abbruchquote 
Die Benachteiligung verstärkend kommt hinzu, dass sich insbesondere im beruf-
lichen Abiturzweig aber auch im technologischen, dessen Absolvent_innen die 
meisten Probleme im tertiären System aufweisen, verstärkt Jugendliche aus Haus-
halten mit einem geringen sozio-ökonomischen Status (SES) kommen, während 
die Abiturient_innen des allgemeinbildenden Zweigs, insbesondere in der mathe-
matischen Sektion, welche die besten Chancen haben, einen Hochschulabschluss 
zu erwerben, meist eine privilegierte soziale Herkunft besitzen. So zeigen die ver-
schiedensten Studien, dass sich mit der Kanalisierung der Schüler_innen in die 
verschiedenen Abiturzweige gleichzeitig eine soziale Selektion vollzieht und dass 
diese im Übergang vom baccalauréat zum Hochschulwesen erhalten bleibt (vgl. 
Beaud/Pialoux 2001; Brauns 1998; Duru-Bellat/Kieffer 2001, 2008; Merle 2000; 
Pinto 2008). Merle (2000) nennt diese Entwicklung „segregative Demokratisie-
rung“. Dabei wird darauf hingewiesen, dass die Ungleichheiten in Frankreich zwar 
auch noch immer darin bestehen, wer einen Abschluss bekommt und wer nicht. 
Aber bei einer Abiturient_innenquote von über 75 % besteht die soziale Un-
gleichheit weniger darin, ob man ein Abitur erhält, sondern welches Abitur und 
125  Das Panel 95 begleitet Lernende, die 1989 von der Grundschule in die Gemeinschaftsschule 
College wechselten. Meist sind die Schüler_innen zu diesem Zeitpunkt 11 Jahre alt. 
126  Die Abbruchquote bezieht sich nur auf die Abiturient_innen, die ein Studium begonnen haben. 
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welcher tertiäre Bildungsgang daran angeschlossen werden kann (Duru-Bellat 
2005). Es handelt sich demnach nicht allein um ein Problem der Bildungsdurch-
lässigkeit, sondern auch der sozialen Durchlässigkeit des französischen Bildungs-
systems. 
Doch warum und inwiefern sind Absolvent_innen aus dem beruflichen Abi-
turzweig im tertiären Bildungssystem in Frankreich besonders benachteiligt? Die 
Beantwortung dieser Frage soll im Folgenden anhand der Beschreibung der Or-
ganisationsfelder Berufs- und Hochschulbildung sowie einer kurzen Zusammen-
fassung der geschichtlichen Entwicklung deutlicher werden. Auf diese Weise wird 
das französische Durchlässigkeitsproblem konkretisiert. 
8.2 Beschreibung der Organisationsfelder 
Das französische Bildungssystem ist ein stark differenziertes Bildungssystem, wel-
ches diese für Deutschland typische Segmentierung zwischen beruflicher Bildung 
und allgemeiner Bildung nicht in demselben Maß kennt. Parallel zum allgemein-
bildenden System hat sich in Frankreich eine Qualifikationsleiter der beruflich 
orientierten Bildung entwickelt (vgl. Powell et al. 2009). So gibt es auf allen Qua-
lifikationsniveaus sowohl beruflich orientierte als auch stärker allgemeinbildende 
Bildungsgänge. Im Folgenden soll im Überblick das französische Bildungswesen 
anhand seiner Organisationen im Berufsbildungs- und Hochschulbereich be-
schrieben werden sowie die Gestaltung der Steuerung der Bildungsbereiche. Zu-
erst jedoch erfolgt ein Überblick über die unterschiedlichen Bildungswege in der 
Sekundarstufe II allgemein, da diese entscheidend für die weiteren Bildungskarri-
eren und damit auch das französische Durchlässigkeitsproblem sind. 
8.2.1 Bildungswege nach dem ‚collège‘ 
Die Sekundarstufe I findet in Frankreich im collège unique statt, der einheitlichen 
Mittelschule, in der noch alle Schüler_innen zusammen lernen. Das collège unique 
endet mit der troisième (im deutschen System entspräche das der 9. Klasse). Am 
Ende der troisième schreiben alle Schüler_innen, welche zumeist 15 Jahre alt sind, 
ein Examen und erhalten das BEPC (brevet d'études de premier cycle). Im Anschluss 
an das collège sieht das französische Bildungssystem drei Bildungswege vor (vgl. 
CEDEFOP 2008; Koch 1998): 
1. den Weg in die Berufsbildung mit anschließendem Übergang in den Ar-
beitsmarkt (voie professionelle) nach Beendigung der Sekundarstufe II: Ab-
schlüsse, die erworben werden können, sind das Berufsbefähigungszeug-
nis CAP (certificat d’aptitude professionnelle) oder ein berufsorientiertes Abitur 
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bac Pro (baccalauréat professionnel). Bis zur Reform 2008 gab es auch noch 
das Berufsbildungszeugnis BEP (brevet d'études professionnelles). 
2. den Weg über die technisch-fachliche Ausbildung, welche nach einem 
technischen Abitur (baccalauréat technologique) zu einem berufsorientierten 
technischen Kurzstudium überleiten sollte: Das technische Abitur kann in 
verschiedenen Schwerpunkten erworben werden: u.a. in der Hotellerie, 
Medizintechnik, Labortechnik, Industrietechnik, Landwirtschaftstechnik, 
Wirtschaft und Management. 
3. den Weg über das allgemeinbildende Abitur (baccalauréat général) mit einem 
anschließenden längeren Hochschulstudium127. Auch für das allgemeinbil-
dende Abitur gibt es unterschiedliche Schwerpunkte: der naturwissen-
schaftliche, der literarische und der sozial- und wirtschaftswissenschaftli-
che Abiturschwerpunkt. 
Diejenigen, die nicht den beruflichen Weg gehen, werden in den Oberschulen 
(lycées générales und technologiques) noch ein Jahr in der seconde gemeinsam unterrichtet, 
die Spezialisierung in ein allgemeinbildendes oder technisches Abitur erfolgt dann 
in den anschließenden zwei Schuljahren. 
Es ist wichtig zu wissen, dass die Kanalisierung der Schüler_innen in die ver-
schiedenen Bildungswege nach dem collège weniger einer Interessenwahl dieser 
entspricht. Die Selektion vollzieht sich vielmehr entsprechend der schulischen 
Leistungen. Die Schüler_innen im beruflichen Zweig sind somit diejenigen, wel-
che bereits in der Sekundarschule die meisten Leistungsprobleme hatten. Insofern 
ist die berufliche Ausbildung im Sekundarbereich gesellschaftlich nicht hoch an-
gesehen. Aber auch die Schüler_innen im technologischen Zweig haben meist 
nicht das hohe schulische Niveau der Abiturient_innen des lycée général. Es handelt 
sich dementsprechend um eine Auswahl „par l’échec“, eine Auswahl über den 
Misserfolg (Brauns 1998; Groh-Samberg et al. 2012; Kieffer 2008; Koch 1998). 
Diese Selektion in die nicht allgemeinbildenden Abiturzweige geht dabei einher 
mit einem Curriculum, welches weniger allgemeinbildend ist und sich auf ein be-
grenztes berufliches Feld (baccalauréat professionnel) oder eine Wirtschaftsrichtung 
(baccalauréat technologique) spezialisiert (Braun 1998). Der Übergang in die Berufs-
bildung ist daher eher eine Sanktion für nicht gezeigte Leistung, während der all-
gemeinbildende Weg der Königsweg bleibt (vgl. CEDEFOP 2008). Übergänge 
zwischen den Bildungszweigen, sogenannte passerelles, wurden institutionalisiert, 
so dass es vom Prinzip her möglich ist, auch vom beruflichen Zweig in den tech-
nologischen und vom technologischen in den allgemeinbildenden zu wechseln 
und umgekehrt (vgl. Onisep 2010, 2014). 
Die Aufteilung auf die unterschiedlichen Bildungswege sieht in Frankreich 
2011 folgendermaßen aus: 57 % wählen den Weg über das technologische und 
allgemeinbildende Abitur und 37 % den beruflichen Zweig, wobei 13,2 % aller 
127  Dabei sind weniger die beruflich orientierten meist zweijährige Kurzstudiengänge gemeint, 
sondern die stärker allgemeinbildenden Studiengänge an Universitäten und grandes écoles. 
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Schüler_innen der SEKII in einen CAP Bildungsgang wechseln, während 23,4 % 
einen berufliches Abitur anstreben (DEPP 2013a: 41). 
8.2.2 Berufsbildung der Sekundarstufe II 
Berufsbildung findet in Frankreich sowohl im sekundären als auch im tertiären 
Bildungsbereich statt. Die Abschlüsse, die dem Tertiärbereich zugerechnet wer-
den können, werden im Rahmen der Beschreibung des Hochschulsystems ge-
nauer vorgestellt, so dass im Folgenden das Berufsbildungssystem im Sekundar-
bereich im Blickpunkt steht. Im beruflichen Sekundarschulbereich können drei 
Abschlüsse unterschieden werden: das klassische Berufsbildungszertifikat, das 
CAP (Certificat d’aptitude professionnelle), das BEP (brevet d'études professionnelles) seit 
1966 sowie seit 1985 das Berufsabitur, das baccalauréat professionnel (bac pro). 
Die Berufsausbildung, welche mit einem CAP-Abschluss endet, dauert zwei 
Jahre und beginnt gemeinhin nach dem collège. Dieses Berufsbefähigungszeugnis 
ist das älteste Berufsbildungszertifikat in Frankreich. Ein CAP-Abschluss ist der 
erste Berufsabschluss, den man in Frankreich erwerben kann und stellt damit 
auch die Trennlinie zwischen den Berufspositionen für gelernte und ungelernte 
Arbeitnehmer_innen in Frankreich dar (vgl. Powell et al. 2009). 
Die Berufsausbildung, welche zum Berufsbildungszeugnis BEP führte, 
wurde 1966 kreiert, um einen beruflichen Abschluss mit einer weniger engen Spe-
zialisierung als beim CAP zu schaffen. Das CAP wurde damit zu einem Berufs-
zertifikat, welches auf einen bestimmten klar umgrenzten Beruf vorbereitet, wäh-
rend das BEP eher auf ein Berufsfeld hinführt. Es galt daher auch als anspruchs-
voller als das CAP (vgl. Powell et al. 2009). Auch wenn das BEP als Arbeits-
markteinstiegszertifikat gedacht war, wurde es mehr und mehr zu einem Sprung-
brett zum Berufsabitur. Nach der Reform des beruflichen Abiturs 2008/2009 ist 
das BEP kein eigenständiger Berufsabschluss mehr. Es kann nur noch nach dem 
erfolgreichen Abschluss der ersten zwei Jahren auf dem Weg zum beruflichen 
Abitur erworben werden. 
Das Berufsabitur wurde 1985 geschaffen. Ursprünglich wurde es nach einem 
BEP und eher seltener auch nach einem CAP Abschluss durch den Besuch zweier 
weiterer Jahre am lycée professionelle, dem Berufsgymnasium, erworben. Im Gegen-
satz zu den anderen Abiturabschlüssen, erhielt man das berufliche Abitur dem-
nach vier Jahre nach dem Ende des collège. Nach der Reform der Berufsausbildung 
von 2008 wurde die Lernzeit nach dem collège auf 3 Jahre verkürzt, u.a. mit dem 
Ziel, die Zahl der Absolvent_innen des Berufsabiturs zu erhöhen. Die angenom-
mene abschreckende Wirkung zweier weiterer Jahre Lernzeit nach einem ersten 
beruflichen Abschluss sollte verringert werden. Gleichzeitig wurde auch eine grö-
ßere Symbolisierung von Gleichwertigkeit mit den anderen beiden Abiturzweigen 
angestrebt, da diese ebenfalls in drei Jahren erreicht werden (vgl. Kapitel 9). 
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Insgesamt bleibt festzuhalten, dass es mit der Einführung des bac pro 1985 zu 
einer weiteren Bildungsexpansion kam, welche auch als die zweite Bildungsex-
pansion beschrieben wird (vgl. Pinto 2008). Haben 1970 nur rund 20 % und 1985 
nur 29 % eines Jahrgangs das Abitur erreicht, so sind es mittlerweile um die 76 % 
eines Jahrgangs, die eine der drei Abiturarten erreichen (vgl. Abbildung 8). 
Abbildung 8 Entwicklung des Abiturient_innenanteils nach Typ des Abiturs (%) 
 
Quelle: (DEPP 2013b: 247), Übersetzung NB 
Im Unterschied zu Deutschland findet in Frankreich die Berufsbildung primär 
vollzeitschulisch an den lycées professionelles, den beruflichen Oberschulen, statt, wo-
bei drei bis zehn Praxiswochen pro Jahr Teil der Ausbildung sind. Typisch für die 
schulische Ausbildung ist die Vermittlung von einem großen Teil Allgemeinbil-
dung mit spezialisierten technischen Fachkenntnissen, welche insbesondere auf 
einen bestimmten Beruf ausgerichtet sind (vgl. CEDEFOP 2008). Als Schwäche 
des französischen schulischen Berufssystems wird jedoch der mangelnde Praxis-
bezug in der Ausbildung gesehen (vgl. Wirp 2004), der dazu führt, dass die Über-
gänge in den Arbeitsmarkt sich schwierig gestalten, vor allem auch schwieriger im 
Vergleich zu stärker dual ausbildenden Ländern (vgl. Brauns et al. 1999a; 
Brzinsky-Fay 2007; Wolbers 2007). 
Aber auch wenn das französische Berufsbildungssystem primär schulisch 
ausbildet, so können alle beruflichen Abschlüsse im Sekundär- und Tertiärbe-
reich, welche ebenfalls im Register der Berufszertifikate (le répertoire national des 
certifications) eingetragen sind, auch alternierend, d.h. über ein Lehrausbildung er-
worben werden. Dies ist seit dem Gesetz loi Séguin von 1987 möglich. Traditionell 
waren es eher Branchen aus dem Handwerk, welche Lehrausbildungen angeboten 
haben. Dies hat sich jedoch vor allem durch die vermehrte Einführung von al-
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Wirtschafts- und Informatikabschlüsse (vgl. CEDEFOP 2008). Vor 1987 war nur 
das CAP über die Lehre zu erwerben. Im Rahmen einer Lehrlingsausbildung fin-
det die Ausbildung sowohl im Betrieb als auch durch den Besuch von Ausbil-
dungszentren (CFA) statt. In diesen CFA wird der schulische Teil der Ausbildung 
vermittelt. 
In den letzten Jahren gab es vor allem auch durch massive Förderung der 
Regierung (vgl. Abriac et al. 2009; Arrighi/Brochier 2009) einen Anstieg an soge-
nannten alternierenden Ausbildungen. Wie in Tabelle 20 ersichtlich, waren es 
1995 noch 293.512 Auszubildende. Bis 2011/12 ist die Zahl auf 436.334 angestie-
gen. In diesem Zusammenhang sind die meisten auf dem französischen Bildungs-
niveau 5 angesiedelt und in einem CAP-Ausbildungsgang eingeschrieben. Aber 
auch im Hochschulbereich (Bildungsniveau III–I) ist die Zahl deutlich gestiegen. 




1995 2000 2004 2008 2009 2010 2011
1996 2001 2005 2009 2010 2011 2012
Bildungsniveau V 
(CAP/BEP)
232.135 245.333 225.274 231.659 209.767 191.857 189.560
Bildungsniveau IV 
(bac pro)
41.327 69.355 80.623 98.470 111.900 123.018 123.888
BildungsNiveau III 
(bac +2 Jahre)
15.273 35.553 39.560 58.572 59.532 62.074 67.193
Bildungsniveau I/II 
(ab bac +3 Jahre)
4.777 15.633 23.531 38.949 43.543 49.331 55.693
Gesamt 293.512 365.874 368.988 427.650 424.742 426.280 436.334
Quelle: (DEPP 2013b: 155), Übersetzung NB 
Steuerung 
Nachdem das berufliche Bildungswesen anhand der differenten Organisations-
formen dargestellt wurde, soll nachfolgend die Steuerung des Berufsbildungssys-
tems beschrieben werden. Welche Akteure haben Einfluss auf die Durchlässig-
keitsstrukturen in Frankreich und sind damit auch wichtige Akteure für die nach-
folgende Diskursanalyse? Frankreich dient als Beispiel für ein staatsdominiertes 
Bildungssystem (Brauns 1998) und auch Greinert (2005) klassifiziert das franzö-
sische Berufsbildungssystem als ein staatlich reguliertes bürokratisches Modell. 
Jedoch haben insbesondere Reformen in der Berufsbildung in den letzten Jahr-
zehnten zu einer zunehmenden Dezentralisierung der Steuerungsfunktionen ge-
führt, so dass nicht nur von einer zentralstaatlichen Steuerung gesprochen werden 
kann (vgl. Méhaut 2004; Powell et al. 2012c; Tanguy 1988; Van Zanten/Plaisance 
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1993). Der Staat ist dessen ungeachtet primär dafür zuständig, die großen Leitli-
nien festzulegen128 und die staatlichen Zeugnisse auszustellen (vgl. Powell et al. 
2009).129 Auch neue Organisationsformen werden von zentralstaatlicher Seite ein-
geführt. Den weiterhin signifikanten Einfluss des Bildungsministeriums fasst Mi-
nister Melenchon 2002 zusammen: 
L'Education Nationale – et la France d'une manière générale – n'est pas une Répu-
blique fédérative. Par conséquent, il y a la légitimité d'un pouvoir politique qui s'exerce 
complètement. Par conséquent, d'accord ou pas d'accord, le lycée des métiers se fera 
pour une raison: parce que je l'ai décidé et que je suis légitime à le décider parce que 
c'est cela, la République. (MDEP 2002)130 
An Einfluss gewonnen haben jedoch ebenfalls die Regionen. Zum einen sind sie 
seit 1993 für berufliche Weiterbildung zuständig und seit 2004 auch primär für 
die Berufsausbildung der Jugendlichen und Arbeitslosen unter 26 Jahren (vgl. 
CEDEFOP 2008; vgl. Powell et al. 2009). Mittlerweile finanzieren die Regionen 
den Bau von Gebäuden, Sanierungsarbeiten sowie die materielle Infrastruktur für 
Berufsschulen. Zudem koordinieren sie in Abstimmung mit den Arbeitge-
ber_innen- und Arbeitnehmer_innenverbänden sowie der regionalen Landwirt-
schafts-, Industrie-, Handels- und Handwerkskammern die Ausrichtung der regi-
onalen Berufsbildungspolitik und deren Angebote, um besser den regionalen Be-
dürfnissen gerecht zu werden (vgl. Agulhon 2005; CEDEFOP 2008). Zusammen-
fassend kann konstatiert werden, dass die Rolle des Zentralstaats in der berufli-
chen Bildung auf der regulatorischen Ebene stärker ist als auf der finanziellen 
Ebene (Bel 2001). 
Auch der Einfluss der Sozialpartner wird in Frankreich traditionell unter-
schätzt. Es besteht zwar keine korporatistische Zusammenarbeit wie in Deutsch-
land, aber insbesondere in der Lehrausbildung werden die Kammern und Sozial-
partner bei der Programmentwicklung mit einbezogen. So sitzen sie in den Ver-
waltungsräten der Lehrlingsausbildungszentren (CFA) und koordinieren diese 
mit. Die Möglichkeit der Einflussnahme im betrieblichen Teil der Ausbildung 
kommt noch hinzu. Zudem müssen sich die Unternehmen an der Finanzierung 
der Berufsbildung, insbesondere der Lehrausbildung in Frankreich beteiligen, da 
128  Gerade die Leitlinien und Rahmengesetze sind jedoch bedeutend für Fragen der Durchlässigkeit, 
so dass trotzdem der Staat als Hauptakteur der Berufsbildung und nicht die Regionen in den 
Diskursen in dieser Studie untersucht wurden. 
129  Auch diese Position steht mittlerweile auf dem Prüfstand. So wird die Einführung von 
innerbetrieblichen Zertifikaten (certificats de qualification professionnelle, CQP) in der Weiterbildung 
als ein Zeichen dafür gesehen, dass sich die Vorrangstellung des Staates auflöst 
(Coutrot/Lautman 2005). 
130  „Die Nationale Bildung – und Frankreich im Allgemeinen – ist nicht föderal organisiert. Deshalb 
ist die ausgeübte politische Macht [der zentralistischen Regierung, NB] vollkommen legitim. 
Daher, egal ob alle zustimmen oder nicht, wird das Lycée de métiers eingeführt und zwar aus 
einem Grund: weil ich es so entschieden habe und ich legitimiert bin, diese Entscheidung zu 
treffen, denn so ist das, so ist die Republik.“ (MDEP 2002, Übersetzung NB) 
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es eine gesetzlich eingeführte Ausbildungsabgabe gibt. Während die schulische 
Ausbildung primär durch öffentliche Mittel finanziert wird, verteilen sich die Kos-
ten der Lehrlingsausbildung auf die Unternehmen, den Staat und die Regionen 
(CEDEFOP 2008: 62-64). Schließlich beraten Sozialpartner zusammen mit staat-
lichen Akteuren und den Kammern die Curricula und Methoden (réferentiels) sowie 
die notwendigen Prüfungsanforderungen für berufliche Zertifikate (vgl. 
CEDEFOP 2008). 
8.2.3 Hochschulbildung 
Das tertiäre Bildungssystem in Frankreich ist stark differenziert und wird durch 
eine doppelte Hierarchie strukturiert: zum einen durch das Verhältnis zwischen 
Eliteausbildung an den grandes écoles und dem Rest des Hochschulsystems und zum 
anderen durch die Trennung von selektiven und nicht selektiven Bildungssekto-
ren. Für die verschiedenen Bildungsmöglichkeiten im Tertiärsystem (vgl. Tabelle 
6 im Online-Anhang) bestehen verschiedene Organisationsformen: die grandes éco-
les und die dazugehörigen Vorbereitungsklassen (CPGE), die Universitäten, die 
technischen Hochschulen (IUT) und die Sektionen für höhere technische Bildung 
(STS) sowie fachspezifische Hochschulen im Gesundheitswesen, für die Leh-
rer_innenbildung, für die Ausbildung von Ingenieur_innen und Wirtschafts- und 
Verwaltungshochschulen. Typisch für das französische Hochschulsystem ist eine 
Differenzierung in viele spezialisierte Hochschulorganisationen, deren Ab-
schlüsse je ihren eigenen Prestigewert in der französische Gesellschaft besitzen 
(Convert 2003). Verkürzt dargestellt, bedeutet das: Am meisten Prestige besitzen 
die Abschlüsse der grandes écoles, gefolgt von Studienabschlüssen an den Universi-
täten auf Masterniveau, dann die beruflichen licence-Abschlüsse gefolgt von den 
an den IUT und schließlich die an den STS131 (Convert 2003). 
Folgt man der Trennung zwischen selektiven und offenen Studiengängen, 
dann umfasst der ‚offene‘ Sektor die Universitäten, zu deren Zugang das Vorlie-
gen einer Hochschulzugangsberechtigung, das französische Abitur, ausreicht. Es 
gibt nur wenige Ausnahmen wie Numerus Clausus Fächer, z.B. Medizin. Nach 
der Umstellung 2005 auf das vom Bologna-Prozess induzierte dreizyklische Stu-
diensystem kann man an den Universitäten folgende Abschlüsse erhalten: licence, 
master, doctorat. Bis auf das Doktorstudium können licence und master sowohl allge-
meinbildend als auch berufsorientiert ausgerichtet sein. Ein Studium an der Uni-
versität gilt als stärker allgemeinbildend ausgerichtet und bereitet primär auf das 
Erreichen eines Langzeitstudiengangs, also den Master, vor. 
Der Abschluss Licence entspricht dem Bachelor und wird gemeinhin in drei 
Jahren erworben. Der berufsorientierte Abschluss licence professionnelle dauert ein 
Jahr und setzt den Abschluss der ersten beiden Jahre eines allgemeinbildenden 
131  Eine Übersicht über die unterschiedlichen Studiengänge und deren Zugangsvorasusetzungen 
findet sich im Online-Anhang in Tabelle 6.  
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licence-Studiums oder den Abschluss eines zweijährigen beruflichen Studiengangs 
voraus. Die licence professionnelle wurde im Rahmen der Bologna-Reformen in 
Frankreich eingeführt (Maillard/Veneau 2008) Der Zugang zur licence professionelle 
ist selektiv, d.h., die Hochschulen wählen die Studierenden aufgrund begrenzter 
Studienplätze aus. 
Der Master-Abschluss wird in zwei Jahren erworben. Zugang zum ersten 
Masterjahr haben diejenigen mit einem ersten hochschulischen Abschluss auf Ni-
veau der licence (bac+3) in der gleichen Fachrichtung. Andere Bewerber_innen 
müssen die studienrelevanten Kenntnisse vorher validieren lassen. Zum Teil gibt 
es auch Numerus clausus Fächer, in welchen der Zugang begrenzt wird. Der Zu-
gang zum zweiten Jahr des Masters ist dagegen stärker selektiv und wird meist 
über eine Zwischenprüfung geregelt (vgl. Onisep 2013). Analog wie bei der licence 
ist der Zugang zum beruflichen Master (master professionnel)132 selektiv. 
Der selektive Hochschulbereich besteht aus zwei sehr differenten Bildungs-
strängen. Zum einen wären da die exklusiven grandes écoles. Der Besuch dieser Bil-
dungsorganisationen bereitet auf die Spitzenpositionen in Staat, Wirtschaft und 
Wissenschaft vor (vgl. Shavit et al. 2007). Die Aufgabe der grandes écoles besteht 
daher darin, den Bedarf an hochqualifizierten Fachkräften für die französische 
Gesellschaft zu decken. Zugang zu ihnen wird meist über einen nationalen hoch-
selektiven concours, ein Auswahlverfahren, gewährt, auf den sich die Studierenden 
in der Regel zwei Jahre in Vorbereitungsklassen, den classes préparatoires (CPGE), 
vorbereiten. Es sind vor allem die besten Abiturient_innen des allgemeinbilden-
den Zuges, welche sich in die Vorbereitungsklassen einschreiben (Brauns 1998). 
Noch immer ist die Verwirklichung von Chancengleichheit und Elitenformation 
tief im Selbstverständnis der französischen Bildungspolitik verankert (Dobbins 
2011). So begründet sich die gesellschaftliche Akzeptanz dieser Elitenauswahl in 
dem Auswahlverfahren, dem concours, welches das Prinzip der Gleichheit bei der 
Auslese berücksichtigt (Brauns 1998). Die Studierenden stellen jedoch nicht nur 
eine leistungsselektive, sondern auch eine sozial selektive Gruppe dar. Noch im-
mer reproduziert sich in den grandes écoles die nationale Elite (Duru-Bellat/Kieffer 
2008). 
Der andere selektive Strang des Hochschulsystems besteht aus den techni-
schen Kurzstudiengängen einmal an den technischen Hochschulinstituten „Insti-
tuts Universitaires de Technologie“ (IUT), welche an die Universitäten gekoppelt sind 
und den Sektionen für höhere technische Bildung in Oberschulen „Sections de Tech-
niciens Supérieur“ (STS). Die Zertifikate, das höhere Technikerzertifikat in univer-
sitärer Ausbildung DUT (Diplome universitaire de technology) an den IUT und das hö-
here Technikerzertifikat in schulischer Ausbildung BTS (Brevet de technicien superi-
eur) in den STS werden in zwei Studienjahren erworben. Für den Zugang zu diesen 
132  Vor den Bologna-Reformen entsprach der master professionnel einem DESS Abschluss (Diplôme 
d'Etudes Supérieures Specialisées), der ebenfalls beruflich orientiert ausgerichtet war. 
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Studiengängen ist zum einen das Abiturzeugnis wichtig. Oft findet auch eine Prü-
fung der Bewerber_innen durch die Hochschulen über Eignungsverfahren z.B. 
dem Schreiben eines dossier, einer thematischen Abhandlung, statt. 
2012 waren fast 2,4 Millionen Studierende an den Hochschulen in Frankreich 
eingeschrieben (DEPP 2013b: 171). Die meisten Studierenden nimmt die Univer-
sität auf, gefolgt von den technischen Kurzstudiengängen STS und IUT. Wie in 
Tabelle 21 ersichtlich, haben sich 2012 ungefähr ein Drittel aller Abiturient_innen 
in Universitätsstudiengänge eingeschrieben, wobei die meisten von ihnen ein all-
gemeinbildendes Abitur haben. In die technischen Hochschulinstitute (IUT) gin-
gen 7,3 % aller Abiturient_innen und in die STS 18,6 %.Die Vorbereitungsklassen 
der grandes ecoles wurden von 6,6 % aller Abiturient_innen besucht, wobei es sich 
primär um jene des allgemeinbildenden Zweigs handelten. Die Abiturient_innen 
des technischen Zweigs wechseln zu großen Teilen an die STS und in die Univer-
sitäten. Die beruflichen Abiturient_innen, welche sich für ein Studium entschlos-
sen haben, wechseln ebenfalls zu großen Teilen an die STS und immerhin 8 % 
aller beruflichen Abiturient_innen gingen an die Universität. 
Nach Beaud (2008: 51) kam es in den letzten 30 Jahren zu einer Veränderung 
der Hierarchie der Studiengänge im ersten Studienzyklus. Er nennt es die „revan-
ches des filières courtes“. Unangetastet bleiben die grandes écoles und die dazuge-
hörigen classes préparatoires (CPGE) an der Spitze der Hierarchie, jedoch hat die 
Bedeutung des ersten Studienzyklusses der Universitäten, die allgemeine licence, in 
Frankreich an Gewicht verloren, und zwar gegenüber den technischen Kurzstu-
diengängen, speziell an den IUT. Erklärt wird das mit der Selektivität dieser Stu-
diengänge. 
Tabelle 21 Direkte Einschreibungsrate der Abiturient_innen 2012 in die unter-
schiedlichen Studiengänge (in %) 
Art des Abiturs Universi-
täten 
ohne IUT
IUT CPGE STS andere
Alle Abiturarten 32,1 7,3 6,6 18,6 7,4
Bac général 53,4 10,6 13,0 8,6 12,5
Bac techno 18,7 9,6 1,7 40,8 5,6
Bac pro 8,0 0,8 0 19,3 0,6
Quelle: DEPP (2013b: 207), Übersetzung NB 
Wie bereits beschrieben, ist die Auslese von Studierenden im französischen Bil-
dungswesen ein zentrales Merkmal und wird als Verfahren der Positionierung der 
Individuen in der Gesellschaft als legitim anerkannt (Brauns 1998). Aber auch die 
besseren Studienbedingungen und Erfolgsquoten sowie die Akzeptanz auf dem 
Arbeitsmarkt trugen dazu bei. Die Folge dieser Entwicklung ist, dass immer mehr 
Abiturient_innen um die begrenzten Plätze an den selektiven Kurzstudiengängen 
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konkurrieren, wobei die Abiturient_innen des allgemeinbildenden Zuges die bes-
ten Möglichkeiten haben, aufgenommen zu werden, während die Abitu-
rient_innen der beiden anderen Abiturzweige, wenn Konkurrenz besteht, eher 
das Nachsehen haben. Dies gilt insbesondere für die technischen Universitäten 
(IUT), welche immer mehr als Sprungbrett genutzt werden können, um danach 
entweder auf die grands écoles zu gehen oder an der Universität weiterzustudieren 
(vgl. Brauns 1998; Duru-Bellat 2007). Aus der Hierarchie der Abiturzweige heraus 
sind die leistungsstärksten Schüler_innen im allgemeinbildenden Abitur zu finden 
und weisen demgemäß einen Wettbewerbsvorteil bei der Studienplatzvergabe auf. 
Als Konsequenz werden diejenigen, welche eigentlich einen beruflich orientierten 
Kurzstudiengang machen wollten, an die Universitäten gedrängt, obwohl sie auf-
grund ihrer schulischen Vergangenheit weniger auf ein Studium an der Universität 
vorbereitet sind als auf einen beruflich orientierten Kurzstudiengang. 
Die Universität hat somit das Problem, dass sie in zweifacher Konkurrenz 
steht. Zum einen zieht es die besten Abiturient_innen eines Jahrgangs an die gran-
des écoles, zum anderen verlieren sie auch geeignete Studierende an die Kurzstudi-
engänge. Das Resultat sind viele Studierende, welche als Notlösung ein Studium 
an der Universität aufnehmen, dieses aber nicht beenden (Lemaire 2004). 
Besonders prekär ist die Lage für die Studierenden, welche mit einem beruf-
lichen oder technologischen Abitur an die Universität gekommen sind. Nur unter 
5 % der beruflichen Abiturient_innen und unter 16 % der technischen Abitu-
rient_innen schaffen es, den Abschluss innerhalb von vier Jahren zu erwerben 
(vgl. Tabelle 22). Auch wenn es heißt, dass die Universität nicht selektiv sei, so 
wird dies durch die Statistiken stark infrage gestellt. Universitäten sind zwar beim 
Zugang nicht selektiv, jedoch wird dafür umso stärker im Verlauf des Studiums 
aussortiert. Die Selektion findet demnach nur später statt. 
Tabelle 22 Studienerfolg in der licence innerhalb von vier Jahren je nach Abitur-
schwerpunkt im Abiturjahrgang 2007 
Art des Abiturs 
(+Schwerpunkt)
Anteil an den eingeschrie-
benen Studierenden (%)
davon Abschluss nach 
insgesamt 4 Jahren (%)
Bac general: Littéraire 21,4 43,7
Bac general: Economique 29,3 47,9
Bac general: Scientifique 24,6 48,4
Bac techno STG 10,6 12,5
Bac techno, andere Schwer-
punkte 5,3 15,7
Bac Professionnel 4,1 4,6
Nicht-Abiturient_innen 4,7 30,6
Insgesamt 100 39,0
Quelle: DEPP 2013b:267, Übersetzung NB 
 317 
Ein Grund, der für die Probleme der beruflichen und zum Teil auch technischen 
Abiturient_innen an den Hochschulen gesehen wird, ist, dass ihre eher fachspe-
zifische Ausbildung mit weniger Allgemeinbildungsanteilen als im allgemeinen 
Abitur nicht auf ein Universitätsstudium vorbereitet, welches sich in seiner Päda-
gogik stark auf Vorlesungen und eine große Arbeitsautonomie der Studierenden 
gründet (vgl. Beaud 2008; Vincens 2008). In den selektiven Kurzstudiengängen 
dagegen wird sich viel stärker um die Studierenden gekümmert. Sie werden wäh-
rend des Studiums begleitet, ihre Arbeit wird kontinuierlich kontrolliert sowie 
evaluiert und sie haben durch die Präsenz der Lehrenden ebenfalls bei Problemen 
Ansprechpartner (vgl. Beaud 2008; Vincens 2008). 
Geht man von zwei Modellen aus, wie Hochschulorganisationen funktionie-
ren können, einmal nach dem Prinzip des verantwortlichen Studierenden und ein-
mal nach dem Prinzip der verantwortlichen Institution133 (Vincens 2008), so ent-
spricht die französische Universität dem Modell des verantwortlichen Studieren-
den. Die Student_innen dürfen sich gemäß ihren Interessen und Fähigkeiten ein-
schreiben. Der Staat setzt die Anforderungen, welche zum Erreichen eines Di-
ploms erfüllt werden müssen fest und die Universität muss die festgelegte Norm, 
welche die Qualität des Diploms beschreibt, einhalten. Die Lehre in einer derar-
tigen Institution ist dabei undifferenziert in Bezug auf die schulische Herkunft 
oder unterschiedliche Fähigkeiten der Studierenden, da davon ausgegangen wird, 
dass diese ihr Studium verantwortlich entsprechend ihrer Möglichkeiten auswäh-
len und ebenso selbstverantwortlich sind, den Anforderungen gerecht zu werden. 
Dieses Model setzt demnach ein großes Maß an Autonomie der Studierenden 
voraus, ebenso ein gutes Wissen über die Anforderungen und die Kompetenz 
einzuschätzen, ob man den Anforderungen genügt. 
Das Paradox im französischen Hochschulsystem ist, dass die Studiengänge, 
welche am ehesten den bereits erworbenen Kompetenzen der Abiturient_innen 
der technologischen und berufsorientierten Zweige entsprechen, durch die Kon-
kurrenz mit den Absolvent_innen des bac général für diese nicht mehr in ausrei-
chendem Maße zugänglich sind. Um dieser Entwicklung entgegen zu wirken, 
wurden 2013 rechtliche Bestimmungen erlassen (das loi ESR – loi relative à l'en-
seignement supérieur et à la recherche), die einer durch mehrere Hochschulakteure fest-
zulegenden Minimalquote beruflich Qualifizierter des bac pro und den Absol-
vent_innen des bac technologique Zugang zu den STS und IUT gewährt. 
133  Die verantwortliche Institution dagegen wählt über Auswahlverfahren die Studierenden aus, 
welche im Rahmen des Selektionsprozesses die Fähigkeiten beweisen, die zum Erreichen des 
Diploms nötig sind. Der Staat bestimmt auch hier das Curriculum, die Mittel aber auch die Zahl 
der aufzunehmenden Studierenden. Die Organisation hat dann nach der Selektion die Aufgabe, 
dafür zu sorgen, dass die zugelassenen Studierenden erfolgreich abschließen. Dieses Modell steht 
dementsprechend für die selektiven Studiengänge (Vincens 2008). 
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Steuerung 
Das französische Bildungssystem wird idealtypisch als ein zentralstaatlich durch 
die Staatsbürokratie gesteuertes Bildungssystem beschrieben (Clark 1983). Für die 
berufliche Bildung wurde bereits gezeigt, dass mittlerweile auch weitere Akteure 
wichtiger geworden sind. Auch in der Hochschulbildung ist nicht mehr nur die 
Regierung mit dem Hochschul- und Forschungsministerium einziger Akteur, aber 
die zentralstaatliche Ebene ist weiterhin entscheidend. So fallen folgende zentrale 
Aufgaben dem Staat zu: die Finanzierung der Hochschulbildung, die Vorgabe von 
Zielvorstellungen, die Regelungen von Zugangskriterien, die Schaffung neuer und 
Reform alter Bildungsorganisationen und die Überwachung der Qualität von Di-
plomen. Eine Folge dieser zentralstaatlichen Macht ist, dass hochschulpolitische 
Änderungen direkt durch Regierungspolitik beeinflussbar sind (Dobbins 2011). 
Der große regulative Spielraum des Zentralstaats wird in der französischen Ge-
sellschaft akzeptiert und zudem als Garant dafür gesehen, dass Chancengleichheit 
über einheitliche Regelungen erreicht wird (Dobbins 2011). 
Französische Universitäten verändern sich zwar inkrementell, aber in zentra-
len Dimensionen deutlich (Musselin/Paradeise 2009) – dies gilt ebenfalls für Fra-
gen der Steuerung. Seit 1984 haben die Hochschulen zunehmend an Autonomie 
gewonnen. Eine oft vernachlässigte aber sehr bedeutende Reform war die Ein-
führung der Vierjahresverträge zwischen Hochschulen und dem Staat (vgl. 
Mignot-Gérard/Musselin 2001; Musselin 2001; Musselin/Paradeise 2009). In die-
sen Verträgen werden Zielvereinbarungen zwischen dem Staat und den einzelnen 
Universitäten festgehalten. Wie die Ziele erreicht werden, blieb von da an stärker 
eine Entscheidung der öffentlichen Hochschulen selbst. Der letzte Höhepunkt 
der Zunahme an Autonomie fand 2007 mit der Verabschiedung des Gesetzes 
LRU (loi relative aux libertés et responsabilités des universités) statt, da den Hochschulen 
auch eine stärkere finanzielle Autonomie zugesprochen wurde. Mit diesem Gesetz 
ging ebenfalls einher, dass die Konferenz der Hochschulpräsidenten CPU (confé-
rence des présidents d'université), die oft beratend bei Hochschulentscheidungen von 
der Regierung herangezogen werden, auch unabhängiger vom Bildungsministe-
rium wurde. Bis 2007 war immer der oder die Bildungsminister_in Vorsitzende_r 
der CPU. Trotz der gewachsenen Autonomie der Hochschulen beschreibt 
Vinokur (2008) diese als noch immer in mehreren Punkten eingeschränkt: Vor 
allem liegt es daran, dass es der Staat ist, welcher die Abschlüsse definiert und 
zertifiziert Auch die Definition der Zugangskriterien zur Hochschule sowie die 
Höhe der Studiengebühren liegt in nationaler Verantwortung. 
Neben den beiden Hauptakteuren im Organisationsfeld Hochschulbildung 
kann auch ein zunehmender Einfluss der Unternehmen festgestellt werden, vor 
allem in der Ausgestaltung der Curricula der beruflichen Bildungsgänge (an den 
STS, den IUT sowie in der licence professionelle und dem master professionnel). Dies 
liegt vor allem an der wachsenden beruflichen Ausrichtung tertiärer Bildungs-
gänge (vgl. Powell et al. 2009), welche allerdings bereits lange vor dem Beginn des 
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Bologna-Prozesses seinen Anfang nahm (vgl. Agulhon 2003; Powell et al. 2009). 
Am stärksten sind die Einflussmöglichkeiten in alternierend angebotenen Studi-
engängen, da hier die Unternehmen als Arbeitgeber_innen sowie bei der Festle-
gung der Curricula ihren Einfluss geltend machen können. Zudem sind sie Mit-
glieder der Koordinierungsgremien der Ausbildungsorganisationen (CFA), an 
welchen der hochschulische Teil des Studiums bei Studiengängen en alternance 
stattfindet. 
Die Gewerkschaften haben im Bereich der Steuerung der Hochschulpolitik 
keine einflussreiche Position. Einzelnen Organisationen sind zwar beratend in 
Kommissionen zur Hochschulentwicklung tätig, aber Mitbestimmungsrechte lie-
gen nicht vor. Allein als Sozialpartner sind sie in der Koordination der CFA, der 
Ausbildungszentren für die Student_innen en alternance, vertreten. Trotz ihrer Zer-
splitterung und der geringen Zahl an Gewerkschaftsmitgliedschaften in Frank-
reich, können französische Gewerkschaften immer wieder die Betroffenen im Bil-
dungsbereich mobilisieren, was letztlich manchmal auch Einfluss auf die Regie-
rungspolitik haben kann. 
Zusammenfassend bleibt für die Steuerung der Hochschulbildung die immer 
noch zentrale Rolle des Staates hervorzuheben und die gewachsene Autonomie 
der Hochschulen. 
8.2.4 Bildungswege zwischen Berufs- und Hochschulbildung 
Während bisher speziell die einzelnen Organisationsfelder vorgestellt wurden, soll 
jetzt deren Verbindung in den Blick genommen werden. Ziel ist zum einen zu 
zeigen, warum Frankreich regulativ als fortschrittlich im Hinblick auf durchlässige 
Bildungsstrukturen gelten kann, auch wenn bereits deutlich gemacht wurde, dass 
Regelungen nicht immer mit tatsächlicher Durchlässigkeit des Bildungssystems 
einhergehen. Zum anderen wird beschrieben, dass die berufliche Bildung primär 
im Sekundär- aber auch im Tertiärbereich als Weg für diejenigen gilt, welche es in 
den anspruchsvolleren (meist allgemeinbildenderen) Bildungsgängen nicht ge-
schafft haben, erfolgreich zu sein. 
Wege in die Hochschulbildung 
Ähnlich wie im deutschen System benötigt man für den Zugang zum Hochschul-
wesen eine Hochschulzugangsberechtigung, welche man durch das französische 
Abitur erwirbt. Im Gegensatz zu Deutschland ist das baccalauréat seit 1985 mit der 
Einführung des beruflichen Abiturs über alle sekundären Bildungswege prinzipi-
ell erreichbar. De jure haben alle Träger_innen eines Abiturs die Berechtigung 
zum Zugang zum tertiären Bildungssystem. 
Die Stellung des Abiturs in Frankreich ist eine besondere. Es gilt als „Dreh- 
und Angelpunkt“ (Koch 1998: 60) der französischen Bildungskarrieren. Es hat 
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ein „prestige presque obsessionnel“ (Prost 1983: 133 bei Koch 1998: 60) Tradi-
tionell ist das Abitur in Frankreich ein Abschluss, welcher mit sozialem Aufstieg 
verbunden wird und noch immer einen starken symbolischen Charakter besitzt 
(Duru-Bellat 2007). Dadurch, dass das Abitur mit dem Recht des Zugangs zum 
Hochschulwesen verbunden ist und es auch noch immer als erstes Diplom des 
tertiären Bildungssektors gilt, werden an das Abitur Ansprüche angelegt, die in 
dem Bildungssystem, wie es jetzt ausgestaltet ist, nicht gehalten werden können. 
So fragt Duru-Bellat (2007: 4) inwiefern die traditionell an das Abitur geknüpften 
Aspirationen aufrecht zu erhalten seien, wenn 80 % eines Jahrgangs134 diese Bil-
dungsstufe erreichen sollen? 
In Bezug auf die zukünftigen Bildungsmöglichkeiten ist das 1985 neu ge-
schaffene Berufsabitur deutlich nicht konkurrenzfähig im Vergleich mit den an-
deren. Auch wenn es konzipiert wurde als Berufsabschlussqualifikation, so ist es 
doch ein Abitur, welches rechtlich den anderen Abiturzweigen gleichgestellt ist. 
In der Praxis ist dies jedoch eine Illusion, welche den beruflichen Abitu-
rient_innen vorspielt, sie könnten erfolgreich studieren. Groh-Samberg et. al. 
(2012: 203) zeigen, dass diese Illusion und die Benachteiligung speziell für beruf-
lich Qualifizierte von den Betroffenen sehr sensibel wahrgenommen wird. Die 
gemachten benachteiligenden Erfahrungen führen zu einer „Enttäuschung meri-
tokratischer Erwartungen und republikanischer Versprechen“ (Groh-Samberg et 
al. 2012: 205). 
Duru-Bellat (2007: 56) deutet daraufhin, dass eben dieser Mythos des Abiturs 
mitunter dazu führt, dass eine ungünstige Studienwahl getroffen wird, denn die 
jungen Leute nehmen an, dass sie mit dem Abitur die Wahl haben, frei zu ent-
scheiden, was sie wollen. Eine realistischere Einschätzung, was möglich ist und 
was nicht, könnte dagegen mitunter die Negativerfahrung des Studienabbruchs 
verhindern. Meist handelt es sich, wie bereits dargestellt, durch die Auswahlkrite-
rien der selektiven beruflichen Studiengänge jedoch nicht um eine freie Wahl, die 
insbesondere die beruflichen und technologischen Abiturient_innen dazu bringt, 
sich für die für sie vermeintlich ungünstigen Studiengänge an Universitäten zu 
entscheiden. 
Aber nicht nur über die formalen Bildungsinstitutionen ist der Zugang zur 
Hochschulbildung in Frankreich gewährleistet. Mit dem Diplôme d’accès aux études 
universitaires (DAEU), die in verschiedenen Versionen seit den 1950er Jahren be-
stehende Hochschuleingangsprüfung135 und 1994 per Dekret reformiert wurde, 
ist es in Frankreich möglich, auf dem zweiten Bildungsweg die Hochschulzu-
gangsberechtigung zu erwerben (MEN 2000a). Das DAEU gewährt dabei die 
gleichen Rechte, welche auch mit einem ‚normalen‘ baccalauréat verbunden sind. 
134  Seit 1985 wird von der französischen Politik das Ziel, dass 80 % eines Jahrgangs ein Abitur 
erreichen sollen, immer wieder ausgerufen. 
135  Bereits 1954 wurde die Hochschuleingangsprüfung (ESEU – examen spécial d.entrée à l.université) 
eingeführt, welche 1986 erweitert wurde zum examen d’accès à l.enseignement supérieur (EAES) MEN 
2000a). 
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Somit können Absolvent_innen sowohl an die Hochschulen als auch an staatli-
chen concours auf Stellen im öffentlichen Dienst teilnehmen. 2012 wurde das 
DAEU allerdings von lediglich 5.569 Individuen erworben (DEPP 2013b: 267).136 
Schließlich verfügt Frankreich im Vergleich zu Deutschland und vielen wei-
teren europäischen Ländern über einen großen Erfahrungsschatz hinsichtlich der 
Identifizierung, Bewertung und Anerkennung informell erworbener Kompeten-
zen (vgl. Bjørnåvold 2001: 127; Roy 2005). So existieren gesetzlich verankerte 
Verfahren, zur Erfassung beruflich und außerberuflich erworbener Kompeten-
zen, die sowohl einen Zugang zu Bildungsgängen gewähren als auch auf den Er-
werb von ganzen Qualifikationen abzielen. Im Jahr 1985 wurde das Gesetz über 
die „bilans de compétences“ erlassen, welches der Erfassung und Dokumentation in-
formell erworbener beruflicher und persönlicher Kompetenzen dient. Ziel der 
bilans ist es, eine Hilfestellung für berufliche Entwicklungen, Umorientierungen, 
Weiterbildungen und Wiedereingliederungen in den Arbeitsmarkt zu bieten. Seit 
1991 hat zudem jeder Arbeitnehmer den Anspruch auf einen Bilanzierungsurlaub 
für die Dauer der Durchführung einer bilan de compétence137 (vgl. Bjørnåvold 2001: 
129; Frank 2003: 191; Gutschow 2003: 128f.). Mit der bilan selbst ist zwar kein 
Hochschulzugang möglich, aber es stellt eine gute Voraussetzung dar, um die 
Möglichkeiten der Weiterbildung zu eruieren und Anrechnungsoptionen zu se-
hen. 
Zudem wurden in Frankreich weitere Verfahren entwickelt, welche beruflich 
und außerberuflich erworbene Kompetenzen nicht nur bilanzieren, sondern auch 
validieren und somit ihre Gleichwertigkeit zu den im formalen Bildungssystem 
erworbenen Kompetenzen anerkennen. Die zwei wichtigsten Verfahren sind die 
Validierung beruflicher Kompetenzen (VAP – Validation des acquis professionnels) 
und die Validierung beruflich und außerberuflich erworbener Kompetenzen 
(„Validation des acquis de l’expérience – VAE“). Das VAP Verfahren wurde erstmals 
1984 erlassen und 1992 per Gesetz reformiert und ermöglicht es Individuen einen 
Abschluss der beruflichen Bildung (Diplôme) zu erlangen, auf der Grundlage von 
Kompetenzen, die sie durch Berufserfahrung erworben haben. Durch dieses Ver-
fahren, welches eine fünfjährige Berufserfahrung voraussetzt, kann die Ausbil-
dungszeit zum Erwerb eines Diploms verkürzt werden, indem den Interessenten 
einzelne relevante Kompetenzen anerkannt und damit Teilprüfungen erlassen 
werden (Stegemann 2008)138. 
2002 wurde dieses Gesetz mit der Einführung eines Systems zur Anerken-
nung auch informellen Lernens (Validation des acquis de l’expérience – VAE) erwei-
tert. Im Gegensatz zur VAP werden bei dem Verfahren der VAE nicht allein 
136  Zu bedenken bleibt bei der geringen Anzahl jedoch auch, dass durch die Bildungsexpansion 
immer mehr Individuen in Frankreich über ein Abitur verfügen und somit auch die Gruppe 
derer, die über DE.A.U an die Hochschulen kommen können, geringer wird. 
137  Für eine genauere Beschreibung, wie die Bilanzierung der Kompetenzen in Frankreich 
durchgeführt wird, siehe Stegemann (2008). 
138  Das gesamte Diplom kann auf diesem Weg nicht erlangt werden, da mindestens ein 
Ausbildungsmodul auf formalem Wege im Rahmen einer Prüfung absolviert werden muss. 
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berufsbezogene, sondern ebenso persönliche und außerberufliche Erfahrungen 
beim Erwerb von beruflichen Qualifikationen berücksichtigt und umfassen somit 
auch Kompetenzen, welche im Rahmen von ehrenamtlichem, politischem oder 
gewerkschaftlichem Engagement erworben worden sind (vgl. Reitnauer 2004: 
133; Triby 2005: 50). Ebenso neu ist die Möglichkeit, dass via VAE die gesamte 
berufliche Qualifikation und nicht nur Teilprüfungen über die Anrechnung be-
ruflich und außerberuflich erworbener Kompetenzen anerkannt werden können 
(Reitnauer 2004: 133).)139. Die Anerkennung ist allerdings lediglich für Diplome 
möglich, die auch im nationalen Register der Berufszertifikate („Répertoire national 
des certifications professionnelles – RNCP“) aufgeführt werden. Im Tertiärsystem (ohne 
die STS) haben ungefähr 4.000 Personen 2011 ihre Erfahrungen validieren lassen, 
wobei ca. 2400 von ihnen ein ganzes Zertifikat erhalten haben. Die meisten Vali-
dierungen im Hochschulbereich fanden statt, um einen master (42 %) und oder 
eine licence professionnelle (37 %) zu erhalten (DEPP 2013b: 281). Seit der Einfüh-
rung 2002 hat sich die Zahl der Validierungen im Hochschulbereich deutlich er-
höht (vgl. Abbildung 12 im Anhang). Relevanter ist die Validierung allerdings in 
der Berufsbildung. So haben 2011 fast 18.360 Individuen ihre Erfahrungen vali-
dieren lassen, 5.467 von Ihnen allein, um einen BTS-Abschluss140 oder Teile da-
von anerkannt zu bekommen (DEPP 2013b: 278). Auch im Hinblick auf berufli-
che Bildungsgänge des Sekundarbereichs fand ein starker Anstieg an Validierun-
gen statt (DEPP 2013b: 279). 
Zusammenfassend lassen sich drei verschiedene Wege in die Hochschulen 
feststellen: Erstens der klassische Weg über ein Abitur, zweitens über den Erwerb 
einer Hochschulzugangsberechtigung auf dem zweiten Bildungsweg und schließ-
lich über die Validierung im Lebensverlauf erworbener Kompetenzen, wobei über 
letzteres Verfahren Teile von oder ganze Studienabschlüsse erworben werden 
können. 
Wege in die Berufsbildung 
Wie bereits deutlich geworden sein sollte, wird die Berufsbildung, vor allem im 
Sekundärbereich, als Weg des Misserfolgs betrachtet. Zugang ist nach dem collège 
allen offen, aber gemeinhin wird der Weg in die Berufsbildung von in der Schule 
weniger erfolgreichen Jugendlichen beschritten. Im Hochschulbereich sieht die 
Situation etwas anders aus. Wie beschrieben, sind die beruflich orientierten Kurz-
studiengänge selektiv bei ihrer Zulassung. Notwendig ist neben einer Hochschul-
zugangsberechtigung auch ein guter Notendurchschnitt oder das Bestehen weite-
139  Für eine genauere Beschreibung des Verfahrens siehe auch Stegemann (2008). 
140  Ich folge hier der Unterteilung der französischen Statistik, auch wenn in dieser Arbeit die STS 
wie auch die DUT und licenec pro zum hochschulichen Bereich gezählt werden. 
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rer Aufnahmeprüfungen. Auch die grands écoles können im weiteren Sinne als be-
ruflich orientierte Bildung angesehen werden141. So ist das Studium dort stärker 
anwendungsorientiert als in den Universitäten. Der Zugang zu diesen ist hochse-
lektiv und von dem Bestehen eines concours abhängig. 
Abgesehen aber von den grands écoles, welche von jeher eine Sonderstellung 
im französischen Bildungswesen einnehmen, kann auch für den Tertiärbereich 
festgestellt werden, dass der Weg in die beruflich orientierten Studiengänge, vor 
allem in die STS – weniger in die IUT und in die licence pro – auch ein Weg für 
diejenigen darstellt, welche in den Studiengängen an den Universitäten, die ten-
denziell eher auf ein Langzeitstudium mit Masterabschluss vorbereiten, Studien-
probleme aufweisen. Die Umorientierung in berufliche Studiengänge wird dann 
als Weg gesehen, den Studierenden noch die Möglichkeit auf einen Abschluss zu 
ermöglichen und zudem stärker auf die Integration in den Arbeitsmarkt vorzube-
reiten. Insbesondere im letzten Jahrzehnt wurden Übergänge, sog. passerelles zwi-
schen stärker allgemeinbildenden Studiengängen der Universitäten an die beruf-
lich orientierten Kurzstudiengänge ausgebaut, so dass die Studierenden mit Prob-
lemen besser überwechseln können, d.h. unter Anerkennung auch bisher erbrach-
ter Leistungen, ohne das Studium von vorn beginnen zu müssen. 
Auch wenn die selektiven Kurzstudiengänge durch ihre guten Arbeitsmarkt-
perspektiven (Abriac et al. 2009) und die besseren Chancen auf Studienerfolg 
(DEPP 2013b) sowie auch die gewachsenen Möglichkeiten auf ein Weiterstudium 
beliebter geworden sind (Beaud 2002), sind doch die längeren Studien an den 
Universitäten, welche zu einem Master führen, vom Prestige und der Hierarchie 
eindeutig höher angesiedelt. Insofern wiederholt sich im Tertiärsystem quasi das 
typisch französische Schema, wer nicht gut genug ist für stärker allgemeinbildende 
Studiengänge, wechselt in die kürzeren weniger prestigeträchtigen beruflichen. 
8.3 Verhältnis von Berufs- und Hochschulbildung aus  
historischer Perspektive 
Um die bestehende Hierarchie in Frankreich, insbesondere zwischen Berufs- und 
allgemeiner Bildung, welche als eine wichtige Ursache des Durchlässigkeitsprob-
lems in Frankreich angesehen werden kann, zu verstehen, soll nachfolgend ein 
kurzer Überblick über die Geschichte der Hierarchisierung von Bildungsberei-
141  Meist haben die grands écoles ein spezifisches Berufsfeld, auf das ihre Studierenden hin ausgebildet 
werden. Beispiele sind die Écoles normales supérieures für die Ausbildung von 
Wissenschaftler_innen, École polytechnique für die Ausbildung von Ingenieur_innen, Ecole Nationale 
des Ponts et Chaussées für Ingenieur_innen im Straßen und Brückenbau, École nationale des chartes für 
Archivare, die École du Louvre für Kunsthistoriker_innen und Archäolog_innen. Zudem kommen 
auch Teile des Lehrkörpers der grandes écoles aus der Praxis. 
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chen in Frankreich erfolgen, wobei ein besonderes Augenmerk auf die Entwick-
lung der Entwertung und Stigmatisierung der beruflichen Bildung in Frankreich 
liegt. Historischer Ausgangspunkt ist die bildungspolitische Situation seit der fran-
zösischen Revolution, da diese sich als entscheidend auch für die Entwicklung 
des französischen Bildungssystems bis heute darstellt (vgl. Brauns 1998; Greinert 
2005; Musselin 2007). Seit der französischen Revolution zeichnet sich das fran-
zösische Bildungswesen den starken Einfluss des Zentralstaates aus, wobei durch 
diesen Zentrismus drei große Ziele vereint werden sollen: die Bildung einer Leis-
tungselite, die Gewährung von Chancengleichheit sowie die Sozialisation der fran-
zösischen Staatsbürger (vgl. Brauns 1998). 
8.3.1 Französisches Bildungswesen bis 1958: Klare Trennung 
zwischen höherer Allgemein- und beruflicher Bildung 
Das französische Bildungswesen kann bis zum Beginn der fünften Republik seit 
1959 als zweigeteilt gelten. Auf der einen Seite gab es das Sekundarschulwesen, 
das zum allgemeinen baccalauréat und in die Hochschulbildung führte. Auf der an-
deren Seite existierte ein Volksschulwesen, an das beruflich technische Ausbil-
dungen angeschlossen werden konnten (Brauns 1998). Übergänge zwischen 
Volks- und Sekundarschule waren nicht üblich (Braun 1998). 
Sekundarschulwesen und Hochschulsystem 
Das baccalauréat als zentrales Diplom, welches den Zugang zur Hochschulbildung 
ermöglichte, wurde als nationales Diplom 1808 durch ein napoleonisches Dekret 
eingeführt. Um ein baccalauréat zu erhalten, musste man mindestens 16 Jahre alt 
sein. Es bildete – wie auch heute noch – den Abschluss des sekundären Schulwe-
sens und gleichzeitig den ersten tertiären Abschluss. Dies wurde auch daran deut-
lich, dass die Jury, die dieses Diplom abnahm, bis ins 20. Jahrhundert hinein le-
diglich aus Universitätsprofessoren bestand. Auf das Abitur konnte man sich in 
den lycées, den Gymnasien, vorbereiten, die ebenfalls durch Napoleon 1802 ge-
gründet wurden als Ausbildungsanstalt für eine staatliche Elite (vgl. Troger 2009). 
Das Sekundarschulwesen mit dem lycée war bis 1930 kostenpflichtig (Brauns 1998; 
vgl. Troger 2009). Insofern wird deutlich, dass das Sekundarschulwesenden den 
klaren Auftrag der Eliteausbildung hatte. Nach dem lycée konnten die Absol-
vent_innen entweder bereits in Positionen des Staatsdienstes, wie z.B. als Lehr-
kräfte, wechseln, oder ein Studium anschließen. 
Das Hochschulsystem nach der französischen Revolution bestand aus zwei 
Sektoren. In der französischen Revolution wurden alle Universitäten aufgelöst 
und erst unter Napoleon als unabhängige Fakultäten entlang von Disziplinen (in 
Verbindung mit dem staatlich kontrollierten Sekundarschulsystem wiedergegrün-
det). Der Name dieser Konstruktion aus Fakultäten und Sekundarschulsystem 
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war die imperiale Universität (Koppetsch 1994; Musselin 2007). Im Gegensatz 
zur deutschen Universität, welche als relativ autonome Organisation beschrieben 
werden kann, waren die Fakultäten primär eine Verlängerung des Sekundarschul-
systems. Forschung fand vor allem außerhalb der Universitäten statt (Koppetsch 
1994; Musselin 2007). 
Der zweite Sektor bestand aus einer wachsenden Zahl elitärer beruflicher 
Spezialschulen, den späteren grandes écoles, welche den staatlichen Bedarf an hoch-
ausgebildeten Personal stillen sollten. Analog zum steigenden Bedarf an hochqua-
lifizierten Fachkräften wurden jeweils neue Spezialschulen gegründet, so dass das 
Hochschulsystem hochgradig funktional ausdifferenziert wurde. In diesen Spe-
zialschulen fand und findet bis heute die Elitenbildung statt. Deren anhaltende 
Bedeutung im französischen System ist jedoch lediglich vor dem Hintergrund der 
Schwäche der Universitäten zu verstehen (vgl. Koppetsch 1994). 
Volksschulwesen und Berufsbildung: 
Auch die Entwicklung der beruflichen Bildung wurde nachhaltig durch die fran-
zösische Revolution geprägt, denn das bestehende System der Gilden und Zünfte 
wurde verboten, so dass keine Form von organisierter Ausbildung der Bevölke-
rung mehr stattfand. Lehrausbildungen waren eine rein private Angelegenheit 
zwischen Betrieb und Lehrling (Schriewer 1986 bei Greinert 2005). Bis Ende des 
19. Jahrhunderts blieb ebenfalls der Staat dem beruflichen Bildungswesen fern 
und auch danach war der Zentralstaat nur in Teilen in die berufliche Bildung in-
volviert (vgl. Brauns 1998; Greinert 2005; Troger 2004). 
Auf das Volksschulwesen aufbauend, welches 1882 mit Einführung der 
Schulpflicht für die Jahre 6 bis 13 verpflichtend wurde (Brauns 1998), konnten 
zwei berufliche Wege unterschieden werden: einmal der Weg über die technischen 
Berufsschulen und einmal der Weg über das Berufsbefähigungszeugnis, welches 
1911 beschlossen wurde. 
Der erste Zweig war der prestigereichere, welcher später nach sukzessiver 
Niveauerhöhung (Schriewer 1982) in den technologischen Abiturzweig einmün-
den wird. Ausgangspunkt bestand einerseits darin, das zunehmende Qualifika-
tionsdefizit der französischen Arbeiterschaft, andererseits aber auch soziale und 
politische Unruhen zu verhindern (Brauns 1998, Greinert 2005.) Im Rahmen die-
ser staatlichen Initiativen wurden Lehrlingsschulen „écoles manuelles d'apprentissage“ 
gegründet, welche die notwendigen Fachkenntnisse vermitteln sollten. So ent-
standen 1880 zahlreiche berufsorientierte Ausbildungseinrichtungen, wie die,,Eco-
les Primaires Supérieure Professionnelles“ und die „Ecoles Nationales Professionnelles“ 
(ENP). Diese rekrutierten ihre Schüler_innen aus den besten Absolvent_innen 
der Volksschulen über concours-Verfahren und führten in vollzeitschulischer Aus-
bildung von drei oder vier Jahren zu prestigereichen Abschlüssen (Brauns 1998). 
Diese Ausbildungen können als Eliteausbildung der Volksschüler_innen in der 
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beruflichen Bildung angesehen werden (Greinert 2005). Ausgebildet wurden 
Techniker_innen, Aufseher_innen und Vorarbeiter_innen. 
Da die meisten Franzosen trotz Schulpflicht zu Beginn des 20. Jahrhunderts 
weder über einen Schul- noch beruflichen Abschluss verfügten, führte der fran-
zösische Staat eine alternierende Lehrlingsausbildung, die mit einem Berufsbefä-
higungszeugnis CAP endete, ein, wobei die Lehrlinge ab 1919 mit dem loi Astier 
auch verpflichtend die Berufsschule besuchen mussten. Damit das CAP nicht 
zum Nachteil der auszubildenden Betriebe werden konnte, wurde 1925 zudem 
die Ausbildungsabgabe „taxe d' apprentissage“ eingeführt (Troger 2004). Ungeachtet 
der staatlichen Bemühungen besuchten jedoch nur wenige Berufsschüler_innen 
die Berufsschulkurse und erhielten ein Zertifikat (Brauns 1998), da der Staat nicht 
gewillt war, die rechtlichen Regelungen gegen die Betriebe durchzusetzen 
(Greinert 2005). Problematisch war zudem, dass das CAP ganz in den Händen 
der Unternehmen und Kammern lag ohne bestehende einheitlichen Regelungen 
und Standards (Brucy 2005). 
Der mangelnde Durchsetzungswille der Regierung und die fehlende Ausbil-
dungswilligkeit der Unternehmen führte kurz vor Beginn des Zweiten Weltkrie-
ges zur sogenannten Krise der Berufsausbildung, „crise d'apprentissage“, da nicht 
genügend qualifizierte Arbeiter_innen für die Aufrüstung zur Verfügung standen. 
So kam es 1939 letztlich zu einer Trennung der Facharbeiterausbildung vom Ar-
beitsprozess und einer Einrichtung von Berufsschulen – eine Idee, welche bereits 
länger innerhalb der Arbeiterbewegung bestand (Brauns 1998: 50). Von der 
Vichy-Regierung ausgebaut wurden die Berufsschulen, in welchen das CAP in-
nerhalb von drei Jahren vollzeitschulisch erworben wurde, in „centres d' apprentis-
sage“ (CA) umbenannt (vgl. Brauns 1998; Greinert 2005). Brucy (2005) beschreibt, 
dass es mit dem Ausbau der CA auch zu einem großen Anstieg beruflich Ausge-
bildeter kam. Das CAP war zu dieser Zeit ein angesehener Abschluss, der beruf-
liche Sicherheit und sozialen Aufstieg innerhalb der Arbeiterschaft versprach. Die 
CAP-Abschlüsse stellten einen Kompromiss zwischen Aufstiegsaspirationen der 
Arbeiter_innen und ihrem Sicherheitsbedürfnis dar. Dies galt umso mehr, als dass 
1950 86 % der auf dem Arbeitsmarkt aktiven Bevölkerung keinen Abschluss (au-
ßer dem der Grundschule) besaßen (Brucy 2005: 26). 
Bis hierhin waren die wenigen Formen der Berufsausbildung zwar hierar-
chisch klar dem Sekundarschulweg mit Abitur und Studium unterlegen, aber bo-
ten über die technischen höheren Schulen, z.B. die Écoles nationales professionnelles 
(ENP) eine reputierte Form der Ausbildung hin zu höheren Technikerpositionen 
und mit dem CAP einen geschätzten Berufsabschluss, welcher den internen Auf-
stieg in den Organisationen des Arbeitsmarkts versprach (vgl. Brauns 1998; Brucy 
2005; Tanguy 2000) 
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8.3.2 Entstehung des modernen französischen Bildungssystems: 
Prozesse der Entwertung beruflicher Bildung im 
Sekundarbereich 
Als kritische Phase und als der Weg in die Stigmatisierung für die beruflich orien-
tierten Bildungsgänge wird die zunehmende Integration dieser in den allgemein-
schulischen Bildungsbereich gesehen (vgl. Brauns 1998; Brucy 2005; Tanguy 
2000; Troger 2004). Pardoxerweise wurde diese Entwicklung ausgelöst durch die 
Reformen der 5. Republik, welche zu einer Demokratisierung, d.h. einer erhöhten 
Bildungsbeteiligung einerseits und größerer sozialer Mobilität andererseits führen 
sollte. Brauns (1998: 56, Hervorhebungen im Original) beschreibt die Zielsetzung 
folgendermaßen: 
Das Postulat der ‚Demokratisierung‘ verband sich daher mit dem Ziel struktureller 
Reformen, die zu einer Abschaffung des traditionellen Dualismus von ‚primaire‘ und 
‚secondaire‘ führen sollten.142 
So waren es die Reformen Berthoine (1959) und Fouchet (1963) und später dann 
Haby (1975), welche zum einen die Mindestschulzeit von 16 Jahren und das college 
unique, d.h. eine einheitliche Sekundarschule, eingeführt haben. Dieses sollte von 
allen Schüler_innen besucht werden, wobei nach zwei Jahren eine Orientierung 
in die unterschiedlichen Bildungszweige erfolgen sollte (Fouchet Reform): Einmal 
in den allgemeinbildenden Zweig, welcher zum allgemeinen Abitur führte, dann 
in die lange technische Bildung, während der das neu eingerichtete (1966) bacca-
lauréat technologique erworben werden konnte und in die kurzen technischen bzw. 
beruflichen Bildungsgänge hin zum CAP-Abschluss und seit 1966 auch zum BEP, 
die jeweils nach 2 Jahren erworben werden konnten. Nach dem BEP war es dann 
möglich für die besten Schüler_innen, in einem Übergangsjahr in ein bac techno zu 
wechseln. Gleichzeitig wurden mit den Reformen in den 1950ern und 1960ern 
auch die anerkannten höheren technischen Abschlüsse der ENP und EPCI in das 
baccalauréat technologique und einige längere Abschlüsse in den postsekundären Ab-
schluss BTS umgewandelt. Die Auswahl in diese Bildungsgänge auf Sekundarni-
veau erfolgte aber nicht mehr selectiv über einen concours, sondern in Form der 
Orientierungsphasen im collège unique (Brauns 1998, Brucy 2005). Entsprechend 
des beruflichen Charakters der Diplome, welche zum baccalauréat technologique um-
gewandelt wurden, war das bac techno daher ursprünglich als Arbeitsmarktein-
stiegszertifikat gedacht. Nur besonders leistungsstarke Absolvent_innen sollte 
auch der Weg in die technischen Kurzstudiengänge an den STS und seit 1967 
auch an den IUT offenstehen (Prost 2000). Aber immer mehr bac techno Absol-
vent_innen begannen ein Studium. 
142  Mit „primaire“ und „secondaire“ ist in diesem Zitat die Trennung zwischen Volksschule und 
Sekundarschule gemeint. 
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Als besonders problematisch für die Wertschätzung beruflicher Bildung in 
der Gesellschaft wird die „Integration in den allgemein-schulischen Bildungsap-
parat“ (Brauns 1998: 79) gesehen und damit einhergehend eine Anpassung an 
traditionelle französische Bildungsideale der hohen Wertschätzung abstrakter 
Wissensinhalte im Gegensatz zur ökonomisch am Arbeitsmarkt orientierten Bil-
dung. Es kam somit zu einer Anpassung an diese Tradition durch eine zuneh-
mende Bildungsdauer, einer Theoretisierung von Inhalten und Distanz zum Ar-
beitsmarkt, welche sich auch in der Rekrutierung der Lehrer_innenschaft des be-
ruflichen Zweigs widerspiegelte, die stärker an formalen Bildungsqualifikationen 
als an berufspraktischen Erfahrungen ausgerichtet war. Dies war zur Zeit der 
Gründung der centres des apprentis (später college d’enseignement technique) noch nicht 
der Fall. 
Damit wurde die französische Berufsausbildung der „Logik“ des Schulwesens und 
seinen Spielregeln unterstellt sowie der darin gründenden faktischen und wertorien-
tierten Distanz zum Wirtschafts- und Beschäftigungssystem (Schriewer 1982: 253).  
Als nachteilig wurde ebenfalls angesehen, dass dem beruflichen Zweig die Auto-
nomie bei der Auswahl ihrer Schüler_innen verloren ging. Die typischen Aufnah-
meprüfungen mit Wettbewerbsverfahren wurden ersetzt durch die Phase der orie-
nation am collège, wobei die schlechtesten Schüler_innen in den beruflichen Zweig 
und die besten in den allgemeinbildenden sortiert werden. Zuvor waren es die 
besten (an die höheren technischen Schulen) und besseren Schüler_innen der 
Volkschulen. So änderte sich auch die Klientel der Berufsbildung (Brucy 2005). 
Dadurch, dass der allgemeinbildende Zweig als einziger Referenzpunkt im Bil-
dungssystem gesehen wurde, und da die technische und berufliche Bildung nicht 
in ihrer Einzigartigkeit anerkannt wurde, wurden diese entwertet, obwohl sie ei-
gentlich durch die Integration in das allgemeinbildende Bildungswesen aufgewer-
tet werden sollten (Brucy 2005: 2). Somit kam es einerseits zur Stigmatisierung 
der Berufsbildung als non general und zum anderen durch die auf Leistungsauswahl 
begründete negative Selektion die Definition des Weges in die berufliche Bildung 
als „selbstverschuldetes Schicksal“ (Brauns 1998: 69). 
Aber auch die Entwicklungen am Arbeitsmarkt verstärkten das negative 
Image der beruflichen Bildung in Frankreich (Troger 2004). Für Troger wirkten 
sich zum einen die demografische Entwicklung und zum anderen die neuen tech-
nischen Kurzstudiengänge negativ auf die Arbeitsmarktchancen beruflich Quali-
fizierter aus, da es für sie durch die neu institutionalisierten Abschlüsse (DUT, 
STS) schwieriger wurde, Zugang zum mittleren Management durch interne Auf-
stiegsmöglichkeiten im Betrieb zu erhalten. Insofern war die erste Wahl der 
Schüler_innen und Eltern immer die allgemeine Bildung, denn „to opt for tech-
nical and vocational education meant taking the risk of being locked into lower-
ranking social status for the remainder of one’s life“ (Troger 2004: 12). 
Die nächste relevante Entwicklung im Bildungssystem war die Entstehung 
des bac pro 1985, welche einerseits als Reaktion auf die Forderungen der Unter-
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nehmen gesehen wurden (Brucy 2005). Da sich die Anforderungen in den Betrie-
ben erhöht hätten und viele bac techno Absolvent_innen nicht in den Arbeitsmarkt 
übergingen, sondern weiterstudierten, forderte die Wirtschaft ein neues nationales 
Diplom auf einem höherem Niveau als BEP und CAP (Brucy/Troger 2000). Die 
Politik formulierte zur gleichen Zeit das Ziel, dass 80 % eines Jahrgangs Niveau 
IV, also Abiturniveau, erreichen sollten. Die Einführung eines weiteren berufli-
chen Diploms war daher die Lösung (Prost 2000). Dieses Diplom wurde, auch 
wenn es als Arbeitsmarkeinstiegszertifikat kreiert wurde (Prost 2000), baccalauréat 
professionel genannt und berechtigte damit auch zum Studium. Es sollte nach dem 
BEP aber auch dem CAP über zwei weitere Ausbildungsjahre erworben werden 
und dann zu mittleren Arbeiterpositionen hinführen. Durch die Entscheidung, 
dieses Diplom als baccalauréat zu benennen, sollte auch der berufliche Bildungs-
zweig im Sekundarschulwesen aufgewertet werden (Brauns 1998). Ziel war es je-
doch nicht, die Berufsabiturient_innen in ein Studium zu führen. Dafür wurden 
auch die Curricula nicht konzipiert. Denn im Gegensatz zum bac techno, welches 
im Sekundarwesen II noch ein Jahr mit dem allgemeinbildenden Zweig zusam-
men lernt und auch mehr Allgemeinbildung insgesamt im Lehrplan aufweist, ist 
dies im beruflichen Abitur nicht der Fall. Wie bereits dargelegt, wurde das bac pro 
gut angenommen, aber entgegen des Ziels einer direkten Arbeitsmarktintegration 
fingen auch zunehmend bac pro-Absolvent_innen mit einem Studium an, jedoch 
nur mit vergleichsweise geringem Erfolg. 
Was bedeuten die Entwicklungen für die Durchlässigkeit von Berufs- und 
Hochschulbildung? Bis zu den Reformen in der fünften Republik war Durchläs-
sigkeit zwischen Berufs- und Hochschulbildung durch die eindeutige institutiona-
lisierte Trennung des Volkschulwesens mit anschließender Berufsausbildung und 
dem allgemeinbildenden Sekundarschulwesen, welches zum Abitur und damit zur 
Hochschulberechtigung führte, nicht gegeben. Die Hochschuleingangsprüfung, 
das heutige DAEU, wurde zum Ende der vierten und zu Beginn der fünften Re-
publik in Frankreich eingeführt (MEN 2000a) und war ein erster Weg in die 
Hochschule ohne Abitur. 
Durch die Integration der beruflichen Wege in das Sekundarschulwesen seit 
Beginn der fünften Republik 1958, wurde diese strikte Trennung mehr und mehr 
aufgelöst. Primär galt das vor allem für die Bildungswege, welche zu den höheren 
Technikerpositionen führten (ENP und EPCI) und frühzeitig mit dem neuen Ab-
schluss baccalauréat technologique eine Hochschulzugangsberechtigung erhielten. Al-
lerdings verloren diese Bildungsgänge im Laufe der Zeit und zunehmender In-
tegration in dem allgemeinbildenden Bildungszweig ihre berufsorientierte Bestim-
mung, so dass das bac techno immer weniger ein Berufseinstiegszertifikat als ein 
Zertifikat wurde, welches zu höheren Studien führt. Aber auch der berufliche 
Weg zum Facharbeiter wurde durch die Einführung des baccalauréat professionnel 
mit dem Hochschulbereich verbunden, auch wenn das Zertifikat als Arbeitsein-
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stiegszertifikat konzipiert wurde. Es kam somit historisch regulativ zu einer im-
mer stärkeren Durchlässigkeit zwischen Berufs- und Hochschulbildung in Frank-
reich. 
Die Integration in das Sekundarschulwesen hatte aber auch negative Konse-
quenzen für die berufliche Bildung und als Ergebnis auch für die reale Durchläs-
sigkeit zwischen Berufs- und Hochschulbildung. Dadurch, dass der allgemeinbil-
dende Weg der Referenzpunkt im französischen Bildungssystem ist und der Weg 
in die beruflichen Bildungszweige seit der Integration in das Sekundarschulwesen 
nicht mehr über ein Wettbewerbsverfahren, sondern über eine Negativauswahl 
der Schüler_innen mit Leistungsproblemen im allgemeinbildenden Weg führt, 
kam es immer stärker zu einer Abwertung beruflicher Bildung in der Gesellschaft. 
Ihr Eigenwert wurde nicht anerkannt. Die negativ selektierte Klientel und das Ziel 
des beruflichen Bildungswegs des direkten Einstiegs in den Arbeitsmarkt und den 
dementsprechend ausgerichteten Curricula und Pädagogik führten zu einer syste-
matischen Benachteiligung von Berufsabiturient_innen im Hochschulsystem, die 
nicht auf dieses vorbereitet wurden. Die Benennung des Abschlusses als bacca-
lauréat war mehr symbolisch als Aufwertung der Berufsbildung gemeint, denn als 
tatsächliche Reform der Berufsbildung hin zur Hochschulbildung. Verstärkt 
wurde diese Entwicklung zudem dadurch, dass die beruflich orientierten Kurz-
studiengänge, welche noch am ehesten an die Vorbildung der beruflichen Abitu-
rient_innen anschließen durch die Selektion vermeintlich leistungsstärkerer Schü-
ler_innen der anderen Bildungszweige, studierwillige beruflich Qualifizierte zum 
Teil an die Universitäten drängen, auf deren Anforderungen diese nicht vorberei-
tet sind. Die Konsequenz ist die systematisch erhöhte Abbruchquote beruflich 
Qualifizierter im französischen Hochschulsystem, insbesondere an den Universi-
täten.  
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9 Entwicklung institutioneller Durchlässigkeit in 
Frankreich 
In diesem Kapitel werden aufbauend auf das dargestellte Durchlässigkeitsprob-
lem und dessen historische Entwicklung (Kapitel 8) die Veränderungen der insti-
tutionellen Durchlässigkeitsstrukturen in Frankreich von 1985 bis 2013 analysiert. 
Im Fokus der Analyse steht die Durchlässigkeit aus dem beruflichen Zweig der 
Sekundarbildung in das Hochschulsystem. Dabei wird das baccalauréat technologique 
nicht als Teil der beruflichen Sekundarausbildung behandelt, da der technologi-
sche Weg im Sekundarbereich durch eine sukzessive Niveauanhebung mittler-
weile stark in den allgemeinbildenden Bereich integriert wurde (vgl. Kapitel 8.3.). 
Das bac techno, auch wenn es als solches geschaffen wurde, stellt kein typisches 
Arbeitsmarkteintrittszertifikat mehr dar, was als klares Definitionskriterium be-
ruflicher Bildungswege in Frankreich gelten soll. Vielmehr wird es als ein Ab-
schluss in Richtung Hochschulstudium angesehen143. Auch die starke allgemein-
bildende curriculare Ausrichtung des bac techno im Vergleich zum bac pro und der 
fehlende Kontakt mit der Arbeitswelt unterstützen diese Sichtweise. 
Für den französischen Fall werden wiederum zwei Zeiträume unterschieden, 
einmal von 1985 bis 1998 und von 1999 bis 2012. Somit erfolgt die Analyse in 
diesem Kapitel in drei Schritten. Analog wie für die deutsche Analyse werden zu-
erst die Entwicklungen in den beiden Zeiträumen dargestellt. Dabei werden so-
wohl die durchlässigkeitsrelevanten Debatten als auch die Struktur der Diskurse 
analysiert. Es soll gezeigt werden, in welchen Kontexten über Durchlässigkeit 
zwischen Berufs- und Hochschulbildung debattiert und wie Durchlässigkeit kon-
struiert wird, aber auch welche Deutungskämpfe und damit Infragestellungen der 
Legitimität bestehender Institutionen sichtbar werden. In einem dritten Teil soll 
die Frage nach dem Wandel der Durchlässigkeitsstrukturen in Frankreich zusam-
menfassend beantwortet werden. 
Im Zentrum der Darstellung institutioneller Entwicklungen in Frankreich 
stehen solche, welche anhand der Diskursanalyse von Dokumenten der das Be-
rufs- und Hochschulbildungssystem stark mitbestimmenden Akteursgruppen in 
Frankreich rekonstruiert wurden, und damit primär die kulturell-kognitive und 
partiell auch normative Dimension. Wie bereits in Kapitel 4 auf Basis der Steue-
rungsmodi der Berufs- und Hochschulbildung (vgl. auch Kapitel 8) begründet, 
wurden folgende Akteure in die Analyse mit einbezogen: Für die zentralstaatliche 
Ebene sind dies insbesondere die Bildungsministerien144 (MEN, MESR, 
143  Diese Ausrichtung auf das Hochschulstudium wird ebenfalls auf der offiziellen Beschreibung 
des Bildungsgangs und seiner Ausrichtung von Ministeriumsseite so beschrieben (MEN 2014). 
144  Wie in Kapitel 4 bereits dargelegt, habe ich für den ersten Zeitraum auch einige Dokumente, die 
vom Premierminister und dem Staatspräsidenten kamen, mitanalysiert. Dies war auf Grund der 
Datenlage notwendig. 
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MENRT, MENJS, MENSR, MDEP, MJENR), wobei sich deren Namen und da-
mit auch die Abkürzung oft mit den Regierungswechseln geändert haben. Für die 
Vertreter der Hochschulebene wurden Dokumente der Konferenz der französi-
schen Hochschulpräsidenten, die Conférence des présidents d’université (CPU) sowie die 
Association des Directeurs d'IUT (ADIUT) als Vertreter der berufsorientierten tech-
nischen Hochschulen analysiert. Als Vertreter der Gewerkschaften wurde die Con-
fédération générale du travail (CGT), welche den zweitgrößten Gewerkschaftsbund in 
Frankreich darstellt, sowie die größte Gewerkschaftsunion für den Erziehungs-
bereich, die Fédération Syndicale Unitaire (FSU) und für die Unternehmensseite der 
Arbeitgeberverband Mouvement des entreprises de France MEDEF (vorher CNPF) als 
Akteure ausgewählt. 
Aber auch regulative Entwicklungen werden in die Analyse eingearbeitet – 
zum einen geschieht dies dadurch, dass ein Überblick über die relevantesten po-
litischen Debatten und Aktionen vermittelt wird, in denen Durchlässigkeit the-
matisiert wird. Zum anderen werden insbesondere im letzten Abschnitt des Ka-
pitels, in welchem die Frage nach dem Wandel beantwortet werden soll, ebenfalls 
die regulativen Veränderungen in die Analyse einbezogen. Ziel des Kapitels ist es, 
die Entwicklungen Frankreichs im Hinblick auf Durchlässigkeit zwischen Berufs- 
und Hochschulbildung zu beurteilen und einzuordnen. Wurden bestehende 
Durchlässigkeitsstrukturen stabilisiert (path stabilization)? Kam es zu deutlichen 
Veränderungen, welche aber nichts an den Kernprinzipien für Durchlässigkeit 
geändert haben (path departure)? Oder kann der französische Fall beschrieben wer-
den als einer, in welchem es zu einer Abkehr historischer Pfade und der Entwick-
lung neuer Kernprinzipien (path cessation) kam? 
9.1 Gesellschaftliche Wissensbestände zu Durchlässigkeit 
vor Bologna und Kopenhagen (1990-1998) 
Um die Entwicklung der gesellschaftlichen Wissensbestände in Frankreich aufzu-
zeigen und damit die kulturell-kognitive sowie ebenfalls normative institutionelle 
Dimension der Durchlässigkeitsstrukturen zu beleuchten, wird eruiert, inwiefern 
Durchlässigkeit zwischen beruflicher und akademischer Bildung thematisiert und 
problematisiert wird. Dabei werden jedoch nicht allein die Diskussionen zum 
Problem des Studienmisserfolgs bzw. -abbruchs beruflich Qualifizierter unter-
sucht, sondern auch (wie im deutschen Fall) die Dokumente bildungspolitischer 
Akteure daraufhin analysiert, ob allgemein Durchlässigkeit zwischen beruflicher 
Sekundarbildung und postsekundärer akademischer Bildung angesprochen wird. 
An dieser Stelle soll, wie bereits auch in Kapitel 4, darauf hingewiesen wer-
den, dass die für den ersten Untersuchungszeitraum durchlässigkeitsrelevanten 
Dokumente allein von Regierungsorganisationen untersucht wurden. Die für die 
Datenauswahl analysierten Dokumente der anderen bildungspolitischen Akteure 
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wiesen keinen Durchlässigkeitsbezug auf. Insgesamt konnten jedoch auch nur 
wenige bildungspolitische Originaldokumente unabhängig vom Thema Durchläs-
sigkeit für diesen Zeitraum gefunden werden, deren Ursprung nicht öffentliche 
Stellen waren. Dies bedeutet zweierlei für die Analysen des ersten Untersuchungs-
zeitraums: Die hier vorgestellten Debatten und Diskursstrukturen reflektieren ei-
nerseits, wie auch in den Dokumenten der staatlichen Organisationen sichtbar 
wird, die geringe Relevanz des Themas Durchlässigkeit im ersten Untersuchungs-
zeitraum. Sie können aber schließlich lediglich für einen Teil des koordinativen 
Diskursraums als repräsentativ gelten, wobei mit der Regierung der bedeutendste 
Akteur (vgl. Kapitel 8.2.) untersucht und der hegemoniale Diskurs zu dieser Zeit 
dargestellt wird. Unterschätzt werden könnten allerdings mögliche Gegendis-
kurse. Anhand der Untersuchung der Diskursstrukturen des zweiten Zeitraums 
und einer Medienanalyse ist dies nicht sehr wahrscheinlich – aber es ist möglich. 
Um die zu rekonstruierenden Diskursstrukturen besser in die bildungspoliti-
schen Diskussionen einzubetten, werden zuerst die Debatten, die Kontexte, in 
denen Durchlässigkeit thematisiert wird, vorgestellt, um nachfolgend die genauen 
Charakteristika der Diskursstrukturen zu beleuchten. 
9.1.1 Schlaglichter der französischen Debatten zu 
Durchlässigkeit (1985-1998)  
In welchen Kontexten wurde über Durchlässigkeit im ersten Untersuchungszeit-
raum in Frankreich diskutiert? Insgesamt lassen sich drei Debatten identifizieren, 
welche für die Fragen von Durchlässigkeit zwischen Berufs- und Hochschulbil-
dung in Frankreich von Relevanz sind, wobei nur in einer Debatte Durchlässigkeit 
von Berufs- zur Hochschulbildung explizit gefordert wird. Folgende Debatten 
lassen sich voneinander abgrenzen: 
1) Debatte zur Modernisierung der Sekundarbildung und Erhöhung der 
Attraktivität beruflicher Bildung 
2) Debatten zur Modernisierung der Hochschulen 
3) Debatte zur Weiterbildung und der Ermöglichung lebenslangen Lernens 
Die Darstellung der Debatten erfolgt zwar getrennt, sie fanden aber parallel statt 
und es wurde auch aufeinander Bezug genommen. 
Debatte zur Modernisierung der Sekundarbildung und Erhöhung 
der Attraktivität beruflicher Bildung 
Da der Untersuchungszeitraum für den französischen Fall zur Zeit der Einfüh-
rung des beruflichen Abiturs einsetzt, ist anzunehmen, dass Fragen der Durchläs-
sigkeit von Berufs- zur Hochschulbildung in den öffentlichen Debatten ausführ-
lich diskutiert wurden. Tatsächlich wurde aber die Etablierung des bac pro nicht 
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mit der Ermöglichung des Zugangs zur Hochschule begründet. Vielmehr sollte 
die Einführung einer höheren Wertschätzung beruflicher Bildung und zu einer 
Höherqualifizierung beruflich Qualifizierter führen (Brauns 1998). Die Diskus-
sionen zum bac pro sind daher anders als erwartet, nicht durch Aussagen, welche 
sich mit Durchlässigkeit zwischen beruflicher und hochschulischer Bildung be-
fassen, gekennzeichnet. Vielmehr wurde insbesondere mit der Einführung des 
beruflichen Abiturs aber auch in den Debatten über die Weiterentwicklung der 
Berufsbildung als Ziel ausgegeben, die gesellschaftlich bestehenden Hierarchisie-
rungen zwischen beruflichen praktischen und eher allgemeinbildenden Bildungs-
gängen aufzuheben (Président 1989, MEN 1994, Premier ministre 1995). 145 
Das Ende der 1980er und die 90er Jahre in der Bildungspolitik in Frankreich 
waren reformreiche Jahre. Neben der Einführung des bac pro waren sie stark ge-
prägt durch die Einführung des Gesetzes loi d'orientation sur l'éducation 1989, dem 
sogenannten loi Jospin, (Loi Jospin 1989), in welchem u.a. neue Prinzipien für das 
französische Bildungswesen festgehalten wurden: eine stärkere Individualisierung 
der Bildung, d.h. eine stärkere personalisierte Ausrichtung der Bildung, aber auch 
ein größerer Entscheidungs- und Verantwortungsspielraum der Individuen, eine 
stärkere Dezentralisierung und die Festschreibung der sogenannten „contractuali-
sation“, d.h. der Zielvereinbarungen zwischen den Bildungsorganisationen und 
dem Staat. So wurden zu dieser Zeit auch die vierjährigen Verträge der Hoch-
schulen mit dem Staat (die contrats quadriennaux) erweitert146. Das wohl einfluss-
reichste Ziel, welches mit dem loi Jospin festgeschrieben wurde, ist, dass 80 % einer 
Kohorte ein Abitur und alle mindestens das Niveau des französischen Facharbei-
ters (CAP/BEP) erreichen sollten. 
Dieses Ziel war zwar bereits vorher formuliert worden (MEN 1985) und war 
ein Grund, warum das Berufsabitur eingeführt wurde (Prost 2000). Mit dem Ge-
setz von 1989 wurde diese Norm aber als nationales Bildungsziel festgeschrieben. 
Diese Debatte wurde aufgenommen, da sie gewissermaßen eine Debatte des 
Nicht-Thematisierens darstellt. Obwohl beruflich Qualifizierte ein baccalauréat er-
halten können, soll dieses lediglich ein Arbeitsmarkteinstiegszertifikat sein und 
der Übergang zur Hochschule ist kein Thema. 
Debatte zur Modernisierung der Hochschulen 
Die meisten Diskussionen im Bildungswesen Ende der 1980er und in den 90er 
Jahren in Frankreich drehten sich insbesondere um die Frage der Modernisierung 
145  Wie auch für die Diskursanalyse im deutschen Fall gilt ebenfalls für den französischen, dass zur 
Veranschaulichung und zum Nachweis der Diskurse repräsentative Quellen und Zitate 
angegeben werden. Dabei ist zu beachten, dass diese Quellen nicht die einzigen im 
Untersuchungszeitraum sein müssen, welche das Geschriebene belegen. Vielmehr stellt die 
Beschreibung der Diskursstruktur eine Modellierung typischer Strukturen, Verständnisse dar, 
welche aus allen im Anhang identifizierten Quellen herausgearbeitet wurden. 
146  Bereits mit dem Gesetz loi Savary von 1984 existierten erste Zielvereinbarungen, jedoch nur in 
Bezug auf Forschung und nicht den ganzen Universitätsbetrieb. 
 335 
der Universitäten und der Anpassung der Hochschullandschaft an steigende Stu-
dierendenzahlen und deren besseren Vorbereitung auf den Arbeitsmarkteinstieg 
(MENJS 1988 a, b). Mit dem plan université 2000 wurde vor allem der Ausbau der 
Hochschullandschaft vorangetrieben. Neben der Gründung neuer Universitäten 
und einer Vielzahl neuer technischer Hochschulinstitute, den IUTs, fand auch die 
Neugründung von in den Universitäten angesiedelten beruflichen Hochschulin-
stituten (instituts universitaire professionnels, IUP) in diesem Zeitraum statt. Der Aus-
bau der IUTs und IUPs sollte zu einer Diversifizierung der Bildungswege und 
einer stärkeren beruflichen Ausrichtung führen (MEN/MESR 1988; MESR 
1993). Insofern wurde innerhalb des Hochschulsystems noch stärker als davor 
auf eine Mischung zwischen stärker allgemeinbildenden und beruflich orientier-
ten Studiengängen gesetzt. 
Ein weiterer Aspekt der Modernisierungsinitiativen, welche vor allem durch 
die Bildungsminister Jospin (1988-1992) und später von Bayrou (1993-1997) 
durchgeführt wurden, befasste sich mit dem Problem des échec, dem systemati-
schen Studienmisserfolg einer Vielzahl von Studierenden im ersten Zyklus (den 
ersten beiden Studienjahren) – speziell an den Universitäten. Im ersten Untersu-
chungszeitraum wird dieses Thema der Studienprobleme zwar mit dem Anstieg 
der Studierendenzahlen und damit einer gewachsenen Heterogenität der Stu-
dent_innenschaft begründet, aber beruflich qualifizierte Abiturient_innen im Ge-
gensatz zu den Absolvent_innen des technologischen Abiturs wurden dennoch 
in den untersuchten Dokumenten nicht explizit als gefährdete Gruppe angespro-
chen. Eine Ausnahme bildet ein extra für das Hochschulbildungsministerium ver-
fasster Bericht von Daniel Laurent (1995), in welchem ebenfalls auf die gestiegene 
Zahl der Berufsabiturient_innen, welche ein Studium an Universitäten aufneh-
men anstatt direkt in den Arbeitsmarkt zu wechseln, hingewiesen wird. Insbeson-
dere diese Gruppe – zusammen mit dem Absolvent_innen des technischen Abi-
turs – werden als mögliche zukünftige Studierdende mit Problemen identifi-
ziert147. Insofern ist insgesamt gesehen auch diese Debatte eine des nicht Thema-
tisierens. Beruflich Qualifizierte mit einem bac pro, auch wenn sie auch schon in 
den 1990er Jahren auf die Hochschulen gewechselt sind, werden nicht als relevant 
anerkannt. 
Debatte zur Weiterbildung und der Ermöglichung lebenslangen 
Lernens 
Während die beiden vorherigen Debatten das Verhältnis der beruflichen Bildung 
zur Hochschulbildung mitbestimmen, so ist aber auch festzustellen, dass die 
Frage der Durchlässigkeit beruflicher Bildung auf Sekundarniveau zur Hoch-
schulbildung nicht thematisiert wurde. Allein die Debatte zur Weiterbildung und 
147  Der Bericht, da er nicht von einem der für die Analyse ausgesuchten Akteure verfasst wurde, 
ging nicht in die Feinanalyse der Diskurse ein. 
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der Ermöglichung lebenslangen Lernens bildet eine Ausnahme. So wurde in den 
Dokumenten sporadisch aber immer mal wieder die Förderung von Bildung über 
den gesamten Lebensverlauf (Président 1989) und damit auch die Stärkung be-
ruflicher Weiterbildung im Hochschulbereich durch den Ausbau der Validie-
rungsverfahren für berufliche Kenntnisse auch an Hochschulen als ein relevantes 
Ziel anerkannt und u.a. 1992 mit der Reform des VAP (vgl. Kapitel 8.2.4) voran-
gebracht. Die Förderung lebenslangen Lernens solle eine Hauptaufgabe auch der 
Hochschulen werden (MENSR 1996a, 1997), wodurch auch beruflich Qualifi-
zierte, welche bisher nicht studieren konnten oder wollten, eine Möglichkeit be-
kommen sich weiterzubilden, wobei dadurch gleichzeitig eine Anpassung an die 
ansteigenden Arbeitsanforderungen auf dem Arbeitsmarkt erfolgen soll. 
Abbildung 9 zeigt zusammenfassend die drei Debatten und bildungspoliti-
schen Reformen im Überblick, wobei in Frankreich durch die kontinuierlichen 
Reformanstrengungen die Debatten quasi keinen richtigen Start und Endpunkt 
hatten, sondern mit neuen Reforminitiativen immer wieder aufgegriffen wurden. 
Die gestrichelten Linien um die Debattenbox mit der helleren Schrift sollen an-
zeigen, dass die Debatte zwar für die Erklärung des französischen Falles von Re-
levanz war, aber letztlich nicht explizit auf Durchlässigkeit zwischen Berufs- und 
Hochschulbildung abzielte. Auffällig ist, dass auch wenn einige regulativen Refor-
men im Hinblick auf Durchlässigkeit zwar stattgefunden hatten – wie die Reform 
des D.A.E.U., dem zweiten Bildungsweg in die Hochschule –, diese jedoch nicht 
in den Dokumenten sichtbar wurden. 
9.1.2 Französischer Diskurs 1985-1998: Durchlässigkeit via 
Weiterbildung für Berufserfahrene 
Anhand der Debatten konnte verdeutlicht werden, dass im ersten Zeitraum 
Durchlässigkeit zwischen beruflicher Sekundar- und Hochschulbildung kaum dis-
kutiert wurde. Aus den Aussageereignissen, welche primär zu der Debatte zur 
Ermöglichung des lebenslangen Lernens zählen, aber auch den beiden anderen 
Debatten konnte trotzdem ein Diskurs identifiziert werden, der Durchlässigkeit 
zwischen Berufs- zur Hochschulbildung für Berufserfahrene fordert. Wie genau 
sah nun aber dieser Durchlässigkeitsdiskurs bis 1998 aus? 
Die Darstellung der Diskursstruktur erfolgt analog wie im deutschen Fall in 
mehreren Schritten und stellt den Diskurs als Querschnitt für den ersten Unter-
suchungszeitraum dar. Dies ist möglich, da keine größeren Veränderungen für 
diesen Zeitraum festzustellen sind. Zuerst werden die rekonstruierten Argumen-
tationsmuster dargestellt. Es wird gezeigt, warum Durchlässigkeit thematisiert 
wird. Warum wird fehlende Durchlässigkeit als Problem erkannt? In einem zwei-
ten Schritt geht es insbesondere um das Verständnis von Durchlässigkeit, welches 
auch in den Lösungsvorschlägen sichtbar wird. Wie soll Durchlässigkeit erreicht 
























































































































































































































































































































































Durchlässigkeit wider? Für wen soll Durchlässigkeit geschaffen werden, d.h., wel-
che Rollenerwartungen (normative Dimension) werden konstruiert? Schließlich 
sollen auch offenbare Strategien aus dem Diskurs dargelegt werden, wobei dieser 
Analyseteil im ersten Untersuchungszeitraum nur sehr kurz ausfallen kann. 
Argumentationslogiken des französischen Diskurses 
Für den Zeitraum 1985-1998 konnte in Frankreich ein Diskurs identifiziert wer-
den, der als reformorientierter Diskurs benannt werden soll. Im Gegensatz zu 
Deutschland, wo es eine klare Unterscheidung zwischen einem Diskurs gibt, der 
bestehende Strukturen kritisiert und einem anderen, der diese konservieren will, 
ist eine solche Kombination in Frankreich in den untersuchten Aussagen nicht 
festzustellen. Insofern gilt der Diskurs auch als reformorientiert, da er bestehende 
Strukturen nicht grundsätzlich infrage stellt aber in Richtung einer größeren 
Durchlässigkeit reformieren soll. Dieser Diskurs unterscheidet zwei Argumenta-
tionslogiken, die dann jeweils auch die Diskursstränge bestimmen. Einmal wird 
Durchlässigkeit stärker aus funktionalistischer Perspektive und einmal aus univer-
salistischer Perspektive gefordert. Diese beiden Argumentationslogiken begrün-
den, warum in Frankreich über Durchlässigkeit diskutiert wird und warum Durch-
lässigkeit als Problem in den untersuchten Aussageereignissen wahrgenommen 
wird.Tabelle 23 fasst die Argumentation abschließend zusammen. 




(Weiter-)bildung als Recht 
(Weiter-)bildung als öffentliche Aufgabe
(Weiter-)bildung als zweite Chance, um beste-
hende Ungleichheit zu korrigieren
Gesellschaft:
Bedarf der Höherqualifizierung durch strukturel-
len Wandel der Wirtschaft
Individuum:
Recht auf (Weiter-)bildung zur Erlangung des 
höchsten Bildungsniveaus auch als zweite 
Chance auf ein Studium
Individuum:
Verringerung des individuellen Arbeitslosigkeits-
risiko
Quelle: Darstellung durch die Verfasserin 
Die Besonderheit und das Typische für den ersten Untersuchungszeitraum be-
steht darin, dass Durchlässigkeit von beruflicher Sekundar- und Hochschulbil-
dung, im Sinne einer Fortführung der Erstausbildung, d.h. eines direkten An-
schlussstudiums an die berufliche Ausbildung, nicht explizit thematisiert wird. 
Durchlässigkeit zwischen Berufs- und Hochschulbildung wird stattdessen erst re-
levant nach dem Einstieg in das Erwerbsleben bei Fragen der Weiterbildung. Die 
Ermöglichung der tertiären Weiterbildung wird als eine normale Entwicklung des 
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Bildungssystems und komplementäre Aufgabe zur Erstausbildung konstruiert 
(Président 1987). 
La formation continue sera un élément essentiel du rôle de l'enseignement supérieur 
dans la société française du XXIe siècle. (MENSR 1997)148 
Im Diskurs werden dabei zwei mögliche Formen der Weiterbildung für die Hoch-
schulbildung diskutiert. Einerseits die Pause nach einem ersten tertiären Ab-
schluss und dann ein Wiedereinstieg, und zweitens der Einstieg in das Hochschul-
system ohne vorheriges Studium aber mit Berufserfahrung. Letzteres ist für die 
Frage der Durchlässigkeit zwischen beruflicher und Hochschulbildung von Be-
deutung. 
Diese Form von Weiterbildung im Hochschulsystem wird aus zwei Perspek-
tiven begründet – einerseits funktionalistisch: der Eintritt aus dem Erwerbsleben 
in die Hochschule dient der Deckung der Bedarfe des Arbeitsmarkts und dem 
Bedarf der Höherqualifizierung der Arbeitnehmerschaft aufgrund des strukturel-
len Wandels im Wirtschaftssystem – ausgelöst durch technologischen Wandel 
und Tertiärisierung (Président 1987, 1989, 1990). Aus dieser Perspektive ist Wei-
terbildung auch als eine Absicherung gegen die individuelle Gefahr der Arbeits-
losigkeit zu sehen (Président 1989). 
Andererseits wird Durchlässigkeit in Form von hochschulischer Weiterbil-
dung auch universalistisch begründet als individuelles Recht auf Bildung, d.h. das 
Recht, sich so hoch wie möglich im Lebensverlauf zu bilden. Aus diesem Grund 
sei Bildung ein öffentliches Gut, welches vom Staat finanziert werden muss 
(Président 1989). Zudem stelle die Realisierung von Weiterbildung an den Hoch-
schulen auf Basis beruflicher Erfahrungen auch eine Form von Chancengleichheit 
dar, da auf diese Weise Individuen, denen zuvor das ein Hochschulstudium nicht 
möglich war, diese Möglichkeit erhalten (MENSR 1997). 
La reconnaissance de ce droit à un temps de formation en cours de vie, pour ceux qui 
n'auraient pas eu la chance de bénéficier d'une formation initiale universitaire, comme 
pour ceux qui ressentiraient le besoin d'un complément de formation, selon le prin-
cipe du chèque-éducation, changera profondément l'image et la réalité de l'université. 
(MENSR 1997)149 
Lebenslange Bildung ist somit zentral für die Ermöglichung von Chancengleich-
heit und trägt gleichzeitig dazu bei, das Individuum als Person und Bürger und in 
beruflicher Perspektive weiterzuentwickeln (Président 1989). 
148  „Weiterbildung wird ein essentieller Bestandteil der Funktion der Hochschulbildung in der 
französicshen Gesellschaft des 21. Jahrhunderts sein.“ (MENSR 1997, Übersetzung NB) 
149  „Die Anerkennung des Rechtes auf Bildung im gesamten Lebensverlauf nach dem Prinzip eines 
einzulösenden Bildungsgutscheins für diejenigen, die bis dahin nicht die Chance einer initialen 
Ausbildung an der Universität hatten sowie für diejenigen, die den Bedarf sehen, ihre Bildung 
weiter zu vervollständigen, wird das gesellschaftliche Bild und die Realität der Universität 
grundlegend verändern.“ (MENSR 1997, Übersetzung NB) 
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Strukturmerkmale und Strategien des französischen Diskurses 
In diesem Abschnitt soll die Struktur des Diskurses daraufhin untersucht werden, 
wie und für wen Durchlässigkeit im ersten Zeitraum thematisiert wird. Welche 
Aspekte werden angesprochen und können zudem Strategien rekonstruiert wer-
den. Eine Übersicht der Struktur findet sich am Ende des Abschnitts in Tabelle 
24. 
Mit dem Fokus auf Weiterbildung beruflich Qualifizierter wird Durchlässig-
keit über Zugang und Anrechnung konzeptualisiert. Zugang sollen dann aus uni-
versalistischer Perspektive die Berufserfahrenen erhalten, die sich weiterbilden 
wollen bzw. aus funktionalistischer Perspektive diejenigen, die sich auch durch 
strukturellen Wandel des Wirtschaftssystems weiterbilden müssen, um konkur-
renzfähig auf dem Arbeitsmarkt zu bleiben. Ein genaueres Bild der Zielgruppe 
wird nicht spezifiziert. Es sind Personen mit mehrjähriger Berufserfahrung150. Es 
wird deutlich, dass im funktionalistischen Diskursstrang die beruflich qualifizier-
ten Individuen, welche sich weiterbilden, als Ressource für den Arbeitsmarkt be-
trachtet werden. Im Unterschied dazu steht im universalistischen Diskursstrang 
das Individuum als Person im Vordergrund, welches eine Chance erhält sich wei-
terzubilden und potenzielle vorherige Benachteiligungen zu kompensieren (Prési-
dent 1989, MENSR 1997). 
Beruflich Qualifizierte der Sekundarstufe II, die Berufsabiturient_innen, wer-
den im Diskurs nicht als Zielgruppe für die Hochschule thematisiert. Ihre Auf-
gabe ist die Integration in den Arbeitsmarkt und nicht in die Hochschulen. Auch 
wenn bereits im ersten Zeitraum Berufsabiturient_innen an die Hochschulen gin-
gen und mit dem Problem der systematischen Studienabbrüche zu kämpfen hat-
ten (vgl. Laurent 1995), wird dies nicht öffentlich diskutiert. Zwar beschreibt Prä-
sident Mitterand 1989, dass allen Abiturient_innen ein Studium ermöglicht wer-
den soll, aber in der weiteren Rede werden auch hier berufliche Abiturient_innen 
nicht als Zielgruppe für die Hochschule näher erwähnt. 
L'Etat doit s'organiser quoiqu'il en coûte pour que tous les bacheliers qui le deman-
dent puissent être admis à poursuivre des études supérieures dans des conditions 
d'accueil et d'encadrement dignes de notre pays. (Président 1989)151 
Beruflich Erfahrene dagegen sollen im Diskurs nicht nur den Zugang zur Hoch-
schule erhalten, sondern auch die Möglichkeit bekommen, ihre beruflichen Er-
fahrungen validieren und damit anzuerkennen und anrechnen zu lassen. Anrech-
nung soll über das Verfahren VAP erfolgen (MENSR 1996a, 1997). 
150  Das Validierungsverfahren VAP, das 1992 eingeführt wurde, kann erst nach 5 Jahren 
Berufserfahrung durchgeführt werden. 
151  „Egal was es kostet, der Staat muss dafür sorgen, dass alle Abiturient_innen, die danach 
verlangen, die Möglichkeit erhalten, ihre Bildung mit dem Studium fortzusetzen unter Zugangs- 
und Betreuungsbedingungen, die unserem Lande würdig sind.“ (Président 1989, Übersetzung 
NB) 
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Auf diese Weise werden explizit Kenntnisse und Kompetenzen, welche be-
ruflich erworben wurden, als gleichwertig im Vergleich zu Kompetenzen die ei-
nerseits mit dem bac general oder techno und andererseits auch mit Kompetenzen, 
welche innerhalb der Hochschule erworben werden, anerkannt. Gleichwertigkeit 
zwischen beruflichen und hochschulisch erworbenen Fähigkeiten wird im Dis-
kurs allerdings nur implizit thematisiert, dadurch dass explizit Validierung gefor-
dert wird. Voraussetzung, dass eine derartige Validierung möglich ist, ist zum ei-
nen die Institutionalisierung von Validierungsprozeduren an den Hochschulen. 
Dies soll über die Vier-Jahresverträge sichergestellt werden (MENSR 1997). 
Eine weitere Voraussetzung ist zum anderen die kohärente und lesbare Ge-
staltung von Studiengängen, welche eine Rückkehr in die Bildung über beruflicher 
Erfahrungen ermöglicht (MENJS 1988b). 
Fragen der Heterogenität der Studierenden werden zwar im ersten Zeitraum 
immer wieder diskutiert, jedoch nicht im Hinblick auf beruflich Qualifizierte. Als 
besonders zu betreuende Gruppe wird immer wieder die der technischen Abitu-
rient_innen angesprochen (MENJS 1988c, Premier ministre 1995). Es wird kon-
statiert, dass die bestehenden Strukturen nicht an die differenten Voraussetzun-
gen der Bildungsteilnehmer_innen angepasst sind und dass dies durch eine stär-
kere Betreuung Studierender, eine größere Flexibilität im Studium und Beratung 
sowie Lesbarkeit der Bildungsgänge verbessert werden könnte (MENJS 1988b, 
1989b; MEN 1994; 1996a; 1997b Premier ministre 1995). An dieser Stelle soll 
nicht weiter auf den Umgang mit heterogenen Bedürfnissen eingegangen werden, 
da dieser Diskurs nicht in Bezug auf beruflich Qualifizierte geführt wird. Es soll 
jedoch deutlich werden, dass auch im ersten Zeitraum ein gewisses Bewusstsein 
für die Problematik heterogener Bedürfnisse bestand. 
Ähnlich verhält es sich bei der Frage organisationaler Verbindungen. Auch 
dieser Aspekt wird nicht in Verbindung zur Durchlässigkeit mit beruflich Quali-
fizierten gebracht. Zwar wird insbesondere im ersten Zeitraum ein Ausbau beruf-
lich orientierter Studiengänge, eine für Frankreich typische Verbindung von be-
ruflicher und Hochschulbildung, vorangetrieben. Dieser Ausbau soll zu einer 
Diversifizierung der Bildungswege führen, welche den Abiturient_innengruppen, 
vor allem den technischen Abiturient_innen, zugute kommen soll (MESR 1988). 
Auch die Einführung von alternance, d.h. die Ermöglichung des Lernens in Betrieb 
und Ausbildungszentrum auf allen Bildungsstufen, wird nicht in Verbindung mit 
Durchlässigkeit thematisiert. Primäres Ziel dieser Entwicklungen ist eine stärkere 
Arbeitsmarktorientierung. 
Insbesondere durch diese nicht Thematisierung beruflicher Abiturient_innen 
als Zielgruppe wird jedoch die gesellschaftliche Bewertung des beruflichen Abi-
turs als Arbeitsmarkteinstiegszertifikat verstärkt. Obwohl diese bereits zu Beginn 
der 1990er Jahre in die Hochschulen wechselten, werden sie nicht anerkannt und 
ihre bestehenden Probleme nicht öffentlich wahrgenommen und als relevant be-
trachtet. 
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Eine Übersicht der Charakteristika des französischen Diskurses findet sich in 
Tabelle 24. 
Tabelle 24 Struktur des Durchlässigkeitsdiskurses (1985-1998): Durchlässigkeit 
über Weiterbildung 
universalistisch funktionalistisch
Zugang Über Validierung von Berufserfahrung
Zielgruppe 
(konstruierte Rolle)
Individuen mit Berufserfahrung zur in-
dividuellen Weiterentwicklung
Individuum mit Berufserfahrung, das 
die eigenen Fähigkeiten an verän-
derten Arbeitsmarktbedingungen an-
passt
Subjektposition Individuum als Person Individuum als Humankapital
Anrechnung wo Im Hochschulsystem Im Hochschulsystem
Anrechnung was Berufserfahrung sowohl aus formaler beruflicher Bildung als auch vor allem 
aus Berufspraxis
Anrechnung wie Über neu institutionalisiertes Validierungsverfahren (VAP) und Einrichtung ko-
härenter und transparenter Studiengänge
Heterogenität Heterogenität von Studierenden wird anerkannt (aber nicht in Bezug auf be-
ruflich Qualifizierte der SekII)
Institutionelle 
Verbindung
Ausbau beruflich orientierter Studiengänge (aber nicht in Bezug auf beruflich 
Qualifizierte der Sek II, sondern vor allem für Abiturient_innen des techni-
schen Zweigs)
Strategie Institutionalisierung des Rechts auf Bil-
dung zur individuellen Weiterentwick-
lung und Kompensation von möglichen 
Benachteiligungen
Weiterbildung um wirtschaftlichen 
Entwicklungen zu entsprechen und 
individuelle Risiken zu minimieren
Quelle: Darstellung der Verfasserin 
Zusammenfassend lässt sich für den ersten Zeitraum sagen, dass in diesem 
Durchlässigkeit zwischen Berufs- und Hochschulbildung kaum eine Rolle spielt. 
Das berufliche Abitur wird nicht in seiner Funktion als Hochschulzugangsberech-
tigung anerkannt und berufliche Abiturient_innen werden durch die permanente 
nicht Thematisierung stigmatisiert und als nicht gleichberechtigt zu den Absol-
vent_innen der beiden anderen Abiturzweige konstruiert. Berufliche Erfahrung 
nach einer beruflichen Erstausbildung allerdings wird als adäquate Grundlage für 
ein Hochschulstudium und zum Teil auch einer Anrechnung von Kompetenzen 
anerkannt. An dieser Stelle wird die Bedeutung, welche Berufserfahrung im Un-
ternehmen in Frankreich spielt (vgl. Maurice et al. 1986) deutlich und deren 
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Gleichwertigkeit im Vergleich zu Hochschulzugangsberechtigungen des techni-
schen und allgemein Abiturs sowie Studienleistungen durch die Einführung des 
Validierungsverfahren institutionalisiert. Im universalistischen Diskursstrang zielt 
dabei Weiterbildung über Validierung an den Hochschulen auf die Institutionali-
sierung des Rechts auf Bildung zur individuellen Weiterentwicklung und auf die 
Kompensation von möglichen vorherigen Benachteiligungen im Bildungsverlauf. 
Im funktionalistischen Diskursstrang kann die Strategie eher darin gesehen wer-
den, Weiterbildung über Validierung beruflicher Erfahrung als Möglichkeit der 
Risikominimierung zu konstruieren: einmal gesellschaftlich zur Anpassung an ei-
nen Strukturwandel und den Fachkräftebedarf, aber auch individuell als Minimie-
rung des persönlichen Arbeitslosigkeitsrisikos. 
9.2 Gesellschaftliche Wissensbestände zur Durchlässigkeit 
in Zeiten von Bologna und Kopenhagen (1999-2012) 
Wie hat sich der Durchlässigkeitsdiskurs nach 1998 geändert? Diese Frage soll in 
diesem Kapitelabschnitt im Zentrum stehen. Kam es zu einer Veränderung der 
Argumentationslogiken und des Verständnisses von Durchlässigkeit? Im Unter-
schied zum ersten Zeitraum konnten diesmal Dokumente aller ausgewählten Ak-
teure der Bildungspolitik mit in die Analyse aufgenommen werden, wobei der 
Diskurs eindeutig durch die Bildungsministerien dominiert wird. 
Zuerst werden die durchlässigkeitsrelevanten Debatten vorgestellt, um im 
Anschluss darauf aufbauend die Diskursstrukturen und schließlich die im Diskurs 
herauskristallisierten Strategien und Akteurspositionen zu analysieren. 
9.2.1 Schlaglichter der französischen Debatten zu 
Durchlässigkeit (1999-2012)  
Ähnlich wie die Jahre davor wurde auch nach 1998 im französischen Bildungs-
system eine Vielzahl von Reformen durchgeführt, welche u.a. auch ein Großteil 
der Debatten und damit der Diskurse um Durchlässigkeit mitbestimmten. Wie 
auch im ersten Zeitraum lassen sich kaum deutliche Anfangs- und Endpunkte 
von durchlässigkeitsrelevanten Debatten feststellen, da die kontinuierlichen Re-
formen oder auch Events wie der jährliche Schulabschluss mit den zentralen Abi-
turprüfungen oder dem Semesterstart zu einem wiederholten Aufgreifen der re-
levanten Themen führten. Folgende große Debatten lassen sich feststellen:  
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1) Debatte zur Aufwertung beruflicher Bildung 
2) Debatte zur Modernisierung der Hochschulen, wobei das Problem des 
studentischen Misserfolgs immer einen großen Teil dieser Debatte aus-
machte 
3) Debatte zur Umsetzung der Bologna-Reformen und Einführung der li-
cence pro 
4) Debatte zum Ausbau der Möglichkeiten für lebenslanges Lernen 
Auch wenn manche Debatten den gesamten Zeitraum präsent waren, so bedeutet 
dies nicht, dass sie immer gleich geführt wurden. Insbesondere durch Regierungs-
wechsel wurden partiell unterschiedliche Schwerpunkten gesetzt. Wenn sich 
dadurch die Diskurse verändert haben, wird das in der Analyse kenntlich gemacht. 
Debatte zur Attraktivität der Berufsbildung 
Die Frage der Erhöhung der Attraktivität der Berufsbildung im französischen Bil-
dungssystem und der Gesellschaft war der erste größere Kontext, in welchem 
Durchlässigkeit von beruflicher (Sekundar-)Bildung zur Hochschulbildung disku-
tiert wurde. Besonders stark geführt wurde die Debatte zum Jahrtausendwechsel 
und in den ersten Jahren danach. Dann war sie weniger virulent und aber erstarkte 
ab 2007 mit der Reform des Berufsabiturs und deren Konsequenzen erneut (vgl. 
Abbildung 10). Das Ziel der Erhöhung der Wertschätzung von beruflicher Bil-
dung in Frankreich kann dabei als Konsens der bildungspolitischen Akteure an-
gesehen werden. 
Die 1999 vom Bildungsminister Allègre (1997-2000) proklamierte Charte de 
Lycée zielte in der Reform des französischen Schulwesens auf eine größere Gleich-
wertigkeit der drei Abiturzweige. Auch wenn das Berufsabitur weiterhin als be-
ruflicher Abschluss, welcher primär auf den Arbeitsmarkt zielt, angesehen wurde, 
war ein Teil des Reformprogramms auch eine bessere Vorbereitung der berufli-
chen Abiturient_innen auf ein Studium in den BTS (MENRT 1999a). 
Le baccalauréat professionnel a pour objectif principal l'insertion professionnelle di-
recte de ses titulaires dans l'emploi à un niveau de qualification reconnu. […] Au-
jourd'hui, un nombre significatif de bacheliers professionnels poursuivent cependant 
des études celles-ci devant donc pouvoir s'effectuer dans des conditions qui en facili-
tent la réussite, la préparation au BTS semble pouvoir être privilégiée pour construire 
une solution pédagogique appropriée. (MENRT 1999a)152 
152  „Das Berufsabitur zielt primär auf die direkte berufliche Integration seiner Inhaber_innen in den 
Arbeitsmarkt auf einem rechtlich anerkannten Qualifikationsniveau. […] Dennoch beginnt eine 
signifikante Gruppe der Berufsabiturient_innen heutzutage ein Studium. Dieses sollten sie daher 
auch unter Bedingungen, die einen Studienerfolg erleichtern, absolvieren können. Die 
Vorbereitung auf den BTS-Abschluss erscheint eine geeignete pädagogische Lösung bieten zu 
können.“ (MENRT 1999a, Übersetzung NB) 
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Dies stellte einen klaren Unterschied zu den Debatten in den Jahren zuvor dar, 
da beruflich Qualifizierte als Zielgruppe des tertiären Bildungssystems erstmals 
anerkannt wurden. 
Die Bedeutung der beruflichen Bildung wurde zu Zeiten der sozialistischen 
Regierung von Lionel Jospin auch darin deutlich, dass 2000 ein Minister für be-
rufliche Bildung ernannt wurde. Vor dem Hintergrund einer sehr guten konjunk-
turellen Lage wurde vor allem auf einen Fachkräftemangel hingewiesen, dem nur 
entgegengewirkt werden kann, wenn man die Attraktivität der beruflichen Bil-
dung erhöht. Ziel war daher insbesondere, mehr Jugendliche für die Berufsbil-
dung zu begeistern. Der Minister für die berufliche Bildung, Melenchon, sah u.a. 
folgende Reforminitiativen als essenziell an (vgl. MDEP 2000b, g, 2002): Berufli-
che Bildung müsse lesbarer werden, d.h., die Diplome und deren Bedeutung so-
wie deren Zusammenhang mit weiteren beruflichen Abschlüssen sollten besser 
ersichtlich werden. Zudem dürfe berufliche Bildung keine Sackgasse sein. Durch-
lässigkeit müsse zu den andern Abiturzweigen, aber auch innerhalb der berufli-
chen Bildung sowie zu dem nächst höheren Bildungsniveau gewährleistet sein. 
Nur wenn diese Anschlussfähigkeit gegebensei, sei berufliche Bildung auch at-
traktiv genug und könne zur tatsächlichen Wahl der Jugendlichen werden, anstatt 
lediglich als schulische Negativauslese zu fungieren (vgl. MDEP 2000a, b, f). 
Die sogenannte „Fluidität“, welche gefordert wird, schließt auch explizit die 
tertiäre Bildung mit ein; so solle es Wege vom CAP bis zur licence professionelle oder 
auch dem Ingenieursdiplom geben. Diese Aufstiegsmöglichkeiten im Bildungs-
system müssen zudem für alle beruflichen Ausrichtungen möglich sein. Die Ein-
führung des lycée des métiers, einem auf einen größeren Berufsbereich fokussierten 
Berufsgymnasium, in welchem die zu diesem Berufszweig gehörenden Ab-
schlüsse erworben werden können, sollte ebendiesen Maßstäben entsprechen und 
die Attraktivität der Berufsbildung erhöhen. Ziel war es in einer Organisation 
technologische Abiturabschlüsse, berufliche Sekundarabschlüsse vom CAP bis 
zum Abitur sowie tertiäre berufliche Abschlüsse, BTS und licence pro zu vergeben 
(vgl. MDEP 2000d, e, g). Auf diese Weise wird zum einen das größere Ganze 
eines Berufsfeldes auch den Lernenden ersichtlich. Außerdem werden so auch 
bereits die Absolvent_innen der sekundären Abschlüsse über Möglichkeiten des 
Weiterlernens hautnah informiert (MDEP 2001b). Der Titel lycée des métiers sollte 
dabei nur ausgewählten Berufsschulen verliehen werden, welche einen ganzen 
Kanon an Eignungsvoraussetzungen erfüllen mussten. Lycée des métiers sollte ein 
Qualitätslabel mit hoher Anziehungskraft sein und auch die konservativen Nach-
folgeregierungen sahen in dieser Organisationsform einen Hebel zur Erhöhung 
der Attraktivität der Berufsbildung (vgl. MJENR 2002b; MEN 2007a, d). Die 
Hauptkritik der Gewerkschaften an dem lycée des métiers wendete sich vornehmlich 
gegen die Umbenennung von Berufsschulen mit diesem Label. Es sollten nicht 
nur einige von den mit dem Label einhergehenden (auch finanziellen) Vergünsti-
gungen profitieren, sondern alle Berufsschulen sollten möglichst auf dasselbe gute 
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Qualitätsniveau gebracht werden, um nicht noch innerhalb der Berufsbildung ein 
Zweiklassensystem einzuführen (CGT 2009). 
Nach der Einführung der lycées de métiers war das Gesetz loi d’orientation et de 
programme pour l'avenir de l'école (loi Fillon) von 2005 (Loi Fillon 2005) ein weiteres 
wichtiges Ereignis für die Frage der Durchlässigkeit von beruflicher Bildung und 
Hochschulbildung im Kontext der Debatte zur Attraktivität, auf welches ebenfalls 
in den nachfolgenden Debatten immer wieder hingewiesen wurde. Das loi Fillon 
bestätigte dabei erneut das Ziel, dass 80 % eines Jahrgangs einen Abiturabschluss 
erreichen sollte. Es schrieb auch das von Lionel Jospin zum ersten Mal ausgege-
bene und mit dem Verweis auf die Lissabon-Stategie immer wieder bestätigte Ziel 
fest, dass 50 % eines Jahrgangs mit einem Hochschulabschluss das Bildungssys-
tem verlassen sollen. Dies wurde vor allem damit begründet, dass das 21. Jahr-
hundert das Jahrhundert der Wissensgesellschaften ist und lediglich eine ausrei-
chende Ausbildung eine Voraussetzung ist, um die damit verbundenen Heraus-
forderungen zu meistern (MENSR 2004b). 
Neben dieser Zielmarge wurde auch als ein weiteres Ziel des französischen 
Schulwesens die Stärkung beruflicher Bildung ausgewiesen. Dies sollte dadurch 
gewährleistet werden, dass für jeden BEP-Abschluss überdies ein passender 
bac pro-Abschluss bestehen müsse und dass die besonders guten der bac pro-Ab-
solvent_innen, auch einen Zugang zu einem passenden BTS Studiengang erhalten 
sollten. Diese festgeschriebenen Ziele wurden ebenfalls in den darauffolgenden 
Jahren immer wieder aufgegriffen und bestätigt. 
Pour rendre les filières professionnelles plus attractives, le BEP sera clarifié avec un 
BEP par branche, l’accès au Bac Pro en 3 ans sera généralisé pour ceux qui le souhai-
tent, et les titulaires de Bac Pro mention B ou TB auront de plein droit accès à une 
place en STS, en vue d’un BTS correspondant à leur spécialité. (MENSR 2004b)153 
Erneute Konjunktur erlangte das Thema der Gleichstellung beruflicher Bildung 
mit den technischen und allgemeinen Bildungswegen durch die Reform des 
Berufsabiturs unter dem konservativen Bildungsminister Darcos (2007-2009). 
Durch diese Reform wird seit dem Beginn des Schuljahrs 2009 das Berufs-
abitur in Frankreich genauso wie die anderen beiden Abiturzweige in lediglich drei 
Jahren erworben, während die Schüler_innen in diesem Zweig zuvor insgesamt 
vier Jahre benötigten. Das offizielle Ziel der Reform besteht darin, das berufliche 
Abitur aufzuwerten und auf eine Stufe mit den anderen Abiturzweigen zu stellen, 
welche ebenfalls nach drei Jahren erworben werden. Das Berufsabitur soll das 
zentrale Diplom der beruflichen Ausbildung in der Sekundarstufe werden und 
dazu beitragen, das Ziel zu erreichen, dass 80 % eines Jahrgangs ein Abitur erwer-
ben (MEN 2008d, 2009). Mit dieser Reform wird das berufliche Diplom Brevet 
153  „Um die beruflichen Abschlüsse attraktiver zu gestalten, wird das BEP auf einen BEP-Abschluss 
pro Berufsbranche klarifiziert, wird der Zugang zu einem Berufsabitur in drei Jahren für alle, die 
dies wünschen, verallgemeinert, und die Inhaber_innen eines Berufsabiturs mit guten oder sehr 
gutem Abschlusszeugnis werden ein volles Zugangsrecht für einen Platz an den STS in ihrer 
Fachrichtung erhalten.“ (MENSR 2004b, Übersetzung NB) 
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d'études professionnelles (BEP), welches zuvor nach zwei Jahren im beruflichen Zyk-
lus erworben werden konnte, quasi abgeschafft und ist nur noch ein intermediäres 
Zertifikat auf dem Weg zum Abitur (vgl. Bouyx 2009). Dieser Schritt wurde als 
notwendig angesehen, um diejenigen, welche bisher nach den 2 Jahren ihr BEP 
erhielten, aber nicht mehr motiviert genug waren, um noch weitere zwei Jahre zur 
Schule zu gehen, auch auf das Abitur-Niveau zu bringen (vgl. Interview 
MEDEF). Insofern soll es die Durchlässigkeit zum Abitur erhöhen. Die Frage 
der Durchlässigkeit zum Hochschulstudium wurde mit der Reform von Seiten 
der Regierung nicht angesprochen. Auch hier galt das Berufsabitur weiterhin als 
Abschluss für den Arbeitsmarkteinstieg. Der Durchstieg in den Hochschulbe-
reich wurde weiterhin als Ausnahme angesehen. Die Reform des Berufsabiturs 
wurde insbesondere von Seiten der Gewerkschaften stark kritisiert. Die Haupt-
kritikpunkte bestanden dabei darin, dass vor allem das „gesparte Jahr“ zur Haus-
haltssanierung jedoch nicht zur Gleichstellung der Bildungswege beitrage und die 
Demokratisierung im Schulsystem gefährde (CGT 2009). 
L’arrière pensée de la contre réforme de la voie professionnelle mise en œuvre à partir 
de la rentrée 2008, ne réside pas seulement dans la recherche d’économie budgétaire, 
elle repose aussi sur des présupposés idéologiques et politiques qui accélèrent un 
processus déjà amorcé, en rupture avec une „ambition scolaire“ démocratique. (CGT 
2009)154 
Weiterhin kritisieren die Gewerkschaften, dass die Reform den Arbeitsmarktein-
stieg erschwert und die zweijährige Erstausbildung entwertet, welche insbeson-
dere von den Schichten mit einem niedrigen sozioökonomischen Status gemacht 
wird. Durch die mit der Reform einhergehende verringerte Vermittlung von All-
gemeinbildung erhalten die Absolvent_innen eine geringere Chance zu Karriere 
und Weiterbildungsaufstiegen. Auch die Antwort auf die Frage, was die Reform 
für die Möglichkeit der Abiturient_innen aus diesem Abiturzweig, ein Hochschul-
studium anzufangen und erfolgreich abzuschließen, bedeutet, wird von den Ge-
werkschaften stark negativ bewertet. Zudem verstärkt es die bestehende Perspek-
tive auf die Abiturzweige: Während die anderen auf ein Hochschulstudium vor-
bereiten, dient das Berufsabitur allein dem Einstieg in den Arbeitsmarkt (CGT 
2009, 2011). 
La généralisation du bac professionnel 3 ans interpelle les positions respectives du 
bac professionnel et du bac technologique. Alors que le premier permet l’insertion, le 
second vise la poursuite d’étude. (CGT 2009)155 
154  „Der Hintergedanke dieser rückwärtsgewandten Reform des beruflichen Bildungsweges, die mit 
dem Schuljahresbeginn 2008 umgesetzt wird, ist nicht nur die Suche nach budgetären 
Kürzungsmöglichkeiten, er ruht auch in politischen und ideologischen Setzungen, die den sich 
bereits abzeichnenden [Reform, NB] Prozess beschleunigen, welcher mit der demokratischen 
‚Schulambition‘ bricht.“ (CGT 2009, Übersetzung NB) 
155  „Die Verallgemeinerung [der Dauer] des Berufsabiturs in drei Jahren ruft die jeweiligen 
unterschiedlichen Funktionen des beruflichen und technischen Abiturs hervor. Während das 
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Diese Trennung der Ausrichtung der unterschiedlichen Abiturzweige wurde auch 
in den Reforminitiativen für den allgemeinen und den technischen Abiturzweig 
deutlich, welche 2008 angestoßen wurden. Ein Hauptziel der Reform war eine 
bessere ‚Orientierung‘ in das Hochschulwesen, so dass unnötige Studienabbrüche 
oder -wechsel vermieden werden können. Die Orientierung in den Hochschulbe-
reich war bei den Reformen des bac pro hingegen kein Thema. ‚Orientierung‘ ist 
anscheinend nicht notwendig. Und wenn die Absolvent_innen tatsächlich weiter-
studieren wollen sollten, dann wären die BTS Studiengänge die einzige in den 
Debatten antizipierte Möglichkeit (MJENR 2002e; MESR 2011a, b; CPU 2011: 
55). 
Debatte zur Modernisierung des Hochschulsystems 
Während im ersten Zeitraum das Problem des Studienmisserfolgs in den Debat-
ten noch nicht auf die Gruppe der beruflich Qualifizierten bezogen wurde, än-
derte sich dies nach 1999. Insofern ist die zweite bedeutende Debatte, in deren 
Rahmen Durchlässigkeit von der sekundären Berufsbildung zur Hochschulbil-
dung thematisiert wird, jene der Modernisierung der Hochschulbildung unter 
Verringerung der Misserfolgsraten Studierender. Studienmisserfolg wurde dabei 
als Studienabbruch, als stark verlängerte Studiendauer aber auch als unnötiger 
Studienwechsel gesehen. Während das Problem échec, des Studienmisserfolges, im 
Regierungsprogramm Plan U3M (Plan für die Universität im 3. Jahrtausend) nur 
ein Problem unter vielen darstellte und es wiederkehrend jährlich vor allem zu 
Semesterbeginn auf die Agenda kam, wurde die Lösung dieses Problems ab 2007 
mit dem Gesetz Loi relative aux libertés et responsabilités des universités, (Loi LRU 2007) 
und dem dazugehörigen Plan Réussite en licence (Erfolg in der licence) eines der 
Hauptziele für den Hochschulbereich, welches von der Regierung angegangen 
wurde. 
Neben der Erhöhung der Autonomie der Hochschulen schrieb das LRU-
Gesetz auch die Verringerung der Misserfolgsquote sowie eine stärkere berufliche 
Ausrichtung des ersten Studienzyklus fest. Um das Problem des Studienmisser-
folges anzugehen wurde daher auch das Aktionsprogramm „Erfolg in der licence“ 
ins Leben gerufen. 
Im Dezember 2007 kündigte die Bildungsministerin Valerie Pécresse dieses 
Reformprogramm mit folgenden Zielen an (MESR 2007e): 
x Das Halbieren der Studienabbruchquote des ersten Jahres der licence inner-
halb der nächsten 5 Jahre 
x Die licence soll ein nationales Diplom werden, welches sowohl für den Ein-
stieg in den Arbeitsmarkt als auch für ein Anschlussstudium gut vorberei-
tet 
erste den Arbeitsmarkteinstieg ermöglicht, zielt das zweite auf den Beginn eines Studiums ab.“ 
(CGT 2009, Übersetzung NB) 
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x Erreichen des Zieles, dass 50 % eines Jahrgangs das Qualifikationsniveau 
der licence erreichen 
Für das Programm wurden für die Jahre 2008 bis 2012 insgesamt 730 Millionen 
Euro eingeplant. Dies entspricht einer Budgetsteigerung für die licence-Studien-
gänge um 43 % (vgl. MESR 2007e). 
Mithilfe von drei Strategien sollen diese Ziele erreicht werden (MESR 2007e). 
Der Inhalt der Curricula der licence an den Universitäten soll überarbeitet werden. 
Ziel ist es, im ersten Jahr grundlegende Techniken und Kompetenzen, die für ein 
Studium gebraucht werden, zu vermitteln, um dann anschließend nach Evaluie-
rung des Leistungsstands im zweiten und dritten Jahr eine Studienspezialisierung 
vorzunehmen. Der zweite Schritt besteht darin, eine bessere Orientierung an die 
Universität und in der Universität zu gewährleisten. Die letzte Strategie besteht 
darin, insbesondere die Abiturient_innen der technischen und beruflichen Abi-
turzweige in die beruflich orientierten Kurzstudiengänge der IUT und STS um-
zuorientieren, um ihre Erfolgschancen zu vergrößern. So werden die Rektoren 
der IUT und STS angehalten, insbesondere diese Abiturient_innen aufzunehmen. 
Um ebendies zu erreichen, wird allen technischen Abiturient_innen, welche mit 
gut oder sehr gut bestehen, das Anrecht auf einen Platz der IUT zugesprochen. 
Ebenso ein Anrecht auf Zugang zu den STS haben Abiturient_innen der berufli-
chen und technischen Zweige, wenn sie ihr Abitur gut oder sehr gut bestanden 
haben. Im Rahmen dieses Programms wurde zudem die Einführung von Semes-
tern und für die Studiengänge der STS die Einführung des Kreditpunktesystems 
beschlossen, um auf diesem Weg Übergänge zwischen den einzelnen ersten Stu-
dienzyklen an der Universität, den IUT und den STS zu gewährleisten (MESR 
2007e). 
Die bildungspolitischen Akteure begrüßten im Großen und Ganzen das Re-
formziel der Regierung, die Studierenden mit Studienproblemen im ersten Zyklus 
stärker zu unterstützen. Die Wirtschaftsakteure unterstrichen hier insbesondere 
auch die Bedeutung alternierender tertiärer Bildungsgänge als eine Lösung gegen 
„Studienmisserfolg“ (MEDEF 2011). Die Gewerkschaften betonten, dass mit 
den Reformen schließlich alle Absolvent_innen eines Abiturs, egal aus welchem 
Zweig, ein Anrecht haben, sich im tertiären Bildungssystem weiterzubilden. Dem-
entsprechend sollten die Abiturient_innen erstens bereits im Schulsystem so gut 
ausgebildet werden, dass dies auch möglich ist und zweitens sollten die Bildungs-
wege im Hochschulsystem so diversifiziert werden, dass für jeden ein passendes 
Angebot gefunden werden kann. Die Bedeutung der Studien- und Lebensbedin-
gungen der Student_innen für den Studienerfolg werden gleichfalls hervorgeho-
ben (FSU 2011). 
Auch die Hochschulen begrüßten die Reforminitiativen des Gesetzes LRU156 
und des Aktionsprogrammes (CPU 2007a). Für die Universitäten, welche ihre 
156  Das LRU-Gesetz wurde vielfach kritisiert. Jedoch weniger in Bezug auf die Frage der 
Durchlässigkeit. Aus diesem Grund sind die weiteren Konfliktlinien hier nicht weiter dargestellt. 
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Studierenden nicht auswählen können, war es jedoch wichtig, dass sie nicht das 
‚Auffangbecken‘ werden von allen Student_innen, welche von den anderen Or-
ganisationen abgelehnt werden (CPU 2007a). So wurde von den Universitäten 
insbesondere die Einführung der sogenannten aktiven Orientierung mit dem Pro-
gramm „Admission Post Bac“ (APB), (Zulassung nach dem Abitur) begrüßt, da hier 
der Fokus auf die Studienorientierung bereits in den Schulen erhöht wird (CPU 
2007a, ADIUT/UNPIUT 2012). Die technischen Hochschulen (IUT) un-
terstützen ebenfalls das Programm und sahen ihren personalisierten Umgang mit 
den Studierenden als ein Erfolgsmodell, welches auch an den Hochschulen ein-
geführt werden sollte. Negativ standen die IUT allerdings jedweder Form von 
staatlich geregelter Quotierung für die Aufnahme von Studierenden in ihre Orga-
nisationen gegenüber (ADIUT 2012). Die Selektion zusammen mit dem pädago-
gischen Konzept wird als Erfolgsrezept der IUTs dargestellt, da sich die IUTs mit 
einer wesentlich geringeren Misserfolgsquote auszeichnen. 
Trotz der Abwehr von Quotenregelungen, welche die Unabhängigkeit der 
Hochschulorganisationen bei der Selektion einschränken, wurde 2013 eine solche 
nach dem Regierungswechsel von der sozialistischen Regierung mit dem Gesetz 
Loi relative à l'enseignement supérieur et à la recherche eingeführt. So ist geregelt, dass die 
besten Absolvent_innen des beruflichen und technischen Abiturs ein Anrecht auf 
Zugang in die selektiven Studiengänge der STS und IUT besitzen, wobei die zu 
installierenden Quoten in Abhängigkeit vom Fach und der Region festgelegt wer-
den (vgl. Loi ESR 2013). 
Debatte zur Umsetzung der Bologna-Reformen und Einführung 
der licence professionnelle 
Während der Bologna-Prozess in den Hochschuldebatten in Frankreich seit Be-
ginn des Prozesses eine Rolle spielte, so war er in den Debatten zu Durchlässigkeit 
vor allem wichtig wegen der durch ihn angestoßenen Einführung der licence profes-
sionnelle in Frankreich. Besonders virulent waren die Debatten in den ersten Jahren 
des neuen Jahrtausends. Mit der Einführung der licence pro war auch die Hoffnung 
verbunden, die Studierenden, die Studienprobleme im eher allgemeinbildend ori-
entierten licence-Studium hatten, und keinen Master schaffen würden, in einen be-
ruflich orientierten Abschluss umzuleiten und diese auf diese Weise auch mit ei-
nem berufsorientierenden Abschluss das Studium erfolgreich beenden zu lassen 
(Interviews MESR2, CPU3). Durch die licence professionnelle sind berufliche Ab-
schlüsse vom Sekundär- bis Tertiärniveau auf allen Qualifikationsniveaus erreich-
bar (MDEP 2000a). Zudem wurde insbesondere auch eine stärkere Verbindung 
der beruflichen Sekundarschulen mit dem Universitätssystem gefordert. Licence 
pro sollten auch in Kooperation der STS mit den Universitäten vergeben werden. 
Auf diese Weise wäre ebenfalls die institutionelle Durchlässigkeit im Berufsbil-
dungszweig erhöht (MDEP 2001b, 2002) 
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Debatte um lebenslanges Lernen 
Wie auch im ersten Untersuchungszeitraum stellte die Debatte um die Ermögli-
chung von Weiterbildung, dem sogenannten lebenslangen Lernen, einen weiteren 
Kontext dar, in dem Durchlässigkeit zwischen Berufs- und Hochschulbildung 
diskutiert wurde. Einen Höhepunkt nahm die Debatte nach dem europäischen 
Ratsbeschluss in Lissabon, in welchem die Bedeutung des lebenslangen Lernens 
für die „Wissensgesellschaften“ Europas herausgehoben wurde. So wurde in 
Frankreich das französische Modell einer nachhaltigen beruflichen Bildung als 
Modell für Europa gesehen, in dem im Gegensatz zu einer neoliberalen Version, 
eine hohes Ausgangsbildungsniveau die Voraussetzung für Weiterbildung auch 
für die Validierung weiterer beruflicher Kenntnisse bildet (MDEP 2001a). 
Eine weiterreichende Umsetzung der europäischen Zielvorgabe der Ermög-
lichung des Lebenslangen Lernens wurde mit dem Loi de Modernisation (Loi Mo-
dern 2002) im Jahr 2002 vorgenommen. Das bestehende Verfahren des VAP 
wurde reformiert, so dass mit dem VAE anstatt nur Teile von Abschlüssen nun 
ganze Diplome über die Validierung beruflicher aber auch anderweitiger nicht 
formal im Bildungssystem also non-formal und informell erworbener Erfahrun-
gen erworben werden können. Das bestehende Monopol des Bildungssystems für 
die Vermittlung der für Bildungszertifikate notwendigen Kompetenzen wurde auf 
diese Weise infrage gestellt. Mit dem VAE soll es zu einer stärkeren Anerkennung 
beruflich erworbener Kompetenzen kommen. Die Durchlässigkeit geht in diesem 
Fall soweit, dass der berufliche Kompetenzerwerb dem hochschulischen gleich-
gesetzt wird und mit der Verleihung eines Hochschuldiploms enden kann. 
Auch nach der Reform waren die Frage von Weiterbildung und der Ausbau 
von Validierungsmöglichkeiten beruflicher Erfahrungen insbesondere auch an 
Hochschulen ein immer wiederkehrendes Thema. Es wurde mehrheitlich von den 
bildungspolitischen Akteuren begrüßt, wobei zu Beginn die Hochschulen die 
Möglichkeit der Validierung eher kritisch betrachteten (CPU 1999). Es wurde die 
Möglichkeit, dass viele Abschlüsse auf diese Weise zertifiziert werden können, 
infrage gestellt (CPU 2002). Im Verlauf des zweiten Untersuchungszeitraums aber 
unterstrichen auch die Hochschulen die Bedeutung vom lebenslangen Lernen an 
den Hochschulen und die Rolle, welche die Validierungsprozeduren dabei spielen, 
insbesondere für die Gruppe, die im Rahmen der Erstausbildung nicht studieren 
konnten (CPU 2008, 2009). 
Während die Gewerkschaften die Validierung beruflicher Erfahrungen be-
grüßten (CGT 2005b, 2012), so forderten sie aber auch eine verstärkte Beteiligung 
von Gewerkschaften bei der Umsetzung der Validierung. Zudem wurde kritisiert, 
dass, auch wenn ein Recht auf Weiterbildung festgeschrieben ist, nicht alle Ange-
stellten die gleichen Zugangsmöglichkeiten zu den Validierungsprozeduren ha-
ben. Dies wurde mit der Komplexität der Validierungsprozeduren begründet, 































































































































































































































































































































































































































































In Abbildung 10 werden die Debatten, Politiken und ferner die gleichzeitigen 
Reformen auf europäischer Ebene zusammenfassend dargestellt. Es wird deut-
lich, dass insbesondere die Frage der Modernisierung der Hochschulen und damit 
auch die des Studierendenmisserfolgs durchgängig thematisierte wurden. Eben-
falls wurde fast den ganzen Zeitraum die Frage der Attraktivität der beruflichen 
Bildung im Zusammenhang mit Durchlässigkeit debattiert. Die anderen beiden 
Debatten waren vor allem zu Beginn des neuen Jahrtausends stärker und wurden 
danach nur noch vereinzelt aufgegriffen, weshalb die Debattenbox in der Darstel-
lung ebenfalls hellgrau gezeichnet wurde. Im Vergleich zum Zeitraum vor 1999 
lässt sich insgesamt ein deutlicher Anstieg an Kontexten, in denen Durchlässigkeit 
zwischen beruflicher (Sekundar-)Bildung und Hochschulbildung debattiert 
wurde, konstatieren. Anzumerken ist, dass Durchlässigkeit beruflich Qualifizier-
ter in die Hochschulbildung kein die französischen Bildungsdebatten bestimmen-
des Thema war und im Vergleich zu Deutschland von viel geringerer Relevanz. 
Anhand der Debatten sollte ebenfalls deutlich geworden sein, dass es vor allem 
Gesetzesinitiativen sind, die zum Auslöser von Durchlässigkeitsdebatten werden. 
So wird auch im zweiten Zeitraum die herausstechende Bedeutung der Bildungs-
ministerien als dominierende Akteure unterstrichen. 
9.2.2 Französischer Diskurs 1999-2012: Durchlässigkeit im 
Spannungsverhältnis universalistischer und 
funktionalistischer Vorstellungen 
Anhand der Debatten wurde deutlich, dass Durchlässigkeit zwischen beruflicher 
Sekundar- und Hochschulbildung in der Zeit nach 1999 ein Thema der französi-
schen Bildungspolitik geworden ist. Auch wenn die Notwenigkeit gesehen wird, 
Strukturen zu schaffen, welche beruflich Qualifizierten den Zugang und Ab-
schluss eines Studiums ermöglichen sollen, so wird doch auch über den gesamten 
zweiten Zeitraum deutlich, dass Absolvent_innen eines beruflichen Abiturs pri-
mär für den direkten Übergang in den Arbeitsmarkt ausgebildet werden. Dies hat 
sich im Vergleich zum ersten Zeitraum nicht verändert. Geändert hat sich aller-
dings, dass Berufsabiturient_innen direkt und nicht allein mit Berufserfahrung 
über den Weg der Weiterbildung an die Hochschule gelangen können sollen. Ins-
gesamt ist der untersuchte Diskurs zur Durchlässigkeit in Frankreich im Gegen-
satz zu Deutschland jedoch kein die Bildungsdebatten dominierender. Insbeson-
dere die Frage des erfolgreichen Studierens wird primär auf die anderen beiden 
Abiturzweige bezogen. Dies sollte bei der Betrachtung des französischen Durch-
lässigkeitsdiskurses immer mitgedacht werden, da sich die Beschreibung des bil-
dungspolitischen Diskurses auf Durchlässigkeit zwischen Berufs- und Hoch-
schulbildung fokussiert ist. 
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Wie auch im ersten Zeitraum stehen sich anders als in Deutschland nicht 
zwei konfligierende Diskurse gegenüber, sondern es kann ein hegemonialer Dis-
kurs rekonstruiert werden, in welchem je nach Argumentationsmuster Reformen 
von Durchlässigkeit zu divergenten Bedingungen befürwortet werden. Nachfol-
gend soll der Diskurs und seine Entwicklung genauer vorgestellt werden: Dies 
erfolgt zuerst anhand der Argumentationslogiken, anschließend steht die Diskurs-
struktur, in welcher die Vorstellung zu Durchlässigkeit und dessen, was dazuge-
hört, im Mittelpunkt und schließlich werden die rekonstruierten Akteurspositio-
nen aufgezeigt. 
Argumentationslogiken des französischen Diskurses 1999-2012 
Auch wenn das Berufsabitur primär als Arbeitsmarkteinstiegszertifikat gesehen 
wird, wird doch in Frankreich darüber diskutiert, wie beruflich Qualifizierte mit 
Berufsabitur Zugang zum und einen erfolgreichen Abschluss im Hochschulsys-
tem erhalten sollten. Wie wird diese Position im Diskurs zu Durchlässigkeit be-
gründet. Wieso wird Durchlässigkeit von beruflicher Sekundarbildung zum 
Hochschulsystem problematisiert? Antworten auf diese Fragen spiegeln sich in 
den zwei Argumentationslogiken, der universalistischen und der funktionalisti-
schen Logik, welche jeweils einen der beiden Diskursstränge des hegemonialen 
französischen Durchlässigkeitsdiskurses bestimmen, wider. Nachfolgend werden 
die Argumentationsmuster nacheinander beschrieben und anschließend in 
Tabelle 25 aggregiert. 
Universalistische Perspektive: Durchlässigkeit als Recht auf Bildung 
Wenn in Frankreich über Durchlässigkeit diskutiert wird, dann zumeist aus uni-
versalistischer Perspektive. Doch wie wird dann für Durchlässigkeit argumentiert? 
Eine bedeutende Argumentationsfigur ist die sogenannte Demokratisierung 
der Hochschulbildung (vgl. MDEP 2000f, 2001b; MEN 2008c; MESR 2010c; 
CPU 2002; FSU 2011). Die Metapher der Demokratisierung impliziert einerseits 
das Ziel der Erhöhung des Bildungsniveaus allgemein, aber auch eine „chancen-
gerechte Teilhabe“ (Brauns 1998) aller Bevölkerungsgruppen an der (Hoch-
schul-)Bildung. Ein Recht auf Bildung. Dieses Ziel spiegelt sich im Diskurs vor 
allem in dem Bezug auf zwei Institutionen wieder: dem französischen Abitur, dem 
baccalauréat, und dem „selektionsfreien“ Zugang zur Universität. 
Das baccalauréat, welches gleichzeitig als erster tertiärer Abschluss gilt, dient 
dabei als Symbol dieses Rechts auf Bildung. Im Diskurs wird immer wieder die 
Position deutlich, dass jeder und jede, welcher oder welche ein Abitur hat, auch 
studieren können soll, unabhängig von weiteren Eigenschaften der Person. Mit 
einem Abitur sind somit für alle die gleichen Rechte verbunden. Das baccalauréat 
als Berechtigung zur Hochschule vereint damit die republikanischen Ideale Frank-
reichs „Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit“ sowie der Meritokratie (MENSR 
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2004a). Alle mit Abitur haben die gleichen Rechte, alle mit Abitur sollen die Frei-
heit haben, sich an den Hochschulen weiterzubilden und haben durch Bildung 
die Freiheit, sich eine eigene Meinung zu bilden und als Persönlichkeit zu entwi-
ckeln, alle mit Abitur wurden in das französische System als Staatsbürger soziali-
siert und alle mit Abitur haben sich dieses ebenfalls mit schwerer Arbeit verdient. 
Il est à la fois un diplôme sanctionnant la fin des études secondaires et le premier 
diplôme d'études supérieures. Instrument de l'égalité républicaine, le baccalauréat est 
aussi l'expression d'une forme d'excellence fondée sur le travail et le mérite. (MENSR 
2004a )157 
Die Argumentationsfigur in Bezug auf das berufliche Abitur ist die Folgende: 
Wenn es formal ein Abitur ist, dann sollen auch die beruflichen Absolvent_innen 
alle dem Abitur zugesprochenen Rechte genießen (MENRT 1999a). Eine Be-
schränkung dieses Rechts würde die Bedeutung des baccalauréat infrage stellen. Die 
Gewerkschaften und teilweise auch die sozialistischen Regierungen gehen noch 
einen Schritt weiter und unterstreichen, dass mit dem bac nicht nur allein das 
Recht, sondern auch die Befähigung für ein Hochschulstudium vermittelt werden 
soll. Mit dem Konzept der nachhaltigen Verberuflichung betont die sozialisti-
schen Regierung, dass lediglich auf Basis einer breiten Allgemeinbildung eine be-
rufliche Ausbildung aufgebaut werden soll, denn nur so sei ein lebenslanges Ler-
nen zu gewährleisten (MDEP 2000g). Auch Gewerkschaften betonen die Rolle 
der Allgemeinbildung als Grundlage jeder weiteren Bildung (CGT 2005b). Inso-
fern muss ein Absolvent tatsächlich in die Lage versetzt werden, erfolgreich stu-
dieren zu können (CGT 2005b). 
Auf der Basis der bestehenden Zugangsvoraussetzung des Abiturs wird zu-
dem aus Gründen der Chancengleichheit und des Ziels der Demokratisierung der 
selektionsfreie Zugang an den Universitäten als beizubehaltende Regelung unter-
strichen (MESR 2007 a, b). Dies solle auch gelten, obwohl die Trägerschaft des 
Abiturs immer heterogener wird und damit sich auch die Anforderungen an die 
Universität verändert haben. 
L'égalité des chances, elle se joue d'abord à l'université. Alors, j'ai déjà eu l'occasion 
de le dire, la sélection à l'entrée de l'université n'est pas compatible avec un projet de 
formation démocratique. (MESR 2007c)158 
Il est donc utile de rappeler que ce sont les universités qui permettent aujourd’hui à 
un maximum de jeunes d’accéder à un niveau de connaissance et de compétences et 
à un statut social que n’avaient pas leurs parents. En accueillant tous les étudiants qui 
souhaitent s’y former, sans sélection et pour des droits d’inscription modestes, les 
157  „Es ist ein Diplom, das gleichzeitig das Ende der Sekundarbildung als auch das erste Diplom der 
Tertiärbildung repräsentiert. Als Instrument der republikanischen Gleichheit ist das Abitur auch 
Ausdruck von Exzellenz, die auf Arbeit und Leistung basiert.“ (MENSR 2004a, Übersetzung 
NB) 
158  „Chancengleichheit spielt sich zuallererst an den Universitäten ab. Also ich hatte es ja schon 
gesagt, die Selektion beim Zugang zur Universität ist nicht kompatibel mit einem 
demokratischen Bildungsprojekt.“ (MESR 2007c, Übersetzung NB) 
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universités françaises relèvent largement le défi de la démocratisation de l’enseigne-
ment supérieur depuis 40 ans. (CPU 2009)159 
Bildung und damit auch Hochschulbildung gilt als ein öffentliches Gut, welches 
von Staatsseite für jeden Bürger und jede Bürgerin gewährleistet werden muss. 
Hier wird immer wieder die Bedeutung der Universitäten im Gegensatz zu den 
stärker beruflich orientierten Hochschulbildungsgängen, welche stärker selektiv 
sind, unterstrichen (MESR 2007c; CPU 2009). 
Andererseits wird aber auch besonders deren Rolle bei der Demokratisierung 
des tertiären Sektors betont. Gerade die beruflichen Bildungsgänge wurden aus-
gebaut, um die größer werdende Zahl der Studierendenschaft aufzunehmen 
(ADIUT 2012; MESR 2008a). Dies sollen die Studiengänge immer noch leisten. 
Insofern sollen die beruflich Qualifizierten auch insbesondere in diese Studien-
gänge und nicht in die Universitäten einmünden. An dieser Stelle erfolgt im Dis-
kurs wiederum eine Einschränkung des Universalismus. Die beruflichen Abitu-
rient_innen sollen zwar in den Hochschulbereich kommen, aber dann eher in die 
beruflichen Bildungsgänge und weniger in die Hochschule, wobei ihnen das Recht 
auf letzteres durch den selektionsfreien Zugang nicht verwehrt werden kann und 
soll. 
Demokratisierung über Bildung soll nicht allein durch den Zugang zur Hoch-
schulbildung durch eine gewachsene Zahl an Abiturient_innen erfolgen, sondern 
auch über die Weiterbildung und den Zugang beruflich Qualifizierter mit Berufs-
erfahrung (MEN 2001a). Auch auf Weiterbildung hat jeder französische Bürger 
ein Anrecht und insbesondere beruflich Qualifizierte mit Berufserfahrung sollen 
auf dem Weg der Weiterbildung an die Hochschulen kommen bzw. Hochschul-
abschlüsse erhalten. Dabei wird wie im ersten Zeitraum auch die Realisierung ei-
ner zweiten Chance auf Hochschulbildung betont. 
Pour tous ceux qui n’ont pu en formation initiale acquérir un diplôme de l’enseigne-
ment supérieur, l’Université a fait de la formation tout au long de la vie l’une de ses 
priorités. Elle est en effet un acteur de plus en important dans la formation conti-
nue. (CPU 2009: 5)160 
Aus Gesellschaftsperspektive wird Durchlässigkeit für beruflich Qualifizierte und 
damit die Verringerung ihres systematischen Misserfolgs an den Hochschulen als 
159  „Es ist nützlich daran zu erinnern, dass es die Universitäten sind, die es heute einer Mehrheit der 
Jugendlichen ermöglichen, ein Kompetenzniveau und sozialen Status zu erreichen, den ihre 
Eltern nicht hatten. Indem alle Studierenden, die den Wunsch haben sich zu bilden, 
aufgenommen werden, ohne Selektion und mit nur geringen Einschreibegebühren, sind es die 
französischen Universitäten, die zu großen Teilen die Herausforderung der Demokratisierung 
seit über 40 Jahren annehmen.“ (CPU 2009, Übersetzung NB) 
160  „Die Universität macht für alle, die während ihrer Erstausbildung kein Hochschuldiplom 
erhalten konnten, lebenslanges Lernen zu einer ihrer Prioritäten. Tatsächlich ist sie ein immer 
wichtiger werdender Akteur für die Ermöglichung lebenslangen Lernens.“ (CPU 2009: 5, 
Übersetzung NB) 
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eine Frage der sozialen Kohäsion der Gesellschaft dargestellt. Gerade die beruf-
lich Qualifizierten, welche oft aus Schichten mit geringen sozioökonomischen 
Ressourcen kommen, dürfen nicht ausgeschlossen werden. Die Frage von Durch-
lässigkeit wird damit auch zur Frage der Verringerung sozialer Ungleichheit 
(MESR 2011c; CPU 2010a). 
Parce qu'un système éducatif qui n'ouvre pas de perspectives aux jeunes issus de mi-
lieux populaires est un système éducatif qui se sclérose, parce que l'inégalité scolaire 
menace directement la cohésion sociale, parce qu'enfin tous les talents ne se révèlent 
pas à 16 ou 18 ans, nous avons le devoir d'offrir à tous les étudiants, non pas la ga-
rantie, mais les conditions véritables d'une poursuite d'études et d'une insertion pro-
fessionnelle réussie. (MESR 2011b)161 
Aber nicht nur für die Gesellschaft als Ganzes, sondern auch für das einzelne 
Individuum ist Durchlässigkeit relevant. Jeder solle eine so hohe Bildung wie 
möglich erhalten – dies sei durch das Recht auf Bildung zu gewährleisten. Das gilt 
sowohl für die Erstausbildung als auch für die Weiterbildung (MDEP 2000g; 
MESR 2010a; CGT 2012). Durch die von der Politik z.B. im loi Fillon ausgegebe-
nen Benchmarks wird auch an dem Ziel des hohen nationalen Bildungsniveaus, 
dass mindestens 80 % eines Jahrgangs ein Abitur und 50 % einen Hochschulab-
schluss erreichen sollen, festgehalten (MDEP 2001b; MEN 2007a). Bildung und 
insbesondere auch Hochschulbildung wird dabei als wichtig angesehen für die 
Persönlichkeitsentwicklung, die Möglichkeit der Emanzipation des Individuums, 
der Entwicklung der Kritikfähigkeit sowie der demokratischen Bürgererziehung. 
L'éducation et la formation tout au long de la vie doivent permettre aux jeunes et plus 
largement à tous les individus de répondre à leurs besoins de formations, leur per-
mettre de devenir des citoyens maîtrisant leur propre devenir, des acteurs décisifs des 
transformations sociales à opérer, capables de peser collectivement sur les évolutions 
économiques, technologiques, sociales et culturelles, capables de faire valoir des droits 
nouveaux, d'intervenir sur le contenu et l'organisation du travail, de faire reconnaître 
et évoluer leurs qualifications. (FSU 2002)162 
161  „Da ein Bildungssystem verkalkt, welches nicht auch den Jugendlichen aus unteren sozialen 
Schichten Bildungsperspektiven bietet, da schulische Ungleichheit konkret den sozialen 
gesellschaftlichen Zusammenhalt bedroht, da sich nicht alle Talente mit 16 oder 18 Jahren 
zeigen, haben wir die Aufgabe allen Studierenden nicht nur zu garantieren, dass sie ein Studium 
aufnehmen können und einen erfolgreichen Einstieg in den Arbeitsmarkt absolvieren, sondern 
auch die Aufgabe die dafür notwendigen Bedingungen zu schaffen.“ (MESR 2011b, 
Übersetzung NB) 
162  „Aus- und Weiterbildung muss Jugendlichen und allgemein allen Individuen ermöglichen, ihren 
Qualifikationsbedarf zu decken, muss ihnen erlauben, Bürger zu werden, die ihre Zukunft selbst 
in die Hand nehmen, die als entscheidende Akteure soziale Transformationen betreiben, die in 
der Lage sind, gemeinschaftlich in ökonomische, technologische, soziale und kulturelle 
Entwicklungen einzugreifen, neue Rechte geltend zu machen, Inhalte und Organisation der 
Arbeit zu beeinflussen und Anerkennung für ihre Qualifikationen einzufordern und diese 
weiterzuentwickeln.“ (FSU 2002, Übersetzung NB) 
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Schließlich solle durch Durchlässigkeit, im Sinne der Ermöglichung eines erfolg-
reichen Studienabschlusses für beruflich Qualifizierte, auch individuelle soziale 
Mobilität gewährleistet werden (MESR 2011b). Die Metapher von Hochschulbil-
dung als ‚sozialer Fahrstuhl‘ wird dabei immer wieder benutzt, wobei vermehrt 
darauf hingewiesen wird, dass der Fahrstuhl nicht mehr in dem Maße funktioniere 
wie früher (CPU 2007c; MESR 2007b). Dieses Problem solle behoben werden. 
Or l'université est aujourd'hui le principal ascenseur social de ce pays et je n'ai pas 
l'intention d'en faire descendre les étudiants talentueux à qui l'on n'aurait pas su don-
ner le temps de la réussite ni les moyens pour la conquérir. (MESR 2007b)163 
Mit der Metapher des ‚sozialen Fahrstuhls‘ wird durch die Hochschulen jedoch 
ebenfalls deutlich gemacht, dass nicht alle Studierenden auf das höchste Niveau 
kommen können, sondern auch mit den Abschlüssen der kürzeren Studiengänge, 
vor allem auf licence-Niveau, das französische Hochschulsystem verlassen sollen 
(CPU 2011). 
Ein dritter Argumentationsstrang bezieht sich auf das Problem der geringen 
Wertschätzung beruflicher Bildung. Durchlässigkeit wird dann als ein Weg ange-
sehen, die Wertschätzung zu erhöhen und eine Gleichwertigkeit der Bildungs-
wege in dem gesellschaftlichen Verständnis des Bildungssystems zu verankern 
(MENRT 1999a).Berufliche Bildung solle nicht mehr nur der Bildungsweg für die 
schwachen Schüler_innen sein, der Weg der Reintegration von Problemschü-
ler_innen in das Bildungssystem, sondern auch eine echte Wahlmöglichkeit mit 
Zukunftsperspektive (MDEP 2001b). Im Diskurs um Gleichwertigkeit wird dabei 
vor allem auch auf die unterschiedliche Pädagogik hingewiesen, die in Frankreich 
nicht anerkannt sei (MENRT 1999d). Im Gegensatz zum theorielastigen deduk-
tiven Pädagogikstil der Allgemeinbildung sei berufliche Bildung vor allem praxis-
orientiert und durch einen eher induktiven Lern- und Lehrstil gekennzeichnet, 
welcher einigen Menschen einfach besser liegt. In Frankreich werde nun aber vor 
allem der erste Bildungsstil, das Abstrakte, besonders hoch geschätzt. Dies müsse 
sich ändern (MDEP 2001c). 
Obwohl einerseits auf die Gleichwertigkeit von Berufsbildung und anderen 
Bildungsgängen hingewiesen wird, welche nur entsteht, wenn berufliche Bildung 
nicht mehr als ‚Auffangbecken‘ für schwache Schüler_innen gesehen wird 
(MDEP 2001b), wird andererseits im Diskurs selbst aber auch immer wieder Be-
rufsbildung als der Weg für schwächere Schüler_innen oder Studierende konstru-
iert. Auch im Hochschulwesen sollen die Studierenden mit Problemen in berufli-
che Zweige wechseln, um dort einen Abschluss zu erreichen (MEN 2000b; 
MESR 2011a). Das Bild von Berufsbildung, welches der Bildungsweg der „nicht 
so Erfolgreichen“ sei, wird somit kontinuierlich festgeschrieben. Letztlich bleibt 
163  „Nun nimmt hauptsächlich die Universität die Aufgabe des sozialen Fahrstuhls in diesem Land 
wahr und ich habe nicht die Absicht, talentierte Studierende, denen wir nicht ausreichend Zeit 
und Mittel für den Erfolg geben konnten, darin wieder absteigen zu lassen.“ (MESR 2007b, 
Übersetzung NB) 
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somit auch eine Trennung zwischen den eher allgemeinbildend akademischen 
und den stärker beruflichen Bildungsgängen erhalten, auch wenn sämtliche Stu-
diengänge an den Hochschulen stärker auch auf Berufe vorbereiten sollen. 
Zusammenfassend ist aus universalistischer Perspektive eine mangelnde 
Durchlässigkeit problematisch sowohl aus gesellschaftlicher als auch aus indivi-
dueller Perspektive: Gesellschaftlich bedeutet mangelnde Durchlässigkeit – zum 
einen fehlende Demokratisierung und damit auch fehlende Chancengleichheit. 
Und zum anderen schwächt eine mangelnde Durchlässigkeit für berufliche Abi-
turient_innen die Bedeutung des Abiturs im französischen Bildungssystem. Feh-
lende Durchlässigkeit gefährdet die soziale Kohäsion und vergrößert soziale Un-
gleichheit bzw. führt zu gesteigerter Diskriminierung beruflich Qualifizierter im 
französischen Bildungssystem. Auch wird gesellschaftlich die Wertschätzung von 
Berufsbildung gefährdet, da berufliche Bildung dann nicht die vollen Bildungs- 
und Entfaltungsmöglichkeiten bietet, wie die technologische und allgemeine Bil-
dung. Auf individueller Ebene bedeutet mangelnde Durchlässigkeit für beruflich 
Qualifizierte die Einschränkung des Rechts auf Bildung, verringerte Möglichkei-
ten der Persönlichkeitsentwicklung sowie eingeschränkte Möglichkeiten der sozi-
alen individuellen Mobilität. 
Funktionalistische Perspektive: Durchlässigkeit als funktionale  
Notwendigkeit für eine berufliche Leistungselite 
Im zweiten Diskursstrang wird Durchlässigkeit von Berufs- und Hochschulbil-
dung als funktionales Erfordernis einer modernen europäischen Gesellschaft im 
21. Jahrhundert konstruiert. So bestehe eine wirtschaftliche Notwendigkeit der 
Höherqualifizierung (MENRT 1999d, CGT 2005b). Die festgelegten Zielvorga-
ben, dass 80 % eines Jahrgangs mindestens ein Abitur und 50 % einen Hoch-
schulabschluss erreichen sollen, werden so vor allem mit dem sich vollziehenden 
strukturellen Wandel begründet (MEN 2008b). Die gegenwärtige Zeit wird als ein 
Zeitalter der Wissensökonomien, in dem sich die Technologien und auch der Wis-
sensbestand permanent ändern, beschrieben. Eine gute Ausbildung der Bevölke-
rung sei demgemäß eine Voraussetzung, um Wirtschaftswachstum zu sichern und 
so im internationalen Wettbewerb zu bestehen. Dieser Wettbewerb werde durch 
die Globalisierung noch verstärkt, da auch die Zahl der Wettbewerber gestiegen 
ist. Bildung und insbesondere Hochschulbildung gelten als der wichtigste Weg 
der Sicherung des Wohlstands und der Wettbewerbsfähigkeit der Nation. In die-
sem Zusammenhang wird auch immer wieder auf die 2000 vom europäischen Rat 
gefasste Lissabon-Erklärung hingewiesen, denn auch dort wurde Bildung als der 
Schlüssel für die Stärkung der Wirtschaften Europas angesehen (vgl. MDEP 
2000c, e; MESR 2007b; ADIUT 2012). Insbesondere im Kontext der Weiterbil-
dung, der Ermöglichung des lebenslangen Lernens, werden diese auf die Lissa-
bon-Strategie bezogenen Argumentationsfiguren herangezogen. 
Mais il faut aussi répondre à un besoin de requalification permanente des salariés en 
activité pour tenir compte de l'évolution accélérée des techniques de la production et 
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des services. Bien sûr, il s'agit là de la protection et du développement du niveau de 
performance de nos économies. (MDEP 2000c)164 
La France a besoin de diplômés nombreux pour élever son niveau global de qualifi-
cation et participer à la bataille mondiale de la connaissance. (MESR 2008d)165 
Durchlässigkeit zur Hochschulbildung wird ebenfalls als eine Möglichkeit be-
trachtet, Berufsbildung attraktiver zu machen, um so den Fachkräftebedarf der 
Wirtschaft an beruflich Qualifizierten zu befriedigen (MDEP 2000b). Wenn Be-
rufsbildung nicht mehr als Sackgasse wahrgenommen wird, da sie Aufstiegschan-
cen in das Hochschulsystem bietet, werden sich mehr Individuen für einen beruf-
lichen Bildungsweg interessieren (MDEP 2000a). Im Diskurs sind die Aufstiegs-
möglichkeiten vor allem in der Sicherung von Plätzen für berufliche Abitu-
rient_innen in den beruflichen Kurzstudiengängen an den STS vorgesehen (vgl. 
MENRT 1999a; MDEP 2000a; MEN 2007d; MESR 2010a, 2012a; CPU 2007a). 
Durchlässigkeit kann hier als Weg der Lenkung des Bildungsverhaltens von Schü-
ler_innen in die berufliche Bildung gesehen werden – durch die Zusicherung von 
Studienplätzen. Der Argumentationsstrang zur Förderung der Attraktivität von 
Berufsbildung war vor allem in den Jahren 1999-2003 stark ausgeprägt. Der Hin-
tergrund, welcher ebenfalls in den Diskursen immer wieder deutlich wurde, war 
die gute konjunkturelle Lage in Frankreich. 
Durchlässigkeit wurde jedoch nicht nur als Mittel zur Erhöhung der Attrak-
tivität der beruflichen Bildung, sondern auch der Hochschulbildung insbesondere 
des universitären ersten Zyklus, der licence, angesehen. An dieser Stelle steht weni-
ger die Sicherung des Zugangs beruflich Qualifizierter im Fokus als Durchlässig-
keit im Sinne der Ermöglichung eines Studienerfolges und damit der Verhinde-
rung von Studienabbrüchen und -wechseln. Eine Verringerung des systematisch 
an den Universitäten stattfindenden Studienmisserfolgs würde zu einem anderen 
Image der licence führen und damit wieder zu einer größeren Attraktivität (MESR 
2011a, c). Andererseits solle eine erhöhte Attraktivität auch zu einer anderen Zu-
sammensetzung der Studierendenschaft führen. Es sollen zwar möglichst alle Stu-
dierenden ihr Studium schaffen, aber die licence soll insbesondere attraktiver wer-
den für die Absolvent_innen des allgemeinen Abiturzweigs. Ein Studium im ers-
ten Zyklus an der Universität soll nicht mehr lediglich eine Notlösung für dieje-
nigen darstellen, die in den prestigereicheren selektiven Studiengängen nicht ge-
nommen werden (vgl. MJENR 2002e; MEN 2000b; CPU 2007a). Die Stagnation 
der Studierendenzahlen an den Universitäten gegenüber den technischen Kurz-
studiengängen wurde dabei als Zeichen dieser mangelnden Attraktivität interpre-
tiert. 
164  „Um auf den beschleunigten technischen Wandel im Produktions- und Dienstleistungsbereich 
zu reagieren, ist es wichtig, den permanenten Bedarf der Umqualifizierung der betrieblichen 
Angestellten zu berücksichtigen.“ (MDEP 2000c, Übersetzung NB) 
165  „Frankreich braucht eine Vielzahl diplomierter Absolvent_innen, um das gesammte 
Qualifikationsniveau [der Bevölkerung, NB] anzuheben und im weltweiten Kampf um das 
Wissen teilzunehmen.“ (MESR 2008d, Übersetzung NB) 
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Auch aus internationaler Perspektive sei es notwendig, die französischen Uni-
versitäten wieder wettbewerbsfähiger zu machen (MESR 2007b). Auch hier wird 
eine erhöhte Studienerfolgsquote als relevanter Lösungsansatz anerkannt. 
In der Argumentation um die Erhöhung der Attraktivität der Universitätsbil-
dung wird deutlich, dass zwar einerseits der Studienerfolg aller (auch die berufli-
chen Abiturient_innen werden dabei angesprochen) angestrebt wird. Andererseits 
soll aber speziell eine bestimmte Gruppe an die Hochschule gezogen werden, die 
zukünftigen Studierenden mit einem allgemeinen Abitur. Beruflich Qualifizierte 
sollten sowieso eher in den technischen Kurzstudiengängen unterkommen. Dies 
würde einfacher sein, wenn die Konkurrenz mit den Absolvent_innen des allge-
meinen Abiturzweigs nicht so hoch wäre (vgl. CPU 2011; MENSR 2006a; MEN 
2007d; MESR 2011a) 
Aber auch die funktionale Bedeutung von Durchlässigkeit aus Individualper-
spektive wird betrachtet. Ein Studium bzw. die Möglichkeit des Studienabschlus-
ses biete einen größeren Schutz vor Arbeitslosigkeit, sie trage damit dem Erhalt 
der Beschäftigungsfähigkeit bei und ermögliche einen effizienten Karriere- und 
Bildungsverlauf (MDEP 2000g). 




Umsetzung republikanischer Ideale: Freiheit, 
Gleichheit, Brüderlichkeit
Chancengleichheit, meritokratisches Ideal
(Hochschul-)Bildung als öffentliches Gut
Demokratisierung der Hochschulbildung
Keine Selektion beim Universitätszugang




Wirtschaftliche Notwendigkeit: Bedarf der Hö-
herqualifizierung durch strukturellen Wandel –
Wissensökonomien
Wettbewerb durch Globalisierung
Attraktivität der Berufsbildung: Arbeitskräftebe-
darf in der beruflichen Bildung
Attraktivität der Universitätsbildung (Stagnation 
der Studierendenzahlen im Vergleich zu tech-
nologischen Kurzstudiengängen)
Individuum:
Erreichen eines möglichst hohen Bildungsni-
veaus
Recht auf (Weiter-)Bildung zur Persönlichkeits-
entwicklung, demokratischen Bürgererziehung, 
und Emanzipation
Ermöglichung sozialer Mobilität (Hochschulbil-
dung als sozialer Fahrstuhl)
Individuum:
Schutz vor Arbeitslosigkeit und Ermöglichung 
von Aufstiegen
Quelle: Darstellung durch die Verfasserin 
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Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass Durchlässigkeit als funktionales 
Erfordernis sowohl für die Gesellschaft als auch für das Individuum konstruiert 
wird. Primär wird diese Notwendigkeit aus Wirtschaftsperspektive, dem 
Arbeitskräftebedarf begründet, der letztlich zu einer besseren Wettbewerbssitua-
tion von Frankreich in der Welt führ. Einerseits gibt es allgemein den Bedarf der 
Höherqualifizierung von Arbeitskräften – hervorgerufen durch den strukturellen 
Wandel –, andererseits auch etinen expliziten Bedarf an beruflich qualifizierten 
Fachkräften, welche über eine Erhöhung der Attraktivität der Berufsbildung auch 
via Durchlässigkeit gestillt werden soll. Zudem bietet insbesondere Hochschul-
bildung einen individuell größeren Schutz vor Arbeitslosigkeit, so dass allen der 
Weg über die Weiterbildung eröffnet werden sollte. Schließlich ist eine mangelnde 
Durchlässigkeit in Form systematischer Studienabbrüche und -wechsel ein Prob-
lem vor allem für den ersten Zyklus der Universität. Diese Ineffizienz gilt es, zu 
beheben, um dergestalt ebenfalls die Wettbewerbsfähigkeit der französischen 
Universitäten im Kampf um die besten Köpfe zu erhöhen. 
Rekapitulierend werden die Argumentationsmuster beider Diskursstränge in 
Tabelle 25 gegenübergestellt. 
Strukturmerkmale des französischen Diskurses 
Im ersten Zeitraum war die Diskursstruktur in großem Maß auf die Aspekte des 
Zugangs und der Anrechnung begrenzt. Wie hat sich die Vorstellung von Durch-
lässigkeit zwischen beruflicher (Sekundar-)Bildung und Hochschulbildung im 
zweiten Zeitraum entwickelt? Wie und für wen soll Durchlässigkeit erreicht wer-
den? In diesem Abschnitt werden die typischen Deutungsangebote für die Dis-
kursstränge, die Lösungsmöglichkeiten des Durchlässigkeitsproblems, die kon-
struierte Zielgruppe, für die Durchlässigkeit relevant ist, und damit auch das damit 
einhergehende Rollenverständnis dargestellt. Auf diese Weise wird auch das Ver-
ständnis von Durchlässigkeit in Frankreich deutlich. 
Nach 1999 wird Durchlässigkeit in Frankreich entlang von vier Aspekten dis-
kutiert: dem Zugang, der Anrechnung, der organisationalen Verbindung von Be-
rufs- und Hochschulbildung und dem Umgang mit heterogenen Bedürfnissen der 
Studierenden. Insbesondere die letzten beiden Aspekte strukturieren einen Groß-
teil des Diskurses. Im Folgenden wird die Struktur des Diskurses anhand der As-
pekte von Durchlässigkeit jeweils im Vergleich der universalistischen und funkti-
onalistischen Perspektive dargestellt. 
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Zugang 
Der Zugang für beruflich Qualifizierte zu einem Hochschulstudium soll in beiden 
Diskurssträngen vor allem über zwei Wege erfolgen: einerseits über Berechtigun-
gen und andererseits über die Validierung von Berufserfahrungen166. Indes sind 
Unterschiede zwischen den Diskurssträngen, insbesondere mit Blick auf konstru-
ierte Deutungen zum Berechtigungswesen festzustellen. 
Im universalistischen Diskursstrang stehen das Abitur und die damit verbun-
dene allgemeine Berechtigung des Zugangs zur Hochschule im Vordergrund. Der 
Zugang mit dem beruflichen Abitur soll somit wie bei den anderen Abiturzweigen 
ebenfalls in alle tertiären Bildungswege eröffnet werden (FSU 2011). Tatsächlich 
wird im Diskurs jedoch nur der Zugang zu den Universitäten und den technischen 
Kurzstudiengängen an STS und IUT diskutiert. Der Zugang zu den grandes ecoles 
über die Vorbereitungsklassen (CPGE) ist kein Thema. Insofern wird die beste-
hende klare Hierarchisierung zwischen allgemeinbildenden Bildungsgängen und 
beruflichen Bildungsgängen auch im universalistischen Diskursstrang gestützt. 
Der Bildungsweg über die grandes ecoles, welcher in Frankreich zu den prestige-
reichsten Arbeitsplätzen führt, bleibt den beruflich Qualifizierten verschlossen 
und zielt nur auf die Absolvent_innen des allgmeinen Abiturs. 
Auch wenn beruflich Qualifizierte in die universitären Studiengänge, wenn 
sie dies wünschen, Zugang erhalten sollen, wird doch deren Zugang in die tech-
nischen Kurzstudiengänge als vorteilhafter bewertet. So sollen alle, welche diesen 
Weg in die Kurzstudiengänge gehen wollen, auch die Möglichkeit erhalten, und 
nicht mangels Alternativen an die Universitäten verwiesen werden. Insofern sol-
len berufliche Abiturient_innen durch spezifische Regelungen bei der Studien-
platzvergabe, wie z.B. einer Quote, an den STS bevorteilt werden (MESR 2012a). 
Im universalistischen Diskursstrang wird zudem deutlich, dass wenn das berufli-
che Abitur ein gleichwertiges Abitur sein solle, dieses auch mit einem Bildungsni-
veau abschließen müsse, welches die Absolvent_innen angemessen auf ein Stu-
dium vorbereitet. Dieses Mindestniveau an Bildung entspreche dem französi-
schen Verständnis einer nachhaltigen beruflichen Bildung, denn nur unter diesen 
Umständen sei ein Lernen an der Hochschule in Erst- oder Weiterbildung mög-
lich (vgl. MDEP 2000e). 
Wie auch schon im ersten Untersuchungszeitraum ist ein Weg des Zugangs 
von der Berufs- zur Hochschulbildung über Weiterbildung erreichbar. Im univer-
salistischen Diskursstrang ist dies vor allem ein Weg, um denen, welche vorher 
nicht studieren konnten, ein Studium zu ermöglichen (MEN 2001a). Der Zugang 
erfolgt dabei über die Validierung beruflicher Erfahrungen, über das Verfahren 
VAP und später VAE. 
166  Auch wenn das VAE die Validierung nicht nur beruflich erworbener Kompetenzen ermöglicht, 
wird im Folgenden allein die Validierung von Berufserfahrung thematisiert, weil dies für die 
Frage der Durchlässigkeit von Berufs- zur Hochschulbildung von zentraler Bedeutung ist. 
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Der zweite Bildungsweg, das Nachholen eines Abiturs, ist zwar in Frankreich 
ein Weg an die Hochschule, wird jedoch im Diskurs so gut wie gar nicht als ein 
Weg in die Hochschule konstruiert (siehe aber MESR 2008c), wobei natürlich vor 
allem die Gruppen ohne Abitur die Zielgruppen sind (zu großen Teilen, die Indi-
viduen ganz ohne Schulabschluss oder mit einem CAP oder BEP). Stattdessen 
wird vielmehr auf die Möglichkeit des Wechsels von Schüler_innen aus dem be-
ruflichen Bildungszweig in die technologischen und allgemeinbildenden Zweige 
als möglicher Weg an die Hochschulen hingewiesen (MDEP 2000d). Insofern ist 
der Weg über die Allgemeinbildung in die Hochschule nach oder auch vor einem 
beruflichen Abschluss im Rahmen der Erstausbildung eine diskutierte Möglich-
keit. Tatsächlich wäre dieser Wechsel innerhalb der Sekundarbildung dann nicht 
mehr als eine Stärkung von Durchlässigkeit zwischen sekundärer Berufsbildung 
zur Hochschulbildung zu sehen. 
Im funktionalistischen Diskursstrang sollen berufliche Abiturient_innen aus 
Effizienzgründen in die beruflich orientierten Kurzstudiengänge, speziell in die 
STS an den Oberschulen, orientiert werden. Voraussetzung ist zudem eine große 
Nähe zu ihrem Ausbildungsfach, da hier die größten Erfolgsaussichten bestehen 
(MENRT 1999a). Aus dem identischen Grund sollen lediglich die besten der be-
ruflichen Abiturient_innen Studienplätze erhalten (vgl. MENSR 2006a; MEN 
2007d; MESR 2011a; ADIUT 2009a). Auch wenn berufliche Abiturient_innen 
per se berechtigt sind, sich generell im Hochschulsystem an den verschiedensten 
Studiengänge zu bewerben, sollen sie durch eine sogenannte ‚aktive Orientierung‘ 
in die für sie richtigen Bildungsgänge gelotst werden (CPU 2007c, 2012). Im Rah-
men dieser ‚aktiven Orientierung‘ kann den beruflichen Abiturient_innen zwar 
der Zugang in Universitäten nicht verweigert werden, aber die Individuen sollen 
in Gesprächen und durch Abbruchstatistiken für den „richtigen“ Weg überzeugt 
werden (vgl. MESR 2009b; CPU 2007a).167 Im funktionalistischen Diskursstrang 
wird damit gewissermaßen die mit dem Abitur einhergehende Berechtigung im 
Falle von Berufsabiturient_innen eingeschränkt und zwar in Bezug auf die Studi-
engänge und Fachnähe, Erfolgswahrscheinlichkeiten sowie auf die berufliche 
Leistungselite. Auf diese Weise sollen die Erfolgsaussichten erhöht werden. Letzt-
lich wird im funktionalistischen Diskurs eine klare Vorstellung darüber deutlich, 
welche Gruppen für welche Hochschulorganisationen geeignet sind und Zugang 
erhalten sollten: Die Berufsabiturient_innen in die STS, die technischen Abitu-
rien_innen in die STS und IUT und die Absolvent_innen des allgemeinen Abiturs 
primär in die Universität oder die grandes écoles (CPU 2012; MESR 2008d; MJENR 
2002e). Die Differenzierung des Hochschulsystems soll somit genutzt werden, 
um die jeweils passenden Studiengänge auszuwählen. 
167  In einer Studie zeigen Beaud und Pialaux (2001) wie Orientierungsgespräche ablaufen können. 
Auch wenn diese Studie noch vor der Einführung der aktiven Orientierung durchgeführt wurde, 
gibt sie einen Hinweis, wie an den Universitäten versucht wird, die beruflichen Abiturient_innen 
von einem Universitätsstudium abzulenken. 
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Warum wird der Zugang beruflich Qualifizierter generell thematisiert? Dies 
liegt zum einen an der gestiegenen Zahl der Jugendlichen, welche sich für ein 
berufliches Abitur entscheiden. Wenn die vorgegebenen Benchmarks von 50 % 
eines Jahrgangs, die einen tertiären Abschluss erhalten sollen, erreicht werden sol-
len, dann muss auch ein Anteil dieser Jugendlichen einen Hochschulabschluss 
erreichen (MEN 2007a; MESR 2007b). 
Nous voulons amener à terme 50 % d'une classe d'âge à un diplôme supérieur alors 
que ce taux plafonne aujourd'hui à 43 % chez les 25-34 ans. Pour y parvenir, améliorer 
la réussite des étudiants dans l'enseignement supérieur et notamment dans le cycle 
licence constitue la première priorité. (MESR 2012a)168 
Neben einer Berechtigung sehr guter Berufsabiturient_innen für die Kurzstudi-
engänge wird im funktionalistischen Diskursstrang auch der Zugang zur Hoch-
schulbildung über Weiterbildung im Rahmen der Validierung beruflicher Kom-
petenzen als eine Möglichkeit konstruiert. Im Gegensatz zu den Berufsabitu-
rient_innen steht bei dieser Gruppe von Studierenden aber die Gefahr des mög-
lichen Studienmisserfolges nicht im Fokus. Diese fehlende Problematisierung 
zeigt allerdings auch, dass die Gruppe der Weiterbildungsstudierenden als eher 
qualifiziert angesehen wird, ein Studium zu schaffen als die Berufsabitu-
rient_innen. 
Die im Diskurs konstruierte Zielgruppe für die Hochschulbildung sind im 
universalistischen Diskursstrang alle Individuen, welche ein Studium beginnen 
wollen und generell alle, die durch ein französisches Abitur, egal welcher Ausrich-
tung, eine Studienberechtigung erworben haben. Das Individuum wird in diesem 
Fall als Person wahrgenommen, welche es bei ihrer Weiterentwicklung als 
Mensch, Bürger und Arbeiternehmer_in zu unterstützen gilt. Insofern werden be-
rufliche Abiturient_innen oder Erfahrene als legitime Studierende anerkannt, wo-
bei darauf hingewiesen wird, dass die Berufsabiturient_innen einer besondere Un-
terstützung bedürfen und sie, auch wenn sie das Recht besitzen, an einer Univer-
sität zu studieren, besser in den Kurzstudiengängen der beruflichen Oberschulen 
(STS) aufgehoben seien (MESR 2012a). 
C'est un écart „terrible“, inacceptable là encore. Un bachelier professionnel qui veut 
entreprendre des études supérieures aurait donc 6 fois plus de risque d'échouer qu'un 
bachelier général. On ne peut pas laisser se satisfaire de cette situation. (MESR 
2012a)169 
168  „Wir wollen, dass 50 % eines Jahrgangs über kurz oder lange ein Hochschuldiplom erwirbt, aber 
momentan erreichen höchstens 43 % bei den 25-34 Jährigen dieses Niveau. Um unser Ziel zu 
erreichen, hat die Verbesserung des Studienerfolges im Hochschulbereich und insbesondere im 
licence-Zyklus erste Priorität.“ (MESR 2012a, Übersetzung NB) 
169  „Es ist eine ‚fürchterliche‘ Diskrepanz und inakzeptabel dazu auch. Ein/e Berufsabiturient_in, 
der/die studieren möchte, hat eine sechsmal höhere Wahrscheinlichkeit nicht zu bestehen als 
ein/e Absolvent_in des allgemeinen Abiturs. Wir können uns nicht mit dieser Situation zufrieden 
geben.“ (MESR 2012a, Übersetzung NB) 
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L'élévation du niveau de connaissances, la réussite des étudiants, quel que soit leur 
bac, quel que soit leur parcours, s'inscrivent dans l'agenda défini par le Président de la 
République. (MESR 2012a)170 
Tabelle 26 Struktur des französischen Diskurses 1999-2012: Zugang und Ziel-
gruppe 
universalistisch funktional
Zugang Allgemeine Berechtigung über das 
berufliche Abitur
Berechtigung auch auf Zugang in se-
lektive Studiengänge der STS (Ein-
schränkung der Selektion)
via Validierung (VAP oder VAE)
Recht auf Zugang in technologische 
Kurzstudiengänge nach Leistungsse-
lektion über den Wechsel in technolo-
gischen und allgemeinen Abiturzweig
via Validierung (VAP oder VAE)
Zielgruppe
allgemein 
alle, die sich bilden wollen und die 
Berechtigung, das Abitur egal welcher 
Ausrichtung besitzen 
alle diejenigen, die sehr wahrschein-
lich erfolgreich abschließen werden: 











Individuum als Person muss bei sei-
ner Weiterentwicklung als aufgeklär-
ter, kritikfähiger Mensch, als demo-
kratischer Bürger, unterstützt werden
Individuum als (Humankapital-) Res-
source, die benötigt wird, eigenver-
antwortlich handelt bei ausreichender 
Information 
Quelle: Darstellung durch die Verfasserin 
Im funktionalistischen Diskursstrang steht das Individuum als Ressource im Mit-
telpunkt. An die Hochschule sollen vor allem die Absolvent_innen des allgemei-
nen und technologischen Abiturs, da diese auch ausreichend auf ein Studium vor-
bereitet werden, so dass sie dieses erfolgreich abschließen können. Im funktiona-
listischen Diskurs wird deutlich, dass die Individuen selbst für die Wahl ihres Stu-
diums verantwortlich sind, wobei diese Wahl durch bereit gestellte Informationen 
unterstützt wird (MEDEF 2011; CPU 2011). 
Le principe d’accès à l’université étant la non sélection des entrants, il est impératif de 
donner aux futurs étudiants les moyens de construire eux-mêmes leur décision 
d’orientation et d’étayer d’éléments objectifs la construction de leur projet. (MEDEF 
2011)171 
170  „Die Erhöhung des Wissensstandes, der Erfolg aller Studierenden, egal aus welchem 
Abiturzweig, egal was ihr Bildungsweg ist, ist in die Agenda des Präsidenten der Republik 
eingeschrieben.“ (MESR 2012a, Übersetzung NB) 
171  „Wenn das Zugangsprinzip an der Universität das der Nicht-Selektion der Studierenden ist, dann 
besteht ein Imperativ darin, die zukünftigen Studierenden mit den Fähigkeiten auszustatten, dass 
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Wird trotz der gegebenen Informationen die ‚falsche‘ Wahl getroffen, sind es auch 
die Individuen, welche die Konsequenzen zu tragen haben. Beruflich Qualifizierte 
sind vor diesem Hintergrund lediglich dann Teil der Zielgruppe für 
Hochschulbildung, wenn sie besonders gute Noten beim Berufsabschluss vorwei-
sen können und mit ihren Erfahrungen bzw. ihrem Bildungsstand besonders gut 
zu dem Bildungsgang passen. Allein bei beruflich Qualifizierten wird im Diskurs 
thematisiert, dass nur eine Auswahl studieren solle. Diese muss neben dem 
Wunsch ebenfalls die entsprechenden Fähigkeiten ausweisen. Bei den anderen 
Abiturzweigen werden der Wunsch und die Fähigkeit für ein Studium nicht in-
frage gestellt, sondern als selbstverständlich vorausgesetzt. Eigentlich gehören 
Berufsabiturient_innen nach dem Abschluss des Abiturs direkt in den Arbeits-
markt, wobei den besten unter ihnen der Zugang zur Hochschule nicht verwehrt 
werden sollte. Der Zugang dieser Gruppe nach ein paar Jahren Berufserfahrung 
dagegen wird nicht als problematisch angesehen, sondern wird begrüßt, da durch 
den strukturellen Wandel die Anpassung des vorhandenen Bildungsniveaus kon-
tinuierlich notwendig sei. 
Anrechnung 
Auch die Frage von Anrechnung beruflicher Qualifikationen wurde im Diskurs 
thematisiert. Allerdings stand sie anders als im ersten Zeitraum nicht im Zentrum 
der Debatten, sondern wurde immer wieder erwähnt, vor allem im Kontext der 
Debatte um die Ermöglichung lebenslangen Lernens. Eine weitere Perspektive 
war die Vereinfachung von Studiengangswechsel innerhalb des Hochschulsys-
tems und damit der Anrechnung von formalem Lernen. 
Bis auf die Begründung, warum Anrechnung ermöglicht werden soll, sind 
keine Unterschiede zwischen den Diskurssträngen festzustellen. Im universalisti-
schen Diskurs wird die Bedeutung der Weiterbildung zur Erlangung eines Studi-
enabschlusses betont und damit eine Weiterführung der Demokratisierung des 
französischen Bildungswesens verbunden (MDEP 2000e, 2001a). Im funktiona-
listischen Diskursstrang wird die Ermöglichung von Anrechnung eher im Kon-
text der Weiterentwicklung der französischen Gesellschaft hin zu einer Wis-
sensökonomie behandelt, in welcher lebenslanges Lernen der Individuen eine Vo-
raussetzung sei. Dabei wird auch immer wieder Frankreichs Vorreiterrolle in Eu-
ropa betont (vgl. MDEP 2000g; CPU 2008). 
Ort der Anrechnung ist das Hochschulsystem, dem für die Zukunft eine 
große Bedeutung in Sachen Ermöglichung von Weiterbildung zugesprochen 
wird. Als Verfahren zur Anrechnung und Ermöglichung eines Studienabschlusses 
beruflich Erfahrener wird insbesondere auf die 2002 institutionalisierte neue 
Form der Validierung (VAE) hingewiesen. Um einen Wechsel innerhalb des 
sie selbst ihre Hochschulwahl treffen und sich auf objektive Fakten stützend ihr eigenes 
[Bildungs-, NB] Vorhaben konstruieren.“ (MEDEF 2011, Übersetzung NB) 
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Hochschulsystems zu erleichtern, werden die durch die Europäisierung induzier-
ten Standards, die eingeführte Semestereinteilung im gesamten Hochschulsystem, 
die Einführung von Modularisierung, Ergebnisorientierung und Leistungspunk-
tesystemen als vorteilhaft anerkannt (ADIUT/UNPIUT 2012; MEDEF 2011). 
Auf diese Weise ist es möglich, auch ohne Zeitverlust umorientiert weiter zu stu-
dieren (MEN 2001b). Diese Standards unterstützen vor allem auch die Hoch-
schulorganisationsform übergreifenden Wechsel. Insbesondere die Studiengänge 
der STS an den Oberschulen waren zuvor in ihren Strukturen noch nicht kompa-
tibel mit denen der Universitäten. 
Tabelle 27 Struktur des französischen Diskurses 1999-2012: Anrechnung 
universalistisch funktional
Anrechnung Im Hochschulsystem
Anrechnung als Möglichkeit einer zwei-
ten Chance auf einen Studienab-
schluss, Zeichen der Demokratisierung 
des Bildungssystems
Im Hochschulsystem
Anrechnung zur Erhöhung der Effizi-
enz (Weiterstudium ohne Zeitverlust, 
keine unnötigen Doppelqualifikationen) 




Berufliche Kompetenzen, sowohl formale beim Wechsel von Studiengängen als 




Anrechnung zwischen Studiengängen durch Einführung von Semestern, Modu-
larisierung, Kompetenzbasierung und Kreditpunktesystemen
Quelle: Darstellung der Verfasserin 
Wie auch im ersten Zeitraum wird die im Konzept der Anrechnung inhärente 
Frage der Gleichwertigkeit von unterschiedlichen Feldern erlangten Kompeten-
zen (vgl. Kapitel 2), in diesem Fall zwischen Berufs- und Hochschulbildung, nicht 
explizit diskutiert. Dies ist insofern erstaunlich, da dies ein Weg gewesen wäre, die 
Debatte um die Attraktivität der beruflichen Bildung und deren Anschlussfähig-
keit im französischen Bildungssystem zu stärken. Dessen ungeachtet wird die 
Möglichkeit anerkannt, dass auch durch den Erwerb beruflicher Erfahrungen 
gleichwertige Fähigkeiten zu einem Studium vermittelt werden. Während also ei-
nerseits vielen Absolvent_innen der beruflichen Sekundarbildung die Befähigung 
durch die Berufsbildung zum Studium abgesprochen wird (ADIUT 2009a), ist 
dies weitaus weniger der Fall, wenn die Kompetenzen über mehrere Jahre im Be-
ruf erworben worden sind. In Tabelle 27 findet sich die Zusammenfassung für 
den Diskurs zum Thema Anrechnung. 
Organisationale Verbindungen 
Die Frage der organisationalen Verbindungen zwischen Berufs- und höherer All-
gemeinbildung werden in Frankreich in Bezug zu Durchlässigkeit in zwei Formen 
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diskutiert. Die erste Form ist die der integrierten Bildungsgänge, welche berufli-
che und stärker allgemeinbildende Bildung und Hochschulbildung in einem Bil-
dungsgang integrieren. Hier werden die beruflichen Kurzstudiengänge STS, die 
lycées des métiers oder die licences professionnelles im Kontext von Durchlässigkeit the-
matisiert. Die andere Form ist die der institutionalisierten Übergänge zwischen 
beruflichen und stärker allgemeinbildenden Bildungsgängen (vgl. Kapitel 2). In 
Frankreich werden solche institutionalisierten Formen passerelles genannt und wur-
den in den letzten Jahren im Hochschulsystem ausgebaut. Nachfolgend soll zuerst 
der französische Diskurs zu den integrierten Bildungsgängen und anschließend 
zu den institutionalisierten Übergängen dargestellt werden. Eine Zusammenfas-
sung der Diskursstrukturen zu organisationalen Verbindungen erfolgt in Tabelle 
28. 
Die erste Form des integrierten Bildungsgangs in Frankreich kann anhand 
der Differenzierung des Hochschulsystems in stärker allgemeinbildende und stär-
ker beruflich orientierte Kurzstudiengänge erklärt werden. Wie in Kapitel 8 be-
schrieben, sind diese Kurzstudiengänge eng mit den meist regionalen Bedürfnis-
sen der Wirtschaft verbunden, vermitteln theoriebasierte berufliche Bildung, kön-
nen en alternance, d.h. in Wechsel der Lernorte, durchgeführt werden und enden 
mit einem beruflich orientierten Abschluss, welcher auf klare Arbeitsmarktpositi-
onen verweist, da diese Abschlüsse im Referentiell festgehalten sind. Insofern 
können die STS und IUT entsprechend dem heuristischen Konzept aus Kapitel 
2 als integrierte Organisationsformen in Frankreich gelten. In der Existenz dieser 
Studiengänge wird ebenfalls das größte Potenzial für eine Durchlässigkeit von der 
Berufs- zur Hochschulbildung gesehen. Wie in der Beschreibung des französi-
schen Diskurses im Hinblick auf Zugangsfragen deutlich wurde, sind es vor allem 
die technischen Kurzstudiengänge in den Oberschulen (STS), welche als primäre 
Einmündungsmöglichkeit beruflich Qualifizierter im Hochschulbereich gesehen 
werden (vgl. MENRT 1999a; MESR 2011b, 2012a; CPU 2007a). Dies gilt für den 
universalistischen, in dem aber das Recht der Abiturient_innen auch an andere 
Hochschulorganisationen zu studieren unterstrichen wird, aber auch für den 
funktionalistischen Diskursstrang. Begründet wird dies durch die besseren Be-
treuungsmöglichkeiten, die Struktur des Studiums, die stärker an schulische Struk-
turen angelehnt ist, sowie die gleich von Beginn an praktischere Ausrichtung des 
Studiums, welche dem Kenntnisstand und den Wünschen beruflicher Abitu-
rien_innen am ehesten entsprechen. 
Il fallait faire bouger les lignes sans rien bouleverser de ce qui a fait le succès des BTS, 
cet équilibre complexe entre exigence académique et compétences professionnelles, 
organisation des enseignements encore proche de celle du lycée (essentielle à la réus-
site de nombreux élèves) et préparation à la poursuite d'études universitaires. (MESR 
2011b)172 
172  „Wir müssen Bewegung in veraltete Strukturen bringen, ohne das, was den Erfolg der BTS 
ausmacht, umzustürzen, dieses komplexe Gleichgewicht zwischen akademischen 
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Da diese Studiengänge jedoch selektiv sind und damit berufliche Abitu-
rient_innen in Konkurrenz zu anderen Abiturgruppen stehen, wird vor allem im 
universalistischen Diskursstrang eine gesetzliche Regelung gefordert, welche die 
Autonomie der Hochschulorganisationen zugunsten der beruflichen Abitu-
rient_innen einschränkt (MESR 2012a). 
Eine weitere Form der Integration stärker allgemeinbildender Hochschulstu-
diengänge mit beruflichen Studiengängen wurde durch die Einführung der licence 
professionnelle vorangetrieben. Im Hinblick auf Durchlässigkeit wird die licence pro in 
zweierlei Hinsicht thematisiert. So soll sie als Einmündungsmöglichkeit für dieje-
nigen an den Hochschulen gelten, die perspektivisch keinen guten Abschluss im 
licence-Bereich mit anschließendem Weiterstudium machen werden, also auch für 
die Gruppe, welche mit einem Studienmisserfolg umgehen müsste. 
Cette mesure [introduction de la licence pro, NB] devrait permettre une amélioration 
de la qualité des sorties post-deug à l'université et concourir à limiter l'échec. 
(MENRT 1999c)173 
Beruflich Qualifizierte werden dabei nur indirekt angesprochen, wenn sie zu der 
Gruppe gehören, die nicht bereits vorher schon aus der allgemeinbildenden licence 
ausgeschieden sind und einen beruflich orientierten Abschluss erhalten möchten. 
Im funktionalistischen Diskursstrang wird die Einführung der licence pro stärker als 
bessere Vorbereitung auf den Arbeitsmarkt für die Gruppen gesehen, welche auf-
grund ihrer Leistungen wohl nicht erfolgreich weiterstudieren würden. Die An-
näherung zwischen Hochschulbildung und stärker beruflicher Ausbildung dient 
somit primär der Integration in den Arbeitsmarkt. 
Praktisch hat sich gezeigt, dass dieser Plan der Verbindung der allgemeinbil-
denden licence mit der beruflich orientierten nicht wie gewünscht funktioniert hat 
(CPU 2011), da die meisten der begrenzten Plätze durch Absolvent_innen der 
STS und der IUT belegt werden. 
Zum anderen werden licence pro-Studiengänge im Diskurs als eine Möglichkeit 
gesehen, die bisher eher getrennten Welten der Universitätsfakultäten, an welchen 
die licence pro Studiengänge primär institutionalisiert sind174, und der beruflichen 
Oberschulen, an welchen der berufliche Hochschulabschluss BTS erworben wer-
den kann, zu verbinden. Die Einführung der licence pro wird somit vor allem auch 
im universalistischen Diskursstrang als symbolische Verbindung von beruflicher 
Sekundarbildung mit Hochschulbildung gesehen. Sie soll, vorausgesetzt STS und 
Universitäten arbeiten im Rahmen der licence pro zusammen, ein Zeichen sein, dass 
Anforderungen und beruflichen Fähigkeiten, eine Organisation der Lehre eng an die der 
Oberschulen angelehnt (essentiell für den Studienerfolg einer großen Zahl Studierender) und die 
Vorbereitung auf ein daran anschließendes Studium.“ (MESR 2011b, Übersetzung NB) 
173  „Diese Maßnahme [Einführung der licence pro, NB] erlaubt eine Verbesserung der Abgänge nach 
dem DEUG-Abschluss an der Universität und leistet einen Beitrag, den Studienmisserfolg zu 
begrenzen.“ (MENRT 1999c, Übersetzung NB) 
174  Auch an den IUT wurden licence pro-Studiengänge eingeführt. 
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auch berufliche Bildungswege bis zum Bildungsniveau bac+3 führen und keine 
Sackgassen darstellen (MDEP 2001b, 2002). 
Et c'est très important pour moi de pouvoir afficher qu'il va y avoir et qu'il y a déjà 
70 licences professionnelles installées dans des lycées professionnels, parce que c'est 
du post-bac, c'est de l'enseignement supérieur, et parce que cela va permettre d'en 
finir avec cette image d'une filière courte qui, au bout du compte, s'apparente désor-
mais à un préjugé. On ne peut vaincre ce préjugé que par des mesures d'ordre concret, 
qui permettent aux familles de projeter l'avenir de leurs enfants et qui permettent aussi 
aux enseignants de se dire que, quand ils recommandent cette voie à un jeune, ils lui 
proposent une voie qui va lui permettre d'aller le plus loin possible. (MDEP 2002)175 
[…] il ne doit pas y avoir des BEP sans BAC pro pas de BAC pro sans perspective 
d'accès au BTS, pas de BTS ou de DUT sans ouverture vers la licence professionnelle, 
pas de licence professionnelle conduisant à une impasse ou un cul de sac. (MDEP 
2000a)176 
Eine dritte Form der organisationalen Verbindung wurde zu Beginn des neuen 
Jahrtausends eingeführt, das lycée des métiers. Ziel dieser Organisationsform ist die 
Verbindung von beruflichen und technischen Bildungsgängen in einem breiteren 
Berufsfeld, so dass in dieser Oberschule vom CAP und BEP zum bac techno, zum 
bac pro, zum BTS und schließlich zur licence pro alles erworben werden kann 
(MDEP 2001c; MEN 2007d). Insofern verbindet das lycée des métiers technische 
und berufliche Sekundarbildung mit Hochschulbildung bis zum licence-Bereich, 
wobei für eine licence noch eine zusätzlich Kooperation mit den Universitäten in-
stitutionalisiert wird. Zudem sollen im lýcee de métiers die Abschlüsse in der Erstaus-
bildung, der Weiterbildung oder über das Validierungsverfahren VAE erhalten 
werden. Dieses lycée des métiers wird vornehmlich von der sozialistischen Regierung 
zu Beginn des zweiten Untersuchungszeitraums als wichtiger Weg zur Erhöhung 
der Attraktivität beruflicher Bildungszweige angesehen, da in dieser Schule die 
Entwicklungsmöglichkeiten bzw. die Aufstiegsoptionen mit einem beruflichen 
Abschluss deutlich werden und auch die Schüler_innen der beruflichen Bildung 
175  „Es ist sehr wichtig für mich zu zeigen, dass wir dahin gelangen werden und dass es bereits 70 
licences professionnelles, die an beruflichen Oberschulen angesiedelt sind, gibt. Denn das ist der 
Bereich nach dem Abitur, das gehört zur Hochschulbildung und dies erlaubt es, mit den 
Vorstellungen eines kurzen [beruflichen, NB] Bildungsweges aufzuräumen, was letzten Endes 
einem Vorurteil gleichkommt. Man kann diese Vorurteile nur mithilfe konkreter Maßnahmen 
besiegen, die es dann den Familien ermöglichen, eine Zukunft ihrer Kinder zu planen und den 
Lehrern und Lehrerinnen erlauben, wenn sie diesen Bildungsweg [an den STS] ihren 
Jugendlichen vorschlagen, einen Bildungsweg zu empfehlen, der es allen ermöglicht, sich so 
hoch wie möglich weiterzubilden.“ (MDEP 2002, Übersetzung NB) 
176  „[…] es darf kein BEP geben ohne ein [passendes, NB] bac pro, kein bac pro ohne Perspektive 
auf Zugang zu einem BTS, kein BTS oder DUT ohne mögliche Öffnung in Richtung licence 
professionnelle, keine licence professionnelle, die in eine Sackgasse führt.“ (MDEP 2000a, Übersetzung 
NB) 
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selbst diese Entwicklungsmöglichkeiten in ihrer Schule kennenlernen. Durchläs-
sigkeit zwischen beruflicher Sekundar- und Hochschulbildung wird erleichtert 
(MDEP 2002; MEN 2007d). 
Im universalistischen Diskursstrang wird das lycée des métiers vor allem als 
Möglichkeit zur Erhöhung der Chancengleichheit auf einen Hochschulabschluss 
für beruflich Qualifizierte, ihre Höherqualifizierung und Motivierung zum Wei-
terlernen konstruiert. Aus diesem Grund wird auch von den Gewerkschaften ge-
fordert, dass nicht nur ausgewählte Oberschulen, sondern alle beruflichen Ober-
schulen in lycée des métiers umgewandelt werden sollten (CGT 2005b). Im Rahmen 
des funktionalistischen Diskursstranges werden hingegen speziell die Selektions-
möglichkeiten, die sich durch eine Kooperation von Sekundar- und Tertiärbil-
dung, wie im lycée des métiers ergeben, als positiv bewertet, da durch derartige Ko-
operationsformen frühzeitig die für ein Studium fähigen Absolvent_innen ausge-
sucht werden können (ADIUT 2009a). Nicht nur innerhalb der lycées des métiers 
wird insofern im funktionalistischen Diskursstrang eine Kooperation als sinnvoll 
angesehen. Auch zwischen ‚normalen‘ beruflichen Oberschulen und den techni-
schen Studiengängen sollten solche Kooperationsformen für ein besseres Mat-
ching von Studienplatz und beruflich Qualifizierten genutzt werden, um auf diese 
Weise die Erfolgschancen zur erhöhen (ADIUT 2009a). 
Die Institutionalisierung von alternance, und somit die Integration beruflicher 
Praxis in ein Hochschulstudium, wird schließlich auch als vorteilhaft für einen 
erfolgreichen Studienabschluss angesehen. Vor allem wird dies im funktionalisti-
schen Diskurs thematisiert. Hier wird argumentiert, dass besonders Berufsabitu-
rient_innen durch ihre Vorbildung weniger eine rein hochschulische Ausbildung 
erfolgreich meistern, sondern die Verbindung mit der Praxis benötigen, um Ler-
nen zu können (ADIUT 2009a, 2012). 
Die zweite Form der organisationalen Verbindung, die der institutionalisier-
ten Übergänge, ist besonders im Kontext der Frage des Studienmisserfolgs für 
Durchlässigkeit von Belang. Im französischen Diskurs wird immer wieder auf die 
Notwendigkeit des Ausbaus und der besseren Abstimmung institutionalisierter 
Übergänge zwischen den einzelnen unterschiedlichen Studiengängen der diffe-
renten Organisationsformen hingewiesen. Inwiefern ist das für Durchlässigkeit 
zwischen beruflicher Sekundarbildung und Hochschulbildung wichtig? Passerelles 
werden im französischen Diskurs vor allem als Möglichkeit gesehen, eine früh-
zeitige Korrektur oder ‚Umorientierung‘ während des Studiums vorzunehmen 
und damit einen erfolgreichen Studienabschluss zu begünstigen (vgl. CPU 2010b; 
MESR 2009b, 2010a). Dies gilt für alle Studierenden, aber auch besonders für 
beruflich Qualifizierte, welche viel stärker von Studienabbrüchen betroffen sind. 
Die institutionalisierten Übergänge, welche es den Studierenden ermögli¬chen, 
ohne großen Zeitverlust und unter Anerkennung der bisherigen Leistun¬gen 
Stu¬diengänge auch zwischen Organisationsformen zu wechseln, werden für 
beruflich Qualifizierte primär als Weg von der Universität an die STS gesehen. 
Faktisch sind solche passerelles aber auch in die andere Richtung vorgesehen 
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(MESR 2010b). Für Berufsabiturient_innen, welche merken, dass der 
ausge¬wählte Studiengang doch nicht ihren Vorstellungen und Wünschen 
entspricht, aber auch für solche, welche in einem ersten Schritt nicht in den STS 
genom¬men wurden, stellen pas¬serelles somit auch eine zweite Chance auf 
einen Studien¬erfolg dar. 
Tabelle 28 Vergleich der Diskursstränge zur Bedeutung organisationaler Verbin-




STS als Verbindung beruflicher Orien-
tierung und tertiärer Bildung im Hoch-
schulbereich als primärer Ort für ein 
Studium der bac pro-Absolvent_innen, 
wobei Zugang über klare Berechtigun-
gen/Quoten geregelt werden soll
STS als Verbindung beruflicher 
Orientierung und tertiärer Bildung im 
Hochschulbereich als primärer Ort 
für ein Studium für ausgewählte 
sehr guten bac pro-Absolvent_innen
licence pro als institutionalisierte Wei-
terbildungsmöglichkeit beruflich Qualifi-
zierter
licence pro als Weg aus Allgemein-
bildung in die Berufsbildung für die 
weniger Leistungsstarken, die kein
längeres Studium schaffen
Lycée des métiers/Verbindung Berufs-
schulen mit Hochschulbereich: um Bil-
dungsoptionen aufzuzeigen und zum 
Weiterlernen zu motivieren sowie 
Durchlässigkeit zu vereinfachen
Lycée des métiers/Verbindung von 
Berufsschulen mit Hochschulbereich
nutzen zur frühen Auswahl der ‚fähi-
gen‘ bac pro-Absolvent_innen und 
die Attraktivität der beruflichen Bil-
dungswege zu erhöhen
Alternierende Bildungsgänge im 
Hochschulsystem durch Verbindung 
von Praxis und Theorie stärker an 
Lernfähigkeiten Berufsabitu-
rient_innen orientiert und erhöhen 
Erfolgswahrscheinlichkeit und 




passerelles im Hochschulbereich zwi-
schen Bildungsgängen auf einem Ni-
veau
Ziel Ermöglichung der Umorientierung, 
der Wahl des besten Studienangebots 
entsprechend den Bedürfnissen (die 
sich auch ändern können), als Recht 
auf Bildung
Recht auf Weiterbildung ausgehend 
von jedem Bildungsgang
passerelles im Hochschulbereich 
zwischen Bildungsgängen auf einem 
Niveau
Ziel: Korrektur individueller Studien-
wahl, Ressourcen- und Effizienzsi-
cherung
Quelle: Darstellung der Verfasserin 
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Durch die Einrichtung der institutionalisierten Übergänge werden die Hoch-
schulorganisationen angehalten, sich verstärkt auf Studienwechsler einzustellen, 
bestimmte Kurse zur Einführung anzubieten, um den Wechsel so einfach wie 
möglich zu gestalten (vgl. MESR 2010b, MESR 2011b). Auch die Semesterein-
führung sowie die Einführung der Modularisierung und Leistungspunktesysteme, 
welche generell für eine Anrechnung als wichtig erachtet werden, werden als Er-
leichterung der Strukturierung von Übergängen angesehen. Sowohl im universa-
listischen als auch im funktionalistischen Diskursstrang werden passerelles als rele-
vantes Instrument konstruiert, um das Problem des Studienmisserfolges anzuge-
hen. Im funktionalistischen Diskursstrang sollen sie vor allem dazu dienen, indi-
viduelle Fehler bei der Studienwahl zu korrigieren und die Investitionen, welche 
bereits getätigt wurden, zu retten (MEN 2000b). Zudem erhöhen sie durch beste-
hende institutionalisierte Regelungen, die für den Wechsel vorgesehen sind, die 
Effizienz bei Studiengangwechsel, denn ohne passerelles begannen die Studieren-
den zuvor, wenn der vorherige Studiengang nicht sehr fachnah war, das Studium 
von vorn. Im universalistischen Diskurs werden passerelles als wichtig erachtet, da 
sie es den Individuen ermöglichen, ohne Bestrafung einen für sie besser passen-
den Studiengang zu wählen und ihr Recht auf Bildung und persönliche Entwick-
lung wahrzunehmen (MESR 2009b). 
Zusammenfassend (vgl. auch Tabelle 28) werden in Frankreich zwei Formen 
von organisationalen Verbindungen im Diskurs zur Durchlässigkeit thematisiert, 
die integrierten Bildungsgänge und die institutionalisierten Übergänge. Insbeson-
dere die STS als stärker an die beruflichen Vorerfahrungen der Berufsabitu-
rient_innen anknüpfende Studiengänge werden als primärer Weg zur Durchläs-
sigkeit im Sinne eines möglichst erfolgreichen Studiums konstruiert. So sollen 
auch die passerelles beruflich Qualifizierten, die Probleme an der Hochschule ha-
ben, einen Wechsel in die STS ermöglichen. 
Umgang mit heterogenen Bedürfnissen 
Von Beginn an war die Frage des Umgangs mit heterogenen Bedürfnissen einer 
immer heterogener werdenden Studierendenschaft ein typisches Strukturmerkmal 
für den französischen Diskurs. Auch im ersten Zeitraum war diese Frage präsent, 
allerdings nicht in Bezug auf beruflich Qualifizierte. Dies änderte sich im zweiten 
Zeitraum, wobei einige Reforminitiativen sich weiterhin explizit primär an die 
Absolvent_innen des bac général und technologique wenden. Dies gilt z.B. für die ver-
stärkte Einführung der Orientierungsphasen im lycée géneral und technologique, wel-
che die Studien- und Berufswahl vorbereiten sollen (Loi lycée 2010). 
Insgesamt unterscheide ich mehrere strukturelle Elemente, welche im fran-
zösischen Diskurs in Bezug auf den Umgang mit heterogenen Bedürfnissen the-
matisiert werden. Erstens werden Beratungs- und Informationsstrukturen thema-
tisiert, wobei diese als besonders wichtig im Diskurs gelten. Zweitens wird die 
Frage der Studienorganisation und inwiefern diese auf heterogene Bedürfnisse 
angepasst werden sollte, thematisiert. Drittens und das ist wiederum ein wichtige 
 375 
Punkt im französischen Diskurs ist die Anpassung pädagogischer Strukturen und 
Konzepte an die heterogene Studierendenschaft und schließlich wird auch die 
Frage der Studienfinanzierung als Thema aufgenommen. In Tabelle 29 am Ende 
dieses Abschnittes werden die wichtigsten Strukturmerkmale der Diskursstränge 
zusammengefasst. Bevor die Bedeutung der strukturellen Elemente nachfolgend 
dargestellt werden, sollen zuerst die unterschiedlichen Motive, welche sich aus der 
typischen Argumentationsstruktur der funktionalistischen und universalistischen 
Diskursstränge ergeben, rekonstruiert werden. 
Im universalistischen Diskursstrang wird die bessere Anpassung an die He-
terogenität der Studierenden als eine Möglichkeit gesehen, alle Studierende sowie 
Interessierte und damit explizit auch beruflich Qualifizierte bei der Studienwahl 
und im Studium selbst so zu unterstützen, so dass alle ihr Studium mit einem 
erfolgreichen Abschluss beenden und sich so hoch wie möglich bilden können 
(MDEP 2000b). Diese Form der Unterstützung wird als notwendig erachtet, um 
das Recht auf Bildung durchzusetzen und ungleiche Voraussetzungen auszuglei-
chen. 
Sans proposer l'allongement des études comme un impératif pour chaque élève, il est 
néanmoins indispensable de garantir que, le cas échéant, chacun pourra aller aussi loin 
que le lui permettront ses mérites. (MDEP 2000f)177 
Im funktionalistischen Diskursstrang geht es insbesondere darum, die Absol-
vent_innen der Sekundarstufe II erstens über selektive Fördermöglichkeiten in 
die richtigen Bildungswege oder den Arbeitsmarkt zu lenken, um somit vor allem 
den vielversprechenden Talenten eine spezifische für sie passende Bildung, d.h. 
voraussichtlich erfolgreiche Ausbildung im Hochschulwesen, zu ermöglichen. 
Und zweitens sollen die Individuen so vorbereitet werden, dass ein Studienerfolg 
wahrscheinlich wird. Ziel ist somit primär die Erhöhung der Effizienz im Hoch-
schulwesen und gleichzeitig durch eine verringerte Quote an Misserfolgen insbe-
sondere an den Universitäten deren Attraktivität und Wettbewerbsfähigkeit zu 
erhöhen. 
Selbst wenn unterschiedliche Motive in den Diskursen zum Thema des Um-
gangs mit der Heterogenität der Studierenden rekonstruiert wurden, werden doch 
vielfach ähnliche Strukturen gefordert. Diese sollen nun mit dem jeweiligen Fokus 
der Diskursstränge dargestellt werden. 
Beratung und Information 
Strukturen zur Beratung und besseren Information über Studien- und Berufswege 
sowie Anschlussmöglichkeiten sollen vor und während des Studiums ausgebaut 
werden. Dies gilt für beide Diskursstränge und über den gesamten zweiten Zeit-
raum hinweg. 
177  „Ohne vorzuschlagen, dass weiterführende Bildung für alle ein Imperativ sei, muss trotzdem 
jedem garantiert sein, wenn Bedarf besteht, so weit [im Bildungssystem, NB] gehen zu können 
wie es die persönliche Leistungsfähigkeit erlaubt.“ (MDEP 2000f, Übersetzung NB) 
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Besonders wichtig im Vergleich zu den anderen Strukturelementen wird ein 
Ausbau dieser Strukturen allerdings im funktionalistischen Diskurs angesehen. So 
sollen die Schüler_innen der Sekundarstufe II durch bessere Information in die 
Lage versetzt werden, eigenverantwortlich ihre berufliche Zukunft und die dazu-
gehörigen Bildungswege zu planen (MJENR 2002e; MEDEF 2011; MEN 2009). 
Insbesondere im Zusammenhang mit dem Plan réussite en licence wird ein besonders 
starker Fokus auf die sogenannte Orientierungsphase gelegt. Dabei soll eine ‚ak-
tive Orientierung‘ stattfinden, in welcher die Individuen auf die Erfolgswahr-
scheinlichkeiten in einem Studium vor dem Hintergrund des eigenen Bildungs-
profils direkt in die für sie wahrscheinlich erfolgreicheren Studienfächer gelenkt 
werden (MESR 2009b). 
C'est aussi à ces jeunes bacheliers que nous devons des réponses: s'ils n'ont pas 
d'informations sur les parcours qui s'offrent à eux, s'ils n'ont pas de données sur leurs 
chances de réussite dans les différentes filières, ils ne pourront ni mûrir leur choix ni 
même faire un choix éclairé. (MESR 2009b)178 
Für beruflich Qualifizierte bedeutet dieses die Lenkung in die STS aber auch pri-
mär in den Arbeitsmarkt (MJENR 2002e). Deutlich wird, dass durch neue Portale 
mit genaueren Informationen über Studiengänge und deren Berufsmöglichkeiten 
sowie durch eine verstärkte Orientierung innerhalb der Schulen durch extra insti-
tutionalisierte Beratungsgespräche dem Individuum geholfen werden soll, die 
richtige Studienwahl zu treffen (MEN 2009). Interessanterweise wurde an den 
beruflichen Gymnasien die Orientierung nicht ausgebaut, insofern wohl ange-
nommen wird, dass die Orientierung durch die Berufsausbildung bereits statt ge-
funden hat. Die Beratung soll auch an den Hochschulorganisationen selbst statt-
finden, so dass Studienbewerber_innen bereits vorher ihr Profil an die Hochschu-
len schicken können oder zu Informationsgesprächen eingeladen werden, in wel-
chen geprüft wird, ob ein Studium unter ihrenVoraussetzungen an der Universität 
anzuraten wäre (MEN 2008b). Auch wenn die Hochschulen keine Selektion zu 
Beginn durchführen dürfen, ist dies ein Weg, mögliche ‚Problemfälle‘ bereits vor 
Studienbeginn ‚auszusortieren‘.  
Mit dieser Politik gehen folgende Konsequenzen einher. Studienmisserfolg 
wird erstens stärker individualisiert, da genügend Informationen zu einer richtigen 
Wahl hätten führen müssen (CPU 2011; MEDEF 2011; MENSR 2006b). Zwei-
tens wird durch eine gezielte (Ab-)Lenkung von Studierenden in die als jeweils 
passend erscheinenden Studiengänge oder den Arbeitsmarkt nicht die Möglich-
keit eingeräumt, dass sich die tatsächliche Passung zwischen Studium und Indivi-
duum erst im Studium zeigt. 
178  „Es sind vor allem die jungen Abiturient_innen, denen wir Antworten schulden: wenn sie keine 
Informationen über die Bildungswege angeboten bekommen, wenn sie keine Statistiken über 
ihre Erfolgswahrscheinlichkeiten in den unterschiedlichen Fächern zur Verfügung haben, 
können sie ihre [Bildungs-, NB]Wahl weder entwickeln noch eine aufgeklärte Entscheidung 
treffen.“ (MESR 2009b, Übersetzung NB) 
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Im universalistischen Diskursstrang wird die Rolle von Beratung und Infor-
mation ebenso unterstrichen. Allerdings zielen hier diese Strukturen eher auf den 
Abbau von Ungleichheiten in der Gesellschaft, also von Informationsasymmet-
rien. So sind es häufig die Absolvent_innen der beruflichen Bildungsgänge, wel-
che nicht genug über die Möglichkeiten der Weiterbildung entweder direkt oder 
auch später informiert sind. Insofern soll eine bessere Information dazu führen, 
dass auch eine Selbstzensur der Absolvent_innen, welche sich ein Studium nicht 
zutrauen, abgebaut wird. Am Beispiel des lycée des métiers wird dieses verdeutlicht: 
In dieser Organisation können die beruflich Qualifizierten durch die Vielzahl der 
Abschlussmöglichkeiten sich besser über Bildungsoptionen informieren und so-
mit auch die Vorstellungskraft über die eigenen Bildungsmöglichkeiten erweitern 
(MDEP 2002; ADIUT 2009a). 
Eine Voraussetzung dafür, dass Bildungsmöglichkeiten überhaupt erkannt 
werden, stellt die ‚Lesbarkeit‘ der Bildungsgänge dar. Hier wird betont, dass Re-
formen notwendig sind, um diese in einem so differenzierten Bildungssystem für 
alle Individuen zu erhöhen (MDEP 2000a, d). Auch eine Transparenz der Bil-
dungswege ist eine Möglichkeit zu weiterer Bildung zu motivieren und eine Selbst-
zensur zu verhindern (MESR 2009a). 
Rendre lisible les parcours, c'est combattre une des discriminations sociales sur la-
quelle butent nos publics. La culture de projet, la capacité à prévoir, à s'auto-orienter 
n'est pas, quoi qu'on en pense une vertu si bien partagée. L'opacité, l'anonymie par-
fois, sont d'authentiques facteurs de discrimination sociale. (MDEP 2000a)179 
Dabei sei es besonders wichtig, diese Informationen über die Anschlussfähigkeit 
beruflicher Bildungsgänge bereits im collège zu vermitteln, um die Negativselektion 
in die beruflichen Bildungsgänge nach dem collège vorzubeugen (MDEP 2002). 
Schließlich wird im universalistischen Diskurs ebenfalls gefordert, dass ins-
besondere über Bildungsmöglichkeiten, wie das D.A.E.U., zum Nachholen des 
Abiturs oder über die Verfahren der Validierung, das VAE, besser informiert und 
beraten werden muss, um bestehende Ungleichheiten zu verhindern (CGT 2012; 
MESR 2008c). 
Studienorganisation 
Sowohl im universalistischen als auch im funktionalistischen Diskursstrang wird 
die Bedeutung einer stärkeren Flexibilisierung der Studienorganisation über Fern- 
oder Teilzeitstudium, E-Learning unterstrichen. Im universalistischen Diskurs-
strang wird betont, dass auf diese Weise ebenfalls den unterschiedlichen Lern-
rhytmen der Individuen besser entsprochen werden kann (CPU 2011). Auch eine 
179  „Bildungswege lesbar zu machen, bedeutet auch soziale Diskriminierung, die sich in der 
Gesellschaft festgesetzt hat, zu bekämpfen. Eine Kultur zu planen, die Fähigkeit 
vorauszuschauen, sich selbst zu orientieren, ist nicht, wie man annehmen würde, eine 
weitverbreitete Tugend. Die Undurchsichtigkeit und zum Teil die Anonymität sind wesentliche 
Gründe für soziale Diskriminierung.“ (MDEP 2000a, Übersetzung NB) 
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Vereinbarkeit von beruflicher Weiterbildung und Arbeitstätigkeit ist durch eine 
stärkere Entstandardisierung der Bildungsorganisation gewährleistet. Auf diese 
Weise werden bestimmte Gruppen auch bei Weiterbildungsentscheidungen in-
kludiert und nicht durch starre Regelungen benachteiligt. 
Il faut une université-pôle de ressources et de formation pour toute la société, accueil-
lant aussi bien ceux qui peuvent étudier à plein temps que ceux qui – notamment 
parce qu'ils travaillent – doivent gérer au plus près leur temps disponible. Une univer-
sité doit être organisée pour qu'on puisse facilement revenir s'y former dès que l'on 
en a besoin. (MENJR 2002e)180 
Im funktionalistischen Diskursstrang dient die Flexibilisierung der Erhöhung des 
Fachkräftepotenzials und ist daher unterstützenswert. Insgesamt wird betont, 
dass die Einführung der Modularisierung und der Leistungspunktesysteme Fak-
toren sind, welche einer weiteren Flexibilisierung helfen (MJENR 2002e). Im 
Rahmen des funktionalistischen Diskurses wird zudem darauf hingewiesen, dass 
die Studienorganisation des technischen Kurzstudium an den STS am ehesten für 
die studierwilligen beruflich Qualifizierten sei, da diese noch stark an die schuli-
schen Strukturen angelehnt ist und keine große Autonomie von den Studierenden 
im Vergleich zu einem Universitätsstudium verlangt wird (MENRT 1999a). 
Pädagogik 
Nicht nur die Studienstruktur, sondern ebenfall die pädagogische Ausrichtung 
bzw. pädagogische Konzepte werden im Durchlässigkeitsdiskurs als wichtig für 
die Ermöglichung eines erfolgreichen Studiums beruflich Qualifizierter angese-
hen. Im Rahmen des funktionalistischen Diskursstranges wird ähnlich wie bei der 
Studienorganisation darauf hingewiesen, dass die Sektionen der technischen 
Hochschulbildung in den Oberschulen (STS) das am meisten an die Bedürfnisse 
der beruflich Qualifizierten angepasste pädagogische Konzept aufweisen. Dieses 
ist gekennzeichnet durch relativ kleine Gruppen, eine enge Betreuung über das 
ganze Studium hinweg. Zudem ist das Studium an STS weniger theorie- dafür 
stärker praxisorientiert, was auch den Fähigkeiten von beruflich Qualifizierten 
besser entspräche (ADIUT 2009a, MESR 2011b). Durch die Diversifizierung der 
Hochschulbildung in Frankreich wird somit im funktionalistischen Diskurs eine 
klare Zuteilung von Absolvent_innen der Sekundarstufe II zu den jeweiligen Bil-
dungsorganisationen vorgenommen und als funktional angesehen. Die damit aber 
auch einhergehende Einschränkung von Weiterbildungsmöglichkeiten und Kar-
rierewegen wird nicht thematisiert. 
180  „Es bedarf einer Universität, als ein Ressourcen- und Bildungspool für die gesamte Gesellschaft, 
die sowohl diejenigen, die Vollzeit studieren können, als auch diejenigen, die – insbesondere, 
weil sie arbeiten – ihre verfügbare Zeit stärker einteilen müssen, aufnimmt. Eine Universität 
muss so organisiert sein, dass man sich ohne Probleme dort bilden kann, sobald es notwendig 
ist.“ (MENJR 2002e ; Übersetzung NB) 
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Zusätzlich sollen Brückenkurse beruflich Qualifizierte auf ein Studium vor-
bereiten und bestehende Defizite abbauen, denn eigentlich werden Absol-
vent_innen des Berufsabiturs auf den direkten Eintritt in den Arbeitsmarkt vor-
bereitet und nicht für den Weg in die Hochschulen (ADIUT 2009a). Insofern 
sollen bestehende individuelle Defizite durch Einführungskurse gemindert wer-
den, um die Erfolgsaussichten dieser Studierendengruppe zu verbessern. Proble-
matisch ist diese Konstruktion insbesondere dann, wenn die Individuen durch die 
Einführungskurse als different zu den anderen Studienanfänger_innen durch z.B. 
extra Klassen stigmatisiert werden (ADIUT 2009a). Zudem wird damit deutlich 
vor allem auch in der Charakterisierung der Berufsabiturient_innen, welche in ei-
nem Pilotprojekt an IUTs studiert haben, dass das berufliche Abitur – auch wenn 
es diesen Namen trägt – kein hochschulvorbereitendes Zertifikat darstellt 
(ADIUT 2009a). 
[…] de plus, l'équipe pédagogique […] a été confrontée à des problèmes de compor-
tement fréquents (incapacité à rester en place, irrespect, impossibilité de demander du 
travail personnel, …). (ADIUT 2009a)181 
Im funktionalistischen Diskursstrang wird zudem auch eine Veränderung der Pä-
dagogik an den Universitäten gefordert, um die Attraktivität der licence-Studien-
gänge zu erhöhen, jedoch zielen diese Änderungen weniger auf beruflich Qualifi-
zierte, als auf die Studierenden aus dem allgemeinen und technischen Abitur-
zweig. Deutlich wird jedoch auch, dass durch Veränderungen, wie die Einführung 
kontinuierlicher Leistungskontrollen, schneller auf Problemstudierende reagiert 
und diese dann dementsprechend beraten oder in passendere Hochschulorgani-
sationen umorientiert werden sollen (MESR 2010a). 
Im universalistischen Diskursstrang steht die Umorientierung bei Fragen der 
Pädagogik weniger im Vordergrund, vielmehr sollen die Potenziale der Studieren-
den geweckt sowie entdeckt und sie befähigt werden, sich im Rahmen des Studi-
ums weiterzuentwickeln (MESR 2011b). Vor allem die Fähigkeiten beruflich Qua-
lifizierter werden in der Erarbeitung der Studiengänge nicht entsprechend berück-
sichtigt. Dies müsse sich ändern (FSU 2011) 
Les bacheliers d’aujourd’hui ont des acquis différents qui sont insuffisamment pris en 
compte dans l’élaboration des formations. Cela exige une réflexion sur la diversifica-
tion des filières et sur les contenus, des moyens pour mettre en œuvre des innovations 
pédagogiques permettant la réussite, un effort particulier en direction des baccalau-
réats technologiques et professionnels, mais aussi un accès élargi à la formation con-
tinue des salariés et demandeurs d’emploi, ainsi qu'à la VAE. (FSU 2011)182 
181  „[…] zudem sind die Lehrkräfte […] häufig mit Verhaltensproblemen konfrontiert (Unfähigkeit 
still zu sitzen, fehlender Respekt, Unmöglichkeit selbstständig Aufgaben zu lösen, …).“ (ADIUT 
2009a, Übersetzung NB) 
182  „Abiturient_innen verfügen heutzutage über ganz unterschiedliche Fähigkeiten, die nur 
unzureichend bei der Erarbeitung von Bildungsgängen berücksichtigt werden. Dies erfordert 
eine Reflexion über die Diversifizierung der Fächer und ihrer Inhalte, Mittel um pädagogische 
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Die veränderte Pädagogik, welche gefordert wird, zielt insofern vor allem auf eine 
stärkere Begleitung der Studierenden, eine individuelle Betreuung, die Abkehr von 
einem Studium, welches in großem Maß auf Vorlesungen beruht, hin zu stärkerer 
Arbeit in Tutorien und Kleingruppen. Voraussetzung, dass eine derartige Reform 
auch erfolgreich ist, ist generell eine höherer Anerkennung und Wertschätzung 
der Lehre an den Universitäten, welche sich auch finanziell zeigen kann (ADIUT 
2011). Auf diese Weise sind ebenfalls die Lehrenden motiviert, alle Studierenden 
mitzunehmen. 
Im universalistischen Diskurs wird zudem betont, dass auch die STS sich mit 
ihrer Pädagogik auf eine größere Zahl beruflich qualifizierter Studierender einstel-
len müssen (MESR 2010a). Dessen ungeachtet sollen STS nicht zu Hochschulor-
ganisationen werden sollen, die nur Berufsabiturient_innen aufnehmen, sondern 
auch die Absolvent_innen der anderen Abiturzweige (CGT 2005b). 
Chacun connaît le succès de cette filière de formation qui est synonyme d'insertion, 
mais aussi de première marche vers la poursuite d'études. Elle doit aujourd'hui s'adap-
ter pour conduire davantage de jeunes vers la réussite, en particulier en répondant 
mieux à la demande d'un nombre croissant de bacheliers technologiques et profes-
sionnels de poursuivre des études supérieures. (MESR 2010a)183 
Nicht nur an den STS, sondern auch an den Universitäten ist eine Umstellung 
notwendig. So soll allgemein eine stärker propädeutische Ausbildung im ersten 
Studienjahr dazu führen, dass alle Studierenden durch die Sicherung eines ent-
sprechenden Ausgangsniveaus ebenfalls eine Chance auf ein erfolgreiches Studi-
um haben. 
Finanzierung 
Fragen der Finanzierung des Studiums spielen in Frankreich in Bezug auf Durch-
lässigkeit keine signifikante Rolle. Eine Unterstützung bei der Finanzierung wird 
für alle Studierenden als notwendig erachtet und gilt als Voraussetzung, sich voll 
und ganz auf das Studium zu konzentrieren (FSU 2006, 2011). Wie berufliche 
Weiterbildung in Form eines Studiums finanziell unterstützt wird, war nicht Teil 
des Diskurses. Zudem gelten für berufliche Abiturient_innen die gleichen Unter-
stützungsmöglichkeiten wie für die des allgemeinen und technischen Abiturs. 
Insgesamt nimmt im Verlauf des zweiten Untersuchungszeitraums die Frage 
des Umgangs mit der Heterogenität der Studierenden zu, wobei sie von Beginn 
Innovationen, die einen Studienerfolg begünstigen, umzusetzen, einen besonderen Einsatz für 
die technischen und beruflichen Abiturient_innen aber auch einen erweiterten Zugang zur 
Weiterbildung sowie zum VAE für Angestellte und Arbeitssuchende.“ (FSU 2011, Übersetzung 
NB) 
183  „Jeder kennt den Erfolg dieses Bildungsgangs [STS, NB], der als Synonym gilt für einen 
Arbeitsmarkteinstieg aber ebenfalls die erste Stufe zu einem weiteren Studium darstellt. Um die 
Jugendlichen zum Studienerfolg zu bringen, muss er sich anpassen, insbesondere um besser auf 
die Anforderungen der steigenden Zahl technischer und beruflicher Abiturient_innen, die 
studieren wollen, gerecht zu werden.“ (MESR 2010a, Übersetzung NB) 
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an präsent war. Im Zeitverlauf werden zudem auch politische Programme wie 
„réussite en licence“ aufgesetzt, um die Reformen ebenfalls in den Hochschulen 
durchzusetzen. Deutlich ist, dass im funktionalistischen Diskursstrang ein Haupt-
augenmerk auf der Beratung und Information der Studierenden liegt, damit diese 
an die für sie passenden Hochschulorganisationen gelangen und dort mit einer 
höheren Wahrscheinlichkeit erfolgreich studieren. An dieser Stelle soll entspre-
chend der Differenzierung des Hochschulsystems ebenfalls eine differenzielle Pä-
dagogik – zugeschnitten auf die unterschiedlichen Zielgruppen weiterentwickelt 
werden. Durch einen derartigen Fokus wird zwar auf die Heterogenität der Stu-
dierenden eingegangen, diese soll aber wenn möglich gleichzeitig durch die Zu-
teilung zu passenden Organisationen aufgehoben werden, so dass letztlich die Re-
formen zu einer verringerten Heterogenität in den einzelnen Hochschulorganisa-
tionen führen sollte. Gleichzeitig wird in diesem Diskursstrang den unterschied-
lichen Abiturient_innen auf Grundlage ihrer Vorbildung eine Befähigung zum 
Studium zugeschrieben, welche als stabil gilt. 
Im universalistischen Diskursstrang steht dagegen die Befähigung aller Studie-
renden in der jeweiligen Hochschulorganisation selbst im Fokus. Zudem sollen 
Information und Beratung dazu beitragen, dass Bildungsmöglichkeiten überhaupt 
erst wahrgenommen werden, welche möglicherweise durch ein begrenztes Wissen 
über Bildungsmöglichkeiten im individuellen Umfeld nicht bekannt waren. Auf 
diese Weise soll Selbstzensur aufgrund der gesellschaftlichen Zuschreibungen 
oder Unwissenheit verhindert werden. Zusammengefasst werden die Argumente 
in Tabelle 29 dargestellt. 
Akteurspositionen und Zusammenfassung 
Nachdem die Struktur der Diskursstränge verglichen wurde, sollen in dem fol-
genden Abschnitt die untersuchten Akteure in Relation zu den identifizierten Dis-
kurssträngen gebracht werden. Wer ist hauptsächlicher Träger welchen Dis-kurs-
stranges? Zudem sollen in der Zusammenschau die wichtigsten Ziele, die in den 
Diskurssträngen rekonstruiert werden konnten, und die aus den Strukturen 
herausgearbeiteten Strategien verglichen und damit auch zusammengefasst wer-
den. 
Akteurspositionen 
Bevor die Akteurspositionen für den zweiten Untersuchungszeitraum in Frank-
reich dargestellt werden, soll zuvor auf zwei Punkte aufmerksam gemacht werden. 
Erstens ergibt sich wie auch im deutschen Fall aus dem in dieser Arbeit darge-
stellten Diskursverständnis, dass einzelne Akteure nicht direkt ebenfalls Träger 
eines Diskursstranges sind, sondern ihre Aussagen zumeist auch Fragmente an-
derer Diskursstränge beinhalten. Insofern werden die untersuchten Akteure auf 
einem Kontinuum zwischen den identifizierten Diskurssträngen verortet. Dabei 
ist im Vergleich zu Deutschland auffällig, dass es viel schwieriger ist, Akteure zu 
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verorten, da die Verbindung beider Perspektiven im Diskurs sehr stark ist, wobei 
manche Aspekte eher stärker aus universalistischer Perspektive (Zugang) und an-
dere stärker aus funktionalistischer Perspektive (Umgang mit Heterogenität) ar-
gumentiert werden. Um die Positionen trotzdem graphisch darzustellen, ver-
wende ich wiederum die positional map nach Clarke (2012). In dieser kann abgele-
sen werden, wo sich die Akteure am ehesten positionieren lassen. Die Zuordnung 
der Akteure erfolgt über den gesamten Zeitraum und in Zusammenschau aller 
Aussagen. Die einzige Ausnahme bilden die Bildungsministerien, bei denen un-
terschieden wird, ob die Aussagen zu Zeit einer konservativen oder sozialistischen 
Regierung stattfanden, da sich hier Unterschiede gezeigt haben. Die x-Achse zeigt 
den Verlauf von eher funktionalistischer zu einer universalistischen Argumenta-
tionslogik und die y-Achse, ob die Positionen der Akteure mehrheitlich reform-
orientiert pro Durchlässigkeit oder gegen Durchlässigkeit sind. 
Zweitens und das macht den französischen Fall insbesondere im Vergleich 
zum deutschen so besonders, ist die Tatsache, dass kein klarer Gegendiskurs zum 
reformorientierten Diskurs identifiziert werden konnte. Nun könnte behauptet 
werden, dass wenn immer wieder das Berufsabitur als Arbeitsmarkteinstiegszerti-
fikat konstruiert wird, dies ein Teil eines solchen Diskurses sei. In der vorliegen-
den Arbeit wird dies nicht so gewertet, da in den untersuchten Aussagen Hinweise 
auf einen klaren Gegendiskurs darüber hinaus fehlten. Dieser müsste sich – außer 
in dem Hinweis, dass Berufsabiturient_innen durch ihre berufliche Ausrichtung 
primär in den Arbeitsmarkt integriert werden sollten – auch darin äußern, dass 
beruflich Qualifizierten der Zugang zur Hochschule verwehrt bleiben soll, dass 
Durchlässigkeit zwischen Berufs- und Hochschulbildung sich negativ auf die Ent-
wicklung im Bildungssystem in Frankreich auswirken würde, oder dass Anrech-
nung nicht möglich wäre. Die Frage von Integration von Berufs-, Hochschulbil-
dung wäre ebenfalls kein Thema oder würde negativ bewertet werden. Dies war 
in den Dokumenten der untersuchten Akteure jedoch nicht der Fall. Es scheint, 
dass derartige Positionen zumindest im bildungspolitischen Diskurs nicht legitim 
sind. Daher wurde der identifizierte reformorientierte Diskurs als hegemonial be-
schrieben. 
Trotzdem wurde auf den Achsen der positional map (vgl. Abbildung 11), in 
welcher die Akteurspositionen dargestellt werden, zwischen stärker reformorien-
tierten und Durchlässigkeit ablehnenden Positionen unterschieden, wobei die un-
tersuchten Akteure alle im Feld der reformorientierten Positionen verortet wer-
den können. Akteure, die stärker in Richtung Durchlässigkeit ablehnende Positi-
onen verortet wurden, zeichneten sich durch eine stärkere Betonung des Argu-
ments, dass beruflich Qualifizierte in den Arbeitsmarkt einmünden sollten oder 
einer nicht Thematisierung des Durchlässigkeitsproblems, aus. Dabei wird an der 
y-Achse unterschieden zwischen vollständig (5), sehr deutlich (4), deutlich (3), 
mehrheitlich (2), vorwiegend (1) reformorientiert bzw. durchlässigkeitskritisch 
und an der x-Achse zwischen (fast) vollständig (3) deutlich (2) und vorwiegend 
(1) funktionalistisch bzw. universalistisch unterschieden. 
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Tabelle 29 Vergleich der Diskursstränge zur Frage des Umgangs mit Heteroge-
nität in Frankreich (1999-2012) 
universalistisch funktionalistisch
Motiv Unterstützung ins und im Studium für 
alle zur Sicherung des Rechts auf Bil-
dung
Selektion der Studierenden in die pas-
senden Organisationen, (An-)passung 
der Klientel an Hochschulstrukturen, 
um effizientes Arbeiten zu ermögli-




Information über Aufstiegschancen zur
Vermeidung einer starken Selbstselek-
tion/Selbstzensur – in z.B. lycée des 
métiers,
Voraussetzung: Lesbarkeit der Bil-
dungsgänge und ihrer Aufstiegsmög-
lichkeiten (Selbstzensur verhindern)
Auch Unterstützung für Prozeduren 
wie DAEU bzw. VAE, um Benachteili-
gungen abzubauen
Aktive Orientierung (Beratungs- und 
Informationssysteme) für eine Len-
kung beruflicher Abiturient_innen in 
die STS
spezifische Studienberatung im bac 
géneral und techno





tion um unterschiedlichen Lernrhyt-
men gerecht zu werden
Entstandardisierung von Bildungswe-





Organisationsstrukturen vor allem in 
STS an beruflich Qualifizierte ange-
passt
Pädagogik Anpassung bzw. Umstellung von Pä-
dagogik an die unterschiedlichen Be-
dürfnisse nicht nur an STS auch an 
Universitäten
Stärker propädeutische Ausrichtung 
im ersten Studienjahr an Universitäten
Pädagogisches Konzept: innovative 
personalisierte Lösungen und Hilfe, 
Tutorien, Kleingruppen, Begleitung, 
(höhere Wertschätzung von Lehre)
Einführungskurse/Brückenkurse um 
Erfolg zu sichern
Durch Diversifizierung des Systems 
passende Pädagogik für beruflich 
Qualifizierte an STS
Und um Attraktivität des licence-Studi-
engangs zu erhöhen: bessere Päda-
gogik wie kontinuierliche Leistungs-
kontrollen, Tutorien
Finanzen Nicht explizit für beruflich Qualifizierte,
sondern generell für alle notwendig, 
um gutes Studieren zu ermöglichen
Quelle: Darstellung der Verfasserin 
Wie bereits angedeutet, ist es für den französischen Durchlässigkeitsdiskurs und 
auch für die Aussagen der einzelnen Akteure typisch, dass in großem Maß eine 
universalistische mit einer funktionalistischen Perspektive verbunden wird. Allein 
in den wenigen Aussagen der Wirtschaftsakteure wird deutlich stärker 
funktionalistisch zu Durchlässigkeit argumentiert. 
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Ebenfalls noch stärker funktionalistisch als universalistisch, wenn auch nicht 
deutlich, kann die Position der Hochschulakteure eingeschätzt werden. Es sind 
die Vertreter_innen der Universitäten (CPU) und der technischen Hochschulen 
(ADIUT), welche – auch wenn sie allgemein ein Recht auf das Studium für alle 
Abiturient_innen anerkennen – doch immer wieder deutlich machen, das Berufs-
abiturient_innen nicht zu ihren Organisationen passen und ein größeres Misser-
folgsrisiko darstellen. Daher sollten beruflich Qualifizierte durch bessere Infor-
mation oder auch Vorbereitung vor allem an die technischen Sektionen der Ober-
schulen (STS) studieren können, jedoch nicht bei ihnen. Sie vertreten das Ver-
ständnis, dass es durch die diversifizierte Hochschullandschaft in Frankreich eine 
klare funktionale Zuteilung von Abiturient_innen gibt, wobei vor allem die Ab-
solvent_innen des allgemeinbildenden Zweigs als Klientel bevorzugt werden. 
Diese versprechen eine höhere Erfolgswahrscheinlichkeit und erhöhen die At-
traktivität der eigenen Organisationsform. Beruflich Qualifizierte interessieren le-
diglich als Berufserfahrene über Verfahren der Validierung ihrer praktischen 
Kompetenzen. Dessen ungeachtet sind es insbesondere die Universitäten, die 
deutlich machen, dass sie durch ihre republikanische Tradition des selektions-
freien Zugangs versuchen, allen Studierenden ein erfolgreiches Studium und eine 
persönliche Weiterentwicklung zu gewährleisten. Daher sind es vor allem die Uni-
versitäten, die zu einer deutlichen Demokratisierung des Bildungswesens in 
Frankreich beigetragen haben und dies weiterhin tun. Allerdings sollten die Uni-
versitäten nicht verpflichtet sein, die Studierenden aufzunehmen, die eigentlich 
gar nicht an die Universität wollen. Für diese Gruppen sollten die selektiven Stu-
diengänge an STS und IUT stärker geöffnet werden. Aus Sicht der Universitäten 
wird damit auch klar deutlich, dass sie ihr Image, dass der licence Studiengang nur 
die zweite Wahl ist, auch durch eine bessere Pädagogik verändern wollen, welche 
die Diversität der Lernenden, welche aber möglichst nur aus den technischen und 
allgemeinbildenden Abiturzweigen kommen, stärker berücksichtigt. Die IUT da-
gegen versuchen sich im Diskurs vornehmlich auch von den ebenfalls beruflich 
ausgerichteten STS abzugrenzen. Eine Einschränkung ihrer Autonomie bei der 
Selektion ihrer Studierenden wird nicht als sinnvoll erachtet, da die bestehende 
Leistungsselektion zu Beginn des Studiums zu den bisherigen Erfolgen der IUT 
führt. Durch den erhöhten Aufwand, welcher bei der Betreuung der Berufsabitu-
rient_innen gesehen wird, werden diese stärker als Ballast gesehen, welche die 
Abschlussquoten verringern. Insofern wird der Diskurs auch strategisch von den 
Hochschulakteuren genutzt ihre Position in der Hierarchie der Studienabschlüsse 
in Frankreich zu behaupten oder zu verbessern, wobei die Aufnahme von Berufs-
abiturient_innen als nachteilig und prestigemindernd konstruiert wird. 
Die Aussagen der untersuchten Gewerkschaften (CGT/FSU) können im Ge-
gensatz dazu stärker zu dem universalistischen Diskursstrang zugeordnet werden. 
In ihre Aussagen nehmen insbesondere das Recht auf Bildung und Weiterbildung 
einen großen Platz ein. Zudem soll die Gleichwertigkeit des beruflichen Zweigs 
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gestärkt werden. Berufliche Bildungswege sollen nicht als Wege für die leistungs-
schwächeren Schüler_innen konstruiert werden und insgesamt viel stärkere Mög-
lichkeiten der Weiterbildung im Studium bieten. Dafür müsste auch ein Berufs-
abitur zu derartigen Fähigkeiten führen, dass ein Studium erfolgreich abgeschlos-
sen werden kann. Insofern wurden von Gewerkschaftsseiten insbesondere die 
Reform der Dauer des baccalauréat professionnel von vier auf drei Jahre in hohem 
Maß kritisiert als Sparmaßnahme der Regierung, welche den Individuen eher 
schadet als nützt. Zudem wird von Gewerkschaftsseite eine zu starke Ausrichtung 
auf den Arbeitsmarkt als ungünstig für die individuellen Entwicklungsmöglich-
keiten dargestellt. Für diese ist ein hohes Niveau an Allgemeinbildung notwendig, 
welches ebenfalls durch die Verkürzung des bac pro verringert wird. Aber auch die 
spezifischen Fähigkeiten, welche im Rahmen einer technischen und beruflichen 
Ausbildung erworben werden sollten in der Gesellschaft stärkere Wertschätzung 
erfahren und zudem in den Studiengängen als Leistungsreservoir anerkannt wer-
den. 
Auch in den Aussagen der Bildungsministerien, namentlich unter sozialisti-
scher Regentschaft, wird die Bedeutung der Aufwertung beruflicher Bildungs-
zweige als wichtig anerkannt. Durchlässigkeit und damit Aufstiegschancen im Bil-
dungssystem innerhalb dieses Weges werden dementsprechend als besonders 
wichtig erachtet. Wie in der positional map ersichtlich, können die Aussagen der 
Bildungsministerien insgesamt stärker dem universalistischen Diskursstrang zu-
gerechnet werden, während aber in den Aussagen zu Zeiten konservativer Regie-
rungen (2002-2012) einerseits die primäre Ausrichtung des Berufsabiturs auf den 
Arbeitsmarkt stärker unterstrichen wird, wird zu Zeiten der sozialistischen Regie-
rung (1999-2002 und 2012) stärker auf die Notwendigkeit der Demokratisierung 
und der Ermöglichung eines Studium für alle Abiturient_innen betont. Diese Ar-
gumente lassen sich zudem in den Aussagen der konservativen Regierung finden, 
jedoch liegt der Fokus in der Bildungspolitik hier zum einen stärker auf einer 
funktionalen Lenkung der Lernenden entsprechend ihrer Fähigkeiten, welche 
ihnen anhand ihrer Sekundarabschlüsse zugeschrieben werden. Zudem wird 
durch die Verkürzung des Abiturs, das einerseits einer größeren Gleichwertigkeit 
zwischen den Zweigen der Oberstufe führen soll, gleichzeitig die Vorbereitung 
beruflicher Abiturient_innen auf die Hochschule verkürzt, während die Refor-
men, die eine verstärkte Orientierung in die Hochschulen in der Sekundarstufe II 
einführen nur für das technische und allgemeine lycée gelten. Im Gegensatz zum 
ersten Zeitraum werden jedoch auch Berufsabiturient_innen als Zielgruppe der 
Hochschulbildung anerkannt, wobei dies für die besten unter ihnen gilt. Diesen 
soll insbesondere durch den Weg in die STS und der Möglichkeit der Umorien-
tierung aus den Universtäten, bei einem erfolgreichen Abschluss geholfen wer-
den. Ähnliche Argumente finden sich in den Aussagen der sozialistischen Regie-
rung, aber diese betonen noch stärker den Bedarf, auch berufliche Abitu-
rient_innen zu einem Studium zu motivieren, über Bildungsmöglichkeiten zu in-
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formieren und bestehende Mechanismen der Selbstselektion oder sozialen Be-
nachteiligung zu verringern. Die Verbindung zwischen sozialer Benachteiligung 
und den verringerten Bildungschancen beruflich Qualifizierter in Frankreich wird 
stärker als Problem thematisiert, während unter konservativer Führung das Prob-
lem der Studienabbrüche behoben werden soll. Da aber mehr beruflich Qualifi-
zierte als früher in die Hochschule wechseln und von dem Problem des Studien-
abbruchs besonders betroffen sind, sind sie ebenfalls eine Zielgruppe, um die sich 
die Politik kümmern muss. Dies gilt umso mehr, wenn politische Bildungsziele, 
dass 50 % eines Jahrgangs einen tertiären Abschluss erhalten sollen, zu erfüllen 
sind. 
Abbildung 11 Positional map der französischen Akteure (1999-2012) 
Quelle:Darstellung der Verfasserin 
Im Vergleich zum Diskurs vor 1999, welcher allein die Position der Bildungsmi-
nisterien beinhaltet, ist jedoch eindeutig sowohl von sozialistischer als auch von 
konservativer Regierungsseite ein Wandel hin zu einer stärkeren Wahrnehmung 
der Gruppe der Berufsabiturient_innen festzustellen. Dass mit dem beruflichen 
Abitur ebenso ein Recht auf ein Studium verbunden ist und dass es die Aufgabe 
der Regierung ist, dieses zu gewährleisten, wird erst seit dem zweiten Zeitraum im 
Diskurs deutlich. Im ersten Zeitraum wurde aber kein Diskurs, welcher explizit 
gegen Durchlässigkeit argumentierte, gefunden. Insofern kann die Position der 
Regierung vor 1999 als noch reformorientiert gelten, da die Notwendigkeit ange-
sehen wird, beruflich Qualifizierten, wenn auch auf dem Weg der Validierung 
Zugang zu Hochschulabschlüssen zu gewähren. 
Insgesamt wird deutlich, dass im französischen Diskurs Durchlässigkeit stark 




























ruflich Qualifizierten oft im Zusammenhang mit funktionalistischen Vorstellun-
gen einer zertifikatsbasierten Selektion in bestimmte Bildungsgänge einhergeht. 
Auf diese Weise wird die bestehende Hierarchie zwischen den Bildungszweigen 
in Frankreich festgeschrieben wird. 
Zusammenschau der Diskurse und der rekonstruierten Strategien 
In diesem Abschnitt sollen die aus den Diskurssträngen rekonstruierten diskurs-
spezifischen Ziele und Strategien sowie die differenten Verantwortungszuschrei-
bungen gegenübergestellt werden. Diese Zusammenschau dient dazu, die beiden 
Diskursstränge, welche in Frankreich für den Zeitraum 1999-2012 modelliert 
wurden, in ihrer Typik zusammenzufassen. Da sich jedoch in Frankreich keine 
zwei unterschiedlichen Diskurse, sondern nur Diskursstränge innerhalb des re-
formorientierten Diskurses gegenüberstehen, werden weniger Konfliktlinien als 
im deutschen Fall deutlich, die sich im Anschluss in Strategien niederschlagen 
könnten. 
Der universalistische Diskursstrang hat seine Wurzeln in den republikani-
schen Idealen Frankreichs, welche immer wieder betont werden. Insbesondere 
die Ermöglichung von Chancengleichheit durch das institutionalisierte Recht auf 
Bildung und damit auch das Ziel der Demokratisierung des gesamten Bildungs-
systems stechen hervor. Bildung dient dabei sowohl der individuellen Persönlich-
keitsentfaltung, der demokratischen Bürgererziehung und der Emanzipation der 
Individuen als auch zur Lösung gesellschaftlicher Probleme wie sozialer Ungleich-
heit und Diskriminierung. Ziel ist es, über Durchlässigkeit zu einer stärkeren ge-
sellschaftlich anerkannten Gleichwertigkeit zwischen Berufsbildung und insbe-
sondere der höheren Allgemeinbildung zu gelangen und damit traditionelle Hie-
rarchien zu verringern sowie jedem Individuum zu ermöglichen, sich so hoch wie 
möglich zu bilden. 
Erreicht werden soll Durchlässigkeit als eine Form des Rechts auf Bildung 
primär über Berechtigungen: Beispiele sind das Recht auf Hochschulzugang über 
das Abitur, das Recht auf Weiterbildung durch klar institutionalisierte Anrech-
nungsverfahren, wie das VAE-Verfahren, das Recht auf Aufnahme an den Uni-
versitäten durch den institutionalisierten selektionsfreien Zugang sowie die recht-
liche Einschränkung der Bewerberauswahl eigentlich selektiver Hochschulorga-
nisationen wie den STS und IUT. Durchlässigkeit soll gefördert werden durch 
eine stärkere Information der beruflichen Lernenden über Bildungsoptionen, um 
Formen der negativen Selbstselektion oder fehlende Information durch das indi-
viduelle Umfeld zu kompensieren. Diese können z.B. durch die Verbindung von 
Oberschulen und Hochschulen, wie beim lycée des métiers, besonders hilfreich sein, 
da die direkten Bildungswege innerhalb des eigenen Lernumfeldes erfahren wer-
den. Zudem sind im gesamten Bildungssystem Verbindungen zwischen den Bil-
dungsgängen zu installieren, welche eine ‚Umorientierung‘ im Laufe des Lernpro-
zesses unkompliziert ermöglichen. Schließlich sollen Unterstützungsstrukturen 
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aufgebaut werden, welche den spezifischen Bedürfnissen der Bildungsteilneh-
mer_innen gerecht werden. Neben Informationen gehören auch eine flexibili-
sierte Lernorganisation und eine auf die Heterogenität der Individuen angepasste 
Pädagogik dazu, welche ein individuelles Lernen ermöglichen. Insbesondere bei 
letzteren sollen die spezifischen Kompetenzen, die beruflich Qualifizierte in den 
Lernprozess mitbringen, wesentlich besser für das weitere Lernen genutzt wer-
den. Wichtig ist, dass Durchlässigkeit nicht nur für eine bestimmte Gruppe insti-
tutionalisiert werden soll, sondern, dass jeder das Recht hat, sich so weit wie mög-
lich weiterzubilden. Dabei sollen alle Individuen im Verlauf der Erst- aber auch 
der Weiterbildung unterstützt und motiviert werden. 
Im funktionalistischen Diskursstrang wird Durchlässigkeit primär als funk-
tionale Notwendigkeit konstruiert, zur Lösung gesellschaftlicher Probleme, wobei 
den Bedarfen des Arbeitsmarkts eine zentrale Rolle zukommt. Das Individuum 
wird zur Ressource und Bildung wird ein Weg zur Absicherung individueller Ri-
siken wie Arbeitslosigkeit und gesellschaftlicher Ziele wie Wirtschaftswachstum. 
Durchlässigkeit soll dabei aber nicht für jeden ermöglicht werden, sondern für 
diejenigen, welche wahrscheinlich auch den nächsten Bildungsschritt erfolgreich 
absolvieren. Bei Zugangsfragen wird insofern eine Selektion basierend auf Leis-
tung als notwendig erachtet. Neben dieser Selektion ist eine weitere Vorausset-
zung, dass entsprechend der unterschiedlichen angenommenen Leistungsdiffe-
renzen auch ein differenziertes Hochschulsystem besteht, das den Individuen ge-
mäß ihrer Vorbildung die passende Weiterbildung ermöglicht. Die Heterogenität 
der Studierenden innerhalb einzelner Hochschulorganisationsformen soll dem-
nach deutlich geringer gehalten werden, als wenn alle frei ihren Studiengang wäh-
len könnten. Dies soll die Effizienz der Bildungsgänge erhöhen. Dabei werden 
für beruflich Qualifizierte insbesondere die beruflich orientierten Studiengänge 
an den Oberschulen als am angemessensten angesehen. Durchlässigkeit für be-
ruflich Qualifizierte bedeutet im funktionalistischen Diskursstrang, Zugang zu 
den STS zu erhalten. Ermöglicht werden soll dies durch eine gezielte Information 
und ‚aktive Orientierung‘ der Berufsabiturient_innen, eine Zusammenarbeit der 
STS mit den Berufsklassen der Sekundarstufe, um geeignete Potenziale früh zu 
erkennen, sowie eine Umlenkung derjenigen, die in anderen Bildungsgängen zu 
scheitern drohen in ebendiese stärker beruflich orientierten Bildungsgänge. Um 
eine Passung zwischen Hochschule und Lernenden zu vergrößern, sollen Struk-
turen eingerichtet werden, welche die Lernenden auf das notwenige Niveau des 
Studiengangs bringen. Da durch die Berechtigungen, welche das Abitur mit sich 
bringt und den Zugangsregelungen an den französischen Hochschulen, keine 
klare Zuteilung möglich ist wie nach dem collège, liegt die Verantwortung der rich-
tigen Passung zwischen Studierenden und Hochschule bei beiden Akteuren. Pri-
mär sind es die Individuen, welche sich mithilfe von ihnen erreichbaren Informa-
tionen über ihre zukünftigen Bildungswege entscheiden und dann auch selbstver-
antwortlich für die Konsequenzen ihrer Entscheidung sind. Da aber gleichzeitig 
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auch die beruflich orientierten Hochschulen, die für sie passenden Bewerber wäh-
len, kommt ihnen ebenfalls die Verantwortung zu, die richtigen auszulesen und 
ihre Lehre auf diese Gruppe auszurichten. 
Betrachtet man den Diskurs insgesamt, ist festzustellen, dass die Frage, wa-
rum über Durchlässigkeit zwischen Berufs- und Hochschulbildung gesprochen 
wurde, zumeist mit universalistischen Vorstellungen beantwortet wurde. Betrach-
tet man in diesem Zusammenhang allerdings, welche Formen von Durchlässig-
keit in den Diskursen sichtbar werden bzw. wie Durchlässigkeit umgesetzt werden 
soll, sind eher die funktionalistischen Vorstellungen, die eine stärkere Selektion 
und damit einhergehend eine Segregation der Studierenden entsprechend ihrer 
Vorbildung in die unterschiedlichen Bildungszweige des differenzierten Hoch-
schulsystems fordern. 
9.3 Analyse des institutionellen Wandels 
In diesem Abschnitt folgt analog zum deutschen Fall eine Bewertung der Verän-
derungen der nationalen Durchlässigkeitsstrukturen in Frankreich von 1985 bis 
2012/2013. Betrachtet werden dabei nicht nur die Veränderungen auf der kultu-
rell-kognitiven Dimension sowie auch zu einem geringeren Anteil auf der norma-
tiven Dimension, welche im Rahmen der Diskursanalyse offengelegt wurden, 
sondern auch regulative Veränderungen in diesem Zeitraum, um ein umfassende-
ren Einblick in die Änderungen der Durchlässigkeitsstrukturen zu erhalten. Ein 
Überblick über die rechtlichen Entwicklungen im Vergleich der Zeiträume findet 
sich in Tabelle 44 im Anhang. Der Einbezug der regulativen Dimension ist wich-
tig, um einzuschätzen, inwiefern die vorgefundenen Veränderungen in den Wis-
sensvorräten sich auch in den rechtlichen Rahmenbedingungen und damit eben-
falls viel stärker den Opportunitätsstrukturen der Individuen widerspiegeln bzw. 
inwiefern auch die regulativen Möglichkeiten auf der kulturell-kognitiven Ebene 
wahrgenommen werden. Lionel Jospin fasst es so zusammen: 
Il faut se garder de l'illusion bien française qui voudrait qu'un texte législatif suffise à 
régler les problèmes. Cette loi serait lettre morte, si elle n'était pas portée par la vo-
lonté, par l'accord de tous ceux qui, au sein de l'Ecole, ou avec elle, devront quoti-
diennement la mettre en œuvre. Une évolution ne se décrète pas, elle se construit. 
(MENJS 1989b : P10)184  
184  „Man muss sich vor der typisch französischen Illusion hüten, die annimmt, dass ein Gesetzestext 
ausreicht, um Probleme zu lösen. Dieses Gesetz wird aber wertlos sein, wenn es nicht auch durch 
den Willen und der Zustimmung derjenigen getragen wird, die in der Schule oder zusammen mit 
dieser das Gesetz tagtäglich umsetzen müssen. Wandel lässt sich nicht per Dekret veranlassen, 
ein Wandel muss erarbeitet werden.“ (MENJS 1989b: P10, Übersetzung NB) 
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Auf Grundlage der ganzheitlichen Betrachtung der Veränderungen soll analysiert 
werden, inwiefern diese zu einer Fortführung eingeschlagener Entwicklungs-
pfade, ihrer Veränderung oder sogar einer gänzlichen Abkehr historisch gewach-
sener Institutionen geführt haben. 
Eine Weiterführung würde für den französischen Fall bedeuten, dass die 
klare Hierarchisierung zwischen den Bildungszweigen erhalten bleibt und dass 
Hochschulbildung primär über den Weg der Allgemeinbildung erreicht wird. 
Gleichzeitig bedeutet jedoch eine Weiterführung auch die weitere sukzessive Ni-
veauerhöhung der beruflichen Bildung (vgl. Schriewer 1982) und deren weitere 
Integration in das nach den Prinzipien des allgemeinbildenden Zweigs funktio-
nierenden Bildungswesen. Eine Abkehr von den historisch gewachsenen Prinzi-
pien würde eine Gleichwertigkeit oder gar Höherbewertung beruflicher Bildung 
im Bildungswesen bedeuten und eine problemlose Durchlässigkeit für alle beruf-
lich Qualifizierten in das Hochschulsystem. Eine Veränderung institutioneller 
Entwicklungspfade dagegen bedeutet eine weitgehende Beibehaltung zentraler 
Prinzipien im Bildungswesen aber mit eindeutigen Veränderungen. 
Anders als im deutschen Fall ist eine Bewertung der französischen Entwick-
lung weniger eindeutig. Denn es konnte gezeigt werden, dass sich insbesondere 
die kulturell-kognitiven Strukturen hin zu einer stärkeren Durchlässigkeit im 
Sinne einer Anerkennung beruflich Qualifizierter der Sekundarbildung als Ziel-
gruppe der Hochschullandschaft entwickelt haben. Jedoch blieben typische Kern-
prinzipien, wie die klare Hierarchie zwischen beruflichen Bildungswegen im Se-
kundarbereich und der Allgemeinbildung, weiterbestehen. Zudem knüpfen eben-
falls Veränderungen, wie die Verkürzung des Berufsabiturs auf drei Jahre, die ei-
gentlich zu mehr Gleichwertigkeit und damit einer Enthierarchisierung führen 
sollen, gleichzeitig an die paradoxe Entwicklung des französischen Bildungssys-
tems an, in welcher letztlich die zunehmende Integration beruflicher Bildungs-
wege in die Strukturen des allgemeinbildenden Systems zu deren Entwertung und 
einer Verringerung von Durchlässigkeit führen. 
Nachfolgend sollen demgemäß die Veränderungen der institutionellen Struk-
turen zu mehr Durchlässigkeit als auch die Fortführung institutioneller Entwick-
lungspfade dargestellt werden. Dabei werden auch mögliche Barrieren für Durch-
lässigkeit, welche mit der Weiterführung oder auch Veränderung von Strukturen 
einhergehen, herausgearbeitet. Im Gegensatz zum deutschen Fall werden die Ver-
änderungen und Weiterentwicklungen zusammen dargestellt, da zum Teil Verän-
derungen in Richtung Durchlässigkeit die Weiterentwicklung bestimmter Pfade 
bedeuten können. Zudem können, da es in Frankreich das klassische Schisma 
zwischen Berufs- und Hochschulbildung nicht gibt, Barrieren viel stärker sowohl 
in den Veränderungen als auch in der Kontinuität institutioneller Strukturen ver-
ortet werden. 
 391 
9.3.1 Veränderungen institutioneller Durchlässigkeitsstrukturen 
und Fortführung institutioneller Entwicklungspfade 
Wie kann man nun die institutionellen Entwicklungen in Frankreich im Hinblick 
auf Durchlässigkeit zusammenfassen? Betrachtet man die Relevanz des Themas 
Durchlässigkeit zwischen beruflicher Bildung und Hochschulbildung ist im Ver-
gleich der Untersuchungszeiträume eine eindeutige Bedeutungszunahme des The-
mas festzustellen. Drehten sich die sehr wenigen Aussagen zu Durchlässigkeit vor 
1998 vornehmlich um den Zugang beruflich Erfahrener zur Hochschule über Va-
lidierungsprozesse, so änderte sich dies deutlich im zweiten Zeitraum. Durchläs-
sigkeit zur Hochschule nicht nur von Berufserfahrenen, sondern auch von Ab-
solvent_innen des beruflichen Bildungszweigs des Sekundarschulwesens wurde 
zu einem Thema, mit dem sich die französischen bildungspolitischen Akteure in 
differenten Kontexten (vgl. Kapitel 9.2.1) beschäftigen. 
In beiden Zeiträumen konnte ein hegemonialer Diskurs, in welchem Refor-
men für größere Durchlässigkeit befürwortet werden, rekonstruiert werden. Der 
Diskurs besteht jeweils aus einem universalistischen und funktionalistischen Dis-
kursstrang. Die rekonstruierten Argumentationslogiken ähneln sich im Vergleich 
der Zeiträume, wobei durch den Fokus auf Berufsabiturient_innen und deren 
Probleme im Hochschulbereich weitere Argumentationsmuster hinzugekommen 
sind. Typisch für den universalistischen Diskursstrang ist in beiden Zeiträumen 
die Betonung von Chancengleichheit und dem Recht auf Bildung, welches durch-
gesetzt werden müsse, um den Idealen der französischen Republik gerecht zu 
werden. Bildung dient dabei vor allem der Persönlichkeitsentwicklung und demo-
kratischen Bürgererziehung. Im funktionalistischen Diskursstrang stehen in bei-
den Zeiträumen die Bedarfe des Arbeitsmarkts im Vordergrund. Bildung dient 
der Erhöhung des Humankapitals, welche notwendig ist, um den Veränderungen 
durch Strukturwandel, internationalen Wettbewerb auf gesellschaftlicher und in-
dividueller Ebene zu begegnen. Neu ist vor allem im funktionalistischen Diskurs 
die Argumentation, dass durch Durchlässigkeit die berufliche Bildung aufgewertet 
wird und dass Durchlässigkeit, wenn sie zu einem erfolgreichen Abschluss führt, 
auch die Attraktivität der Universitäten erhöht. Insgesamt überwiegen allerdings 
universalistische Begründungen. 
Wie veränderte sich das Verständnis, die Wissensvorräte zu Durchlässigkeit? 
Im ersten Zeitraum wurde Durchlässigkeit von beruflich Erfahrenen lediglich im 
Zusammenhang mit dem Zugang zur Hochschule und der Anrechnung berufli-
cher Erfahrungen thematisiert. Im zweiten Zeitraum gab es deutliche Änderun-
gen. Wenn über Durchlässigkeit zwischen Berufs- und Hochschulbildung gespro-
chen wird, dann im Zusammenhang mit Fragen des Zugangs, der Anrechnung, 
aber auch der organisationalen Verbindungen und im besonderen Maße über den 
Umgang mit heterogenen Bedürfnissen. Die wichtigsten Änderungen sowie Kon-
tinuitäten im Diskurs sowie den entsprechenden rechtlichen Regelungen werden 
für die Aspekte nachfolgend zusammengefasst. 
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Zugang 
Für den ersten Zeitraum konnte insbesondere in Bezug auf Fragen des Zugangs 
eine starke Diskrepanz zwischen der regulativen und der im Diskurs rekonstru-
ierten normativen und kulturell-kognitiven institutionellen Dimension festgestellt 
werden. Während durch die Institutionalisierung des Berufsabiturs 1985 auch ein 
Weg in die Hochschulen über berufliche Sekundarbildung eingeführt wurde, wer-
den im Diskurs bis 1998 dessen Absolvent_innen im Zusammenhang zu Durch-
lässigkeit nicht erwähnt. Das Berufsabitur gilt als Arbeitsmarkteinstiegszertifikat 
und allein beruflich Erfahrene gelten als legitime Studierende. 
Diese Diskrepanz verringert sich im zweiten Zeitraum, da auch Berufsabitu-
rient_innen das Recht auf ein Studium aufgrund des Abiturs zugestanden wird 
und diese sogar partiell motiviert werden sollen, Weiterbildungsmöglichkeiten zu 
erkennen und wahrzunehmen. Andererseits wird im funktionalistischen Diskurs-
strang auch weiterhin die berufliche Ausbildung primär als Einstieg in den Ar-
beitsmarkt betrachtet. Berufsabiturient_innen stellen somit noch immer nicht die 
klassische Zielgruppe hochschulischer Bildung dar. Dies liegt insbesondere auch 
daran, dass der berufliche Bildungszweig im Sekundarschulwesen weiterhin als 
der Bildungsbereich gilt, in welchem die Schüler_innen mit Leistungsproblemen 
einmünden. Durch dieses angenommene (fehlende) Leistungsniveau werden im 
funktionalistischen Diskursstrang insofern nur die besten Absolvent_innen des 
Berufsabiturs als studierfähig eingeschätzt. Zudem werden Berufsabitu-
rient_innen im funktionalistischen Diskursstrang als Gruppe konstruiert, welche 
lediglich in beruflich orientierten Hochschulorganisationen, den STS, ein Studium 
absolvieren sollen, weshalb diese Organisationen auch verstärkt diese Gruppe 
aufnehmen solle. Es lässt sich somit zeigen, dass sich die Diskrepanz zwischen 
der regulativen und kulturell-kognitiven sowie normativen Dimension zwar ver-
ringert hat, aber noch immer besteht, da im funktionalistischen im Gegensatz zum 
universalistischen Diskursstrang nicht die gleichen Bildungsmöglichkeiten mit 
dem beruflichen Abitur wie mit dem technischen und allgemeinbildenden ver-
bunden werden. 
Im Gegensatz zum funktionalistischen Diskursstrang wird allerdings im uni-
versalistischen Diskursstrang auf die Frage, inwiefern das Berufsabitur auch für 
ein Hochschulstudium befähigt, die Lösung konstruiert, dass, wenn es ein Abitur 
sein soll, dieses auch mit der Vermittlung eines notwendig hohen Allgemeinbil-
dungsniveaus verbunden sein muss. Zudem muss ein Ziel darin bestehen, die ge-
sellschaftliche Wertschätzung beruflicher Bildungswege zu erhöhen, um somit 
auch die Negativselektion in diese zu verhindern. Die Verkürzung des Berufsabi-
turs von vier auf drei Jahre ist dabei eine Reform, welche zwar die Gleichwertig-
keit zwischen den Abiturzweigen durch eine gleiche Dauer symbolisieren soll, 
aber sich gleichzeitig negativ auf die Erfolgschancen beruflich Qualifizierter im 
Studium auswirken könnte. Mit dieser Verkürzung wird den Berufsabitu-
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rient_innen, welche bereits eine in Bezug auf ihre bisherigen Lernergebnisse ne-
gativ selektierte Gruppe sind, die nötige Zeit zur Vermittlung von Allgemeinbil-
dung genommen, die für eine Vorbereitung auf ein Studium in Frankreich als 
besonders wichtig gilt. Diese Reform kann im Sinne institutioneller Kontinuität 
als ein weiterer Schritt identifiziert werden, die berufliche Bildung in die Struktu-
ren analog zu denen des allgemeinbildenden Systems zu konstruieren, was ge-
meinhin in Frankreich mit dem Ziel verbunden war, die Gleichwertigkeit der Bil-
dungswege und die Chancengleichheit der Bildungsteilnehmer_innen zu erhöhen. 
Gleichzeitig kann auch diese Integration als eine negative Entwicklung für Durch-
lässigkeit angesehen werden, da notwendige Lernzeiten gekürzt werden. 
In den rechtlichen Regelungen gab es kaum Veränderungen, allerdings wurde 
zum Schluss des zweiten Untersuchungszeitraums die Selektionsautonomie der 
beruflichen Hochschulorganisationen zugunsten der Absolvent_innen des bac pro 
und bac techno an STS und IUT eingeschränkt, so dass durch festzulegende Quoten 
auch beruflich Qualifizierte aufgenommen werden müssen, während bisher stär-
ker die Absolvent_innen der anderen Abiturzweige bevorteilt wurden (Loi ESR 
2013). 
Insgesamt können somit größere Veränderungen, die ebenfalls mit einer Ver-
ringerung von Barrieren für Durchlässigkeit einhergehen, aber auch Kontinuitä-
ten festgestellt werden. Als wichtiger Schritt in Richtung Durchlässigkeit kann die 
größere Selbstverständlichkeit, dass auch beruflich Qualifizierte studieren, gewer-
tet werden. Andererseits bleibt die traditionelle Hierarchisierung zwischen beruf-
lichen und technischen und allgemeinen Bildungswegen bestehen, welche bereits 
durch die Selektion in die berufliche Bildung der schwächeren Schüler_innen in 
der Sekundarstufe beginnt. Dies wird als größte Barriere für Durchlässigkeit an-
erkannt. Königsweg in Frankreich bleibt eindeutig der allgemeinbildende. Um 
diese Absolvent_innen wird daher auch im Hochschulbereich gebuhlt. Die Un-
gleichwertigkeit der Bildungswege reproduziert sich dann in der anvisierten Ein-
grenzung der Bildungsmöglichkeiten für beruflich Qualifizierte im Hochschulsys-
tem im funktionalistischen Diskurs. 
Die Gefahr einer so eindeutigen Zuteilung besteht darin, dass wenn letztlich 
die Studierenden an den STS sich primär aus den beruflichen Abiturient_innen 
rekrutieren, dieses zu einem „Reststudium“ wird, analog zu dem beruflichen Bil-
dungszweig im Sekundarbereich. Eine Mischung der Studierenden wäre anzustre-
ben, um einer Stigmatisierung und Devaluierung des BTS-Abschlusses zu verhin-
dern. Ansonsten wäre zwar Durchlässigkeit in den Tertiärbereich gewährleistet, 
diese wäre jedoch nicht notwendigerweise verbunden mit sozialer Durchlässig-
keit, wenn man davon ausgeht, dass die Absolvent_innen der anderen Abitur-
zweige in besser bewertete Studiengänge wechseln. 
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Anrechnung 
Die Evolution im Hinblick auf Anrechnung kann in Frankreich als eindeutig 
durchlässigkeitsfördernd festgestellt werden. Insbesondere die gesetzlichen Ent-
wicklungen von dem Validierungsverfahren VAP zum Verfahren des VAE, wel-
ches nicht nur berufliche, sondern auch informelle Erfahrungen anerkennt (vgl. 
Loi Modern 2002) machen dies deutlich. Anrechnung soll beruflich Erfahrene zu 
einem Hochschulabschluss führen und wird in beiden Zeiträumen als relevant 
anerkannt, wobei Fragen der Anrechnung im zweiten Zeitraum im Vergleich zu 
den anderen Aspekten weniger thematisiert wurden. Deutlich wird aber in beiden 
Zeiträumen die Anerkennung beruflicher Kompetenzen als gleichwertig zu den 
im formalen Bildungssystem erworbenen. 
Neben den Validierungsverfahren wird auch die Einführung von Semestern, 
Leistungspunktesystemen als vorteilhaft für Verfahren der Anerkennung angese-
hen. Insofern ist auch diese Entwicklung als durchlässigkeitsfördernd einzuschät-
zen. 
Organisationale Verbindung 
Im französischen Durchlässigkeitsdiskurs werden organisationale Verbindungen 
zwischen Berufs- und Hochschulbildung erst im zweiten Zeitraum im Hinblick 
auf Durchlässigkeitsfragen diskutiert. Auch hier wird ähnlich wie bei Fragen des 
Zugangs zum Teil eine Diskrepanz zwischen der bestehenden regulativen Dimen-
sion und der kulturell-kognitiven sichtbar. Der Ausbau einiger Formen organisa-
tionaler Verbindungen, die im Diskurs thematisiert werden, hatte bereits vorher 
angefangen und wurde vor allem im ersten Untersuchungszeitraum verstärkt. So 
besteht seit 1987 (Loi Seguin) in allen beruflich orientierten Bildungsgängen, auch 
im Tertiärsystem, die Möglichkeiten einen Abschluss en alternance zu erwerben. 
Diese Form der Integration wird im zweiten Zeitraum als vorteilhaft anerkannt, 
da er den Fähigkeiten und Lernweisen bereits beruflich Qualifizierter besser ent-
spricht. 
Weiterhin wurden die beruflich orientierten Bildungsgänge STS bereits in den 
1960er Jahren gegründet und auch in den 1990er Jahren zusammen mit den IUT 
ausgebaut. In den 1990er Jahren wurde der Ausbau aber speziell damit begründet, 
dass die Bildungsgänge stärker für die Absolvent_innen des technologischen Abi-
turzweigs, die auch immer stärker in die Hochschulen kamen, ausgebaut werden 
sollten. Berufliche Abiturient_innen wurden nicht erwähnt. Dies änderte sich 
deutlich im Diskurs im zweiten Zeitraum, in welchem vor allem im funktionalis-
tischen Diskurs Berufsabiturient_innen, wenn sie ein Studium aufnehmen, vor 
allem an den STS studieren sollen, da die berufliche Ausrichtung im Studium am 
besten ihren Fähigkeiten entspräche. 
Wie bereits bei der Erörterung der Vorstellungen zum Zugang deutlich 
wurde, bringt eine derartige Zuordnung von Studiengängen zu Abschlussgruppen 
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der Sekundarbildung nicht nur Vorteile, wenn sie zu einer Entwertung der Studi-
engänge durch eine zu große Homogenisierung führt. Es wird zudem deutlich, 
dass die beruflichen Wege vor allem für die als nicht traditionell gesehenen Stu-
dierendengruppen betrachtet werden. Im ersten Zeitraum und davor waren es die 
technischen Abiturient_innen und im zweiten die beruflichen. Andererseits, wenn 
die Studiengänge, die berufliche und akademische Elemente verbinden, weiterhin 
als attraktiv gelten und weitere Bildungsoptionen im Anschluss ermöglichen, kann 
dies trotzdem ein wertvoller Weg für Durchlässigkeit und eine Aufwertung be-
ruflicher Bildung sein. 
Andere Formen der Integration wurden erst im zweiten Zeitraum eingeführt, 
so dass auch regulativ eine Veränderung hin zu einer größeren Durchlässigkeit 
festzustellen ist. Insbesondere die lycées des métiers werden als ein wichtiger Schritt 
für Durchlässigkeit von beruflicher Sekundar- zur Hochschulbildung anerkannt, 
da mögliche Bildungsoptionen innerhalb einer Organisation für die Lernenden 
sichtbar werden und damit auch zur Weiterbildung motivieren können. 
Neu sowohl in der regulativen als auch der kulturell kognitiven Dimension 
im Hinblick auf Durchlässigkeit sind die verbesserten Verbindungen zwischen 
den Studiengängen (die sogenannten passerelles), welche im Diskurs vor allem als 
Möglichkeit einer frühzeitigen Korrektur oder ‚Umorientierung‘ während des Stu-
diums gesehen werden, um einen erfolgreichen Studienabschluss zu begünstigen. 
Dies gilt für alle Studierenden, aber auch besonders für beruflich Qualifizierte, die 
viel stärker von Studienabbrüchen betroffen sind. Die Einführung von Studi-
enzyklen, Leistungspunkten und Semestern helfen dabei, einen leichteren Über-
gang zu ermöglichen, wobei dieser durch extra Einführungskurse an den aufneh-
menden Organisationen sowie einer Anerkennung von bereits Gelerntem einher-
geht. Institutionalisierte Übergänge können somit als Möglichkeiten gelten, ein 
erfolgreiches Studium durch Korrekturen der Studienfachwahl für alle Studieren-
den und somit auch die beruflich Qualifizierten zu ermöglichen und damit auch 
als wichtige Entwicklung für Durchlässigkeit gelten. 
Während regulativ allerdings passerelles in jede Richtung institutionalisiert wur-
den, wird im Diskurs vor allem die ‚Umorientierung‘ von den allgemeinen in die 
beruflichen Studiengänge vorgesehen. Problematisch wird dies dadurch, dass es 
wiederum zu einer Entwertung beruflicher Bildungsgänge kommt, da diese dieje-
nigen aufnehmen sollen, die ein stärker theoretisch ausgerichtetes Studium nicht 
schaffen. Eine Folge könnte dann eine Fortschreibung der Hierarchisierung zwi-
schen allgemeinbildenden und beruflichen Bildungsgängen im Tertiärbereich 
sein. 
Umgang mit heterogenen Bedürfnissen 
Eine deutliche Veränderung zwischen dem ersten und dem zweiten Zeitraum 
kann im Hinblick auf die Thematisierung des Umgangs heterogener Bedürfnisse 
als Voraussetzung für Durchlässigkeit konstatiert werden. Während im ersten 
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Zeitraum solche Überlegungen nicht präsent im Diskurs zu Durchlässigkeit wa-
ren, zeigten sie sich im zweiten Zeitraum als wichtiger Bestandteil. Dabei ist aller-
dings anzumerken, dass die zunehmende Heterogenität Studierender bereits im 
ersten Zeitraum diskutiert wurde, allerdings nicht in Bezug auf beruflich Qualifi-
zierte. Partiell werden daher im zweiten Zeitraum nur bestehende Diskurse auf 
die neue Gruppe von (Problem-)Studierenden ausgeweitet. 
So waren Fragen der Anpassung der Pädagogik an eine neue Klientel, die 
nicht mehr nur von den klassischen Gymnasien kommt, bereits Thema der Re-
form Bayrou von 1997 (Arrêté Bayrou 1997). Mit dieser wurden Tutorien und 
z.B. Kurse zur Einführung ins wissenschaftliche Arbeiten eingeführt. Als Weiter-
führung dieser Reform können dann die mit dem Plan „réussite en licence“ einge-
führten Maßnahmen gesehen werden: verstärkte kontinuierliche Kontrollen, bes-
sere Betreuung, Kleingruppenunterricht. Ziel ist es und das wird auch im Diskurs 
betont, die Studierenden so zu unterstützen, dass sie einen erfolgreichen Ab-
schluss schaffen. 
Ein besonderer Fokus im zweiten Zeitraum liegt bei Fragen der Heterogeni-
tät vor allem auf einer besseren Beratung und Information, so dass die Phase der 
sogenannten Orientierung zu einer individuell richtigen Studienwahl führt. Im 
Diskurs war vor allem die funktionalistische Version die bestimmende, in welcher 
Beratung und Information genutzt werden sollen, beruflich Qualifizierte entwe-
der weg vom Hochschulsystem oder in die technischen Studiengänge an den 
Oberschulen (STS) zu lenken, da dort die Erfolgswahrscheinlichkeiten am größ-
ten sind. Die Wahl wird zwar durch Beratung unterstützt, aber letztlich ist das 
Individuum verantwortlich und zwar auch für negative Konsequenzen. Durch die 
Lenkung beruflich Qualifizierter nur in die STS wird deutlich, dass das bac pro 
nicht als gleichwertig zu den anderen Abiturzweigen angesehen wird, die sich 
durch eine breitere Studienwahl auszeichnen. Während demnach Beratung und 
Information zwar genutzt werden sollen, um den individuellen Bedürfnissen und 
Wünschen gerecht zu werden, wird gleichzeitig offenbar, dass tatsächlich weniger 
die individuellen Wünsche als Erfolgschancen und die Form des Abiturs entschei-
dend sind, welche Studienangebote als passend empfohlen werden. 
Auch regulativ wurden die verstärkte Beratung und Informationsstrukturen 
institutionalisiert, wobei sie an den allgemeinen und technischen Gymnasien je-
doch nicht an den beruflichen Extra-Beratungsstunden für die Studienorientie-
rung eingeführt wurden. Zweierlei wird daraus ersichtlich: zum einen zeigt sich 
wiederum, dass beruflich Qualifizierte im Vergleich zu den Absolvent_innen der 
anderen Abiturzweige primär in den Arbeitsmarkt einmünden sollen. Zweitens 
werden Informationsasymmetrien vergrößert, da für die Berufsabiturient_innen, 
die meist durch ihre benachteiligende soziale Herkunft generell weniger über ihre 
Bildungsoptionen informiert sind, keine zusätzlich Informationenstrukturen in-
stitutionalisiert wurden. 
Insgesamt lässt sich zusammenfassen, dass im französischen Diskurs generell 
als wichtig anerkannt wird, dass es nicht ausreicht, nur den Zugang zum Studium 
 397 
zu gewähren, sondern dass weitere unterstützende Strukturen für den Studiener-
folg notwendig sind und auch nur dann tatsächlich zu Durchlässigkeit führen. Ein 
solches Verständnis ist als durchlässigkeitsfördernd zu bewerten. Allerdings wird 
durch eine stärker funktionalistische Sichtweise auf den Umgang mit heterogenen 
Bedürfnissen im Diskurs, diese Frage für beruflich Qualifizierte primär auf deren 
Lenkung in den Arbeitsmarkt oder in die STS begrenzt. Dabei soll das differen-
zierte System der Hochschulbildung letztlich dazu führen, dass die unterschiedli-
chen Bildungsgruppen jeweils in die ‚passenden‘ unterschiedlichen Studiengänge 
einmünden. Die Gefahr dieser Vorstellungen besteht dann darin, dass Studien-
gänge wie die STS abgewertet werden könnten, da diese als Auffangbecken für 
die beruflichen Abiturient_innen werden, in welche die anderen Absolvent_innen 
nicht mehr einmünden wollen. Bestehende Hierarchien aus der Sekundarstufe II 
würden damit reproduziert. 
Insofern kann auch im Hinblick auf diesen Aspekt ein Wandel in Richtung 
größerer Durchlässigkeit festgestellt werden, wobei gleichzeitig die Durchlässig-
keit vor allem auch im dominierenden funktionalistischen Diskurs wiederum ein-
geschränkt wird und bestehende Hierarchien reproduziert werden. 
9.3.2 Zusammenfassung und Schlussfolgerungen 
Es konnte im Rahmen dieses Kapitels gezeigt werden, dass in Frankreich eine 
deutliche Veränderung institutioneller Durchlässigkeitsstrukturen zugunsten ei-
ner größeren Durchlässigkeit von beruflich Qualifizierten der Sekundarstufe II 
zum Hochschulsystem stattgefunden hat. Dabei fanden weniger Veränderungen 
auf der regulativen Dimension als auf der kulturell-kognitiven und normativen 
Dimension statt, da bereits wichtige Voraussetzungen für Durchlässigkeit regula-
tiv institutionalisiert waren. Die wichtigste Veränderung ist, dass berufliche Abi-
turient_innen nicht mehr nur ein Recht auf den Hochschulzugang haben, sondern 
dass dieses auch im Selbstverständnis der bildungspolitischen Akteure angekom-
men ist. Die Diskrepanz, die vor allem im ersten Zeitraum noch zwischen den 
einzelnen institutionellen Dimensionen lag, wurde verringert, wenn auch nicht 
aufgehoben. Im Diskurs wird kontinuierlich deutlich, dass selbst wenn rechtlich 
das bac pro den anderen Abiturarten gleichgestellt ist, sich dies aber auf den kultu-
rell-kognitiven und normativen Dimensionen nicht widergespiegelt. Typisch für 
die Vorstellungen zu Durchlässigkeit in Frankreich ist das im Diskurs immer wie-
der herauskristallisierte Spannungsverhältnis zwischen universalistischen und 
funktionalistischen Diskursträngen. So sind primär die Begründungen, warum 
auch beruflich Qualifizierte Zugang zur Hochschulbildung bekommen sollten, 
stärker durch universalistische Argumentationen geprägt, während die konkreten 
Vorstellungen, wie Durchlässigkeit für beruflich Qualifizierte aussehen könnte, 
nicht gänzlich aber doch stärker funktionalistisch angelegt sind. Die Zielgruppe 
wird auf eine Leistungselite der beruflich Qualifizierten, die wenn überhaupt nur 
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in die STS einmünden sollen, begrenzt und homogenisiert dargestellt. Insofern 
wird die Hierarchisierung zwischen den Bildungszweigen auch im Durchlässig-
keitsdiskurs weiterhin reproduziert. Aus diesem Grund sollen in der vorliegenden 
Arbeit auch die Entwicklungen in Frankreich stärker als eine Weiterführung be-
stehender Pfade eingeordnet werden, auch wenn sich das französische System 
stärker in Richtung Durchlässigkeit bewegt hat. Diese Bewegung ist jedoch Teil 
des französischen Entwicklungspfads. Es kommt zwar zu einer Höherqualifizie-
rung im französischen Bildungssystem, allerdings entspricht diese Entwicklung, 
ohne Hierarchien wirklich aufzubrechen, einer segregativen Demokratisierung 
(Merle 2000). 
Auch wenn es sich um einen hegemonialen Diskurs in Frankreich handelt, 
werden dennoch Konflikte bzw. Strategien zur Durchsetzung von Deutungen 
sichtbar. Dies gilt vor allem für die Akteure der Hochschulbildung, die zwar ent-
sprechend dem französischen Paradox das Recht auf Bildung auch für beruflich 
Qualifizierte bejahen, aber gleichzeitig diese Zielgruppe nicht bei sich aufnehmen 
möchte, da ihre Bildungsgänge (an den Universitäten und IUT) zu anspruchsvoll 
für diese Gruppe von Studierenden seien. Die Gruppe der beruflich Qualifizier-
ten wird dabei homogenisiert und als anders im Vergleich zur ‚normalen‘ Klientel 
beschrieben, was zu einer weiteren Stigmatisierung beruflich Qualifizierter führt. 
Die Gewerkschaften auf der anderen Seite weisen ebenfalls auf die Beson-
derheit dieser Studierendengruppe hin, allerdings sollen beruflich Qualifizierte be-
reits durch eine bessere Ausbildung in der Schule und Aufwertung beruflicher 
Bildung unterstützt werden. Zum anderen werden auch die Hochschulorganisati-
onen und der Staat stärker in die Pflicht genommen, auch diesen Individuen ihr 
Recht auf Bildung durch zusätzliche Strukturen und eine stärkere Anerkennung 
beruflichen Leistungsvermögens im Studium zu ermöglichen. 
Aufgrund ihrer herausragenden Steuerungsposition im französischen Bil-
dungswesen sind vor allem die Bildungsministerien entscheidende Akteure. Hier 
konnte festgestellt werden, dass vornehmlich unter sozialistischen Regierungen 
die Stellung der beruflichen Bildung verbessert und Durchlässigkeit erhöht wer-
den sollte. Konservative Regierungen dagegen, auch wenn sie die universalisti-
schen Grundannahmen in ihren Aussagen betonten, setzen sich stärker für dem 
funktionalistischen Diskursstrang zuzählende Durchlässigkeitsvarianten ein, wel-
che eher zu einer Reproduktion bestehender Hierarchien der Bildungszweige füh-
ren. Insofern wird erstens deutlich, dass insbesondere Politikwechsel in Frank-
reich einen deutlichen Einfluss auf Durchlässigkeitsstrukturen haben können, da 
viele Regelungen zentralstaatlich verabschiedet werden. Zweitens können somit 
auch in Frankreich trotz eines hegemonialen Diskurses Deutungskämpfe über 
Durchlässigkeit festgestellt werden. 
Sichtbar wurde im Hinblick auf die Entwicklungen auch, dass regulative Än-
derungen nicht gleichzeitig einhergehen müssen mit Änderungen der kulturell-
kognitiven Dimension. Insofern wird auch im französischen Fall deutlich, wie 
wichtig eine Analyse der unterschiedlichen institutionellen Dimensionen für die 
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Beurteilung nationaler Durchlässigkeitsstrukturen ist. Inwiefern die für Frank-
reich festgestellten Veränderungen auch durch die Europäisierungsprozesse be-
einflusst wurden und ob sich die Strukturen zwischen Deutschland und Frank-
reich angenähert haben, soll im nun folgenden Kapitel 10 gezeigt werden. 
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10 Durchlässigkeit in Deutschland und Frankreich 
und der Einfluss europäischer Bildungsprozesse: 
Die Frage nach der Konvergenz 
In den Länderkapiteln konnte gezeigt werden, welche Aspekte sich jeweils in 
Deutschland und Frankreich in den letzten Jahren im Hinblick auf die institutio-
nellen Dimensionen zu Durchlässigkeit zwischen beruflicher und Hochschulbil-
dung gewandelt haben. Darauf aufbauend soll in diesem Vergleichskapitel erstens 
die Frage beantwortet werden, inwiefern sich die institutionelle Ausgestaltung der 
Bildungssysteme in Frankreich und Deutschland mit dem Wandel angenähert ha-
ben. Im Zentrum der Analyse steht hier demgemäß die Sigma-Konvergenz, d.h. 
eine Verringerung der Varianz der Durchlässigkeitsstrukturen zwischen den Staa-
ten. Diese Frage stellt sich insbesondere, da beide Länder nicht nur Mitgliedsstaa-
ten, sondern auch treibende Kräfte der in dieser Arbeit untersuchten europäi-
schen Bildungsprozesse, dem Bologna- und Kopenhagen-Prozess, sind. Zudem 
weisen sie sehr unterschiedliche Bildungssysteme mit einem divergenten Verhält-
nis zwischen beruflicher und Hochschulbildung auf, auf welche die europäischen 
Prozesse Einfluss nehmen könnten. Es bleibt demzufolge zu untersuchen, inwie-
fern sich das Verständnis von einem durchlässigen Bildungssystem und dessen 
diskursive Behandlung wie auch die gesetzlichen Regelungen zu Durchlässigkeit 
angleichen. Durch diesen Fokus stehen insbesondere die kulturell-kognitive Di-
mension sowie die regulative Dimension im Vordergrund, wobei in den Diskur-
sen ebenso Normen und Standards gesetzt und damit sichtbar werden. Die ver-
gleichende Analyse von institutionalisierten Durchlässigkeitsstrukturen ist beson-
ders relevant, da auf diese Weise nationale Selbstverständlichkeiten und Regelun-
gen als kontingente Konstrukte aufgedeckt werden können. Kulturelle Unter-
schiede werden deutlich und nationale Entwicklungen in eine neue Perspektive 
gerückt. 
In einem zweiten Teil dieses Kapitels wird danach gefragt werden, wie diese 
Entwicklungen zu erklären sind. Welchen Einfluss haben die europäischen Bil-
dungsprozesse Bologna und Kopenhagen? Um die Frage nach dem Einfluss zu 
beantworten, wird zuerst die Delta-Konvergenz (Holzinger et al. 2007: 17-23) un-
tersucht, d.h. die Annäherung der nationalen Strukturen an europäische Vorga-
ben. Eine Annäherung kann als erster Hinweis für einen Einfluss Europas gelten. 
Um diesen Hinweis abzusichern, werden mithilfe der Analyse der Diskurse und 
durch Expert_inneninterviews die Einflussannahmen hinterfragt und plausibili-
siert. Können die Europäisierungsprozesse als Gelingensbedingung für größere 
Durchlässigkeit angesehen werden? Haben sich durch europäische Prozesse dis-
kursive Kräfteverhältnisse verändert? Welche Rolle spielen dagegen nationale 
Entwicklungslogiken. Dieser Abschnitt soll daher auch Aufschluss über die po-
tenzielle Wirkmächtigkeit von europäischen Prozessen und deren Begrenzung 
durch nationale Entwicklungspfade geben. 
402 
10.1 Konvergenz zwischen den nationalen 
Bildungssystemen? 
In diesem Teilabschnitt steht die Frage im Zentrum, inwiefern sich die jeweiligen 
nationalen Entwicklungen in Deutschland und Frankreich zu einer stärkeren An-
näherung oder auch Konvergenz der durchlässigkeitsrelevanten Institutionen im 
Vergleich geführt haben. Wie bereits in der Fallauswahl dargestellt, handelt es sich 
bei den beiden Ländern Deutschland und Frankreich um deutlich verschiedene 
Bildungssysteme, deren Differenzen sich auf den unterschiedlichen institutionel-
len Dimensionen manifestieren und vor allem durch ihr jeweiliges eigenes Ver-
hältnis zwischen beruflicher Bildung und Hochschulbildung gekennzeichnet sind. 
Trotz der Unterschiede konnte in dieser Arbeit ebenfalls gezeigt werden, dass in 
beiden Ländern Barrieren zu Durchlässigkeit zwischen beruflicher Bildung (auf 
Sekundarschulniveau) und Hochschulbildung bestehen. Diese sind zwar unter-
schiedlich, gehen aber jeweils mit gesellschaftlichen Hierarchisierungen zwischen 
beruflicher Bildung und höherer Allgemeinbildung einher. Die identifizierten 
Probleme werden nachfolgend noch einmal kurz zusammengefasst. 
In Deutschland besteht das Durchlässigkeitsproblem durch die traditionell 
gewachsene Segmentierung und ebenfalls gegenseitige Abschottung der Organi-
sationsfelder Berufs- und Hochschulbildung. Diese gewachsenen Strukturen ver-
hindern Bildungszu- und -übergänge von einem Bildungsbereich in den anderen 
ebenso wie die Anerkennung des Gelernten. Aus diesem Grund werden auch die 
Absolvent_innen aus dem jeweils anderen Bildungsbereich nicht als legitime oder 
selbstverständliche Bildungsteilnehmer_innen in der Hochschule oder der Be-
rufsbildung angesehen. Bildungsstrukturen zielen allein auf die ‚traditionellen‘ 
Teilnehmer_innen. Diese strikte Trennung der Bildungsbereiche spiegelt sich fer-
ner in einer weitgehenden Trennung der Arbeitsmarktpositionen wider. Wie in 
einem „qualificational space“ (Maurice et al. 1986) üblich, sind bestimmte Berufe 
lediglich über klar definierte Bildungswege zu erlernen. In Deutschland sind dabei 
oft die hierarchisch höheren Karrrierepositionen über die Hochschulbildung er-
reichbar. Eine gesellschaftliche Hierarchisierung der Bildungsbereichen wird 
sichtbar. 
In Frankreich besteht das Problem darin, dass berufliche Abiturient_innen 
viel stärker von Studienabbrüchen und Umorientierungen betroffen sind im Ver-
gleich zu den Abiturient_innen der anderen Bildungszweige. Dies liegt zum einen 
daran, dass beruflich Qualifizierte geringe Chancen auf den Zugang zu den selek-
tiven beruflichen Hochschulgängen haben, auf die sie potenziell besser vorberei-
tet wären als auf selektionsfreie Studiengänge an den Universitäten. Zum anderen 
ist das Berufsabitur nicht als Weg in die Hochschule, sondern auf den Arbeits-
markt konzipiert, so dass beruflich Qualifizierte nicht adäquat auf ein Hochschul-
studium vorbereitet werden und auch nicht als legitime/-r Bildungsteilnehmer_in 
den Organisationen der Hochschulbildung angesehen werden, was sich auch in 
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den bestehenden Bildungsstrukturen der Organisationen, die auf die ‚Normalstu-
dierenden‘ zielen, widerspiegelt. Im französischen Bildungssystem wird damit 
deutlich, dass Durchlässigkeit nicht nur bedeutet, Wege in die Bildung zu kon-
struieren, sondern zudem Strukturen zu stellen, die Bildungserfolge ermöglichen. 
Die Frage nach der Annäherung der Bildungssysteme im Hinblick auf ihre 
Durchlässigkeitsinstitutionen wird dabei in zwei Schritten beantwortet. Zuerst 
wird die ‚Ausgangsposition‘ in Form von Ähnlichkeiten und Unterschieden zwi-
schen den beiden Ländern vor 1999, also vor den untersuchten europäischen Bil-
dungsprozessen dargestellt. In einem zweiten Schritt erfolgt der Vergleich der sich 
seit 1999 bis 2013 gewandelten Durchlässigkeitsstrukturen in beiden Ländern. 
Die Vergleiche werden auf Grundlage der ausführlichen Länderanalysen durch-
geführt und basieren daher vor allem auf den diskursanalytischen Auswertungen 
sowie auf den durchgeführten Dokumentenanalysen185. Entlang der Durchlässig-
keitsaspekte (vgl. Kapitel 2) werden jeweils die wichtigsten regulativen Strukturen 
sowie die jeweilige diskursive Behandlung des Durchlässigkeitsproblems vergli-
chen, welche die nationalen Selbstverständlichkeiten, Deutungen, Problematisie-
rungen, Argumentationslogiken, aber auch Normen und damit die kulturell-kog-
nitive und zum Teil auch normative Dimension offenlegen. Deutlich werden soll 
dabei ebenfalls, inwiefern die Entwicklungen dazu beigetragen haben, Barrieren 
zu Durchlässigkeit abzubauen bzw. Barrieren zu verstetigen. 
10.1.1 Nationale Durchlässigkeitsstrukturen im Vergleich 
(1985/90-1998) 
Die Zeit vor Beginn der Bologna- und Kopenhagenprozesse ist gekennzeichnet 
durch eine signifikante Unterschiedlichkeit zwischen Deutschland und Frank-
reich sowohl in der regulativen als auch in der diskursiven Durchlässigkeitsstruk-
tur. Gerade bei letzterer ist wichtig zu bedenken, dass in Deutschland die Frage 
nach Durchlässigkeit wesentlich prominenter diskutiert wurde als in Frankreich, 
wo Durchlässigkeit von beruflicher Bildung in die Hochschulbildung nur ganz am 
Rande Thema war. 
Argumentationslogiken im Vergleich 
Als erster Schritt werden die Argumentationslogiken der untersuchten Diskurse 
vor 1999 in Deutschland und Frankreich verglichen. In Deutschland war vor 1999 
die Diskussion zu Durchlässigkeit stark konfliktbehaftet, was sich auch in den 
185  Eine ausführliche Darstellung der Entwicklungen mit den konkreten Verweisen auf die 
untersuchten Dokumente findet sich in den Länderkapiteln 8 und 10. Für den Vergleich werden 
die Entwicklungen weitestgehend ohne die konkreten Verweise zu den Dokumenten 
zusammengefasst. 
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zwei Diskursen, dem strukturkritischen und strukturkonservativen Diskurs wi-
derspiegelt. Auch auf Diskursebene wird somit das deutsche Bildungsschisma 
(Baethge 2006) abgebildet, da in den beiden Diskursen auch ein unterschiedliches 
Verständnis von Durchlässigkeit und der Bedeutung von beruflicher Bildung im 
Vergleich zur Hochschulbildung offenbart wird. Dies unterstreicht umso stärker 
die kulturell-kognitive Wirkmächtigkeit des Bildungsschismas. In Frankreich 
zeigte sich allein ein Diskurs, welcher eine bestimmte Form der Durchlässigkeit 
und zwar im Rahmen der beruflichen Weiterbildung befürwortet. 
Wenn man die Rahmungen der Diskurse bzw. der Diskurstränge betrachtet, 
so wird deutlich, dass in Frankreich sowohl universalistisch als auch funktionalis-
tisch für eine größere Durchlässigkeit argumentiert wurde. In Deutschland war 
der universalistische Diskursstrang, welcher einen Teil des strukturkritischen Dis-
kurses ausmachte, viel weniger stark ausgeprägt. Die Argumente in Frankreich 
und Deutschland ähnelten sich jedoch. Durchlässigkeit wurde diskutiert als eine 
Frage der Teilhabegerechtigkeit und Chancengleichheit in der Gesellschaft und 
eine Voraussetzung, dass das Recht auf Bildung wahrgenommen werden könne. 
Aber auch die funktionalistischen Rahmungen für eine größere Durchlässig-
keit waren partiell ähnlich. In beiden Ländern wurde konstatiert, dass der Struk-
turwandel der Wirtschaft dazu führe, dass die Bevölkerung höher qualifiziert wer-
den müsse, um die neuen anspruchsvolleren Arbeiten auszuführen. Gleichzeitig 
wurde in Deutschland überdies funktional argumentiert, dass durch Durchlässig-
keit die berufliche Bildung attraktiver werde, die Wertschätzung in der Gesell-
schaft ansteige und somit ein Fachkräftemangel in der Berufsbildung umgangen 
werden könne. Auch wenn in Frankreich bereits vor 1999 eine größere gesell-
schaftliche Anerkennung beruflicher Bildung gewünscht wurde, so wurde dies 
nicht mit dem Ziel der Durchlässigkeit verbunden. 
Die funktionalistische Argumentation gegen Durchlässigkeit, die betonte, 
dass beruflich Qualifizierte eine Gefahr für das Funktionieren der Hochschulbil-
dung darstellten, zumal die Hochschulen ausreichend mit dem ‚Ansturm‘ der tra-
ditionellen Studierenden durch die Bildungsexpansion beschäftigt seien, fand sich 
im deutschen strukturkonservativen Diskurs. Und auch das eher funktionalisti-
sche Verständnis, das von einer notwendigen Arbeitsteilung nach entsprechender 
Begabung in der Gesellschaft ausgeht und besagt, dass lediglich eine Leistungs-
elite an die Hochschulen gehöre, war im Zusammenhang von Durchlässigkeit 
zwischen beruflicher und Hochschulbildung im ersten Zeitraum nur im deut-
schen Diskurs anzutreffen. Dies lässt sich aber auch durch den sehr begrenzten 
Fokus des französischen Diskurses auf die Weiterbildung von Berufserfahrenen 
im ersten Zeitraum erklären. 
Vergleich anhand der Durchlässigkeitsaspekte 
Neben den Rahmungen der Diskurse ist jedoch ebenfalls wichtig zu vergleichen, 
wie Durchlässigkeit geregelt wurde und anhand welcher Aspekte sie diskutiert 
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wurde. Womit befassten sich die bildungspolitischen Akteure, wenn sie über 
Durchlässigkeit gesprochen haben? Ohne auf die genauen Inhalte einzugehen, 
wird bereits anhand der behandelten Aspekte ein deutlicher Unterschied zwischen 
Frankreich und Deutschland offenbar. Während in Deutschland die Fragen von 
Zugang, institutionellen Verbindungen und in geringem Maß der Umgang mit 
Heterogenität diskutiert wurde, wurde in Frankreich die Frage des Zugangs vor-
nehmlich mit der Frage der Anrechnung verbunden. Nachfolgend sollen nun 
überdies die genaueren Regelungen und Diskursstrukturen verglichen werden. 
Zugang und Anrechnung 
Die Untersuchung der bestehenden rechtlichen Regelungen vor 1999 zeigt be-
sonders große Unterschiede zwischen Deutschland und Frankreich in Bezug auf 
den Zugang zum Hochschulstudium als auch auf Anrechnungsmöglichkeiten auf. 
Während in den 1990er Jahren in Deutschland zuerst ein langsamer Ausbau des 
dritten Bildungswegs in den Bundesländern, d.h. von Zugangsmöglichkeiten zur 
Hochschule vor allem via Eignungsprüfungen und partiell über ein Probestu-
dium, stattgefunden hatte, existierte in Frankreich durch das Berufsabitur bereits 
die Möglichkeit, über die Berufsbildung eine Berechtigung für das Hochschulsys-
tem zu erhalten. Den Weg über das Nachholen eines Abiturs gab es in beiden 
Ländern. Zudem konnten beruflich Qualifizierte in Frankreich bereits seit 1984 
über den Weg der Anrechnung beruflicher Erfahrungen ein Studium aufzuneh-
men. Dieser Weg wurde 1992 erweitert, so dass sogar große Teile eines Studiums 
angerechnet werden konnten. In Deutschland gab es bis auf die wenig praktizierte 
im Hochschulrahmengesetz festgehaltene Möglichkeit der Einstufungsprüfung 
(Wolter/Reibstein 1991: 46), welche als funktionales Äquivalent zur VAP Praktik 
von 1984 gesehen werden kann, keine Möglichkeiten berufliche Erfahrungen und 
berufliche Bildungsabschlüsse in einem Hochschulstudium anzuerkennen. In 
Frankreich war somit eine regulative Durchlässigkeit vom Berufsbildungssystem 
(auf Sekundarniveau) in Fragen des Zugangs und Anrechnung weitestgehend ge-
währleistet, während in Deutschland ein rechtlicher Ausbau des Zugangs erst be-
gann. 
Bedeutende Unterschiede werden auch in den diskursiven Strukturen zu die-
sen beiden Aspekten sichtbar. In Deutschland drehte sich der Diskurs insbeson-
dere darum, welche Rolle die höhere Allgemeinbildung für den Zugang zum Stu-
dium haben sollte und wie festgestellt werden könne, ob und wann beruflich Qua-
lifizierte die Voraussetzungen mitbringen, studieren zu dürfen. Im Diskurs wur-
den unterschiedliche Möglichkeiten des Zugangs beruflich Qualifizierter zur 
Hochschulbildung diskutiert. Einmal sollten Zugangsberechtigungen nach der 
Erst- oder Aufstiegsfortbildung eingeführt werden, was mit einer Infragestellung 
des Berechtigungsmonopols der Allgemeinbildung einherging (strukturkritischer 
Diskurs). Weitere Möglichkeiten wurden in Eignungsprüfungen und schließlich 
in dem Erwerb von höherer Allgemeinbildung gesehen. In Frankreich drehte sich 
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der Diskurs um den Zugang von Erwerbstätigen, welche im Rahmen einer beruf-
lichen Weiterbildung an die Hochschule kommen sollten, und zwar über die Mög-
lichkeit der Anrechnung ihrer beruflichen Erfahrung. 
Die konstruierte Zielgruppe und damit auch konstruierte Norm der beruflich 
Qualifizierten an den Hochschulen waren in Frankreich damit nicht die Berufs-
abiturient_innen, sondern beruflich Erfahrene in Weiterbildung. Berufsabitu-
rient_innen wurden nicht als legitime Gruppe für die Hochschulen anerkannt. Ihr 
Weg nach dem Abitur sollte in den Arbeitsmarkt gehen. Hier besteht eine Inkon-
gruenz zwischen den regulativ ermöglichten Zielgruppen und der in den Diskur-
sen konstruierten Norm. In Frankreich wurden die beruflich Qualifizierten, wel-
che sich weiterbilden können sollen, nicht näher charakterisiert. Eine Beschrän-
kung der Gruppe fand nicht statt. Vielmehr wurde deutlich, dass über die An-
rechnungsmöglichkeit speziell auch solche Individuen an die Hochschulen gelan-
gen sollten, die bisher keine Chance dazu hatten. In Deutschland variierte die 
konstruierte Zielgruppe je nach Diskursstrang: zwischen allen beruflich Qualifi-
zierten und einer Elite der Berufsausbildung. Insgesamt kann man aber zusam-
menfassen, dass die Zielgruppe eher aus besonders gut ausgebildeten beruflich 
Qualifizierten bestehen sollte, welche ihre Fähigkeiten durch eine abgeschlossene 
Weiterbildung, den Nachweis eines hohen Allgemeinbildungsniveaus oder einem 
notwendigen Fachwissenstest nachweisen. In Deutschland ähnelte die so diskur-
siv konstruierte Zielgruppe noch stark der in den Gesetzen festgehaltenen (vgl. 
Tabelle 30). 
Tabelle 30 Vergleich der durchlässigkeitsrelevanten Zielgruppe für die Hoch-
schulbildung vor 1999 
Regulative Strukturen Diskursive Strukturen
Zielgruppe FR: alle beruflich Qualifizierten FR: keine genauere Beschreibung der 
Gruppe, die sich weiterbilden möchte 
DE: beruflich Qualifizierte, mit Abitur 
(2. Bildungsweg) oder mit Fortbildungs-
abschluss und Leistungsnachweis via 
Eignungsprüfung (3. Bildungsweg)
DE: besonders Begabte beruflich Quali-
fizierte, mit nachgewiesenen Leistungs-
niveau
=> deutlicher Unterschied => deutlicher Unterschied
Quelle: Darstellung der Verfasserin 
Es wird deutlich, dass in Deutschland im Gegensatz zu Frankreich sowohl regu-
lativ als auch diskursiv eine berufliche Qualifizierung auf Sekundarniveau für die 
Aufnahme eines Studiums nicht ausreichte. Eine Konstruktion von Gleichwer-
tigkeit von beruflicher Bildung und höherer Allgemeinbildung auf Sekundarni-
veau fand somit nicht statt. Beruflich Qualifizierte, auch wenn sie genauso lange 
im Bildungssystem verbracht haben konnten wie Abiturient_innen in Deutsch-
land, wurden von den bildungspolitischen Akteuren mehrheitlich nicht als äqui-
valent fähig für ein Hochschulstudium angesehen. Nur Aussagen der deutschen 
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Gewerkschaften bildeten hier eine Ausnahme. Das Nicht-Einbeziehen von 
Berufsabiturient_innen, sondern allein der Fokus auf Erwerbstätige mit Weiter-
bildungsambitionen deutet eine ähnliche Ungleichwertigkeit für Frankreich an. 
Expliziert wurde sie jedoch durch die fehlende Charakterisierung dieser Gruppe 
nicht. Es scheint, dass Erfahrungen im Berufsleben eine Voraussetzung für einen 
gleichwertigen Zugang zum Hochschulwesen waren – im Gegensatz zu alleiniger 
beruflicher Bildung auf Sekundarniveau. Letztlich wurde jedoch berufliche Erfah-
rung in Frankreich sowohl in den Diskursen als auch in den rechtlichen Regelun-
gen damit auch höher geschätzt als in Deutschland, wo Anrechnung gar keine 
Rolle spielte. 
Institutionelle Verbindung und Umgang mit Heterogenität 
Deutlich ähnlicher als beim Zugang und der Anrechnung sahen die rechtlichen 
Entwicklungen zu Durchlässigkeit im Hinblick auf institutionelle Verbindungen 
in Deutschland und Frankreich vor 1999 aus. In beiden Ländern begannen in den 
letzten Jahren des 20. Jahrhunderts der Ausbau und eine stärkere rechtliche An-
erkennung integrierter Bildungsformen. So darf in Frankreich seit 1987 auch im 
Hochschulwesen en alternance gelernt werden. In Deutschland wuchs gleichzeitig 
die Zahl der dualen Studiengänge – Abschlüsse an Berufsakademien wurden als 
tertiäre Abschlüsse anerkannt. Im Diskurs dagegen waren institutionalisierte Ver-
bindungen zwischen Berufs- und Hochschulbildung in Frankreich kein Thema. 
In Deutschland dagegen wurde in dem Ausbau von dualen Studiengängen ein 
Lösungsansatz für das deutsche Durchlässigkeitsproblem gesehen. 
Die Frage, wie möglichen unterschiedlichen Bedürfnissen von Studierenden, 
welche eine berufliche Ausbildung oder Berufserfahrung vorweisen, besser be-
gegnet werden könne, wurde in Frankreich nicht und in Deutschland kaum dis-
kutiert. Allein im strukturkritischen deutschen Diskurs wurde dieses Thema ge-
streift. Gemeinsam ist auch in beiden Ländern, dass bereits vor 1999 Möglichkei-
ten des Fernstudiums rechtlich institutionalisiert waren. In Frankreich wurde zwar 
auch in den 1990ern über eine bessere Anpassung der Hochschulen an die ge-
wachsene Zahl der Studierenden und der damit gewachsenen Heterogenität dis-
kutiert, aber nicht explizit im Zusammenhang mit beruflich qualifizierten Studie-
rendenr. Gleiches gilt für die gesetzlichen Regelungen. So wurden Beratungs- und 
Betreuungsangebote stärker an den Hochschulen gefordert, aber wiederum nicht 
im Kontext von Durchlässigkeit zwischen Berufs- und Hochschulbildung. In 
Deutschland dagegen war die Diskussion noch stark auf die Frage fokussiert, ob 
beruflich Qualifizierte überhaupt an die Hochschulen kommen sollten, so dass es 
in den Diskursen kaum relevant war, wie ein Studium entsprechend der Bedürf-
nisse beruflich Qualifizierter gestaltet werden müsste. Diesbezügliche gesetzliche 
Änderungen fanden auch nicht statt. 
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Der Vergleich im Überblick 
Zusammenfassend ist zu konstatieren, dass vor dem Beginn der Bologna- und 
Kopenhagen-Prozesse die Durchlässigkeitsstrukturen in Deutschland und Frank-
reich als deutlich unterschiedlich charakterisiert werden können (vgl. Tabelle 31). 
Der größte Unterschied bestand in der geringen Relevanz des Themas in Frank-
reich im Vergleich zu Deutschland und dass in Deutschland die Diskurse stark 
konfliktbehaftet waren. Auch wenn vor allem die universalistische Rahmung der 
Diskurse Ähnlichkeiten aufzeigten und überdies die Notwendigkeit der Höher-
qualifizierung der Bevölkerung in beiden Ländern funktional begründet wurde, 
finden sich keine Übereinstimmungen für weitere Argumentationen, welche be-
sonders in Deutschland wichtig waren, wie die Erhöhung der Attraktivität beruf-
licher Bildung. 
Zudem lassen sich für Durchlässigkeit signifikante Unterschiede in den As-
pekten des Zugangs und der Anrechnung finden. Deutlich wird dies in der recht-
lichen Ausgestaltung bzw. dem Fehlen eines Berechtigungswesen für den Hoch-
schulzugang über den Weg der Berufsbildung sowie von Anrechnungsmöglich-
keiten in Deutschland. Auch wenn in beiden Ländern die Verbindung von Hoch-
schulbildung mit dem Lernen am Arbeitsplatz verstärkt wurde, so wurde dies le-
diglich in Deutschland als durchlässigkeitsfördernd angesehen. Ähnlichkeiten be-
standen sonst nur in den jeweils fehlenden Regelungen und Aussagen zur Anpas-
sung von bestehenden Bildungsstrukturen an die Bedürfnisse beruflich Qualifi-
zierter. 
Auch die Barrieren für Durchlässigkeit zwischen Berufs- und Hochschulbil-
dung waren in Frankreich und Deutschland vor 1999 vollkommen unterschied-
lich zu verorten. In Frankreich befanden sich die Barrieren weniger in der regula-
tiven institutionellen Dimension. Viel stärker dagegen kann die fehlende Thema-
tisierung der Berufsabiturient_innen als Zielgruppe als normative und kulturell-
kognitive Barriere angesehen werden. Dies gilt umso mehr, da bereits in den 
1990er Jahren Berufsabiturient_innen in Frankreich an die Hochschulen gingen 
und auch schon zu diesem Zeitpunkt mit dem Problem des Studienmisserfolgs 
kämpften. Sie wurden aber nicht als legitime Studierende wahrgenommen, denen 
es zu helfen gilt, da sie in den Arbeitsmarkt einmünden sollten. 
In Deutschland bestanden dagegen die Barrieren für Durchlässigkeit in der 
regulativen, normativen und kulturell-kognitiven Dimension. In der regulativen 
Dimension wird dieses an den vielfältigen Zugangsbeschränkungen, den fehlen-
den rechtlich institutionalisierten Anrechnungsmöglichkeiten sowie den fehlen-
den Maßnahmen, die beruflich Qualifizierte als legitime Studierendengruppe im 
Studium unterstützt, deutlich. Der/die Normalstudierende war immer noch ein 
Individuum, welches über die höhere Allgemeinbildung in das Hochschulwesen 
gekommen ist und nur besonders leistungsfähige, begabte beruflich Qualifizierte 
wurden als potenzielle Zielgruppe anerkannt. 
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Tabelle 31 Unterschiede und Ähnlichkeiten in den nationalen Durchlässigkeits-
strukturen vor 1999 
Aspekte Regulative Strukturen Diskursive Strukturen
Zugang FR: Zugang via Berechtigung (bac 
pro) und Anrechnung
DE: fehlendes Berechtigungssystem
und Zugang über uneinheitliche Pra-
xis von Eignungsprüfungen
Aber FR und DE: Zugang über das 
Nachholen des Abiturs
FR: Zugang aus dem Berufsleben für 
Weiterbildung
DE: Infragestellung des bestehenden 
Berechtigungswesens, Zugang über 
Leistungstests, aber auch Zugang in 
beruflichen Weiterbildungsphasen
=> deutlicher Unterschied => deutlicher Unterschied
Anrechnung FR: Anrechnungsmöglichkeiten von 
breiten Studiumsteilen (VAP)
DE: fehlende institutionalisierte An-
rechnungsstrukturen von Berufsbil-
dung in Hochschulbildung (Aus-
nahme Einstufungsprüfung)
FR: Anrechnung zur Ermöglichung 
von Durchlässigkeit
DE: Anrechnung nicht relevant
=> deutlicher Unterschied => deutlicher Unterschied
Organisationale
Verbindung
in beiden Ländern Beginn einer stär-
keren Institutionalisierung integrierter 
Studiengänge:
FR: Alternance mit dem Loi Sequin
DE: Duales Studium
FR: nicht relevant für Durchlässigkeit 
DE: wichtiger Lösungsansatz
=> Ähnlich => deutlicher Unterschied
Anpassung an 
Heterogenität
In beiden Ländern wenig institutiona-
lisiert (bis auf Fernstudium) bezogen 
auf beruflich Qualifizierte
FR: Institutionalisierung von Bera-
tungsangeboten, Tutorien aber nicht 
explizit für beruflich Qualifizierte
DE: Ausbau Studienberatung
In beiden Ländern Aspekt im Hinblick 
auf beruflich Qualifizierte B kaum 
(DE) bzw. nicht (FR) im Diskurs
FR: Heterogenität der Studierenden 
wichtig aber nicht für beruflich Qualifi-
zierte als Zielgruppe
DE: generell weniger wichtig
=> Unterschiede trotz Ähnlichkeiten => Unterschiede trotz Ähnlichkeiten
Quelle: Darstellung der Verfasserin 
Weitere Barrieren in der kulturell-kognitiven Dimension konnten in den diskur-
siven Strukturen herausgearbeitet werden. Zum einen wurden sie bereits durch 
die zwei Diskurse deutlich, wobei der konservative Diskurs generell eine Barriere 
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für Durchlässigkeit darstellte, da die beruflich Qualifizierten als Gefahr konstru-
iert wurden, die nur dann nicht bestünde, wenn sie als angehende Studierenden 
ein angemessenes Maß an höherer Allgemeinbildung nachweisen könnten. Aber 
auch in der Zusammenschau beider deutschen Diskurse wurde deutlich, dass das 
im Diskurs verwendete Verständnis einer im Vorhinein prüfbaren Studierfähig-
keit als eine doppelte Barriere für Durchlässigkeit gelten konnte: Zum einen ist 
dies der Fall, weil das Konstrukt Studierfähigkeit, die im Vorhinein nachgewiesen 
werden muss, prinzipiell eine Exklusion von Individuen, welche als nicht studier-
fähig charakterisiert werden, beinhaltet. Zum anderen gilt dies auch, weil die Stu-
dierfähigkeit mit dem Abitur als bewiesen gilt, jedoch nicht mit einer erfolgreich 
abgeschlossenen Erstausbildung. Eine weitere Barriere zeigte sich in dem fehlen-
den Diskurs zur Anrechnung, da mit der Nicht-Thematisierung der beruflichen 
Bildung eine gleichwertige Kompetenzvermittlung abgesprochen wird. Damit 
einher geht auch die im Diskurs sichtbare Barriere zu Durchlässigkeit durch die 
kontinuierliche Grenzziehung zwischen beruflicher und Hochschulbildung, wel-
che die Differenzen der Bildungswege unterstreicht, anstatt mögliche Anschluss-
punkte hervorzuheben. Auch aus der kurzen Zusammenschau der bestehenden 
Barrieren werden insofern die bestehenden Unterschiede zwischen dem franzö-
sischen und deutschen System deutlich. 
10.1.2 Nationale Durchlässigkeitsstrukturen im Vergleich  
(1999-2012)  
Wie in den Länderkapiteln aufgezeigt werden konnte, fanden in dem Zeitraum 
zwischen 1999 und 2013 sowohl in Frankreich als auch in Deutschland Verände-
rungen der Durchlässigkeitsstrukturen statt. Inwiefern diese Veränderungen zu 
einer Konvergenz oder stärkeren Ähnlichkeit dieser Strukturen der beiden Länder 
geführt haben, soll im Folgenden dargestellt werden. Wie im Abschnitt zuvor wird 
dies anhand des Vergleichs der vorherrschenden Argumentationslogiken in den 
Diskursen, den regulativen und diskursiven Durchlässigkeitsstrukturen entlang 
der Aspekte und der sich daraus abzeichnenden Barrieren für die Jahre 1999-2012 
erfolgen. 
Argumentationslogiken im Vergleich 
In beiden Ländern wurde nach 1999 viel stärker als zuvor über Durchlässigkeit 
zwischen beruflicher und Hochschulbildung diskutiert. Ähnlich wie im ersten 
Zeitraum ist festzustellen, dass wiederum Überschneidungen in den Argumenta-
tionen innerhalb der Diskurse existent sind. In Deutschland und Frankreich fin-
den sich sowohl universalistische als auch funktionalistische Argumentationslogi-
ken für (und auch gegen) Durchlässigkeit. 
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In Frankreich ist das Verhältnis zwischen der funktionalistischen Argumen-
tationslogik und der universalistischen viel ausgeglichener ist als in Deutschland, 
wo eindeutig die funktionalistische Logik dominiert. Hier wird ein großer und 
wichtiger Unterschied auf der kulturell-kognitiven Dimension zwischen den bei-
den Ländern deutlich. Das Recht auf Bildung für jeden Bürger, das Ziel der Chan-
cengleichheit und dem damit verbundenen Ziel der Demokratisierung aller Bil-
dungsgänge, also auch der Hochschulbildung, ist wirksam im französischen 
Selbstverständnis verankert. Aus diesem Grund ist ebenfalls der selektionsfreie 
Zugang zu den Universitäten eine feste Säule der universalistischen Rahmung in 
Frankreich. Auch in Deutschland zielt der universalistische Diskursstrang auf die 
Gewährleistung des Rechts auf Bildung, auf Chancengleichheit und die Verringe-
rung von sozialer Ungleichheit. Daher ist auch das in den universalistischen Dis-
kurssträngen konstruierte Bildungssubjekt ein ähnliches: Im Mittelpunkt steht das 
Individuum als Mensch, welcher seine Persönlichkeit über Bildung weiterentwi-
ckelt und so zu einem kritikfähigen aufgeklärten Bürger wird, wobei in Frankreich 
der demokratische Erziehungsauftrag von Bildung wesentlich stärker betont wird 
als in Deutschland. 
Auch das Bildungssubjekt, welches in den funktionalistischen Diskurssträn-
gen konstruiert wurde, ist in beiden Ländern ähnlich. Hier wird das Individuum 
vor allem als Humankapitalressource betrachtet, welches entsprechend sei-
ner/ihrer Fähigkeiten für bestimmte Arbeitsmarktpositionen ausgebildet wird. 
Der Bildungsprozess und die Auswahl des Bildungswegs erfolgen auf Basis aus-
reichender Informationen eigenverantwortlich ebenso wie der Umgang mit den 
daraus entstehenden Konsequenzen. Das funktionalistische Hauptargument in 
beiden Ländern ist der durch den Strukturwandel und viel stärker auch der in 
diesem Zeitraum durch den globalen Wettbewerb hervorgerufene Bedarf der aka-
demischen Höherqualifizierung der Bevölkerung für den Arbeitsmarkt. Damit 
einher geht auch das Argument, dass eine Höherqualifizierung zu einer Erhöhung 
der jeweils individuellen Beschäftigungsfähigkeit führe. In Frankreich im Gegen-
satz zu Deutschland spielen dabei festgelegte klare Zielmarken der Höherqualifi-
zierung eine große Rolle. Mindestens 80 % eines Jahrgangs sollen das Abiturni-
veau erreichen und 50 % einen tertiären Abschluss. 
In Deutschland hat sich im Vergleich zum vorherigen Zeitraum die Argu-
mentation dahingehend geändert, dass stärker einem akademischen Fachkräfte-
mangel entgegengewirkt werden soll als einem Mangel an beruflich qualifizierten 
Facharbeiter_innen. Das Ziel der Erhöhung der Attraktivität der Berufsbildung 
bleibt allerdings weiterhin erhalten. In Frankreich wird zu Beginn des neuen Jahr-
tausends viel stärker als im Zeitraum davor eine Erhöhung der Attraktivität der 
beruflichen Bildung als notwendig erachtet, um einen Facharbeitermangel in be-
stimmten Branchen zu verhindern. Durchlässigkeit ist demgemäß das Argument 
dafür, dass die berufliche Bildung nicht mehr als ‚Sackgasse‘ angesehen werde. In 
Frankreich wird Durchlässigkeit nicht nur als attraktivitätssteigernd für die Be-
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rufsbildung angesehen, sondern soll auch durch eine höhere Erfolgswahrschein-
lichkeit der beruflichen Studierenden bzw. deren Lenkung in berufliche Studien-
gänge zu einer höheren Attraktivität der Universitäten für die Absolvent_innen 
des allgemeinen Abiturs im Vergleich zu den anderen Hochschulorganisationen 
führen. 
In Deutschland zeichnet sich der strukturkonservative Diskurs primär durch 
eine funktionale Argumentationslogik aus. Ziel ist der Erhalt der Vormachtstel-
lung der höheren Allgemeinbildung. In Frankreich gibt es keinen deutlich struk-
turkonservativen Diskurs, jedoch werden in den funktionalistischen Argumenta-
tionen des vorherrschenden Diskurses ebenso Einschränkungen für Durchlässig-
keit deutlich, welche den Argumenten des strukturkonservativen deutschen Dis-
kurses ähneln. Durchlässigkeit zwischen Berufs- und Hochschulbildung sei nur 
solange positiv, wie sie das Funktionieren der Hochschulorganisationen und de-
ren Qualität nicht stört. Eine derartige Störung sei dann gegeben, wenn die beruf-
lich Qualifizierten nicht die Fähigkeit für ein Hochschulstudium besitzen und es 
daher zu einer Ressourcenverschwendung an ‚nicht passende‘ Studierende kom-
men würde, die entweder in anderen Organisationen oder außerhalb der Hoch-
schulbildung besser aufgehoben wären. So gibt es zwar den deutlichen Unter-
schied, dass sich in Deutschland der strukturkritische und -konservative Diskurs 
gegenüberstehen und in Frankreich nur ein Diskurs vorherrscht, aber innerhalb 
dieses Diskurses sind Überschneidungen mit den funktionalistischen Rahmungen 
des deutschen konservativen Diskurses festzustellen. 
Es bleibt festzuhalten, dass in den Argumentationslogiken der Diskurse in 
Deutschland und Frankreich zwar der deutliche Unterschied in dem Gewicht 
funktionalistischer und universalistischer Argumentationen besteht, wobei in 
Frankreich die universalistischen deutlich wichtiger sind im Diskurs. Viele der 
herausgearbeiteten Argumentationsmuster ähneln sich allerdings. 
Vergleich anhand der Durchlässigkeitsaspekte 
Selbst wenn das Thema der Durchlässigkeit beruflich Qualifizierter zum Hoch-
schulwesen in Frankreich wesentlich prominenter diskutiert wird als vor 1999, ist 
wie auch im ersten Zeitraum diese Problemstellung noch immer deutlich stärker 
in den deutschen Bildungsdebatten präsent. Im Gegensatz zum Zeitraum zuvor 
aber werden in den Diskussionen zur Durchlässigkeit in beiden Ländern jeweils 
alle vier Aspekte, die Frage des Zugangs, der Anrechnung, der organisationalen 
Verbindungen und auch der Umgang mit heterogenen Bedürfnissen angespro-
chen. Das Verständnis von Durchlässigkeit, welches in den Diskursen in 
Deutschland und Frankreich sichtbar wird, beinhaltete demnach in beiden Län-
dern eine mehr oder weniger ähnliche Behandlung aller vier Durchlässigkeitsas-
pekte. Eben diese Unterschiede und Ähnlichkeiten sollen im Folgenden zusam-
men mit dem Vergleich der rechtlichen Regelungen dargestellt werden, um die 
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Frage nach einer Annäherung der Durchlässigkeitsstrukturen weiter zu beantwor-
ten. 
Tabelle 32 Diskursiv behandelte Aspekte von Durchlässigkeit im Vergleich vor 
und nach 1999 
Vor 1999 Ab 1999
Aspekte Deutschland Frankreich Deutschland Frankreich
Zugang ض ض ض ض
Anrechnung ض ض ض
Institutionelle Verbindung ض* ض* ض
Umgang mit Heterogenität ض** ض ض
Anerkennung auf dem 
Arbeitsmarkt
ض* ض* ض
* lediglich im strukturkritischen Diskurs  ** lediglich sehr begrenzt im Fokus 
Quelle: Darstellung der Verfasserin 
Zugang 
Waren vor 1999 die Unterschiede im Hinblick auf die rechtlichen Regelungen 
zum Zugang und der Anrechnung besonders groß, so ist insbesondere durch die 
vorgenommenen Reformen in Deutschland hier eine Annäherung der Strukturen 
festzustellen. Es kann jedoch nicht von einer Konvergenz gesprochen werden, da 
Unterschiede bestehen bleiben. 
In beiden Ländern ist der Zugang zum Hochschulsystem über Berechtigun-
gen, die im beruflichen Bildungswesen erworben werden können, möglich. Der 
Unterschied besteht vor allem darin, dass in Frankreich die Berechtigung mit dem 
Berufsabitur nach einer Erstausbildung erworben werden kann und in Deutsch-
land der Abschluss einer beruflichen Weiterbildung nach dem Erstabschluss not-
wendig ist. Insofern werden in Deutschland höhere Anforderungen allein in Bil-
dungsjahren für den Hochschulzugang gestellt. Aber auch ohne Berechtigung und 
mit Erstausbildung ist es mittlerweile in Deutschland möglich, Zugang zu einem 
fachnahen Studium an Fachhochschulen zu erhalten, wenn eine Prüfung oder ein 
Studium auf Probe stattgefunden hat. Diese Prüfungen zielen wiederum auf die 
Feststellung der Studierfähigkeit. In Frankreich ist zusätzlich noch der Zugang 
über die Validierung von Berufserfahrung im ganzen Land möglich, während in 
Deutschland dies durch den Bildungsföderalismus nur in einigen Ländern mit der 
Einstiegsprüfung der Fall ist. 
Die Diskurse zum Zugang verlaufen in beiden Ländern noch sehr unter-
schiedlich, wobei sowohl in Frankreich als auch in Deutschland alle beruflich 
Qualifizierten von der Erstausbildung bis zur Weiterbildung im Fokus stehen. In 
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Frankreich, wo sich das Durchlässigkeitsproblem vor allem in den Studienmiss-
erfolgen zeigt, wird zwar die generelle Berechtigung zum Hochschulzugang durch 
das Berufsabitur nicht infrage gestellt, aber eine Kanalisierung beruflich Qualifi-
zierter weg von den Universitäten in die beruflich orientierten Hochschulgänge 
der BTS angestrebt. Zudem wird ein notwendiges Ausbildungsniveau mit einem 
ausreichenden Maß an Allgemeinbildung als Voraussetzung für ein Studium ge-
sehen. In Frankreich wird weiterhin, wie auch vor 1999, der Zugang beruflich 
Erfahrener über Anrechnungsverfahren als wünschenswert betrachtet. 
Der deutsche Diskurs ist wiederum stärker konfliktbehaftet, was die Defini-
tion der Gruppe betrifft, die Zugang erhalten sollte und auf welche Weise dies 
geschehen könne. Einerseits sollen im universalistischen Diskursstrang alle die 
Möglichkeit zum Studium erhalten, andererseits werden im funktionalistischen 
strukturkritischen Diskursstrang das Leistungsniveau sowie eine Passung von 
Hochschule sowie Studierenden und im strukturkonservativen Diskurs ein hohes 
Niveau an Allgemeinbildung als Voraussetzungen für den Zugang zum Studium 
definiert. Wie auch im ersten Zeitraum wird somit der Zugang von einer konstru-
ierten „Studierfähigkeit“ abhängig gemacht. 
Die Frage eines ausreichenden Allgemeinbildungsniveaus stellt sich in Frank-
reich wie auch in Deutschland. In Deutschland wird aber allein im strukturkon-
servativen Diskurs die ausreichende Vermittlung dieses Niveaus in der Berufsbil-
dung infrage gestellt. Zudem werden berufliche Bildung und Allgemeinbildung 
im strukturkonservativen Diskurs als Gegensatz konstruiert. In Frankreich wird 
ein hohes Allgemeinbildungsniveau allgemein als Voraussetzung für ein Hoch-
schulstudium wahrgenommen, welches allerdings im Rahmen des Berufsabiturs 
vermittelt werden müsse. An dieser Stelle spiegelt sich auch die französische Tra-
dition der viel stärker schulisch und theoretisch ausgerichteten Berufsbildung wi-
der (Greinert 2005). Ungeachtet dieser Ausrichtung wird auch in Frankreich eine 
starke Differenz zwischen den stärker allgemeinbildenden Schulzweigen des bac 
général und bac technologique und dem bac professionnel konstruiert, wobei die Gruppe 
der Berufsabiturient_innen eher eingeschränkt als Zielgruppe für die Hochschul-
bildung v dargestellt wird. 
Sowohl in Frankreich als auch in Deutschland gehören beruflich Qualifizierte 
im Diskurs zu der Gruppe der nicht traditionellen Studierenden. Die gesetzlich 
genormte Zielgruppe für Durchlässigkeit hat sich aber in beiden Ländern ange-
glichen. In den Diskursen in Frankreich und Deutschland werden je nach Dis-
kursstrang unterschiedliche Zielgruppen beruflich Qualifizierter für die Hoch-
schulbildung konstruiert (vgl. auch Tabelle 33), wobei sich die Konstruktion die-
ser Gruppe jeweils in einem Kontinuum zwischen allen beruflich Qualifizierten 
und einer Leistungselite widerfindet. An dieser Stelle haben sich die diskursiven 
Strukturen und die Deutungskonflikte in den beiden Ländern angenähert. Wie 
auch in der Regulative besteht insbesondere der Unterschied darin, dass in 
Deutschland viel stärker als in Frankreich eine Erstausbildung als nicht ausrei-
chend für ein Studium erscheint. In Frankreich wird jedoch auch im Diskurs die 
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generelle Berechtigung des Abiturs auf die guten Absolvent_innen des Berufsabi-
turs eingeschränkt, da das bac pro weiterhin vorrangig als Arbeitsmarkteinstiegs-
zertifikat gesehen wird. 
Tabelle 33 Vergleich der durchlässigkeitsrelevanten Zielgruppe für die Hoch-
schulbildung nach 1999 
Regulative Strukturen Diskursive Strukturen
Zielgruppe alle beruflich Qualifizierten Beruflich Qualifizierte als nicht traditio-
nelle Gruppe, Kontinuum von allen be-
ruflich Qualifizierten bis zu einer Leis-
tungselite 
FR: ab sekundärer Berufserstausbildung 
(bac pro)
DE: alle, die mehr als Berufserstausbil-
dung nachweisen können (Erfahrung, 
Weiterbildung, Abitur)
FR: primär (leistungsstarke) Berufsabi-
turient_innen, beruflich Qualifizierte 
mit Berufserfahrung
DE: beruflich Qualifizierte nicht direkt 
nach Erstausbildung
=> Ähnlicher aber mit Unterschieden => Ähnlicher aber mit Unterschieden
Quelle: Darstellung der Verfasserin 
An dieser Stelle wird daher auch eine deutliche Inkongruenz zwischen den insti-
tutionellen Dimensionen in Frankreich sichtbar. In der regulativen Dimension 
sind es alle beruflich Qualifizierten, die über Berechtigung oder Validierung Zu-
gang zu den Hochschulen erhalten. In der normativen Dimension gehören stärker 
die sehr guten Absolvent_innen des Berufsabiturs und Berufserfahrene mit Wei-
terbildungswunsch zur Zielgruppe. Letztere Gruppe hat auch kaum eine andere 
Wahl, da es im Untersuchungszeitraum keine ausgebaute national anerkannte be-
rufliche Weiterbildung außerhalb des Hochschulsystems in Frankreich gab. In der 
kulturell-kognitiven Dimension wird diese Inkongruenz aufgenommen, da einer-
seits ein französisches baccalauréat als Abschluss selbstverständlich auch den Zu-
gang zur Hochschulbildung ermöglicht und in den Universitäten weiterhin nicht 
beim Zugang selektiert werden soll. Andererseits werden Absolvent_innen der 
sekundären beruflichen Bildung in Frankreich als eine Auswahl leistungsschwa-
cher Problemschüler_innen stigmatisiert, welche mit der praktischen Berufsaus-
bildung für den Arbeitsmarkt und nicht für ein Studium vorbereitet werden. 
In Deutschland besteht trotz der konflikthaften Ausgangssituation um 
Durchlässigkeit eine viel geringere Inkongruenz zwischen den institutionellen Di-
mensionen. Dies liegt u.a. daran, dass der universalistische Diskursstrang viel 
schwächer ausgeprägt ist und sowohl der funktionalistisch strukturkritische als 
auch der strukturkonservative Diskurs(-strang) eine Selektion für den Zugang 
zum Hochschulsystem fordern. Diese Selektion findet sich überdies in den recht-
lichen Regelungen wieder. 
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Anrechnung 
Bei dem Vergleich der rechtlichen und diskursiven Strukturen im Hinblick auf 
Anrechnung kann ebenfalls eine Annäherung der deutschen Strukturen an die 
französischen festgestellt werden. Anrechnung ist mittlerweile in Deutschland 
Thema geworden, wenn über Durchlässigkeit zwischen Berufs- und Hochschul-
bildung nachgedacht wird. In beiden Ländern wird somit anerkannt, dass auch in 
der beruflichen Sphäre äquivalente Fähigkeiten wie in der Hochschulbildung er-
lernt werden können. Anrechnung soll in beiden Ländern zudem an den Hoch-
schulen stattfinden. 
In der regulativen Dimension sind trotz dieser Annäherungen klare Unter-
schiede festzustellen. Während in Deutschland beschlossen wurde, dass bis zu 
50 % eines Studiums durch außeruniversitär erworbene Fähigkeiten angerechnet 
werden können, gibt es kein einheitlich geregeltes Verfahren, wie dies zu gesche-
hen habe. Es wurden zwar Pilotprogramme eingesetzt, um Anrechnungsmöglich-
keiten aufzuzeigen, aber eine bundesweite Umsetzung von Anrechnungsverfah-
ren findet nicht statt. In Frankreich dagegen gibt es die national geregelten Ver-
fahren des VAE und VAP, wobei beim VAE 100 %, dementsprechend das 
ganze Diplom, über Anrechnung erworben werden kann. In den diskursiven 
Strukturen wird ersichtlich, dass in beiden Ländern Anrechnung außerhochschu-
lischer Leistungen ein wichtiges Thema nach 1999 ist. Wie aber Anrechnung dis-
kutiert wird, ist dagegen deutlich unterschiedlich. 
In Frankreich wird die Möglichkeit der Anrechnung bereits viel selbstver-
ständlicher thematisiert, zumal es auch geregelte Verfahren dafür gibt. In 
Deutschland stellte Anrechnung dagegen im Diskurs vor allem zu Beginn des 
neuen Jahrtausends noch immer etwas Besonderes dar. Zudem wird viel stärker 
darauf hingewiesen, dass Anrechnung ein Zeichen von Gleichwertigkeit von Be-
rufsbildung und höherer Allgemeinbildung darstelle. Auch der Lernort spielt in 
beiden Ländern bei Fragen der Anrechnung eine vollkommen unterschiedliche 
Rolle. In Deutschland bleibt der Lernort der Hochschule weiterhin wichtig, denn 
nur bis zu 50 % eines Diploms können durch nicht akademische Bildung erwor-
ben werden. Im Diskurs wird diese Einschränkung nicht aufgehoben. In Frank-
reich dagegen wird der Lernort Hochschule mit der Einführung des VAE 2002 
weniger wichtig, da ein Hochschuldiplom erworben werden kann, ohne auch an 
der Hochschule gewesen zu sein. 
Auch was genau angerechnet werden soll, unterscheidet sich in beiden Län-
dern: In Deutschland ist der Fokus viel stärker auf ganze Bildungsgänge gerichtet 
und eine pauschale Anrechnung steht im Zentrum der Diskussionen. Im struk-
turkritischen Diskurs wird davon ausgegangen, dass auch bereits Kompetenzen 
aus der Erstausbildung anrechnungsfähig sind, während im konservativen Dis-
kurs Anrechnung, wenn überhaupt, dann am ehesten von Kompetenzen, welche 
in der beruflichen Weiterbildung erworben wurden, stattfinden solle. Die Anrech-
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nung von non-formalen und informellen Kompetenzen, welche dann eher indi-
vidualisiert stattfinden würde, wird vor allem im universalistischen strukturkriti-
schen Diskursstrang gefordert. 
In Frankreich wird die Anrechnung beruflicher Kompetenzen aus einem se-
kundären Berufsabschluss nicht für relevant erachtet. Im Fokus stehen vielmehr 
berufliche und seit 2002 ebenfalls außerberufliche Erfahrungen. Insofern wird in 
Frankreich auch stärker von einer individualisierten Anrechnung ausgegangen. 
Dieser Fokus auf Berufserfahrung im Gegensatz zur beruflichen Bildung zeigt 
aber auch die Geringschätzung der beruflichen Ausbildungsgänge auf Sekundar-
niveau in Frankreich. Anrechnungsfähige Kompetenzen werden erst nach dem 
Abschluss in der tatsächlichen Praxis erworben. Der Erwerb äquivalenter Kom-
petenzen in der beruflichen Erstausbildung ist unvorstellbar oder zumindest in 
Diskurs unsagbar. Hier wird aber auch ein Unterschied zum deutschen Diskurs 
deutlich, in welchem die berufliche Erstausbildung eine höhere Wertschätzung 
erfährt. 
Auch durch diesen unterschiedlichen Fokus auf informelle, non-formale und 
formale Kompetenzen bei der Anrechnung kann erklärt werden, dass vor allem 
in Deutschland auch viel stärker im Diskurs auf die Voraussetzungen für die An-
rechnung beruflicher Bildung hingewiesen wird. Neben einer stärkeren Ergebnis-
orientierung sowohl beruflicher als auch hochschulischer Bildungsgänge wird vor 
allem eine Qualitätssicherung der beruflichen Bildung gefordert, damit pauschales 
Anrechnen möglich sei. Schließlich ist in beiden Ländern Anrechnung auch rele-
vant, wenn über Wechsel innerhalb des Hochschulsystems nachgedacht wurde. 
Dies ist jedoch für die in der vorliegenden Arbeit betrachtete Durchlässigkeit nur 
bedingt relevant – z.B. wenn es um die Ermöglichung institutioneller Übergänge 
während des Studiums geht, um Abbrüche zu vermeiden. 
Organisationale Verbindungen 
Insgesamt kann für den Aspekt der Verbindung von Berufs- und Hochschulbil-
dung auf Organisationsebene, wie auch vor 1999, eine ähnliche Entwicklung in 
Frankreich und Deutschland festgestellt werden. Dies zeigt sich beim Ausbau du-
aler Studienformen in Deutschland  und dem Zuwachsvon  Hochschulstudien-
gängen en alternance in Frankreich. Zudem wurde die Organisationsform lycée des 
métiers in Frankreich aufgebaut, welche berufsbereichsübergreifend alle berufli-
chen Bildungsgänge vom CAP, bac professionnel und technologique bis zur licence pro-
fessionnelle anbietet. Zudem wurde mit dem Bologna-Prozess die licence professionnelle 
eingeführt, wodurch vermehrt berufliche Bildung an den Universitäten, die tradi-
tionell als stärker theoretisch akademisch und forschungsorientiert gelten, statt-
findet. 
Auch werden in beiden Ländern Wechsel zwischen tertiären Organisations-
formen und damit institutionelle Übergänge, verstärkt ermöglicht. In Deutsch-
land wurde mit der Einführung des B.A. und M.A. speziell der Wechsel nach Ab-
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schlüssen erleichtert, so dass ein Wechsel von der stärker an Berufspraxis orien-
tierten Fachhochschule an die Universität möglich wurde. In Frankreich wurde 
partiell ferner der Wechsel vor dem Abschluss eines Diploms mit der Übernahme 
bereits erbrachter Leistungen ermöglicht. Durchlässigkeitsrelevant sind diese 
Wechselmöglichkeiten vor allem dann, wenn ein Studienmisserfolg durch den 
Studiengangwechsel in eine andere Hochschulorganisation verhindert werden 
soll. 
Im Gegenteil zum Zeitraum davor werden integrierte Bildungsformen in bei-
den Ländern als durchlässigkeitsfördernd angesehen. In Deutschland liegt der Fo-
kus im Diskurs vor allem auf den dualen Studiengängen. Auch in Frankreich wer-
den Studiengänge en alternance als ein möglicher Weg gesehen, um beruflich Qua-
lifizierten im Hochschulwesen Erfolg zu ermöglichen, da durch die Praxisphasen 
die Stärken beruflich Qualifizierter besser zur Geltung kommen sollen. Insgesamt 
ist aber in Frankreich der Ausbau des lycée des metiérs stärker im Fokus des Diskur-
ses. Durch die Integration der sonst getrennten beruflichen Bildungsgänge aus 
dem Sekundär- und Tertiärbereich sowie dem technologischen Abitur wird das 
lycée des metiérs auch als Möglichkeit gesehen, zum einen bereits die besten beruflich 
Qualifizierten auszuwählen und so deren Studienerfolg zu erleichtern, zum an-
dern aber auch als ein Weg, beruflich Qualifizierte erst einmal Entwicklungsmög-
lichkeiten aufzuzeigen und mögliche bestehende Ängste abzubauen. 
Unterschiedlich zwischen Deutschland und Frankreich ist auch die Rolle in-
stitutionalisierter Übergänge innerhalb des Hochschulbereichs im Diskurs. In 
Deutschland werden diese Verbindungen nicht im Hinblick auf Durchlässigkeit 
zwischen beruflicher und Hochschulbildung betrachtet186. In Frankreich ist sie 
dagegen schon relevant, da in einem Wechsel der Studiengänge auch eine Mög-
lichkeit gesehen wird, die Studierenden mit Problemen und damit auch beruflich 
Qualifizierte zu einem Studienerfolg in dem für sie passenderen Fach zu bringen. 
Es wird deutlich, dass die Aspekte je nachdem wie das nationale ‚Durchlässig-
keitsproblem‘ gelagert ist, anders debattiert werden. 
Umgang mit Heterogenität 
Für beide Länder ist festzustellen, dass die Frage, wie man mit den Bedürfnissen 
der bereits beruflich qualifizierten Studierenden umgeht, wesentlich wichtiger ist 
als vor 1999. So wurden neue rechtliche Regelungen getroffen und auch in den 
Aussagen zu Durchlässigkeit spielt der Umgang mit Heterogenität eine immer 
größere Rolle. Unterschiedlich zwischen Frankreich und Deutschland sind aller-
dings die genauen rechtlichen Veränderungen bzw. die diskursiven Schwerpunk-
te. Insgesamt lässt sich feststellen, dass in Frankreich die Frage, wie man beruflich 
Qualifizierte erfolgreich zum Studienabschluss bringt, eng mit der Frage, wie man 
186  Die Nichtthematisierung im Kontext von Durchlässigkeit zwischen beruflicher Bildung und 
Hochschulbildung bedeutet allerdings nicht, dass die Frage institutionalisierter Übergänge im 
Hochschulsystem in den deutschen Bildungsdebatten nicht wichtig gewesen ist, zumal sie auch 
mit dem viel diskutierten Problem der Selektivität der Masterstudiengänge zusammenhängt. 
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mit den heterogenen Bedürfnissen beruflich Qualifizierter umgeht, verbunden 
wird und wesentlich prominenter gewesen ist als im deutschen Diskurs. 
Betrachtet man die rechtlichen Regelungen findet in beiden Ländern eine 
stärkere Flexibilisierung des Studiums, inklusive des Ausbaus der Teilzeitstudi-
umsmöglichkeiten sowie E-Learning, statt. Die Umsetzung derartiger Maßnah-
men obliegt in beiden Ländern den Hochschulen. In Frankreich wird vor allem 
seit dem Plan Réussite en Licence auf einen Ausbau der Studienberatung vor und 
während des Studiums, eine stärkere Studienbetreuung sowie eine Veränderung 
der Pädagogik weg von großen Vorlesungen hin zu individualisierten Lehrmetho-
den wie Tutorien gedrängt. Diese Veränderungen sollen insbesondere an den 
Universitäten stattfinden. Aber auch in den Schulen wurde per Gesetz mehr Zeit 
für eine Berufsorientierung festgelegt. In Deutschland dagegen wurde zusätzlich 
zu den Flexibilisierungsmöglichkeiten, das Aufstiegsstipendium, eine finanzielle 
Unterstützung leistungsselektierter beruflich Qualifizierter beim Studium auf den 
Weg gebracht. Insofern sind differente Schwerpunkte in den Regelungen zwi-
schen Frankreich und Deutschland festzustellen. 
Diese unterschiedlichen Schwerpunkte lassen sich ebenfalls in den Diskursen 
wiederfinden. Aber es gibt auch Ähnlichkeiten. Sowohl in Frankreich als auch in 
Deutschland wird davon ausgegangen, dass beruflich Qualifizierte stark dazu bei-
tragen, die Heterogenität der Studierenden zu erhöhen, auf welche nun vermehrt 
reagiert werden müsse. So werden z.B. in beiden Ländern in den jeweiligen funk-
tionalen Diskurssträngen, in denen die Passung der Studierenden mit dem ge-
wählten Bildungsweg im Vordergrund stehen, Informationsangebote und Bera-
tungen vor dem Studium als besonders wichtig erachtet. Als hilfreich wird eben-
falls eine Vorbereitung auf das Studium durch Propädeutika angesehen, um mög-
liche Defizite der beruflich Qualifizierten zu verringern. 
Im französischen Diskurs ist insbesondere die Beratung vor dem Studium, 
die Studienorientierung, relevant, die zu einer gezielten Lenkung der Berufsabitu-
rient_innen in den Arbeitsmarkt oder die beruflichen Studiengänge führen soll. 
Zwar wird im universalistischen Diskursstrang auch die Möglichkeit der Hilfe für 
die leistungsschwächeren Studierenden über Begleitungsarrangements, eine abge-
stimmte Pädagogik, einen veränderter Lehrplan sowie Beratung im Studium be-
handelt, aber die Bedeutung der (Um-)‘Orientierung‘ beruflich Qualifizierter aus 
den Universitäten war wesentlich präsenter. Trotz der starken universalistischen 
Argumentationen sind die häufigsten Lösungsvorschläge eher dem funktionalis-
tischen Diskursstrang zuzuordnen. Beruflich Qualifizierte haben zwar ein Recht 
auf ein Studium, aber durch den verstärkten Fokus auf die ‚Orientierung‘ vor Stu-
dienbeginn inklusive der Informationen über die (geringen) Erfolgswahrschein-
lichkeiten beruflich Qualifizierter in den Studienfächern stand die funktionalisti-
sche Selektion und weniger die Unterstützung der Studierenden im Bildungsweg 
im Vordergrund. 
In Deutschland kann je nach Diskurs(-strang) ebenfalls ein Kontinuum zwi-
schen einem stärkeren Fokus auf die Studieninformation vor dem Studium im 
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funktionalistischen, Vorbereitungskursen zum Abbau von Defiziten im konser-
vativen Diskurs sowie einer stärkeren Unterstützung und entsprechenden Anpas-
sung der Lehrmethoden im universalistischen Diskursstrang wiedergefunden 
werden. Gemeinsam wird in den Diskursen die Bedeutung der Flexibilisierung 
der Studienorganisation betont, um z.B. ein Arbeiten neben dem Studium zu er-
möglichen. Auch wird der Bedarf von Finanzierungsmöglichkeiten für eine Leis-
tungselite im funktionalistischen und für alle beruflich Ausgebildeten im univer-
salistischen Diskursstrang erkannt. 
Der Vergleich im Überblick 
In Deutschland und Frankreich fanden viele Entwicklungen statt, welche im Ver-
gleich zu der Periode vor 1999 zu einer deutlichen Annäherung der Durchlässig-
keitsstrukturen in den beiden Ländern geführt haben. Aber auch deutliche Unter-
schiede bleiben bestehen (vgl. Tabelle 34).  
Mit Blick auf die Barrieren zu Durchlässigkeit kann festgestellt werden, dass 
in beiden Ländern eine Verringerung dieser durch bessere Zugangsmöglichkeiten 
und Anrechnungsbedingungen erfolgte. 
Eine große Barriere für Durchlässigkeit in Frankreich besteht weiterhin in 
der Inkongruenz zwischen den institutionellen Dimensionen. So besteht diese 
zum einen in den stärker universalistischen Rahmungen, welche eine Förderung 
aller beruflich Qualifizierten vorsieht und den stärker funktionalistischen Reform-
vor schlägen, welche auf eine stärkere Selektion, eine Lenkung der Berufsabitu-
rient_innen in den Arbeitsmarkt abzielen, anstatt auf eine größere Unterstützung. 
Auch bei der Rolle des Abiturs wird die Inkongruenz deutlich. In der regulativen 
Tabelle 34 Unterschiede und Ähnlichkeiten in den Durchlässigkeitsstrukturen 
nach 1999 
Aspekte Regulative Strukturen Diskursive Strukturen
Zugang
Ähnlichkeiten
Berechtigungen zum Hochschulsystem 
über Berufsausbildung
Zugang nach Erstausbildung und Wei-
terbildung
Unterschiede FR: Berechtigung mit Berufsabitur, Zu-
gang leistungsstarker Berufsabitu-
rient_innen in BTS bei Fachnähe, Mög-
lichkeit der Validierung von Berufser-
fahrung
DE: uneingeschränkte Berechtigung al-
lein nach Weiterbildungsabschluss, mit 
Erstausbildung in Fachnähe mit Berufs-
erfahrung und über Eignungsprüfung
FR: keine Selektion an Universitäten,
baccalauréat als generelle Berechti-
gung einerseits, Kanalisierung einer 
Leistungselite der Berufsabitu-
rient_innen in berufliche Studiengänge 
anderseits, keine spezifischen Anforde-
rungen an Berufserfahrene
DE: Selektion einer Gruppe von beruf-
lich Qualifizierten nach ihrer Studierfä-
higkeit (Allgemeinbildung oder Leis-
tungsniveau und Passung mit Hoch-
schule), kaum Forderung des selekti-
onsfreien Zugangs für alle
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Aspekte Regulative Strukturen Diskursive Strukturen
Anrechnung
Ähnlichkeiten
Anrechnung als Aufgabe der Hoch-
schulen
Anrechnung beruflich erworbener Kom-
petenzen wichtig 
Unterschiede FR: national einheitliche Verfahren VAP 
und VAE, Anrechnung bis zu 100 %
DE: Einführung von Anrechnungsmög-
lichkeiten in Deutschland bis zu 50 %, 
jedoch ohne Vorgabe eines national 
einheitlichen Verfahrens, Pilotpro-
gramme
FR: Lernort Hochschule weniger be-
deutend, Fokus Validierung beruflicher 
Erfahrung, Einbeziehung aller Lernfor-
men (formal, informell und non formal), 
individualisiert
DE: Anrechnung begrenzt, Lernort 
Hochschule wichtig, Fokus auf Anrech-
nung formaler beruflicher Bildungsab-
schlüsse, pauschale Verfahren, An-





Ausbau integrierter Bildungsformen, 
v.a. dualer Formen, erleichterte Verbin-
dungen zwischen Studiengängen unter-
schiedlicher Organisationsformen
Integrierte Bildungsformen in beiden 
Ländern als ein Weg zu größeren 
Durchlässigkeit 
Unterschiede FR: weitere Form der Integration: lycée 
de metiers und licence pro
DE: Duales Studium
FR: neben Alternance, v.a. Lycée de 
metiers, Bedeutung von Passerelles
(inst. Übergängen) zwischen berufli-
chen und stärker rein akademischen 
Hochschulstudiengängen
DE: duale Studiengänge weniger wich-
tig im Diskurs trotz Ausbau,





Ausbau von Maßnahmen in beiden Län-
dern mit unterschiedlichen Schwer-
punkten, aber gemeinsam Ermögli-
chung des Teilzeitstudiums
Umgang mit Heterogenität zunehmend 
wichtiger, in funktionalen Diskursträn-
gen Berufsberatung sowie Propädeuti-
ka wichtig, Ermöglichung von Teilzeit-
studium
Unterschiede FR: Programm vor allem für Universitä-
ten (plan Réussite en Licence), Ausbau 
Studienberatungssysteme, Studienbe-
treuung im Studium, Veränderung der 
Pädagogik
DE: Ausbau Studienfinanzierung für be-
ruflich Qualifizierte
FR: insgesamt sehr wichtig, starker Fo-
kus auf Studierendenorientierung und 
Information (gezielte Lenkung der be-
rufl. Qualifizierten), weniger prominent 
Unterstützung für Studierende mit 
Problemen durch Beratung im Studium, 
Vorbereitung, Pädagogik
DE: je nach Diskurs eher Fokus auf Stu-
dienorganisation und Pädagogik
oder Beratung und Information, diskurs-
übergreifend: Finanzierung und Teil-
zeitstudium
Quelle: Darstellung der Verfasserin 
Dimension berechtigt jedes baccalauréat zu einem Zugang zum Hochschulwesen. 
Diese Verbindung des Abiturs mit dem Zugang ist zudem Teil des französischen 
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Selbstverständnisses. Auf das Berufsabitur bezogen kann allerdings eine Wider-
sprüchlichkeit festgestellt werden. Denn im Diskurs wird zwar der Zugang zur 
Hochschule nicht versagt, aber das Berufsabitur oft nur als Arbeitsmarkteinstiegs-
zertifikat gesehen. Mehrheitlich wird eine Leistungselite beruflich Gebildeter und 
Berufserfahrener als Zielgruppe konstruiert. Die bestehende Norm, dass jede/-r 
oder fast jede/-r (80 %) ein Abitur erreichen sollen, aber nur 50 % einen tertiären 
Abschluss, bestätigt, dass nicht jede/-r Abiturient_in auch als Zielperson für die 
Hochschule angesehen wird. Während einerseits die Einführung des Berufsabi-
turs in Frankreich und die Verkürzung der Abiturdauer eine Steigerung der Wert-
schätzung beruflicher Bildung nach sich ziehen und Gleichwertigkeit demonstrie-
ren sollen, bleibt berufliche Bildung auf Sekundarniveau weiterhin im französi-
schen Selbstverständnis der Bildungsbereich, in welchen die Schüler_innen gelan-
gen, die am collège Probleme hatten. Die Stigmatisierung der sekundären Berufs-
bildung in Frankreich als Auffangbecken von leistungsschwächeren Individuen 
untergräbt somit ebenfalls die Anerkennung des bac pro als ‚richtiges‘ Abitur, wel-
ches für ein Studium befähigt. Eine Barriere besteht somit in der gesellschaftlich 
verankerten Hierarchisierung der Bildungswege, die in den Diskursen reprodu-
ziert wird. 
Auch wenn sie weniger geworden sind, bestehen auch in Deutschland noch 
Barrieren zur Durchlässigkeit. In der regulativen Dimension sind diese u.a. zu 
verorten in der fehlenden Gleichstellung beruflicher Bildung und der höheren 
Allgemeinbildung auf Sekundarniveau im Berechtigungswesen und in der fehlen-
den Institutionalisierung eindeutiger Anrechnungsverfahren. Wie auch in Frank-
reich ist das Abitur eine zentrale Institution für den Zugang zum Hochschulwesen 
in Deutschland. Im Gegensatz zu Frankreich ist es aber nur eingeschränkt mög-
lich, mit dem Berufsabschluss auch eine Hochschulzugangsberechtigung zu er-
halten. Die Ausnahmen, die bestehen, gelten lediglich, wenn ein ausreichendes 
Maß an Allgemeinbildung vermittelt wurde. Hier wird wiederum die Ungleich-
wertigkeit von Berufs- und höherer Allgemeinbildung deutlich. 
Wie auch im ersten Zeitraum ist das Bestehen eines strukturkonservativen 
Diskurses, welcher auf das Beibehalten der Hierarchien und Trennung zwischen 
höherer Allgemeinbildung und Berufsbildung zielt, als deutliche Barriere zu er-
kennen. Innerhalb der deutschen Bildungspolitik existiert noch immer die An-
nahme, dass vornehmlich die höhere Allgemeinbildung für ein Hochschulstu-
dium befähigt und dass Individuen mit einem anderen Bildungshintergrund ihre 
Eignung unter Beweis stellen müssen. Auch das Verständnis der Studierfähigkeit, 
welche vor einem Studium feststellbar sei, ist eine weiterhin bestehende Barriere. 
So müsse bereits vor dem Studium durch Prüfung oder bereits erworbene Zerti-
fikate feststellbar sein, wer für ein Studium befähigt sei und wer nicht. Hier of-
fenbart sich der für das deutsche Bildungssystem bestimmende Glaube an eine 
biologisch festgelegte bestimmbare Begabung, die statisch und nicht veränderbar 
ist und insofern vor dem Studium geprüft werden kann. Dass sich die als notwen-
dig erachteten Fähigkeiten mitunter erst im Studium entwickeln könnten, wird 
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kaum (Ausnahme Probestudium) als möglich erachtet. Dies gilt signifikant für 
den konservativen Diskurs, jedoch auch für den funktionalistischen strukturkriti-
schen Diskursstrang. Das Konzept der Studierfähigkeit spiegelt sich daher auch 
in den rechtlichen Zugangsregelungen wider. 
Ähnlich wie in Frankreich werden beruflich Qualifizierte in Deutschland stig-
matisiert, da sie als Gefahr für die Qualität der Hochschulbildung konstruiert wer-
den. Aber auch die Konstruktion der beruflich Qualifizierten als nicht traditio-
nelle Studierende, die besondere Zuwendung benötigen, damit das Studium funk-
tioniert, kann als Stigmatisierung gesehen werden und abschreckend wirken. Die 
Barriere besteht dann, wenn beruflich Qualifizierte als extra Gruppe im Kontrast 
zu den vermeintlich homogenen traditionellen Studierenden dargestellt werden 
und damit die Differenz auch an den Hochschulen zwischen den Gruppen ver-
größert wird. Schließlich kann auch die dominierende funktionalistische Rah-
mung für Durchlässigkeit als Barriere gesehen werden. Beruflich Qualifizierte sol-
len in dieser Logik weniger als Person ein Recht auf Weiterbildung an den Hoch-
schulen erhalten, sondern werden als Ressource gesehen, deren Höherqualifizie-
rung an den Hochschulen momentan notwendig ist. Problematisch ist dies inso-
fern, als dass Durchlässigkeit dann reversibel ist und nur solange aufrechterhalten 
werden muss, wie es aus funktionalen Gründen notwendig erscheint. 
Was bedeuten aber die aufgezeigten Barrieren für die Frage nach der Annä-
herung der Durchlässigkeitsstrukturen in beiden Ländern? Einerseits konnte ge-
zeigt werden, dass partiell ähnliche Barrieren verringert wurden und auch ähnliche 
Barrieren bestehen. Die gesellschaftlich verankerte Hierarchisierung höherer All-
gemeinbildung im Vergleich zur Berufsbildung (auf Sekundarniveau), die Stigma-
tisierungen beruflich Gebildeter als Gefahr für die Qualität der Hochschulbildung 
oder als besondere Gruppe in Differenz zu den traditionellen Studierenden sind 
in diesem Kontext deutliche Beispiele. Andererseits wurden entsprechend der un-
terschiedlichen Problemlagen auch ganz unterschiedliche Barrieren festgestellt. 
Insgesamt konnte somit gezeigt werden, dass es zwar zu einer Annäherung der 
Durchlässigkeitsstrukturen gekommen ist, aber nicht zu einer Konvergenz, da 
viele nationaltypische Strukturen weiterhin bestehen. 
10.2 Durchlässigkeit durch Europäisierung? Nationale 
Entwicklungen und europäische Vorgaben 
Bisher konnte in dieser Arbeit gezeigt werden, dass erstens die europäischen Bil-
dungsprozesse Bologna und Kopenhagen eine verbesserte Durchlässigkeit zwi-
schen Berufs- und Hochschulbildung in den Mitgliedsländern anstreben (vgl. Ka-
pitel 5). Zudem wurde zweitens ebenfalls die Entwicklung der institutionellen 
Durchlässigkeitsstrukturen für Deutschland (Kapitel 7) und Frankreich (Kapitel 
9) analysiert und fallspezifisch dargestellt. Drittens konnte im Anschluss gezeigt 
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werden, dass sich die Durchlässigkeitsstrukturen zwischen Frankreich und 
Deutschland zwar annähern, wobei nationale Eigenheiten und Unterschiede aber 
weiterhin deutlich bleiben. 
Dieser Kapitelabschnitt soll nun einen Beitrag zur Erklärung des Wandels 
leisten und Aufschluss darüber geben, inwiefern die Europäisierungsprozesse ei-
nen Anteil an der jeweiligen Entwicklung in den Ländern und an der festgestellten 
Annäherung der institutionellen Strukturen in beiden Ländern hatten. Dies erfolgt 
in drei Schritten. In einem ersten Schritt soll dabei für die beiden Länder gezeigt 
werden, inwiefern diese bereits vor 1999 die in den europäischen Dokumenten 
sichtbaren Durchlässigkeitsanforderungen erfüllen. Ausgehend von den in Kapi-
tel 5 herausgearbeiteten durchlässigkeitsrelevanten Standards, welche in den eu-
ropäischen Dokumenten eingefordert wurden, wird zunächst verglichen, inwie-
fern das deutsche und französische System bereits vor den Prozessen den diffun-
dierenden Durchlässigkeitsnormen entsprachen. Auf diese Weise wird die „good-
ness of fit“187 (Börzel/Risse 2003) der Bildungssysteme herausgearbeitet, so dass 
auch die Stärke des normativen Anpassungsdrucks auf die Länder sichtbar wird. 
Der „goodness of fit“-Ansatz geht davon aus, dass der Handlungsdruck umso größer 
wird in den Mitgliedsstaaten, je stärker die Inkompatibilität zwischen den 
europäischen Vorgaben und den nationalen Regelungen ist. Hier bleibt anzumer-
ken, dass aber auch die Wahrnehmung und das diskursiven Framing entscheiden, 
ob Reformen als notwendig erachtet werden oder nicht, unabhängig von der Pas-
sung der nationalen rechtlichen Regelungen zu den europäischen Standards 
(Radaelli/Schmidt 2005). 
Insbesondere da Frankreich und Deutschland zu den Vorreiterstaaten der 
beiden europäischen Bildungsprozesse gehörten und die Prozesse mit der Me-
thode der offenen Koordinierung arbeiten, also damit auch stark an bestehenden 
Praktiken und Standards in den Mitgliedsstaaten angelehnt sind, macht es Sinn zu 
eruieren, inwiefern in den gemeinsamen verfassten Dokumenten nicht bereits in 
den Ländern bestehende Standards eingeschrieben wurden. Dann wäre der Hand-
lungsdruck wesentlich geringer. Zudem ist vornehmlich der Austausch zwischen 
den Ländern ein Mechanismus, wie die europäischen Bildungsprozesse funktio-
nieren. Die Deklarationen entstanden nicht im luftleeren Raum oder wurden von 
einer europäischen Regierung festgelegt, sondern wurden unter der Beteiligung 
der Mitgliedsstaaten erstellt. Es ist daher wichtig, diesen zirkulären Prozess der 
Entstehung mitzudenken, auch wenn in der vorliegenden Arbeit nicht ausgeführt 
187  Der „goodness of fit“-Ansatz wird eher in Bereichen der positiven Integration, d.h. in 
Politikbereichen angewendet, in denen die EU klare Regelungskompetenzen hat und ein 
Politikmodell vorgibt. (vgl. Auel 2006) Aber auch wenn die europäischen Bildungsprozesse 
Bologna und Kopenhagen nicht Teil der supranationalen Politiksetzung der EU sind, kann von 
ihnen doch normativer Druck ausgehen. Zudem wird durch die Darstellung der Passung 
zwischen Vorgaben und der institutionellen Strukturen der Status quo für die 
Untersuchungsfrage dargestellt, von dem aus die nationalen Entwicklungen in Relation zu den 
Vorgaben analysiert werden. 
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werden kann, warum welche Standards in den europäischen Dokumenten gefor-
dert werden. Zudem ist es genau diese Art der Prozesse der Aushandlung, der 
Vergleiche untereinander, welche die Diffusion von Ideen und Argumentations-
logiken, die Übernahme von Standards anregen und somit zu nationalen Lern- 
und Sozialisationsprozessen führen können (vgl. Radaelli 2000: 19). 
Um mögliche Diffusionsprozesse zu identifzieren, wird insofern in einem lo-
gischen zweiten Schritt analysiert, inwiefern die Veränderung der nationalen 
Durchlässigkeitsstrukturen zu einer Annäherung an die europäischen Standards 
geführt hat. Im Zentrum der Analyse steht die Delta-Konvergenz. In diesem 
Schritt werden zusätzlich nicht nur die Standards, sondern auch die Argumenta-
tionslogiken mit den in den europäischen Dokumenten vorherrschenden vergli-
chen, um auch hier einen möglichen Einfluss Europas auszumachen. Gleichen 
sich die Argumentationslogiken und ähneln sich die Konstruktionen der Subjekte, 
für die Durchlässigkeit geschaffen werden soll? 
In einem dritten Schritt werden die Annahmen hinsichtlich des Einflusses 
der europäischen Prozesse, welche aus der vorhergehenden Analyse entstanden 
sind, anhand der Bedeutungszuschreibung der europäischen Prozesse in den Dis-
kursen und in den geführten Expert_inneninterviews188 geprüft. Die Kombina-
tion der Untersuchung von Diskursen und Expert_inneninterviews erscheint 
sinnvoll, da politische Akteure nicht immer zugeben, dass Reformen durch exo-
gene Kräfte beeinflusst wurden. „[S]ilent borrowing“ (Waldow 2009: 478) ist keine 
Seltenheit. Wurde in den Diskursen oder Interviews direkt auf europäische 
Prozesse oder Standards verwiesen? Welche Rolle messen die Expert_innen den 
europäischen Prozessen zu? Die Zielsetzung besteht darin, aufzuzeigen, welche 
Rolle die europäischen Bildungsprozesse für den institutionellen Wandel in 
Deutschland und Frankreich spielten. Haben sie zu einer Veränderung der dis-
kursiven Kräfteverhältnisse geführt? Und inwiefern bestätigen sie auch den ange-
nommenen isomorphen Veränderungsdruck und erklären die Annäherung der 
Durchlässigkeitsstrukturen der beiden Länder. 
10.2.1 Passung zwischen nationalen Strukturen und europäischen 
Vorgaben vor 1999 
Wie bereits zuvor dargelegt, wird sowohl im Bologna- als auch im Kopenhagen-
Prozess die Etablierung von Standards eingefordert, welche zu einer Erhöhung 
der Durchlässigkeit zwischen beruflicher und Hochschulbildung führen könne. 
Sie wurden mehr (im Kopenhagen-Prozess) oder weniger (im Bologna-Prozess) 
direkt mit dem Ziel der Förderung von Durchlässigkeit verbunden. Dabei ist fest-
zuhalten, dass viele der Standards nicht nur die Förderung eines spezifischen 
Durchlässigkeitsaspekts bewirken, sondern auf mehrere Einfluss haben können. 
188  Eine Auflistung der Expert_inneninterviews befindet sich im Anhang (vgl. Tabellen 45-47) 
zusammen mit einem Hinweis der Zitierabkürzungen. 
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Generell beziehen sie sich vor allem auf Strukturen innerhalb von Bildungsorga-
nisationen und können auf die Organisation des Bildungsgangs an sich und auf 
das Bildungssubjekt ausgerichtet sein. Es wurden aber auch Standards gefordert, 
die sowohl zur Verbindung der Organisationsfelder Hochschul- und Berufsbil-
dung beitragen als auch direkt auf der Ebene des gesamten Bildungssystems an-
gesiedelt sind. Für ersteres wurde in den europäischen Dokumenten eine stärkere 
Integration beruflicher Bildung an den Hochschulen gefordert – für letzteres 
kann der Qualifikationsrahmen gelten, da dieser alle Bildungsbereiche und Lern-
formen in einen Rahmen integrieren soll. Um die Frage nach dem potenziellen 
von den Bildungsprozessen ausgehenden Handlungsdruck auf nationaler Ebene 
zu klären, wurden die europäischen Forderungen mit den rechtlichen und diskur-
siven Durchlässigkeitsstrukturen in Frankreich und Deutschland vor 1999 vergli-
chen. 
Insgesamt ist auffällig, dass insbesondere Deutschland eine signifikante In-
kompatibilität der bestehenden Regelungen mit den europäischen Standards auf-
wies. Viele der in den europäischen Prozessen geforderten Strukturen waren gar 
nicht oder kaum in den rechtlichen Strukturen verankert (vgl. Tabelle 35) und 
wurden ebenfalls nicht thematisiert. Allein die Integration beruflicher Bildung im 
Hochschulsystem konnte durch das Anwachsen der dualen Studiengänge und der 
Anerkennung von Abschlüssen der Berufsakademien als tertiäre Abschlüsse be-
reits vor 1999 vorgefunden werden. 
Strukturen, die auf Ebene der Bildungsorganisationen angesiedelt sind, waren 
vor 1999 nicht institutionalisiert. Die Bildungsgänge wurden basierend auf den 
Prinzipien der Inputorientierung und nicht ergebnisorientiert strukturiert, so dass 
bedeutend war, was, wie lange und wo und wie gelernt wurde. Dieses erschwerte 
die Vergleichbarkeit zwischen verschiedenen Bildungswegen, die möglicherweise 
ähnliche Kompetenzen vermitteln. Weder in der Hochschul- noch in der Berufs-
bildung existierten ein bestehendes Leistungspunktesystem oder modularisierte 
Bildungsgänge, wobei seit 1998 die Möglichkeit bestand, Leistungspunktesysteme 
an den Hochschulen einzuführen. Auch die Studienstruktur war noch einstufig, 
so dass Hochschulabschlüsse regulär 4 bis 5 Jahre Regelstudienzeit veranschlag-
ten. Bis auf kaum institutionalisierte Ausnahmen, wie Einstufungsprüfungen an 
den Hochschulen, fand auch keine Anrechnung zwischen Berufs- und Hoch-
schulbildung statt. Die durchlässigkeitsfördernden institutionellen Strukturen, 
welche das Bildungssubjekt im Fokus haben, waren in Deutschland ebenfalls 
kaum vorhanden. So waren zwar Fernstudienmöglichkeiten, aber kaum Teilzeit-
studiengänge existent und Beratungs- sowie Unterstützungsstrukturen waren 
nicht für beruflich Qualifizierte an den Hochschulen ausgelegt. Schließlich gab es 
in Deutschland auch keinen Qualifikationsrahmen, welcher eine stärkere Trans-
parenz zwischen den Bildungswegen hätte schaffen können. 
In Frankreich vermittelte sich ein deutlich anderes Bild. So fanden sich mehr 
durchlässigkeitsfördernde Strukturen im Hinblick auf die Organisation der Bil-
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dungsgänge. Es gab sowohl Anrechnungsstrukturen als auch bereits ein mehrstu-
figes Studiensystem. Berufliche Bildungsabschlüsse, welche im französischen Re-
ferentiell gelistet waren, wurden zudem bereits kompetenzorientiert beschrieben. 
Auch die berufliche Bildung hatte gesetzlich geregelt durch das Loi Sequin (vgl. 
Kapitel 9) einen Platz an den Hochschulen. Und schließlich gab es ebenfalls schon 
seit 1969 einen französischen Qualifikationsrahmen, welcher zwar sechs und 
nicht acht Stufen beinhaltete, aber auch bildungsbereichsübergreifend wirksam 
war (Bouder/Kirsch 2007). Deutlich geringer fiel in Frankreich die Übereinstim-
mung mit den geforderten Strukturen aus, welche auf das Bildungssubjekt, also 
die Lernenden, zielten. Zwar fand ein Ausbau von Beratungsangeboten für Stu-
dierende statt – jedoch nicht in Bezug auf beruflich Qualifizierte. Ähnliches gilt 
für die geforderten Unterstützungsstrukturen, welche zum Teil durch die Einfüh-
rung des Tutoriums begannen. Zudem gab es zwar die Möglichkeit des Fernstu-
diums, aber Teilzeitstudienmöglichkeiten waren kaum existent. 
Zusammenfassend wird deutlich, dass insbesondere in Deutschland ausge-
hend von der vor 1999 bestehenden Gesetzeslage ein großer Handlungsbedarf 
bestand, während in Frankreich einige Standards bereits regulativ festgehalten wa-
ren. Angenommen werden kann, dass daher insbesondere auch in Deutschland 
die europäischen Prozesse viele Einflussmöglichkeiten hatten, insofern auch der 
normative Handlungsdruck durch die inkompatiblen Strukturen als besonders 
hoch eingeschätzt werden kann. Für Frankreich ist anzunehmen, dass der Hand-
lungsdruck wesentlich geringer war und damit auch der wahrscheinliche Einfluss 
der europäischen Prozesse auf die Durchlässigkeitsstrukturen. 
10.2.2  Annäherung an europäische Durchlässigkeitsvorgaben 
seit 1999? 
Wie genau haben sich nun aber die institutionellen Strukturen in beiden Ländern 
nach 1999 in Relation zu den europäischen Standards geändert? In diesem Fall 
handelt es sich um die Frage nach der sogenannten Delta-Konvergenz. Diese soll 
im nächsten Schritt ermittelt werden, um einen Hinweis auf die mögliche Bedeu-
tung der europäischen Bildungsprozesse zu erhalten. 
Es werden für die Analyse nicht allein die rechtlichen Entwicklungen einbe-
zogen, sondern auch die Informationen aus der Diskursanalyse. Werden die ge-
forderten Standards in den Diskursen im Zusammenhang mit Durchlässigkeit 
thematisiert? Zudem sollen auch die Argumentationslogiken verglichen werden – 
ebenso wie die diskutierte Zielgruppe für Durchlässigkeit. Die Einbeziehung der 
diskursiven Ebene ist notwendig, da erstens gesetzliche Regelungsprozesse zeit-
aufwendig sind und daher ein Einfluss europäischer Politik auch ohne rechtliche 
Implementierung möglich. Zudem verlaufen Diffusionsprozesse auf allen institu-
tionellen Dimensionen, also auch in der kulturell-kognitiven und normativen Di-
mension (DiMaggio/Powell 1983; Radaelli 2000 sowie Kapitel 3 in dieser Arbeit). 
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Untersucht man die rechtliche Implementierung und diskursive Behandlung 
der europäischen Standards von 1999 bis 2012 im Vergleich zu dem Zeitraum vor 
1999 ist ein starker institutioneller Wandel für Deutschland festzustellen, aber 
auch in Frankreich hat eine Annäherung der Durchlässigkeitsstrukturen an die 
geforderten Standards stattgefunden. In Tabelle 35 ist dies nachzuvollziehen. So-
wohl in Frankreich als auch in Deutschland wurden alle Standards mindestens in 
den Diskursen thematisiert und vielfach auch bereits rechtlich institutionalisiert. 
In Frankreich und Deutschland wurde jeweils begonnen, die Studiengänge lern-
ergebnisorientierter umzustellen. Vor allem in Deutschland ist die Einführung 
von einer stärkeren Lernergebnisorientierung bei der Bildungsgangentwicklung 
als Paradigmenwechsel zu sehen (Graf 2013), da diese bis dato eher inputorien-
tiert aufgebaut waren. Mittlerweile müssen tertiäre Bildungsgänge, welche akkre-
ditiert werden wollen, stärker lernergebnisorientiert beschrieben werden. Eine 
ähnliche Entwicklung für die Hochschulbildung fand in Frankreich statt (Inter-
view MESR2). Auch wurden die stärker beruflich orientierten Studiengänge be-
reits kompetenzorientiert entwickelt. In beiden Ländern wurde ebenfalls das Di-
ploma supplement eingeführt. Auch wurde in beiden Ländern die Studienzyklen-
struktur auf B.A. und M.A. sowie Doktorphase umgestellt, wobei in Frankreich 
weiterhin Abschlüsse außerhalb dieser Struktur, wie die beruflichen Abschlüsse 
BTS und DUT, erworben werden können. 
Auffällig ist, dass viele der Standards, welche sowohl im Bologna- als auch 
im Kopenhagen-Prozess gefordert wurden, insbesondere in Bezug auf die Orga-
nisation der Bildungsgänge bereits stärker im Hochschulsystem als im Berufsbil-
dungssystem institutionalisiert wurden. Dies gilt insbesondere für die Einführung 
der Leistungspunktesysteme und die Modularisierung der Bildungsgänge. In 
Deutschland wurde jedoch durch Pilotprogramme, wie das DECVET-Pro-
gramm, der Frage nachgegangen, wie Leistungspunktesysteme in die berufliche 
Bildung integriert werden können (vgl. Bergzog et al. 2010; Loebe 2012). Auch in 
den Diskursen werden Leistungspunkte in der Berufsbildung als durchlässigkeits-
fördernd angesehen. Die Umsetzung von Modularisierung im Sinne von Bil-
dungsbausteinen fand in Deutschland ebenfalls an den Hochschulen und im be-
grenzteren Maße, z.B. in Berufsvorbereitungsmaßnahmen oder beruflichen Wei-
terbildungsgängen, in der beruflichen Bildung statt. In Frankreich spielte die Ein-
führung von ECVET für Durchlässigkeitsfragen keine Rolle, wohl aber die Ein-
führung von ECTS in beruflich orientierten Studiengängen, wie den BTS.  
In Bezug auf Verfahren zur Anerkennung und Anrechnung von vorgängigem 
Lernen haben sich ebenfalls beide Länder weiterentwickelt. Wie aber in diesem 
Kapitel deutlich wurde, kann Frankreich diesbezüglich als Vorreiter gelten, wäh-
rend in Deutschland erst langsam Anrechnung eine Rolle in den Bildungsdiskur-
sen und in den rechtlichen Reglungen spielte. Mit der Einführung von VAE 
wurde in Frankreich zudem ein Verfahren implementiert, welches den Erwerb 
ganzer Diplome auf Basis von vorgängigem Lernen, egal ob formal, non-formal 
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und informell, ermöglicht. In Deutschland dagegen wurde für die Hochschulbil-
dung zwar festgelegt, dass 50 % eines Abschlusses durch Anrechnung erworben 
werden können, jedoch gibt es keine flächendeckend standardisierten institutio-
nalisierten Anrechnungsverfahren. Allein Pilotprogramme wurden aufgesetzt, um 
zu ermitteln, wie und ob Anrechnung beruflicher Bildung in Hochschulbildung 
überhaupt funktionieren könne. Hierbei ging es jedoch vor allem um formal Er-
lerntes (vgl. Freitag et al. 2011). Für non-formal und informell erlernte Kompe-
tenzen wurden in Deutschland noch keine Verfahren entwickelt. Bis 2013 wurden 
zu diesem Thema aber Arbeitsgruppen mit differentesten Bildungsakteuren ein-
gerichtet, um einen Weg der Validierung informeller und non-formaler Kennt-
nisse für die Hochschulbildung in Deutschland zu erarbeiten. Für die berufliche 
Bildung gibt es bereits die Externenprüfung, welche die Möglichkeit bietet, via 
Prüfung einen beruflichen Abschluss zu erreichen, wenn mindestens das 1,5-fa-
che der Ausbildungszeit in dem entsprechenden Beruf als Erfahrung gesammelt 
wurde (vgl. BBiG 2004). Da es sich um konkrete Berufserfahrung handelt, ist 
unklar, inwiefern auch akademische Kenntnisse angerechnet werden. 
Betrachtet man die Strukturen, welche stärker auf den Lernenden zielen, ist 
in beiden Ländern ebenfalls eine Entwicklung in Richtung europäischer Vorgaben 
festzustellen. In Frankreich wurden insbesondere die Beratungsstrukturen vor 
und während des Studiums ausgebaut. Zudem wurde auch dem Prinzip der Ori-
entierung auf den Lernenden, durch verstärkte Einführung von Tutorien und 
Verfahren der individuellen Studierendenbetreuung nachgekommen. Sämtliche 
dieser Maßnahmen, die den Umgang mit den heterogenen Bedürfnissen von Ler-
nenden befördern, wurden in Frankreich durch den Plan Réussite en Licence ver-
stärkt (vgl. Annoot 2012). 
In Deutschland wurde im Diskurs ebenfalls Beratung vor und während des 
Studiums sowie eine individuelle Betreuung vor allem im strukturkritischen Dis-
kurs als wichtig erachtet, aber gesetzliche Initiativen, die diese Strukturen für be-
ruflich Qualifizierte einführen, gab es nicht. Stattdessen wurde jedoch mit dem 
Aufstiegsstipendium eine Möglichkeit der Studienfinanzierung für beruflich Qua-
lifizierte eingeführt. In beiden Ländern wurde ebenfalls ein verstärkter Fokus auf 
den Ausbau von Teilzeitstudiengängen gelegt. 
Der europäischen Forderung einer stärkeren Integration beruflicher Bildung 
mit Hochschulbildung kamen beide Länder nach, wobei diese auch schon vor 
1999 bestand. In Deutschland wurden duale Studiengänge verstärkt ausgebaut 
und ein stärkerer Fokus auf berufspraktische Phasen während des Studiums ge-
legt. In Frankreich wurde neben den bestehenden Möglichkeiten der beruflich 
orientierten Studiengänge an der Universität die licence pro als beruflicher Ab-
schluss eingeführt. 
Der letzte Standard, welcher an dieser Stelle eingehender betrachtet wird, ist 
der Qualifikationsrahmen. In Frankreich bestand ein derartiger bereits seit 1969 
und man hatte sich entschlossen diesen Rahmen von 6 auf 8 Stufen zu erweitern, 
um so eine größere Kompatibilität und Vergleichbarkeit mit dem europäischen 
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Rahmen zu erreichen. Der französische Rahmen ist auf den Arbeitsmarkt ausge-
richtet und umfasst sowohl berufliche als auch hochschulische Qualifikationen, 
nicht aber das technologische und allgemeine Abitur. Im Diskurs zu Durchlässig-
keit spielte der Qualifikationsrahmen in Frankreich keine Rolle (vgl. Kapitel 9). 
Ganz anders sah dies in Deutschland aus (vgl. Kapitel 7). Hier spielten der 
Qualifikationsrahmen und seine Entwicklung eine enorme Rolle, auch wenn seine 
mögliche Wirkung umstritten blieb. So wurde einerseits im strukturkritischen Dis-
kurs seine Bedeutung für die Kenntlichmachung der Gleichwertigkeit von beruf-
licher und höherer Allgemeinbildung inklusive Hochschulbildung, für Anrech-
nungsmöglichkeiten und Bildungswegentscheidungen betont. Im konservativen 
Diskurs wurde er stattdessen auf die Rolle des Transparenzinstruments reduziert, 
welches möglichst ohne weiteren Einfluss bleiben sollte. In den Debatten, insbe-
sondere über die Zuordnung von Abschlüssen in den Qualifikationsrahmen 
wurde das weiterhin bestehende Bildungsschisma erneut deutlich. Zum einen 
wurde z.B. bei der Diskussion um die Deskriptoren der Stufen viel stärker auf die 
Eigenheiten der Berufs- und Hochschulbildung abgezielt, anstatt auf die Gemein-
samkeiten, welche der Qualifikationsrahmen unterstreichen sollte. Zum anderen 
sollte mit der Einordnung des allgemeinbildenden Abiturs auf Stufe 5, einer Stufe 
über der beruflichen Bildung und der Fachhochschulreife, die historisch beste-
hende Sonderstellung und damit auch eine gesellschaftliche Hierarchisierung ge-
sichert werden. Die letztliche Nicht-Zuordnung des Abiturs zeigte daher die wei-
terhin bestehende Uneinigkeit über die Wertigkeit beruflicher und höherer Allge-
meinbildung auf Niveau der zweiten Sekundarstufe, aber auch dass die höhere 
Allgemeinbildung sich nicht mehr ohne weiteres durchsetzen kann. Nach langen 
Jahren der Aushandlung hat Deutschland schließlich im Januar 2012 den Qualifi-
kationsrahmen beschlossen, im Mai 2013 eingeführt mit der Zuordnung der for-
malen Qualifikationen in Deutschland189 und somit die europäischen Vorgaben 
im Hinblick auf formale Qualifikationen erfüllt. 
Insgesamt lässt sich somit eine starke Annäherung an die europäischen Vor-
gaben in beiden Ländern feststellen, wobei sich in Deutschland deutlich mehr 
getan hat, aber der Handlungsdruck auch größer war angesichts der Ausgangssi-
tuation vor 1999. Es ist jedoch schwierig von einer Delta-Konvergenz zwischen 
den nationalen Strukturen und europäischen Vorgaben zu sprechen und zwar aus 
zweierlei Gründen. Erstens sind teilweise noch nicht alle Vorgaben in Deutsch-
land und Frankreich umgesetzt, was am Beispiel der ECVET gesehen werden 
kann. Zum anderen sind aber auch die europäischen Vorgaben teilweise allgemein 
und unspezifisch gehalten (vgl. Kapitel 5), so dass zwar vielleicht eine Entwick-
lung in Richtung der Vorgaben festgestellt werden kann, aber nicht klar ist, ab 
wann diese als erfüllt gelten können. 



























































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































Wenn man in einem nächsten Schritt analysiert, wie Durchlässigkeit in den De-
klarationen im Vergleich zu den nationalen Diskursen behandelt wird, können 
ebenfalls Ähnlichkeiten festgestellt werden. In beiden Ländern wie auch auf eu-
ropäischer Ebene wird Durchlässigkeit zwischen Berufs- und Hochschulbildung 
mehr und weniger explizit über alle vier Aspekte – den Zugang, die Anrechnung, 
die organisationalen Verbindungen und den Umgang mit heterogenen Bedürfnis-
sen – thematisiert, wobei auf europäischer Ebene insbesondere der Aspekt des 
Zugangs und der Anrechnung kontinuierlich im Fokus stand. Wie bereits gezeigt 
wurde, wurde vor 1999 Durchlässigkeit auf nationaler Ebene nicht anhand aller 
vier Aspekte thematisiert, insofern kann auch hier eine Entwicklung in Richtung 
europäischer Praxis festgestellt werden. 
Tabelle 36 Thematisierte Aspekte von Durchlässigkeit in Deutschland, Frank-
reich und den europäischen Bildungsprozessen 
Europa Deutschland Frankreich
Aspekte Ab 1999 vor 1999 ab 1999 Vor 1999 ab 1999
Zugang ض ض ض ض ض
Anrechnung ض ض ض ض
Organisationale
Verbindung
ض ض* ض* ض
Umgang mit
Heterogenität
ض ض** ض ض
* lediglich im strukturkritischen Diskurs  ** nur sehr begrenzt im Fokus 
Quelle: Darstellung der Verfasserin 
Interessant ist, dass die bereits verglichenen Standards keine Vorgaben machen, 
wie der Zugang geregelt werden sollte, ob z.B. über Berechtigungen oder Prüfun-
gen. Sie stellen dagegen eher Möglichkeiten dar, wie der Zugang erleichtert wer-
den könnte. So kann der Qualifikationsrahmen Transparenz schaffen über das 
Bildungsniveau von Abschlüssen und mit den lernergebnisorientierten Beschrei-
bungen von Bildungsgängen, Hinweise geben, ob Voraussetzungen für den Zu-
gang zu einem Bildungsgang gegeben sind. Aber auch ohne explizite Vorgaben, 
wie Zugang geregelt werden sollte, wird dieser zur Hochschulbildung für beruf-
lich Qualifizierte immer wieder gefordert, wobei dies im Kopenhagen- viel deut-
licher als im Bologna-Prozess der Fall war. Im letzteren sollte die Gruppe der 
Studierenden die Diversität der Gesellschaft widerspiegeln, so dass auch diejeni-
gen einbezogen werden, welche bisher nicht traditionell an die Hochschulen ge-
langten, wie beruflich Qualifizierte. 
Die Zielgruppe für Durchlässigkeit in Richtung Hochschulbildung bestand 
in den europäischen Dokumenten aus beruflich Qualifizierten bzw. nicht tradi-
tionellen Studierenden, die eine gewisse Leistungsfähigkeit mitbringen. Wie die 
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Leistung gemessen wird, blieb aber offen. Offenbar ist aber, dass zwischen einer 
Gruppe der Fähigen und nicht-Fähigen unterschieden wird. Wie in den funktio-
nalistischen Diskurssträngen ist somit auch in Europa Zugang an Leistung (inso-
fern an das meritokratische Prinzip) geknüpft. Insgesamt wird in den europäi-
schen Dokumenten ein Bild des Lernenden, des Bildungssubjekts, konstruiert, 
welches ebenfalls dem der funktionalistischen Diskursstränge in den Ländern äh-
nelt. Der Lernende gilt für seine Bildungsentscheidungen und Bil-
dungs(miss)erfolge weitestgehend als selbstverantwortlich, wobei die Entschei-
dungen durch gezielte Informationsangebote vorbereitet werden (vgl. Powell et 
al. 2012a). 
Eine weitere Ähnlichkeit zwischen den nationalen Diskursen und den euro-
päischen Dokumenten ist, dass zwischen einer Gruppe der traditionell Studieren-
den und den nicht traditionellen unterschieden wird, wobei für letztere ein beson-
derer Zuwendungsbedarf festgehalten wird. Diese nicht-traditionellen Studieren-
den können beruflich Qualifizierte oder eine andere bisher nicht repräsentierte 
Bevölkerungsgruppe sein. Dadurch, dass ihnen jedoch besondere Zuwendung zu-
kommen soll, wird die Differenz zwischen den Traditionellen und den Neuen 
reproduziert. In den europäischen Dokumenten, aber auch insbesondere im fran-
zösischen Diskurs zur Durchlässigkeit werden diese Unterstützungsleistungen be-
gleitet mit einem allgemeinen Wechsel zu einer stärkeren Lernendenzentrierung 
in den Bildungsgängen, welche sich nicht nur auf beruflich Qualifizierte, sondern 
allgemein auf alle Bildungsteilnehmer_innen bezieht. In Deutschland spielte diese 
allgemeine Lernendenzentrierung eine weniger starke Rolle im Durchlässigkeits-
diskurs, d.h., hier wurde der Zuwendungsbedarf für nicht traditionelle Studie-
rende weniger eingebettet in einen allgemeinen Wandel hin zu einer stärkeren 
Lernendenzentrierung in der Bildung190, so dass beide Gruppen, die Traditionel-
len und nicht Traditionellen, eher als homogene Gruppen betrachtet werden, die 
entweder Hilfe benötigen oder nicht. Die stärkere Betonung einer allgemeinen 
Lernendenzentrierung wie in Frankreich dagegen schwächt die Homogenisie-
rungstendenzen ab, insofern alle Lernenden als Individuum für unterstützende 
Maßnahmen beim Lernen im Blickpunkt stehen sollen. 
Als letzter Schritt sollen im Folgenden auch die Argumentationslogiken der 
nationalen Diskurse mit den Legitimationen, welche in den europäischen Doku-
menten verwandt wurden, verglichen werden191. Durchlässigkeit und die dazu 
führenden Maßnahmen und Standards werden auch auf europäischer Ebene so-
wohl funktionalistisch als auch universalistisch begründet (vgl. Kapitel 5). Wie in 
190  Lernendenzentrierung war zwar durchaus in Deutschland im Zusammenhang mit dem Bologna- 
und Kopenhagen-Prozess ein Thema, auch wenn kritisiert wurde, dass diese bisher nicht genug 
im Mittelpunkt der deutschen Reformanstrengungen stand (vgl. Himpele et al. 2010: 155). 
191  Der Vergleich beruht auf den bereits in Kapitel 5 erarbeiteten Legitimationsmustern aus den 
europäischen Dokumenten sowie den Rahmungen und Argumentationen in den Fallstudien 
(Kapitel 7 und 9). 
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Deutschland stehen die funktionalistischen Begründungen jedoch stark im Vor-
dergrund. Auch die Inhalte der Argumentationen ähneln denen in Frankreich und 
Deutschland. Im Fokus der Legitimationen standen primär die Bedarfe des Ar-
beitsmarkts. Bedingt durch einen Strukturwandel der Wirtschaft und technologi-
schen Wandel müssen die Bildungssysteme in Europa durchlässig werden, um 
auch global wettbewerbsfähig zu sein. Durchlässigkeit wird demnach für eine Hö-
herqualifizierung der Bevölkerung benötigt. Diese solle über den gesamten Le-
bensverlauf ermöglicht werden. Lebenslanges Lernen und die Verbindung mit der 
Lissabon-Strategie waren in den Dokumenten zentral. Verschärft werde der be-
reits bestehende Druck durch die demografischen Entwicklungen. Diese Argu-
mentation ist allerdings vor allem in Deutschland und auf der europäischen Ebene 
präsent, während sie in Frankreich keine große Rolle spielt. Zudem sollte die At-
traktivität der beruflichen Bildung durch eine größere Durchlässigkeit erhöht wer-
den. Diese Argumentationen fanden sich ebenfalls in Frankreich und Deutsch-
land. 
Die weniger stark verwendeten universalistischen Argumentationen in den 
europäischen Dokumenten fanden sich auch in den deutschen und französischen 
Diskursen wieder. Sie betonen, dass Durchlässigkeit eine Frage der Chancen-
gleichheit ist, insbesondere für bisher unterrepräsentierte Gruppen. Zudem 
könne Durchlässigkeit zu einer größeren Gleichwertigkeit zwischen beruflicher 
Bildung und Hochschulbildung führen. Im Gegensatz zu den Diskursen in 
Deutschland und Frankreich wurde Durchlässigkeit jedoch nicht mit dem Recht 
auf Bildung begründet. Dies ist ein großer Unterschied, da fehlende Durchlässig-
keit auf diese Weise nicht als Beeinträchtigung von Grundrechten dargestellt wird. 
Ebenfalls nicht im Vordergrund stand die Bedeutung von Durchlässigkeit für das 
Individuum in den europäischen Dokumenten. Im Gegensatz zu Frankreich, wo 
auf die Bedeutung von Bildung und die Entwicklung eines aufgeklärten, kritikfä-
higen demokratisch erzogenen Bürgers hingewiesen wurde. 
Gab es ebenfalls Argumente, die für die nationalen Diskurse neu waren bzw. 
wichtiger wurden, welche in den europäischen Dokumenten vorkamen? Deutlich 
wurde dies vor allem anhand der kontinuierlichen Referenz auf lebenslanges Ler-
nen und den stattfindenden Globalisierungsdruck, wobei lebenslanges Lernen in 
Frankreich bereits vorher im Zusammenhang mit Durchlässigkeit thematisiert 
wurde und vor allem in Deutschland an Bedeutung zunahm. Während in 
Deutschland und Frankreich im ersten Zeitraum stärker der Wettbewerb zwi-
schen den europäischen Ländern als Argument betrachtet wurde, war dies im 
Zeitraum der europäischen Prozesse vor allem der Wettbewerb mit Ländern au-
ßerhalb Europas. In Frankreich wurde zudem die Attraktivität der beruflichen 
Bildung im zweiten Zeitraum im Durchlässigkeitsdiskurs relevanter. Da die uni-
versalistischen Argumentationen in den europäischen Dokumenten nicht sehr 
stark ausgeprägt waren, sind hier auch keine möglichen Entwicklungen für die 
nationalen Diskurse nachzuvollziehen. Chancengleichheit und Gleichwertigkeit 
waren auch bereits vorher wichtig in den nationalen Diskursen. 
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Was ergibt sich aus allen diesen Vergleichen? Welche Rolle für die nationalen 
Entwicklungen kann für die europäischen Prozesse angenommen werden? Ers-
tens konnte gezeigt werden, dass die nationalen Durchlässigkeitsstrukturen stark 
an die europäischen Vorgaben, den Standards, angenähert haben. Die Vorgaben 
auf der normativen institutionellen Dimension auf europäischer Ebene fanden 
sich demnach sowohl in der regulativen und normativen als auch in der kulturell-
kognitiven institutionellen Dimension von Durchlässigkeit auf nationaler Ebene 
wieder. 
Zweitens wurde deutlich, dass wenn über Durchlässigkeit gesprochen wird, 
dann meist in Bezug auf alle vier Durchlässigkeitsaspekte. Sowohl in Frankreich 
als auch in Deutschland konnte eine Veränderung in der kulturell-kognitiven Di-
mension in Richtung dieser Praxis seit 1999 festgestellt werden. In beiden Län-
dern als auch in den europäischen Dokumenten werden durchlässige Bildungs-
systeme somit ähnlich behandelt. 
Drittens konnte eine größere Übereinstimmung der konstruierten Zielgrup-
pen und der Bildungssubjekte sowie vor allem der Argumentationen mit den na-
tionalen funktionalistischen Diskurssträngen festgehalten werden. Dies gibt Hin-
weise auf Übereinstimmungen in der normativen und kulturell-kognitiven Di-
mension. Was die Argumentationslogiken angeht, kann eine größere Überein-
stimmung zwischen Deutschland und europäischer Ebene festgestellt werden, da 
diese in beiden Ländern dominiert. Wenn Argumente aus Europa übernommen 
wurden, dann sind es die funktionalistischen, wobei auch hier bereits viele vor 
1999 auf nationaler Ebene zu finden waren. An dieser Stelle sei erneut darauf 
hingewiesen, dass Europäisierung nicht nur eindimensional wirkt, sondern dass 
es auch die Nationalstaaten sind, welche diese Prozesse bestimmen. Insofern ist 
es nicht verwunderlich, dass auch auf europäischer Ebene auf bekannte nationale 
Argumentationen verwiesen wird. 
Zusammenfassend existieren demnach deutliche Hinweise, dass die europäi-
schen Prozesse einen Einfluss auf die nationalen Durchlässigkeitsstrukturen ge-
nommen haben könnten. Können diese bestätigt werden? Diese Frage soll im 
folgenden Abschnitt behandelt werden. 
10.2.3 Einfluss der Bologna- und Kopenhagen-Prozesse auf die 
nationalen Durchlässigkeitsstrukturen 
Wie zuvor dargestellt werden konnte, legt der Vergleich der Durchlässigkeitsent-
wicklungen mit denen auf europäischer Ebene die Schlussfolgerung nahe, dass 
die europäischen Bildungsprozesse in beiden Ländern Einfluss auf die Durchläs-
sigkeitsstrukturen hatten. Inwiefern sich diese Annahme auch in den direkten Be-
zügen in den Diskursen auf die europäischen Prozesse und durch die Aussagen 
der interviewten Bildungsexpert_innen in beiden Ländern bestätigt, soll im Fol-
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genden gezeigt werden. Diese Kontrolle ist insofern wichtig, als dass die Annähe-
rung an die Strukturen sich ebenso aufgrund endogener Entwicklungen vollzogen 
haben könnten. 
Wirkung der Europäisierungsprozesse in Deutschland 
Sowohl in den Diskursen als auch in den Interviews wurde ein signifikanter Ein-
fluss des Bologna- sowie des Kopenhagen-Prozesses auf die deutsche Entwick-
lung von Durchlässigkeitsstrukturen bekräftigt, wobei die unterschiedlichen Ak-
teure den Einfluss partiell unterschiedlich gewichteten. 
Bologna-Prozess 
Was den Bologna-Prozess betrifft, wird von allen untersuchten Akteuren im Dis-
kurs dessen große Bedeutung für die Beschäftigung mit Fragen von Anrechnung 
außeruniversitärer Kompetenzen – und zwar sowohl formaler als auch non-for-
maler und informeller erlernter Kompetenzen – unterstrichen. Dies erfolgte dis-
kursübergreifend. Der Bologna-Prozess wird dabei als Auslöser für die deutsche 
Entwicklung anerkannt. So sei der Prozess nicht nur wichtig dafür, dass das 
Thema aufs Tableau kam, sondern auch dafür, dass durch die konkreten Vorga-
ben, wie die Einführung von Lernergebnisorientierung, Leistungspunktesystemen 
und Modularisierung ebenfalls Instrumente für eine Anrechnungspraxis mitgelie-
fert wurden. 
Neben der Förderung von Mobilität wurde Durchlässigkeit als ein zentrales 
Ziel des Bologna-Prozesses anerkannt (z.B. BMBF 2007, 2011a; DGB 2009d). So 
sollte die im Verlauf des Prozesses zu stärkende sogenannte soziale Dimension, 
d.h. die Ermöglichung einer stärkeren Teilhabe bisher unterrepräsentierter Grup-
pen und damit auch beruflich Qualifizierter ebenfalls in Deutschland ernstgenom-
men und umgesetzt werden (BMBF 2009a; DGB 2009d). Auch wurde mit dem 
Bologna-Prozess das Ziel einer stärkeren zielgruppenorientierten Flexibilisierung 
in den Diskursen verbunden (KMK 2011b). Also auch im Hinblick auf den Um-
gang mit heterogenen Bedürfnissen wurde im deutschen Diskurs auf Bologna 
verwiesen, jedoch erst gegen Ende des zweiten Untersuchungszeitraums, wesent-
lich seltener und auch nicht von allen Akteuren. Zudem wurde mit dem Bologna-
Prozess auch die Förderung der Ermöglichung lebenslangen Lernens verbunden, 
welche wiederum als Voraussetzung durchlässige Struktur bedarf. 
Insgesamt kann konstatiert werden, dass der Bologna-Prozess im Diskurs 
stark zur Legitimierung der in Deutschland stattfindenden Reformen, wie der Er-
möglichung von Anrechnung durch den Anrechnungsbeschluss der KMK 2002 
(vgl. BMBF 2009c; DGB et al. 2002; KMK 2008) und der Einführung der Stan-
dards, wie Leistungspunkte, Modularisierung und Beginn der Lernergebnisorien-
tierung aber auch der Studienzyklenstruktur, benutzt wurde (vgl. DGB 2004a). 
Zudem wurde der Prozess diskursübergreifend als förderlich für Durchlässigkeit 
zwischen Berufs- und Hochschulbildung angesehen. 
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Auch in den Interviews wurde dem Bologna-Prozess eine relevante Rolle für 
die Entwicklung der Durchlässigkeitsstrukturen in Deutschland seit 1999 beschei-
nigt. Allein die HRK betonte, dass Durchlässigkeit zwischen beruflicher Bildung 
und Hochschulbildung nicht als ein primäres Ziel des Bologna-Prozesses angese-
hen werde (Interview HRK). 
Aber in Richtung Durchlässigkeit war jetzt sozusagen Bologna jetzt gar nicht so, also 
hat zumindest das Thema nicht auf die Agenda gebracht bei den Hochschulen. (In-
terview HRK) 
Insgesamt wurde dem Bologna-Prozess für deutsche Durchlässigkeitsreformen 
eine Initiator- und Katalysatorrolle zugesprochen (Interviews BIBB1, BMBF), da-
bei sei das Thema Durchlässigkeit nicht mit dem Bologna-Prozess aufs Tableau 
gekommen, aber durch diesen unterstützt worden. So haben die bildungspoliti-
schen Akteure Europäisierungsprozesse genutzt, um überfällige Reformen umzu-
setzen (Interviews BIBB1, BIBB3). 
Wir haben einen neuen Drive bekommen – durch Europa. Ganz klar. Nationale Bil-
dungsdauerbaustellen, die wir in Sachen Durchlässigkeit hatten, z.B. auch Outcome-
Orientierung – sind durch Europa befördert worden. Dem konnte sich Deutschland 
dann nicht mehr entziehen in seinen jeweiligen Partikularinteressen, die sich hier ab-
bilden in Sozialparteien: Arbeitgeber, Arbeitnehmer, die Schulseite, und, und und – 
ist ja bekannt. Haben wir einen Drive bekommen. Ich habe den Eindruck, dass Bo-
logna etwas losgetreten hat, wo man heute sagen kann – frei nach Goethe: Den Geist, 
den sie gerufen haben, werden sie nicht mehr los. (Interview BIBB1) 
Wichtig waren europäische Prozesse, wie Bologna, zudem, da sie durch die gefor-
derten Standards zeigten, wie man nationale Durchlässigkeitsreformen umsetzen 
kann (Interview BMBF). Wenn über Bologna gesprochen wurde, wurde in den 
Interviews auf dessen Einfluss insbesondere auf Strukturen, die den Zugang zur 
Hochschule und die Anrechnung erleichtern, hingewiesen. So wurde unter Ein-
fluss von Bologna mit der Einführung der Lernergebnisorientierung begonnen, 
durch welche eine bessere Vergleichbarkeit zwischen Bildungsgängen ermöglicht 
wird. Auch die Einführung von Leistungspunktesystemen wurde genannt. Zudem 
wurde dem Bologna-Prozess zugeschrieben, dass er die Anrechnung berufsbezo-
gener Kompetenzen in Deutschland voranbrachte (Interviews BIBB1, BMBF). 
Vor diesem Hintergrund wurden auch Pilotprojekte wie ANKOM auf dem Weg 
gebracht. 
Der Bologna-Prozess wurde zwar mehrheitlich aber nicht nur positiv für die 
deutsche Entwicklung von Durchlässigkeit gesehen. So wurde einerseits ange-
merkt, dass im Gegensatz zum Diplom der Bachelor weniger interessant sein 
könnte für beruflich Qualifizierte mit Fortbildungsabschluss und so ein geringeres 
Interesse bestünde, an die Hochschulen zu gehen (Interview BIBB4). Im Hinblick 
auf die organisationale Verbindung von Berufs- und Hochschulbildung wurden 
auch negative Konsequenzen festgestellt. Mit den neuen Akkreditierungsregelun-
gen, die mit der Umsetzung des Bologna-Prozess eingeführt wurden, wurden zum 
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Teil innovative duale Studiengänge nicht mehr im neuen Studiensystem akkredi-
tiert und anerkannt, da sie bestimmte Mindeststandards wie ein Mindestmaß an 
Stunden in der Hochschule im Vergleich zu den praxisorientierten Phasen nicht 
erfüllten (Interview BMBF). 
Einen Einfluss des Bologna-Prozesses im Hinblick auf Durchlässigkeits-
strukturen, welche auf die Unterstützung der Lernenden zielen, wurde in den In-
terviews nicht angezeigt – auch wenn diese in den Diskursen als relevant für 
Durchlässigkeit eingestuft wurden. Dies bedeutet jedoch nicht, dass die Studie-
rendenzentrierung nicht auch im Rahmen der Umsetzung des Bologna-Prozesses 
in Deutschland allgemein relevant wurde, nur weniger in Verbindung mit Durch-
lässigkeit. Zu erklären ist dies vielleicht damit, dass in Deutschland zeitlich recht 
spät erst in den letzten Jahren die Frage des Umgangs mit Heterogenität über-
haupt auf die Durchlässigkeitsagenda kam. 
Kopenhagen-Prozess 
Der Einfluss des Kopenhagen-Prozesses auf Durchlässigkeitsstrukturen in 
Deutschland wurde im Diskurs und auch in den Interviews zu großen Teilen in 
der Entwicklung und Einführung des deutschen Qualifikationsrahmens gesehen. 
Mit dem DQR zusammenhängend wird die Einführung der Debatten um Lern-
ergebnisorientierung in der Berufsbildung auch als Folge des Kopenhagen-Pro-
zesses beschrieben. 
Wie bereits im deutschen Fall dargestellt, wurde dabei der DQR nicht von 
allen Akteuren als wichtiges Instrument zur Schaffung von Durchlässigkeit im 
deutschen Bildungssystem angesehen. Das war vor allem der Fall im strukturkon-
servativen Diskurs. So betonten sowohl die HRK als auch die KMK, dass die 
Hauptrolle des DQR Hilfe bei der Schaffung eines europäischen Bildungsraums 
sei und weniger die interner Bildungsreformen (z.B. HRK 2009b, 2010a, KMK 
2010a). Zudem sollte der DQR nicht mit Hoffnungen überfrachtet werden, da es 
letztlich lediglich als Transparenzinstrument dienen sollte und könne, woraus 
noch lange keine Durchlässigkeit entstünde (KMK 2009g). Andere Akteure hin-
gegen sahen die Möglichkeit, dass durch den Kopenhagen-Prozess und die daraus 
folgende Entwicklung des DQR, Durchlässigkeit, Gleichwertigkeit und eine Hö-
herbewertung der beruflichen Bildung im Vergleich zur Hochschulbildung in 
Deutschland und in Europa beitragen könnte (u.a. BMBF 2010a, DGB 2008a, 
2009a, 2010e, DIHK 2010b, c). 
Der DGB erwartet, dass ein DQR die Durchlässigkeit in und zwischen den Bildungs-
bereichen, insbesondere die Zugänge zum tertiären Bereich verbessert. Insgesamt 
geht es um mehr Chancengleichheit und die Herstellung der Gleichwertigkeit von 
allgemeiner und beruflicher Bildung im Bildungssystem. Die weitgehende Abschot-
tung beruflicher von hochschulischen Bildungsgängen, der nur in Ausnahmefällen 
mögliche Übergang von der Berufs- zur Hochschulbildung und die kaum bestehen-
den Möglichkeiten der Anrechnung beruflich erworbenen Kompetenzen auf Studi-
engänge bedürfen einer Veränderung. (DGB 2009a: 16) 
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Deutlich wurde, dass der einzuführende Qualifikationsrahmen per se nicht zu 
Durchlässigkeit führt, im Gegensatz z.B. zu Anrechnungsverfahren an den Hoch-
schulen, aber als ein mehr oder weniger wichtiges Instrument beschrieben wurde, 
das Durchlässigkeit befördert, je nachdem wie es in Verbindung mit anderen In-
strumenten und Regelungen verwendet wird. Insofern wurde die mögliche Un-
terstützung von Durchlässigkeit via DQR auf verschiedene Aspekte bezogen: Vor 
allem handelt es sich um Zugangs- aber auch um Anrechnungsfragen, da er be-
stehende Kompetenzen transparent machen und somit die Entscheidung für den 
Zugang und die Anrechnung erleichtern soll. Gleichzeitig könnte er aber auch 
benutzt werden, um Curricula zu entwickeln und institutionelle Verbindungen zu 
fördern (vgl. Kapitel 7). 
In den Interviews spiegelten sich weitestgehend die Einschätzungen, die auch 
in den Diskursen sichtbar wurden, wider. Der Kopenhagen-Prozess wurde primär 
mit dem deutschen Qualifikationsrahmen verbunden, wobei der Qualifikations-
rahmen als eine sehr wichtige Entwicklung für Durchlässigkeit in Deutschland 
(Interviews BIBB1, BIBB2, BIBB5, BMBF) und sogar als Katalysator sowie „his-
torischer Durchbruch“ (Interview BIBB1) angesehen wurde. Die Bedeutung des 
DQR wird zudem bestätigt, da anhand der vier Testbereiche gezeigt wurde, dass 
auch im deutschen segmentierten System ein bildungsbereichsübergreifender 
Rahmen funktionieren kann (Interview BIBB1, BIBB5). 
Auch wenn die Rolle des DQR für Durchlässigkeit weitestgehend als sehr 
wichtig eingestuft wurde, wurde dies wie auch im untersuchten Diskurs von der 
HRK (Interview HRK) infrage gestellt. Der Qualifikationsrahmen sei ein Trans-
parenzinstrument und könnte nachteilig für Durchlässigkeit wirken, wenn allein 
über den Rahmen die Befähigung zu Bildungsgängen abgeleitet würde. Dies 
könnte zu systematischen Enttäuschungssituationen führen. Viel stärker solle der 
DQR eine Orientierungs- und Ermutigungsfunktion für die Individuen im Le-
bensverlauf ausfüllen. 
Wir finden, er hat eine ganz wichtige Funktion da, wo es um Ermutigung geht, wei-
terzulernen und sich andere Qualifikationsformen und Qualifikationsstufen zu er-
schließen. Und auch sich mit seiner Bildungsbiographie besser verorten zu können. 
(Interview HRK) 
Zudem wurde auf die Gefahr hingewiesen, dass die pauschale Zuordnung von 
Abschlüssen auf ein alleiniges Niveau sich auch negativ für Durchlässigkeit aus-
wirken könnte, da sie Anrechnungsprozesse behindern könnte. Dies ist der Fall, 
wenn man davon ausgeht, dass man mit einem Abschluss Fertigkeiten, Kennt-
nisse und Kompetenzen auf unterschiedlichen Niveaustufen erwirbt. Durch die 
klare Zuordnung können vielmehr wieder Grenzen gezogen werden, welche bei 
einer lernergebnisorientierten Beschreibung von Qualifikationen so nicht bestün-
den. Letztlich sei dann der DQR als Matrix zur lernergebnisorientierten Beschrei-
bung von Niveaustufen ausreichend (Interview BMBF). 
Mit dem Kopenhagen-Prozess wurde in den Interviews jedoch nicht nur der 
DQR verbunden, sondern auch die Leistungspunkte, die ECVET, eine stärkere 
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Kompetenz- also Lernergebnisorientierung sowie Modularisierung in der Berufs-
bildung, die Durchlässigkeit befördern können (Interviews BIBB1, BIBB3, 
BMBF). 
In den Interviews wie auch in den Diskursen wurde somit ersichtlich, dass 
die europäischen Bildungsprozesse einen signifikanten Einfluss auf die deutschen 
Reformen hatten. Aber es wurde ebenso betont, dass die Problematik der Durch-
lässigkeit und der Verbindung von Berufs- sowie Hochschulbildung bereits seit 
längerem bestand und auch im Bewusstsein der Akteure war. Insofern können 
die Durchlässigkeitsentwicklungen als Zusammenspiel europäischer Impulse, na-
tionaler wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Entwicklungen begründet werden 
(Interviews BIBB5, HRK). Europäisierungsprozesse wurden dann auch konkret 
genutzt, um Reformen voranzubringen, zumal sie partiell auch klare Instrumente 
für die nationale Umsetzung mitlieferten (Interviews BMBF, BIBB1, BIBB2, 
BIBB5). Es handele sich aber nicht nur um einen top-down-Prozess, da zum ei-
nen deutschen Akteure auch auf europäischer Ebene aktiv an den Prozessen mit-
wirken (Interviews BIBB1, BIBB 2, BMBF), aber auch weil es nicht zu einer au-
tomatischen Umsetzung kommt, sondern diese an die nationalen Reformbedarfe 
angepasst werde (Interview BIBB 3). 
Wirkung der Europäisierungsprozesse in Frankreich 
Auch in Frankreich haben sich die Durchlässigkeitsstrukturen in Richtung euro-
päischer Vorgaben geändert, wobei ein geringerer Handlungsdruck bestand als in 
Deutschland. Inwiefern werden diese Änderungen in den Diskursen und den In-
terviews auf europäische Einflüsse zurückgeführt? Es wurde deutlich, dass dem 
Bologna-Prozess im Gegensatz zu Deutschland eine deutlich wichtigere Rolle zu-
geschrieben wurde, während der Kopenhagen-Prozess insgesamt als wenig ein-
flussreich beschrieben werden kann. So fand er in den Diskursen zur Durchläs-
sigkeit keine Erwähnung und war sogar auch teilweise bei den befragten Ex-
pert_innen unbekannt. 
Bologna-Prozess 
Im französischen Diskurs wird ein Einfluss des Bologna-Prozesses auf verschie-
dene Durchlässigkeitsaspekte sichtbar. Zum einen wurde der Bologna-Prozess als 
förderlich für den Ausbau einer stärkeren Flexibilisierung, Individualisierung und 
damit auch Studierendenorientierung sowie verbesserten Teilzeitmöglichkeiten 
betrachtet. Dies sei insbesondere durch die Einführung von Modularisierung und 
der Leistungspunkte an den Hochschulen möglich (MEN 2001b, CPU 2012). 
Von Gewerkschaftsseite wurde allerdings kritisiert, dass die durch Bologna indu-
zierte Semestereinführung an den Hochschulen nur dann zur Flexibilisierung füh-
ren kann, wenn auch die Lehrveranstaltungen in den Semestern angepasst und 
nicht nur alle zwei Semester angeboten werden (FSU 2011). 
442 
ECTS und Modularisierung wurden zudem auch als wertvolle Instrumente 
angesehen, welche eine Anrechnung von Kompetenzen allgemein erleichtern 
können (MEN 2001b, MESR 2011b MEDEF 2011; CPU 2008; ADIUT 2009b). 
Die erweiterten Anrechnungsmöglichkeiten wurden dabei als ein Weg gesehen, 
um lebenslanges Lernen an den Hochschulen zu vereinfachen. Die Idee von An-
rechnung und der Ermöglichung von lebenslangem Lernen an sich wird jedoch 
nicht dem Bologna-Prozess zugeschrieben. Zum einen wurde die Lissabon-Stra-
tegie (2001) für den Bedeutungszuwachs des Ziels der Ermöglichung von lebens-
langem Lernen als wesentlich wichtiger erachtet (MDEP 2000e, MEN 2008b). 
Zum anderen wurde aber auch Frankreich als Vorreiter für die Schaffung von 
Strukturen, die lebenslanges Lernen ermöglichen, dargestellt (MDEP 2000e, 
2001b; CPU 2008). So sollte z.B. ein Verfahren, wie das VAE, zusammen mit 
einem Register alle Berufsabschlüsse, die darin kompetenzorientiert beschrieben 
sind, in ganz Europa eingeführt werden (CPU 2008). 
Schließlich wurde der Bologna-Prozess in den Diskursen auch noch als för-
derlich für die organisationalen Verbindungen, zum einen über die Integration 
beruflicher Bildung und Hochschulbildung über die licence pro aber auch über eine 
bessere Verbindung zwischen beruflich orientierten und allgemeinbildenden Stu-
diengängen, den sogenannten passerelles, angesehen. Die verbesserte Verbindungs-
möglichkeit bestehe durch das Leistungspunktesystem und die Modularisierung, 
was auch zu einer Erleichterung von Umorientierungen im Studienverlauf führe 
(MEN 2001b; CPU 2008). Die Einführung der licence pro wurde ebenfalls als eine 
Reaktion auf den Bologna-Prozess beschrieben und sollte ganz im Sinne der im 
Bologna-Prozess geforderten „employabilty“ zu einer stärkeren Ausrichtung auf 
den Arbeitsmarkt auch nach dem Beginn eines eher allgemeinbildenden Studiums 
führen (MDEP 2001b, 2002; CGT 2005). Der Bologna-Prozess wurde dabei al-
lerdings nicht nur als positive Entwicklung für das Bildungssystem beschrieben. 
Vor allem die Gewerkschaften kritisierten eine zunehmende Vermarktlichung der 
Bildung, da diese nur auf ihre Verwertbarkeit reduziert wird (FSU 2001a). 
In den Interviews wurde der Bologna-Prozess ebenfalls als wichtig für die 
Entwicklung des französischen Bildungssystems im Hinblick auf Durchlässigkeit 
angesehen. Zum einen werde durch ECTS, Kompetenzorientierung und Modu-
larisierung Anrechnung erleichtert (Interviews MESR2, CNCP, CPU1, CPU3). 
Diese Bologna induzierten Entwicklungen führen dazu, dass sich in den Hoch-
schulen berufliche und allgemeinbildende Studiengänge annähern (Interview 
CPU3). Sie erleichtern Übergänge und somit auch Umorientierungen im Hoch-
schulsystem. Mit den passerelles ist es nun möglich, nicht erst nach Abschlüssen zu 
wechseln, sondern auch während des Studiums, und gleichzeitig gelernte Kom-
petenzen anerkannt zu bekommen (Interview MESR2). So sind Instrumente, wie 
ECTS, als wichtig eingeschätzt worden, um zudem eine größere Flexibilität der 
Bildungswege und damit eine Anpassung an die Bedürfnisse der Studierenden zu 
erleichtern. Damit unterstützen sie die Reversibilität von Bildungsentscheidungen 
(Interview MEDEF). Es wurde angemerkt, dass mit dem Bologna-Prozess zwar 
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eine bessere Durchlässigkeit, im Sinne einer höheren Erfolgsquote, ermöglicht 
wurde. Allerdings führen das neu eingeführte System der kontinuierliche Prüfun-
gen192 und Kompensationsmöglichkeiten dazu, dass zum einen die Kohärenz der 
Studiengänge sowie die Qualität geringer geworden sei. Dies wirke sich letztlich 
darin aus, dass zwar mehr ein Licence Niveau erreichen, aber die große Auslese auf 
den Master verschoben wurde (Interview Sauvons). 
Schließlich sei durch Bologna die Struktur licence, master, doctorat (LMD) die 
neue Norm (Interviews ParisV, CMH1, MESR1, CEREQ4, SNUEP), wodurch 
auch viele Absolvent_innen der beruflichen Studiengänge ihr Studium nach dem 
zweijährigen Abschluss verlängern (Interview CGPME). Dies wird zum Teil ne-
gativ bewertet, da dies zu einer Abwertung ebenjener zweijährigen beruflichen 
Abschlüsse führe (Interview SNUEP). Die Einführung der dreistufigen Zyklen-
struktur wird damit klar auf Bologna zurückgeführt. Ein deutlicher Einfluss 
wurde dem Bologna-Prozess auch bei der Einführung der licence pro zugeschrie-
ben, da durch Bologna die Frage der stärkeren beruflichen Ausrichtung in den 
Fokus trat (Interviews MEDEF, CEREQ1, Sauvons, SNUEP). Für Frankreich 
typisch sei die Einführung eines neuen Studiengangs, so dass die bestehenden 
stärker allgemeinbildend ausgerichteten licence-Studiengänge wenig geändert wur-
den (Interview CPU 1). Diese Entwicklung wird jedoch auch positiv gesehen, da 
so berufliche Abschlüsse auf allen Niveaustufen erreicht werden können (Inter-
view CEREQ4). Die licence pro ist demnach eine Reaktion auf die neue Zyklen-
struktur, so dass es auch auf diesem neuen Standardniveau der licence einen beruf-
lichen Bildungsgang gibt sowie eine Antwort auf die geforderte beruflicher Aus-
richtung. Ursprünglich war die licence pro angedacht als Weg, aus dem allgemein-
bildenden Hochschulzweig in einen beruflich orientierten zu wechseln, also Über-
gänge von Allgemeinbildung zur beruflichen Hochschulbildung zu erleichtern 
und vor allem auch denen zu helfen, welche Probleme in der licence générale haben. 
Diese Hoffnung hat sich nicht bestätigt, da es vor allem Absolvent_innen der IUT 
und BTS sind, die eine licence pro machen (Interviews CPU 3, MESR2). 
Zusammenfassend bleibt festzuhalten, dass der Bologna-Prozess sowohl im 
Diskurs als auch von den Expert_innen als einflussreich für die französischen 
Durchlässigkeitsstrukturen gesehen wurde. Dies gilt für Strukturen der Anrech-
nung, der organisationalen Verbindungen (durch passerelles und licence pro) sowie 
für den Umgang mit heterogenen Bedürfnissen. Deutlich wurde in den Interviews 
jedoch auch, dass diese Reformen durch Europa vereinfacht wurden, aber durch 
Frankreich auch viel auf die europäische Agenda kam (Interviews MESR2, 
CPU1). Im Zusammenhang mit Europa nicht erwähnt wurde der Ausbau von 
192  Zuvor waren Abschlussprüfungen am Ende des Studienjahres üblich, durch die die Selektion 
der Studierenden erfolgte. 
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Informations- und Beratungsangeboten. Hier kann eine stärkere national indu-
zierte Entwicklung angenommen werden193, zumal in den Diskursen vor 1999 
ebenfalls diese Strukturen gestärkt werden sollten. 
Kopenhagen-Prozess 
Wie bereits konstatiert, war der Kopenhagen-Prozess im untersuchten Durchläs-
sigkeitsdiskurs in Frankreich nicht relevant und auch in den Interviews spielte er 
kaum eine Rolle. 
In den Interviews gab es drei Reaktionen auf die Frage nach dem Kopenha-
gen-Prozess. Erstens war dieser den Interviewten gar nicht bekannt. Zweitens 
wurde dem Prozess kein großer Einfluss auf französische Bildungsstrukturen zu-
gesprochen. Dies galt für die Mehrheit der Expert_innen und wurde u.a. damit 
erklärt, dass in Frankreich bereits ein Qualifikationsrahmen, welcher nur ange-
passt werden müsse, bestehe (Interviews CPU1, CNCP), Prinzipien der Anrech-
nungs- und Validierungsverfahren bereits institutionalisiert seien (Interviews 
MESR2, CNCP) und ECVET nicht eingeführt sei (Interview MEDEF). In der 
dritten Position wurde zwar ein Einfluss wahrgenommen, jedoch wurde dieser 
kaum in Verbindung mit Durchlässigkeitsstrukturen dargestellt (Interview 
CGPME). Primär wurde die Möglichkeit der Validierung und Zertifizierung von 
beruflichen Fähigkeiten unabhängig von Abschlüssen via Modularisierung 
ECVET als positive Entwicklung eingeschätzt. Der einzige positive Effekt auf 
Durchlässigkeit wurde durch die Einführung von ECVET und ECTS und die 
verstärkte Kompetenzorientierung in der beruflichen Bildung gesehen, da dies zu 
einem größeren Dialog zwischen den Bildungsbereichen führen könne (Interview 
MESR2). 
Insgesamt kann für Frankreich konstatiert werden, dass die Entwicklung der 
Durchlässigkeitsstrukturen in Richtung der europäischen Vorgaben auch durch 
den europäischen Einfluss zustande kam. Allerdings ist der Einfluss begrenzt ge-
wesen. So kann z.B. die auch in Europa geforderte Weiterentwicklung von Vali-
dierungsverfahren in Frankreich mit dem VAE eher als französische als eine von 
europäischen Prozessen induzierte Weiterentwicklung angesehen werden. Im Ge-
gensatz zu Deutschland sind es aber nicht beide Prozesse, die ihre Wirkung ent-
falten konnten, sondern lediglich der Bologna-Prozess. 
Nationale Entwicklungen der Durchlässigkeitsstrukturen und 
Einflussfaktoren im Vergleich 
Bisher konnte im Rahmen dieses Kapitels gezeigt werden, dass sich erstens die 
Durchlässigkeitsstrukturen zwischen Deutschland und Frankreich angenähert ha-
ben, aber sich weiterhin signifikant unterscheiden. Zweitens wurde ermittelt, dass 
193  Annoot (2012) beschreibt allerdings, dass insbesondere Unterstützungsangebote in den 
Hochschulen auch im Zusammenhang mit dem Bologna-Prozess stehen. 
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sich in beiden Ländern die Strukturen in Richtung europäischer Vorgaben zu 
Durchlässigkeit entwickelt haben, wobei in Deutschland der Einfluss europäi-
scher Prozesse deutlich stärker eingeschätzt werden kann als in Frankreich. In 
den Länderkapiteln wurde drittens gezeigt, inwiefern sich insgesamt ein Wandel 
der nationalen Durchlässigkeitsstrukturen vollzogen hat. Dabei wurden für 
Frankreich zwar Veränderungen der Durchlässigkeitsstrukturen festgestellt, wel-
che allerdings als Weiterentwicklung des bestehenden französischen institutionel-
len Pfads eingeschätzt werden können. Für Deutschland wird ebenfalls keine Ab-
kehr von den Kernprinzipien des institutionellen Entwicklungspfads, aber doch 
eine deutliche Änderung festgestellt. Nachfolgend sollen nun die Ergebnisse der 
nationalen Kapitel mit denen in diesem Kapitel zusammen interpretiert werden, 
um die nationalen Entwicklungen auch unter Einbezug des analysierten Europä-
isierungseinflusses zu erklären. 
Europäisierungsprozesse als window of opportunity in Deutschland 
Durchlässigkeit zwischen Berufs- und Hochschulbildung war auch bereits vor 
1999 in Deutschland ein Thema, mit dem sich bildungspolitische Akteure be-
schäftigt haben. Allerdings bleibt festzustellen, dass das Durchlässigkeitsverständ-
nis relativ begrenzt war auf Fragen des Zugangs sowie organisationaler Verbin-
dungen und auch nur einzelne rechtliche Regelungen in Sachen Zugang angesto-
ßen wurden. Der stark durch funktionalistische Argumente geprägte strukturkri-
tische Diskurs sah in Fragen der Durchlässigkeit vor allem die Möglichkeit, das 
Fachkräfteproblem der beruflichen Bildung zu lösen und weniger das Ziel, tat-
sächlich beruflich Qualifizierte – und wenn dann nur für eine Elite – ein Studium 
an den deutschen Hochschulen zu ermöglichen. 
Der Zeitraum nach 1999 dagegen ist durch eine starke Dynamik sowohl in 
den Diskursen als auch in den rechtlichen Änderungen gekennzeichnet (vgl. Ka-
pitel 7). In den Diskursen sowie in den Expert_inneninterviews wird ersichtlich, 
dass diese Dynamik stark mit dem Einsetzen der europäischen Bildungsprozesse 
zusammenhing. So waren zwar unter Expert_innen einige der später auch von 
den politischen Akteuren geäußerten Forderungen und Ideen zur Durchlässigkeit 
bereits verbreitet, allerdings boten erst die europäischen Prozesse den richtigen 
Nährboden, diese Ideen und Forderungen auch bildungspolitisch zu fordern und 
zu fördern. Die Diskrepanz zwischen den europäischen Vorgaben und dem deut-
schen System war nicht nur in der regulativen Dimension kennzeichnend, son-
dern wurde auch im Diskurs als gravierende Diskrepanz konstruiert, so dass mit 
Verweis auf die europäische Ebene eine Entwicklungsnotwendigkeit aufgezeigt 
wurde. Gerade im Hinblick auf die Frage von Anrechnung wird dies sowohl in 
den Regelungen als auch im Diskurs deutlich. Aber auch die Debatten um den 
Qualifikationsrahmen erhöhten die Dynamik im Durchlässigkeitsdiskurs, da 
durch dieses Klassifikationsinstrument die Akteure der Berufs- und Hochschul-
bildung gezwungen waren, sich miteinander über Wertigkeiten von Bildungsab-
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schlüssen und Definitionen von Schlüsselbegriffen auseinanderzusetzen. Als hilf-
reich kann ebenfalls die ähnliche vorherrschende funktionalistische Argumentati-
onslogik in der deutschen Bildungspolitik sowie den europäischen Prozessen an-
gesehen werden. Insofern kann Europäisierung auch als eine Gelingensbedin-
gung194 für die Veränderung der Durchlässigkeitsstrukturen in Deutschland gel-
ten. 
Wie jedoch bereits in Kapitel 5 gezeigt wurde, sind die europäischen Vorga-
ben nicht sehr konkret, sondern lassen einen großen Interpretationsspielraum für 
die nationale Umsetzung zu. Zudem treffen europäische Ideen und Standards auf 
Bildungssysteme, welche durch national gewachsene Institutionen und damit in 
Verbindung stehende Machtverhältnisse gekennzeichnet sind (vgl. Kapitel 6). So 
konnte in der vorliegenden Arbeit dargelegt werden, dass europäische Prozesse 
zwar einen sichtbaren Einfluss auf die Diskurse um Durchlässigkeit hatten, aber 
dass diese Einflüsse nicht ohne Konflikte einfach in die deutschen Durchlässig-
keitsstrukturen integriert wurden. Vielmehr war dieser Prozess verbunden mit 
deutlichen Deutungskämpfen über die Entwicklung der Strukturen, was sich in 
der Gegenüberstellung des strukturkritischen und -konservativen Diskurses zeigt. 
Und auch wenn in Rückschau der Veränderungen geschlussfolgert werden kann, 
dass es durch Europäisierung auch zu einer Verschiebung der Macht über die 
Deutungsangebote in Richtung der Vertreter des strukturkritischen Diskurses 
kam, zeigen sich gleichzeitig deutlich Verharrungsstrukturen des Bildungsschis-
mas und der damit zusammenhängenden Hierarchisierung beruflicher und höhe-
rer Allgemeinbildung in den institutionellen Entwicklungen (vgl. Kapitel 7.3.2). 
Entwicklungen in Frankreich getrieben durch nationalen Problemdruck 
Im Gegensatz zu Deutschland kann der Einfluss der Europäisierung in Frank-
reich, auch wenn gezeigt wurde, dass es hier ebenfalls Veränderungen in Richtung 
europäischer Vorgaben gab und europäische Standards als durchlässigkeitsför-
dernd betrachtet werden, als nicht entscheidend für die institutionellen Verände-
rungen angesehen werden. 
Auch in Frankreich konnte ein Wandel der Durchlässigkeitsstrukturen hin zu 
einer größeren Durchlässigkeit von beruflicher Sekundar- zur Hochschulbildung 
festgestellt werden. Allerdings waren die Veränderungen weniger auf der regula-
tiven als auf der normativen und kulturell-kognitiven institutionellen Dimension 
festzustellen und gingen mit einer Verringerung der Diskrepanz zwischen den in-
stitutionellen Strukturen einher. Während im ersten Zeitraum berufliche Abitu-
rient_innen bereits berechtigt waren, ein Hochschulstudium aufzunehmen, wur-
den sie als Zielgruppe und Problem erst im zweiten Zeitraum tatsächlich wahrge-
nommen. Dies stellte die größte Veränderung dar. So wurde nach der Einführung 
des baccalauréat professionnel, dessen Ausbau, dem Anwachsen der Absolvent_innen 
194  Das Konzept der institutionellen Gelingensbedingung kann bei Solga et al. (2013) nachgelesen 
werden. 
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und damit auch dem Anstieg an Studierenden aus dem beruflichen Zweig, die mit 
großen Problemen in den Hochschulen zu kämpfen hatten, der Problemdruck 
für die französische Politik immer größer. Auch wenn das Berufsabitur als Ar-
beitsmarkteinstiegszertifikat eingeführt wurde, wurde dieses gleichzeitig symbo-
lisch aufgeladen und aufgewertet mit der Benennung Abitur, welches in Frank-
reich traditionell als Inbegriff der Möglichkeiten sozialer Mobilität und des Hoch-
schulzugangs gilt (Brauns 1998; Duru-Bellat 2007). Zudem ist in Frankreich durch 
das traditionell universalistische institutionalisierte Grundverständnis der Rolle 
von Bildung eine Ausgrenzung von Gruppen von den Möglichkeiten der Weiter-
bildung nicht möglich. Jeder soll die Chance haben, sich so hoch wie möglich zu 
qualifizieren und das gilt umso mehr, wenn der Abschluss ein Abitur ist.195 Dies 
kann auch als Hauptgrund angesehen werden, warum es keinen offenen Gegen-
diskurs zum hegemonialen Durchlässigkeitsdiskurs gibt. 
Dennoch kann festgestellt werden, dass Strukturen durch den Einfluss euro-
päischer Prozesse und deren diffundierende Standards, wie ECTS, Modularisie-
rung, Semestereinführung, verändert wurden, aber neue Aspekte und entschei-
dende Strukturen durch die Europäisierung nicht auf die französische Agenda 
kamen. Anrechnung war schon im ersten Zeitraum ein relevantes Thema, wurde 
weiterentwickelt und kann durch eingeführte europäische Standards leichter um-
gesetzt werden. Auch die Frage der institutionalisierten Übergänge, durch die bes-
sere Verbindungen zwischen den Studiengängen und eine leichtere Umorientie-
rung der Studierenden zu einer höheren Erfolgsquote führen soll, wurde durch 
europäische Standards der Semester, Leistungspunkte etc. erleichtert aber nicht 
grundsätzlich neu eingeführt. Die Frage der veränderten Pädagogik durch eine 
stärkere Lernendenzentrierung wird zwar auch in den europäischen Argumenten 
gefordert, ist jedoch bereits im ersten Zeitraum vor den Prozessen im französi-
schen Diskurs präsent, wenn auch nicht in Bezug auf beruflich Qualifizierte. In-
sofern werden zwar europäische Forderungen aufgegriffen, aber sie stellen viel-
fach auch Weiterentwicklungen nationaler Institutionen dar. 
So wird auch die gesamte Entwicklung in Frankreich als Weiterentwicklung 
nationaler Pfade klassifiziert, denn die Öffnung der Hochschule für Berufsabitu-
rient_innen ist eine logische Konsequenz des französischen Selbstverständnisses 
des Rechts auf Bildung und des Symbols des französischen Abiturs. Ähnliches 
hatte sich bereits für die Absolvent_innen des technischen Abiturs, die ursprüng-
lich auch direkt in den Arbeitsmarkt einmünden sollten, vollzogen. Gleichzeitig 
wird aber die bestehende Hierarchisierung der Bildungszweige nicht aufgebro-
chen, sondern auf der nächsthöheren Bildungsebene reproduziert. Insbesondere 
195  Die einzige Eingrenzung wird durch eine meritokratische Leistungsauswahl begründet, wobei 




die Lenkung beruflich Qualifizierter in die STS birgt die Gefahr einer verstärkten 
Segregation von Bildungswegen und der Entwertung dieses Studiengangs. 
Fazit 
Was kann aus der Analyse des Wandels in den beiden untersuchten Fällen gelernt 
werden? Es wird deutlich, dass Europäisierungsprozesse zwar Einfluss ausüben, 
aber wie stark dieser tatsächlich institutionellen Wandel beeinflusst, ist von meh-
reren Faktoren abhängig. Zum einen bietet der festgestellte misfit einen Anhalts-
punkt, wie groß der Handlungsdruck für die Nationalstaaten ist. Für Deutschland 
wurde ein wesentlich stärkerer misfit festgestellt und in Deutschland wurde eben-
falls ein größerer Einfluss der Bologna- und Kopenhagen-Prozesse erkannt. 
Allerdings ist mitentscheidend, ob bereits ein Klima des Wandels existiert 
und damit auch Akteursgruppen, welche einen Wandel unterstützen und dann 
auch die europäischen Vorgaben diskursiv nutzen. In Deutschland sind es vor 
allem die Akteure der Berufsbildung, welche die europäischen Prozesse nutzen, 
um ihren Forderungen nach mehr Gleichwertigkeit und Durchlässigkeit Nach-
druck zu verleihen und Positionen, die Durchlässigkeit ablehnen, zu delegitimie-
ren. Bestehende Forschung zeigt zum Einfluss von Europäisierungsprozessen, 
dass völlig divergente Interessen zu Diskurskoalitionen führen können 
(Busemeyer 2009; Trampusch 2008). Eine solche Analyse wurde in dieser Arbeit 
nicht durchgeführt. Vielmehr konnte gezeigt werden, wie um die Deutungshoheit 
von Durchlässigkeit gerungen wird und wie sich Deutungen zugunsten eines brei-
teren Verständnisses von Durchlässigkeit verschieben und eine Anpassung der 
legitimen Zielgruppe für den Hochschulzugang, zu der im zweiten Zeitraum auch 
beruflich Qualifizierte gehören, stattfand. 
In Frankreich dagegen, auch wenn sich die Strukturen ebenfalls in Richtung 
einer größeren Übereinstimmung mit europäischen Vorgaben geändert haben, 
demnach in Richtung einer Delta-Konvergenz entwickeln, waren die europäi-
schen Prozesse weit weniger einflussreich für die spezifische Entwicklung der dis-
kursiven und regulativen Durchlässigkeitsstrukturen. Die europäischen Prozesse 
waren unterstützend, aber wichtige Ideen und Standards, die auch von europäi-
schen Prozessen gefordert wurden, waren bereits vor dem Beginn der europäi-
schen Prozesse in den französischen Diskursstrukturen existent und wurden zum 
Teil nur später mit der Anerkennung von Berufsabiturient_innen auch auf diese 
Gruppe ausgeweitet. Entwicklungen in Richtung Delta-Konvergenz bedeuten da-
her nicht, dass es auch die europäischen Modelle sind, die zu einer Änderung 
führen. Es wird somit deutlich, dass in der Forschung bei der Analyse der Delta-
Konvergenz keine einfachen Rückschlüsse auf den tatsächlichen Einfluss inter-
nationaler Modelle und Prozesse gezogen werden können, wenn nicht auch na-
tionale Entwicklungen vor und nach dem Aufkommen der Modelle analysiert 
werden. 
Insbesondere am Beispiel Frankreich, welches auch ein zentraler Akteur der 
Entwicklung der Bologna- und Kopenhagen-Prozesse war, muss noch einmal auf 
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die Zirkularität zwischen europäischen und nationalen Entwicklungen hingewie-
sen werden. Eine Untersuchung dieser zirkulären Wirkungsverhältnisse war nicht 
Teil der Analyse, so dass nicht gesagt werden kann, wie die europäischen Stan-
dards festgeschrieben worden sind, dass aber nationale Modelle einflussreich bei 
der Festlegung von Standards und Normen gewesen sind, ist anzunehmen (vgl. 
Powell et al. 2012a). Insofern ist es durchaus möglich, dass französische Bildungs-
vorstellungen ebenfalls Teil des europäischen Modells sind und Europäisierung 
dann auch als Bestätigung nationaler Bildungsvorstellungen angesehen wird. Ins-
besondere bei Fragen der Anrechnung ist dies auch im französischen Diskurs zu 
erkennen. Ein klarer Rückschluss ausgehend von einer Zunahme der Delta-Kon-
vergenz auf den tatsächlichen Einfluss der Europäisierungsprozesse ist nicht 
möglich. 
Während in beiden Ländern eine Entwicklung in Richtung europäischer Vor-
gaben deutlich war, kam es aber nicht im gleichen Maß zu einer Entwicklung in 
Richtung Sigma-Konvergenz, also einer Annäherung der Strukturen zwischen 
den Ländern. Insofern kann nicht von einem Automatismus zwischen Delta- und 
Sigma-Konvergenz ausgegangen werden. Zwar gibt es deutliche Ähnlichkeiten in 
Teilen der Durchlässigkeitsstrukturen, welche auch durch die Umsetzung der eu-
ropäischen Standards, wie Semester, Leistungspunkte und Modularisierung, zu 
erklären sind, aber gleichzeitig sind ebenso eindeutige national unterschiedliche 
Entwicklungen zu erkennen. Dies liegt zum einen daran, dass das europäische 
Durchlässigkeitsmodell nicht sehr spezifisch, sondern eher allgemein gehalten ist 
und damit genügend Interpretationsspielraum bei der Umsetzung ermöglicht. 
Zum anderen sind es die ganz unterschiedlichen institutionellen Ausgangslagen, 
welche die spezifische nationale Weiterentwicklung stark beeinflussen. 
Im Sinne neoinstitutioneller Studien der Weltkultur, die eine starke Konver-
genz zwischen den Ländern in Bezug auf bestimmte allgemeine Prinzipien anneh-
men, kann zwar gezeigt werden, dass Durchlässigkeit im Sinne einer Ermögli-
chung des Weiterlernens in anderen Bildungsbereichen als Prinzip anerkannt und 
auch in den Strukturen sichtbar wird. So ist sowohl in den deutschen und franzö-
sischen als auch in den europäischen Dokumenten ein Verständnis von Durch-
lässigkeit zu rekonstruieren, welches die Aspekte Zugang, Anrechnung, organisa-
tionale Verbindungen und Umgang mit Heterogenität beinhaltet. Aber die kon-
krete Ausgestaltung in den Ländern wird durch die spezifischen kulturellen Be-





11 Resümee und Ausblick 
Die vorliegende Studie zielt darauf ab, den Wandel institutioneller Durchlässig-
keitsstrukturen zwischen Berufs- und Hochschulbildung in Deutschland und 
Frankreich vor dem Hintergrund des Einflusses europäischer Bildungsprozesse 
zu analysieren. Im Folgenden werden die zentralen Erkenntnisse der Studie auf 
Basis einer Zusammenfassung der wichtigsten Analyseschritte dargestellt. Dabei 
stehen die Ergebnisse der drei herausgearbeiteten Forschungsfragen im Vorder-
grund. Welche Entwicklungen fanden in Deutschland und Frankreich statt? Ha-
ben sich die Bildungsstrukturen der Länder einander angenähert und inwiefern 
sind die jeweiligen Veränderungen durch den Einfluss der Bologna- und Kopen-
hagen-Prozesse zu erklären? Im zweiten Teil dieses abschließenden Kapitels wer-
den die Grenzen der empirischen Untersuchung, die darauf abzuleitenden For-
schungslücken sowie von dieser Arbeit abzuleitende gesellschaftliche Implikatio-
nen erörtert. 
11.1 Anlage der Untersuchung und Ergebnisse  
Ausgangspunkt der Studie war die Feststellung, dass sich moderne Bildungssys-
teme in Europa unterschiedlichsten Herausforderungen stellen müssen. Für diese 
Herausforderungen wird ein generell, insbesondere aber zwischen Berufs- und 
Hochschulbildung durchlässiges Bildungssystem, in dem es möglich ist, ein Leben 
lang an die Abschlüsse und erworbenen Kompetenzen anzuknüpfen, als eine 
wichtige Voraussetzung gesehen. Durchlässigkeit des Bildungssystems kann ne-
ben der Funktion der Ermöglichung von Bildung als Bürgerrecht (Dahrendorf 
1965) auch als eine Voraussetzung für die Verringerung sozialer Ungleichheiten 
in Gesellschaften gesehen werden. Zudem werden durchlässige Bildungssysteme 
als relevant angesehen, um die Qualifikationsanforderungen der Gesellschaft zu 
befriedigen, welche sich durch den Wandel hin zu einer Wissensgesellschaft, den 
technologischen Wandel und die demografischen Entwicklungen ergeben (vgl. 
z.B. Baethge et al. 2007). Schließlich wird auch von internationaler und insbe-
sondere europäischer Seite eine Ausrichtung der Bildungssysteme auf die Er-
möglichung lebenslangen Lernens gefordert. Als besonders wichtig können dabei 
die europäischen Prozesse Bologna und Kopenhagen identifiziert werden, welche 
eine neue Dynamik in die europäischen Bildungsprozesse gebracht haben (vgl. 
Kapitel 5). Auch diese fordern die Einrichtung durchlässiger Bildungsstrukturen, 
um europäische Gesellschaften zu wettbewerbsfähigen Wissensökonomien zu 
transformieren. 
Wie reagieren nun europäische Nationalstaaten auf diese Herausforderungen 
und inwiefern wandeln sich die institutionellen Strukturen ihrer Bildungssysteme 
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in Richtung einer größeren Durchlässigkeit? Um diese Frage zu untersuchen, wur-
den mit Deutschland und Frankreich zwei Länder vergleichend in den Blick ge-
nommen. Ein Vergleich der institutionellen Entwicklung dieser Länder bietet sich 
an, da sie wichtige und einflussreiche Mitgliedsstaaten der Europäischen Union 
sind sowie Mitbegründer und Initiatoren der Bologna- und Kopenhagen-Pro-
zesse. Zudem zeichnen sich beide Länder durch traditionell einflussreiche Bil-
dungsmodelle aus (Greinert 2005, Goldschmidt 1991), welche die transnationalen 
europäischen Bildungsprozesse mit beeinflussen können (vgl. Powell et al. 
2012b). Die Fallauswahl (vgl. Kapitel 4.1) begründet sich aber auch aus einer Lo-
gik der Unterschiedlichkeit. Die beiden Länder besitzen differente Bildungstradi-
tionen, Ideale und institutionelle Ausgestaltungen der Berufs- und Hochschulsys-
teme. Damit einhergehend unterscheidet sich auch das Verhältnis zwischen Be-
rufs- und Hochschulbildung in Deutschland und Frankreich. 
In Deutschland besteht ein System, in welchem berufliche Bildung und hö-
here Allgemeinbildung traditionell getrennt organisiert sind (vgl. Kapitel 6). 
Durch diese strikte Trennung sind sowohl Zu- als auch Übergänge von einem 
Bereich in den anderen schwierig und es werden im Bildungssystem bislang die 
Qualifikationen, welche in einem Bereich erworben worden sind, wenig bis gar 
nicht in einem anderen anerkannt bzw. angerechnet. Die Forderung nach 
Durchlässigkeit stellt Deutschland somit vor einen hohen Handlungsbedarf. 
In Frankreich (vgl. Kapitel 8) ist eine derartig strikte Trennung zwischen Be-
rufs- und Hochschulbildung nicht vorhanden. Beruflich orientierte Bildung findet 
erstens zu weiten Teilen auch im Hochschulsystem statt. Zweitens ist über die 
berufliche Bildung im Sekundarbereich auch der Zugang zum Hochschulsystem 
gewährleistet. Drittens bestehen im Bildungssystem Möglichkeiten, vorgängiges 
Lernen und damit auch berufliche Erfahrungen anrechnen zu lassen. Allerdings 
ist festzustellen, dass auch in Frankreich, wo keine Trennung zwischen Berufs- 
und Hochschulbildung im Sinne eines Bildungsschismas besteht, durchaus Pro-
bleme der Durchlässigkeit zwischen diesen Bildungsbereichen existieren. So zeigt 
sich das Problem in Frankreich darin, dass im Hochschulsystem die beruflichen 
Abiturient_innen systematisch stärker von Studienmisserfolgen und -abbrüchen 
betroffen sind als die Absolvent_innen der anderen beiden Abiturzweige. Die 
Hierarchisierung zwischen den allgemeinen und den beruflichen Bildungswegen 
im Sekundarbereich zugunsten der Allgemeinbildung und damit eine leistungsba-
sierte Negativselektion der Schüler_innen in die beruflichen Bildungszweige bil-
det eine Grundlage dieser Entwicklung. Gleichzeitig erfolgt mit dieser Kanalisie-
rung der Schüler_innen in die verschiedenen Abiturzweige eine soziale Selektion, 
welche im Übergang vom Abitur zum Hochschulwesen erhalten bleibt (vgl. 
Brauns 1998, Duru-Bellat/Kieffer 2008). 
Ungeachtet der differenten institutionellen Ausgestaltung der Bildungssys-
teme stellen sich somit folgende Fragen, die in der vorliegenden Studie beantwor-
tet werden: 
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1. Inwiefern haben sich die institutionellen Durchlässigkeitsstrukturen in 
den letzten Jahrzehnten geändert und wie können diese Entwicklungen 
beschrieben werden: Wurden bestehende Durchlässigkeitsstrukturen 
stabilisiert? Gab es institutionellen Entwicklungen im Verhältnis von 
Berufs- und Hochschulbildung, welche dennoch nichts an den gewach-
senen Kerncharakteristika der nationaltypischen Durchlässigkeitsstruk-
turen geändert haben? Oder konnten in dieser Arbeit eine Abkehr von 
historischen Pfaden und eine Entwicklung neuer Kernprinzipien in 
Deutschland und Frankreich festgestellt werden? 
2. In welchem Ausmaß geht mit den festzustellenden nationalen Verände-
rungen auch eine Annäherung der institutionellen Durchlässigkeits-
strukturen zwischen den Ländern einher? 
3. Welchen Einfluss hatten die europäischen Bildungsprozesse auf die fest-
gestellten Entwicklungen bzw. inwiefern waren diese eher endogen be-
dingt? 
Um diese Fragen zu beantworten, wurde in der vorliegenden Arbeit zunächst der 
analytische, theoretische und methodische Rahmen für die weitere Analyse abge-
steckt. In Kapitel 2 wurde zunächst ein dieser Arbeit zugrunde zu legendes Kon-
zept von Durchlässigkeit auf Basis vorhandener Sekundärliteratur erarbeitet, denn 
Durchlässigkeit stellt in der Soziologie wie auch in der Erziehungswissenschaft 
keinen klar definierten Begriff dar. Es gibt daher verschiedene Möglichkeiten, wie 
über institutionelle Durchlässigkeit nachgedacht wird und wie Durchlässigkeit ge-
fördert werden kann. Die vorangehende Analyse des Durchlässigkeitskonzepts ist 
notwendig, um eine zu stark eingeschränkte institutionelle Betrachtung zu ver-
meiden, die nur einen Aspekt untersucht und damit potenzielle weitere struktu-
relle Durchlässigkeitsprobleme übersieht. In dieser Arbeit wird zwischen vier ver-
schiedenen Aspekten unterschieden: 
1. Zugang  
2. Anrechnung von Gelerntem aus dem jeweils anderen Bildungsbereich 
3. Organisationale Verbindungen zwischen den Bildungsbereichen in 
Form von a) institutionalisierten Übergängen oder b) integrierten Bil-
dungsgängen 
4. Umgang mit heterogenen Bedürfnissen der Lernenden  
Es ist zu betonen, dass diese analytisch getrennten Aspekte sich nicht gegenseitig 
ausschließen, sondern z.T. aufeinander aufbauen und die Durchlässigkeitswir-
kung des jeweils anderen Aspekts unterstützen können. Die Darstellung der ein-
zelnen Aspekte machte deutlich, dass Durchlässigkeit als mehrdimensionales 
Konzept verschiedenste Institutionalisierungsmöglichkeiten durchlässigkeitsför-
dernder Bildungsstrukturen aufweist. Dabei kann unterschieden werden zwischen 
Strukturen, welche stärker innerhalb der Bildungsorganisationen implementiert 
werden können (Aspekte 2 und 4), während andere mehr die Verbindungen der 
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unterschiedlichen Bildungsbereiche betreffen (Aspekte 1 und 3a). Zudem unter-
scheiden sich die Aspekte mit ihren verschiedenen Varianten in Bezug darauf, ob 
sie eher individuen- oder gruppenzentrierte Strukturen eröffnen. Insgesamt wird 
die starke Ambiguität des Durchlässigkeitskonzepts deutlich. 
Neben der Untersuchung der Frage, wie institutionelle Durchlässigkeit kon-
zeptualisiert werden kann, wurde in Kapitel 2 gleichfalls verdeutlicht, dass insti-
tutionelle Durchlässigkeit als eine Voraussetzung für ein sozial durchlässiges Bil-
dungssystem gelten kann. Die Frage der Durchlässigkeit kann dabei aus einer stär-
ker strukturfunktionalistischen oder aber einer stärker institutionen- und konflikt-
theoretischen Perspektive betrachtet werden. Aus letzterer Perspektive, die auch 
die leitende dieser Arbeit ist, wird deutlich, dass die Aufgabe von Bildungsinstitu-
tionen die legitimierte Verteilung von Individuen auf Positionen qua Bildungsab-
schluss ist. Fehlende institutionelle Durchlässigkeit ist daher mit der Problematik 
sozialer Schließung verbunden. 
In Kapitel 3 wurde anschließend der theoretische Rahmen entwickelt, der die 
Ansätze des soziologischen Neoinstitutionalismus und des historischen Institu-
tionalismus mit einer wissenssoziologischen Diskursanalyse verbindet. Ziel war 
es, eine institutionen- und konflikttheoretische Perspektive auf die Entwicklungs-
prozesse der Bildungssysteme einzunehmen. Aus dieser wird betont, dass institu-
tioneller Wandel von Durchlässigkeitsstrukturen keine bloße funktionale Anpas-
sung an gesellschaftliche Notwendigkeiten wie z.B. an die demografische Ent-
wicklung darstellt, sondern auch Ausdruck veränderter Machtverhältnisse in der 
Gesellschaft einerseits und veränderter Legitimität bestehender Institutionen an-
dererseits sein kann. 
Der Begriff der Institution wird in der vorliegenden Arbeit entsprechend dem 
soziologischen Neoinstitutionalismus als ein differenziertes Konstrukt gesehen, 
in welchem drei Dimensionen von Institutionen, die kulturelle-kognitive, die nor-
mative und die regulative (Scott 2008) unterschieden werden, wobei institutionel-
ler Wandel auf allen drei Dimensionen stattfinden kann, allerdings in unterschied-
lichem Maße. Auch wenn der Fokus in dieser Arbeit durch die Verbindung neoin-
stitutioneller Analysen mit der Diskursanalyse vornehmlich auf den Veränderun-
gen des Wissens zu Durchlässigkeit, also auf der kulturell-kognitiven Dimension 
liegt, wurden gleichsam normative und regulative Änderungen mitberücksichtigt, 
um mögliche Inkonsistenzen aufzuzeigen. Zudem bietet der soziologische und 
historische Neoinstitutionalismus eine Varianz an theoretischen Erklärungen und 
Konzepten an, wie Wandel zustande kommt und beschrieben werden kann. So 
stellt sich die Frage nach dem Einfluss der europäischen Bildungsprozesse auf-
grund der im soziologischen Neoinstitutionalismus verankerten theoretischen 
Annahme, dass eine europäische Zusammenarbeit zu einer verstärkten Diffusion 
von Ideen, Normen und Standards zwischen den Mitgliedsstaaten beiträgt, was 
bestehende Strukturen in den Ländern unter Veränderungsdruck setzen kann. 
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Durch Einbeziehung des historischen Institutionalismus werden parrallel die je-
weils historisch gewachsenen Strukturen und Abhängigkeiten bei der Analyse des 
Wandels mitberücksichtigt. 
Die diskursanalytische Perspektive rückt den prozesshaften Charakter sowie 
die Konflikthaftigkeit, die mit der Transformation oder auch dem Erhalt von in-
stitutionellen Ordnungen verbunden ist, in den Vordergrund. Institutionen wer-
den durch Diskurse erzeugt und legitimiert, sie setzen Diskurse voraus und sie 
werden durch diese aufrechterhalten oder gewandelt. Zum anderen sind es aber 
auch Institutionen, die gleichsam Diskurse beschränken. Von diesem Verhältnis 
zwischen Diskurs und Institutionen ausgehend wird deutlich, dass mithilfe der 
Diskursanalyse der Prozess der Institutionalisierung und die damit zusammen-
hängenden möglichen Deutungskämpfe analysiert werden können. An dieser 
Stelle wird die Rolle der diskursiven Herstellung der Realität offenbar: Denn nur, 
wenn exogene Faktoren auch diskursiv genutzt werden und neue Ideen und Leit-
bilder hervorbringen, können sie ihre Wirkung entfalten (vgl. Schmidt/Radaelli 
2004). 
Methodisch wurde eine empirische Untersuchung auf Basis eines qualitativ 
explorativen, vergleichenden Fallstudiendesigns durchgeführt, in welcher ver-
schiedene Forschungsmethoden miteinander verbunden werden (vgl. Kapitel 4). 
Die Arbeit basiert primär auf der diskursanalytischen Auswertung von mehr als 
250 Dokumenten der bildungspolitischen Akteure in Frankreich und Deutsch-
land. Mithilfe dieser Analyse konnten das Verständnis und die Vorstellungen von 
Durchlässigkeit sowie deren Änderungen rekonstruiert werden, was gleichzeitig 
die Analyse der kulturell-kognitiven und teilweise der normativen institutionellen 
Dimension beinhaltete. Auf diese Weise wurden auch die verschiedenen Deu-
tungskonflikte zu Durchlässigkeit sichtbar. Die Diskursanalyse wurde ergänzt um 
eine Dokumentenanalyse rechtlicher Texte, um auch die regulative Entwicklung 
in den untersuchten Ländern nachzuvollziehen. Expert_inneninterviews wurden 
durchgeführt, um ein besseres Verständnis des Bildungssystems in Frankreich zu 
erhalten und um die Forschungsfrage auf Durchlässigkeit einzugrenzen. Zudem 
wurden diese zusammen mit der diskursanalytischen Auswertung benutzt, um im 
Rahmen des process tracing den Einfluss der europäischen Prozesse zu verstehen. 
Die theoriegeleitete qualitative Inhaltsanalyse der Deklarationen und Kommuni-
qués der Bologna- und Kopenhagen-Prozesse stellt die Grundlage für die Analyse 
des Einflusses europäischer Prozesse dar, indem sie die inhaltliche Rekonstruk-
tion der Durchlässigkeitsforderungen, -vorstellungen, -standards und –argu-
mentationen ermöglichte, welche sodann mit den nationalen Entwicklungen 
verglichen wurden. Der vergleichende Ansatz der Arbeit diente weiterhin dazu, 
nationale Selbstverständlichkeiten und Regelungen als kontingente Konstrukte 
aufzudecken, kulturelle Unterschiede zu verdeutlichen und nationale Ent-
wicklungen in eine neue Perspektive zu rücken. So konnte z.B. gezeigt werden, 
dass fehlende Durchlässigkeit zwischen Berufs- und Hochschulbildung nicht nur 
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ein Problem in Ländern ist, die wie Deutschland stark segmentierte Bildungssys-
teme aufweisen, sondern auch in Ländern, in denen die Bildungsbereiche weniger 
stark stratifiziert sind. Gleichzeitig konnte durch den Vergleich festgestellt wer-
den, inwiefern exogene Einflüsse wie die europäischen Bildungsprozesse unter-
schiedlich oder auch ähnlich auf unterschiedliche Länder wirken und inwiefern 
sich im Laufe der Zeit auch die Bildungsstrukturen der Länder selbst angleichen. 
Im Folgenden werden die wichtigsten Ergebnisse der Länder- und Ver-
gleichsanalysen in Bezug auf die Forschungsfragen zusammengefasst. 
11.1.1 Entwicklung der nationalen Durchlässigkeitsstrukturen in 
Deutschland und Frankreich 
Welche institutionellen Entwicklungen konnten in Deutschland und Frankreich 
festgestellt werden und wie können diese beschrieben werden? Zur Beantwortung 
dieser Frage wurde für beide Fälle zunächst die historische Gewachsenheit der 
jeweiligen Durchlässigkeitsproblematik betrachtet (vgl. Kapitel 6 und 8). An-
schließend wurden in Kapitel 7 und 9 die nationalen Durchlässigkeitsstrukturen 
jeweils in den beiden getrennten Untersuchungszeiträumen vor und nach dem 
Beginn der europäischen Bildungsprozesse Bologna und Kopenhagen analysiert 
und schließlich miteinander verglichen. Die festgestellten Veränderungen wurden 
dann daraufhin bewertet, inwiefern sie zu einer Weiterführung der historischen 
institutionellen Entwicklungspfade, zu einer Änderung oder zu einer Abkehr von 
diesen beigetragen haben. Nachfolgend werden die zentralen Ergebnisse darge-
stellt. 
Deutschland 
Seit 1990 haben sich die institutionellen Strukturen in Deutschland, sowohl die in 
den Diskursen rekonstruierte kulturell-kognitive und normative als auch die re-
gulative Dimension, deutlich in Richtung einer größeren Durchlässigkeit zwi-
schen Berufs- und Hochschulbildung entwickelt, wobei die größten Veränderun-
gen im Zeitraum nach 1999 festgestellt wurden (vgl. Kapitel 7). 
Dennoch wurde in Deutschland die Trennung und Hierarchisierung der Be-
rufs- und Hochschulbildung nicht aufgelöst. Vielmehr herrschten sowohl im ers-
ten als auch im zweiten Zeitraum deutliche Deutungskämpfe darüber, ob, unter 
welchen Bedingungen und warum Durchlässigkeit zwischen Berufs- und Hoch-
schulbildung notwendig sei. So konnten ein strukturkritischer Diskurs, in wel-
chem eine größere Durchlässigkeit befürwortet wird, sowie ein strukturkonserva-
tiver, der einer stärkeren Durchlässigkeit und Gleichwertigkeit zwischen Berufs- 
und Hochschulbildung kritisch gegenübersteht, herausgearbeitet werden. Unter-
schieden wurde im strukturkritischen Diskurs zudem zwischen einem funktiona-
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listischen und einem universalitischen Diskursstrang. Bei ersterem wird Durch-
lässigkeit zwischen Berufs- und Hochschulbildung primär als notwendige Voraus-
setzung dafür angesehen, dem Arbeitsmarkt genügend qualifizierte Fachkräfte zur 
Verfügung zu stellen. Im universalistischen Diskursstrang wird Durchlässigkeit 
vor allem als Grundlage zur Umsetzung des Rechts auf Bildung, der gesellschaft-
lichen Konstruktion von Gleichwertigkeit zwischen den Bildungsbereichen sowie 
einer Verringerung sozialer Ungleichheiten identifiziert. An dieser Stelle wird 
deutlich, dass sich die in Kapitel 2 bereits dargestellten Perspektiven auf Bildung 
und Ungleichheit auch in den Diskurssträngen widerspiegeln, wobei der funktio-
nalistische Diskursstrang eindeutig der dominierende war. Die Argumentations-
muster im strukturkonservativen Diskurs waren ebenfalls funktionalistisch, aller-
dings wird hier die Durchlässigkeit von der Berufs- zur Hochschulbildung als ein 
Risiko für die Qualität der Hochschulbildung konstruiert. 
Die wichtigsten institutionellen Veränderungen in Richtung einer größeren 
Durchlässigkeit, aber auch die bestehenden institutionellen Strukturen, welche 
das Bildungsschisma aufrechterhalten, können für Deutschland wie folgt zusam-
mengefasst werden:  
Erstens haben sich die Argumentationen hinsichtlich Durchlässigkeit geän-
dert, wobei die dominierende Logik eine funktionalistische geblieben ist. Im ers-
ten Zeitraum waren es insbesondere ein festgestellter Mangel an Attraktivität der 
Berufsbildung und die Angst vor einem daraus resultierenden Facharbei-
ter_innenmangel, welcher durch eine erhöhte Durchlässigkeit zum Hochschul-
studium behoben werden sollte. Die Zielsetzung war damit nicht primär, mehr 
Individuen in die Hochschulbildung zu bringen, sondern allein durch die Eröff-
nung der Möglichkeit die berufliche Ausbildung wieder attraktiver zu gestalten. 
Im zweiten Zeitraum wurde ebenfalls ein Fachkräftemangel als dominierender 
Grund für den Ausbau von Durchlässigkeitsstrukturen erkannt, hervorgerufen 
durch einen Strukturwandel der Wirtschaft sowie technologischen und demogra-
fischen Wandel. Diesmal stand jedoch der Bedarf an akademisch Qualifizierten 
im Vordergrund, während beruflich Qualifizierte als Begabungsreserve gesehen 
wurden. Insofern ging es hier tatsächlich darum, beruflich Qualifizierte in die 
Hochschulbildung zu führen. 
Auch das Verständnis von Durchlässigkeit wurde im zweiten Zeitraum ge-
genüber dem ersten deutlich erweitert: Vor 1999 wurde Durchlässigkeit im Zu-
sammenhang mit Fragen des Zugangs und z.T. integrierter Bildungswege thema-
tisiert. Im zweiten Zeitraum sind neben Fragen des Zugangs und der organisa-
tionalen Verbindungen auch die Aspekte Anrechnung und Strukturen, welche die 
Heterogenität der Studierenden beachten, in den Diskursen und den Regelungen 
zentral. 
Als besonders wichtiger Schritt in Richtung Durchlässigkeit ist dabei die Ab-
kehr vom alleinigen Weg in die Hochschulbildung über die Allgemeinbildung zu 
sehen. Berechtigungen zum Hochschulzugang können nun auch über die Berufs-
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bildung erworben werden. Dies stellt einen Paradigmenwechsel dar, da das Be-
rechtigungsmonopol der Allgemeinbildung nun nicht mehr nur diskursiv infrage 
gestellt wurde, wie bereits auch schon im ersten Zeitraum. Vielmehr wurden die 
geforderten Änderungen auch regulativ umgesetzt. 
Die Thematisierung von Anrechnung sowie die Einführung der Regel, dass 
bis zu 50 % der Leistungen eines Studiengangs durch außerhochschulisch erwor-
bene Kompetenzen angerechnet werden können, stellt einen weiteren wichtigen 
Schritt in Richtung der Stärkung von Durchlässigkeit und einer De-Hierarchisie-
rung von Berufs- und Hochschulbildung in Deutschland dar. Die Möglichkeit, in 
Berufs- und Hochschulbildung gleichwertige Kompetenzen zu erwerben, wird 
somit im zweiten Untersuchungszeitraum nicht nur denk- und sagbar, sondern 
auch regulativ festgehalten. Durch die Anrechnungsdiskussionen, die Einführung 
diesbezüglicher Regelungen, aber auch des deutschen Qualifikationsrahmens, in 
welchem alle Qualifikationsniveaus ebenfalls auf beruflichem Weg erreichbar sein 
sollen, kommt es zu einer Neujustierung der Wertigkeiten von Bildungswegen 
zugunsten beruflicher Bildung, da diese partiell als äquivalent anerkannt wird. 
Organisationale Verbindungen zwischen den Bildungsbereichen werden im 
zweiten Zeitraum in Form von dualen Studiengängen verstärkt ausgebaut. Aller-
dings werden diese weniger prominent als im ersten Zeitraum als eine Möglichkeit 
zur Schaffung von Durchlässigkeit anerkannt. 
Schließlich kann im zweiten Zeitraum eine weitestgehende Akzeptanz beruf-
lich Qualifizierter als Teil der Studierendenschaft ausgemacht werden. Mit dieser 
Akzeptanz einer neuen Gruppe von Studierenden geht auch die Einsicht einher, 
dass bestimmte Strukturen, welche bisher auf die traditionellen jungen Vollzeit-
studierenden ausgerichtet sind, für beruflich Qualifizierte einer Anpassung bedür-
fen. So werden eine stärkere Flexibilisierung, bessere Informationsstrukturen und 
auch ein Stipendiensystem für beruflich Qualifizierte gefordert und z.T. einge-
führt. 
Trotz dieser durchlässigkeitsfördernden Veränderungen können sowohl in 
den Regelungen als auch in den Diskursen Elemente festgestellt werden, welche 
die Durchlässigkeit zwischen Berufs- und Hochschulbildung beschränken und die 
bestehende Hierarchisierung reproduzieren:  
Zu nennen ist hier zum einen die Einseitigkeit des Diskurses, in dem Durch-
lässigkeit primär in Richtung von der Berufs- in die Hochschulbildung diskutiert 
wird, wodurch Letztere als das anzustrebende Bildungsziel konstruiert wird. Zum 
anderen ist der strukturkonservative Diskurs selbst bereits ein Zeichen dafür, dass 
das Bildungsschisma weiterhin besteht. Die Existenz dieses Diskurses zeigt deut-
lich, dass in den gesellschaftlichen Wissensvorräten noch immer traditionelle 
strukturkonservative Deutungsmuster verankert sind. So sind die Gründe, aus de-
nen Durchlässigkeit kritisch gesehen wird, im Verlauf des letzten Jahrhunderts 
weitestgehend die gleichen geblieben. So wird z.B. eine Öffnung der Hochschulen 
für nicht traditionelle Studierende als Gefahr für die Qualität der akademischen 
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Ausbildung und mögliche Resourcenverschwendung konstruiert. In den rekon-
struierten Vorstellungen und den Regelungen zum Zugang zur Hochschulbildung 
wird zudem deutlich, dass eine Gleichstellung der sekundaren Berufsbildung mit 
der höheren Allgemeinbildung der Sekundarstufe II, dem Abitur, nicht stattfin-
det, da die direkte Berechtigung zum Hochschulzugang nur über einen berufli-
chen Weiterbildungsabschluss erfolgt.  
Auch in den Diskussionen um den deutschen Qualifikationsrahmen wird von 
den Akteuren der höheren Allgemeinbildung diese Ungleichwertigkeit reprodu-
ziert. Hier wird angestrebt, das Abitur höher einzustufen als die beruflichen Ab-
schlüsse des Sekundarbereichs II. Gleichzeitig kann auch das hier manifestierte 
Verständnis von Studierfähigkeit, welche bereits vor dem Studium festgestellt 
werden soll, als Barriere für Durchlässigkeit gesehen werden: Während die Stu-
dierfähigkeit von Absolvent_innen der höheren Allgemeinbildung als nachgewie-
sen gilt, wird dieselbe bei beruflich Qualifizierten als vorab zu prüfen eingeschätzt. 
Im Hinblick auf Anrechnung wird in den Diskursen und Regelungen deutlich, 
dass der Lernort der Hochschule als wichtiger betrachtet wird als die Kompeten-
zen, welche ein Individuum bereits vorweisen kann, da die Anrechnung von au-
ßerhochschulisch erworbenen Kompetenzen auf 50 % eines Studiums begrenzt 
wurde. Auch die Berücksichtigung beruflich Qualifizierter als neue Studien-
gruppe, auf deren Bedürfnisse stärker als zuvor geachtet werden müsse, wird ein-
geschränkt, da es vor allem im strukturkonservativen Diskurs einseitig darum 
geht, die beruflich Qualifizierten im Rahmen von Brückenkursen an die Anfor-
derungen der Hochschulen anzupassen und damit deren konstruierten Defizite 
abzubauen. Eine Anpassung der Pädagogik und der Curricula, die berufliche Er-
fahrungen im Studium wertschätzen und nutzen, wird kaum gefordert. Vielmehr 
sollen beruflich Qualifizierte am besten genau so wie die ‚traditionellen‘ Studie-
renden ‚funktionieren‘ und keine Mehrarbeit mit sich bringen. Schließlich wird 
kontinuierlich eine Differenz zwischen den ‚traditionellen‘ und den beruflich qua-
lifizierten Studierenden konstruiert, wobei Letztere als besonders hilfsbedürftig 
gelten. Die diskursive Trennung von Berufs- und höherer Allgemeinbildung wird 
demnach auch innerhalb der Hochschule nicht aufgehoben. 
Es bleibt daher zu konstatieren, dass Durchlässigkeit in Deutschland weiter-
hin ein umkämpftes Feld ist. Während einerseits insbesondere Akteure der höhe-
ren Allgemeinbildung ihre Positionen im Bildungswesen sowie auf dem Arbeits-
markt verteidigen, werden diese insbesondere von den Akteuren der Berufsbil-
dung infrage gestellt. In der Diskursanalyse wurde deutlich, dass sich die Macht 
über die Deutungsangebote in Richtung der Vertreter von Gleichwertigkeit 
zwischen Berufs- und Hochschulbildung und der Notwendigkeit von Durch-
lässigkeit verschoben hat. So ist im zweiten Zeitraum ein Wandel nicht nur im 
Verständnis von Durchlässigkeit festzustellen, sondern auch darin, dass be-
stimmte Denkansätze über Durchlässigkeit, so z.B., diese vollständig zu negieren, 
nicht mehr legitim sind. Trotz dieser Änderungen kann jedoch aus einer analyti-
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schen Perspektive keine Abkehr oder Umkehr der institutionellen Entwicklungs-
pfade festgestellt werden. Die institutionellen Änderungen haben aber auch nicht 
zu einer Verfestigung des so genannten Bildungsschismas beigetragen. Vielmehr 
können die Entwicklungen als eine teilweise Aufweichung der historisch gewach-
senen Trennung der Berufs- und Hochschulbildung angesehen werden, wobei 
gleichzeitig zentrale institutionelle Strukturen, die die Trennung der beiden Bil-
dungsbereiche stützen, weiterbestehen bzw. reproduziert werden. 
Frankreich 
Auch für den französischen Fall konnten in Kapitel 9 Veränderungen der institu-
tionellen Durchlässigkeitsstrukturen zugunsten von beruflich Qualifizierten fest-
gestellt werden. 
Betrachtet man die Relevanz des Themas Durchlässigkeit zwischen berufli-
cher Bildung und Hochschulbildung, so ist im Vergleich der Untersuchungszeit-
räume eine klare Bedeutungszunahme festzustellen. Drehten sich die sehr weni-
gen Aussagen zur Durchlässigkeit vor 1998 vor allem um den Zugang beruflich 
Erfahrener zur Hochschule über Validierungsprozesse, so wurde im zweiten Zeit-
raum Durchlässigkeit öfter im Zusammenhang mit Absolvent_innen des berufli-
chen Abiturzweigs diskutiert. Absolvent_innen des Berufsabiturs hatten zwar 
auch zuvor formal die Berechtigung für einen Hochschulzugang, wurden aller-
dings nicht als Zielgruppe anerkannt. Somit wurde sichtbar, dass in Frankreich im 
ersten Zeitraum eine deutliche Diskrepanz zwischen der regulativen Dimension 
einerseits und der kulturell-kognitiven sowie normativen Dimension andererseits 
bestand. Diese Diskrepanz verringerte sich im zweiten Zeitraum, wurde jedoch 
nicht aufgehoben. Die wichtigste Veränderung ist, dass berufliche Abitu-
rient_innen nicht mehr nur ein Recht auf den Hochschulzugang hatten, sondern 
dass diese Tatsache auch im Selbstverständnis der bildungspolitischen Akteure 
angekommen ist. Auch die große Gefahr des Studienabbruchs dieser spezifischen 
Gruppe wurde problematisiert. Andererseits wurde und wird das Berufsabitur 
weiterhin primär als Arbeitsmarkteinstiegszertifikat konstruiert. 
Im Gegensatz zu Deutschland konnte in beiden Zeiträumen ein hegemonia-
ler Diskurs rekonstruiert werden, in welchem Reformen für größere Durchlässig-
keit befürwortet werden. Die Diskurse bestanden jeweils aus einem universalisti-
schen und einem funktionalistischen Diskursstrang. Im universalistischen Dis-
kursstrang werden in beiden Zeiträumen die Ziele der Chancengleichheit und des 
Rechts auf Bildung als integrale Bestandteile der Ideale der Französischen Repu-
blik betont. Im funktionalistischen Diskursstrang stehen in beiden Zeiträumen 
die Bedarfe des Arbeitsmarkts im Vordergrund. Bildung dient der Erhöhung des 
Humankapitals, welches notwendig ist, um den Veränderungen durch wirtschaft-
lichen Wandel sowie internationalen Wettbewerb auf gesellschaftlicher und indi-
vidueller Ebene zu begegnen. Insgesamt überwiegen in Frankreich universalisti-
sche Begründungen. 
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Im ersten Zeitraum wurde Durchlässigkeit zwischen Berufs- und Hochschul-
bildung primär im Zusammenhang mit Fragen des Zugangs und der Anrechnung 
thematisiert. Dieses eher begrenzte Verständnis wurde im zweiten Zeitraum deut-
lich erweitert, indem nun zusätzlich auch organisationale Verbindungen und der 
Umgang mit den spezifischen Bedürfnissen beruflich Qualifizierter als durchläs-
sigkeitsfördernd thematisiert wurden. 
Betrachtet man die Frage der organisationalen Verbindung, so kann insbe-
sondere die Institutionalisierung der lycées des métiers als ein wichtiger Schritt hin 
zu Durchlässigkeit von beruflicher Sekundar- zur Hochschulbildung gesehen 
werden. In diesen Organisationen werden mögliche Bildungsoptionen für die Ler-
nenden sichtbar und können damit auch zur Weiterbildung motivieren. Als Ent-
wicklung im zweiten Zeitraum sowohl in der regulativen als auch in der kulturell 
kognitiven Dimension sind zudem die verbesserten Verbindungen zwischen den 
Studiengängen der differenten Hochschulformen (die sogenannten passerelles) an-
zusehen. Diese wurden im Diskurs vor allem als Möglichkeiten einer frühzeitigen 
Korrektur oder Umorientierung während des Studiums thematisiert werden, da 
sie einen erfolgreichen Studienabschluss begünstigen sollen. Im französischen 
Diskurs wird im zweiten Zeitraum demnach als wichtig anerkannt, dass es nicht 
ausreicht, nur den Zugang zum Studium zu gewähren, sondern weitere unterstüt-
zende Strukturen für den Studienerfolg notwendig sind, um tatsächlich zu Durch-
lässigkeit zu führen. 
Allerdings wird im Diskurs durch eine stärker funktionalistische Sichtweise 
in Bezug auf den Aspekt Umgang mit heterogenen Lernenden diese Frage für 
beruflich Qualifizierte primär auf deren Lenkung in den Arbeitsmarkt oder in die 
technischen Kurzstudiengänge (STS) begrenzt. Dabei soll das differenzierte Sys-
tem der Hochschulbildung letztlich dazu führen, dass die unterschiedlichen Abi-
turgruppen jeweils in die für sie als passend konstruierten verschiedenen Studien-
gänge einmünden. Die traditionelle Hierarchisierung zwischen beruflichen, tech-
nischen und allgemeinen Bildungswegen, die bereits durch die Selektion der 
schwächeren Schüler_innen in die berufliche Sekundarbildung beginnt, bleibt be-
stehen. Dies wird in der vorliegenden Arbeit als größte Barriere für Durchlässig-
keit erkannt. Königsweg in Frankreich bleibt eindeutig der allgemeinbildende 
Zweig, dessen Absolvent_innen alle Bildungswege offen stehen. 
Es bestehen in Frankreich zwar keine eindeutigen Deutungskonflikte zwi-
schen strukturkritischen und -konservativen Diskursen wie in Deutschland, aller-
dings wird im Diskurs das Spannungsverhältnis zwischen universalistischen und 
funktionalistischen Vorstellungen deutlich. So sind die Begründungen, warum 
auch beruflich Qualifizierte Zugang zur Hochschulbildung erhalten und diese er-
folgreich abschließen sollten, stärker durch universalistische Argumentationen ge-
prägt, während die konkreten Vorstellungen, wie Durchlässigkeit für beruflich 
Qualifizierte aussehen könnte, nicht gänzlich, aber doch stärker funktionalistisch 
angelegt sind: Die Zielgruppe soll hier auf eine Leistungselite der beruflich Qua-
lifizierten begrenzt und primär an die Kurzstudiengänge (STS) gelenkt werden, 
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während die Abiturient_innen des technologischen und allgemeinbildenden 
Zweigs für ein Studium an den Universitäten, den technischen Hochschulen 
(IUT) oder den grandes ecoles interessiert werden sollen. Insofern wird die Hierar-
chisierung zwischen den Bildungszweigen auch im Durchlässigkeitsdiskurs wei-
terhin reproduziert. Aus diesem Grund klassifiziert die vorliegende Arbeit auch 
die Entwicklungen in Frankreich im Wesentlichen als eine Weiterführung beste-
hender institutioneller Pfade, obwohl sich das französische System stärker als zu-
vor in Richtung Durchlässigkeit für beruflich Qualifizierte bewegt hat. Diese Be-
wegung wird jedoch als integraler Bestandteil des französischen Entwicklungs-
pfads gedeutet (vgl. Kapitel 8 und 9). Die Öffnung der Hochschule für Berufs-
abiturient_innen ist eine logische Konsequenz des französischen Selbstverständ-
nisses des Rechts auf Bildung und des Symbols des französischen Abiturs, wel-
ches zur Aufnahme einer tertiären Bildung berechtigt und im französischen 
Selbstverständnis traditionell auch als ein Symbol für soziale Aufstiegsmöglich-
keiten gilt. Es kommt damit im französischen Bildungssystem zwar zu der Mög-
lichkeit einer Höherqualifizierung beruflich Qualifizierter, allerdings ist dies eine 
Entwicklung, die die bestehenden Hierarchien nicht aufzubrechen vermag. 
Deutlich wurde anhand des französischen Falls ebenso, dass regulative Än-
derungen nicht automatisch einhergehen müssen mit Änderungen der kulturell-
kognitiven Dimension. Dies ist ein Beleg für die Bedeutung einer differenzierten 
Analyse der institutionellen Dimensionen für die Beurteilung nationaler Durch-
lässigkeitsstrukturen. 
11.1.2 Vergleich institutioneller Durchlässigkeit in Deutschland 
und Frankreich 
Sowohl in Deutschland als auch in Frankreich konnte ein Wandel in Richtung 
größerer Durchlässigkeit zwischen Berufs- und Hochschulbildung festgestellt 
werden. Doch was bedeutet dies im Hinblick auf das Verhältnis der institutionel-
len Strukturen zwischen den Ländern? Kam es zu einer Annäherung, zu einer 
Entwicklung in Richtung Sigma-Konvergenz? Um diese Frage zu beantworten, 
wurde in Kapitel 11 zuerst die Ausgangssituation beider Länder im ersten Unter-
suchungszeitraum verglichen, um dann eine Aussage über die Entwicklung im 
zweiten Zeitraum treffen zu können. Betrachtet wurden sowohl die zentralen re-
gulativen als auch die dominanten diskursiven Strukturen, wobei die Argumenta-
tionslogiken ebenso wie die spezifischen Vorstellungen von Durchlässigkeit ver-
glichen wurden. 
Für den ersten Zeitraum konnten sowohl in der regulativen Dimension als 
auch in den diskursiven Strukturen starke Diskrepanzen zwischen Deutschland 
und Frankreich festgestellt werden. Insgesamt wurde in Frankreich Durchlässig-
keit formal besser umgesetzt als in Deutschland. Aber auch im Verständnis von 
Durchlässigkeit konnten signifikante Unterschiede gefunden werden. Die größten 
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Unterschiede bestanden in der geringeren Relevanz des Themas in Frankreich im 
Vergleich zu Deutschland und darin, dass in Deutschland die Durchlässigkeits-
diskurse konfliktbehaftet waren. Ähnlichkeiten bestanden allerdings in den in bei-
den Ländern fehlenden Regelungen und Aussagen zur Anpassung bestehender 
Bildungsstrukturen an die Bedürfnisse beruflich Qualifizierter. 
Im zweiten Zeitraum kann eine deutliche Annäherung der Durchlässigkeits-
strukturen in den beiden Ländern festgestellt werden. Es besteht zwar weiterhin 
der Unterschied des in Deutschland im Vergleich zu Frankreich stärker um-
kämpften Diskursfeldes, gleichzeitig sind jedoch die universalistischen und funk-
tionalistischen Argumentationslogiken mit den darin konstruierten Bildungssub-
jekten in den Diskursen in Deutschland und Frankreich ganz ähnlich. In den 
funktionalistischen Diskurssträngen dominiert der Blick auf das Individuum als 
Humankapitalressource für den Arbeitsmarkt, während in den universalistischen 
stärker das Individuum als Person im Vordergrund steht, welches mithilfe von 
Bildung seine Persönlichkeit weiterentwickelt und so zu einem aufgeklärten, kri-
tikfähigen Bürger wird. Ein deutlicher Unterschied besteht allerdings in der Ver-
teilung funktionalistischer und universalistischer Argumentationen, wobei in 
Frankreich die universalistischen deutlich wichtiger waren als in Deutschland. 
Die eindeutige Annäherung der Durchlässigkeitsstrukturen wird auch sicht-
bar im Vergleich der im Diskurs oder auch Regularien gefundenen Aspekte von 
Durchlässigkeit. Sie umfassen in beiden Ländern Fragen des Zugangs, der An-
rechnung und organisationaler Verbindungen sowie die Frage nach dem Umgang 
mit heterogenen Bedürfnissen beruflich Qualifizierter. Wenn man die genauen 
Inhalte und Regelungen zu den Aspekten analysiert, werden allerdings neben den 
wachsenden Ähnlichkeiten auch deutliche Unterschiede sichtbar. 
In beiden Ländern ist der Zugang zum Hochschulsystem über Berechtigun-
gen, die im beruflichen Bildungswesen erworben werden können, möglich. Der 
Unterschied besteht vor allem darin, dass in Frankreich die Berechtigung mit dem 
Berufsabitur nach einer Erstausbildung erworben werden kann, in Deutschland 
hingegen der Abschluss einer beruflichen Weiterbildung nach dem Erstabschluss 
notwendig ist. Sowohl in Frankreich als auch in Deutschland gehören außerdem 
beruflich Qualifizierte im Diskurs zu der Gruppe der nicht traditionellen Studie-
renden. 
Bei dem Vergleich der rechtlichen und diskursiven Strukturen im Hinblick 
auf Anrechnung kann ebenfalls eine Annäherung der deutschen Strukturen an die 
französischen festgestellt werden. Anrechnung ist mittlerweile in Deutschland 
zum Thema geworden, wenn über Durchlässigkeit zwischen Berufs- und Hoch-
schulbildung nachgedacht wird. In beiden Ländern wird somit anerkannt, dass in 
der beruflichen Sphäre äquivalente Fähigkeiten zu denen der Hochschulbildung 
erlangt werden können. Anrechnung soll in beiden Ländern an den Hochschulen 
stattfinden. Die Anrechnungsmöglichkeiten sind in Frankreich jedoch viel stärker 
ausgebaut und auch viel selbstverständlicher als in Deutschland, wo keine gere-
gelten Verfahren wie das französische Validierungsverfahren (VAE) existieren. 
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Zudem werden in Deutschland klare Begrenzungen der Anrechnungsmöglichkei-
ten festgelegt, während in Frankreich ganze Hochschuldiplome auf diesem Weg 
erworben werden können. In Frankreich wird außerdem stärker von einem indi-
viduumszentrierten Anrechnungsverfahren ausgegangen als in Deutschland. 
Im Gegensatz zum Zeitraum zuvor werden integrierte Bildungsformen in 
beiden Ländern nun als durchlässigkeitsfördernd angesehen. In Deutschland ruht 
der Fokus im Diskurs insbesondere auf dualen Studiengängen. Auch in Frank-
reich werden Studiengänge en alternance als ein möglicher Weg gesehen, um beruf-
lich Qualifizierten im Hochschulwesen zum Erfolg zu verhelfen. Ebenfalls als 
wirksam werden die lycées des métier konstruiert. Ein Unterschied wird allerdings 
deutlich in der Thematisierung institutionalisierter Übergänge zwischen allge-
meinbildenden und beruflichen Studiengängen, welche in Frankreich als ein wich-
tiger Weg konstruiert werden, um auch beruflich qualifizierte Studierende durch 
‚Umorientierung‘ in stärker berufliche Studiengänge zum Erfolg zu bringen. In 
Deutschland spielt für die Frage von Durchlässigkeit diese Art von organisatio-
naler Verbindung keine Rolle. 
Schließlich ist für beide Länder zu konstatieren, dass das Thema Umgang mit 
den Bedürfnissen der bereits beruflich qualifizierten Studierenden wesentlich 
wichtiger geworden ist als vor 1999, wobei diese Fragen in Deutschland ver-
gleichsweise spät aufkamen und in Frankreich einen größeren Stellenwert im Dis-
kurs einnahmen. In beiden Ländern wurden neue rechtliche Regelungen getrof-
fen, und auch in den Aussagen zu Durchlässigkeit spielt der Umgang mit Hetero-
genität eine immer größere Rolle. Sowohl in Frankreich als auch in Deutschland 
wird davon ausgegangen, dass beruflich Qualifizierte die Heterogenität der Stu-
dierendenschaft signifikant erhöhen. Darauf müsse vermehrt reagiert werden, da 
diese Gruppe nicht zu den traditionellen Studierenden gehöre. Betrachtet man die 
rechtlichen Regelungen, findet in beiden Ländern eine Stärkung der Flexibilisie-
rungsmöglichkeiten des Studiums statt. Jedoch bestehen unterschiedliche 
Schwerpunkte in den Vorstellungen dazu, welche Strukturen verändert werden 
müssten. In Frankreich ruht der Fokus sowohl diskursiv als auch regulativ stärker 
auf der Bereitstellung von Informations- und Beratungsangeboten sowie einer 
veränderten Pädagogik – weg von großen Vorlesungen hin zu stärker interaktiven 
und individualisierten Lehrmethoden wie Tutorien. In Deutschland wurde regu-
lativ mit dem Aufstiegsstipendium eine finanzielle Unterstützung leistungsselek-
tierter beruflich Qualifizierter beim Studium auf den Weg gebracht. Eine Anpas-
sung der Pädagogik wurde hingegen kaum gefordert, wohl aber Strukturen, wel-
che die Passung zwischen beruflich Qualifizierten und Hochschulen erhöhen, wie 
Informations- und Beratungsangebote sowie Vorbereitungskurse. Die Anpassung 
soll dabei primär von den Lernenden erbracht werden. 
Insgesamt konnte somit gezeigt werden, dass es zwar zu einer Annäherung 
der Durchlässigkeitsstrukturen gekommen ist, aber nicht zu einer vollständigen 
Sigma-Konvergenz, da viele nationaltypische Strukturen weiterhin bestehen. Die 
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nationalen Entwicklungen werden durch die jeweils spezifischen Durchlässig-
keitsproblematiken und nationalen Bildungsstrukturen mitbestimmt. 
11.1.3 Einfluss europäischer Bildungsprozesse  
Die dritte große Forschungsfrage, welche im Rahmen dieser Arbeit beantwortet 
wurde, behandelt den Einfluss der europäischen Bildungsprozesse Bologna und 
Kopenhagen auf die nationalen Entwicklungen in Deutschland und Frankreich. 
Um diese Frage zu beantworten, waren mehrere Analyseschritte notwendig. 
Erstens wurden in dieser Arbeit die Deklarationen und Kommuniqués der 
Bologna- und Kopenhagen-Prozesse, in denen die Nationalstaaten sich auf ge-
meinsame Ziele und Standards geeinigt haben, daraufhin analysiert, wie genau 
Durchlässigkeit thematisiert wird. Dieser Schritt war notwendig, um den Prozes-
sen zugeschriebene Charakteristika nicht ungeprüft zu übernehmen, sondern tat-
sächlich zu zeigen, welche konkreten Vorstellungen sowie Vorgaben zu Durch-
lässigkeit in den Prozessen eine Rolle spielen. Dabei wurde gleichzeitig unter-
sucht, inwiefern sich die Durchlässigkeitsvorgaben in beiden Prozessen ähneln 
bzw. widersprechen. 
Es konnte in Kapitel 5 gezeigt werden, dass sich trotz einiger deutlicher Un-
terschiede in den europäischen Bildungsprozessen bezüglich der Weise und des 
Umfangs, in dem Durchlässigkeit thematisiert wird (stärker im Kopenhagen als 
im Bologna Prozess), eine weitgehende Übereinstimmung im Verständnis von 
Durchlässigkeit feststellen lässt. Aus diesem Grund wird in der vorliegenden Ar-
beit von einem europäischen Kernkonzept von Durchlässigkeit gesprochen. We-
sentliche Charakteristika dieses Konzepts werden nachfolgend zusammengefasst: 
Das europäische Durchlässigkeitsmodell zeichnet sich durch eine dominierende 
funktionalistische Begründungslogik für Durchlässigkeit aus. Dabei ist die Förde-
rung von lebenslangem Lernen in beiden Prozessen der Hauptkontext, in dem 
die Einführung durchlässiger Bildungsstrukturen als notwendig angesehen wurde. 
Nur mit einer Bevölkerung, die sich kontinuierlich weiterbildet, könne den He-
rausforderungen durch technologische, wirtschaftliche und demografische Ent-
wicklungen begegnet und damit in der globalen Wettbewerbssituation erfolgreich 
agiert werden. Im Kopenhagen-Prozess sollen außerdem durchlässige Bildungs-
strukturen dafür sorgen, die Attraktivität beruflicher Bildung zu erhöhen. Zudem 
solle der Zugang zur Hochschule für bisher unterrepräsentierte Bevölkerungs-
gruppen geöffnet werden, um Chancengleichheit und soziale Kohäsion zu för-
dern. Diese stärker universalistische Argumentation war jedoch im Vergleich zur 
funktionalistischen deutlich unterrepräsentiert. 
Durchlässigkeit wurde in beiden Bildungsprozessen sowohl im Zusammen-
hang mit Fragen des Zugangs, der Anrechnung und organisationaler Verbindun-
gen als auch mit dem Umgang mit heterogenen Lernenden thematisiert. Das re-
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konstruierte europäische Modell von Durchlässigkeit ist allerdings kein klar defi-
niertes, sondern lässt bei der Interpretation und Umsetzung einigen Spielraum. 
Die Aspekte werden breit thematisiert und die Umsetzungsvorschläge wenig spe-
zifisch gefasst. So wird nicht beschrieben, wie die Zugangsregelungen zur Hoch-
schule ausgestaltet sein sollten: ob über Berechtigungen oder hochschulische Re-
gelungen, ob individuumszentriert oder gruppenspezifisch. Auch wie Anrech-
nung stattfinden soll, d.h., inwiefern sie stärker individuell ausgerichtet oder pau-
schalisiert institutionalisiert sein sollte, wird in den untersuchten Dokumenten of-
fengelassen. Allerdings werden klare Standards wie Leistungspunktesysteme, 
Lernergebnisorientierung, Qualifikationsrahmen und Modularisierung eingefor-
dert, welche bei der Umsatzung von Anrechnungs- und Validierungsverfahren 
helfen sollen. Nicht näher spezifiziert werden die zu institutionalisierenden For-
men der organisationalen Verbindung zwischen Berufs- und Hochschulbildung. 
Etwas spezifischer gefasst sind dagegen die Standards, welche den Umgang mit 
Heterogenität der Lernenden erleichtern und zu einem Bildungserfolg führen sol-
len; hier werden Maßnahmen zur Flexibilisierung der Lernorganisation, zur Bera-
tung und Unterstützung z.B. durch Lernendenzentrierung und Finanzierungs-
möglichkeiten vorgeschlagen. Ob die Finanzierung aber z.B. stärker universalis-
tisch ausgestaltet für alle Lernenden oder in Form leistungsbasierter Stipendien 
institutionalisiert werden soll, bleibt wiederum offen. 
Trotz der Offenheit der Durchlässigkeitsvorgaben auf europäischer Seite 
wird jedoch deutlich, dass Durchlässigkeit ein Thema ist, mit dem sich die Mit-
gliedsstaaten beschäftigen müssen. Bildungssysteme, welche keine Mobilität zwi-
schen Bildungsbereichen ermöglichen, büßen durch die europäischen Bildungs-
prozesse an Legitimität ein und gelten als Bremser der wirtschaftlichen und sozi-
alen Entwicklung in Europa. 
Der zweite Schritt zur Analyse des Einflusses der europäischen Bildungspro-
zesse beruht auf dem Vergleich der herausgefilterten nationalen Entwicklungen 
mit den europäischen Durchlässigkeitsvorgaben (vgl. Kapitel 10). Dabei wurde 
zuerst der institutionelle misfit und damit die Frage analysiert, inwiefern bereits 
vor dem Beginn der europäischen Prozesse eine Passung zwischen den nationalen 
Strukturen und den rekonstruierten Vorgaben bestand. Anschließend wurde die 
Delta-Konvergenz untersucht, d.h. die Frage, inwiefern die nationalen Strukturen 
sich den europäischen Vorgaben im Verlauf des zweiten Untersuchungszeitraums 
angeglichen haben. Die Erkenntnisse hieraus wurden als erster Hinweis auf den 
Einfluss der europäischen Prozesse gewertet. 
Im Vergleich der regulativen und diskursiven Strukturen vor dem Beginn der 
Europäisierungsprozesse mit den europäischen Vorgaben wurde deutlich, dass in 
Deutschland ein wesentlich größerer misfit bestand als in Frankreich. Dort waren 
bereits einige zentrale Forderungen institutionalisiert. Der anschließende Ver-
gleich mit den nationalen Entwicklungen zeigte, dass sich die nationalen Durch-
lässigkeitsstrukturen zum Teil in Frankreich aber besonders signifikant in 
Deutschland an die europäischen Vorgaben angenähert haben. Dies gilt sowohl 
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für die regulative und die normative als auch für die kulturell-kognitive Dimen-
sion. Wenn über Durchlässigkeit gesprochen wird, dann meist in Bezug auf alle 
vier Durchlässigkeitsaspekte. Zudem wurden Zugangsmöglichkeiten und organi-
sationale Verbindungen ausgebaut sowie Anrechnungsmöglichkeiten und Struk-
turen, welche den Umgang mit heterogenen Bedürfnissen erleichtern, eingeführt 
bzw. erweitert. Darüber hinaus konnte eine Übereinstimmung der europäischen 
Argumentationen mit den nationalen funktionalistischen Diskurssträngen festge-
stellt werden. Dabei ähneln funktionalistisch gerahmten Begründungen in den eu-
ropäischen Dokumenten besonders stark den funktionalistischen Argumentatio-
nen in Deutschland. Anhand dieser Beobachtungen lässt sich schlussfolgern, dass 
die nationalen Entwicklungen in Richtung eines europäischen Durchlässigkeits-
modells speziell in Deutschland, aber auch in Frankreich, als ein Hinweis auf den 
Einfluss der europäischen Prozesse angesehen werden kann. 
In einem dritten Schritt wurde diese Annahme geprüft und zwar auf Basis 
der nationalen Diskurse und der geführten Expert_inneninterviews. Diese wur-
den daraufhin analysiert, inwiefern die jeweiligen nationalen Entwicklungen in 
Frankreich bzw. in Deutschland von den Akteur_innen tatsächlich durch europä-
ische Einflüsse erklärt werden. Für Deutschland konnte gezeigt werden, dass die 
europäischen Bildungsprozesse eine starke Dynamik der Entwicklung der natio-
nalen Durchlässigkeitsstrukturen ausgelöst haben. Auch wenn bereits vor 1999 
Durchlässigkeit zwischen Berufs- und Hochschulbildung ein wichtiges Thema 
der Bildungspolitik darstellte, boten erst die europäischen Prozesse den richtigen 
Nährboden, um diese Ideen und politischen Lösungsansätze auch zu fordern und 
zu fördern. Die Diskrepanz zwischen den europäischen Vorgaben und dem deut-
schen System war nicht nur in der regulativen Dimension signifikant, sondern 
wurde auch im strukturkritischen Diskurs als solche konstruiert, indem mit Ver-
weis auf die europäische Ebene eine starke Entwicklungsnotwendigkeit aufgezeigt 
wurde. Speziell im Hinblick auf die Frage von Anrechnung wurde dies wird dies 
deutlich, wobei hier vor allem dem Bologna Prozess eine entscheidende Rolle 
zukommt. Der Einfluss des Kopenhagen- Prozesses wurde v.a. in der Entwick-
lung und Einführung des deutschen Qualifikationsrahmens gesehen. Ihm wurde 
sowohl im Diskurs als auch in den Interviews eine Katalysatorrolle zuerkannt. Zu 
begründen ist die Katalysatorfunktion damit, dass der DQR als Klassifikations-
system gelten kann. Und da Klassifikationssysteme der  Legitimation und Auf-
rechterhaltung sozialer Kategorisierungen und damit auch Ungleichheiten dienen 
(Vgl. Tilly 1998) sind sie stark umkämpft. So wurde von den unterschiedlichen 
Akteuren versucht durch Kategorisierungen und Grenzziehungen bestehende 
Hierarchien zwischen Berufs- und Hochschulbildung zu verändern bzw. auf-
rechtzuerhalten. Gleichzeitig führte die Auseinandersetzung mit dem Qualifikati-
onsrahmen auch dazu, dass die Akteure der Berufs- und Hochschulbildung ge-
zwungen waren, sich miteinander über Wertigkeiten von Bildungsabschlüssen 
und die Definition von Schlüsselbegriffen auseinanderzusetzen. 
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Insgesamt wurde allerdings auch deutlich, dass europäische Vorgaben nicht 
einfach übernommen wurden, sondern der Prozess der Veränderung verbunden 
war mit Deutungskämpfen über die Entwicklung der Strukturen, was sich in der 
Gegenüberstellung von strukturkritischem und strukturkonservativem Diskurs 
zeigt. Und auch wenn für Deutschland in Rückschau der Veränderungen ge-
schlussfolgert werden kann, dass die Europäisierung zu einer Verschiebung der 
Macht über die Deutungsangebote in Richtung der Vertreter des strukturkriti-
schen Diskurses geführt hat, zeigen sich gleichzeitig Verharrungsstrukturen des 
Bildungsschismas und der damit zusammenhängenden Hierarchisierung berufli-
cher und höherer Allgemeinbildung in den institutionellen Entwicklungen. Trotz-
dem können abschließend die europäischen Bildungsprozesse Bologna und Ko-
penhagen für Deutschland jedoch als eine Gelingensbedingung (vgl. Solga et al. 
2013) für die Veränderung der institutiopnellen Strukturen hin zu mehr Durch-
lässigkeit angesehen werden. 
Im Vergleich zu Deutschland kann der Einfluss des Bologna- und vor allem 
des Kopenhagen-Prozesses in Frankreich als deutlich weniger entscheidend für 
die wichtigen institutionellen Veränderungen für Durchlässigkeitt angesehen wer-
den, obwohl auch hier gezeigt werden konnte, dass sich die Durchlässigkeitsstruk-
turen in Richtung europäischer Vorgaben entwickelt haben. So wurden ebenfalls 
europäische Standards wie Leistungspunktesysteme, Modularisierung und Semes-
tereinteilung aufgrund der europäischen Prozesse institutionalisiert, was als unter-
stützend für die Schaffung von Durchlässigkeit angesehen werden kann. Aller-
dings kamen durch die Europäisierung keine gänzlich neuen Aspekte auf die fran-
zösische Agenda. So etwa war Anrechnung dort schon im ersten Zeitraum ein 
wichtiges Thema, wurde 2002 weiterentwickelt und kann durch inzwischen ein-
geführte europäische Standards allenfalls leichter umgesetzt werden. Gleiches gilt 
für die institutionalisierten Übergänge. Die Veränderung der Pädagogik in Rich-
tung einer Lernendenzentrierung wird zwar auch in den europäischen Argumen-
ten gefordert, war aber im französischen Diskurs bereits im ersten Zeitraum prä-
sent, wenn auch nicht in Bezug auf beruflich Qualifizierte. Insofern werden zwar 
europäische Forderungen aufgegriffen, diese stellen aber vielfach lediglich Wei-
terentwicklungen nationaler institutioneller Entwicklungen dar. 
Schließlich ist die bedeutendste Entwicklung hin zu mehr Durchlässigkeit 
zwischen Berufs- und Hochschulbildung in Frankreich in der Verringerung der 
bestehenden Diskrepanz zwischen den regulativ institutionalisierten Rechten be-
ruflich Qualifizierter und der normativen und kulturell-kognitiven Dimension zu 
sehen. Die Anerkennung von Berufsabiturient_innen als legitime Studierende 
wird in der vorliegenden Arbeit als ein von den europäischen Einflüssen unab-
hängiger Prozess bewertet. So wurde nach der Einführung des baccalauréat profes-
sionnel und dessen Ausbau, dem einhergehenden Anstieg beruflicher Abitu-
rient_innen und damit auch einem Anstieg an beruflich qualifizierten Studieren-
den an den Hochschulen, die mit großen Problemen des Studienabbruchs zu 
kämpfen hatten, der Problemdruck für die französische Politik immer größer. Vor 
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dem Hintergrund der symbolischen Bedeutung des Abiturs in Frankreich sowie 
des tief verankerten französischen Selbstverständnisses des Rechts auf Bildung 
sind die Öffnung des Hochschulbereichs für Berufsabiturient_innen und deren 
Anerkennung, wenn auch größtenteils als Problemstudierende, logische Konse-
quenzen. Allerdings, und das entspricht ebenfalls der Weiterentwicklung nationa-
ler institutioneller Pfade, wird die bestehende Hierarchisierung der Bildungs-
zweige nicht aufgebrochen, sondern auf der nächsthöheren Bildungsebene repro-
duziert. Während die beruflich Qualifizierten in die technischen Kurzstudien-
gänge an die STS gelenkt werden sollen, werden die Abiturient_innen des tech-
nologischen und vor allem allgemeinbildenden Abiturzweiges eher als Studie-
rende der grandes ecoles, der Universitäten und der IUT gesehen. Insgesamt konnte 
somit durch den Bologna-Prozess und die damit eingeführten Standards eine Er-
leichterung der Durchsetzung von Durchlässigkeit erreicht werden, ohne aber 
den eingeschlagenen institutionellen Entwicklungspfad entscheidend zu verän-
dern. 
Die vergleichende Analyse des Einflusses europäischer Prozesse in Frank-
reich und Deutschland führte schließlich nicht nur zu einer fallspezifischen Ein-
schätzung, sondern auch zu verallgemeinerbaren Erkenntnissen: 
1. Die Stärke des Einflusses europäischer Prozesse ist durch ver-
schiedenste Faktoren zu erklären. So vermittelt der festgestellte misfit ei-
nen Eindruck des vorhandenen Handlungsdrucks. Allerdings ist mitent-
scheidend, ob bereits ein Klima des Wandels vorherrscht und damit 
auch Akteursgruppen existieren, welche einen Wandel unterstützen und 
dabei auch die europäischen Vorgaben diskursiv nutzen. Insofern spielt 
die jeweilige nationale institutionelle Ausgangslage eine signifikante 
Rolle. 
2. Am französischen Beispiel wurde deutlich, dass Entwicklungen in Rich-
tung Delta-Konvergenz, also eines europäischen Modells, nicht automa-
tisch bedeuten, dass es die europäischen Prozesse selbst sind, die zu ei-
ner Änderung führen. Über die Analyse der Delta-Konvergenz allein 
können demnach keine Rückschlüsse auf den tatsächlichen Einfluss in-
ternationaler Modelle und Prozesse gezogen werden, ohne gleichzeitig 
auch die nationalen Entwicklungen vor und nach dem Aufkommen der 
Modelle zu analysieren. 
3. Insbesondere bei intergouvernementalen Prozessen ist die Interdepen-
denz der verschiedenen Analyseebenen, also die Zirkularität zwischen 
nationalen und europäischen Entwicklungen nicht zu vernachlässigen. 
Modelle entstehen nicht im luftleeren Raum, sondern werden durch die 
institutionellen Erfahrungen der beteiligten Akteure maßgeblich beein-
flusst (vgl. Powell et al. 2012a). 
4. Es existiert kein Automatismus zwischen Delta- und Sigma-Konver-
genz. Ein Zusammenhang besteht am ehesten dann, wenn spezifische 
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Standards vorgegeben werden – wie etwa bei der Einführung von Se-
mestern oder Leistungspunkten. Da aber das europäische Durchlässig-
keitsmodell der Bologna und Kopenhagen Prozesse eher unspezifisch 
gehalten wurde, bleibt genügend Interpretationsspielraum bei der natio-
nalen Umsetzung. Zudem sind es wiederum die ganz unterschiedlichen 
nationalen institutionellen Ausgangslagen, welche die spezifische natio-
nale Weiterentwicklung stark beeinflussen. 
Insofern zeigt sich schließlich in der vorliegenden Studie, dass allgemeine Prinzi-
pien und Zielvorstellungen wie die Förderung von Durchlässigkeit entsprechend 
den Annahmen des soziologischen Neoinstitutionalismus durch europäische Pro-
zesse diffundieren. Das Verständnis dieser Prinzipien, die diskursive Wahrneh-
mung wie auch deren konkrete Umsetzung sind allerdings durch national gewach-
sene Institutionen und bestehende Herrschaftsverhältnisse mitbestimmt. 
11.2 Limitationen, weiterführende Forschung und 
Implikationen 
Nachdem oben zusammengefasst wurde, wie die in diesem Buch gestellten For-
schungsfragen beantwortet werden konnten, sollen auch die Grenzen dieser Stu-
die sowie weitere offene Forschungsfragen identifiziert werden. Abschließend 
werden dann gesellschaftliche Implikationen der Ergebnisse der vorliegenden Ar-
beit erörtert. 
11.2.1 Grenzen der Studie und mögliche Erweiterungen  
Die vorliegende Studie bietet Einblick in die nationalen Entwicklungen und er-
klärt, welchen Einfluss die europäischen Prozesse Bologna und Kopenhagen auf 
diese Entwicklungen hatten. Die Studie kann allerdings keinen Beitrag dazu leis-
ten, das Zustandekommen der europäischen Prozesse und der Modelle zu erklä-
ren. 
Weiterhin muss unterstrichen werden, dass in dieser Arbeit zur Analyse der 
institutionellen Durchlässigkeitsentwicklungen ein bestimmter Ausschnitt der ge-
sellschaftlichen Wirklichkeit fokussiert wurde. Der Fokus ruhte dabei vor allem 
auf der Entwicklung der nationalen Diskurse der bildungspolitischen Elite, wobei 
auch regulative Entwicklungen in die Analyse inkludiert wurden. Dieses Vorge-
hen stellte insbesondere die nationale politische Entscheidungsebene ins Zen-
trum, die auch für die regulativen und z.T. für die normativen Veränderungen im 
Bildungssystem zuständig ist. Allerdings musste in Deutschland die föderale 
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Ebene, auf der mitunter ebenfalls starke Unterschiede in den Durchlässigkeits-
strukturen bestehen können (vgl. Ulbricht 2012a), unterbelichtet bleiben. Inso-
fern wären eine weitergehende Untersuchung und ein Vergleich allein der föde-
ralen Unterschiede in Deutschland spannend. 
Nicht untersucht wurden zudem die weiteren existierenden Diskursarenen. 
Auch wenn diese Arenen nicht unabhängig voneinander bestehen und sich ge-
genseitig beeinflussen, ist zu fragen, wie z.B. der öffentliche Mediendiskurs zu 
Durchlässigkeit ausfällt. Verläuft dieser ähnlich und ist ähnlich strukturiert wie 
der Elitendiskurs oder gibt es deutliche Unterschiede? Insbesondere wäre es un-
tersuchungswert, den Mediendiskurs zu analysieren, welcher ein breiteres Publi-
kum erreicht, da dieser die Vorstellungen der Bürger_innen zur Durchlässigkeit 
zwischen Berufs- und Hochschulbildung in einem stärkeren Maße mitbestimmen 
kann als ein Elitendiskurs, der möglicherweise überhaupt nicht wahrgenommen 
wird. 
Ebenfalls nicht näher in den Blick genommen wurden die direkt von Durch-
lässigkeit betroffenen Professionen. Auch für diese kann angenommen werden, 
dass sie bestimmte Vorstellungen und Interessenlagen zur Durchlässigkeit auf-
weisen. Zu untersuchen wäre hier z.B. der Diskurs der Professionen der Schul-, 
Hochschul- und Berufsschullehrer_innen. Eine solche Untersuchung wäre von 
größter Bedeutung, denn die Professionellen sind gatekeeper. Sie sitzen an der 
Schnittstelle, welche es den Lernenden erleichtern oder erschweren kann, Zugang 
zu und Erfolg in einem anderen Bildungsbereich zu haben (vgl. Pfahl 
2011).Gleichsam kann durch eine Analyse der Praxis der Professionen auch  
untersucht werden wie mögliche Differenz zwischen den unterschiedlichen 
Bildungsteilnehmer_innen mitkonstruiert wird (vgl. Budde 2012). 
Durch den Blick auf Diskurse und Regelungen war der Analysefokus auf die 
gesamtgesellschaftliche Ebene und die der Organisationsfelder (vgl. Kapitel 4) ge-
richtet – nicht aber auf die einzelnen Organisationen, in denen besonders die nor-
mative institutionelle Dimension, also die der vorherrschenden Standards unter-
sucht werden können. Eine wichtige Fragestellung für eine weitere Untersuchung 
wäre hier etwa, auf welche Weise Durchlässigkeit in den Bildungsorganisationen 
gefördert und umgesetzt wird. Es gibt verschiedenste Studien gerade für den deut-
schen Fall, die sich mit einzelnen Aspekten von Durchlässigkeit beschäftigen (vgl. 
u.a. Banscherus/Pickert 2013; Buhr et al. 2008; Hanft/Brinkmann 2013). Interes-
sant wäre allerdings eine Rückkopplung solcher Analysen mit den Ergebnissen 
der vorliegenden Arbeit. Welche Aspekte spielen in den Bildungsorganisationen 
tatsächlich eine Rolle? Wie werden diese umgesetzt: individuums- oder gruppen-
zentriert? Entsprechen die Praktiken eher strukturkritischen oder strukturkonser-
vativen Vorstellungen? Sind sie stärker universalistisch oder funktionalistisch ori-
entiert? All diese Fragen könnten aufbauend auf diese Studie weiter erforscht wer-
den. Hier wäre es wichtig zu untersuchen, inwiefern zwischen den Regelungen, 
den in den Diskursen der bildungspolitischen Akteure rekonstruierten Vorstel-
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lungen und den vorherrschenden Standards sowie Praktiken in den Organisatio-
nen eine Übereinstimmung festzustellen ist. Oder sind die Standards und Prakti-
ken in den Organisationen, auch wenn in der Bildungspolitik Durchlässigkeit zwi-
schen Berufs- und Hochschulbildung wichtiger wird, von den bildungspolitischen 
Vorstellungen entkoppelt? Die Beantwortung dieser Fragen ist zentral, um die 
tatsächlichen Bildungsmöglichkeiten der Lernenden im Hinblick auf Durchlässig-
keit bewerten zu können. 
Ebenso wie die Organisationsebene wird auch die Individualebene in dieser 
Arbeit außer in Beteiligungsraten kaum betrachtet. So wäre es zielführend, zum 
einen zu untersuchen, wie die Institutionen sich ändern, und zum anderen, inwie-
fern sich diese Veränderungen in den Handlungsmustern der Individuen wider-
spiegeln. Zu eruieren wäre ferner, welche durchlässigkeitsfördernden Praktiken in 
den Organisationen besonders positiv auf die Beteiligung beruflich Qualifizierter 
im Hochschulbereich wirken. Weiterführend wäre es wertvoll zu untersuchen, 
welche Subjektivierungswirkungen von den Bildungsdiskursen zu Durchlässigkeit 
ausgehen (vgl. z.B. Pfahl 2011 zur Frage der Subjektivierung von Behinderung). 
Wie beschreiben beruflich Qualifizierte ihre Rolle als Studierende? Sehen sie sich 
als selbstverständliche und legitime Studierendengruppe? Wie nehmen sie ihr aka-
demisches Umfeld wahr? Welche Strategien und Praktiken entwickeln sie, um im 
Studium erfolgreich zu sein? Unterscheiden sie sich darin von anderen Studieren-
dengruppen? Und in welchem Verhältnis steht all dies zu dem in den Diskursen 
rekonstruierten Verständnis von Durchlässigkeit und der dort beschriebenen 
Rolle beruflich Qualifizierter in der Hochschule? 
Während sich die oben genannten Forschungsvorschläge primär auf weiter-
führende Studien zur Analyse der nationalen Entwicklungen beziehen, sind aus 
vergleichender Perspektive ebenfalls Erweiterungen denkbar. So könnten weitere 
europäische Staaten und deren Entwicklung im Hinblick auf Durchlässigkeit un-
tersucht und mit den Ergebnissen dieser Studie verglichen werden. Es wäre inte-
ressant zu analysieren, wie Durchlässigkeit in anderen Ländern verstanden wird, 
ob überall dieselben Aspekte eine Rolle spielen oder ob neue Aspekte identifiziert 
werden können. Sinnvoll wäre hier zunächst der Vergleich mit Ländern, die 
ebenso wie Deutschland eine starke Trennung zwischen Berufs- und Hochschul-
bildung aufweisen. Dabei könnte untersucht werden, inwieweit die jeweiligen 
Entwicklungen unterschiedlich oder gleich verlaufen sind und warum dies jeweils 
der Fall war (vgl. Graf 2013). Spannend wäre jedoch auch die Betrachtung osteu-
ropäischer Länder, die ähnlich wie die DDR durch das sowjetische Bildungssys-
tem und ein spezifisches Verhältnis zwischen Berufs- und Hochschulbildung ge-
prägt waren. Wie haben sich Verhältnisse dort nach dem Zusammenbruch der 
Sowjetunion und unter dem Einfluss der europäischen Bildungsprozesse entwi-
ckelt?  
All diese Ansätze machen deutlich, dass noch viele weitere Fragen und Per-
spektiven zur Durchlässigkeit zwischen Berufs- und Hochschulbildung zu unter-
suchen sind. Die vorliegende Arbeit kann hier nur ein Schritt sein, um bestehende 
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Forschungslücken zu schließen, auf welchen aber für die weitere Forschung 
durchaus aufgebaut werden kann. 
11.2.2 Gesellschaftspolitische Implikationen 
Bereits in der Einleitung und in Kapitel 2 wurde der Zusammenhang zwischen 
einem institutionell durchlässigen Bildungssystem und Bildungsmobilität und 
damit den gesellschaftlichen Strukturen sozialer Ungleichheit unterstrichen. So 
kann institutionalisierte Durchlässigkeit im Bildungssystem als eine wichtige 
Voraussetzung dafür gelten, das Dahrendorfsche Ideal des Rechts auf Bildung 
umzusetzen. Veränderungen in Richtung eines durchlässigen Bildungssystems 
können zudem einhergehen mit einer Erhöhung der Lebenschancen von 
Individuen und helfen, den kumulativen Prozess von Bildungsungleichheiten 
über den Lebenslauf zu begrenzen. Denn ohne die Möglichkeit, an bestehende 
Abschlüsse und Kompetenzen im Lebensverlauf anzuknüpfen, und ohne 
institutionalisierte Übergangsmöglichkeiten zwischen einzelnen Bildungsbe-
reichen würden weiterhin systematisch unterschiedliche Lebenschancen für die 
Lernenden bestehen und jede (Fremd- und Selbst-)Selektion im Bildungssystem 
wäre eine finale. Durchlässigkeit im Bildungssystem zielt hingegen auf den Abbau 
individueller Bildungssackgassen, so dass eine barrierefreie Bildungsbiografie so-
wie soziale Aufstiege ermöglicht werden. Die vorliegende Analyse ist in vielfälti-
ger Hinsicht wertvoll für Überlegungen, wie Bildungssysteme durchlässiger ge-
staltet und soziale Ungleichheiten abgebaut werden können. 
Zum einen wurde deutlich, dass nationale Durchlässigkeitsstrukturen diffe-
renziert und mehrdimensional sind und punktuelle Veränderungen nicht automa-
tisch bessere Strukturen nach sich ziehen. Beide Länderstudien unterstreichen, 
dass nicht nur formale Regeln wichtig sind, sondern auch das gesellschaftlich ver-
ankerte Verständnis, die kulturell-kognitive und die normative institutionelle Di-
mension. 
So zeigt sich in Frankreich, dass es nicht ausreicht, Regeln zu institutionali-
sieren, wenn diese in Diskrepanz zum gesellschaftlichen Selbstverständnis stehen. 
Denn dann sind deren Auswirkungen allenfalls begrenzt und können nicht die 
vermeintlich intendierten Ergebnisse nach sich ziehen. Die formalen 
Zugangsregelungen helfen den beruflich Qualifizierten nur dann, wenn diese auch 
als legitime Gruppe von Studierenden anerkannt und entsprechend vorbereitet 
bzw. unterstützt werden. Ist dies nicht der Fall, sind formale 
Durchlässigkeitsregelungen nur eine Farce, die den Individuen Möglichkeiten 
vorspiegelt, die ihnen in Wirklichkeit nicht offenstehen. 
In Deutschland zeigt sich vor allem in der kulturell-kognitiven Dimension 
einerseits die starke Verankerung des Bildungsschismas, welches die Veränderun-
gen in Richtung Durchlässigkeit zwischen Berufs- und Hochschulbildung be-
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grenzt. Andererseits wurde jedoch auch deutlich, dass sich gesellschaftliche Vor-
stellungen ändern und bestimmte vorher als selbstverständlich erachtete ver-
meintliche Wahrheiten delegitimiert werden können. Es ist also wichtig – in der 
Gesellschaft generell wie auch auf Seiten der Forschung – allgemeine Selbstver-
ständlichkeiten zu hinterfragen, vor allem dann, wenn diese nachweislich indivi-
duelle Lebenschancen negativ beeinflussen oder zu anderen gesellschaftlichen 
Problemen führen können. Auf diese Weise können grundlegende institutionelle 
Entwicklungen in Gang gesetzt werden. Im deutschen Fall wird deutlich, dass 
vielen regulativen Änderungen zur Durchlässigkeit auch solche in den Diskursen 
vorausgingen. Es tritt allerdings auch klar hervor, dass Veränderungen mitunter 
sehr langsam vor sich gehen und dabei nicht von einem Automatismus ausgegan-
gen werden kann. So wurden Ideen, welche bereits in den 1970er Jahren präsent 
waren, wie die Eingrenzung des Berechtigungsmonopols der Allgemeinbildung, 
damals kaum und erst viele Jahre später in Teilen umgesetzt. 
Gezeigt wurde in dieser Arbeit ebenfalls, dass verschiedene Begründungen 
dafür, Durchlässigkeit umzusetzen, auch mit bestimmten Implikationen verbun-
den sind. So steht in der rekonstruierten funktionalistischen Perspektive nicht das 
Recht auf Bildung der Individuen im Vordergrund, sondern die Bedarfe des Ar-
beitsmarkts. Sowohl in Deutschland als auch in Frankreich steht die funktionalis-
tische Argumentationslogik allerdings nicht allein, sondern wird von einer univer-
salistischen ergänzt. Dies ist insofern wichtig, als Durchlässigkeit aus rein funkti-
onalistischer Perspektive reversibel ist, und zwar dann, wenn der gesellschaftliche 
Bedarf nicht mehr gesehen wird. Aus universalistischer Perspektive jedoch ist das 
Recht auf Bildung nicht verhandelbar und damit irreversibel. Daraus kann abge-
leitet werden, dass die Regelungen, wenn sie auch dazu beitragen sollen, das Recht 
auf Bildung zu institutionalisieren, nicht nur einer funktionalistischen Logik fol-
gen sollten. 
Weiterhin wurde in dieser Studie herausgearbeitet, dass ein durchlässiges Bil-
dungssystem sich durch mehr auszeichnet als nur die Möglichkeit des Zugangs zu 
anderen Bildungsbereichen. Möglichkeiten der Anrechnung sowie organisationale 
Verbindungen können Durchlässigkeit ebenfalls fördern. Wichtig ist zudem eine 
Akzeptanz der Gruppe neuer Lernender und eine entsprechende Strukturierung 
der Lernmöglichkeiten bzw. Vorbereitung der Lernenden. Nur wenn durch spe-
zifische Strukturen der Beratung, der Information, des Lehrens und Lernens auf 
die Diversität der Lernenden Rücksicht genommen wird, kann Durchlässigkeit im 
Sinne eines erfolgreichen Lernens ermöglicht werden. Unerlässlich bei der Eta-
blierung derartiger Strukturen ist es darauf zu achten, dass sie nicht zu einer wei-
teren Segregation oder Stigmatisierung einer bestimmten Gruppe von Lernenden 
beitragen. So sollten Beratungs-, Unterstützungs- und Vorbereitungsangebote für 
alle Lernenden der Organisation gelten, denn die ‚traditionellen‘ Bildungsteilneh-
mer_innen können unterstützende Strukturen genauso benötigen wie neue Grup-
pen von Lernenden, die sich ebenfalls durch eine Heterogenität ihrer Bedürfnisse 
auszeichnen. 
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Es existiert für die Ermöglichung durchlässiger Bildungsstrukturen kein Pa-
tentrezept. Vielmehr gibt es, wie in Kapitel 2 gezeigt, verschiedenste Möglichkei-
ten, Durchlässigkeit zu fördern, wobei eine Mischung aus stärker individuumsze-
ntrierten und gruppenspezifischen Strukturen als erfolgsversprechend angesehen 
werden kann. Die jeweiligen Ausrichtungen gehen mit differenten Vor- und 
Nachteilen einher. Gruppenspezifische Strukturen können dabei oft als barriere-
ärmer gelten. Die Umsetzung einer Regelung für viele ist mit weniger Aufwand 
sowohl für die umsetzende Organisation als auch für das Individuum verbunden, 
zumal solche Regelungen oft mit Berechtigungen für das Individuum einherge-
hen. Implizit sind aber derartigen gruppenspezifischen Strukturen Homogenitäts-
annahmen über die Gruppen inhärent, welche dann nachteilig sein können, wenn 
es keine Strukturen gibt, die das ausgleichen und somit dazu dienen, die Hetero-
genität der Individuen innerhalb der Gruppen anzuerkennen. Individuumsze-
ntrierte Strukturen sind geeignet, genau dies zu leisten. 
Abschließend sei darauf hingewiesen, dass die Rolle des Bildungssystems bei 
der Verringerung sozialer Ungleichheiten nicht überbewertet werden sollte (vgl. 
auch Solga 2012). Für die Frage nach dem Verhältnis von Berufs- und Hochschul-
bildung ist neben der Schaffung von Durchlässigkeit im Bildungssystem auch de-
ren jeweilige Stellung in der Gesellschaft signifikant. Ungleichheiten können maß-
geblich auch dann verringert werden, wenn Gleichwertigkeit von Berufs- und 
Hochschulbildung auch außerhalb des Bildungssystems anerkannt wird. Dies gilt 
im besonderen Maße auf dem Arbeitsmarkt. Wenn unabhängig vom Bildungsweg 
Absolvent_innen beider Bereiche bei gleichen Kompetenzen auch die gleichen 
Chancen auf Arbeitsmarktpositionen und Gehälter haben, ist ebenfalls ein großer 
Schritt in Richtung der Gleichwertigkeit von Berufs- und Hochschulbildung ge-
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Tabellen und Abbildungen 
Tabelle 37 Institutionelle Charakteristika der Berufs- und Hochschulbildung in 






















dung Lehre und For-
schung
Normativ






















Zielgruppe Schüler/innen mit 
Problemen
Klassisch: Elite Alle Klassisch: Elite
Regulativ
Governance Zentralstaatlich (mit 
korporatistischen 
Anteilen)
Zentralstaatlich Korporatistisch Vor allem föderal 
(auf Länderebene)
Finanzierung Primär öffentlich, 
anteilig durch 
Betriebe











Berechtigung zur Hochschulbildung durch 
Berufsabitur (Sekundarniveau), 
institutionalisierte Anrechnungsverfahren 
Keine Berechtigung zur Hochschulbildung 
via Berufsbildung (auf Sekundarniveau) 
Anrechnung neuerdings möglich, aber 
keine institutionalisierten Anrechnungs-
verfahren*
Sowohl die Einführung von Berechtigungen über berufliche (Weiter-)Bildung (2009) und von An-
rechnungsmöglichkeiten (2002) stellen die neuesten Entwicklungen für den deutschen Fall dar, so 
dass die Differenz zwischen Frankreich und Deutschland diesbezüglich als noch größer anzusehen 
ist. 
Quelle: Baethge (2006: appendix); Powell et al. (2009: 10, 31) angepasst und entlang den institutionel-
len Dimensionen organisiert von NB sowie Team INVEST 
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Anrechnung von vorgängigem Lernen
Umgang mit heterogenen Bedürfnissen der Lernenden
Organisationale 
Verbindungen 





Erhöhung der Attraktivität und 
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Tabelle 40 Glossar zum französischen Bildungssystem 
Französisch Abkürzung Deutsch
Admission Post Bac APB Zulassung nach dem Abitur
Alternance alternierende (Aus)bildung zwischen 
Schule und Lehrbetrieb
Baccalauréat général bac général Allgemeinbildende Abitur
Baccalauréat professionnel bac pro Berufsabitur
Baccalauréat technologique bac techno Technisches Abitur 
Bilan de compétences Dokumentation informell erworbener beruf-
licher und persönlicher Kompetenzen
Brevet de maitrise Meisterabschluss
Brevet de technicien supérieur BTS höheres Technikerzertifikat in schulischer 
Ausbildung in den STS
Brevet d'études du premier 
cycle (du second degré)
BEPC Zertifikat zum Ende der Sekundarstufe I
Brevet d'études professionnel-
les
BEP 2-jähriger Berufsbildungsabschluss (weni-
ger spezialisiert als der CAP Abschluss)
Centre d' apprentissage CA Ausbildungszentrum
Centre de formation d'apprentis CFA Ausbildungszentrum für duale Ausbildung
Certificat d'aptitude profession-
nelle
CAP Berufsbildungsabschluss im Sekundärbe-
reich, Berufsbefähigungszeugnis
Certificat de qualification pro-
fessionnelle
CQP innerbetriebliches Zertifikat
Classes préparatoires aux 
grandes écoles
CPGE Vorbereitungsklassen für die grandes 
écoles
Collège unique Erster Teil der Sekundarschule, den alle 
Schüler/innen noch gemeinsam besuchen
Commissions professionnelles 
consultatives
CPC Paritätisch besetzte Ausschüsse , die die 
Curricular der beruflichen Bildung mitbe-
stimmen
Concours leistungsbasiertes Wettbewerbsverfahren 
für den Zugang zu den grandes écoles
oder anderen Hochschulen und bestimm-
ten Arbeitsmarktpositionen (meist im öf-
fentlichen Dienst)
Diplôme d'Accès aux Etudes 
Universitaires
DAEU Zertifikat, das den Zugang zum Hoch-
schulstudium gewährleistet (zweiter Bil-
dungsweg)
Diplôme d'Etudes Supérieures 
Specialisées
DESS beruflich orientiertes Hochschuldiplom, 





Diplôme universitaire de tech-
nologie




Ecole Nationale des Ponts et 
Chaussées
Nationale Hochschule für den Straßen-
und Brückenbau (grandes école)
Ecole Nationale Profes-
sionnelle
ENP elitäre berufliche Schule des 19. und 20. 
Jahrhunderts zur Ausbildung von Techni-
kern, Vorarbeitern, Aufsehern
Ecole Nationale Supérieure 
d'Ingénieur
ENSI Hochschule für Ingenieure (grande école)
École Polytechnique Polytechnische Hochschule (grande école)
Ecole Primaire Supérieure 
Professionnelle
Elitäre berufliche Schule des 19. und 20. 





Ecole Pratique de Commerce 
et d'Industrie
EPCI Staatlich bezahlte Hochschule für Handel 
und Industrie
Examen d’accès à l.enseigne-
ment supérieur 
EAES Hochschuleingangsprüfung
Examen spécial d.entrée à 
l.université
ESEU Hochschuleingangsprüfung
Grandes écoles Elitehochschulen in Frankreich
Institut universitaire de techno-
logie
IUT Universitätsinstitut für technologische 
Bildung
Instituts universitaires de 
formation des maitres 
IUFM Universitätsinstitut für Lehrerbildung
Instituts universitaires profes-
sionalisés 
IUP Universitätsinstitut für berufliche Bildung
Licence Bachelor-Abschluss (sowohl allgemeinbil-
dend als auch beruflich orientiert)
Licence professionnelle L pro Beruflich ausgerichteter Bachelorstudien-
gang
Lycée Gymnasium/Oberschule (Schulen der 
Sekundarstufe II)
Lycée de métiers berufliche auf ein Berufsfeld konzentrierte 
Oberschule, in der verschiedene sekun-







Maîtrise MSG Hochschulabschluss nach vier Jahren
Master professionnel beruflicher Masterabschluss
Passerelles institutionalisierte Übergänge zwischen 
einzelnen Bildungsgängen
Première 11. Klasse (vorletzte Klassenstufe der 
SEK II)
Réferentiels Inhalt und Methodik eines Bildungsganges
Répertoire national des certifi-
cations professionnelles
RNCP Register der Berufszertifikate
Seconde 10. Klasse (erste Klassestufe der SEK II)
Sections de techniciens supéri-
eurs
STS Sektionen für höhere technische Bildung in 
Oberschulen
Sixième Erstes Jahr der Sekundarschule in Frank-
reich
Terminale 12. Klasse (letzte Klassenstufe der SEK II)
Troisième 9. Klasse (letzte Klassenstufe der SEK I)
Validation des acquis de l'expé-
rience
VAE Zertifizierung beruflich und außerberuflich 
erworbener Kompetenzen
Validation des acquis profes-
sionnels
VAP Verfahren zur Validierung beruflicher Kom-
petenzen 
Voie professionelle Beruflicher Bildungsweg
Quelle: Aufstellung der Autorin 
Tabelle 41 Studienerfolg in der licence innerhalb von vier Jahren je nach Abitur-
schwerpunkt im Abiturjahrgang 2007 
Art des Abiturs (+Schwerpunkt)
Anteil an den eingeschrie-
benen Studierenden (%)
davon Abschluss nach
insgesamt 4 Jahren (%)
Bac general: Littéraire 21,4 43,7
Bac general: Economique 29,3 47,9
Bac general: Scientifique 24,6 48,4
Bac techno STG 10,6 12,5
Bac techno, andere Schwerpunkte 5,3 15,7
Bac Professionnel 4,1 4,6
Nicht-Abiturienten 4,7 30,6
Insgesamt 100 39,0
Quelle: DEPP 2013b:267, Übersetzung NB 
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Tabelle 42 Studienerfolg am IUT nach Typ des Abiturs innerhalb von drei Jahren 
in % (Kohorte 2008) 









Baccalauréat général 16.030 81,1 23.228 82,1
Baccalauréat technologique 6.195 66,2 9.052 67,1
Baccalauréat professionnel 283 45,7 690 49,5
Abiturienten insgesamt 22.508 76,6 32.970 77,3
Nicht-Abiturienten 1.223 58,5 1.069 54,5
Total 23.731 75,6 34.039 76,6
Quelle: DEPP (2013b: 261, Übersetzung NB) 







Baccalauréat général 46.688 38.953 83,4
Baccalauréat technologique 71.384 54.026 75,7
Baccalauréat professionnel 35.282 20.404 57,8
Autres diplômes (BT, BMA, 
étrangers...)
8.795 5.246 59,6
Total BTS 162.149 118.629 73,2
Quelle: DEPP (2013b: 255; Übersetzung NB) 
Abbildung 12 Entwicklung der Zahl der Validierungen mit dem VAE Verfahren 
seit 2002 in Frankreich 
Legende: Die Trendlinie mit den Quadraten sind die Validierungen, die zu vollständigen Diplomen 
geführt haben. Die Trendlinie mit den Kreisen sind alle Validierungsverfahren. 



































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































Übersicht über die geführten Expert_inneninterviews 
Tabelle 45 Expert_inneninterviews in Deutschland  
Organisation Abkürzung Datum Ort
Bundesinstitut für Berufsbildung, Bereich 
Internationales* 
BIBB1 16.03.2011 Bonn
Bundesinstitut für Berufsbildung, Bereich 
Internationales
BIBB2 18.03.2011 Bonn
Bundesinstitut für Berufsbildung, Bereich Qualität, 
Nachhaltigkeit, Durchlässigkeit*
BIBB3 16.03.2011 Bonn
Bundesinstitut für Berufsbildung, Bereich Qualität, 
Nachhaltigkeit, Durchlässigkeit
BIBB4 17.03.2011 Bonn
Bundesinstitut für Berufsbildung, Bereich Ordnung 
der Berufsbildung
BIBB5 15.03.2011 Bonn
Bundesinstitut für Berufsbildung*** BIBB6 16.03.2011 Bonn
Hochschulrektorenkonferenz HRK 18.03.2011 Bonn
Bundesministerium für Bildung und Forschung BMBF 06.06.2011 Berlin
* Interview mit 2 Expert_innen 
** Gespräche, die nicht aufgenommen und transkribiert werden konnten, Interviewnotizen als 
Grundlage 
*** Die interviewte Person war zum Zeitpunkt des Gespräches bereits in Rente. Das Gespräch bezog 
sich aber auf die Erfahrungen als Repräsentant_in der Organisation 
Die Interviews BIBB1 bis BIBB4 sowie BIBB6 wurden zusammen mit Lukas Graf und Justin Powell 
und die Interviews HRK und BMBF zusammen mit Lukas Graf durchgeführt.  
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Tabelle 46 Expert_inneninterviews mit bildungspolitischen Akteuren in Frank-
reich 
Organisation Abkürzung Datum Ort
Confédération générale du patronat des petites et 
moyennes entreprises
CGPME 29.3.2010 Paris
Confédération générale du travail** CGT 19.3.2010
24.3.2010
Paris
La Commission nationale de la certification profes-
sionnelle
CNCP 15.3.2010 Paris
La Conférence des présidents d’université* CPU1 19.3.2010 Paris
L'Association des Directeurs d'IUT** ADIUT 19.3.2010 Paris
Le Mouvement des entreprises de France* MEDEF 22.3.2010 Paris
Ministère de l’Education Nationale *** MEN 10.3.2010 Paris
Ministère de l'Enseignement supérieur et de la 
Recherche ***
MESR1 17.3.2010 Paris
Syndicat National Unitaire de l'Enseignement 
Professionnel*
SNUEP 25.3.2010 Paris
La Conférence des présidents d’université CPU2 23.05.2011 Paris
La Conférence des présidents d’université CPU3 23.05.2011 Paris
Ministère de l'Enseignement supérieur et de la 
Recherche
MESR2 20.5.2011 Paris
Sauvons l’université* Sauvons 25.5.2011 Paris
* Interview mit 2 Expert_innen 
** Gespräche, die nicht aufgenommen und transkribiert werden konnten, Interviewnotizen als Grund-
lage 
*** Die interviewte Person war zum Zeitpunkt des Gespräches bereits in Rente. Das Gespräch bezog 
sich aber auf die Erfahrungen als Repräsentant_in der Organisation 
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Tabelle 47 Expert_inneninterviews mit (Bildungs-)Forscher_innen in Frankreich  
Organisation Abkürzung Datum Ort
Centre de sociologie des organisations CSO 26.3.2010 Paris
Centre Maurice Halbwachs CMH1 22.3.2010 Paris
Centre Maurice Halbwachs CMH2 23.3.2010 Paris
Université de Paris V René Descartes Paris V 11.3.2010 Paris
Université Paris Ouest Nanterre** CNRS 23.3.2010 Paris
Centre d'études et de recherches sur les qualifica-
tions: Schwerpunkt Licence professionnelle
CEREQ1 18.5.2011 Marseille
Centre d'études et de recherches sur les qualifica-
tions: Schwerpunkt bac pro 
CEREQ2 18.5.2011 Marseille
Centre d'études et de recherches sur les qualifica-
tions: Schwerpunkt bac pro
CEREQ3 19.5.2011 Marseille
Centre d'études et de recherches sur les qualifica-
tions: Schwerpunkt Verberuflichung der 
Hochschulbildung
CEREQ4 19.5.2011 Marseille
Centre d'études et de recherches sur les qualifica-
tions: Schwerpunkt Weiterbildung
CEREQ5 19.5.2011 Marseille
Centre d'études et de recherches sur les qualifica-
tions: Schwerpunkt Internationales
CEREQ6 19.5.2011 Marseille
** Gespräche, die nicht aufgenommen und transkribiert werden konnten, Interviewnotizen als Grund-
lage 
 
